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Liebe Kolleginnen und Kollegen,

bitte finden Sie im Anhang die soeben im Umlaufverfahren vom Kabinett beschlossene Formulierungshilfe für den 
Gesetzentwurf zur Beschleunigung des Einsatzes verflüssigten Erdgases (LNG-Beschleunigungsgesetz - LNGG) zur 
parlamentarischen Beratung und möglichen Änderungen ab dieser Woche im Bundestag.

Aktuell ist folgender Zeitplan vorgesehen:

BT1: 13.05.2022
Ausschuss: 18.05.2022 (Einführung und Abschluss) 
BT2/3: 19./20.05.2022 
BR 2: 20.05.2022

Für eventuelle Rückfragen stehen Ihnen auch die folgenden Kolleginnen zur Verfügung*

Herzliche Grüße
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Entwurf einer Formulierungshilfe der Bundesregierung

Für die Fraktionen der SPD, von Bündnis 90/Die Grünen und der FDP

Entwurf eines Gesetzes zur Beschleunigung des Einsatzes verflüssig­
ten Erdgases
(LNG-Beschleunigungsgesetz - LNGG)

A. Problem und Ziel

Mit dem am 24. Februar 2022 begonnenen Angriffskrieg Russlands gegen die Ukraine hat 
sich die energie- und sicherheitspolitische Bewertung der Abhängigkeit von russischen 
Gaslieferungen unvorhergesehen kurzfristig und fundamental geändert. In der Folge ist 
eine Unterbrechung der bis dato für die nationale Energieversorgung zentralen russischen 
Erdgaslieferungen an Deutschland (aktuell 40% der nationalen Gasversorgung, bei einem 
Gesamtverbrauch von rund 1.000 TWh oder 96 Mrd. m3 pro Jahr) nicht mehr ausgeschlos­
sen. Hierdurch ist eine unvorhersehbare, außergewöhnliche und äußerst volatile Lage am 
Gasmarkt entstanden.

Vor diesem Hintergrund ist der unverzügliche und schnellstmögliche Aufbau einer unab­
hängigeren nationalen Gasversorgung äußerst dringlich und zwingend erforderlich.

Aufgrund der geringen Substituierbarkeit von Gas durch andere Energieträger muss zur 
Sicherstellung der Versorgung zwingend Gas aus anderen Quellen beschafft werden. Eine 
der wenigen Möglichkeiten Deutschlands, auf dem Weltmarkt kurzfristig zusätzliche Gas­
mengen zu beschaffen, ist der Einkauf verflüssigten Erdgases (LNG). Um das LNG in 
Deutschland anlanden, regasifizieren und weiterleiten zu können, ist der umgehende Aus­
bau der LNG-Importinfrastruktur unverzichtbar.

B.Lösung

Wegen der derzeitig bestehenden Ausnahmesituation, die eine schnelle und verlässliche 
Sicherung der Energieversorgung durch LNG erfordert, wird den Genehmigungsbehörden 
ermöglicht, vorübergehend und unter klar definierten Bedingungen von bestimmten Verfah­
rensanforderungen, insbesondere im Bereich der Umweltverträglichkeitsprüfung, abzuse­
hen. Die jeweiligen materiellen Zulassungsvoraussetzungen werden durch das Gesetz hin­
gegen nicht verändert, sodass eine umfassende materiell-rechtliche Prüfung durch die Be­
hörden weiter gewährleistet wird. Daneben wird Auftraggebern ermöglicht, vorübergehend 
vergaberechtliche Erleichterungen zur Beschleunigung der Vergabe öffentlicher Aufträge 
und Konzessionen anzuwenden. Ziel des Gesetzes ist es, alle Zulassungs- und Genehmi­
gungsverfahren sowie die Vergabe öffentlicher Aufträge und Konzessionen erheblich 
schneller zu durchlaufen, als dies nach aktueller Rechtslage möglich ist, und so zu zügigen 
Genehmigungen und Einbindung von LNG in den deutschen Markt zu gelangen. Um die 
schnellstmögliche Umsetzung effektiv zu gewährleisten, ist parallel auch der entspre­
chende Rechtsschutz Jeweils zu beschleunigen. Diese Anpassungen sind ein äußerst wich­
tiger Beitrag für die Versorgungssicherheit in Deutschland und aufgrund der dadurch ent­
stehenden Unabhängigkeit von Russland auch für die Sicherheit in Europa.

Das Gesetz sieht zudem vor, dass die Genehmigungen für die LNG-Anlagen in Überein­
stimmung mit den deutschen Klimazielen bis spätestens zum 31. Dezember 2043 befristet 
werden. Ein Weiterbetrieb dieser Anlagen über diesen Zeitpunkt hinaus kann nur für
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klimaneutralen Wasserstoff und dessen Derivate genehmigt werden. Dadurch wird sicher­
gestellt, dass das Ziel der Klimaneutralität spätestens 2045 weiterhin erreicht werden kann, 
es zu keinen Fehlinvestitionen oder möglichen Entschädigungsansprüchen kommt und 
Lock-in-Effekte vermieden werden.

C. Alternativen

Keine.

D. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand

Für die Haushalte des Bundes und der Länder, einschließlich der Kommunen entstehen - 
bis auf die nachstehenden Ausführungen zum Bundesverwaltungsgericht - keine neuen 
Ausgaben. Die Übertragung weiterer erstinstanzlicher Zuständigkeiten auf das Bundesver­
waltungsgericht wird dort zu einem erhöhten Verfahrensaufkommen und damit voraussicht­
lich zu einem jährlichen Mehrbedarf an Personal- und damit zusammenhängenden Sach­
kosten im Justizhaushalt - Einzelplan 07 - führen. Da derzeit nicht prognostiziert werden 
kann, wann etwaige Verfahren anhängig werden, lässt sich dieser Mehrbedarf zurzeit nicht 
näher beziffern. Der Mehrbedarf an Sach- und Personalmitteln soll finanziell und stellenmä­
ßig im Einzelplan 07 ausgeglichen werden.

E. Erfüllungsaufwand

E.1 Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger

Aus den gesetzlichen Änderungen entsteht kein Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und 
Bürger.

E.2 Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft

Für die Wirtschaft entsteht kein Erfüllungsaufwand. Es kommen keine Bürokratiekosten aus 
Informationspflichten hinzu.

Durch beschleunigte Verfahren und den im Einzelfall festzustellenden Verzicht auf eine 
Umweltverträglichkeitsprüfung wird der mit der Planung und Genehmigung verbundene 
Aufwand verringert. Die Einsparungen können nicht ex ante beziffert werden, da der Ver­
zicht auf die Umweltverträglichkeitsprüfung aufgrund europäischen Rechts im Einzelfall von 
der Genehmigungsbehörde festgestellt werden muss. Es ist nicht ex ante abzusehen, in 
wie vielen Verfahren dies tatsächlich Anwendung finden wird.

E.3 Erfüllungsaufwand der Verwaltung

Für die Verwaltung entsteht kein Erfüllungsaufwand. An den materiell-rechtlichen Prüfun­
gen durch die Behörde ändert sich nichts. Dem geringfügigen Mehraufwand durch die Ein- 
zelfallprüfung gemäß § 4 des Gesetzes steht eine ebenfalls geringfügige Einsparung an 
Aufwand durch Wegfall der Umweltverträglichkeitsprüfung in diesen Fällen gegenüber.
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F. Weitere Kosten
Die Änderungen bewirken keine wesentlichen Änderungen für die sonstigen Kosten der 
Wirtschaft oder für das soziale Sicherungssystem. Es sind keine Auswirkungen auf Ein­
zelpreise und das Preisniveau, insbesondere auf das Verbraucherpreisniveau, zu erwar­
ten.
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Entwurf einer Formulierungshilfe der Bundesregierung für die 
Fraktionen der SPD, von Bündnis 90/Die Grünen und der FDP

Entwurf eines Gesetzes zur Beschleunigung des Einsatzes ver­
flüssigten Erdgases

(LNG-Beschleunigungsgesetz - LNGG)

Vom...

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das folgende Gesetz beschlos­
sen:

§1

Zweck

(1) Dieses Gesetz dient der Sicherung der nationalen Energieversorgung durch die 
zügige Einbindung verflüssigten Erdgases in das bestehende Fernleitungsnetz.

(2) Mit den Vorschriften dieses Gesetzes sollen die Zulassung von Errichtung und In­
betriebnahme der in § 2 bezeichneten Vorhaben sowie die Durchführung von Verfahren für 
die Vergabe öffentlicher Aufträge und Konzessionen dieser Vorhaben beschleunigt werden.

§2

Anwendungsbereich

(1) Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des Absatzes 2 für die Zulassung von:

1. stationären schwimmenden Anlagen zur Einfuhr, Entladung, Lagerung und Wiederver­
dampfung verflüssigten Erdgases,

2. stationären landgebundenen Anlagen zur Einfuhr, Entladung, Lagerung und Wieder­
verdampfung verflüssigten Erdgases,

3. Leitungen, die der Anbindung von Anlagen nach Nummer 1 oder Nummer 2 an die 
Gasversorgungsnetze dienen (LNG-Anbindungsleitungen),

4. Gewässerausbauten und Gewässerbenutzungen, die für Errichtung und Betrieb der 
Anlagen nach Nummer 1 oder Nummer 2 erforderlich sind.

(2) Dieses Gesetz gilt nur für die in der Anlage bezeichneten Vorhaben.

(3) Dieses Gesetz gilt zudem für die Vergabe öffentlicher Aufträge und Konzessionen 
für Vorhaben nach Absatz 2.
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§3

Besonderes Interesse

Die in der Anlage bezeichneten Vorhaben sind für die sichere Gasversorgung Deutsch­
lands besonders dringlich. Für diese Vorhaben wird die energiewirtschaftliche Notwendig­
keit und der Bedarf zur Gewährleistung der Versorgung der Allgemeinheit mit Gas festge­
stellt. Die schnellstmögliche Durchführung dieser Vorhaben dient dem zentralen Interesse 
an einer sicheren und diversifizierten Gasversorgung in Deutschland und ist aus Gründen 
eines überragenden öffentlichen Interesses und im Interesse der öffentlichen Sicherheit er­
forderlich.

§4

Ausnahmen von der Umweltverträglichkeitsprüfung1

(1) Abweichend von § 1 Absatz 4 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprü­
fung in der Fassung der Bekanntmachung vom 18. März 2021 (BGBl. I S. 540), das zuletzt 
durch Artikel 14 des Gesetzes vom 10. September 2021 (BGBl. I S. 4147) geändert worden 
ist, hat die für die Zulassungsentscheidung zuständige Behörde bei Vorhaben nach § 2 das 
Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung nach Maßgabe der Absätze 2 bis 5 nicht 
anzuwenden, wenn eine beschleunigte Zulassung des konkreten Vorhabens geeignet ist, 
einen relevanten Beitrag zu leisten, um eine Krise der Gasversorgung zu bewältigen oder 
abzuwenden.

(2) Wird nach Absatz 1 keine Umweltverträglichkeitsprüfung durchgeführt, entfallen 
auch die entsprechenden, in fachrechtlichen Vorschriften geregelten Pflichten der Antrag­
steller und Aufgaben der Behörden.

(3) Die weiteren Zulassungsvoraussetzungen nach den fachrechtlichen Vorschriften 
bleiben unberührt, soweit sich nicht aus den nachfolgenden Bestimmungen dieses Geset­
zes etwas anderes ergibt.

(4) Der Öffentlichkeit sind vor Erteilung der Zulassung folgende Informationen zugäng­
lich zu machen:

1. der Entwurf der Zulassungsentscheidung einschließlich Begründung,

2. die wesentlichen Antragsunterlagen einschließlich der Unterlagen, mit denen die we­
sentlichen Auswirkungen des Vorhabens auf die Umwelt dargestellt werden,

3. die Gründe für die Gewährung der Ausnahme nach Absatz 1 von den Anforderungen 
nach dem Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung.

Die Zugänglichmachung hat für die Dauer von vier Tagen mittels Auslegung in Räumen der 
Zulassungsbehörde und mittels Veröffentlichung auf der Internetseite der Zulassungsbe­
hörde zu erfolgen.

(5) Das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, nukleare Sicherheit und Ver­
braucherschutz hat die Europäische Kommission vor Erteilung der Zulassungsentschei­
dung über die Gründe der Gewährung der Ausnahme nach Absatz 1 zu unterrichten und 1

1)§ 4 dieses Gesetzes dient auch der Umsetzung folgender Richtlinie: Richtlinie 2011/92/EU des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 13. Dezember 2011 über die Umweltverträglichkeitsprüfung bei be­
stimmten öffentlichen und privaten Projekten (ABI. L 26 vom 28.1.2012, S. 1), geändert durch Richtlinie 
2014/52/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. April 2014 (ABI. L 124 vom
25.4.2014, S. 1).
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ihr die Informationen, die die zuständige Behörde der Öffentlichkeit nach Absatz 4 zugäng­
lich macht, zu übermitteln. Zu diesem Zweck hat die zuständige Behörde rechtzeitig, spä­
testens vier Tage vor der Entscheidung über die Zulassung des Vorhabens dem Bundes­
ministerium für Umwelt, Naturschutz, nukleare Sicherheit und Verbraucherschutz die Infor­
mationen nach Absatz 4 zu übermitteln.

§5

Maßgaben für die Anwendung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes und der In- 
dustriekläranlagen-Zulassungs- und Überwachungsverordnung2

(1) Das Bundes-Immissionsschutzgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 
17. Mai 2013 (BGBl. I S. 1274; 2021 I S. 123), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 
24. September 2021 (BGBl. I S. 4458) geändert worden ist, ist für die Zulassung von Anla­
gen nach § 2 Nummer 1 und 2 dieses Gesetzes mit folgenden Maßgaben anzuwenden:

1. abweichend von § 10 Absatz 3 Satz 2 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes sind der 
Antrag und die vom Antragsteller vorgelegten Unterlagen, mit Ausnahme der 
Unterlagen nach § 10 Absatz 2 Satz 1 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes, sowie 
die entscheidungserheblichen Berichte und Empfehlungen, die der Behörde im 
Zeitpunkt der Bekanntmachung vorliegen, nach der Bekanntmachung eine Woche zur 
Einsicht auszulegen,

2. abweichend von § 10 Absatz 3 Satz 4 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes kann die 
Öffentlichkeit bis eine Woche nach Ablauf der Auslegungsfrist gegenüber der 
zuständigen Behörde schriftlich oder elektronisch Einwendungen erheben; diese Frist 
gilt auch bei Anlagen nach der Richtlinie 2010/75/EU des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 24. November 2010 über Industrieemissionen (integrierte 
Vermeidung und Verminderung der Umweltverschmutzung) (ABI. L 334, 17.12.2010,
S. 17),

3. die zuständige Behörde kann einen Erörterungstermin nach § 10 ,Absatz 6 des 
Bundes-Immissionsschutzgesetzes durchführen, soweit sie diesen für erforderlich oder 
zweckmäßig hält,

4. die Genehmigung nach § 4 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes ist mit der 
Bestimmung zu erteilen, dass der Betrieb der Anlage mit verflüssigtem Erdgas 
spätestens am 31. Dezember 2043 einzustellen ist.

(2) Für eine Anlage nach § 2 Absatz 1 Nummer 1 und 2, die über den 31. Dezember 
2043 hinaus betrieben werden soll, kann die Genehmigung zum Weiterbetrieb nur für einen 
Betrieb mit klimaneutralem Wasserstoff und Derivaten hiervon erteilt werden. Die Geneh­
migung nach Satz 1 ist bis zum Ablauf des 1. Januar 2035 zu beantragen.

(3) Für die Öffentlichkeitsbeteiligung nach § 4 der Industriekläranlagen-Zulassungs- 
und Überwachungsverordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 2. Mai 2013 
(BGBl. I S. 973, 1011), die zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 21. Mai 2003 (BGBl. I

2 § 5 dieses Gesetzes dient auch der Umsetzung folgender Richtlinien; Richtlinie 2010/75/EU des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 24. November 2010 über Industrieemissionen (integrierte Vermeidung 
und Verminderung der Umweltverschmutzung) (Neufassung) (ABI. L 334 vom 17.12.2010, S. 17) (Be­
richtigung, ABI. L 158 vom 19.06.2012, S. 25); Richtlinie 2012/18/EU des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 4. 3uli 2012 zur Beherrschung der Gefahren schwerer Unfälle mit gefährlichen 
Stoffen, zur Änderung und anschließenden Aufhebung der Richtlinie 96/82/EG des Rates (ABI. L 197 
vom 24.7.2012, S. 1).
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S. 2873) geändert worden ist, gelten die Maßgaben des Absatzes 1 Nummer 1 bis 3 ent­
sprechend.

§6

Maßgaben für die Anwendung des Bundesnaturschutzgesetzes

Das Bundesnaturschutzgesetz vom 29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2542), das zuletzt durch 
Artikel 1 des Gesetzes vom 18. August 2021 (BGBl. I S. 3908) geändert worden ist, ist bei 
der Zulassung von Vorhaben nach § 2 mit folgenden Maßgaben anzuwenden:

1. abweichend von § 17 Absatz 1 des Bundesnaturschutzgesetzes kann die Festsetzung 
von Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen nach § 15 Absatz 2 des Bundesnaturschutz­
gesetzes bis zu zwei Jahre nach Erteilung der Zulassungsentscheidung erfolgen, hier­
für hat der Verursacher die erforderlichen Angaben nach § 17 Absatz 4 Satz 1 Nummer 
2 des Bundesnaturschutzgesetzes nachträglich zu machen. § 15 Absatz 4 Satz 2 des 
Bundesnaturschutzgesetzes ist entsprechend anzuwenden,

2. mit der Umsetzung der Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen ist innerhalb von drei Jah­
ren nach der Festsetzung zu beginnen.

§7

Maßgaben für die Anwendung des Wasserhaushaltsgesetzes

Das Wasserhaushaltsgesetz vom 31. Juli 2009 (BGBl. I S. 2585), das zuletzt durch
Artikel 2 des Gesetzes vom 18. August 2021 (BGBl. I S. 3901) geändert worden ist, ist bei
der Zulassung von Vorhaben nach § 2 mit folgenden Maßgaben anzuwenden:

1. abweichend von § 70 Absatz 1 Satz 1 Halbsatz 2 des Wasserhaushaltsgesetzes in 
Verbindung mit § 73 Absatz 3 Satz 1 des Verwaltungsverfahrensgesetzes in der Fas­
sung der Bekanntmachung vom 23. Januar 2003 (BGBl. I S. 102), das zuletzt durch 
Artikel 24 Absatz 3 des Gesetzes vom 25. Juni 2021 (BGBl. I S. 2154) geändert worden 
ist, ist der Plan für die Dauer von mindestens einer Woche zur Einsicht auszulegen,

2. abweichend von § 70 Absatz 1 Satz 1 Halbsatz 2 des Wasserhaushaltsgesetzes in 
Verbindung mit § 73 Absatz 4 Satz 1 des Verwaltungsverfahrensgesetzes kann jeder, 
dessen Belange durch das Vorhaben berührt werden, bis zu einer Woche nach Ablauf 
der Aüslegungsfrist Einwendungen gegen den Plan erheben,

3. abweichend von § 70 Absatz 1 Satz 1 Halbsatz 2 des Wasserhaushaltsgesetzes in 
Verbindung mit § 73 Absatz 6 Satz 1 des Verwaltungsverfahrensgesetzes kann die 
zuständige Behörde einen Erörterungstermin durchführen, sofern sie diesen für erfor­
derlich hält,

4. durch die Entnahme und Wiedereinleitung von Wasser zum Zweck der Regasifizierung 
verflüssigten Erdgases sind in der Regel keine schädlichen, auch durch den Erlass 
einzuhaltender Nebenbestimmungen nicht vermeidbaren oder nicht ausgleichbaren 
Gewässerveränderungen im Sinne des § 12 Absatz 1 Nummer 1 des Wasserhaus­
haltsgesetzes zu erwarten.
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§8

Maßgaben für die Anwendung des Energiewirtschaftsgesetzes

(1) Das Energiewirtschaftsgesetz vom 7. Juli 2005 (BGBl. I S. 1970, 3621), das zuletzt 
durch Artikel 84 des Gesetzes vom 10. August 2021 (BGBl. I S. 3436) geändert worden ist, 
ist bei der Zulassung nach § 2 mit folgenden Maßgaben anzuwenden:

1. abweichend von § 43a des Energiewirtschaftsgesetzes gilt für das Anhörungsverfah­
ren, dass:

a) der Plan abweichend von § 73 Absatz 3 des Verwaltungsverfahrensgesetzes für 
die Dauer von einer Woche auszulegen ist,

b) Einwendungen nach § 73 Absatz 4 des Verwaltungsverfahrensgesetzes nur bis 
eine Woche nach Ablauf der Auslegungsfrist erhoben werden können,

c) ein Erörterungstermin in den Fällen des § 2 Nummer 3 stattfinden kann, soweit die 
zuständige Behörde diesen für erforderlich hält,

2. Kampfmitteiräumungen, archäologische Untersuchungen und Bergungen gelten als 
Vorarbeiten im Sinne des § 44 des Energiewirtschaftsgesetzes,

3. der Vorhabenträger kann bereits nach Ablauf der Einwendungsfrist verlangen, dass 
das Verfahren der vorzeitigen Besitzeinweisung nach § 44b des Energiewirtschaftsge­
setzes durchgeführt wird,

4. für den vorzeitigen Baubeginn müssen die Voraussetzungen des § 44c Absatz 1 Satz 
1 Nummer 3 und 4 sowie des § 44c Absatz 1 Satz 2 des Energiewirtschaftsgesetzes 
nicht vorliegen; für die Zustellung nach § 44c Absatz 3 EnWG ist § 74 Absatz 5 VwVfG 
entsprechend anwendbar.

(2) Soweit aufgrund der in Absatz 1 vorgesehenen Verfahrensvereinfachungen Vor­
schriften des Energierechts nicht anzuwenden sind, sind auch die Vorschriften des Verwal­
tungsverfahrensrechts, die diesen Verfahrensvereinfachungen sonst entgegenstehen wür­
den, nicht anzuwenden.

§9

Beschleunigte Vergabe- und Nachprüfungsverfahren3

, (1) Für die Verfahren zur Vergabe öffentlicher Aufträge und Konzessionen für Vorha­
ben nach § 2 sind die vergaberechtlichen Vorschriften mit folgenden Maßgaben anzuwen­
den:

3 § 9 dieses Gesetzes dient auch der Umsetzung folgender Richtlinien: Richtlinie 89/665/EWG des Rates vom 
21. Dezember 1989 zur Koordinierung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften für die Anwendung 
der Nachprüfungsverfahren im Rahmen der Vergabe öffentlicher Liefer- und Bauaufträge (ABI. L 395 
vom 30.12.1989, S. 33), zuletzt geändert durch Richtlinie 2014/23/EU des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 26. Februar 2014 über die Konzessionsvergabe (ABI. L 94 vom 28.3.2014, S. 1); 
Richtlinie 92/13/EWG des Rates vom 25. Februar 1992 zur Koordinierung der Rechts- und Verwal­
tungsvorschriften für die Anwendung der Gemeinschaftsvorschriften über die Auftragsvergabe durch 
Auftraggeber im Bereich der Wasser-, Energie- und Verkehrsversorgung sowie im Telekommunikati­
onssektor (ABI. L 76 vom 23.3.1992, S. 14), zuletzt geändert durch Richtlinie 2014/23/EU des Europä­
ischen Parlaments und des Rates vom 26. Februar 2014 über die Konzessionsvergabe (ABI. L 94 vom
28.3.2014, S. 1); Richtlinie 2009/81/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 13. Juli 2009 
über die Koordinierung der Verfahren zur Vergabe bestimmter Bau-, Liefer- und
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1. § 97 Absatz 4 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen findet keine Anwen­
dung.

2. Mittelständische Interessen müssen auch bei der Vergabe öffentlicher Bauaufträge 
nicht vornehmlich berücksichtigt werden. Leistungen müssen nicht in der Menge auf­
geteilt und getrennt nach Art oder Fachgebiet vergeben werden. Wird ein Unterneh­
men, das nicht öffentlicher Auftraggeber ist, mit der Wahrnehmung oder Durchführung 
einer öffentlichen Aufgabe betraut, muss der öffentliche Auftraggeber das Unterneh­
men nicht verpflichten, sofern es Unteraufträge an Dritte vergibt, Leistungen in der 
Menge aufgeteilt und getrennt nach Art oder Fachgebiet zu vergeben.

3. Ergänzend zu § 134 Absatz 3 Satz 1 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkun­
gen entfällt die Informations- und Wartepflicht auch

a) in Fällen, in denen das Verhandlungsverfahren ohne Teilnahmewettbewerb ge­
rechtfertigt ist, und

b) in Fällen, in denen der Bieter, dem der Zuschlag erteilt wird, der einzige Bieter ist 
und es keine weiteren Bewerber gibt.

4. Abweichend von § 135 Absatz 1 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen 
kann in einem Nachprüfungsverfahren in den Fällen der Absätze 2 und 3 bei Feststel­
lung eines Verstoßes des Auftraggebers im Sinne des § 135 Absatz 1 des Gesetzes 
gegen Wettbewerbsbeschränkungen auf Antrag des Auftraggebers oder von Amts we­
gen ein Vertrag nicht als unwirksam erachtet werden, wenn nach Prüfung aller maß­
geblichen Gesichtspunkte unter Berücksichtigung des Zweckes im Sinne des § 1 und 
des besonderen Interesses nach § 3 zwingende Gründe eines Allgemeininteresses es 
rechtfertigen, die Wirkung des Vertrages zu erhalten. Das besondere Interesse recht­
fertigt es in der Regel, die Wirkung des Vertrages zu erhalten. In Fällen des Satzes 1 
hat die Vergabekammer oder das Beschwerdegericht alternative Sanktionen zur Fest­
stellung der Unwirksamkeit nach Maßgabe der Nummer 6 zu erlassen. § 156 Absatz 
3, § 179 Absatz 1 und § 181 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen blei­
ben unberührt.

5. Wird in einem Nachprüfungsverfahren in den Fällen der Absätze 2 oder 3 die Unwirk­
samkeit eines Vertrages wegen eines Verstoßes des Auftraggebers im Sinne des § 135 
Absatz 1 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen festgestellt, ist die

Dienstlelstungsauflräge in den Bereichen Verteidigung und Sicherheit und zur Änderung der Richtlinien 
2004/17/EG und 2004/18/EG (ABI. L 216 vom 20.8.2009, S. 76), zuletzt geändert durch Delegierte 
Verordnung (EU) 2021/1950 der Kommission vom 10. November 2021 zur Änderung der Richtlinie 
2009/81/EG des Europäischen Parlaments und des Rates im Hinblick auf die Schwellenwerte für Liefer- 
, Dienstlelstungs- und Bauaufträge (ABI. L 398 vom 11.11.2021, S. 19); Richtlinie 2014/23/EU des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. Februar 2014 über die Konzessionsvergabe (ABI. L 
094 vom 28.3.2014, S. 1), zuletzt geändert durch Delegierte Verordnung (EU) 2021/1951 der Kom­
mission vom 10. November 2021 zur Änderung der Richtlinie 2014/23/EU des Europäischen Parlaments 
und des Rates im Hinblick auf die Schwellenwerte für Konzessionen (ABI. L 398 vom 11.11.2021, S. 
21); Richtlinie 2014/24/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. Februar 2014 über 
die öffentliche Auftragsvergabe und zur Aufhebung der Richtlinie 2004/18/EG (ABI. L 094 vom
28.3.2014, S. 65), zuletzt geändert durch Delegierte Verordnung (EU) 2021/1952 der Kommission vom 
10. November 2021 zur Änderung der Richtlinie 2014/24/EU des Europäischen Parlaments und des 
Rates im Hinblick auf die Schwellenwerte für die Vergabe öffentlicher Liefer-, Dienstlelstungs- und 
Bauaufträge sowie für Wettbewerbe (ABI. L 398 vom 11.11.2021, S. 23); Richtlinie 2014/25/EU des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. Februar 2014 über die Vergabe von Aufträgen durch 
Auftraggeber Im Bereich der Wasser-, Energie- und Verkehrsversorgung sowie der Postdienste und zur 
Aufhebung der Richtlinie 2004/17/EG (ABI. L 094 vom 28.3.2014, S. 243), zuletzt geändert durch 
Delegierte Verordnung (EU) 2021/1953 der Kommission vom 10. November 2021 zur Änderung der 
Richtlinie 2014/25/EU des Europäischen Parlaments und des Rates im Hinblick auf die Schwellenwerte 
für Liefer-, Dlenstleistungs- und Bauaufträge sowie für Wettbewerbe (ABI. L 398 vom 11.11.2021, S. 
25).
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Wirkung der Unwirksamkeit abweichend von § 135 Absatz 1 des Gesetzes gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen auf die Verpflichtungen beschränkt, die noch zu erfüllen 
sind, ln Fällen des Satzes 1 hat die Vergabekammer oder das Beschwerdegericht zu­
sätzlich zur Feststellung nach Satz 1 alternative Sanktionen zur Feststellung der Un­
wirksamkeit nach Maßgabe der Nummer 6 zu erlassen. Nummer 4 Satz 4 gilt entspre­
chend.

6. Durch die Vergabekammer oder das Beschwerdegericht im Nachprüfungsverfahren in 
den Fällen der Absätze 2 und 3 zu erlassende alternative Sanktionen nach den Num­
mern 4 und 5 umfassen die Verhängung einer Geldsanktion gegen den Auftraggeber 
oder die Verkürzung der Laufzeit des Vertrages. Eine Geldsanktion darf höchstens 15 
Prozent des Auftragswertes betragen.

7. § 14 Absatz 4 Nummer 3 der Vergabeverordnung vom 12. April 2016 (BGBl. I S. 624), 
die zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 9. Juni 2021 (BGBl. I S. 1691) geändert 
worden ist, ist mit der Maßgabe anzuwenden, dass

a) die äußerst dringlichen, zwingenden Gründe sowie der Zusammenhang mit Ereig­
nissen, die der betreffende Auftraggeber nicht voraussehen konnte, als vorliegend 
anzusehen sind,

b) in der Regel die Mindestfristen nicht eingehalten werden können und

c) die Umstände zur Begründung der äußersten Dringlichkeit dem Auftraggeber in 
der Regel nicht zuzurechnen sind.

Satz 1 gilt entsprechend für § 13 Absatz 2 Nummer 4 der Sektorenverordnung vom 12. 
April 2016 (BGBl. I S. 624, 657), die zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 9. Juni 
2021 (BGBl. I S. 1691) geändert worden ist, und für § 12 Absatz 1 Nummer 1 Buch­
stabe b Doppelbuchstabe bb der Vergabeverordnung Verteidigung und Sicherheit vom 
12. Juli 2012 (BGBl. I S. 1509), die zuletzt durch Artikel 5 des Gesetzes vom 12. No­
vember 2020 (BGBl. I S. 2392) geändert worden ist. Satz 1 gilt ferner entsprechend für 
die Vergabe von Bauaufträgen hinsichtlich der Voraussetzungen zur Anwendung des 
Verhandlungsverfahrens ohne Teilnahmewettbewerb wegen besonderer Dringlichkeit.

8. § 17 Absatz 8 der Vergabeverordnung ist mit der Maßgabe anzuwenden, dass die hin­
reichend begründete Dringlichkeit als vorliegend anzusehen ist. Satz 1 gilt entspre­
chend für § 15 Absatz 3, § 16 Absatz 3 und 7 und § 17 Absatz 3 der Vergabeverord­
nung und für § 14 Absatz 3, § 15 Absatz 2 Satz 2 und Absatz 3 Satz 3 der Sektoren­
verordnung. Satz 1 gilt entsprechend hinsichtlich der besonderen Dringlichkeit für § 20 
Absatz Satz 2 und Absatz 3 Satz 2 der Vergabeverordnung Verteidigung und Sicher­
heit. Satz 1 gilt ferner entsprechend für die Vergabe von Bauaufträgen hinsichtlich der 
Verkürzung von Fristen wegen einer hinreichend begründeten Dringlichkeit.

9. Abweichend von § 51 Absatz 2 Satz 1 der Vergabeverordnung kann bei Vergabever­
fahren, die aufgrund der Nummer 7 Satz 1 als Verhandlungsverfahren ohne Teilnah­
mewettbewerb durchgeführt werden, auch nur ein Unternehmen zur Angebotsabgabe 
aufgefordert werden, sofern dieses Unternehmen als einziges in der Lage ist, den Auf­
trag innerhalb der durch die äußerste Dringlichkeit bedingten technischen und zeitli­
chen Zwänge zu erfüllen. Satz 1 gilt entsprechend für Verhandlungsverfahren ohne 
Teilnahmewettbewerb, die aufgrund der Nummer 7 Satz 2 nach der Sektorenverord­
nung oder der Vergabeverordnung Verteidigung und Sicherheit durchgeführt werden. 
Satz 1 gilt ferner entsprechend für die Vergabe von Bauaufträgen für Verhandlungs­
verfahren ohne Teilnahmewettbewerb wegen besonderer Dringlichkeit, die aufgrund 
Nummer 7 Satz 3 durchgeführt werden.
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(2) Für Nachprüfungsverfahren vor der Vergabekammer sind für Vorhaben nach § 2
die vergaberechtlichen Vorschriften mit folgenden Maßgaben anzuwenden:

1. Ergänzend zu § 166 Absatz 1 Satz 3 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkun­
gen kann auch nach Lage der Akten entschieden werden, soweit dies der Beschleuni­
gung dient. Die mündliche Verhandlung kann im Wege der Bild- und Tonübertragung 
nach § 128a der Zivilprozessordnung durchgeführt werden.

2. Abweichend von § 167 Absatz 1 Satz 1 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschrän­
kungen trifft und begründet die Vergabekammer ihre Entscheidung innerhalb einer Frist 
von drei Wochen ab Eingang des Nachprüfungsantrages. Abweichend von § 167 Ab­
satz 1 Satz 2 und 3 des Gesetzes kann die Entscheidungsfrist von drei Wochen nur 
einmalig und höchstens um zwei Wochen verlängert werden.

3. Bei der Auswahl der geeigneten Maßnahmen nach § 168 Absatz 1 Satz 1 des Geset­
zes gegen Wettbewerbsbeschränkungen hat die Vergabekammer auch den Zweck 
nach § 1 sowie das besondere Interesse nach § 3 zu berücksichtigen.

4. Bei der Abwägung nach § 169 Absatz 2 Satz 1 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbe­
schränkungen über die vorzeitige Gestattung des Zuschlags sind zusätzlich der Zweck 
nach § 1 sowie das besondere Interesse nach § 3 zu berücksichtigen. Das besondere 
Interesse überwiegt in der Regel. Die Entscheidung ist unverzüglich, spätestens inner­
halb von einer Woche nach Eingang des Antrags auf Voraberteilung des Zuschlags zu 
treffen und zu begründen. Der Zuschlag kann abweichend von § 169 Absatz 2 Satz 1 
des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen nach der Gestattung unmittelbar 
erteilt werden, sofern die Wartepflicht nach § 134 Absatz 2 des Gesetzes gegen Wett­
bewerbsbeschränkungen nicht noch läuft. Bei Entscheidungen nach § 169 Absatz 2 
Satz 6 und 7 und Absatz 3 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen ist auch 
der Zweck nach § 1 sowie das besondere Interesse nach § 3 zu berücksichtigen, das 
in der Regel überwiegt.

,5. Stellt die Vergabekammer im Nachprüfungsverfahren einen Verstoß des Auftraggebers 
im Sinne des § 135 Absatz 1 Nummer 1 oder 2 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbe­
schränkungen fest, hat sie den Absatz 1 Nummer 4 bis 6 zu beachten.

(3) Für die sofortige Beschwerde sind für Vorhaben nach § 2 die vergaberechtlichen
Vorschriften mit folgenden Maßgaben anzuwenden:

1. § 171 Absatz 2 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen ist mit der Maß­
gabe anzuwenden, dass es auf die Frist in ihrer Ausgestaltung nach Absatz 2 Num­
mer 2 ankommt.

2. Abweichend von § 172 Absatz 1 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen 
ist die sofortige Beschwerde innerhalb von einer Notfrist von einer Woche einzulegen.

3. Abweichend von § 173 Absatz 1 Satz 2 und 3 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbe­
schränkungen entfällt die aufschiebende Wirkung gegenüber der Entscheidung der 
Vergabekammer bereits eine Woche nach Ablauf der Beschwerdefrist und kann nur für 
bis zu sechs Wochen verlängert werden. Bei der Abwägung nach § 173 Absatz 2 
Satz 1 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen sind zusätzlich der Zweck 
nach § 1 sowie das besondere Interesse nach § 3 zu berücksichtigen, das in der Regel 
überwiegt.

4. Bei der Abwägung nach § 176 Absatz 1 Satz 1 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbe­
schränkungen sind zusätzlich der Zweck nach § 1 sowie das besondere Interesse nach 
§ 3 zu berücksichtigen, das in der Regel überwiegt. Abweichend von § 176 Absatz 3 
Satz 1 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen ist die Vorabentscheidung
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über den Zuschlag längstens innerhalb von einer Woche nach Eingang des Antrags zu 
treffen und im Fall einer ausnahmsweisen Verlängerung der Zweck nach § 1 sowie das 
besondere Interesse nach § 3 zu berücksichtigen, das in der Regel überwiegt.

5. § 177 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen ist nicht anzuwenden.

6. Ergänzend zu § 175 Absatz 2 in Verbindung mit § 65 Absatz 1 des Gesetzes gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen kann das Gericht im Ausnahmefall nach Lage der Akten 
entscheiden, insbesondere wenn dies der Beschleunigung dient und kein unmittelbarer 
Eindruck der Parteien oder direkter Austausch des tatsächlichen und rechtlichen Vor­
trags erforderlich ist. Die mündliche Verhandlung kann im Wege der Bild- und Tonüber­
tragung nach § 128a der Zivilprozessordnung durchgeführt werden.

7. § 178 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen ist mit der Maßgabe anzu­
wenden, dass die Beschwerdeentscheidung innerhalb einer Frist von fünf Wochen ab 
Eingang der sofortigen Beschwerde zu treffen und zu begründen ist. Bei besonderen 
tatsächlichen oder rechtlichen Schwierigkeiten kann der Vorsitzende im Ausnahmefall 
die Frist durch Mitteilung an die Beteiligten einmalig um höchstens zwei Wochen ver­
längern. Abweichend von § 178 Satz 2 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschrän­
kungen entscheidet das Gericht stets in der Sache selbst.

8. Für das Beschwerdegericht gilt Absatz 3 Nummer 5 entsprechend.

(4) Abweichend von § 55 Absatz 1 Satz 1 der Bundeshaushaltsordnung muss auf­
grund der besonderen Umstände des Zweckes nach § 1 und des besonderen Interesses 
nach § 3 bei der Vergabe öffentlicher Aufträge für Vorhaben nach § 2 unterhalb der Schwel­
lenwerte des § 106 Absatz 2 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen dem Ab­
schluss von Verträgen über Lieferungen und Leistungen keine Öffentliche Ausschreibung, 
keine Beschränkte Ausschreibung mit Teilnahmewettbewerb und kein sonstiger Teilnah­
mewettbewerb vorausgehen. Abweichend von § 55 Absatz 2 der Bundeshaushaltsordnung 
ist bei öffentlichen Aufträgen im Sinne des Satzes 1 auch nicht nach einheitlichen Beschaf­
fungsrichtlinien zu verfahren.

(5) Bei Verfahren vor Gerichten der Zivil- oder Verwaltungsgerichtsbarkeit über die 
Vergabe öffentlicher Aufträge und Konzessionen für Vorhaben nach § 2, für die ein Nach­
prüfungsverfahren nach Absatz 2 nicht statthaft ist, sind alle bestehenden Beschleuni­
gungsmöglichkeiten des jeweiligen Prozessrechts zu nutzen und Interessenabwägungen, 
insbesondere beim vorläufigen Rechtsschutz, unter Berücksichtigung des Zweckes nach 
§ 1 sowie des besonderen Interesses nach § 3 zu treffen. Dieser Absatz gilt nicht für die 
Geltendmachung von Schadensersatzansprüchen.

§ 10

Weitere Verfahrensanordnungen

(1) Ist für ein Zulassungsverfahren für ein Vorhaben nach § 2 eine ortsübliche oder 
öffentliche Bekanntmachung angeordnet und ist nach den dafür geltenden Vorschriften der 
Anschlag an einer Amtstafel oder die Auslegung zur Einsichtnahme vorgesehen, ist § 2 des 
Planungssicherstellungsgesetzes vom 20. Mai 2020 (BGBl. I S. 1041), das zuletzt durch 
Artikel 1 des Gesetzes vom 18. März 2021 (BGBl. I S. 353) geändert worden ist, mit der 
Maßgabe anzuwenden, dass eine Befristung auf Bekanntmachungen, deren Frist mit dem 
Ablauf des 31. Dezember 2022 endet, nicht stattfindet. 2

(2) Ist für ein Genehmigungsverfahren für ein Vorhaben nach § 2 die Auslegung von 
Unterlagen oder Entscheidungen vorgesehen, auf die nach den für die Auslegung
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geltenden Vorschriften nicht verzichtet werden kann, ist § 3 des Planungssicherstellungs­
gesetzes mit der Maßgabe anzuwenden, dass eine Befristung auf Bekanntmachungen, de­
ren Frist mit dem Ablauf des 31. Dezember 2022 endet, nicht stattfindet.

(3) Ist für ein Genehmigungsverfahren für ein Vorhaben nach § 2 die Durchführung 
eines Erörterungstermins oder einer mündlichen Verhandlung angeordnet oder hält die Be­
hörde einen Erörterungstermin für erforderlich, ist § 5 des Planungssicherstellungsgesetzes 
anzuwenden.

§11

Rechtsbehelfe

(1) Widerspruch und Anfechtungsklage gegen eine Zulassungsentscheidung für die 
Vorhaben nach § 2 haben keine aufschiebende Wirkung. Der Antrag auf Anordnung der 
aufschiebenden Wirkung des Widerspruchs oder der Anfechtungsklage gegen eine Zulas­
sungsentscheidung nach § 80 Absatz 5 Satz 1 der Verwaltungsgerichtsordnung kann nur 
innerhalb eines Monats nach der Zustellung der Zulassungsentscheidung gestellt und be­
gründet werden. Darauf ist in der Rechtsbehelfsbelehrung hinzuweisen. § 58 der Verwal­
tungsgerichtsordnung gilt entsprechend.

(2) Treten später Tatsachen ein, die die Anordnung der aufschiebenden Wirkung 
rechtfertigen, so kann der durch die Zulassungsentscheidung Beschwerte einen hierauf ge­
stützten Antrag nach § 80 Absatz 5 Satz 1 der Verwaltungsgerichtsordnung innerhalb einer 
Frist von einem Monat stellen und begründen. Die Frist beginnt mit dem Zeitpunkt, in dem 
der Beschwerte von den Tatsachen Kenntnis erlangt.

(3) Im Übrigen bleibt der bestehende Rechtsschutz unberührt.

(4) § 9 Absatz 2 und 3 bleibt unberührt.

§12

Zuständigkeit des Bundesverwaltungsgerichts

Das Bundesverwaltungsgericht entscheidet im ersten und letzten Rechtszug über 
sämtliche Streitigkeiten über Vorhaben nach § 2. Satz 1 ist auch anzuwenden für

1. auf diese Vorhaben und auf für deren Betrieb notwendige Anlagen bezogene Zulas­
sungen des vorzeitigen Baubeginns und Anzeigeverfahren sowie

2, Genehmigungen nach dem Bundes-Immissionsschutzgesetz für Anlagen, die für den 
Betrieb von Vorhaben nach § 2 notwendig sind.

§13

Übergangsregelungen

(1) Die Regelungen dieses Gesetzes sind auf bereits vor Inkrafttreten dieses Geset­
zes begonnene, aber noch nicht abgeschlossene Verfahren über Zulassungen für die Er­
richtung und die Inbetriebnahme von Anlagen nach § 2 Absatz 1 Nummer 1,2 und 4 sowie 
von Leitungen nach § 2 Absatz 1 Nummer 3 anzuwenden. Ein Verfahrensschritt, der bereits 
begonnen, aber noch nicht abgeschlossen wurde, ist neu zu beginnen, wenn er nach den
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Vorschriften dieses Gesetzes durchgeführt wird. Ein Verfahrensschritt nach Satz 2 muss 
nicht beendet werden, wenn er nach diesem Gesetz entfallen kann.

(2) Abweichend von Absatz 1 soll ein Verfahrensschritt, der bereits begonnen, aber 
noch nicht abgeschlossen wurde, nach den Vorschriften, die zum Zeitpunkt des Beginns 
des Zulassungsverfahrens galten, beendet werden, wenn der Verfahrensschritt hiernach 
schneller abgeschlossen werden kann.

(3) Für Verfahrensschritte, bei denen von einer Regelung nach den §§ 3 bis 10 Ge­
brauch gemacht worden ist und die mit Ablauf des 31. Juni 2025 noch nicht abgeschlossen 
sind, gelten die Bestimmungen dieses Gesetzes bis zum Abschluss des jeweiligen Verfah­
rensschrittes weiter.

(4) Fallen Verfahrensschritte nach diesem Gesetz weg, sind auch die entsprechenden 
Fehlerfolgenregelungen insoweit nicht anwendbar.

(5) Die Regelungen des § 9 sind auch auf vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes be­
gonnene, aber noch nicht abgeschlossene Vergabe- und Nachprüfungsverfahren anzuwen­
den, die die Vergabe öffentlicher Aufträge und Konzessionen für Vorhaben nach § 2 zum 
Gegenstand haben; für § 9 Absatz 1 Nummer 1, 2, 7, 8 und 9 sowie Absatz 4 gilt dies nur, 
sofern das Vergabeverfahren nach dem 24. Februar 2022 begonnen hat. Insbesondere 
sind § 9 Absatz 1 Nummer 3 bis 6 sowie die Regelungen zum Rechtsschutz nach § 9 Ab­
satz 2, 3 und 5 auch anzuwenden, wenn bereits vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes das 
Vergabeverfahren abgeschlossen oder der Vertrag geschlossen wurde. Der Fristbeginn in 
Fällen des § 9 Absatz 2 und 3 fällt bei bereits vor Inkrafttreten dieses Gesetzes begonnenen 
Nachprüfungsverfahren frühestens auf den Tag des Inkrafttretens dieses Gesetzes; soweit 
vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes geltende Fristen in Nachprüfungsverfahren früher 
ablaufen als die Fristen nach § 9 Absatz 2 und 3, sind die vor Inkrafttreten dieses Gesetzes 
geltenden Fristen bis zu ihrem Ablauf anzuwenden.

§14

Inkrafttreten, Außerkrafttreten

(1.) Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft.

(2) Die §§ 1 bis 10 treten mit Ausnahme des § 5 Absatz 2 und des § 9 Abs. 2, 3 und 
5 mit dem Ablauf des 30. Juni 2025 außer Kraft. § 13 tritt mit Ablauf des 30. Juni 2027 au­
ßer Kraft.

Anlage
(zu § 2)

Nr. Vorhabenstandorte

1. Brunsbüttel (Schleswig-Holstein)

1.1 Anlage nach § 2 Absatz 1 Nr. 1 - FSRU (Standort: Hafen)

1.2 Anlage nach § 2 Absatz 1 Nr. 2 - Flüssigerdgas-Terminal (Standort; German 
ING Terminal)
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1.3 Leitungen nach § 2 Absatz 1 Nr. 3 (Standort German LNG Terminal und 
Standort Hafen - Anschlusspunkt Gasfernleitungsnetz)

2. Wilhelmshaven (Niedersachsen)

2.1 Anlage nach § 2 Absatz 1 Nr. 1 - FSRU (Standort: Voslapper Groden)

2.2 Anlage nach § 2 Absatz 1 Nr. 1 - FSRU (Standort: NWO Terminal)

2.3 Anlage nach § 2 Absatz 1 Nr. 2 - Flüssigerdgas-Terminal (Standort: 
Voslapper Groden)

2.4 Leitungen nach § 2 Absatz 1 Nr. 3 (Standort Voslapper Groden - Anschluss­
punkt Gasfernleitungsnetz)

2.5 Leitungen nach § 2 Absatz 1 Nr. 3 (Standort NWO-Terminal - Anschlusspunkt 
Gasfernleitungsnetz)

3. Stade / Bützfleth (Niedersachsen)

3.1 Anlage nach § 2 Absatz 1 Nr. 1 - FSRU (Standort Hafen)

3.2 Anlage nach § 2 Absatz 1 Nr. 2 - Flüssigerdgas-Terminal (Standort: Hanse- 
atic Energy Hub)

3.3 Leitung nach § 2 Absatz 1 Nr. 3 (Standort Hafen und Hanseatic Energy Hub 
- Anschlusspunkt Gasfernleitungsnetz)

4. Hamburg / Moorburg (Hamburg)

4.1 Anlage nach § 2 Absatz 1 Nr. 1 - FSRU (Standort Hafen / Kraftwerk Moor­
burg)

4.2 Leitung nach § 2 Absatz 1 Nr. 3 (Standort Kraftwerk Moorburg - Anschluss­
punkt Gasfernleitungsnetz)

5. Rostock / Hafen (Mecklenburg-Vorpommern)

5.1 Anlage nach § 2 Absatz 1 Nr. 1 - FSRU (Standort Hafen)

5.2 Anlage nach § 2 Absatz 1 Nr. 2 - Flüssigerdgas-Terminal (Standort Hafen)

5.3 Leitungen nach § 2 Absatz 1 Nr. 3 an das Gasfernleitungsnetz

6. Lubmin (Mecklenburg-Vorpommern)

6.1 Anlage nach § 2 Absatz 1 Nr. 1 - FSRU

6.2 Leitung nach § 2 Absatz 1 Nr. 3 an das Gasfernleitungsnetz
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Begründung

A. Allgemeiner Teil

B. Besonderer Teil 

Zu § 1 (Zweck)

Mit dem am 24. Februar 2022 begonnenen Angriffskrieg Russlands gegen die Ukraine hat 
sich die energie- und sicherheitspolitische Bewertung der Abhängigkeit von russischen 
Gaslieferungen unvorhergesehen kurzfristig und fundamental geändert. In der Folge ist 
eine Unterbrechung der bis dato für die nationale Energieversorgung zentralen russischen 
Erdgaslieferungen an Deutschland (aktuell 40% der nationalen Gasversorgung, bei einem 
Gesamtverbrauch von rund 1.000 TWh oder 96 Mrd. m3 pro Jahr) nicht mehr ausgeschlos­
sen. Hierdurch ist eine unvorhersehbare, außergewöhnliche und äußerst volatile Lage am 
Gasmarkt entstanden.

Vor diesem Hintergrund ist der unverzügliche und schnellstmögliche Aufbau einer unab­
hängigeren nationalen Gasversorgung äußerst dringlich und zwingend erforderlich.

Aufgrund der geringen Substituierbarkeit von Gas durch andere Energieträger muss zur 
Sicherstellung der Versorgung zwingend Gas aus anderen Quellen beschafft werden. Eine 
der wenigen Möglichkeiten Deutschlands, auf dem Weltmarkt kurzfristig zusätzliche Gas­
mengen zu beschaffen, ist der Einkauf verflüssigten Erdgases (LNG). Um das LNG in 
Deutschland anlanden, regasifizieren und weiterleiten zu können, ist der umgehende Aus­
bau der LNG-Importinfrastruktur (vgl. auch Begründung zu § 2) unverzichtbar.

Zur Versorgung der Verbraucherinnen und Verbraucher im Frühjahr und Sommer 2022 ge­
nügen die derzeitigen Erdgas- und LNG-Importe in Verbindung mit den gegenwärtig vor­
handenen rd. 64 TWh (Stand: 05.04.2022) in den nationalen Gasspeichern aufgrund des 
geringen Heizbedarfs grundsätzlich. Für die darauffolgende Heizperiode ist eine flächende­
ckende Versorgung derzeitig jedoch noch nicht gesichert. Bereits im Winter 2021/2022 war 
die Versorgung Deutschlands mit Erdgas durch geringe Speicherfüllstände gekennzeich­
net. Im Falle einer kurzfristigen Unterbrechung oder eines Komplettausfalls russischer Gas­
lieferungen, würde eine hinreichende Befüllung der Speicher im Sommer in Vorbereitung 
auf den nächsten Winter jedoch unmöglich; u.a. die Erfüllung der mit dem Gasspeicherge­
setz und der geplanten EU-Regulierung gesetzten Füllstandsvorgaben stünde in Gefahr. 
Eine solche Gasmangellage muss mit allen Kräften vermieden werden. Im Ergebnis könnte 
die staatliche Daseinsvorsorge- und die Energieversorgung für die Bürgerinnen und Bürger 
der Bundesrepublik Deutschland dann nicht mehr gewährleistet werden. Zudem könnte es 
zu hohen, in ihren Auswirkungen nur schwer abschätzbaren wirtschaftlichen Schäden kom­
men, insbesondere auch in Branchen, die zur kritischen Infrastruktur gehören (z.B. Pharma- 
oder Lebensmittelproduktion). Dort wäre mit Produktionsausfällen und damit einhergehen­
der Unterversorgung der Bevölkerung zu rechnen. Es liegt somit bei den Vorhaben nach § 
2 neben den äußerst dringlichen Gründen auch eine Gefährdung überragender öffentlicher 
Interessen vor (vgl. auch Begründung zu § 3).

Um die Möglichkeit für zusätzliche LNG-Importe zu schaffen, muss schnellstmöglich die 
Möglichkeit geschaffen werden, LNG auch in Deutschland zu regasifizieren und damit auf 
Ebene der Infrastruktur die Voraussetzung für den Bezug größerer LNG-Mengen zu ermög­
lichen. Die Kapazität der bisher vorhandenen, für Deutschland nur teilweise nutzbaren eu­
ropäischen LNG-Terminals kann - selbst bei einhundert prozentiger Auslastung - den Aus­
fall der russischen Lieferungen für Europa nur zu einem geringen Teil decken. Gleichzeitig
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sind mit dem Ausfall der russischen Pipeline- und LNG-Lieferungen massive Preissteige­
rungen für Erdgas auf dem europäischen und internationalen Markt zu erwarten.

Ohne die schnellstmögliche Errichtung der entsprechenden LNG-Infrastruktur ist eine Sub­
stituierung des russischen Gases in dem zur Abwendung schwerster wirtschaftlicher Schä­
den zwingend erforderlichen Umfang auf absehbare Zeit nicht möglich. Bei einer vollstän­
digen Einstellung der Erdgaslieferungen aus Russland reichen insbesondere auch die auf 
dem Weltmarkt verfügbaren FSRUs nicht aus, um den Ausfall in den kommenden Jahren 
gänzlich zu kompensieren.

Daher bedarf es neben der Genehmigung von schwimmenden Speicher- und Regasifizie- 
rungseinheiten (FSRU), die kurzfristig angemietet und in Betrieb genommen werden kön­
nen, auch der schnellstmöglichen Errichtung und Inbetriebnahme landgebundener LNG- 
Terminals. Für feste und schwimmende LNG-Anlagen müssen auch die infrastrukturellen 
Voraussetzungen geschaffen werden. Die Anlagen müssen insbesondere an das Erdgas­
leitungsnetz angeschlossen und zum Teil Hafenanlagen angepasst werden.

Wegen der derzeitig bestehenden Ausnahmesituation, die eine schnelle und verlässliche 
Sicherung der Energieversorgung durch LNG erfordert, wird den Genehmigungsbehörden 
vorübergehend ermöglicht, von bestimmten Verfahrensanforderungen, insbesondere im 
Bereich der Umweltverträglichkeitsprüfung, abzusehen. Daneben wird Auftraggebern er­
möglicht, vorübergehend vergaberechtliche Erleichterungen zur Beschleunigung der 
Vergabe öffentlicher Aufträge und Konzessionen anzuwenden. Ziel des Gesetzes ist es, 
alle Zulassungs- und Genehmigungsverfahren sowie die Vergabe öffentlicher Aufträge und 
Konzessionen erheblich schneller zu durchlaufen, als dies nach aktueller Rechtslage mög­
lich ist, und so zu zügigen Genehmigungen und Einbindung von LNG in den deutschen 
Markt zu gelangen. Um die schnellstmögliche Umsetzung effektiv zu gewährleisten, ist pa­
rallel auch der entsprechende Rechtsschutz jeweils zu beschleunigen. Diese Anpassungen 
sind ein äußerst wichtiger Beitrag für die Versorgungssicherheit in Deutschland und auf­
grund der dadurch entstehenden Unabhängigkeit von Russland auch für die Sicherheit in 
Europa.

Die landgebundenen LNG-Terminals und die für die Anbindung der LNG Anlagen erforder­
lichen Erdgasleitungen sollen bereits wasserstoff-ready geplant werden, um eine möglichst 
frühzeitige Umstellung auf Wasserstoff zu ermöglichen. Dies wird in § 5 Absatz 2 auch 
rechtlich abgesichert. Das Gesetz steht damit im Einklang mit den Klimaschutzzielen des 
Bundes-Klimaschutzgesetzes und trägt der Vorgabe des Bundesverfassungsgerichts aus 
seinem Beschluss vom 24. März 2021 Rechnung, frühzeitig transparente Maßgaben für die 
weitere Ausgestaltung der Treibhausgasreduktion zu formulieren, die Orientierung bieten 
und ein hinreichendes Maß an Entwicklungsdruck und Planungssicherheit vermitteln.

Zu § 2 (Anwendungsbereich)

Aktuell ändern sich in Deutschland die Grundlagen der Energieversorgung erheblich. Die 
zügige Realisierung von LNG-Vorhaben in den Küstenregionen liefert einen bedeutenden 
Beitrag zur Gewährleistung der Versorgungssicherheit und zur Erreichung der in § 1 ge­
nannten Zwecke. Es gilt im Interesse einer sicheren und diversifizierten Gasversorgung in 
Deutschland die Voraussetzungen für einen schnellstmöglich zu realisierenden Ausbau der 
LNG-Infrastruktur in den Küstenregionen zu schaffen und damit einen Beitrag zur Bewälti­
gung der Krisensituation zu leisten.

Zu Absatz 1

Absatz 1 regelt den sachlichen Anwendungsbereich des Gesetzes.

Dieser umfasst sowohl die stationären schwimmenden Anlagen (Nummer 1) und die stati­
onären landgebundenen Anlagen (Nummer 2) als auch den gesamten Leitungsausbau
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samt weiterer (Teil-) Anlagen, sofern sie nicht bereits unter die Nummern 1 und 2 fallen 
(Nummer 3) sowie die hierfür erforderlichen Gewässerausbauten und Gewässerbenutzun­
gen (Nummer 4).

Zu Nummer 1

Erfasst werden stationäre schwimmende Anlagen zur Einfuhr, Entladung, Lagerung und 
Wiederverdampfung von verflüssigtem Erdgas, auch bezeichnet als „Floating Storage and 
Regasification Units“ (FSRU's). Kern der schwimmenden Anlage ist ein spezielles Schiff, 
welches mit bestehenden, den Stand der Technik entsprechenden Feuerungsanlagen 
(Dampfkesseln, Verbrennungsmotorenanlagen) die Anlandung, Entladung, Speicherung 
und Wiederverdampfung von verflüssigtem Erdgas (LNG) ermöglicht. Flüssiges Erdgas 
wird dabei von einem LNG-Tanker in eine schwimmende Anlage umgeladen und durch 
Erhitzung erneut in einen gasförmigen Zustand umgewandelt. Für die Erwärmung des ver­
flüssigten Erdgases (LNG) wird regelmäßig Seewasser als Grundlage genutzt. Das wieder­
verdampfte Gas wird dann aus der schwimmenden Anlage über eine kurze Verbindungs­
leitung in die Hafenanlagen gepumpt und von dort ins Gasfernleitungsnetz eingespeist.

Zu Nummer 2

Erfasst werden stationäre landgebundene Anlagen zur Einfuhr, Entladung, Lagerung und 
Wiederverdampfung von verflüssigtem Erdgas. Der Anlagenbegriff erfasst dabei insbeson­
dere sog. ortsfeste LNG-Terminals, welche zur Entladung von LNG-Tankern, Regasifizie- 
rung und Einspeisung des Erdgases in das Gasnetz dienen und/oder die Einlagerung des 
verflüssigten Erdgases bzw. den Weitertransport ermöglichen.

Zu Nummer 3

Bestandteil der Nummer 3 sind u.a. die Anbindungsleitungen von LNG-Anlagen an das 
Fernleitungsnetz im Sinne des § 43 Absatz 1 Satz 1 Nummer 6 des Energiewirtschaftsge­
setzes (EnWG). Eine spätere Umstellung der neuen Leitungen auf eine Wasserstofftaug­
lichkeit (sog. Wasserstoff-Readiness) ermöglicht bereits das geltende Recht (§ 43I Absatz 
8 EnWG). Diese soll aus Klimaschutzgründen so früh wie möglich erfolgen.

Enthalten sind zudem die für den Betrieb von Anbindungsleitungen von LNG-Anlagen not­
wendigen Anlagen, welche auf Antrag des Vorhabenträgers in das Zulassungsverfahren 
integriert werden können.

Zu Nummer 4

Erfasst werden Gewässerausbauten und Gewässerbenutzungen, die für Errichtung und 
Betrieb der Anlagen nach Nummer 1 oder 2 erforderlich sind. Dies kann etwa das Schaffen 
oder Vergrößern von Zufahrten für LNG-Tankschiffe mittels Vertiefungen umfassen oder 
aber die Nutzung von Seewasser zur Wiederverdampfung des verflüssigten Erdgases.

Zu Absatz 2

Der Absatz verweist auf einzelne Vorhaben in der Anlage.

Die in der Anlage erfassten Standorte erscheinen für die Erfüllung des Gesetzeszwecks 
von herausragender Eignung. An diesen Standorten kann davon ausgegangen werden, 
dass durch LNG-Vorhaben ein zügiger und quantitativ wesentlicher Beitrag zur Sicherung 
der Versorgung Deutschlands mit LNG geleistet werden kann. Die Standorte verfügen 
sämtlich über die erforderlichen geografischen und nautischen Bedingungen, um LNG-Vor- 
haben grundsätzlich realisieren zu können bzw. zügig die entsprechenden Voraussetzun­
gen schaffen zu können.
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Ob und wie ein Vorhaben beantragt, genehmigt und realisiert wird und ob im konkreten Fall 
die Verfahrenserleichterungen, die in diesem Gesetz vorgesehen sind, zur Anwendung 
kommen, wird erst in den Planungs- und Zulassungsverfahren entschieden. Die Anlage 
enthält keine verbindlichen Festlegungen über die Ausführung eines Vorhabens oder den 
konkreten Verlauf der Leitungen.

Vorhaben außerhalb des Anwendungsbereichs dieses Gesetzes können weiterhin realisiert 
werden und unterliegen den allgemeinen planungsrechtlichen Kriterien und Regelverfah­
ren.

Zu Absatz 3

Absatz 3 stellt klar, dass dieses Gesetz auch für die Vergabe öffentlicher Aufträge und Kon­
zessionen für die Vorhaben nach Absatz 2 gilt. Für Beschaffungen für Vorhaben nach § 2 
sind daher insbesondere - aber nicht nur - die Regelungen über beschleunigte Vergabe- 
und Nachprüfungsverfahren nach § 9 zu beachten.

Zu § 3 (Besonderes Interesse)

Die Anlage enthält abschließend die insgesamt 18 Gesamtvorhaben, für die die Regelun­
gen dieses Gesetzes gelten. Diese Vorhaben können der Gewährleistung der Versorgungs­
sicherheit in besonderem Maße dienen. Den Häfen in Norddeutschland kommt eine Schlüs­
selfunktion zu. Es bedarf eines Ausbaus der gesamten LNG-Infrastruktur, damit das ver­
flüssigte Gas nach Deutschland geliefert werden kann und in das Fernleitungsnetz einge­
speist werden kann. Derzeit steht der Bau von LNG-Terminals an den in der Anlage ge­
nannten Standorten in der Diskussion. Für diese Standorte schafft das Gesetz eine gesetz­
liche Planrechtfertigung und ein beschleunigtes Zulassungs- und Vergabeverfahren. Bei 
den in der Anlage erfassten Vorhaben handelt sich um Vorhaben von überregionaler Be­
deutung. Sie gehen nach Bedeutung und Auswirkung überdas Gebiet eines Landes hinaus. 
Die räumliche Verteilung der erfassten Infrastrukturen dient dazu, die Realisierung im ge­
samtstaatlichen Interesse zu steuern und so zur Verwirklichung der politischen Ziele der 
Gewährleistung der Versorgungssicherheit und der Schaffung einer zukunftsoffen diversifi­
zierten Gasversorgung beizutragen. Es besteht zudem eine besondere Dringlichkeit der 
Realisierung von einzelnen Vorhaben in der Küstenregion, die eine Aufnahme in die Anlage 
rechtfertigen. Der Ausbau der LNG-Infrastruktur in Deutschland und damit zusammenhän­
gend die Realisierung der Vorhaben sind von grundsätzlicher Bedeutung. Sie bedürfen aus 
zwingenden Gründen des öffentlichen Interesses einer schnellstmöglichen Umsetzung.

Mit der Aufnahme in der Anlage werden für die darin enthaltenen Vorhaben die energiewirt­
schaftliche Notwendigkeit und der Bedarf zur schnellstmöglichen Gewährleistung der Ver­
sorgung der Allgemeinheit mit Gas festgestellt. Damit liegt die Planrechtfertigung vor. Eine 
Verpflichtung zur Realisierung der Vorhaben entsteht durch die Aufnahme in die Anlage 
nicht. Es handelt sich lediglich um eine Verfahrenserleichterung.

Die Energieversorgung im Allgemeinen und die Sicherstellung einer auch ökologisch nach­
haltigen Energieversorgung dienen dem grundlegenden Gemeinwohlzweck. Daher wird mit 
Satz 4 für die dem Anwendungsbereich dieses Gesetzes unterfallenden Vorhaben ein über­
ragendes öffentliches Interesse festgestellt. Die Energieversorgung ist Teil der Daseinsvor­
sorge und nach der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts unerlässlich für die 
Sicherung einer menschenwürdigen Existenz (BVerfG Urt. v. 17.12.2013 - 1 BvR 3139/08, 
1 BvR 3386/08 - BVerfGE 134, 242 ff. - Garzweiler II). Für die in der Anlage erfassten 
Vorhaben spricht daher ein überragender öffentlicher Zweck. Das normierte überragende 
öffentliche Interesse geht mit hohem Gewicht in sämtliche Abwägungsentscheidungen ein. 
Die legislative Grundentscheidung wirkt auf alle Entscheidungen, z.B. auch und insbeson­
dere bei vorläufigen und endgültigen Entscheidungen in Vergabenachprüfungsverfahren 
(vgl. im Einzelnen in § 9 Absatz 2 und 3), sowie bei Duldungsverfügungen oder Entschei­
dungen über einen vorzeitigen Baubeginn. Insoweit besteht gleichfalls ein öffentliches
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Interesse im Sinne von § 69 Absatz 2 des Wasserhaushaltsgesetzes (WHG) in Verbindung 
mit § 17 Absatz 1 Nummer 2 WHG an dem vorzeitigen Beginn, da die frühzeitige Realisie­
rung der Gewässerbenutzung aus Gründen des allgemeinen Wohls zu befürworten ist.

Zudem sind die Vorhaben im Interesse der öffentlichen Sicherheit erforderlich. Für ggf. not­
wendige naturschutzrechtliche Ausnahmegenehmigungen nach § 34 Absatz 4 bzw. § 45 
Abs. 7 Satz 1 Nummer 4 des Bundesnaturschutzgesetzes (BNatSchG) kommt die öffentli­
che Sicherheit als einer der aufgezählten Gründe in Betracht. Die Feststellung, dass die 
Vorhaben im Interesse der öffentlichen Sicherheit erforderlich sind, dient ebenfalls einer 
zügigen Projektrealisierung.

Zu § 4 (Ausnahmen von der Umweltverträglichkeitsprüfung)

Zu Absatz 1

Mit § 4 wird Artikel 2 Absatz 4 der Richtlinie 2011/92/EU des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 13. Dezember 2011 über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP-Richtli- 
nie) für die Sondersituation zur Abwendung einer drohenden Gasmangellage in Deutsch­
land aufgrund der Bedrohungslage durch Russland in das nationale Recht umgesetzt. Ab­
satz 1 sieht vor, dass die zuständige Behörde bei Vorhaben im Anwendungsbereich dieses 
Gesetzes das Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) nach Maßgabe der 
Absätze 2 bis 5 nicht anwendet, wenn sie bei der Prüfung der Zulassung für das konkrete 
Vorhaben zu der Einschätzung kommt, dass eine beschleunigte Zulassung unter Verzicht 
auf Verfahrensschritte nach dem UVPG einen relevanten Beitrag leisten kann, eine dro­
hende Krise der Gasversorgung in Deutschland zu bewältigen oder abzuwenden, weil in 
dieser Krisensituation auch eine in Monaten oder Wochen gemessene Verzögerung und 
damit potentielle Versorgungslücke unbedingt zu vermeiden ist. Damit sind sowohl die Fälle 
umfasst, in denen eine Krise der Gasversorgung bereits besteht, als auch Fälle, in denen 
eine Krise der Gasversorgung droht. Von einem relevanten Beitrag ist regelmäßig auszu­
gehen, wenn über die konkrete Anlage mehr als nur geringfügig LNG eingespeist werden 
kann und soll und die Gasmangellage weiterhin vorliegt oder weiter droht, wofür eine Gas­
warnstufe nach dem Notfallplan Gas nach der Verordnung (EU) 2017/1938 des Europäi­
schen Parlaments und des Rates vom 25. Oktober 2017 über Maßnahmen zur Gewährleis­
tung der sicheren Gasversorgung und zur Aufhebung der Verordnung (EU) Nr. 994/2010 
(SoS-VO) ein Indiz ist, und sie nicht zwischenzeitlich durch andere neu hinzugekommene 
sichere Bezugsquellen dauerhaft weggefallen ist. Von einem mengenmäßig relevanten Bei­
trag kann regelmäßig ausgegangen werden, wenn das Vorhaben eine jährliche Regasifi- 
zierungskapazität von zumindest 5 Mrd. m3 erreicht bzw. überschreitet. Anbindungsleitun­
gen nach § 2 Absatz 1 Nummer 3 leisten regelmäßig einen relevanten Beitrag dazu, eine 
Krise der Gasversorgung abzuwenden, wenn sie zur Anbindung einer Anlage, für die die 
Behörde nach ihrer Einschätzung von einem solchen Beitrag ausgeht, an das Fernleitungs­
netz benötigt werden. Entsprechendes gilt für Gewässerausbauten nach § 2 Absatz 1 Num­
mer 4, wenn diese für die Errichtung und den Betrieb der Anlage erforderlich sind.

Die Entscheidung von der Ausnahme Gebrauch zu machen, obliegt der zuständigen Be­
hörde im Einzelfall. Der europarechtlich zwingend vorgegebenen Anforderung aus der 
UVP-Richtlinie, auch im ausnahmsweisen Fall der Berufung auf Artikel 2 Absatz 4 den Zie­
len der UVP-Richtlinie möglichst weitgehend zu entsprechen, wird Rechnung getragen ins­
besondere dadurch, dass die anderweitigen fachrechtlichen formellen und materiellen An­
forderungen zum Schutze der Umwelt und damit auch der Schutzgüter der UVP-Richtlinie 
unberührt bleiben (s.u. zu § 4 Absatz 3) und zugleich ein unverzichtbarer Mindeststandard 
für die Öffentlichkeitsbeteiligung gewahrt bleibt (s.u. zu § 5 ff.). Im Übrigen sieht der § 4 
Absatz 5 die Information der EU-Kommission über die Geltendmachung der Ausnahme im 
Einzelfall vor; das vorgesehene Verfahren richtet sich hier eng an der von der EU-Kommis- 
sion für diese Konstellationen vorgesehenen Vorgehensweise aus (s.u. § 4 Absatz 4 und 
Absatz 5, vgl. auch die Bekanntmachung der EU-Kommission im Amtsblatt der
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Europäischen Union vom 14.11.2019, DOK 2019 / C 386 / 05 „Leitfaden zur Anwendung 
der Ausnahmen im Rahmen der Richtlinie über die Umweltverträglichkeitsprüfung“).

Zu Absatz 2

Macht die zuständige Behörde nach Absatz 1 von der Nichtanwendung des UVPG Ge­
brauch, so entfallen damit beispielsweise die Pflicht des Antragstellers zur Erstellung eines 
UVP-Berichts sowie die Aufgabe der zuständigen Behörde, die Öffentlichkeit nach den 
UVP-rechtlichen Vorschriften zu beteiligen (§§ 18 bis 22 UVPG) sowie zur Erstellung einer 
zusammenfassenden Darstellung (§ 24 UVPG) und einer begründeten Bewertung (§ 25 
Absatz 1 UVPG), nicht nur, soweit diese Vorgaben im UVPG geregelt sind, sondern auch, 
soweit sich solche die Umweltverträglichkeitsprüfung betreffenden Vorgaben aus anderen 
Gesetzen, ergeben. So regelt grundsätzlich die Neunte Verordnung zur Durchführung des 
Bundes-Immissionsschutzgesetzes (Verordnung über das Genehmigungsverfahren - 9. 
BImSchV), welchen Anforderungen das immissionsschutzrechtliche Genehmigungsverfah­
ren für Anlagen genügen muss, für die nach dem Gesetz über die Umweltverträglichkeits­
prüfung eine Umweltverträglichkeitsprüfung durchzuführen ist. Nur dann, wenn nach § 4 
Absatz 1 des LNGG die gesetzlichen Vorgaben zur Umweltverträglichkeitsprüfung aus­
nahmsweise unangewendet bleiben, findet beispielsweise § 12 Absatz 1 Satz 2 der 9. BIm­
SchV, wonach bei UVP-pflichtigen Vorhaben eine Einwendungsfrist von einem Monat nach 
Ablauf der Auslegungsfrist gilt, keine Anwendung.

Zu Absatz 3

Absatz 3 stellt klar, dass die weiteren Zulassungsvoraussetzungen nach anderen fachrecht­
lichen Vorschriften unberührt bleiben, soweit sich aus den nachfolgenden Bestimmungen 
nicht etwas anderes ergibt. Zu den nachfolgenden Bestimmungen gehören sowohl Absatz 
4 bis 5 als auch die §§6-8, 10 und 13. Das Schutzniveau für Umwelt und Gesundheit 
bleibt auf diese Weise gewahrt. Zugleich wird sichergestellt, dass durch die Inanspruch­
nahme der Ausnahmemöglichkeit nach Art. 2 Abs. 4 UVP-Richtlinie die Ziele der Richtlinie 
- d.h. der Schutz der Rechtsgüter dieser Richtlinie - auch ohne die Durchführung einer 
Umweltverträglichkeitsprüfung im Rahmen der Prüfung der Zulassungsvoraussetzungen 
Berücksichtigung finden.

Zu Absatz 4

Absatz 4 bestimmt, dass der Öffentlichkeit vor Erteilung der Zulassung bestimmte Informa­
tionen zugänglich zu machen sind. Hierzu gehören der Entwurf der Zulassungsentschei­
dung einschließlich der Begründung, zumindest die wesentlichen Antragsunterlagen, ein­
schließlich der vorhandenen Unterlagen, mit denen die wesentlichen Auswirkungen des 
Vorhabens auf die Umwelt dargestellt werden, sowie die Gründe gern. § 4 Abs. 1 für die 
Gewährung der Ausnahme von den Anforderungen nach dem UVPG. Bei dem Entwurf der 
Zulassungsentscheidung nach Absatz 4 Nummer 1 handelt es sich um die Zulassungsent­
scheidung, wie sie die Behörde zu treffen beabsichtigt Die Behörde hat nach Absatz 4 Num­
mer 2 die aufgrund des Zulassungsverfahrens vorhandenen Unterlagen der Öffentlichkeit 
zugänglich zu machen.

Mit dieser Regelung soll entsprechend den europarechtlichen Anforderungen ein Mindest­
maß an Transparenz auch in der Ausnahmekonstellation sichergestellt werden, die einen 
Verzicht auf Vorgaben der UVP-Richtlinie erlaubt.

Die Vorgaben zur Zugänglichmachung gelten nur für die abschließenden Zulassungstatbe­
stände. Sie gelten nicht für vorläufige Entscheidungen über vorläufige Maßnahmen wie 
etwa einen vorzeitigen Baubeginn oder eine vorzeitige Besitzeinweisung.

Die Zugänglichmachung erfolgt für die Dauer von vier Tagen. Diese erfolgt mittels Ausle­
gung in Räumen der Zulassungsbehörde und mittels Veröffentlichung auf der Internetseite
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der Zulassungsbehörde. Die Auslegung kann durch Auslegung der Unterlagen in Papier­
form oder mittels elektronischer Lesegeräte erfolgen. Soweit dies technisch und mit gerin­
gem Aufwand möglich ist und zu keinen Verzögerungen führt, sollte die zuständige Behörde 
die Informationen zusätzlich über das jeweils einschlägige zentrale Internetportal (UVP- 
Portal des Bundes oder der Länder) zugänglich machen, um die Transparenz zu erhöhen 
und die Auffindbarkeit der Informationen zu erleichtern.

Zu Absatz 5

Artikel 2 Absatz 4 UVP-Richtlinie sieht vor, dass die Mitgliedstaaten die Europäische Kom­
mission vor Erteilung der Genehmigung über die Gründe für die Gewährung dieser Aus­
nahme unterrichten und ihr die Informationen übermitteln, die sie gegebenenfalls ihren ei­
genen Staatsangehörigen zur Verfügung stellen. Aus diesem Grund sieht Absatz 5 vor, 
dass die zuständige Behörde das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, nukleare 
Sicherheit und Verbraucherschutz über das Vorliegen der Voraussetzungen des Absatz 1 
für ein Zulassungsverfahren unterrichtet und ihm die Informationen, die es nach Absatz 4 
der Öffentlichkeit zugänglich macht, übermittelt. Das Bundesministerium für Umwelt, Natur­
schutz, nukleare Sicherheit und Verbraucherschutz unterrichtet dann die Europäische Kom­
mission und übermittelt ihr die Informationen nach Satz 1. Die Übermittlung der Informatio­
nen durch die zuständige Behörde hat mindestens vier Tage vor der Zulassungsentschei­
dung zu erfolgen, da die Europäische Kommission nach den Vorgaben der UVP-Richtlinie 
vor Erteilung der Genehmigung unterrichtet werden muss. Das für Angelegenheiten des 
Umweltschutzes zuständige Bundesministerium nimmt dabei keine inhaltliche Prüfung der 
Behördenentscheidung vor, sondern unterrichtet die Europäischen Kommission lediglich 
über die Entscheidung zur Gewährung der Ausnahme durch die zuständige Behörde.

Zu § 5 (Maßgaben für die Anwendung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes und 
der Industriekläranlagen-Zulassungs- und Überwachungsverordnung)

Zu Absatz 1

Absatz 1 enthält Maßgaben, soweit bei der Zulassung von unter dieses Gesetz fallenden 
Anlagen Regelungen des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) heranzuziehen 
sind.

Zu Nummer 1

Die in § 10 Absatz 3 Satz 2 BImSchG vorgesehene Auslegungsfrist von einem Monat wird 
auf eine Woche verkürzt.

Zu Nummer 2

Die in § 10 Absatz 3 Satz 4 BImSchG vorgesehenen Einwendungsfristen von zwei Wochen 
beziehungsweise - bei Anlagen nach der Industrieemissions-Richtlinie - einem Monat wer­
den auf eine Woche verkürzt.

Zu Nummer 3

Nach § 10 Absatz 6 BImSchG steht die Durchführung eines Erörterungstermins im Ermes­
sen der Genehmigungsbehörde.

Mit dem Ziel einer Befriedung oder einer verstärkten Erläuterung kann die Genehmigungs­
behörde einen Erörterungstermin durchführen. Bei Vorhaben im Anwendungsbereich des 
Gesetzes kann wegen der hohen Eilbedürftigkeit der Realisierung auch auf den Erörte­
rungstermin verzichtet werden.



-24-

Nummer 4 bestimmt, dass eine Genehmigung nach § 4 des BImSchG für Anlagen nach § 
2 Absatz 1 Nummer 1 und 2 zwingend zu befristen ist. Sie kann längstens bis zum 31. 
Dezember 2043 befristet erteilt werden.

Das Bundesklimaschutzgesetz normiert das Ziel der Emissionsminderung bis 2040 um 
mind. 88 Prozent. Bis 2045 soll Treibhausgasneutralität erreicht werden. Aufgrund nicht 
vermeidbarer Emissionen in den Bereichen Industrie und Landwirtschaft ist es erforderlich, 
bis 2040 keine emissionsbehaftete Energiewandlung zur Strom- oder Wärmeproduktion in 
nennenswerten Umfang zuzulassen. Daher ist eine Befristung bis 2043 vorgesehen. Erd­
gas wird als Energieträger zu diesem Zeitpunkt nahezu vollständig ersetzt sein.

Die Regelung stellt Kohärenz zwischen dem Bedürfnis kurz- bis mittelfristig zusätzliche Ka­
pazitäten zur Einspeisung von Erdgas in das Fernleitungsnetz aufgrund der veränderten 
energie- und sicherheitspolitischen Bewertung der Abhängigkeit von russischen Erdgaslie­
ferungen zu schaffen und der Einhaltung der gesetzlich normierten Klimaschutzziele. So 
schafft die Regelung im Einklang und zur Umsetzung der Vorgaben des Bundesverfas­
sungsgerichts aus seinem Beschluss vom 24. März 2021 (vgl. Begründung zu § 1) auch 
Planungssicherheit für die Betreiber und erlaubt es ihnen, die Befristung bereits im Vor­
hinein kalkulatorisch zu berücksichtigen.

Zu Absatz 2

Absatz 2 Satz 1 bestimmt, dass eine Genehmigung nach § 4 BImSchG für den Betrieb einer 
Anlage nach § 2 Absatz 1 Nummer 1 und 2 über das Jahr 2043 hinaus nur für den Betrieb 
mit klimaneutralen Wasserstoff oder für den Betrieb mit einem Derivat von klimaneutralem 
Wasserstoff erteilt werden kann. Die Regelung trägt dem Umstand Rechnung, dass mit der 
Dekarbonisierung der Energiewandlung ein erhöhter Bedarf an Wasserstoff einhergehen 
wird. Der Weiterbetrieb der Anlagen, die zunächst im Rahmen dieses Gesetzes zur Schaf­
fung zusätzlicher Kapazitäten zur Einspeisung von Erdgas in das Fernleistungsnetz zwecks 
Abwendung einer Versorgungskrise beschleunigt zugelassen werden, ab Mitte des nächs­
ten Jahrzehnts, spätestens jedoch ab dem 1. Januar 2044 auf Basis von klimaneutralem 
Wasserstoff oder einem Derivat hiervon ist daher sinnvoll und beabsichtigt. Dabei steht es 
den Betreibern frei, ob sie ihre Anlagen über das Jahr 2043 weiterbetreiben wollen. Mit der 
Regelung wird den Betreibern jedoch bereits vor Inbetriebnahme der Anlage ein Weg zur 
Nutzung über das Jahr 2043 hinaus, aufgezeigt. Auch dies schafft Planungssicherheit.

Nach Absatz 2 Satz 2 ist die Genehmigung nach Satz 1 spätestens zum 1. Januar 2035 zu 
beantragen. Die Regelung trägt dem Umstand Rechnung, dass neben regulären Genehmi­
gungsverfahren auch Umbauten an den Anlagen zu erfolgen haben. Damit soll sicherge­
stellt werden, dass der Weiterbetrieb der Anlagen, sofern dieser durch die Betreiber beab­
sichtigt ist, spätestens zum 1. Januar 2044 erfolgen kann.

Zu Absatz 3

Absatz 3 verweist für die Öffentlichkeitsbeteiligung nach § 4 der Industriekläranlagen-Zu- 
lassungs- und Überwachungsverordnung (IZÜV) auf die Maßgaben des Absatzes 1 Nr. 1 
bis 3.

Zu § 6 (Maßgaben für die Anwendung des Bundesnaturschutzgesetzes)

Im Rahmen des Verfahrens zur Zulassung von Anlagen nach § 2 kann - nach Maßgabe 
des Fachrechts - die naturschutzrechtliche Eingriffsregelung der §§ 13 ff. des BNatSchG 
zu prüfen sein. Diese sieht vor, dass erhebliche Beeinträchtigungen von Natur und Land­
schaft zu vermeiden und - soweit unvermeidbar - zu kompensieren sind. Zur Kompensa­
tion werden in § 6 konkretisierende Regelungen getroffen.

Zu Nummer 4



-25-

Die Übrigen Regelungen des BNatSchG, insbesondere § 18, bleiben unberührt.

Zu Nummer 1

Es wird geregelt, unter welchen Voraussetzungen und nach welchen Maßgaben die Fest­
setzung von Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen im Sinne der Eingriffsregelung von der 
Zulassungsentscheidung über ein Vorhaben im Sinne von § 2 zeitlich entkoppelt werden 
kann.

Der Zulassungsbehörde wird die Möglichkeit eingeräumt, die Festsetzung von Ausgleichs­
und Ersatzmaßnahmen im Sinne des § 15 Absatz 2 des BNatSchG von der Zulassung 
eines Vorhabens im Sinne des § 2 zeitlich zu entkoppeln. So kann die Festsetzung der 
Maßnahmen bis zu zwei Jahre nach der Erteilung der Zulassungsentscheidung erfolgen. 
Eine zeitliche Entkoppelung ist in Konstellationen sinnvoll, in denen die Dringlichkeit zur 
Erteilung einer Zulassung besteht und das Zulassungsverfahren nicht durch die Konzipie­
rung von Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen und die behördliche Prüfung der vorgeschla­
genen Maßnahmen verzögert werden soll.

Absatz 1 Nummer 1 Satz 2 stellt klar, dass die erforderlichen Angaben im Sinne des § 17 
Absatz 4 Satz 1 Nummer 2 BNatSchG - insbesondere solche zum Ausgleich und Ersatz 
des Eingriffs - vom Vorhabenträger nicht bereits bei der Zulassungsentscheidung über das 
Vorhaben, sondern erst nachträglich vor der Entscheidung über die nachträgliche Festset­
zung zu machen sind.

Durch Absatz 1 Nummer 1 Satz 3 wird klargestellt, dass § 15 Absatz 4 Satz 2 BNatSchG, 
der die Festsetzung des Unterhaltungszeitraums von Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen 
im Zulassungsbescheid vorsieht, entsprechend anzuwenden ist. Dies bedeutet, dass bei 
einer nachträglichen Festsetzung im Sinne des Absatzes 1 Nummer 1 Satz 1 auch der 
Unterhaltungszeitraum erst mit dieser Entscheidung festgesetzt wird. [...]

Zu Nummer 2

Es wird zudem der Zeitraum der Umsetzung von festgesetzten Ausgleichs- und Ersatzmaß­
nahmen flexibilisiert. Demnach steht dem Vorhabenträger nach der-gegebenenfalls nach­
träglich im Sinne des Absatz 1 erfolgten - Festsetzung ein Zeitraum von weiteren drei Jah­
ren zur Verfügung um mit der Umsetzung der Maßnahmen zu beginnen.

Zu § 7 (Maßgaben für die Anwendung des Wasserhaushaltsgesetzes)

Die Regelung enthält Maßgaben zur Anwendung der betreffenden Vorschriften des Was­
serhaushaltsgesetzes (WHG).

In den Nummern 1-3 werden Abweichungen vom Verfahrensrecht geregelt.

Zu Nummer 1

Nummer 1 bestimmt, dass der Plan für die Dauer von mindestens einer Woche zur Einsicht 
auszulegen ist. Ziel der Regelung ist es, das behördliche Verfahren deutlich zu beschleuni­
gen. Dies ist zur Erreichung des Gesetzeszwecks zwingend geboten. Die in den Anwen­
dungsbereich des Gesetzes fallenden Vorhaben können nur dann unverzüglich realisiert 
werden, wenn ein insgesamt beschleunigtes Zulassungsverfahren die in allen Verfahrens­
schritten notwendigen zeitlichen Raffungen ermöglicht.

Zu Nummer 2

Nummer 2 verkürzt zudem die von der zuständigen Behörde festzulegende Frist für das 
Erheben von Einwendungen gegen den Plan für jeden, dessen Belange durch das
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Vorhaben berührt werden, auf eine Woche. Die kurze Frist dient auch hier der Straffung 
des gesamten Verfahrens und somit der unverzüglichen Realisierung der betreffenden Vor­
haben.

Zu Nummer 3

Nach Nummer 3 Satz 1 soll die zuständige Behörde vom obligatorischen Erörterungstermin 
absehen, da hierdurch dem Ziel der größtmöglichen Verfahrensbeschleunigung Rechnung 
getragen werden kann. Die Möglichkeit des Abhaltens eines Erörterungstermins bleibt der 
zuständigen Behörde jedoch weiterhin erhalten, wenn diese die Durchführung eines Erör­
terungstermin etwa als potentiell befriedend und somit verfahrensbeschleunigend beurteilt.

Nummer 3 Satz 2 eröffnet der Behörde die Möglichkeit, die Art der Durchführung des Erör­
terungstermins frei zu wählen.

Zu Nummer 4

Nach Nr. 4 wird durch eine Regelvermutung im Sinne der Verfahrensbeschleunigung klar­
gestellt, dass durch die Entnahme und Wiedereinleitung von Wasser zum Zwecke der Re- 
gasifizierung von verflüssigtem Erdgas keine schädlichen, auch durch Nebenbestimmun­
gen nicht vermeidbaren oder nicht ausgleichbaren Gewässerveränderungen im Sinne des 
§ 12 Absatz 1 Nummer 1 WHG zu erwarten sind. Bei der Entnahme und Wiedereinleitung 
von Wasser zu den genannten Zwecken muss insbesondere sichergestellt werden, dass 
Kühlwasser frei von Schadorganismen (insbesondere Bakterien und Legionellen) bleibt. Zu 
diesem Zwecke muss durch Auflagen zugunsten des betroffenen Gewässers zusätzlich si­
chergestellt werden, dass bei der Vermeidung des Entstehens von Schadorganismen auf 
den Einsatz von Bioziden verzichtet wird und diese durch entsprechende biozidfreie Stoffe 
ersetzt werden. Darüber hinaus sind in den Nebenbestimmungen standortspezifisch Rege­
lungen im Hinblick auf die Gewässertemperatur angezeigt.

Zu § 8 (Maßgaben für die Anwendung des Energiewirtschaftsgesetzes)

Der Ausbau der LNG-Infrastruktur in Deutschland ist ein sehr wichtiges Anliegen und Vo­
raussetzung für die Aufnahme von LNG in das nationale Leitungsnetz. Die Fernleitungs­
netzbetreiber sind aufgrund der Gasnetzzugangsverordnung verpflichtet, die erforderlichen 
Leitungen zwischen LNG-Anlagen und dem Fernleitungsnetz zu errichten und die LNG- 
Anlagen an das Fernleitungsnetz anzuschließen. Dies dient dem zentralen Interesse an 
einer sicheren und diversifizierten Gasversorgung in Deutschland.

Um den Beteiligten eine möglichst frühzeitige Rechts- und Planungssicherheit bei der Er­
richtung von LNG-Anschlussleitungen zu ermöglichen, bedarf es der Anpassung der Vor­
gaben des Energiewirtschaftsgesetzes. Die Maßgaben stellen sicher, dass die erforderli­
chen Anbindungsleitungen zeitnah realisiert werden können.

Zu Absatz 1

Zu Nummer 1

Die spezialgesetzlichen Vorschriften in den §§ 43 ff. des Energiewirtschaftsgesetzes 
(EnWG) ändern die allgemeinen Regelungen über das Planfeststellungsverfahren im Ver­
waltungsverfahrensgesetz zum Zweck der Verfahrensstraffung und -beschleunigung teil­
weise ab. Der Ablauf des Planfeststellungsverfahrens ist im Wesentlichen in § 73 des Ver­
waltungsverfahrensgesetzes (VwVfG) bzw. in den Verwaltungsverfahrensgesetzen der 
Länder festgeschrieben. Diese Vorschrift wird bereits durch § 43a EnWG modifiziert.

Zum Zwecke der weiteren Beschleunigung der Errichtung der LNG-Anbindungsleitungen 
nach § 43 Absatz 1 Nummer 6 EnWG bedarf es für die Fälle, in denen nach § 4 UVPG nicht
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durchzuführen ist, einerweiteren Verfahrensbeschleunigung. In diesem Zusammenhang ist 
jedoch zu berücksichtigen, dass es bei Anbindungsleitungen von mehr als 800 mm Durch­
messer und mehr als 40 km Länge in unmittelbarer Anwendung der Vorgaben der Aarhus 
Konvention zur Öffentlichkeitsbeteiligung stets einer Planfeststellung bedarf, die Erteilung 
einer Plangenehmigung nach § 74 Absatz 6 VwVfG ist nicht zulässig.

Im Einzelnen finden sich in Absatz 1 Nummer 1 Maßgaben zu der Vorschrift des § 43a 
EnWG zum Anhörungsverfahren für die Anbindungsleitungen.

Die verkürzte Auslegungs- und Einwendungsfrist auf jeweils eine Woche dient der weiteren 
Verfahrensbeschleunigung. Um das Ziel einer deutlich beschleunigten Realisierung der 
Vorhaben im Anwendungsbereich dieses Gesetzes zu erreichen, sind alle Verfahrens­
schritte soweit wie möglich zu straffen. Auf eine Beteiligung der Öffentlichkeit soll dennoch 
nicht gänzlich verzichtet werden.

Den Vorgaben nach Artikel 6 in Verbindung mit Anhang I Nr. 14 der der Aarhus Konvention 
zur Öffentlichkeitsbeteiligung wird damit auch nach Wegfall der Pflicht zur Umweltverträg­
lichkeitsprüfung durch § 4 dieses Gesetzes Rechnung getragen. Die Auslegung erfolgt u.a. 
auf der Internetseite der Zulassungsbehörde, so dass die Unterlagen jederzeit - nicht nur 
zu begrenzten Öffnungszeiten - einsehbar sind.

Ein Erörterungstermin findet bislang in den Fällen des § 43a Nummer 3 EnWG nicht statt. 
In der Regel ist ein Erörterungstermin auch wegen der nach § 4 nicht erforderlichen Um­
weltverträglichkeitsprüfung nicht durchzuführen. Im Übrigen kann die Behörde einen Erör­
terungstermin durchführen, soweit sie diesen für erforderlich hält.

Zu Nummer 2

Kampfmittelräumungen, archäologische Untersuchungen und Bergungen stellen Vorarbei­
ten im Sinne des § 44 EnWG dar. Dies kann zu einer deutlichen Beschleunigung der Rea­
lisierung der Vorhaben führen. Gerade archäologische Bergungen und Kampfmittelbergun­
gen können sich über einen längeren Zeitraum erstrecken oder nur zu bestimmten Jahres­
zeiten durchgeführt werden. In der Praxis ist oftmals eine archäologische Bergung unmit­
telbar im Anschluss an die Voruntersuchung erforderlich, um beispielsweise Raubgrabun­
gen oder witterungsbedingte Schäden zu vermeiden. Mit der Regelung wird sichergestellt, 
dass entsprechende Arbeiten bereits durchgeführt werden können, bevor der Planfeststel­
lungsbeschluss oder die Plangenehmigung ergeht.

Zu Nummer 3

Abweichend von § 44b Absatz 1a EnWG kann der Vorhabenträger bereits nach Ablauf der 
Einwendungsfrist verlangen, dass eine vorzeitige Besitzeinweisung durchgeführt wird. Es 
ist nicht der Abschluss des Anhörungsverfahrens erforderlich. Es ist davon auszugehen, 
dass die Behörde auch zu einem früheren Zeitpunkt über ausreichende Kenntnisse über 
das Vorhaben verfügt, um eine Prognoseentscheidung zu treffen. Dies gewährleistet eine 
frühzeitige Klarheit über den weiteren Verfahrensgang und ermöglicht damit zugleich die 
zügige bauliche Umsetzung der hier relevanten Vorhaben nach Erlass des Planfeststel­
lungsbeschlusses bzw. der Plangenehmigung.

Zu Nummer 4

Die Ausnahmeregelung zu § 44c EnWG schafft Voraussetzungen für den vorzeitigen Bau­
beginn von Anbindungsleitungen, die sich an den Vorgaben des § 8a BImSchG bzw. des § 
17 WHG orientieren. § 8a BImSchG ist für die Vorhaben relevant, die eine immissions­
schutzrechtlichen Genehmigung erfordern. § 17 WHG regelt die Zulassung des vorzeitigen 
Beginns in wasserrechtlichen Erlaubnis- oder Bewilligungsverfahren. Die hier eingefügte 
Ausnahmeregelung ermöglicht eine Synchronisierung des Baus der Anlage mit der
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Errichtung des Netzanschlusses. Für beide gelten die gleichen Voraussetzungen für den 
vorzeitigen Baubeginn.

Bei den Anbindungsleitungen der LNG-Anlagen an das Fernleitungsnetz handelt es sich 
um Vorhaben, die aufgrund eines überragenden öffentlichen Interesses und im Interesse 
der öffentlichen Sicherheit zu realisieren sind. Es sind Vorhaben, die wesentlich zur Versor­
gungssicherheit in Deutschland beitragen. Mit Blick auf die zukünftige Ermöglichung des 
Transports von Wasserstoff werden die Anbindungsleitungen wasserstofffest ausgebaut. 
Für diese Vorhaben bedarf es einer Regelung zur Erleichterung des vorzeitigen Baube­
ginns.

Für die vom Anwendungsbereich dieses Gesetzes erfassten Vorhaben sind - wie bei § 8a 
BImSchG und § 17 WHG - bestimmte Anforderungen einzuhalten. Es muss mit einer Ent­
scheidung zu Gunsten des Antragstellers gerechnet werden können (§ 44c Absatz 1 Satz 
1 Nummer 1 EnWG). Die Behörde muss hierfür eine ausreichende Kenntnis des zu bewer­
tenden Vorhabens haben. Das berechtigte Interesse des Vorhabenträgers bzw. das öffent­
liche Interesse an der Zulassung des vorzeitigen Baubeginns (§ 44c Absatz 1 Satz 1 Num­
mer 2 EnWG) ist bereits aufgrund des überragenden öffentlichen Interesses bzw. des Inte­
resses der öffentlichen Sicherheit gegeben. Der Vorhabenträger verpflichtet sich, alle Schä­
den zu ersetzen, die bis zur Entscheidung im Planfeststellungs- oder Plangenehmigungs­
verfahren durch die Maßnahmen verursacht worden sind, und sofern kein Planfeststel­
lungsbeschluss oder keine Plangenehmigung erfolgt, den früheren Zustand wiederherzu­
stellen (§ 44c Absatz 1 Satz 1 Nummer 5 EnWG).

Die Voraussetzung des § 44c Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 bzw. Satz 2 EnWG kommen in 
diesem Ausnahmefall nur eingeschränkt zur Anwendung. Es gelten die gleichen Voraus­
setzungen wie für die Anlage, die dem Immissionsschutzrecht oder dem Wasserrecht un­
terfällt. Ziel ist es, eine Verfahrenserleichterung zu schaffen. Die Verfahrenserleichterung 
trägt dazu bei, dass die Fernleitungsnetzbetreiber ihre in § 15 Absatz 1 EnWG gesetzlich 
festgeschriebene Aufgabe erfüllen können und zu einer sicheren Energieversorgung bei­
tragen.

Ebenso kann in diesen Ausnahmefällen auf das Vorliegen der privaten Rechte verzichtet 
werden, so dass § 44c Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 EnWG für Vorhaben nach § 2 Nummer 
3 nicht greift. Der Planfeststellungsbeschluss bzw. die Planfeststellungsgenehmigung ent­
falten eine enteignungsrechtliche Vorwirkung. Spätestens dann liegen alle Voraussetzun­
gen zur Erlangung der erforderlichen privaten Rechte vor.

Mit diesen Maßgaben wird die Möglichkeit geschaffen, bereits vorzeitig, d.h. vor Feststel­
lung des Planfeststellungsbeschlusses mit Teilen der Errichtung eines Vorhabens bzw. mit 
den dazugehörigen Vorarbeiten im Sinne des § 44c EnWG zu beginnen. Zu den Vorarbei­
ten zählen z.B. auch naturschutzrechtliche Maßnahmen, insbesondere des europäischen 
Arten- und Gebietsschutzes (Maßnahmen zur Schadensbegrenzung, vorgezogene Aus­
gleichsmaßnahmen nach § 44 Absatz 5 BNatSchG sowie Maßnahmen zur Kohärenzsiche­
rung nach§ 34 Absatz 5 BNatSchG), vgl. bereits BR-Drucksache 11/19, S. 70.

Zur Verfahrensbeschleunigung ist für die Verfahren der Zulassung des vorzeitigen Baube­
ginns zusätzlich die Regelung des § 74 Abs. 5 VwVfG anwendbar. Danach können Zustel­
lungen durch öffentliche Bekanntmachung ersetzt werden, wenn außer an den Vorhaben­
träger des Vorhabens mehr als 50 Zustellungen vorzunehmen sind.

Zu Absatz 2

Absatz 2 dient der Klarstellung, dass durch die Einfügung von beschleunigenden Verfah­
renserleichterungen nicht die allgemeinen Vorschriften des Verwaltungsverfahrensrechts 
Wiederaufleben.
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Zu § 9 (Beschleunigte Vergabe- und Nachprüfungsverfahren)

Beschaffungen für Vorhaben nach § 2 können dem Vergaberecht gemäß dem Gesetz ge­
gen Wettbewerbsbeschränkungen (GWB) bzw. dem Haushaltsrecht unterliegen, so dass 
für sie grundsätzlich Ausschreibungsverfahren mit unter anderem entsprechenden Mindest­
fristen zur Auswahl der zu beauftragenden Unternehmen durchzuführen wären. Die dem 
Vertragsschluss vorausgehenden Vergabe- und ggf. Nachprüfungsverfahren können die 
äußerst dringlichen, schnellstmöglich durchzuführenden Vorhaben nach § 2 jedoch nicht 
unerheblich verzögern und somit die nach § 1 und § 3 erforderliche schnellstmögliche Si­
cherstellung der überragenden öffentlichen Interessen an der Versorgung mit Gas erheblich 
verzögern oder gefährden. Für diese besonderen, durch den Anwendungsbereich des Ge­
setzes stark eingegrenzten, aufgrund der Zeitenwende des russischen Angriffskriegs gegen 
die Ukraine aber für die nationale Unabhängigkeit und Sicherheit überragend wichtigen 
Vorhaben sollen daher vorübergehend erhebliche vergaberechtliche Verfahrenserleichte­
rungen geschaffen werden, soweit dies europa- und verfassungsrechtlich zulässig ist.

Absätze 1 bis 3 regeln für Vorhaben nach § 2 während der Laufzeit gern. § 15 Erleichterun­
gen und Ergänzungen zum GWB-Vergaberecht oberhalb der EU-Schwellenwerte.

Absatz 1 betrifft dabei die Durchführung der Vergabeverfahren selbst, einschließlich von 
Bestimmungen zur Informations- und Wartepflicht sowie zur Unwirksamkeit.

Absätze 2 und 3 treffen abweichende und ergänzende Regelungen für diesbezügliche 
Nachprüfungsverfahren gern. §§ 155 ff. GWB.

Absatz 4 suspendiert den Anwendungsbefehl für die detaillierten Regeln für die Durchfüh­
rung von Vergabeverfahren unterhalb der EU-Schwellenwerte.

Absatz 5 betrifft den Rechtsschutz für Beschaffungen von Vorhaben nach § 2, die nicht den 
speziellen vergaberechtlichen Nachprüfungsverfahren unterliegen.

Zu Absatz 1

Die §§ 97 ff. GWB sowie die aufgrund § 113 GWB erlassenen Vergabeordnungen gelten 
für die Vergabe öffentlicher Aufträge und Konzessionen (§ 103 bis 105 GWB) durch Auf­
traggeber (§ 98 bis 101 GWB) oberhalb der EU-Schwellenwerte (§ 106 GWB), soweit keine 
Ausnahme vom Vergaberecht (§§ 107 ff. GWB u.a.) vorliegt. Nicht bei allen Vorhaben nach 
§ 2 werden die §§ 97 ff. GWB anwendbar sein, insbesondere falls schon kein öffentlicher 
Auftraggeber oder Sektorenauftraggeber Leistungen beschafft, keine Sektorentätigkeit (ins­
besondere im Bereich Gas oder Häfen) vorliegt, kein Beschaffungscharakter vorliegt, die 
Entgeltlichkeit fehlt oder im Einzelfall besondere Ausnahmen - etwa auch bei wesentlichen 
Sicherheitsinteressen (§ 107 Abs. 2 GWB) - greifen.

Soweit aber öffentliche Aufträge oder Konzessionen für Vorhaben nach § 2 den §§ 97 ff. 
GWB und den entsprechenden untergesetzlichen Anforderungen unterliegen, sind die be­
sonderen Regeln der Absätze 1 bis 3 für die Vergabe- und Nachprüfungsverfahren anzu­
wenden. Für die Laufzeit des Gesetzes gehen diese bei Beschaffungen für Vorhaben nach 
§ 2 wegen äußerst dringlicher Gründe und der Gefährdung überragender öffentlicher Inte­
ressen den allgemeinen Regeln vor (siehe dazu insbesondere auch die Begründungen zu 
§ 1 und § 3).

Angesichts des Zweckes des Gesetzes gemäß § 1 und dem besonderen Interesse gemäß 
§ 3 sehen die Absätze 1 bis 3 für die Vergabe- und Nachprüfungsverfahren Beschleunigun­
gen, Erleichterungen und eine Stärkung des Allgemeininteresses an einer schnellstmögli­
chen Umsetzung der Vorhaben nach §2 im Rahmen von Interessensabwägungen vor.
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Absatz 1 trifft ergänzende und abweichende Regeln für die Durchführung von Vergabever­
fahren. Er regelt dabei auch Abweichungen von § 135 Absatz 1 GWB hinsichtlich der Wirk­
samkeit von Verträgen.

Ziel der Regelungen des Absatzes 1 ist es, das Vergabeverfahren angesichts der äußers­
ten Dringlichkeit der Vorhaben nach § 2 und der Gefährdung überragender öffentlicher In­
teressen rechtssicher zu beschleunigen und die schnellstmögliche, ggf. vorzeitige Durch­
führung der Beschaffungen bei gleichzeitig verringertem Risiko einer enorm verzögernd 
wirkenden potentiellen Rückabwicklung von Verträgen sicherzustellen.

Zu Nummer 1

Gemäß Nummer 1 findet § 97 Absatz 4 GWB keine Anwendung. Mittelständische Interes­
sen müssen bei den eng umgrenzten Vorhaben nach § 2 für den Geltungszeitraum nach 
§ 15 daher nicht vornehmlich berücksichtigt werden. Aufgrund der äußerst dringlichen Um­
setzung der Vorhaben nach § 2 und der Gefährdung überragender öffentlicher Interessen 
treten sie hinter dem Beschleunigungsinteresse zurück. Insbesondere müssen bei Vorha­
ben nach § 2 die Leistungen auch nicht in der Menge oder nach Art oder Fachgebiet in 
Lose aufgeteilt werden. Andernfalls käme es zu einer Vielzahl von Vergabeverfahren, die 
der schnellstmöglichen Umsetzung der Vorhaben nach § 2 entgegenstehen.

Durch die fehlende Anwendung des § 97 Absatz 4 GWB entfallen seine Vorgaben sowohl 
für Vergabeverfahren nach der Vergabeverordnung (VgV), der Sektorenverordnung 
(SektVO), der Konzessionsvergabeverordnung (KonzVgV) und der Vergabeverordnung 
Verteidigung und Sicherheit (VSVgV). Für sie ist anders als für die VOB/A in Nummer 2 
keine gesonderte Regelung zu treffen, da sie das Gebot des § 97 Absatz 4 GWB nicht wie­
derholen.

Zu Nummer 2

Die Begründung zu Nummer 1 gilt ebenso für die § 97 Absatz 4 GWB im Wesentlichen 
wiederholende Regelung in § 5 EU Absatz 2 Nummer 1 der Vergabe- und Vertragsordnung 
für Bauleistungen Teil A (VOB/A). Diese inhaltliche Regelung in der VOB/A wird durch Num­
mer 2 für die Vorhaben nach § 2 materiell abbedungen. Ohne Gebot der Losaufteilung ent­
fällt im Übrigen auch das Begründungsgebot nach § 5 EU Absatz 2 Nummer 2 VOB/A.

Zu Nummer 3

Nummer 3 enthält eine ergänzende Regelung zur bereits bestehenden Ausnahme von der 
Informationspflicht in Fällen, in denen das Verhandlungsverfahren ohne Teilnahmewettbe­
werb wegen besonderer Dringlichkeit gerechtfertigt ist (§ 134 Absatz 3 Satz 1 GWB).

Zum einen wird klargestellt und ausdrücklich geregelt, dass damit nicht nur die Informati­
onspflicht nach § 134 Absatz 1 GWB, sondern auch die Wartepflicht gemäß § 134 Absatz 2 
GWB entfällt. Insbesondere wird aber der Anwendungsbereich für die eng umgrenzten Vor­
haben nach § 2 für die Geltungsdauer des Gesetzes nach § 15 neben Fällen der besonde­
ren Dringlichkeit auf (a.) alle Verhandlungsverfahren ohne Teilnahmewettbewerb sowie (b.) 
auf alle Verfahren, in denen es nur noch einen Bieter und keine weiteren betroffenen Be­
werber gibt, erweitert. Damit wird Gebrauch gemacht von der Möglichkeit des Artikel 2b 
Buchstabe a) und b) der Rechtmittelrichtlinie 89/665/EWG4, Artikel 2b Buchstabe a) und b)

4 Richtlinie 89/665/EWG des Rates vom 21. Dezember 1989 zur Koordinierung der Rechts- und Verwaltungs- 
Vorschriften für die Anwendung der Nachprüfungsverfahren im Rahmen der Vergabe öffentlicher Lie- 
fer- und Bauaufträge (ABI. L 395 vom 30.12.1989, S. 33), zuletzt geändert durch Richtlinie 2014/23/EU 
des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. Februar 2014 über die Konzessionsvergabe (ABI. 
L 94 vom 28.3.2014, S. 1).
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der Sektorenrechtsmittelrichtlinie 92/13/EWG5 und Artikel 58 Buchstabe a) und b) der Ver- 
teidigungs- und Sicherheitsvergaberichtlinie 2009/81/EG6). Diese sind auch für die Ausle­
gung der Nummer 3 heranzuziehen (insbesondere hinsichtlich der betroffenen Bewerber).

Das Entfallen der Informations- und Wartepflicht in diesen Fällen dient angesichts der äu­
ßersten Dringlichkeit der Vorhaben nach § 2 und der Gefährdung überragender öffentlicher 
Interessen der schnellstmöglichen Umsetzung der Vorhaben.

Die mit dem Entfallen einhergehende Möglichkeit von mehr zulässig erteilten Zuschlägen, 
die grundsätzlich nicht aufgehoben werden können (§ 168 Absatz 2 Satz 1 GWB), bevor 
andere interessierte Unternehmen von der Vergabe oder dem beabsichtigten Zuschlag er­
fahren, ist angesichts der äußersten Dringlichkeit der Vorhaben nach § 2 und der Gefähr­
dung überragender öffentlicher Interessen, denen mit diesem Gesetz begegnet wird, hin­
zunehmen. Andere Unternehmen können weiterhin grundsätzlich insbesondere Rechts­
schutz über die Zulässigkeit der Vergabe ohne Teilnahmewettbewerb bzw. ohne Informati­
onsschreiben gemäß § 135 GWB nach Maßgabe von Nummer 4 bis 6 erlangen.

Zu Nummer 4

Nummer 4 bis 6 regeln abweichend von der bisher alternativlosen Rechtsfolge der von An­
fang an festzustellenden Unwirksamkeit des § 135 GWB entsprechend der Möglichkeiten 
der europäischen Rechtmittelrichtlinien alternative Sanktionsmöglichkeiten angesichts der 
äußersten Dringlichkeit der Vorhaben nach § 2 und der Gefährdung überragender öffentli­
cher Interessen. Dieses ausnahmsweise Abweichen von der rückwirkenden Unwirksamkeit 
und vollständigen Rückabwicklung ist angesichts der schnellstmöglichen dauerhaften Um­
setzung der Vorhaben nach § 2 überragend wichtig. Eine Rückabwicklung würde die äu­
ßerst dringlichen Verfahren ansonsten konterkarieren und damit überragende öffentliche 
Interessen gefährden. Effektiver Rechtsschutz und abschreckende Wirkung werden durch 
die alternativen Sanktionen und die daneben unberührt bleibende Möglichkeit der Geltend­
machung von Schadensersatz weiterhin gewährleistet, ohne die zwingend benötigte Be­
schleunigung einzuschränken.

Nummer 4 bis 6 befinden sich als Abweichung von § 135 GWB bei den Maßgaben zu den 
Vergabeverfahren in Absatz 1, da die Unwirksamkeitsfolge des § 135 Absatz 1 GWB im 
Kapitel Vergabeverfahren, Unterabschnitt 2 - Vergabeverfahren und Auftragsausführung 
des 4. Teils des GWB steht. Absatz 2 Nummer 5 und Absatz 3 Nummer 8 stellen über ihren 
Verweis auf Nummer 4 bis 6 klar, dass die Abweichung von der bisherigen zwingenden 
Unwirksamkeitsfolge für im Nachprüfungsverfahren festgestellte Verstöße im Sinne des 
§ 135 Absatz 1 Nummer 1 oder 2 vor allem in den Nachprüfungsverfahren nach Absatz 2 
und Absatz 3 durch die Vergabekammern und Beschwerdegerichte zu beachten ist. Statt 
der automatischen Folge der Unwirksamkeit bei Feststellung eines Verstoßes im Sinne des 
§ 135 Absatz 1 Nummer 1 oder 2 GWB haben die Nachprüfungsinstanzen gemäß Num­
mer 4 zum einen eine Abwägungsentscheidung über ein Absehen von der Unwirksamkeits­
folge zu treffen. In diesem Fall sowie bei der nun gemäß Nummer 5 für Vorhaben nach § 2

5 Richtlinie 92/13/EWG des Rates vom 25. Februar 1992 zur Koordinierung der Rechts- und Verwaltungsvor­
schriften für die Anwendung der Gemeinschaftsvorschriften über die Auftragsvergabe durch Auftrag­
geber im Bereich der Wasser-, Energie- und Verkehrsversorgung sowie im Telekommunikationssektor 
(ABI. L 76 vom 23.3.1992, S. 14), zuletzt geändert durch Richtlinie 2014/23/EU des Europäischen Par­
laments und des Rates vom 26. Februar 2014 über die Konzessionsvergabe (ABI. L 94 vom 28.3,2014, 
S. 1).

6 Richtlinie 2009/81/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 13. Juli 2009 über die Koordinierung
der Verfahren zur Vergabe bestimmter Bau-, tiefer- und Dienstleistungsauflräge in den Bereichen Ver­
teidigung und Sicherheit und zur Änderung der Richtlinien 2004/17/EG und 2004/18/EG (ABI. L 216 
vom 20.8.2009, S. 76), zuletzt geändert durch Delegierte Verordnung (EU) 2021/1950 der Kommission 
vom 10. November 2021 zur Änderung der Richtlinie 2009/81/EG des Europäischen Parlaments und 
des Rates im Hinblick auf die Schwellenwerte für tiefer-, Dienstleistungs- und Bauaufträge (ABI. L 398 
vom 11.11.2021, S. 19).
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vorgesehenen Unwirksamkeitsfolge allein für die Zukunft haben sie in ihrer Entscheidung 
zwingend alternative Sanktionen nach Nummer 6 zu erlassen.

Nummer 4 Satz 1 setzt Artikel 2d Absatz 3 Unterabsatz 1 der Rechtsmittelrichtlinie 
89/665/EWG, Artikel 2d Absatz 3 Unterabsatz 1 der Sektoren-Rechtsmittelrichtlinie 
92/13/EWG und Artikel 60 Absatz 3 Unterabsatz 1 der Verteidigungs- und Sicherheitsver­
gaberichtlinie 2009/81/EG um. Damit wird den Nachprüfungsinstanzen erstmals ein Ermes­
sen gegeben, von der zwingenden Unwirksamkeitsfolge des § 135 Absatz 1 GWB abzuse­
hen, indem sie eine Abwägungsentscheidung über die Unwirksamkeit oder alternative 
Sanktionen treffen können. In die Abwägung sind angesichts der äußersten Dringlichkeit 
der Vorhaben nach § 2 und der Gefährdung überragender öffentlicher Interessen die zwin­
genden Gründe eines Allgemeininteresses für ein Absehen von der Unwirksamkeit bei Vor­
haben nach § 2 angesichts des Zweckes von.§ 1 und des besonderen Interesses nach § 3 
einzubeziehen.

Satz 2 legt dazu fest, dass das besondere Interesse in der Regel ein Absehen von der 
Unwirksamkeitsfolge rechtfertigt. Für Vorhaben nach § 2 sollten daher angesichts der äu­
ßersten Dringlichkeit der Vorhaben nach § 2 und der Gefährdung überragender öffentlicher 
Interessen außer in besonderen Ausnahmefällen nicht allein die Unwirksamkeit des Ver­
trags in Frage kommen, sondern wegen ihrer Dringlichkeit und dem überwiegenden Inte­
resse an ihrem Fortbestehen gemäß Satz 3 stattdessen alternative Sanktionen nach Num­
mer 6 festgelegt werden, die wirksam, verhältnismäßig und abschreckend sein müssen.

Satz 4 stellt klar, dass daneben die Möglichkeit des Antragstellers, Schadensersatz geltend 
zu machen (vgl. §§ 156 Absatz 3,179 Absatz 1181 GWB, insbesondere § 181 Satz 2 GWB 
in Verbindung mit den Grundsätzen der culpa in contrahendo), unberührt bleibt. Die Kom­
pensation des Antragstellers kann in solchen Fällen damit nicht wie allgemein häufig in 
einem möglichen neuen Vergabeverfahren bestehen, sondern in der Möglichkeit, beruhend 
auf der Nachprüfungsentscheidung Schadensersatz im Sekundärrechtsschutz geltend zu 
machen. Aufgrund europarechtlicher Vorgaben darf die Zuerkennung des Schadensersat­
zes nicht als alternative Sanktion vorgesehen werden (Artikel 2e Absatz 2 Unterabsatz 3 
der Rechtsmittelrichtlinie 89/665/EWG, Artikel 2e Absatz 2 Unterabsatz 3 der Sektoren­
rechtsmittelrichtlinie 92/13/EWG, Artikel 61 Absatz 2 Unterabsatz 3 Verteidigungs- und Si­
cherheitsvergaberichtlinie 2009/81/EG). Er muss somit separat verfolgt und erklärt werden. 
[...]

Zu Nummer 5

Selbst wenn eine Nachprüfungsinstanz die Unwirksamkeit eines Vertrages ausnahmsweise 
trotz der Abwägungsregeln nach Nummer 4 feststellt, regelt Nummer 5 Satz 1, dass die 
Unwirksamkeit abweichend von § 135 Absatz 1 GWB für die Vorhaben nach § 2 angesichts 
ihrer äußersten Dringlichkeit und der Gefährdung überragender öffentlicher Interessen nur 
für die noch zu erfüllenden Verpflichtungen gilt. Dies setzt Artikel 2d Absatz 2 Unterabsatz 2 
der Rechtsmittelrichtlinie 89/665/EWG, Artikel 2d Absatz 2 Unterabsatz 2 der Sektoren- 
Rechtsmittelrichtlinie 92/13/EWG und Artikel 60 Absatz 2 Satz 2 und 3 der Verteidigungs­
und Sicherheitsvergaberichtlinie 2009/81/EG um.

Die Unwirksamkeit gilt damit nur für die Zukunft. Sie gilt nicht rückwirkend. Eine Rückab­
wicklung des Vertrages erfolgt somit nicht. Dies ist angesichts der äußersten Dringlichkeit 
der Vorhaben nach § 2 und dem überwiegenden Interesse an ihrem Fortbestand zur Ver­
hinderung der Gefährdung überragender öffentlicher Interessen von herausragender Be­
deutung.

Satz 2 regelt, dass dann neben der Unwirksamkeitsfolge für die Zukunft auch alternative 
Sanktionen nach Nummer 6 festzulegen sind. Diese sind in Umsetzung der Richtlinienvor­
gaben ausdrücklich zusätzlich zur Feststellung der Unwirksamkeit zu treffen, da die Unwirk­
samkeit nach Nummer 5 nur noch die zukünftig zu erfüllenden Verpflichtungen betrifft.
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Satz 3 stellt über den Verweis wie auch Nummer 4 Satz 4 klar, dass die Möglichkeit der 
Geltendmachung von Schadensersatz als Kompensation daneben unberührt bleibt.

Zu Nummer 6

Nummer 6 legt die alternativen Sanktionen, die angesichts der äußersten Dringlichkeit der 
Vorhaben nach § 2 und der Gefährdung überragender öffentlicher Interessen statt (Num­
mer 4) oder neben (Nummer 5) der gemäß Nummer 5 Satz 1 ex nunc wirkenden Unwirk­
samkeit im Falle von Verstößen im Sinne des § 135 Absatz 1 Nummer 1 oder 2 anzuwen­
den sind, fest.

Satz 1 setzt Artikel 2e Absatz 2 Unterabsatz 1 und 2 der Rechtsmittelrichtlinie 89/665/EWG, 
Artikel 2e Absatz 2 Unterabsatz 1 und 2 der Sektoren-Rechtsmittelrichtlinie 92/13/EWG 
und Artikel 61 Absatz 2 Unterabsatz 1 und 2 der Verteidigungs- und Sicherheitsvergabe­
richtlinie 2009/81/EG um, nach denen alternative Sanktionen die „Verhängung von Geldbu­
ßen oder bzw. -strafen“ gegen den Auftraggeber oder die Verkürzung der Laufzeit des Ver­
trages umfassen. Den Nachprüfungsinstanzen wird hier ein weiter Ermessensspielraum 
eingeräumt, damit sie alle relevanten Faktoren berücksichtigen können,'einschließlich der 
Schwere des Verstoßes, des Verhaltens des Auftraggebers und ggf. dem Umfang, in dem 
der Vertrag seine Gültigkeit beibehält. Bei der Festlegung gilt aufgrund der europarechtli­
chen Bestimmungen, dass die alternativen Sanktionen wirksam, verhältnismäßig und ab­
schreckend sein müssen. Bei den relevanten Faktoren ist auch die äußerste Dringlichkeit 
der Vorhaben nach § 2 und die Gefährdung überragender öffentlicher Interessen einzube­
ziehen. Zu beachten ist bei der Bewertung der Schwere des Verstoßes und des Verhaltens 
des Auftraggebers insbesondere auch, dass die Auftraggeber aufgrund der äußersten 
Dringlichkeit der Vorhaben nach § 2 und der Gefährdung überragender öffentlicher Interes­
sen unter erheblichem Zeit- und Handlungsdruck stehen und von teilweise eigens für diese 
Ausnahmesituation geschaffenen gesetzlichen Erleichterungen und Beschleunigungsmög­
lichkeiten Gebrauch machen.

Satz 2 beschränkt die Höhe einer möglichen Geldsanktion auf 15 Prozent des Auftragswer­
tes. Dieses Maß bewegt sich innerhalb vergleichbarer Regelungen in anderen EU-Mitglied- 
staaten. So gilt etwa in Österreich allgemein eine Grenze von 20 % bzw. - unterhalb der 
Schwellenwerte - 10 % des Auftragswertes (siehe § 356 Absatz 10 des Österreichischen 
Bundesvergabegesetzes). Für die Vorhaben nach § 2 eröffnet die Obergrenze von 15 % 
zugleich ausreichend Raum für die Festlegung einer Geldsanktion im Einzelfall, die wirk­
sam, verhältnismäßig und abschreckend ist. Wird ein Vertrag für teilweise unwirksam er­
klärt, ist die Höchstgrenze von jenem Teil der Auftragssumme des Vertrages zu berechnen, 
der dem Teil des Vertrages entspricht, der nicht aufgehoben wurde.

Zu Nummer 7

Nummer 7 Satz 1 legt durch Gesetz fest, dass für Vorhaben nach § 2 angesichts der äu­
ßerst dringlichen Gründe für die schnellstmögliche Umsetzung der Vorhaben nach § 2 und 
der Gefährdung überragender öffentlicher Interessen die Tatbestandsvoraussetzungen für 
ein Verhandlungsverfahren ohne Teilnahmewettbewerb wegen besonderer Dringlichkeit 
gemäß § 14 Absatz 4 Nummer 3 VgV (a.) hinsichtlich der äußerst dringlichen zwingenden 
Gründen sowie dem Zusammenhang mit Ereignissen, die der betreffende Auftraggeber 
nicht voraussehen konnte, vorliegen, (b.) in der Regel die Mindestfristen nicht eingehalten 
werden können und (c.) die Umstände zur Begründung der äußersten Dringlichkeit dem 
Auftraggeber in der Regel nicht zuzurechnen sind.

Nummer 7 dreht das Regel-Ausnahme-Verhältnis für die Anwendung.dieses Verhandlungs­
verfahrens ohne Teilnahmewettbewerb durch den Auftraggeber ausnahmsweise aufgrund 
der hier für die Realisierung der LNG-Infrastrukturvorhaben gemäß § 2 vorliegenden äu­
ßerst dringlichen, zwingenden Gründe aufgrund unvorhersehbarer Ereignisse gesetzlich 
um. Die Tatbestandsvoraussetzungen des § 14 Absatz 4 Nummer 3 VgV, die Artikel 32
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Absatz 2 Buchstabe c) der Vergaberichtlinie 2014/24/EU7 umsetzen, sind zwar grundsätz­
lich im Einzelfall anzuwenden und eng auszulegen. Aufgrund der äußerst dringlichen, zwin­
genden Umstände, die im Zweck gemäß § 1 und im besonderen Interesse nach § 3 für 
Vorhaben nach § 2 gesetzlich dargelegt sind, und der Gefährdung überragender öffentli­
cher Interessen ist es gerechtfertigt, dass der Gesetzgeber für die in § 2 festgelegten Vor­
haben die Tatbestandsvoraussetzungen der Dringlichkeitsvergabe in wesentlichen Teilen 
verbindlich festlegt. Das Verhandlungsverfahren ohne Teilnahmewettbewerb wegen beson­
derer Dringlichkeit wird damit für die meisten Beschaffungen für Vorhaben nach § 2 im Gel­
tungszeitraum nach § 15 zulässig sein.

Der russische Angriffskrieg gegen die Ukraine und die durch ihn ausgelösten Folgen und 
kurzfristigen Beschaffungsbedarfe waren und sind für die Beschaffungsstellen insgesamt 
und im Einzelnen unvorhersehbar. Der Krieg hat in ihrem Volumen und ihrer Art auch wei­
terhin unvorhersehbare Folgen ausgelöst, auf die Deutschland äußerst dringlich reagieren 
muss, um der Gefährdung überragender öffentlicher Interessen zu begegnen. Angesichts 
der Natur und des Ausmaßes des russischen Angriffs sind äußerst dringliche Aufgaben der 
Sicherheit Deutschlands und seiner Verbündeten entstanden, die insbesondere auch die 
wirtschaftliche und energiepolitische Unabhängigkeit Deutschlands von Russland umfas­
sen.

Vergabeverfahren unter Einhaltung der Mindestfristen sind in diesen Fällen schon allge­
mein regelmäßig nicht möglich, ohne dass dies den Beschaffungsstellen zuzurechnen ist 
oder von ihnen vorherzusehen war. Insbesondere für die überragend wichtigen, schnellst­
möglich zu errichtenden Vorhaben nach § 2 sind solche Verzögerungen aber nicht hin- 
nehmbar, da sie die Unabhängigkeit Deutschlands von den russischen Erdgaslieferungen 
und damit die Versorgungssicherheit Deutschlands, insbesondere für den Winter 
2022/2023, aber auch die gesicherte Produktion wichtiger Wirtschaftszweige in Deutsch­
land, erheblich gefährden würden.

Die in diesem Gesetz geregelte schnellstmögliche Errichtung der LNG-lnfrastruktur ist zur 
Abwendung schwerster wirtschaftlicher Schäden sowie einer Unterversorgung der Bevöl­
kerung mit wichtigen Gütern sowie angesichts der Gefährdung der staatlichen Daseinsvor­
sorge und Energieversorgung für die Bürgerinnen und Bürger insbesondere aufgrund der 
dadurch entstehenden Unabhängigkeit von Russland auch für die Sicherheit in Deutschland 
und Europa äußerst dringlich. Die Realisierung der Vorhaben nach § 2 bedarf aus äußerst 
dringlichen, zwingenden Gründen überragender öffentlicher Interessen, insbesondere an 
der Energieversorgung, der schnellstmöglichen Umsetzung. Die schnellstmögliche Reali­
sierung dieser Vorhaben dient dem zentralen Interesse an einer sicheren und diversifizier­
ten Gasversorgung in Deutschland und ist daher aus Gründen eines überragenden öffent­
lichen Interesses und im Interesse der öffentlichen Sicherheit erforderlich.

Diese besondere Sachlage rechtfertigt es, hinsichtlich der Vorhaben nach § 2 im Geltungs­
zeitraum nach § 15 das Vorliegen der äußerst dringlichen zwingenden Gründe sowie des 
Zusammenhangs mit Ereignissen, die der betreffende Auftraggeber nicht voraussehen 
konnte, gesetzlich festzulegen. Zur weiteren Begründung der nicht vorhersehbaren Ereig­
nisse, der äußerst dringlichen, zwingenden Gründe und der Gefährdung überragender öf­
fentlicher Interessen für die Vorhaben nach § 2 wird im Übrigen zudem ausdrücklich auf die 
Begründungen zu §§ 1 bis 3 Bezug genommen.

7 Richtlinie 2014/24/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. Februar 2014 über die öffentliche 
Auftragsvergabe und zur Aufhebung der Richtlinie 2004/18/EG (ABI. L 094 vom 28.3.2014, S. 65), 
zuletzt geändert durch Delegierte Verordnung (EU) 2021/1952 der Kommission vom 10. November 
2021 zur Änderung der Richtlinie 2014/24/EU des Europäischen Parlaments und des Rates im Hinblick 
auf die Schwellenwerte für die Vergabe öffentlicher Liefer-, Dienstleistungs- und Bauaufträge sowie 
für Wettbewerbe (ABI. L 398 vom 11.11.2021, S. 23).
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Angesichts dieser äußerst dringlichen, zwingenden Gründe für die Vorhaben nach § 2 und 
der Gefährdung überragender öffentlicher Interessen aufgrund des russischen Angriffskrie­
ges gegen die Ukraine und seiner Folgen und zur überragend wichtigen und äußerst dring­
lichen und zwingenden Abwendung der Abhängigkeit von russischen Gaslieferungen wird 
für das Verhandlungsverfahren ohne Teilnahmewettbewerb für Vorhaben nach § 2 aus­
nahmsweise nach Nummer 7 zudem bestimmt, dass in der Regel die verkürzten Mindest­
fristen (siehe Nummer 8) nicht eingehalten werden können und die Umstände zur Begrün­
dung der äußersten Dringlichkeit dem Auftraggeber in der Regel nicht zuzurechnen ist. 
Diese Voraussetzungen werden für Vorhaben nach § 2 voraussichtlich nur in wenigen Aus­
nahmefällen nicht vorliegen, etwa wenn wegen anderer das Gesamtprojekt noch hemmen­
der Umstände, doch ein verkürzter Teilnahmewettbewerb ohne jegliche zeitliche Verzöge­
rung des Vorhabens insgesamt möglich ist. Für die Frage der Einhaltung der Mindestfristen 
ist auch der notwenige Zeitraum für die Erstellung der Vergabeunterlagen, für die Bekannt­
machung, ggf. für den Teilnahmewettbewerb, für die Angebotsabgabe und -auswertung, 
die Wartefrist und den Zuschlag zu berücksichtigen.

Soweit die Voraussetzungen der Nummer 7 im Einzelfall ausnahmsweise nicht vorliegen, 
schließt dies im Übrigen nicht aus, dass andere Tatbestände für ein Verhandlungsverfahren 
ohne Teilnahmewettbewerb (zum Beispiel wenn gern. § 14 Absatz 4 Nummer 2 von vorn­
herein nur ein bestimmtes Unternehmen in Betracht kommt) oder Ausnahmen vom Verga­
berecht (zum Beispiel wegen wesentlicher Sicherheitsinteressen gemäß § 107 Absatz 2 
GWB) vorliegen.

Die Europäische Kommission hat in Reaktion auf den russischen Angriffskrieg gegen die 
Ukraine ebenfalls allgemein festgestellt, dass für bestimmte Vergaben die Vorschriften für 
die dringende Vergabe öffentlicher Aufträge angewendet werden können (Mitteilung der 
Kommission, Europäische Solidarität mit Flüchtlingen und den Menschen, die vor dem 
Krieg in der Ukraine fliehen, KOM(2022)107 vom 8. März 2022, Seite 5, mit Verweis auf 
ihre Mitteilungen während der Migrationskrise 2015-2016 und der COVID-19-Pandemie).

Für Vergabeverfahren aufgrund Nummer 7 sind zudem folgende Folgeerleichterungen zu 
beachten, die ebenfalls der Beschleunigung des jeweiligen Vergabeverfahrens dienen. Auf­
traggeber können auch im Übrigen alle bereits bestehenden Beschleunigungsmöglichkei­
ten nutzen, um die Beschaffungen für die Vorhaben nach § 2 schnellstmöglich durchzufüh­
ren.

Die äußerst dringlichen, zwingenden Gründe, im Zusammenhang mit Ereignissen, die der 
betreffende Auftraggeber nicht voraussehen konnte, muss der jeweilige Auftraggeber bei 
Beschaffungen für die Vorhaben nach § 2 nicht gesondert darlegen. Dass die Mindestfristen 
nicht eingehalten werden können und dies nicht dem Auftraggeber zuzurechnen ist, hat der 
jeweilige Auftraggeber nach allgemeinen Regeln grundsätzlich zu dokumentieren. An diese 
Dokumentation sind angesichts des überragend wichtigen Beschleunigungsinteresses ins­
besondere angesichts von § 1 und § 3 keine hohen Anforderungen zu stellen.

Bei der Herstellung eines Mindestmaßes an Wettbewerb ist die schnellstmögliche Umset­
zung der äußerst dringlichen Vorhaben nach § 2 und ihre grundlegende Bedeutung für die 
Versorgungssicherheit angesichts der Gefährdung überragender öffentlicher Interessen als 
herausragendes Gebot stets zu beachten.

Angebote können im Rahmen eines Verhandlungsverfahrens ohne Teilnahmewettbewerb 
formlos und ohne die Beachtung konkreter Fristvorgaben eingeholt werden. Mit der zurück­
liegenden Neuregelung des § 17 Abs. 6 VgV wurde durch einen entsprechenden Einschub 
Wargestellt, dass die Mindestfrist von 30 Kalendertagen für Erstangebote nur für Verhand­
lungsverfahren mit Teilnahmewettbewerb gilt. FürVerhandlungsverfahren ohne Teilnahme­
wettbewerb kann der Auftraggeber somit auch eine kürzere Angebotsfrist wählen, solange 
diese angemessen ist (vgl. § 20 VgV). Aufgrund seines besonderen Ausnahmecharakters
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sind damit beim Verhandlungsverfahren ohne Teilnahmewettbewerb nach Würdigung der 
Gesamtumstände im Dringlichkeitsfall auch sehr kurze Fristen (bis hin zu 0 Tagen) denkbar.

§ 17 Abs. 15 VgV stellt zudem klar, dass der öffentliche Auftraggeber bei der Durchführung 
eines Verhandlungsverfahrens ohne Teilnahmewettbewerb wegen äußerster Dringlichkeit 
nach § 14 Abs. 4 Nummer 3 VgV von nachfolgenden Formanforderungen der VgV befreit 
ist:

- §§ 9 bis 13 VgV Vorgaben zur (elektronischen) Kommunikation,

- § 53 Abs. 1 VgV Übermittlung von Interessensbekundungen, Interessensbestätigungen, 
Teilnahmeanträge und Angeboten in elektronischer Form,

- § 54 VgV Aufbewahrung ungeöffneter Interessensbekundungen, Interessensbestätigun­
gen, Teilnahmeanträge und Angebote,

- § 55 VgV Öffnung der Interessenbestätigungen, Teilnahmeanträge und Angebote.

Gemäß Satz 2 gilt Satz 1 (einschließlich seiner Begründung) entsprechend für die Tatbe­
standsvoraussetzungen eines Verhandlungsverfahrens ohne Teilnahmewettbewerb wegen 
besonderer Dringlichkeit nach SektVO, KonzVgV, VSVgV.

Gemäß Satz 3 gilt Satz 1 (einschließlich seiner Begründung) materiell entsprechend auch 
für Bauaufträge (Verhandlungsverfahren ohne Teilnahmewettbewerb wegen besonderer 
Dringlichkeit gemäß § 3a EU Absatz 3 Nummer 4 VOB/A).

Zu Nummer 8

Satz 1 legt angesichts der äußersten Dringlichkeit der Vorhaben nach § 2 und der Gefähr­
dung überragender öffentlicher Interessen durch Gesetz fest, dass für die Vorhaben nach 
§ 2 angesichts des Zwecks gemäß § 1 und des besonderen Interesses gern. § 3 eine Dring­
lichkeit hinreichend begründet ist, die die Einhaltung der regulären Angebotsfrist von 30 Ta­
gen unmöglich macht. Die Angebotsfrist im Verhandlungsverfahren mit Teilnahmewettbe­
werb kann somit auf zehn Tage verkürzt werden kann.

In Verhandlungsverfahren ohne Teilnahmewettbewerb gilt schon keine bestimmte Fristvor­
gabe, so dass die Angebotsfrist im Einzelfall bis hin auf null Tage verkürzt werden kann 
(siehe Begründung zu Nummer 7).

Satz 2 legt eine hinreichend begründete Dringlichkeit für Vorhaben nach § 2 auch für alle 
anderen Fristverkürzungsmöglichkeiten in den verschiedenen Verfahrensarten und den 
verschiedenen Vergabeverordnungen fest. Dies gilt entsprechend auch in den Fällen, in 
denen die Fristverkürzungsmöglichkeit allgemein gilt und nicht auf eine hinreichend begrün­
dete Dringlichkeit beschränkt ist (vgl. etwa in der SektVO). Im Überblick gilt dazu Folgen­
des: Im beschleunigten offenen Verfahren kann die Frist für die Einreichung der Angebote 
auf 15 Tage verkürzt werden. Im beschleunigten nicht offenen Verfahren und im beschleu­
nigten Verhandlungsverfahren können die Fristen für Teilnahmeanträge auf 15 Tage 
(VSVgV: auf zehn Tage bei elektronischen Teilnahmeanträgen) und für die Abgabe von 
Angeboten auf zehn Tage herabgesetzt werden.

Nach Satz 3 gilt das Vorliegen einer hinreichend begründeten Dringlichkeit für die verschie­
denen Fristverkürzungsmöglichkeiten in den Verfahrensarten entsprechend auch für Bau­
aufträge (vgl. §§ 10a EU Absatz 3, 10b EU Absatz 5 VOB/A, auch in Verbindung mit § 10c 
EU Absatz 1 VOB/A). [...]
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Satz 1 legt angesichts der äußersten Dringlichkeit der Vorhaben nach § 2 und der Gefähr­
dung überragender öffentlicher Interessen gesetzlich Fälle fest, in denen bei Verhandlungs­
verfahren ohne Teilnahmewettbewerb wegen besonderer Dringlichkeit ausnahmsweise 
auch nur ein Unternehmen zur Angebotsabgabe aufgefordert werden kann.

Der Wortlaut entspricht den von der Europäischen Kommission anerkannten Fällen (siehe 
Mitteilung der Kommission, Leitlinien der Europäischen Kommission zur Nutzung des Rah­
mens für die Vergabe öffentlicher Aufträge in der durch die COVID-19-Krise verursachten 
Notsituation, 2020/C 108 1/01, S. 1).

Im Sinne einer effizienten Verwendung von Haushaltsmitteln empfiehlt es sich nach Mög­
lichkeit, mehrere Unternehmen zur Angebotsabgabe aufzufordern. Auch nach der nationa­
len Rechtsprechung ist im Rahmen der §§ 14 Absatz 4 Nummer 3,17 Absatz 5 VgV grund­
sätzlich so viel Wettbewerb wie möglich zu eröffnen; ein völliger Verzicht auf Wettbewerb 
kommt grundsätzlich nur als ultima ratio in Betracht (vgl. OLG Rostock, Beschluss vom 
11.11.2021, 17 Verg 4/20).

Bei Vorhaben nach § 2 bedingt es aber häufig die in § 1 und § 3 und der jeweiligen Begrün­
dung dargestellte äußerste Dringlichkeit angesichts der Gefährdung überragender öffentli­
cher Interessen, dass nur ein Unternehmen in der Lage sein wird, den Auftrag unter den 
durch die zwingende Dringlichkeit auferlegten technischen und zeitlichen Zwängen zu er­
füllen. Dann ist es den Auftraggebern auch erlaubt, in der Kürze der zur Verfügung stehen­
den Zeit nur mit diesem Unternehmen Verhandlungen zu führen.

Zwar handelt es sich um eine Prognoseentscheidung, ob nur das bestimmte Unternehmen 
unter den durch die äußerste Dringlichkeit bedingten technischen und zeitlichen Zwängen, 
in der Lage sein wird, die Leistung entsprechend zu erbringen. Die Gründe dafür, dass nur 
dieses Unternehmen dazu in der Lage ist, müssen aber grundsätzlich im Zeitpunkt der An­
sprache des einzelnen Unternehmens vorliegen.

Gemäß Satz 2 gilt Satz 1 (einschließlich seiner Begründung) entsprechend für Verhandlun­
gen mit nur einem Unternehmen in Verhandlungsverfahren ohne Teilnahmewettbewerb we­
gen besonderer Dringlichkeit nach SektVO, KonzVgV, VSVgV. Gemäß Satz 3 gilt Satz 1 
(einschließlich seiner Begründung) materiell entsprechend auch für Bauaufträge. Diese 
Verhandlungsmöglichkeit mit nur einem Unternehmen gilt für die Vergabeverordnungen 
und für die VOB/A auch, soweit sich der grundsätzliche Mindestwettbewerb von drei Unter­
nehmen nur aus allgemeinen Grundsätzen ergibt und nicht ausdrücklich oder nicht aus­
drücklich für Verhandlungsverfahren ohne Teilnahmewettbewerb erwähnt ist (vgl. etwa § 
21 lll 3 VSVgV nur für Verfahren mit Teilnahmewettbewerb). Die Möglichkeit der Verhand­
lung mit nur einem Unternehmen im Ausnahmefall ist insoweit aufgrund der äußersten 
Dringlichkeit der Vorhaben nach § 2 und der Gefährdung überragender öffentlicher Interes­
sen eine materielle Klarstellung. Bereits bestehende Möglichkeiten bleiben unberührt.

Zu Absatz 2

Absatz 2 und 3 treffen Regelungen zum Vergaberechtsschutz ergänzend zu und abwei­
chend von §§ 155 ff. GWB. Ziel ist es, die Nachprüfungsverfahren über das bereits geltende 
Beschleunigungsgebot des § 167 GWB hinaus bei Vorhaben nach § 2 angesichts ihrer äu­
ßersten Dringlichkeit und der Gefährdung überragender öffentlicher Interessen noch erheb­
lich schneller durchzuführen.

Dabei wird am grundsätzlich bewährten zweistufigen Rechtsschutz vor der Vergabekam­
mer und den Vergabesenaten der Oberlandesgerichte festgehalten. Dieser wird jedoch auf 
beiden Stufen weiter erheblich beschleunigt. Daneben werden in den bereits vorgesehenen 
Interessensabwägungen die Berücksichtigung des Zwecks des § 1 sowie des besonderen

Zu Nummer 9
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Interesses gemäß § 3 und dessen regelmäßiges Überwiegen angesichts der äußersten 
Dringlichkeit der Vorhaben nach § 2 und der Gefährdung überragender öffentlicher Interes­
sen ergänzt.

Die Änderungen berücksichtigen, dass im Bereich des Vergaberechtsschutzes der allge­
meine Justizgewährleistungsanspruch (Art. 20 Abs. 1 GG i.V.m. Art. 3 Abs.1 GG) den we­
sentlichen Maßstab darstellt und dem Gesetzgeber ein Ausgestaltungsspielraum zuzubilli­
gen ist (BVerfG, Beschluss vom 13. Juni 2006, 1 BvR 1160/03, BVerfGE 116, 135 (156)).

Absatz 2 enthält Maßgaben für die Nachprüfungsverfahren vor der Vergabekammer gemäß 
§§ 160 ff. GWB. Sie dienen vor allem der Beschleunigung und legen angesichts der äu­
ßersten Dringlichkeit der Vorhaben nach § 2 und der Gefährdung überragender öffentlicher 
Interessen die Berücksichtigung und das regelmäßige Überwiegen des überragend wichti­
gen Interesses an der schnellstmöglichen Umsetzung der Vorhaben fest.

Zu Nummer 1

Nummer 1 trifft gewisse Verfahrenserleichterungen für die Durchführung der Nachprü­
fungsverfahren.

Soweit es der Beschleunigung dient, kann die Vergabekammer bei Nachprüfungsverfahren 
über Vergaben für Vorhaben nach § 2 gemäß Satz 1 auch nach Lage der Akten entschei­
den. Die Vergabekammer wird bei ihrer Entscheidung aber auch zu berücksichtigen haben, 
dass eine mündliche Verhandlung im Einzelfall ebenfalls der schnellen Entscheidung die­
nen kann.

Satz 2 ermöglicht es der Vergabekammer ausdrücklich die mündliche Verhandlung im 
Wege der Bild- und Tonübertragung durchzuführen. Auch diese Möglichkeit soll der Be­
schleunigung im Einzelfall dienen. Entsprechend Absatz 3 Nummer 6 Satz 2 wird dazu auf 
§ 128a der Zivilprozessordnung verwiesen. Entsprechendes gilt aber zum Beispiel auch 
nach § 102a der Verwaltungsgerichtsordnung.

Zu Nummer 2

Um angesichts der äußersten Dringlichkeit der Vorhaben nach § 2 und der Gefährdung 
überragender öffentlicher Interessen die zügige Durchführung der Nachprüfungsverfahren 
für die im Lichte des § 1 und § 3 äußerst dringenden und schnellstmöglich umzusetzenden 
Vorhaben nach § 2 über den allgemeinen Beschleunigungsgrundsatz hinaus zu gewähr­
leisten, verkürzt Absatz 2 die Entscheidungsfrist für die Hauptsacheentscheidung weiter.

Satz 1 verkürzt die Entscheidungsfrist bei Vorhaben nach § 2 auf drei statt fünf Wochen.

Satz 2 legt fest, dass diese Frist höchstens um zwei Wochen verlängert werden kann und 
stellt klar, dass dies nur einmalig geschehen kann.

Die verkürzten Fristen bieten der Vergabekammer somit insgesamt dennoch ausreichend 
Zeit, bei diesen äußerst dringenden Vorhaben angesichts der Gefährdung überragender 
öffentlicher Interessen, dennoch angemessen entscheiden zu können, indem vom Grund­
fall (fünf Wochen) nur angemessen abgewichen wird (drei Wochen plus im Ausnahmefall 
zwei Wochen).

Die Auftraggeber von Beschaffungen für Vorhaben nach § 2 sollen die schnelle Entschei­
dung befördern, indem sie insbesondere sicherstellen, dass die Vergabeakte, jedenfalls 
ihre für die Entscheidung der Vergabekammer wesentlichen Teile, unverzüglich der Verga­
bekammer zur Verfügung gestellt wird. [...]
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Nummer 3 stellt klar, dass bei Nachprüfungsverfahren betreffend Vorhaben nach § 2 bei 
der Auswahl der geeigneten Maßnahmen zur Beseitigung der Rechtsverletzung und Ver­
hinderung der Schädigung der betroffenen Interessen der Zweck des § 1 und die besonde­
ren Interessen des § 3 angesichts der äußersten Dringlichkeit der Vorhaben und der Ge­
fährdung überragender öffentlicher Interessen zu berücksichtigen sind. Dies bedeutet, dass 
die Vergabekammer bei der Auswahl der Maßnahmen insbesondere das überragende In­
teresse an der schnellstmöglichen Umsetzung der Vorhaben nach § 2 in der Regel als aus­
schlaggebend berücksichtigen muss. Maßnahmen, die das Vergabeverfahren oder die Um­
setzung des Vorhabens verzögern, verlängern oder sogar vereiteln, sind daher in der Regel 
keine angemessenen Maßnahmen im Sinne der Nummer 3.

Zu Nummer 4

Nummer 4 ergänzt § 169 GWB angesichts der äußersten Dringlichkeit der Vorhaben 
nach § 2 und der Gefährdung überragender öffentlicher Interessen hinsichtlich der Vorab­
gestattung des Zuschlags durch die Vergabekammer. Sie hat dabei das überragende Inte­
resse an der schnellstmöglichen Umsetzung der Vorhaben zu berücksichtigen, wobei die­
ses Interesse bei Vorhaben nach § 2 in der Regel überwiegt und eine Vorabgestattung des 
Zuschlags erforderlich macht. Dies ist ein Aspekt des für die Beschleunigung der Vorhaben 
nach § 2 besonders wichtigen Elements des vorzeitigen Maßnahmenbeginns bzw. der Ein­
schränkung der aufschiebenden Wirkung von Entscheidungen (siehe dazu insbesondere 
§11).

Nummer 4 wird in der Praxis von Beschaffungen für Vorhaben nach § 2 jedoch nur dann 
zur Anwendung kommen, wenn nicht schon infolge der Zulässigkeit eines Verhandlungs­
verfahrens ohne Teilnahmewettbewerb und des schon bestehenden Entfalls der Informa­
tions- und Wartefrist ein wirksamer Zuschlag erfolgt ist, bevor Konkurrenten einen Nach­
prüfungsantrag stellen. Im Fall eines bereits wirksam erteilten Zuschlags gilt § 168 Absatz 2 
Satz 1 GWB und Rechtschutz ist gemäß § 135 GWB in Gestalt von Absatz 2 Nummer 3 bis 
5 zu gewähren.

Satz 1 und 2 gestalten die Abwägungsentscheidung über die Vorabgestattung des Zu­
schlags näher aus und folgen dabei der bestehenden Regelungssystematik in § 169 Absatz 
2 Satz 1, 2 und 3 GWB, nach denen entsprechend der Fälle für verteidigungs- oder sicher­
heitsspezifische Aufträge im Sinne von § 104 GWB besonders zu berücksichtigende As­
pekte des Interesses der Allgemeinheit an einem raschen Abschluss des Vergabeverfah­
rens und der nachteiligen Folgen einer Verzögerung der Vergabe bis zum Abschluss der 
Nachprüfung als Abwägungsinteresse festgelegt werden. Eine entsprechende Systematik 
für die Abwägungsentscheidung ist in Absatz 3 Nummer 3 Satz 2 und Nummer 4 Satz 1 
vorgesehen.

Für Vorhaben nach § 2 sind deshalb nach Satz 1 der Zweck des § 1 und das besondere 
Interesse nach § 3 ergänzend in der Abwägung zu berücksichtigen. Mithin ist das überra­
gende Interesse an der schnellstmöglichen Umsetzung der Vorhaben nach § 2 angesichts 
der äußerst dringlichen Gründe und der Gefährdung überragender öffentlicher Interessen 
in die Entscheidung über die Vorabgestattung des Zuschlags einzubeziehen.

Satz 2 legt zudem entsprechend der Systematik in § 169 Absatz 2 Satz 3 GWB angesichts 
der äußersten Dringlichkeit der Vorhaben nach § 2 und der Gefährdung überragender öf­
fentlicher Interessen fest, dass das besondere Interesse in der Regel überwiegt.

Satz 3 legt im überragenden Interesse der Beschleunigung und Gefährdungsabwehr fest, 
dass die Entscheidung über die Vorabgestattung unverzüglich und zwar längstens inner­
halb einer Woche zu treffen ist. Diese Regelungssystematik orientiert sich am bestehenden 
§ 176 Absatz 3 Satz 1,1. Halbsatz GWB. Die Frist kann nicht verlängert werden.

Zu Nummer 3
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Satz 4 legt zudem fest, dass der Zuschlag dann auch unmittelbar und damit tatsächlich 
schneller als bisher nach § 169 Absatz 2 Satz 1 GWB erteilt werden kann, soweit die War­
tepflicht nicht noch läuft. Er setzt Artikel 2 Absatz 3 Satz 2 der Rechtsmittelrichtlinie 
89/665/EWG, Artikel 2 Absatz 3 Satz 2 der Sektoren-Rechtsmittelrichtlinie 92/13/EWG und 
Artikel 56 Absatz 3 Satz 2 der Verteidigungs- und Sicherheitsvergaberichtlinie 2009/81/EG 
um.

Soweit zu der Entscheidung ein isolierter Antrag an das Beschwerdegericht erfolgt, legt 
Satz 5 fest, dass bei der Entscheidung des Beschwerdegerichts dann ebenfalls das über­
ragende Beschleunigungs- und schnellstmögliche Umsetzungsinteresse angesichts der 
Gefährdung eines überragenden öffentlichen Interesses nach § 1 und § 3 zu beachten sind.

Zu Nummer 5

Nummer 5 stellt klar, dass die Vergabekammer Absatz 1 Nummer 4 bis 6 wegen der Ab­
weichungen von der bisherigen Unwirksamkeitsfolge des § 135 Absatz 1 GWB beachten 
muss, wenn sie im Nachprüfungsverfahren einen Verstoß im Sinne des § 135 Absatz 1 
Nummer 1 oder 2 feststellt.

Statt der bisher automatischen gesetzlichen Folge der Unwirksamkeit bei Feststellung ei­
nes Verstoßes im Sinne des § 135 Absatz 1 Nummer 1 oder 2 GWB hat die Vergabekam­
mer zum einen gemäß Nummer 4 eine Abwägungsentscheidung über ein Absehen von der 
Unwirksamkeitsfolge gemäß den dortigen Voraussetzungen für die in der Abwägung, ins­
besondere der zu berücksichtigenden äußersten Dringlichkeit der Vorhaben nach § 2 und 
der Gefährdung überragender öffentlicher Interessen, zu treffen. In diesem Fall sowie bei 
der nun gemäß Nummer 5 vorgesehenen Unwirksamkeitsfolge allein für die Zukunft'hat die 
Vergabekammer sie in ihrer Entscheidung zwingend alternative Sanktionen nach Num­
mer 6 zu erlassen.

Zu Absatz 3

Absatz 3 trifft Regelungen zur sofortigen Beschwerde vor den Vergabesenaten der Ober­
landesgerichte ergänzend zu und abweichend von §§171 ff. GWB. Diese sollen jeweils 
unter Wahrung der richterlichen Unabhängigkeit die Verfahren angesichts der äußersten 
Dringlichkeit der Vorhaben nach § 2 und der Gefährdung überragender öffentlicher Interes­
sen erheblich beschleunigen und die Maßstäbe für Abwägungen anpassen und ergänzen. 
Zu den allgemeinen Grundsätzen wird auf die Einführung der Begründung zu Absatz 2 hin­
gewiesen.

Zu Nummer 1

Nummer 1 stellt lediglich klar, dass die Fiktionswirkung nach § 171 Absatz 2 bereits nach 
Ablaufen der nach Absatz 3 Nummer 2 verkürzten Entscheidungsfrist der Vergabekammer 
von drei Wochen (ggf. verlängert um zwei Wochen) und nicht nach den bisherigen fünf 
Wochen plus etwaiger Verlängerung greift. Soweit die Vergabekammer bei Nachprüfungs­
verfahren über Beschaffungen für Vorhaben nach § 2 nicht innerhalb der Frist von drei Wo­
chen (oder bei erfolgter Verlängerung von fünf Wochen) entschieden hat, gilt der Nachprü­
fungsantrag als abgelehnt. Diese Vorschrift dient der Beschleunigung der äußerst dringli­
chen Vorhaben angesichts der Gefährdung überragender öffentlicher Interessen. Keines­
falls ermächtigt sie Vergabekammern den Ablauf der Frist abzuwarten und nicht zu ent­
scheiden. Ziel ist es, dass die Vergabekammer innerhalb der gesetzlichen Fristen entschei­
det und zum Rechtsfrieden über die Vorhaben nach § 2 beiträgt.

Zu Nummer 2

Zur weiteren Beschleunigung der Nachprüfungsverfahren angesichts der äußersten Dring­
lichkeit der Vorhaben nach § 2 und der Gefährdung überragender öffentlicher Interessen
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verkürzt Nummer 2 die Frist zur Einlegung der sofortigen Beschwerde auf eine Woche. 
Diese ist als Notfrist nicht verlängerbar. Angesichts des Zweckes nach § 1 und des beson­
deren Interesses nach § 3 ist es auch den Beschwerdeführenden zuzumuten, ihren Antrag 
äußerst eilig zu erstellen. Der Vortrag kann im Laufe des Beschwerdeverfahrens zur Ge­
währleistung effektiven Rechtschutzes grundsätzlich noch ergänzt werden.

Zu Nummer 3

Nummer 3 ist zur Beschleunigung von Vorhaben nach § 2 in den Fällen besonders wichtig, 
in denen noch kein Zuschlag erteilt wurde, die Vergabekammer aber schon zugunsten des 
Auftraggebers in der Hauptsache entschieden hat.

Satz 1 legt angesichts ihrer äußersten Dringlichkeit und der Gefährdung überragender öf­
fentlicher Interessen fest, dass bei Vorhaben nach § 2 die aufschiebende Wirkung der so­
fortigen Beschwerde schon nach einer Woche (statt wie sonst nach zwei Wochen) entfällt. 
Soweit sie durch das Beschwerdegericht verlängert wird, kann dies nur bis zum Ende der 
Entscheidungsfrist über die sofortige Beschwerde, mithin um sechs Wochen, erfolgen (zu­
sammen sieben Wochen aufschiebende Wirkung entspricht fünf Wochen Entscheidungs­
frist plus maximal zwei Wochen Verlängerung nach Nummer 7 Satz 1 und 2).

Satz 2 legt fest, dass bei der Entscheidung über die Vorabgestattung des Zuschlags zu 
deren Gunsten auch § 1 und § 3 zu berücksichtigen sind, wobei das besondere Interesse 
nach § 3 in der Regel überwiegt. Dies entspricht für die besondere Eilbedürftigkeit der Vor­
haben nach § 2 der bereits bestehenden Regelungssystematik in § 173 Absatz 2 Satz 1, 2 
und 3 GWB für die Abwägung bei verteidigungs- und sicherheitsspezifischen Aufträgen. Die 
Entscheidung des Beschwerdegerichtes sollte angesichts der äußersten Dringlichkeit von 
Vorhaben nach § 2 und der Gefährdung überragender öffentlicher Interessen daher regel­
mäßig zugunsten der Vorabgestattung des Zuschlags ausfallen. Eine entsprechende Sys­
tematik für die Abwägungsentscheidung ist in Absatz 2 Nummer 4 Satz 1 und 2 und in Num­
mer 4 Satz 1 vorgesehen. [...]

Zu Nummer 4

Nummer 4 ist angesichts der äußersten Dringlichkeit der Vorhaben nach § 2 und der Ge­
fährdung überragender öffentlicher Interessen zur Beschleunigung dieser Vorhaben in den 
Fällen besonders wichtig, in denen noch kein Zuschlag erteilt wurde, die Vergabekammer 
aber in der Hauptsache bei Vorhaben nach § 2 ausnahmsweise gegen den Auftraggeber 
entschieden hat. Der unterlegene Auftraggeber kann im Fall einer sofortigen Beschwerde 
dann gemäß § 176 GWB die Vorabentscheidung über den Zuschlag beim Beschwerdege­
richt beantragen.

Entsprechend der Systematik für die Abwägungsentscheidung in Absatz 2 Nummer 4 
Satz 1 und 2 und in Nummer 3 Satz 2 hat das Beschwerdegericht auch in diesen Fällen 
ergänzend zur bisherigen Regelungssystematik in § 176 Absatz 1 Satz 1, 2 und 3 GWB 
gemäß Satz 1 bei der Abwägung den Zweck nach § 1 und das besondere Interesse nach 
§ 3, welches in der Regel überwiegt, zu berücksichtigen. Diese sind angesichts der äußers­
ten Dringlichkeit der Vorhaben nach § 2 und der Gefährdung überragender öffentlicher In­
teressen gemäß Satz 3 auch zu berücksichtigen, soweit das Beschwerdegericht aus­
nahmsweise die Entscheidungsfrist über den Antrag verlängert.

Satz 2 verkürzt die Entscheidungsfrist von bisher längstens fünf Wochen für Vorhaben nach 
§ 2 auf grundsätzlich eine Woche, um dem überragenden Beschleunigungsinteresse der 
Vorhaben nach § 2 gerecht zu werden. Die Verlängerungsmöglichkeit wird angesichts der 
äußersten Dringlichkeit von Vorhaben nach § 2 und der Gefährdung überragender öffentli­
cher Interessen der richterlichen Unabhängigkeit gerecht.



-42-

Nummer 5 bedingt für Vorhaben nach § 2 die Fiktionswirkung des § 177 GWB nach einer 
negativen Entscheidung über die Vorabgestattung des Zuschlags ab. Dies trägt zum effek­
tiven Rechtsschutz und zur Wahrung der richterlichen Unabhängigkeit bei, indem nicht au­
tomatisch mit der äußerst schnell zu fällenden Eilentscheidung die Möglichkeit zur Haupt­
sacheentscheidung entfällt.

Zu Nummer 6

Nummer 6 enthält angesichts der äußersten Dringlichkeit der Vorhaben nach § 2 und der 
Gefährdung überragender öffentlicher Interessen bestimmte Verfahrenserleichterungen zur 
Beschleunigung des Nachprüfungsverfahrens vor dem Vergabesenat.

Satz 1 ermöglicht unter bestimmten, im Einzelfall zu prüfenden Punkten eine Entscheidung 
nach Lage der Akten. Dieser Verzicht auf die mündliche Verhandlung erweitert die allge­
meinen Möglichkeiten nach § 175 Absatz 2 iVm § 65 Absatz 1 GWB. Durchführung oder 
Verzicht einer mündlichen Verhandlung über die sofortige Beschwerde sollen vor allem der 
schnellstmöglichen Durchführung des Nachprüfungsverfahrens betreffend ein Vorhaben 
nach § 2 dienen.

Satz 2 ermöglicht klarstellend ausdrücklich die Durchführung einer mündlichen Verhand­
lung im Wege der Bild- und Tonübertragung in Ergänzung zu den allgemeinen Möglichkei­
ten nach §§ 175 Absatz 2, 72 GWB iVm § 128a ZPO. Auch dies soll der Beschleunigung 
dienen.

Zu Nummer 7

Nummer 7 Satz 1 gibt vor, dass die Beschwerdeentscheidung bei der Nachprüfung von 
Beschaffungen für Vorhaben nach § 2 angesichts ihrer äußersten Dringlichkeit und der Ge­
fährdung überragender öffentlicher Interessen erheblich beschleunigt, nämlich innerhalb 
einer Frist von fünf Wochen zu treffen ist. Sie hat ihr Vorbild insbesondere in der bereits 
bestehenden Frist für die Beschwerdegerichte zur Vorabentscheidung über den Zuschlag 
gemäß § 176 Absatz 3 GWB und der Entscheidungsfrist für die Vergabekammern nach 
§167 Absatz 1 GWB. Die Entscheidung des Beschwerdegerichtes nach § 176 Absatz 3 
GWB ist sogar unverzüglich und längstens innerhalb von fünf Wochen zu treffen. Die Re­
gelung in Satz 1 ist für die Hauptsacheentscheidung aber neu und betrifft die richterliche 
Unabhängigkeit. Sie ist angesichts des Zweckes nach § 1 und des besonderen Interesses 
nach § 3 sowie der insgesamt schnellstmöglichen Umsetzung der Vorhaben nach § 2 we­
gen ihrer äußersten Dringlichkeit und der Gefährdung überragender öffentlicher Interessen 
gerechtfertigt.

Die Frist ist zudem angemessen, da das Beschwerdegericht die Frist nach Satz 2 einmalig 
um zwei Wochen verlängern kann.

Satz 3 schränkt ebenfalls aus Gründen der überragend wichtigen Beschleunigung für Ent­
scheidungen über Vorhaben nach § 2 ein, dass das Beschwerdegericht stets in der Sache 
selbst entscheidet. Es kann daher nicht die Verpflichtung der Vergabekammer ausspre­
chen, unter Berücksichtigung der Rechtsauffassung des Gerichts über die Sache erneut zu 
entscheiden. [...]

Zu Nummer 8

Gemäß Nummer 8 hat das Beschwerdegericht entsprechend der Regelung für die Verga­
bekammern in Absatz 2 Nummer 5 zu beachten, dass es bei Feststellung eines Verstoßes 
im Sinne des § 135 Absatz 1 Nummer 1 oder 2 GWB eine Abwägungsentscheidung nach 
Absatz 1 Nummer 4 Satz 1 und 2 zu treffen und alternative Sanktionen nach Absatz 1

Zu Nummer 5
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Nummer 4 Satz 3 oder Nummer 5 Satz 2, jeweils in Verbindung mit Nummer 6, in seiner 
Entscheidung zu erlassen hat.

Zu Absatz 4

Aufgrund des Zweckes im Sinne des § 1 und des besonderen Interesses nach § 3 liegen 
bei Vorhaben nach § 2 besondere Umstände für den Abschluss von Verträgen über dies­
bezügliche Lieferungen und Leistungen vor (vgl. § 55 Absatz 1 Satz 1 Bundeshaushalts­
ordnung (BHO), § 30 Satz 1 Haushaltsgrundsätzegesetz (HGrG)). Satz 1 regelt daher, dass 
bei öffentlichen Aufträgen des Bundes abweichend von § 55 Absatz 1 Satz 1 BHO bei Vor­
haben nach § 2 unterhalb der EU-Schwellenwerte nach § 106 GWB keine öffentliche Aus­
schreibung oder beschränkte Ausschreibung mit Teilnahmewettbewerb und auch kein 
sonstiger Teilnahmewettbewefb durchzuführen ist. Insbesondere ist damit auch keine Ver­
handlungsvergabe mit Teilnahmewettbewerb durchzuführen. Diese Ausnahme wegen be­
sonderer Umstände im Sinne von § 55 Absatz 1 Satz 1 BHO (bzw. § 30 HGrG) ist für Vor­
haben nach § 2 gerechtfertigt, da mit dem Zweck des § 1 und dem besonderen Interesse 
nach § 3 eine äußerste Dringlichkeit der Vorhaben und eine Gefährdung überragender öf­
fentlicher Interessen vorliegen, die ein Absehen von einem förmlichen Vergabeverfahren 
rechtfertigen.

Satz 2 stellt klar, dass bei öffentlichen Aufträgen für Vorhaben nach § 2 unterhalb der EU- 
Schwellenwerte auch nicht nach einheitlichen Beschaffungsrichtlinien zu verfahren ist.

Beschaffungsstellen, die dem Bund zuzurechnen sind, haben aufgrund Satz 1 und 2 wäh­
rend der Laufzeit nach § 15 bei Beschaffungen für Vorhaben nach § 2 damit auch nicht die 
in Ziffer 2 der Verwaltungsvorschrift zu § 55 BHO angeordneten detaillierten Verfahrensre­
geln der Unterschwellenvergabeordnung (UVgO) und des ersten Abschnitts der VOB/A an­
zuwenden.

Daneben bestehende etwaige Anforderungen, etwa im Einzelfall aufgrund eines grenzüber­
schreitenden Interesses, bleiben unberührt. Gründe für einen Verzicht auf einen öffentli­
chen Teilnahmewettbewerb sind entsprechend der Feststellungen des § 9 Absatz 1 Num­
mer 7 (einschließlich seiner Begründung) aber auch dabei stets zu berücksichtigen.

Die Länder können für ihr Haushaltsvergaberecht entsprechende Regelungen schaffen.

Zu Absatz 5

Es ist nicht ausgeschlossen, dass die Vergabe von öffentlichen Aufträgen und Konzessio­
nen für Vorhaben nach § 2 nicht einer Nachprüfung gemäß Absatz 2 und 3 unterliegt (etwa 
bei Beschaffungen unterhalb der EU-Schwellenwerte oder soweit Bereichsausnahmen vom 
Vergaberecht vorliegen). In diesen Fällen schreibt Absatz 5 Satz 1 angesichts der äußers­
ten Dringlichkeit der Vorhaben nach § 2 und der Gefährdung überragender öffentlicher In­
teressen dennoch die Berücksichtigung aller möglichen Beschleunigungspotentiale im 
Rechtsschutzverfahren vor. Insbesondere sind bei Abwägungsentscheidungen, etwa im 
vorläufigen Rechtsschutz, der Zweck gemäß § 1 und das besondere Interesse nach § 3 als 
besonderes Allgemeininteresse beziehungsweise öffentliches Interesse zu berücksichti­
gen, um eine schnellstmögliche Realisierung auch dieser Vorhaben wegen ihrer äußersten 
Dringlichkeit und der Gefährdung überragender öffentlicher Interessen zu erleichtern.

Satz 2 stellt klar, dass Satz 1 für die Geltendmachung von Schadensversatzansprüchen 
keine Anwendung findet. Die Sekundäransprüche können nach den allgemeinen Grunds­
ätzen ohne besonderes Beschleunigungsinteresse verfolgt werden. Dafür sind in der Regel 
die ordentlichen Gerichte zuständig (vgl. §§ 156 Absatz 3, 179 Absatz 1 GWB).
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Zu § 10 (Weitere Verfahrensanordnungen)

Mit dem Planungssicherstellungsgesetz (PlanSIG) werden formwahrende Alternativen für 
Verfahrensschritte in Zulassungsverfahren sowie in besonderen Entscheidungsverfahren 
zur Verfügung gestellt. Soweit es um die Bekanntmachung von Unterlagen und anderen 
Informationen geht, sollen diese über das Internet zugänglich gemacht werden. Als Ersatz 
für durchzuführende Erörterungstermine, mündliche Verhandlungen oder Antragskonferen­
zen wird das Instrument einer Online-Konsultation eingeführt. Durch diese - zeitlich befris­
tete - Form der Beteiligung wird sichergestellt, dass Informationen unmittelbar allen Betei­
ligten zur Verfügung stehen.

Für die Verfahren nach diesem Gesetz sind die Vorschriften für die ortsüblichen und öffent­
lichen Bekanntmachungen (§ 2 PlanSiG), die Auslegung von Unterlagen oder Entscheidun­
gen (§ 3 PlanSiG) sowie Erörterungstermine, mündliche Verhandlungen und Antragskon­
ferenzen (§ 5 PlanSiG) relevant. Damit wird dem Erfordernis der Beschleunigung der Zu- 
lassungs- und Vergabeverfahren nach diesem Gesetz mit bereits bewährten Vorschriften 
Rechnung getragen.

Die in § 2 Absatz 1 Satz 1 und § 3 Absatz 1 Satz 1 PlanSiG angeordnete Einschränkung 
auf solche Bekanntmachungen und Auslegungen, deren Frist am 31. Dezember 2022 en­
det, wird durch § 10 Absatz 1 und 2 für Bekanntmachungen und Auslegungen nach diesem 
Gesetz aufgehoben. Darüber hinaus führt die starre Verweisung auf §§ 2, 3 und 5 PlanSiG 
dazu, dass diese auch über das Außerkrafttreten des PlanSiG hinaus weiterhin Anwendung 
finden.

Zu § 11 (Rechtsbehelfe)

Zu Absatz 1

In Absatz 1 wird die sofortige Vollziehung gesetzlich angeordnet. Es handelt sich um Vor­
haben, deren zeitnahe Realisierung für die Gewährleistung der Versorgungssicherheit von 
großer Bedeutung ist. Sie sind gemäß § 2 aus Gründen eines überragenden öffentlichen 
Interesses erforderlich. Teilweise greift bereits eine gesetzliche Anordnung der sofortigen 
Vollziehung (z.B. § 43e EnWG für LNG-Anbindungsleitungen). Diese gesetzliche Anord­
nung wird auf alle Entscheidungen im Zusammenhang mit Vorhaben nach § 2 dieses Ge­
setzes ausgedehnt. Die Vorschrift trägt somit dem Interesse des Vorhabenträgers an Pla­
nungssicherheit Rechnung. Ausreichender Rechtsschutz entsprechend Artikel 19 Absatz 4 
des Grundgesetzes (GG) ist gewährleistet, da den Betroffenen die Möglichkeit bleibt, die 
Anordnung der aufschiebenden Wirkung nach § 80 Absatz 5 der Verwaltungsgerichtsord­
nung (VwGO) zu beantragen.

Zu Absatz 2

Absatz 2 regelt das Vorgehen, falls nachträglich Tatsachen eintreten, die die Anordnung 
der aufschiebenden Wirkung rechtfertigen.

Zu Absatz 3

Absatz 3 stellt klar, dass der bestehende Rechtsschutz im Übrigen durch dieses Gesetz 
nicht berührt wird. Damit wird auch klargestellt, dass der Rechtsschutz nach Artikel 9 Absatz 
2 des Übereinkommens über den Zugang zu Informationen, die Öffentlichkeitsbeteiligung 
an Entscheidungsverfahren und den Zugang zu Gerichten in Umweltangelegenheiten (Aar- 
hus-Konvention) weiter gewährleistet wird.
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Im Anwendungsbereich des § 9 Absatz 2 und 3 gilt § 11 nicht. § 9 Absatz 2 und 3 sind die 
spezielle Regelung für die Nachprüfung von öffentlichen Aufträgen und Konzessionen 
durch Auftraggeber oberhalb der EU-Schwellenwerte. Außerhalb des Anwendungsberei­
ches von § 9 Absatz 2 und 3 ist § 9 Absatz 5 zu beachten.

Zu § 12 (Zuständigkeit des Bundesverwaltungsgerichts)

Durch die mit § 12 geschaffene Zuständigkeit des Bundesverwaltungsgerichts wird eine 
einheitliche Befassung und Entscheidungsgeschwindigkeit für Entscheidungen gewährleis­
tet, die Vorhaben nach § 2 betreffen.

Die erstinstanzliche Zuständigkeit des Bundesverwaltungsgerichts stellt eine Ausnahme 
dar. Sie ist aber im vorliegenden Fall geboten. Denn nur auf diese Weise wird eine erhebli­
che Verfahrensbeschleunigung erzielt, indem die Dauer möglicher gerichtlicher Verfahren 
verkürzt wird. Im Vergleich zum Rechtschutzverfahren vordem (Ober-) Verwaltungsgerich­
ten entfällt das Risiko eines anschließenden Revisionsverfahrens beim Bundesverwal­
tungsgericht. In einem Revisionsverfahren ist es möglich, dass das Revisionsgericht das 
Verfahren wieder an das (Ober-) Verwaltungsgericht verweist, um eine weitere Sachaufklä­
rung zu ermöglichen. Dieses kann letztendlich zu einer erheblichen Verzögerung bezüglich 
der Realisierung der erforderlichen LNG-Vorhaben führen.

Indem das Bundesverwaltungsgericht die abschließende Entscheidungsbefugnis über die 
Auslegung und Anwendung des relevanten Rechts für den LNG-Ausbau hat, wird eine ein­
heitliche Rechtsauslegung gewährleistet, was letztendlich der Verfahrensbeschleunigung 
dient. Der LNG-Ausbau ist erforderlich, um die Versorgungssicherheit zu gewährleisten. 
Eine sichere Energieversorgung ist von überragender Bedeutung für das gesamtstaatliche 
Gemeinwohl. Deshalb muss schnellstmögliche Rechts- und Planungssichörheit erzielt wer­
den.

Könnte der Planfeststellungsbeschluss für ein solches Vorhaben vor dem Bundesverwal­
tungsgericht angegriffen werden, während der vorzeitige Baubeginn den normalen Instan­
zenzug durchlaufen müsste, könnte der Beschleunigungseffekt der Rechtswegverkürzung 
zunichtegemacht werden. Daher bezieht sich die Zuständigkeit auch auf alle mit dem Vor­
haben zusammenhängenden Entscheidungen.

Dieses Gesetz betrifft eine überschaubare Anzahl von Fällen. Es geht nur um die zeitnah 
zu realisierenden LNG-Vorhaben an maximal sechs Standorten. Diese Vorhaben sind in 
§ 2 und in der Anlage abschließend aufgelistet. Nur für diese Vorhaben gilt die erstinstanz­
liche Zuständigkeit. Durch die begrenzte Anzahl von Vorhaben wird die Zuständigkeitsbe­
gründung in quantitativer Hinsicht begrenzt. Im Ergebnis ist damit das Regel-Ausnahme- 
Prinzip gewahrt. Nach der derzeit möglichen Prognose ist davon auszugehen, dass durch 
die Verweisung an das Bundesverwaltungsgericht keine unvertretbaren Beeinträchtigun­
gen der Kernaufgaben des Bundesverwaltungsgerichts als Revisionsgericht ausgelöst wer­
den.

Insgesamt ist die ausnahmsweise Verlagerung zum Bundesverwaltungsgericht erforderlich, 
um auch bei der Ausgestaltung des Verwaltungsgerichtsverfahrens einen notwendigen Bei­
trag zur erforderlichen Beschleunigung des Ausbaus der LNG-Infrastruktur zu leisten.

Zu § 13 (Übergangsregelungen)

Zu Absatz 1

Auch bereits begonnene Zulassungsverfahren für die Errichtung und die Inbetriebnahme 
von Anlagen für Flüssigerdgas, für die dafür notwendigen Gewässerausbauten oder

Zu Absatz 4
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Gewässerbenutzungen sowie von Leitungen sollen mit Hilfe der in diesem Gesetz geregel­
ten Verfahrenserleichterungen weitergeführt werden können. Ein bereits begonnener Ver­
fahrensschritt, der noch nicht abgeschlossen wurde, ist in diesem Fall jedoch nach neuem 
Recht zu wiederholen, es sei denn, er kann nach neuem Recht entfallen. Durch den Neu­
beginn des Verfahrensschritts, der nach diesem Gesetz geltenden Regelung, soll gewähr­
leistet werden, dass ein Wechsel auf die nach diesem Gesetz geltenden Verfahrensvor- 
schiften nicht während der Durchführung eines laufenden Verfahrensschrittes zu einer Frist­
verkürzung führt.

Zu Absatz 2

Nach Absatz 2 soll der Verfahrensschritt nach altem Recht weitergeführt und beendet wer­
den, wenn dies zur Beschleunigung des Verfahrens beiträgt.

Zu Absatz 3

Absatz 3 legt fest, dass Verfahrensschritte, die nach Inkrafttreten dieses Gesetzes bereits 
begonnen, aber noch nicht beendet wurden, weiterhin nach den Vorschriften dieses Geset­
zes durchgeführt werden können. Die Regelung bildet somit das Gegenstück zur Regelung 
des Absatzes 1 Satz 1.

Zu Absatz 4

Absatz 4 stellt klar, dass Fehlervorschriften (z.B. § 4 Abs. 1 UmwRG) keine Anwendung 
finden, wenn der Verfahrensschritt nach diesem Gesetz vollständig entfallen kann. So kann 
beispielsweise das Fehlen der Umweltverträglichkeitsprüfung nicht gerügt werden, wenn 
sie nach diesem Gesetz entfallen kann.

Zu Absatz 5

Vergabeverfahren werden regelmäßig nach dem Recht zu Ende geführt, das zum Zeitpunkt 
der Einleitung des Verfahrens galt (vgl. § 186 Absatz 2 GWB). Das ist für Vorhaben nach 
§ 2 angesichts ihrer äußersten Dringlichkeit und der Gefährdung überragender öffentlicher 
Interessen aufgrund des Zweckes des Gesetzes nach § 1 und dem besonderen Interesse 
nach § 3 nicht sachgerecht. Sie sollen daher nach Satz 1, auch wenn sie bereits begonnen 
haben, grundsätzlich mit den Verfahrenserleichterungen und Beschleunigungsvorteilen des 
§ 9 durchgeführt Werden können. Für materielle Regelungen, die an diese besondere Dring­
lichkeit anknüpfen (Losverzicht, Dringlichkeitsvergabe), kann dies aber nur für Vorhaben 
gelten, die nach dem Angriff Russlands gegen die Ukraine begonnen haben.

Satz 2 stellt klar, dass für Vorhaben nach § 2 insbesondere auch die Regelungen zur be­
schränkten Unwirksamkeitsfolge und zum beschleunigten Rechtsschutz Anwendung finden 
müssen, um für sie schnell Rechtssicherheit erreichen zu können, selbst wenn das Verga­
beverfahren bereits vor Inkrafttreten des Gesetzes abgeschlossen war bzw. der Zuschlag 
bereits vorher erfolgt ist.

Es wäre aber unangemessen, der Vergabekammer oder dem Beschwerdegericht rückwir­
kend beginnende Fristen aufzuerlegen, so dass nach Satz 3 dann mit Inkrafttreten des Ge­
setzes die neuen Fristen laufen, soweit im Sinne der Beschleunigung nicht die bisher gel­
tenden Fristen schon vorher ablaufen.

Zu § 14 (Inkrafttreten, Außerkrafttreten)

Zu Absatz 1

Aufgrund der Eilbedürftigkeit des Gesetzes ist ein schnellstmögliches Inkrafttreten nach der 
Verkündung erforderlich.



-47-

Das Gesetz zielt darauf ab, eine drohende Versorgungskrise mit Gas durch beschleunigte 
Verfahren abzuwenden. Aus diesem Grund sowie zur Umsetzung der Klimaschutzziele und 
der Einhaltung der Maßgaben des Bundes-Klimaschutzgesetzes, ist das Gesetz zu befris­
ten. Zur Sicherstellung, dass alle nach diesem Gesetz begonnenen Verfahrensschritte nach 
den Bestimmungen dieses Gesetzes zu Ende geführt werden, treten die Übergangsvor­
schriften erst zu einem späteren Zeitpunkt außer Kraft.

Um einen einheitlichen Rechtsschutz für alle, auch später eintretende Verfahren nach die­
sem Gesetz zu gewährleisten, treten diesbezügliche Regelungen nicht außer Kraft.

Die Regelung stellt sicher, dass auch § 5 Absatz 2 und § 9 Abs. 2, 3 und 5 nicht außer Kraft 
treten. Dies ist erforderlich, da § 5 Absatz 2 auch nach Außerkrafttreten des Gesetzes wei­
ter Wirkung entfaltet.

Zu der Anlage

In der Anlage werden im Hinblick auf die Erfüllung des Gesetzeszwecks besonders geeig­
net erscheinende Standorte abschließend aufgelistet. Es kann davon ausgegangen wer­
den, dass die darin enthaltenen Vorhaben nach § 2 Absatz 1 einen wesentlichen Beitrag 
zur Sicherung der Versorgung Deutschlands mit LNG leisten können.

Die aufgelisteten Vorhaben umfassen dabei neben den ausdrücklich benannten Anlagen 
nach § 2 Absatz 1 Nummer 1, Nummer 2 und den Leitungen nach § 2 Nummer 3 auch 
damit in unmittelbarem Zusammenhang stehende Gewässerausbauten nach Nummer 4.

Verbindlichen Festlegungen über die Ausführung eines Vorhabens oder den konkreten Ver­
lauf der Leitungen werden insoweit jedoch nicht getroffen.

Zu Absatz 2
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Entwurf einer Formulierungshilfe der Bundesregierung 

Für die Fraktionen der SPD, von Bündnis 90/Die Grünen und der FDP

Entwurf eines Gesetzes zur Beschleunigung des Einsatzes verflüssig­
ten Erdgases
(LNG-Beschleunigungsgesetz - LNGG)

A. Problem und Ziel

Mit dem am 24. Februar 2022 begonnenen Angriffskrieg Russlands gegen die Ukraine hat 
sich die energie- und sicherheitspolitische Bewertung der Abhängigkeit von russischen 
Gaslieferungen unvorhergesehen kurzfristig und fundamental geändert. In der Folge ist 
eine Unterbrechung der bis dato für die nationale Energieversorgung zentralen russischen 
Erdgaslieferungen an Deutschland (aktuell 40% der nationalen Gasversorgung, bei einem 
Gesamtverbrauch von rund 1.000 TWh oder 96 Mrd. m3 pro Jahr) nicht mehr ausgeschlos­
sen. Hierdurch ist eine unvorhersehbare, außergewöhnliche und äußerst volatile Lage am 
Gasmarkt entstanden.

Vor diesem Hintergrund ist der unverzügliche und schnellstmögliche Aufbau einer unab­
hängigeren nationalen Gasversorgung äußerst dringlich und zwingend erforderlich.

Aufgrund der geringen Substituierbarkeit von Gas durch andere Energieträger muss zur 
Sicherstellung der Versorgung zwingend Gas aus anderen Quellen beschafft werden. Eine 
der wenigen Möglichkeiten Deutschlands, auf dem Weltmarkt kurzfristig zusätzliche Gas­
mengen zu beschaffen, ist der Einkauf verflüssigten Erdgases (LNG). Um das LNG in 
Deutschland anlanden, regasifizieren und weiterleiten zu können, ist der umgehende Aus­
bau der LNG-Importinfrastruktur unverzichtbar.

B.Lösung

Wegen der derzeitig bestehenden Ausnahmesituation, die eine schnelle und verlässliche 
Sicherung der Energieversorgung durch LNG erfordert, wird den Genehmigungsbehörden 
ermöglicht, vorübergehend und unter klar definierten Bedingungen von bestimmten Verfah­
rensanforderungen, insbesondere im Bereich der Umweltverträglichkeitsprüfung, abzuse­
hen, Die jeweiligen materiellen Zulassungsvoraussetzungen werden durch das Gesetz hin­
gegen nicht verändert, sodass eine umfassende materiell-rechtliche Prüfung durch die Be­
hörden weiter gewährleistet wird. Daneben wird Auftraggebern ermöglicht, vorübergehend 
vergaberechtliche Erleichterungen zur Beschleunigung der Vergabe öffentlicher Aufträge 
und Konzessionen anzuwenden. Ziel des Gesetzes ist es, alle Zulassungs- und Genehmi­
gungsverfahren sowie die Vergabe öffentlicher Aufträge und Konzessionen erheblich 
schneller zu durchlaufen, als dies nach aktueller Rechtslage möglich ist, und so zu zügigen 
Genehmigungen und Einbindung von LNG in den deutschen Markt zu gelangen. Um die 
schnellstmögliche Umsetzung effektiv zu gewährleisten, ist parallel auch der entspre­
chende Rechtsschutz jeweils zu beschleunigen. Diese Anpassungen sind ein äußerst wich­
tiger Beitrag für die Versorgungssicherheit in Deutschland und aufgrund der dadurch ent­
stehenden Unabhängigkeit von Russland auch für die Sicherheit in Europa.

Das Gesetz sieht zudem vor, dass die Genehmigungen für die LNG-Anlagen in Überein­
stimmung mit den deutschen Klimazielen bis spätestens zum 31. Dezember 2043 befristet 
werden. Ein Weiterbetrieb dieser Anlagen über diesen Zeitpunkt hinaus kann nur für
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klimaneutralen Wasserstoff und dessen Derivate genehmigt werden. Dadurch wird sicher­
gestellt, dass das Ziel der Klimaneutralität spätestens 2045 weiterhin erreicht werden kann, 
es zu keinen Fehlinvestitionen oder möglichen Entschädigungsansprüchen kommt und 
Lock-in-Effekte vermieden werden.

C. Alternativen

Keine.

D. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand

Für die Haushalte des Bundes und der Länder, einschließlich der Kommunen entstehen - 
bis auf die nachstehenden Ausführungen zum Bundesverwaltungsgericht - keine neuen 
Ausgaben. Die Übertragung weiterer erstinstanzlicher Zuständigkeiten auf das Bundesver­
waltungsgericht wird dort zu einem erhöhten Verfahrensaufkommen und damit voraussicht­
lich zu einem jährlichen Mehrbedarf an Personal- und damit zusammenhängenden Sach­
kosten im Justizhaushalt - Einzelplan 07 - führen. Da derzeit nicht prognostiziert werden 
kann, wann etwaige Verfahren anhängig werden, lässt sich dieser Mehrbedarf zurzeit nicht 
näher beziffern. Der Mehrbedarf an Sach- und Personalmitteln soll finanziell und stellenmä­
ßig im Einzelplan 07 ausgeglichen werden.

E. Erfüllungsaufwand

E.1 Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger

Aus den gesetzlichen Änderungen entsteht kein Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und 
Bürger.

E.2 Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft

Für die Wirtschaft entsteht kein Erfüllungsaufwand. Es kommen keine Bürokratiekosten aus 
Informationspflichten hinzu.

Durch beschleunigte Verfahren und den im Einzelfall festzustellenden Verzicht auf eine 
Umweltverträglichkeitsprüfung wird der mit der Planung und Genehmigung verbundene 
Aufwand verringert. Die Einsparungen können nicht ex ante beziffert werden, da der Ver­
zicht auf die Umweltverträglichkeitsprüfung aufgrund europäischen Rechts im Einzelfall von 
der Genehmigungsbehörde festgestellt werden muss. Es ist nicht ex ante abzusehen, in 
wie vielen Verfahren dies tatsächlich Anwendung finden wird.

E.3 Erfüllungsaufwand der Verwaltung

Für die Verwaltung entsteht kein Erfüllungsaufwand. An den materiell-rechtlichen Prüfun­
gen durch die Behörde ändert sich nichts. Dem geringfügigen Mehraufwand durch die Ein­
zelfallprüfung gemäß § 4 des Gesetzes steht eine ebenfalls geringfügige Einsparung an 
Aufwand durch Wegfall der Umweltverträglichkeitsprüfung in diesen Fällen gegenüber.
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F. Weitere Kosten
Die Änderungen bewirken keine wesentlichen Änderungen für die sonstigen Kosten der 
Wirtschaft oder für das soziale Sicherungssystem. Es sind keine Auswirkungen auf Ein­
zelpreise und das Preisniveau, insbesondere auf das Verbraucherpreisniveau, zu erwar­
ten.
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Entwurf einer Formulierungshilfe der Bundesregierung für die 
Fraktionen der SPD, von Bündnis 90/Die Grünen und der FDP

Entwurf eines Gesetzes zur Beschleunigung des Einsatzes ver­
flüssigten Erdgases

(LNG-Beschleunigungsgesetz - LNGG)

Vom...

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das folgende Gesetz beschlos­
sen;

§1

Zweck

(1) Dieses Gesetz dient der Sicherung der nationalen Energieversorgung durch die 
zügige Einbindung verflüssigten Erdgases in das bestehende Fernleitungsnetz.

(2) Mit den Vorschriften dieses Gesetzes sollen die Zulassung von Errichtung und In­
betriebnahme der in § 2 bezeichneten Vorhaben sowie die Durchführung von Verfahren für 
die Vergabe öffentlicher Aufträge und Konzessionen dieser Vorhaben beschleunigt werden.

§2

Anwendungsbereich

(1) Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des Absatzes 2 für die Zulassung von;

1. stationären schwimmenden Anlagen zur Einfuhr, Entladung, Lagerung und Wiederver­
dampfung verflüssigten Erdgases,

2. stationären landgebundenen Anlagen zur Einfuhr, Entladung, Lagerung und Wieder­
verdampfung verflüssigten Erdgases,

3. Leitungen, die der Anbindung von Anlagen nach Nummer 1 oder Nummer 2 an die 
Gasversorgungsnetze dienen (LNG-Anbindungsleitungen),

4. Gewässerausbauten und Gewässerbenutzungen, die für Errichtung und Betrieb der 
Anlagen nach Nummer 1 oder Nummer 2 erforderlich sind.

(2) Dieses Gesetz gilt nur für die in der Anlage bezeichneten Vorhaben.

(3) Dieses Gesetz gilt zudem für die Vergabe öffentlicher Aufträge und Konzessionen 
für Vorhaben nach Absatz 2.
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§3

Besonderes Interesse

Die in der Anlage bezeichneten Vorhaben sind für die sichere Gasversorgung Deutsch­
lands besonders dringlich. Für diese Vorhaben wird die energiewirtschaftliche Notwendig­
keit und der Bedarf zur Gewährleistung der Versorgung der Allgemeinheit mit Gas festge­
stellt. Die schnellstmögliche Durchführung dieser Vorhaben dient dem zentralen Interesse 
an einer sicheren und diversifizierten Gasversorgung in Deutschland und ist aus Gründen 
eines überragenden öffentlichen Interesses und im Interesse der öffentlichen Sicherheit er­
forderlich.

§4

Ausnahmen von der Umweltverträglichkeitsprüfung1

(1) Abweichend von § 1 Absatz 4 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprü­
fung in der Fassung der Bekanntmachung vom 18. März 2021 (BGBl. I S. 540), das zuletzt 
durch Artikel 14 des Gesetzes vom 10. September 2021 (BGBl. I S. 4147) geändert worden 
ist, hat die für die Zulassungsentscheidung zuständige Behörde bei Vorhaben nach § 2 das 
Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung nach Maßgabe der Absätze 2 bis 5 nicht 
anzuwenden, wenn eine beschleunigte Zulassung des konkreten Vorhabens geeignet ist, 
einen relevanten Beitrag zu leisten, um eine Krise der Gasversorgung zu bewältigen oder 
abzuwenden.

(2) Wird nach Absatz 1 keine Umweltverträglichkeitsprüfung durchgeführt, entfallen 
auch die entsprechenden, in fachrechtlichen Vorschriften geregelten Pflichten der Antrag­
steller und Aufgaben der Behörden.

(3) Die weiteren Zulassungsvoraussetzungen nach den fachrechtlichen Vorschriften 
bleiben unberührt, soweit sich nicht aus den nachfolgenden Bestimmungen dieses Geset­
zes etwas anderes ergibt.

(4) Der Öffentlichkeit sind vor Erteilung der Zulassung folgende Informationen zugäng­
lich zu machen:

1. der Entwurf der Zulassungsentscheidung einschließlich Begründung,

2. die wesentlichen Antragsunterlagen einschließlich der Unterlagen, mit denen die we­
sentlichen Auswirkungen des Vorhabens auf die Umwelt dargestellt werden,

3. die Gründe für die Gewährung der Ausnahme nach Absatz 1 von den Anforderungen 
nach dem Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung.

Die Zugänglichmachung hat für die Dauer von vier Tagen mittels Auslegung in Räumen der 
Zulassungsbehörde und mittels Veröffentlichung auf der Internetseite der Zulassungsbe­
hörde zu erfolgen.

(5) Das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, nukleare Sicherheit und Ver­
braucherschutz hat die Europäische Kommission vor Erteilung der Zulassungsentschei­
dung über die Gründe der Gewährung der Ausnahme nach Absatz 1 zu unterrichten und

1)§ 4 dieses Gesetzes dient auch der Umsetzung folgender Richtlinie: Richtlinie 2011/92/EU des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 13. Dezember 2011 über die Umweltverträglichkeitsprüfung bei be­
stimmten öffentlichen und privaten Projekten (ABI. L26 vom 28.1.2012, S. 1), geändert durch Richtlinie 
2014/52/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. April 2014 (ABI. L 124 vom
25.4.2014, S. 1).
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ihr die Informationen, die die zuständige Behörde der Öffentlichkeit nach Absatz 4 zugäng­
lich macht, zu übermitteln. Zu diesem Zweck hat die zuständige Behörde rechtzeitig, spä­
testens vier Tage vor der Entscheidung über die Zulassung des Vorhabens dem Bundes­
ministerium für Umwelt, Naturschutz, nukleare Sicherheit und Verbraucherschutz die Infor­
mationen nach Absatz 4 zu übermitteln.

§5

Maßgaben für die Anwendung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes und der In- 
dustriekläranlagen-Zulassungs- und Überwachungsverordnung2

(1) Das Bundes-Immissionsschutzgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 
17. Mai 2013 (BGBl. I S. 1274; 2021 I S. 123), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 
24. September 2021 (BGBl, I S. 4458) geändert worden ist, ist für die Zulassung von Anla­
gen nach § 2 Nummer 1 und 2 dieses Gesetzes mit folgenden Maßgaben anzuwenden:

1. abweichend von § 10 Absatz 3 Satz 2 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes sind der 
Antrag und die vom Antragsteller vorgelegten Unterlagen, mit Ausnahme der 
Unterlagen nach § 10 Absatz 2 Satz 1 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes, sowie 
die entscheidungserheblichen Berichte und Empfehlungen, die der Behörde im 
Zeitpunkt der Bekanntmachung vorliegen, nach der Bekanntmachung eine Woche zur 
Einsicht auszulegen,

2. abweichend von § 10 Absatz 3 Satz 4 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes kann die 
Öffentlichkeit bis eine Woche nach Ablauf der Auslegungsfrist gegenüber der 
zuständigen Behörde schriftlich oder elektronisch Einwendungen erheben; diese Frist 
gilt auch bei Anlagen nach der Richtlinie 2010/75/EU des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 24. November 2010 über Industrieemissionen (integrierte 
Vermeidung und Verminderung der Umweltverschmutzung) (ABI. L 334, 17.12.2010,
S. 17),

3. die zuständige Behörde kann einen Erörterungstermin nach § 10 Absatz 6 des 
Bundes-Immissionsschutzgesetzes durchführen, soweit sie diesen für erforderlich oder 
zweckmäßig hält,

4. die Genehmigung nach § 4 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes ist mit der 
Bestimmung zu erteilen, dass der Betrieb der Anlage mit verflüssigtem Erdgas 
spätestens am 31. Dezember 2043 einzustellen ist.

(2) Für eine Anlage nach § 2 Absatz 1 Nummer 1 und 2, die über den 31. Dezember 
2043 hinaus betrieben werden soll, kann die Genehmigung zum Weiterbetrieb nur für einen 
Betrieb mit klimaneutralem Wasserstoff und Derivaten hiervon erteilt werden. Die Geneh­
migung nach Satz 1 ist bis zum Ablauf des 1. Januar 2035 zu beantragen.

(3) Für die Öffentlichkeitsbeteiligung nach § 4 der Industriekläranlagen-Zulassungs- 
und Überwachungsverordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 2. Mai 2013 
(BGBl. I S. 973, 1011), die zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 21. Mai 2003 (BGBl. I

2 § 5 dieses Gesetzes dient auch der Umsetzung folgender Richtlinien: Richtlinie 2010/75/EU des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 24. November 2010 über Industrieemissionen (integrierte Vermeidung 
und Verminderung der Umweltverschmutzung) (Neufassung) (ABI. L 334 vom 17.12,2010, S. 17) (Be­
richtigung, ABI. L 158 vom 19.06.2012, S. 25); Richtlinie 2012/18/EU des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 4. Juli 2012 zur Beherrschung der Gefahren schwerer Unfälle mit gefährlichen 
Stoffen, zur Änderung und anschließenden Aufhebung der Richtlinie 96/82/EG des Rates (ABI. L 197 
vom 24.7.2012, S. 1).
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S. 2873) geändert worden ist, gelten die Maßgaben des Absatzes 1 Nummer 1 bis 3 ent­
sprechend.

§6

Maßgaben für die Anwendung des Bundesnaturschutzgesetzes

Das Bundesnaturschutzgesetz vom 29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2542), das zuletzt durch 
Artikel 1 des Gesetzes vom 18. August 2021 (BGBl. I S. 3908) geändert worden ist, ist bei 
der Zulassung von Vorhaben nach § 2 mit folgenden Maßgaben anzuwenden:

1. abweichend von § 17 Absatz 1 des Bundesnaturschutzgesetzes kann die Festsetzung 
von Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen nach § 15 Absatz 2 des Bundesnaturschutz­
gesetzes bis zu zwei Jahre nach Erteilung der Zulassungsentscheidung erfolgen, hier­
für hat der Verursacher die erforderlichen Angaben nach § 17 Absatz 4 Satz 1 Nummer 
2 des Bundesnaturschutzgesetzes nachträglich zu machen. § 15 Absatz 4 Satz 2 des 
Bundesnaturschutzgesetzes ist entsprechend anzuwenden,

2. mit der Umsetzung der Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen ist innerhalb von drei Jah­
ren nach der Festsetzung zu beginnen.

§7

Maßgaben für die Anwendung des Wasserhaushaltsgesetzes

Das Wasserhaushaltsgesetz vom 31. Juli 2009 (BGBl. I S. 2585), das zuletzt durch
Artikel 2 des Gesetzes vom 18. August 2021 (BGBl. I S. 3901) geändert worden ist, ist bei
der Zulassung von Vorhaben nach § 2 mit folgenden Maßgaben anzuwenden:

1. abweichend von § 70 Absatz 1 Satz 1 Halbsatz 2 des Wasserhaushaltsgesetzes in 
Verbindung mit § 73 Absatz 3 Satz 1 des Verwaltungsverfahrensgesetzes in der Fas­
sung der Bekanntmachung vom 23. Januar 2003 (BGBl. I S. 102), das zuletzt durch 
Artikel 24 Absatz 3 des Gesetzes vom 25. Juni 2021 (BGBl. I S. 2154) geändert worden 
ist, ist der Plan für die Dauer von mindestens einer Woche zur Einsicht auszulegen,

2. abweichend von § 70 Absatz 1 Satz 1 Halbsatz 2 des Wasserhaushaltsgesetzes in 
Verbindung mit § 73 Absatz 4 Satz 1 des Verwaltungsverfahrensgesetzes kann jeder, 
dessen Belange durch das Vorhaben berührt werden, bis zu einer Woche nach Ablauf 
der Auslegungsfrist Einwendungen gegen den Plan erheben,

3. abweichend von § 70 Absatz 1 Satz 1 Halbsatz 2 des Wasserhaushaltsgesetzes in 
Verbindung mit § 73 Absatz 6 Satz 1 des Verwaltungsverfahrensgesetzes kann die 
zuständige Behörde einen Erörterungstermin durchführen, sofern sie diesen für erfor­
derlich hält,

4. durch die Entnahme und Wiedereinleitung von Wasser zum Zweck der Regasifizierung 
verflüssigten Erdgases sind in der Regel keine schädlichen, auch durch den Erlass 
einzuhaltender Nebenbestimmungen nicht vermeidbaren oder nicht ausgleichbaren 
Gewässerveränderungen im Sinne des § 12 Absatz 1 Nummer 1 des Wasserhaus­
haltsgesetzes zu erwarten.
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§8

Maßgaben für die Anwendung des Energiewirtschaftsgesetzes

(1) Das Energiewirtschaftsgesetz vom 7. Juli 2005 (BGBl. I S. 1970, 3621), das zuletzt 
durch Artikel 84 des Gesetzes vom 10. August 2021 (BGBl. I S. 3436) geändert worden ist, 
ist bei der Zulassung nach § 2 mit folgenden Maßgaben anzuwenden:

1. abweichend von § 43a des Energiewirtschaftsgesetzes gilt für das Anhörungsverfah­
ren, dass:

a) der Plan abweichend von § 73 Absatz 3 des Verwaltungsverfahrensgesetzes für 
die Dauer von einer Woche auszulegen ist,

b) Einwendungen nach § 73 Absatz 4 des Verwaltungsverfahrensgesetzes nur bis 
eine Woche nach Ablauf der Auslegungsfrist erhoben werden können,

c) ein Erörterungstermin in den Fällen des § 2 Nummer 3 stattfinden kann, soweit die 
zuständige Behörde diesen für erforderlich hält,

2. Kampfmittelräumungen, archäologische Untersuchungen und Bergungen gelten als 
Vorarbeiten im Sinne des § 44 des Energiewirtschaftsgesetzes,

3. der Vorhabenträger kann bereits nach Ablauf der Einwendungsfrist verlangen, dass 
das Verfahren der vorzeitigen Besitzeinweisung nach § 44b des Energiewirtschaftsge­
setzes durchgeführt wird,

4. für den vorzeitigen Baubeginn müssen die Voraussetzungen des § 44c Absatz 1 Satz 
1 Nummer 3 und 4 sowie des § 44c Absatz 1 Satz 2 des Energiewirtschaftsgesetzes 
nicht vorliegen; für die Zustellung nach § 44c Absatz 3 EnWG ist § 74 Absatz 5 VwVfG 
entsprechend anwendbar.

(2) Soweit aufgrund der in Absatz 1 vorgesehenen Verfahrensvereinfachungen Vor­
schriften dös Energierechts nicht anzuwenden sind, sind auch die Vorschriften des Verwal­
tungsverfahrensrechts, die diesen Verfahrensvereinfachungen sonst entgegenstehen wür­
den, nicht anzuwenden.

§9

Beschleunigte Vergabe- und Nachprüfungsverfahren3

(1) Für die Verfahren zur Vergabe öffentlicher Aufträge und Konzessionen für Vorha­
ben nach § 2 sind die vergaberechtlichen Vorschriften mit folgenden Maßgaben anzuwen­
den:

3 § 9 dieses Gesetzes dient auch der Umsetzung folgender Richtlinien; Richtlinie 89/665/EWG des Rates vom 
21. Dezember 1989 zur Koordinierung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften für die Anwendung 
der Nachprüfungsverfahren im Rahmen der Vergabe öffentlicher Liefen und Bauaufträge (ABI. L 395 
vom 30.12.1989, S. 33), zuletzt geändert durch Richtlinie 2014/23/EU des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 26. Februar 2014 über die Konzessionsvergabe (ABI. L 94 vom 28.3.2014, S. 1); 
Richtlinie 92/13/EW6 des Rates vom 25. Februar 1992 zur Koordinierung der Rechts- und Verwal­
tungsvorschriften für die Anwendung der Gemeinschaftsvorschriften über die Auftragsvergabe durch 
Auftraggeber im Bereich der Wasser-, Energie- und Verkehrsversorgung sowie im Telekommunikati­
onssektor (ABI. L 76 vom 23.3.1992, S. 14), zuletzt geändert durch Richtlinie 2014/23/EU des Europä­
ischen Parlaments und des Rates vom 26. Februar 2014 über die Konzessionsvergabe (ABI. L 94 vom
28.3.2014, S. 1); Richtlinie 2009/81/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 13. Juli 2009 
über die Koordinierung der Verfahren zur Vergabe bestimmter Bau-, Liefer- und
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1. § 97 Absatz 4 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen findet keine Anwen­
dung.

2. Mittelständische Interessen müssen auch bei der Vergabe öffentlicher Bauaufträge 
nicht vornehmlich berücksichtigt werden. Leistungen müssen nicht in der Menge auf­
geteilt und getrennt nach Art oder Fachgebiet vergeben werden. Wird ein Unterneh­
men, das nicht öffentlicher Auftraggeber ist, mit der Wahrnehmung oder Durchführung 
einer öffentlichen Aufgabe betraut, muss der öffentliche Auftraggeber das Unterneh­
men nicht verpflichten, sofern es Unteraufträge an Dritte vergibt, Leistungen in der 
Menge aufgeteilt und getrennt nach Art oder Fachgebiet zu vergeben.

3. Ergänzend zu § 134 Absatz 3 Satz 1 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkun­
gen entfällt die Informations- und Wartepflicht auch

a) in Fällen, in denen das Verhandlungsverfahren ohne Teilnahmewettbewerb ge­
rechtfertigt ist, und

b) in Fällen, in denen der Bieter, dem der Zuschlag erteilt wird, der einzige Bieter ist 
und es keine weiteren Bewerber gibt.

4. Abweichend von § 135 Absatz 1 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen 
kann in einem Nachprüfungsverfahren in den Fällen der Absätze 2 und 3 bei Feststel­
lung eines Verstoßes des Auftraggebers im Sinne des § 135 Absatz 1 des Gesetzes 
gegen Wettbewerbsbeschränkungen auf Antrag des Auftraggebers oder von Amts we­
gen ein Vertrag nicht als unwirksam erachtet werden, wenn nach Prüfung aller maß­
geblichen Gesichtspunkte unter Berücksichtigung des Zweckes im Sinne des § 1 und 
des besonderen Interesses nach § 3 zwingende Gründe eines Allgemeininteresses es 
rechtfertigen, die Wirkung des Vertrages zu erhalten. Das besondere Interesse recht­
fertigt es in der Regel, die Wirkung des Vertrages zu erhalten. In Fällen des Satzes 1 
hat die Vergabekammer oder das Beschwerdegericht alternative Sanktionen zur Fest­
stellung der Unwirksamkeit nach Maßgabe der Nummer 6 zu erlassen. § 156 Absatz 
3, § 179 Absatz 1 und § 181 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen blei­
ben unberührt.

5. Wird in einem Nachprüfungsverfahren in den Fällen der Absätze 2 oder 3 die Unwirk­
samkeit eines Vertrages wegen eines Verstoßes des Auftraggebers im Sinne des § 135 
Absatz 1 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen festgestellt, ist die

Dienstleistungsaufträge in den Bereichen Verteidigung und Sicherheit und zur Änderung der Richtlinien 
2004/17/EG und 2004/18/EG (ABI. L 216 vom 20.8.2009, S. 76), zuletzt geändert durch Delegierte 
Verordnung (EU) 2021/1950 der Kommission vom 10. November 2021 zur Änderung der Richtlinie 
2009/81/EG des Europäischen Parlaments und des Rates im Hinblick auf die Schwellenwerte für Liefer- 
, Dienstleistungs- und Bauaufträge (ABI. L 398 vom 11.11.2021, S. 19); Richtlinie 2014/23/EU des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. Februar 2014 über die Konzessionsvergabe (ABI. L 
094 vom 28.3.2014, S. 1), zuletzt geändert durch Delegierte Verordnung (EU) 2021/1951 der Kom­
mission vom 10. November 2021 zur Änderung der Richtlinie 2014/23/EU des Europäischen Parlaments 
und des Rates im Hinblick auf die Schwellenwerte für Konzessionen (ABI. L 398 vom 11.11.2021, S, 
21); Richtlinie 2014/24/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. Februar 2014 über 
die öffentliche Auftragsvergabe und zur Aufhebung der Richtlinie 2004/18/EG (ABI. L 094 vom
28.3.2014, S. 65), zuletzt geändert durch Delegierte Verordnung (EU) 2021/1952 der Kommission vom 
10. November 2021 zur Änderung der Richtlinie 2014/24/EU des Europäischen Parlaments und des 
Rates im Hinblick auf die Schwellenwerte für die Vergabe öffentlicher Liefer-, Dienstleistungs- und 
Bauaufträge sowie für Wettbewerbe (ABI. L 398 vom 11.11.2021, S. 23); Richtlinie 2014/25/EU des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. Februar 2014 über die Vergabe von Aufträgen durch 
Auftraggeber im Bereich der Wasser-, Energie- und Verkehrsversorgung sowie der Postdienste und zur 
Aufhebung der Richtlinie 2004/17/EG (ABI. L 094 vom 28.3.2014, S. 243), zuletzt geändert durch 
Delegierte Verordnung (EU) 2021/1953 der Kommission vom 10. November 2021 zur Änderung der 
Richtlinie 2014/25/EU des Europäischen Parlaments und des Rates im Hinblick auf die Schwellenwerte 
für Liefer-, Dienstleistungs- und Bauaufträge sowie für Wettbewerbe (ABI. L 398 vom 11.11.2021, S. 
25).
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Wirkung der Unwirksamkeit abweichend von § 135 Absatz 1 des Gesetzes gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen auf die Verpflichtungen beschränkt, die noch zu erfüllen 
sind. In Fällen des Satzes 1 hat die Vergabekammer oder das Beschwerdegericht zu­
sätzlich zur Feststellung nach Satz 1 alternative Sanktionen zur Feststellung der Un­
wirksamkeit nach Maßgabe der Nummer 6 zu erlassen. Nummer 4 Satz 4 gilt entspre­
chend.

6. Durch die Vergabekammer oder das Beschwerdegericht im Nachprüfungsverfahren in 
den Fällen der Absätze 2 und 3 zu erlassende alternative Sanktionen nach den Num­
mern 4 und 5 umfassen die Verhängung einer Geldsanktion gegen den Auftraggeber 
oder die Verkürzung der Laufzeit des Vertrages. Eine Geldsanktion darf höchstens 15 
Prozent des Auftragswertes betragen.

7. § 14 Absatz 4 Nummer 3 der Vergabeverordnung vom 12. April 2016 (BGBl. I S. 624), 
die zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 9. Juni 2021 (BGBl. I S. 1691) geändert 
worden ist, ist mit der Maßgabe anzuwenden, dass

a) die äußerst dringlichen, zwingenden Gründe sowie der Zusammenhang mit Ereig­
nissen, die der betreffende Auftraggeber nicht voraussehen konnte, als vorliegend 
anzusehen sind,

b) in der Regel die Mindestfristen nicht eingehalten werden können und

c) die Umstände zur Begründung der äußersten Dringlichkeit dem Auftraggeber in 
der Regel nicht zuzurechnen sind.

Satz 1 gilt entsprechend für § 13 Absatz 2 Nummer 4 der Sektorenverordnung vom 12. 
April 2016 (BGBl. I S. 624, 657), die zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 9. Juni 
2021 (BGBl. I S. 1691) geändert worden ist, und für § 12 Absatz 1 Nummer 1 Buch­
stabe b Doppelbuchstabe bb der Vergabeverordnung Verteidigung und Sicherheit vom 
12. Juli 2012 (BGBl. I S. 1509), die zuletzt durch Artikel 5 des Gesetzes vom 12. No­
vember 2020 (BGBl. I S. 2392) geändert worden ist. Satz 1 gilt ferner entsprechend für 
die Vergabe von Bauaufträgen hinsichtlich der Voraussetzungen zur Anwendung des 
Verhandlungsverfahrens ohne Teilnahmewettbewerb wegen besonderer Dringlichkeit.

8. § 17 Absatz 8 der Vergabeverordnung ist mit der Maßgabe anzuwenden, dass die hin­
reichend begründete Dringlichkeit als vorliegend anzusehen ist. Satz 1 gilt entspre­
chend für § 15 Absatz 3, § 16 Absatz 3 und 7 und § 17 Absatz 3 der Vergabeverord­
nung und für § 14 Absatz 3, § 15 Absatz 2 Satz 2 und Absatz 3 Satz 3 der Sektoren­
verordnung. Satz 1 gilt entsprechend hinsichtlich der besonderen Dringlichkeit für § 20 
Absatz Satz 2 und Absatz 3 Satz 2 der Vergabeverordnung Verteidigung und Sicher­
heit. Satz 1 gilt ferner entsprechend für die Vergabe von Bauaufträgen hinsichtlich der 
Verkürzung von Fristen wegen einer hinreichend begründeten Dringlichkeit.

9. Abweichend von § 51 Absatz 2 Satz 1 der Vergabeverordnung kann bei Vergabever­
fahren, die aufgrund der Nummer 7 Satz 1 als Verhandlungsverfahren ohne Teilnah­
mewettbewerb durchgeführt werden, auch nur ein Unternehmen zur Angebotsabgabe 
aufgefordert werden, sofern dieses Unternehmen als einziges in der Lage ist, den Auf­
trag innerhalb der durch die äußerste Dringlichkeit bedingten technischen und zeitli­
chen Zwänge zu erfüllen. Satz 1 gilt entsprechend für Verhandlungsverfahren ohne 
Teilnahmewettbewerb, die aufgrund der Nummer 7 Satz 2 nach der Sektorenverord­
nung oder der Vergabeverordnung Verteidigung und Sicherheit durchgeführt werden. 
Satz 1 gilt ferner entsprechend für die Vergabe von Bauaufträgen für Verhandlungs­
verfahren ohne Teilnahmewettbewerb wegen besonderer Dringlichkeit, die aufgrund 
Nummer 7 Satz 3 durchgeführt werden.
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(2) Für Nachprüfungsverfahren vor der Vergabekammer sind für Vorhaben nach § 2
die vergaberechtlichen Vorschriften mit folgenden Maßgaben anzuwenden:

1. Ergänzend zu § 166 Absatz 1 Satz 3 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkun­
gen kann auch nach Lage der Akten entschieden werden, soweit dies der Beschleuni­
gung dient. Die mündliche Verhandlung kann im Wege der Bild- und Tonübertragung 
nach § 128a der Zivilprozessordnung durchgeführt werden.

2. Abweichend von § 167 Absatz 1 Satz 1 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschrän­
kungen trifft und begründet die Vergabekammer ihre Entscheidung innerhalb einer Frist 
von drei Wochen ab Eingang des Nachprüfungsantrages. Abweichend von § 167 Ab­
satz 1 Satz 2 und 3 des Gesetzes kann die Entscheidungsfrist von drei Wochen nur 
einmalig und höchstens um zwei Wochen verlängert werden.

3. Bei der Auswahl der geeigneten Maßnahmen nach § 168 Absatz 1 Satz 1 des Geset­
zes gegen Wettbewerbsbeschränkungen hat die Vergabekammer auch den Zweck 
nach § 1 sowie das besondere Interesse nach § 3 zu berücksichtigen.

4. Bei der Abwägung nach § 169 Absatz 2 Satz 1 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbe­
schränkungen über die vorzeitige Gestattung des Zuschlags sind zusätzlich der Zweck 
nach § 1 sowie das besondere Interesse nach § 3 zu berücksichtigen. Das besondere 
Interesse überwiegt in der Regel. Die Entscheidung ist unverzüglich, spätestens inner­
halb von einer Woche nach Eingang des Antrags auf Voraberteilung des Zuschlags zu 
treffen und zu begründen. Der Zuschlag kann abweichend von § 169 Absatz 2 Satz 1 
des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen nach der Gestattung unmittelbar 
erteilt werden, sofern die Wartepflicht nach § 134 Absatz 2 des Gesetzes gegen Wett­
bewerbsbeschränkungen nicht noch läuft. Bei Entscheidungen nach § 169 Absatz 2 
Satz 6 und 7 und Absatz 3 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen ist auch 
der Zweck nach § 1 sowie das besondere Interesse nach § 3 zu berücksichtigen, das 
in der Regel überwiegt.

5. Stellt die Vergabekammer im Nachprüfungsverfahren einen Verstoß des Auftraggebers 
im Sinne des § 135 Absatz 1 Nummer 1 oder 2 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbe­
schränkungen fest, hat sie den Absatz 1 Nummer 4 bis 6 zu beachten.

(3) Für die sofortige Beschwerde sind für Vorhaben nach § 2 die vergaberechtlichen
Vorschriften mit folgenden Maßgaben anzuwenden:

1. § 171 Absatz 2 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen ist mit der Maß­
gabe anzuwenden, dass es auf die Frist in ihrer Ausgestaltung nach Absatz 2 Num­
mer 2 ankommt.

2. Abweichend von § 172 Absatz 1 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen 
ist die sofortige Beschwerde innerhalb von einer Notfrist von einer Woche einzulegen.

3. Abweichend von § 173 Absatz 1 Satz 2 und 3 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbe­
schränkungen entfällt die aufschiebende Wirkung gegenüber der Entscheidung der 
Vergabekammer bereits eine Woche nach Ablauf der Beschwerdefrist und kann nur für 
bis zu sechs Wochen verlängert werden. Bei der Abwägung nach § 173 Absatz 2 
Satz 1 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen sind zusätzlich der Zweck 
nach § 1 sowie das besondere Interesse nach § 3 zu berücksichtigen, das in der Regel 
überwiegt.

4. Bei der Abwägung nach § 176 Absatz 1 Satz 1 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbe­
schränkungen sind zusätzlich der Zweck nach § 1 sowie das besondere Interesse nach 
§ 3 zu berücksichtigen, das in der Regel überwiegt. Abweichend von § 176 Absatz 3 
Satz 1 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen ist die Vorabentscheidung
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über den Zuschlag längstens innerhalb von einer Woche nach Eingang des Antrags zu 
treffen und im Fall einer ausnahmsweisen Verlängerung der Zweck nach § 1 sowie das 
besondere Interesse nach § 3 zu berücksichtigen, das in der Regel überwiegt.

5. § 177 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen ist nicht anzuwenden.

6. Ergänzend zu § 175 Absatz 2 in Verbindung mit § 65 Absatz 1 des Gesetzes gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen kann das Gericht im Ausnahmefall nach Lage der Akten 
entscheiden, insbesondere wenn dies der Beschleunigung dient und kein unmittelbarer 
Eindruck der Parteien oder direkter Austausch des tatsächlichen und rechtlichen Vor­
trags erforderlich ist. Die mündliche Verhandlung kann im Wege der Bild- und Tonüber­
tragung nach § 128a der Zivilprozessordnung durchgeführt werden.

7. § 178 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen ist mit der Maßgabe anzu­
wenden, dass die Beschwerdeentscheidung innerhalb einer Frist von fünf Wochen ab 
Eingang der sofortigen Beschwerde zu treffen und zu begründen ist. Bei besonderen 
tatsächlichen oder rechtlichen Schwierigkeiten kann der Vorsitzende im Ausnahmefall 
die Frist durch Mitteilung an die Beteiligten einmalig um höchstens zwei Wochen ver­
längern. Abweichend von § 178 Satz 2 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschrän­
kungen entscheidet das Gericht stets in der Sache selbst.

8. Für das Beschwerdegericht gilt Absatz 3 Nummer 5 entsprechend.

(4) Abweichend von § 55 Absatz 1 Satz 1 der Bundeshaushaltsordnung muss auf­
grund der besonderen Umstände des Zweckes nach § 1 und des besonderen Interesses 
nach § 3 bei der Vergabe öffentlicher Aufträge für Vorhaben nach § 2 unterhalb der Schwel­
lenwerte des § 106 Absatz 2 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen dem Ab­
schluss von Verträgen über Lieferungen und Leistungen keine Öffentliche Ausschreibung, 
keine Beschränkte Ausschreibung mit Teilnahmewettbewerb und kein sonstiger Teilnah­
mewettbewerb vorausgehen. Abweichend von § 55 Absatz 2 der Bundeshaushaltsordnung 
ist bei öffentlichen Aufträgen im Sinne des Satzes 1 auch nicht nach einheitlichen Beschaf­
fungsrichtlinien zu verfahren.

(5) Bei Verfahren vor Gerichten der Zivil- oder Verwaltungsgerichtsbarkeit über die 
Vergabe öffentlicher Aufträge und Konzessionen für Vorhaben nach § 2, für die ein Nach­
prüfungsverfahren nach Absatz 2 nicht statthaft ist, sind alle bestehenden Beschleuni­
gungsmöglichkeiten des jeweiligen Prozessrechts zu nutzen und Interessenabwägungen, 
insbesondere beim vorläufigen Rechtsschutz, unter Berücksichtigung des Zweckes nach 
§ 1 sowie des besonderen Interesses nach § 3 zu treffen. Dieser Absatz gilt nicht für die 
Geltendmachung von Schadensersatzansprüchen.

§10

Weitere Verfahrensanordnungen

(1) Ist für ein Zulassungsverfahren für ein Vorhaben nach § 2 eine ortsübliche oder 
öffentliche Bekanntmachung angeordnet und ist nach den dafür geltenden Vorschriften der 
Anschlag an einer Amtstafel oder die Auslegung zur Einsichtnahme vorgesehen, ist § 2 des 
Planungssicherstellungsgesetzes vom 20. Mai 2020 (BGBl. I S. 1041), das zuletzt durch 
Artikel 1 des Gesetzes vom 18. März 2021 (BGBl. I S. 353) geändert worden ist, mit der 
Maßgabe anzuwenden, dass eine Befristung auf Bekanntmachungen, deren Frist mit dem 
Ablauf des 31. Dezember 2022 endet, nicht stattfindet.

(2) Ist für ein Genehmigungsverfahren für ein Vorhaben nach § 2 die Auslegung von 
Unterlagen oder Entscheidungen vorgesehen, auf die nach den für die Auslegung
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geltenden Vorschriften nicht verzichtet werden kann, ist § 3 des Planungssicherstellungs­
gesetzes mit der Maßgabe anzuwenden, dass eine Befristung auf Bekanntmachungen, de­
ren Frist mit dem Ablauf des 31. Dezember 2022 endet, nicht stattfindet.

(3) Ist für ein Genehmigungsverfahren für ein Vorhaben nach § 2 die Durchführung 
eines Erörterungstermins oder einer mündlichen Verhandlung angeordnet oder hält die Be­
hörde einen Erörterungstermin für erforderlich, ist § 5 des Planungssicherstellungsgesetzes 
anzuwenden.

§11

Rechtsbehelfe

(1) Widerspruch und Anfechtungsklage gegen eine Zulassungsentscheidung für die 
Vorhaben nach § 2 haben keine aufschiebende Wirkung. Der Antrag auf Anordnung der 
aufschiebenden Wirkung des Widerspruchs oder der Anfechtungsklage gegen eine Zulas­
sungsentscheidung nach § 80 Absatz 5 Satz 1 der Verwaltungsgerichtsordnung kann nur 
innerhalb eines Monats nach der Zustellung der Zulassungsentscheidung gestellt und be­
gründet werden. Darauf ist in der Rechtsbehelfsbelehrung hinzuweisen. § 58 der Verwal- 
tungsgehchtsordnung gilt entsprechend.

(2) Treten später Tatsachen ein, die die Anordnung der aufschiebenden Wirkung 
rechtfertigen, so kann der durch die Zulassungsentscheidung Beschwerte einen hierauf ge­
stützten Antrag nach § 80 Absatz 5 Satz 1 der Verwaltungsgerichtsordnung innerhalb einer 
Frist von einem Monat stellen und begründen. Die Frist beginnt mit dem Zeitpunkt, in dem 
der Beschwerte von den Tatsachen Kenntnis erlangt.

(3) Im Übrigen bleibt der bestehende Rechtsschutz unberührt.

(4) § 9 Absatz 2 und 3 bleibt unberührt.

§ 12

Zuständigkeit des Bundesverwaltungsgerichts

Das Bundesverwaltungsgericht entscheidet im ersten und letzten Rechtszug über 
sämtliche Streitigkeiten über Vorhaben nach § 2. Satz 1 ist auch anzuwenden für

1. auf diese Vorhaben und auf für deren Betrieb notwendige Anlagen bezogene Zulas­
sungen des vorzeitigen Baubeginns und Anzeigeverfahren sowie

2. Genehmigungen nach dem Bundes-Immissionsschutzgesetz für Anlagen, die für den 
Betrieb von Vorhaben nach § 2 notwendig sind.

§13

Übergangsregelungen

(1) Die Regelungen dieses Gesetzes sind auf bereits vor Inkrafttreten dieses Geset­
zes begonnene, aber noch nicht abgeschlossene Verfahren über Zulassungen für die Er­
richtung und die Inbetriebnahme von Anlagen nach § 2 Absatz 1 Nummer 1,2 und 4 sowie 
von Leitungen nach § 2 Absatz 1 Nummer 3 anzuwenden. Ein Verfahrensschritt, der bereits 
begonnen, aber noch nicht abgeschlossen wurde, ist neu zu beginnen, wenn er nach den
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Vorschriften dieses Gesetzes durchgeführt wird. Ein Verfahrensschritt nach Satz 2 muss 
nicht beendet werden, wenn er nach diesem Gesetz entfallen kann.

(2) Abweichend von Absatz 1 soll ein Verfahrensschritt, der bereits begonnen, aber 
noch nicht abgeschlossen wurde, nach den Vorschriften, die zum Zeitpunkt des Beginns 
des Zulassungsverfahrens galten, beendet werden, wenn der Verfahrensschritt hiernach 
schneller abgeschlossen werden kann.

(3) Für Verfahrensschritte, bei denen von einer Regelung nach den §§ 3 bis 10 Ge­
brauch gemacht worden ist und die mit Ablauf des 31. Juni 2025 noch nicht abgeschlossen 
sind, gelten die Bestimmungen dieses Gesetzes bis zum Abschluss des jeweiligen Verfah­
rensschrittes weiter.

(4) Fallen Verfahrensschritte nach diesem Gesetz weg, sind auch die entsprechenden 
Fehlerfolgenregelungen insoweit nicht anwendbar.

(5) Die Regelungen des § 9 sind auch auf vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes be­
gonnene, aber noch nicht abgeschlossene Vergabe- und, Nachprüfungsverfahren anzuwen­
den, die die Vergabe öffentlicher Aufträge und Konzessionen für Vorhaben nach § 2 zum 
Gegenstand haben; für § 9 Absatz 1 Nummer 1, 2, 7, 8 und 9 sowie Absatz 4 gilt dies nur, 
sofern das Vergabeverfahren nach dem 24. Februar 2022 begonnen hat. Insbesondere 
sind § 9 Absatz 1 Nummer 3 bis 6 sowie die Regelungen zum Rechtsschutz nach § 9 Ab­
satz 2, 3 und 5 auch anzuwenden, wenn bereits vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes das 
Vergabeverfahren abgeschlossen oder der Vertrag geschlossen wurde. Der Fristbeginn in 
Fällen des § 9 Absatz 2 und 3 fällt bei bereits vor Inkrafttreten dieses Gesetzes begonnenen 
Nachprüfungsverfahren frühestens auf den Tag des Inkrafttretens dieses Gesetzes; soweit 
vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes geltende Fristen in Nachprüfungsverfahren früher 
ablaufen als die Fristen nach § 9 Absatz 2 und 3, sind die vor Inkrafttreten dieses Gesetzes 
geltenden Fristen bis zu ihrem Ablauf anzuwenden.

§14

Inkrafttreten, Außerkrafttreten

(1) Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft.

(2) Die §§ 1 bis 10 treten mit Ausnahme des § 5 Absatz 2 und des § 9 Abs. 2, 3 und 
5 mit dem Ablauf des 30. Juni 2025 außer Kraft. § 13 tritt mit Ablauf des 30. Juni 2027 au­
ßer Kraft.

Anlage

(zu § 2)

Nr. Vorhabenstandorte

1. Brunsbüttel (Schleswig-Holstein)

1.1 Anlage nach § 2 Absatz 1 Nr. 1 - FSRU (Standort: Hafen)

1.2 Anlage nach § 2 Absatz 1 Nr. 2 - Flüssigerdgas-Terminal (Standort; German 
LNG Terminal)
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1.3 Leitungen nach § 2 Absatz 1 Nr. 3 (Standort German LNG Terminal und 
Standort Hafen - Anschlusspunkt Gasfernleitungsnetz)

2. Wilhelmshaven (Niedersachsen)

2.1 Anlage nach § 2 Absatz 1 Nr. 1 - FSRU (Standort: Voslapper Groden)

2.2 Anlage nach § 2 Absatz 1 Nr. 1 - FSRU (Standort: NWO Terminal)

2.3 Anlage nach § 2 Absatz 1 Nr. 2 - Flüssigerdgas-Terminal (Standort: 
Voslapper Groden)

2.4 Leitungen nach § 2 Absatz 1 Nr. 3 (Standort Voslapper Groden - 
Anschlusspunkt Gasfernleitungsnetz)

2.5 Leitungen nach § 2 Absatz 1 Nr. 3 (Standort NWO-Terminal - Anschlusspunkt 
Gasfernleitungsnetz)

3. Stade / Bützfleth (Niedersachsen)

3.1 Anlage nach § 2 Absatz 1 Nr. 1 - FSRU (Standort Hafen)

3.2 Anlage nach § 2 Absatz 1 Nr. 2 - Flüssigerdgas-Terminal (Standort: 
Hanseatic Energy Hub)

3.3 Leitung nach § 2 Absatz 1 Nr. 3 (Standort Hafen und Hanseatic Energy Hub 
- Anschlusspunkt Gasfernleitungsnetz)

4. Hamburg / Moorburg (Hamburg)

4.1 Anlage nach § 2 Absatz 1 Nr. 1 - FSRU (Standort Hafen / Kraftwerk 
Moorburg)

4.2 Leitung nach § 2 Absatz 1 Nr. 3 (Standort Kraftwerk Moorburg - 
Anschlusspunkt Gasfernleitungsnetz)

5. Rostock / Hafen (Mecklenburg-Vorpommern)

5.1 Anlage nach § 2 Absatz 1 Nr. 1 - FSRU (Standort Hafen)

5.2 Anlage nach § 2 Absatz 1 Nr. 2 - Flüssigerdgas-Terminal (Standort Hafen)

5.3 Leitungen nach § 2 Absatz 1 Nr. 3 an das Gasfernleitungsnetz

6. Lubmin (Mecklenburg-Vorpommern)

6.1 Anlage nach § 2 Absatz 1 Nr. 1 - FSRU

6.2 Leitung nach § 2 Absatz 1 Nr. 3 an das Gasfernleitungsnetz
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Begründung

A. Allgemeiner Teil

B. Besonderer Teil 

Zu § 1 (Zweck)

Mit dem am 24. Februar 2022 begonnenen Angriffskrieg Russlands gegen die Ukraine hat 
sich die energie- und sicherheitspolitische Bewertung der Abhängigkeit von russischen 
Gaslieferungen unvorhergesehen kurzfristig und fundamental geändert, ln der Folge ist 
eine Unterbrechung der bis dato für die nationale Energieversorgung zentralen russischen 
Erdgaslieferungen an Deutschland (aktuell 40% der nationalen Gasversorgung, bei einem 
Gesamtverbrauch von rund 1.000 TWh oder 96 Mrd, m3 pro Jahr) nicht mehr 
ausgeschlossen. Hierdurch ist eine unvorhersehbare, außergewöhnliche und äußerst 
volatile Lage am Gasmarkt entstanden.

Vor diesem Hintergrund ist der unverzügliche und schnellstmögliche Aufbau einer 
unabhängigeren nationalen Gasversorgung äußerst dringlich und zwingend erforderlich.

Aufgrund der geringen Substituierbarkeit von Gas durch andere Energieträger muss zur 
Sicherstellung der Versorgung zwingend Gas aus anderen Quellen beschafft werden. Eine 
der wenigen Möglichkeiten Deutschlands, auf dem Weltmarkt kurzfristig zusätzliche 
Gasmengen zu beschaffen, ist der Einkauf verflüssigten Erdgases (LNG). Um das LNG in 
Deutschland anlanden, regasifizieren und weiterleiten zu können, ist der umgehende 
Ausbau der LNG-Importinfrastruktur (vgl. auch Begründung zu § 2) unverzichtbar.

Zur Versorgung der Verbraucherinnen und Verbraucher im Frühjahr und Sommer 2022 
genügen die derzeitigen Erdgas- und LNG-Importe in Verbindung mit den gegenwärtig 
vorhandenen rd. 64 TWh (Stand: 05.04.2022) in den nationalen Gasspeichern aufgrund 
des geringen Heizbedarfs grundsätzlich. Für die darauffolgende Heizperiode ist eine 
flächendeckende Versorgung derzeitig jedoch noch nicht gesichert. Bereits im Winter 
2021/2022 war die Versorgung Deutschlands mit Erdgas durch geringe Speicherfüllstände 
gekennzeichnet. Im Falle einer kurzfristigen Unterbrechung oder eines Komplettausfalls 
russischer Gaslieferungen, würde eine hinreichende Befüllung der Speicher im Sommer in 
Vorbereitung auf den nächsten Winter jedoch unmöglich; u.a. die Erfüllung der mit dem 
Gasspeichergesetz und der geplanten EU-Regulierung gesetzten Füllstandsvorgaben 
stünde in Gefahr. Eine solche Gasmangellage muss mit allen Kräften vermieden werden. 
Im Ergebnis könnte die staatliche Daseinsvorsorge- und die Energieversorgung für die 
Bürgerinnen und Bürger der Bundesrepublik Deutschland dann nicht mehr gewährleistet 
werden. Zudem könnte es zu hohen, in ihren Auswirkungen nur schwer abschätzbaren 
wirtschaftlichen Schäden kommen, insbesondere auch in Branchen, die zur kritischen 
Infrastruktur gehören (z.B. Pharma- oder Lebensmittelproduktion). Dort wäre mit 
Produktionsausfällen und damit einhergehender Unterversorgung der Bevölkerung zu 
rechnen. Es liegt somit bei den Vorhaben nach § 2 neben den äußerst dringlichen Gründen 
auch eine Gefährdung überragender öffentlicher Interessen vor (vgl. auch Begründung zu 
§3).

Um die Möglichkeit für zusätzliche LNG-Importe zu schaffen, muss schnellstmöglich die 
Möglichkeit geschaffen werden, LNG auch in Deutschland zu regasifizieren und damit auf 
Ebene der Infrastruktur die Voraussetzung für den Bezug größerer LNG-Mengen zu 
ermöglichen. Die Kapazität der bisher vorhandenen, für Deutschland nur teilweise 
nutzbaren europäischen LNG-Terminals kann - selbst bei einhundert prozentiger
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Auslastung - den Ausfall der russischen Lieferungen für Europa nur zu einem geringen Teil 
decken. Gleichzeitig sind mit dem Ausfall der russischen Pipeline- und LNG-Lieferungen 
massive Preissteigerungen für Erdgas auf dem europäischen und internationalen Markt zu 
erwarten.

Ohne die schnellstmögliche Errichtung der entsprechenden LNG-Infrastruktur ist eine 
Substituierung des russischen Gases in dem zur Abwendung schwerster wirtschaftlicher 
Schäden zwingend erforderlichen Umfang auf absehbare Zeit nicht möglich. Bei einer 
vollständigen Einstellung der Erdgaslieferungen aus Russland reichen insbesondere auch 
die auf dem Weltmarkt verfügbaren FSRUs nicht aus, um den Ausfall in den kommenden 
Jahren gänzlich zu kompensieren.

Daher bedarf es neben der Genehmigung von schwimmenden Speicher- und 
Regasifizierungseinheiten (FSRU), die kurzfristig angemietet und in Betrieb genommen 
werden können, auch der schnellstmöglichen Errichtung und Inbetriebnahme 
landgebundener LNG-Terminals. Für feste und schwimmende LNG-Anlagen müssen auch 
die infrastrukturellen Voraussetzungen geschaffen werden. Die Anlagen müssen 
insbesondere an das Erdgasleitungsnetz angeschlossen und zum Teil Hafenanlagen 
angepasst werden.

Wegen der derzeitig bestehenden Ausnahmesituation, die eine'schnelle und verlässliche 
Sicherung der Energieversorgung durch LNG erfordert, wird den Genehmigungsbehörden 
vorübergehend ermöglicht, von bestimmten Verfahrensanforderungen, insbesondere im 
Bereich der Umweltverträglichkeitsprüfung, abzusehen. Daneben wird Auftraggebern 
ermöglicht, vorübergehend vergaberechtliche Erleichterungen zur Beschleunigung der 
Vergabe öffentlicher Aufträge und Konzessionen anzuwenden. Ziel des Gesetzes ist es, 
alle Zulassungs- und Genehmigungsverfahren sowie die Vergabe öffentlicher Aufträge und 
Konzessionen erheblich schneller zu durchlaufen, als dies nach aktueller Rechtslage 
möglich ist, und so zu zügigen Genehmigungen und Einbindung von LNG in den deutschen 
Markt zu gelangen. Um die schnellstmögliche Umsetzung effektiv zu gewährleisten, ist 
parallel auch der entsprechende Rechtsschutz jeweils zu beschleunigen. Diese 
Anpassungen sind ein äußerst wichtiger Beitrag für die Versorgungssicherheit in 
Deutschland und aufgrund der dadurch entstehenden Unabhängigkeit von Russland auch 
für die Sicherheit in Europa.

Die landgebundenen LNG-Terminals und die für die Anbindung der LNG Anlagen 
erforderlichen Erdgasleitungen sollen bereits wasserstoff-ready geplant werden, um eine 
möglichst frühzeitige Umstellung auf Wasserstoff zu ermöglichen. Dies wird in § 5 Absatz 2 
auch rechtlich abgesichert. Das Gesetz steht damit im Einklang mit den Klimaschutzzielen 
des Bundes-Klimaschutzgesetzes und trägt der Vorgabe des Bundesverfassungsgerichts 
aus seinem Beschluss vom 24. März 2021 Rechnung, frühzeitig transparente Maßgaben 
für die weitere Ausgestaltung der Treibhausgasreduktion zu formulieren, die Orientierung 
bieten und ein hinreichendes Maß an Entwicklungsdruck und Planungssicherheit 
vermitteln.

Zu § 2 (Anwendungsbereich)

Aktuell ändern sich in Deutschland die Grundlagen der Energieversorgung erheblich. Die 
zügige Realisierung von LNG-Vorhaben in den Küstenregionen liefert einen bedeutenden 
Beitrag zur Gewährleistung der Versorgungssicherheit und zur Erreichung der in § 1 
genannten Zwecke. Es gilt im Interesse einer sicheren und diversifizierten Gasversorgung 
in Deutschland die Voraussetzungen für einen schnellstmöglich zu realisierenden Ausbau 
der LNG-Infrastruktur in den Küstenregionen zu schaffen und damit einen Beitrag zur 
Bewältigung der Krisensituation zu leisten.
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Absatz 1 regelt den sachlichen Anwendungsbereich des Gesetzes.

Dieser umfasst sowohl die stationären schwimmenden Anlagen (Nummer 1) und die 
stationären landgebundenen Anlagen (Nummer 2) als auch den gesamten Leitungsausbau 
samt weiterer (Teil-) Anlagen, sofern sie nicht bereits unter die Nummern 1 und 2 fallen 
(Nummer 3) sowie die hierfür erforderlichen Gewässerausbauten und 
Gewässerbenutzungen (Nummer 4).

Zu Nummer 1

Erfasst werden stationäre schwimmende Anlagen zur Einfuhr, Entladung, Lagerung und 
Wiederverdampfung von verflüssigtem Erdgas, auch bezeichnet als „Floating Storage and 
Regasification Units“ (FSRU's). Kern der schwimmenden Anlage ist ein spezielles Schiff, 
welches mit bestehenden, den Stand der Technik entsprechenden Feuerungsanlagen 
(Dampfkesseln, Verbrennungsmotorenanlagen) die Anlandung, Entladung, Speicherung 
und Wiederverdampfung von verflüssigtem Erdgas (LNG) ermöglicht. Flüssiges Erdgas 
wird dabei von einem LNG-Tanker in eine schwimmende Anlage umgeladen und durch 
Erhitzung erneut in einen gasförmigen Zustand umgewandelt. Für die Erwärmung des 
verflüssigten Erdgases (LNG) wird regelmäßig Seewasser als Grundlage genutzt. Das 
wiederverdampfte Gas wird dann aus der schwimmenden Anlage über eine kurze 
Verbindungsleitung in die Hafenanlagen gepumpt und von dort ins Gasfernleitungsnetz 
eingespeist.

Zu Nummer 2

Erfasst werden stationäre landgebundene Anlagen zur Einfuhr, Entladung, Lagerung und 
Wiederverdampfung von verflüssigtem Erdgas. Der Anlagenbegriff erfasst dabei 
insbesondere sog. ortsfeste LNG-Terminals, welche zur Entladung von LNG-Tankern, 
Regasifizierung und Einspeisung des Erdgases in das Gasnetz dienen und/oder die 
Einlagerung des verflüssigten Erdgases bzw. den Weitertransport ermöglichen.

Zu Nummer 3

Bestandteil der Nummer 3 sind u.a. die Anbindungsleitungen von LNG-Anlagen an das 
Fernleitungsnetz im Sinne des § 43 Absatz 1 Satz 1 Nummer 6 des 
Energiewirtschaftsgesetzes (EnWG). Eine spätere Umstellung der neuen Leitungen auf 
eine Wasserstofftaugfichkeit (sog. Wasserstoff-Readiness) ermöglicht bereits das geltende 
Recht (§ 43I Absatz 8 EnWG). Diese soll aus Klimaschutzgründen so früh wie möglich 
erfolgen.

Enthalten sind zudem die für den Betrieb von Anbindungsleitungen von LNG-Anlagen 
notwendigen Anlagen, welche auf Antrag des Vorhabenträgers in das Zulassungsverfahren 
integriert werden können.

Zu Nummer 4

Erfasst werden Gewässerausbauten und Gewässerbenutzungen, die für Errichtung und 
Betrieb der Anlagen nach Nummer 1 oder 2 erforderlich sind. Dies kann etwa das Schaffen 
oder Vergrößern von Zufahrten für LNG-Tankschiffe mittels Vertiefungen umfassen oder 
aber die Nutzung von Seewasser zur Wiederverdampfung des verflüssigten Erdgases.

Zu Absatz 2

Der Absatz verweist auf einzelne Vorhaben in der Anlage.

Zu Absatz 1
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Die in der Anlage erfassten Standorte erscheinen für die Erfüllung des Gesetzeszwecks 
von herausragender Eignung. An diesen Standorten kann davon ausgegangen werden, 
dass durch LNG-Vorhaben ein zügiger und quantitativ wesentlicher Beitrag zur Sicherung 
der Versorgung Deutschlands mit LNG geleistet werden kann. Die Standorte verfügen 
sämtlich über die erforderlichen geografischen und nautischen Bedingungen, um LNG- 
Vorhaben grundsätzlich realisieren zu können bzw. zügig die entsprechenden 
Voraussetzungen schaffen zu können.

Ob und wie ein Vorhaben beantragt, genehmigt und realisiert wird und ob im konkreten Fall 
die Verfahrenserleichterungen, die in diesem Gesetz vorgesehen sind, zur Anwendung 
kommen, wird erst in den Planungs- und Zulassungsverfahren entschieden. Die Anlage 
enthält keine verbindlichen Festlegungen über die Ausführung eines Vorhabens oder den 
konkreten Verlauf der Leitungen.

Vorhaben außerhalb des Anwendungsbereichs dieses Gesetzes können weiterhin realisiert 
werden und unterliegen den allgemeinen planungsrechtlichen Kriterien und 
Regelverfahren.

Zu Absatz 3

Absatz 3 stellt klar, dass dieses Gesetz auch für die Vergabe öffentlicher Aufträge und 
Konzessionen für die Vorhaben nach Absatz 2 gilt. Für Beschaffungen für Vorhaben nach 
§ 2 sind daher insbesondere - aber nicht nur - die Regelungen über beschleunigte 
Vergabe- und Nachprüfungsverfahren nach § 9 zu beachten.

Zu § 3 (Besonderes Interesse)

Die Anlage enthält abschließend die insgesamt 18 Gesamtvorhaben, für die die 
Regelungen dieses Gesetzes gelten. Diese Vorhaben können der Gewährleistung der 
Versorgungssicherheit in besonderem Maße dienen. Den Häfen in Norddeutschland kommt 
eine Schlüsselfunktion zu. Es bedarf eines Ausbaus der gesamten LNG-Infrastruktur, damit 
das verflüssigte Gas nach Deutschland geliefert werden kann und in das Fernleitungsnetz 
eingespeist werden kann. Derzeit steht der Bau von LNG-Terminals an den in der Anlage 
genannten Standorten in der Diskussion, Für diese Standorte schafft das Gesetz eine 
gesetzliche Planrechtfertigung und ein beschleunigtes Zulassungs- und Vergabeverfahren. 
Bei den in der Anlage erfassten Vorhaben handelt sich um Vorhaben von überregionaler 
Bedeutung. Sie gehen nach Bedeutung und Auswirkung über das Gebiet eines Landes 
hinaus. Die räumliche Verteilung der erfassten Infrastrukturen dient dazu, die Realisierung 
im gesamtstaatlichen Interesse zu steuern und so zur Verwirklichung der politischen Ziele 
der Gewährleistung der Versorgungssicherheit und der Schaffung einer zukunftsoffen 
diversifizierten Gasversorgung beizutragen. Es besteht zudem eine besondere Dringlichkeit 
der Realisierung von einzelnen Vorhaben in der Küstenregion, die eine Aufnahme in die 
Anlage rechtfertigen. Der Ausbau der LNG-Infrastruktur in Deutschland und damit 
zusammenhängend die Realisierung der Vorhaben sind von grundsätzlicher Bedeutung. 
Sie bedürfen aus zwingenden Gründen des öffentlichen Interesses einer 
schnellstmöglichen Umsetzung.

Mit der Aufnahme in der Anlage werden für die darin enthaltenen Vorhaben die 
energiewirtschaftliche Notwendigkeit und der Bedarf zur schnellstmöglichen 
Gewährleistung der Versorgung der Allgemeinheit mit Gas festgestellt. Damit liegt die 
Planrechtfertigung vor. Eine Verpflichtung zur Realisierung der Vorhaben entsteht durch die 
Aufnahme in die Anlage nicht. Es handelt sich lediglich um eine Verfahrenserleichterung.

Die Energieversorgung im Allgemeinen und die Sicherstellung einer auch ökologisch 
nachhaltigen Energieversorgung dienen dem grundlegenden Gemeinwohlzweck. Daher 
wird mit Satz 4 für die dem Anwendungsbereich dieses Gesetzes unterfallenden Vorhaben 
ein überragendes öffentliches Interesse festgestellt. Die Energieversorgung ist Teil der
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Daseinsvorsorge und nach der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts 
unerlässlich für die Sicherung einer menschenwürdigen Existenz (BVerfG Urt. v. 
17.12.2013 - 1 BvR 3139/08, 1 BvR 3386/08 - BVerfGE 134, 242 ff. - Garzweiler II). Für 
die in der Anlage erfassten Vorhaben spricht daher ein überragender öffentlicher Zweck. 
Das normierte überragende öffentliche Interesse geht mit hohem Gewicht in sämtliche 
Abwägungsentscheidungen ein. Die legislative Grundentscheidung wirkt auf alle 
Entscheidungen, z.B. auch und insbesondere bei vorläufigen und endgültigen 
Entscheidungen in Vergabenachprüfungsverfahren (vgl. im Einzelnen in § 9 Absatz 2 und 
3), sowie bei Duldungsverfügungen oder Entscheidungen über einen vorzeitigen 
Baubeginn. Insoweit besteht gleichfalls ein öffentliches Interesse im Sinne von § 69 Absatz 
2 des Wasserhaushaltsgesetzes (WHG) in Verbindung mit § 17 Absatz 1 Nummer 2 WHG 
an dem vorzeitigen Beginn, da die frühzeitige Realisierung der Gewässerbenutzung aus 
Gründen des allgemeinen Wohls zu befürworten ist.

Zudem sind die Vorhaben im Interesse der öffentlichen Sicherheit erforderlich. Für ggf. 
notwendige naturschutzrechtliche Ausnahmegenehmigungen nach § 34 Absatz 4 bzw. § 
45 Abs. 7 Satz 1 Nummer 4 des Bundesnaturschutzgesetzes (BNatSchG) kommt die 
öffentliche Sicherheit als einer der aufgezählten Gründe in Betracht. Die Feststellung, dass 
die Vorhaben im Interesse der öffentlichen Sicherheit erforderlich sind, dient ebenfalls einer 
zügigen Projektrealisierung.

Zu § 4 (Ausnahmen von der Umweltverträglichkeitsprüfung)

Zu Absatz 1

Mit § 4 wird Artikel 2 Absatz 4 der Richtlinie 2011/92/EU des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 13. Dezember 2011 über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP- 
Richtlinie) für die Sondersituation zur Abwendung einer drohenden Gasmangellage in 
Deutschland aufgrund der Bedrohungslage durch Russland in das nationale Recht 
umgesetzt. Absatz 1 sieht vor, dass die zuständige Behörde bei Vorhaben im 
Anwendungsbereich dieses Gesetzes das Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung 
(UVPG) nach Maßgabe der Absätze 2 bis 5 nicht anwendet, wenn sie bei der Prüfung der 
Zulassung für das konkrete Vorhaben zu der Einschätzung kommt, dass eine beschleunigte 
Zulassung unter Verzicht auf Verfahrensschritte nach dem UVPG einen relevanten Beitrag 
leisten kann, eine drohende Krise der Gasversorgung in Deutschland zu bewältigen oder 
abzuwenden, weil in dieser Krisensituation auch eine in Monaten oder Wochen gemessene 
Verzögerung und damit potentielle Versorgungslücke unbedingt zu vermeiden ist. Damit 
sind sowohl die Fälle umfasst, in denen eine Krise der Gasversorgung bereits besteht, als 
auch Fälle, in denen eine Krise der Gasversorgung droht. Von einem relevanten Beitrag ist 
regelmäßig auszugehen, wenn über die konkrete Anlage mehr als nur geringfügig LNG 
eingespeist werden kann und soll und die Gasmangellage weiterhin vorliegt oder weiter 
droht, wofür eine Gaswarnstufe nach dem Notfallpian Gas nach der Verordnung (EU) 
2017/1938 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 25. Oktober 2017 über 
Maßnahmen zur Gewährleistung der sicheren Gasversorgung und zur Aufhebung der 
Verordnung (EU) Nr. 994/2010 (SoS-VO) ein Indiz ist, und sie nicht zwischenzeitlich durch 
andere neu hinzugekommene sichere Bezugsquellen dauerhaft weggefallen ist. Von einem 
mengenmäßig relevanten Beitrag kann regelmäßig ausgegangen werden, wenn das 
Vorhaben eine jährliche Regasifizierungskapazität von zumindest 5 Mrd. m3 erreicht bzw. 
überschreitet. Anbindungsleitungen nach § 2 Absatz 1 Nummer 3 leisten regelmäßig einen 
relevanten Beitrag dazu, eine Krise der Gasversorgung abzuwenden, wenn sie zur 
Anbindung einer Anlage, für die die Behörde nach ihrer Einschätzung von einem solchen 
Beitrag ausgeht, an das Fernleitungsnetz benötigt werden. Entsprechendes gilt für 
Gewässerausbauten nach § 2 Absatz 1 Nummer 4, wenn diese für die Errichtung ,und den 
Betrieb der Anlage erforderlich sind.

Die Entscheidung von der Ausnahme Gebrauch zu machen, obliegt der zuständigen 
Behörde im Einzelfall. Der europarechtlich zwingend vorgegebenen Anforderung aus der
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UVP-Richtlinie, auch im ausnahmsweisen Fall der Berufung auf Artikel 2 Absatz 4 den 
Zielen der UVP-Richtlinie möglichst weitgehend zu entsprechen, wird Rechnung getragen 
insbesondere dadurch, dass die anderweitigen fachrechtlichen formellen und materiellen 
Anforderungen zum Schutze der Umwelt und damit auch der Schutzgüter der UVP- 
Richtlinie unberührt bleiben (s.u. zu § 4 Absatz 3) und zugleich ein unverzichtbarer 
Mindeststandard für die Öffentlichkeitsbeteiligung gewahrt bleibt (s.u. zü § 5 ff.). Im Übrigen 
sieht der § 4 Absatz 5 die Information der EU-Kommission über die Geltendmachung der 
Ausnahme im Einzelfall vor; das vorgesehene Verfahren richtet sich hier eng an der von 
der EU-Kommission für diese Konstellationen vorgesehenen Vorgehensweise aus (s.u. § 4 
Absatz 4 und Absatz 5, vgl. auch die Bekanntmachung der EU-Kommission im Amtsblatt 
der Europäischen Union vom 14.11.2019, DOK 2019 / C 386 / 05 „Leitfaden zur Anwendung 
der Ausnahmen im Rahmen der Richtlinie über die Umweltverträgiichkeitsprüfung“)-

Zu Absatz 2

Macht die zuständige Behörde nach Absatz 1 von der Nichtanwendung des UVPG 
Gebrauch, so entfallen damit beispielsweise die Pflicht des Antragstellers zur Erstellung 
eines UVP-Berichts sowie die Aufgabe der zuständigen Behörde, die Öffentlichkeit nach 
den UVP-rechtlichen Vorschriften zu beteiligen (§§ 18 bis 22 UVPG) sowie zur Erstellung 
einer zusammenfassenden Darstellung (§ 24 UVPG) und einer begründeten Bewertung (§ 
25 Absatz 1 UVPG), nicht nur, soweit diese Vorgaben im UVPG geregelt sind, sondern 
auch, soweit sich solche die Umweltverträgiichkeitsprüfung betreffenden Vorgaben aus 
anderen Gesetzen, ergeben. So regelt grundsätzlich die Neunte Verordnung zur 
Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (Verordnung über das 
Genehmigungsverfahren - 9. BImSchV), welchen Anforderungen das 
immissionsschutzrechtliche Genehmigungsverfahren für Anlagen genügen muss, für die 
nach dem . Gesetz über die Umweltverträgiichkeitsprüfung eine 
Umweltverträgiichkeitsprüfung durchzuführen ist. Nur dann, wenn nach § 4 Absatz 1 des 
LNGG die gesetzlichen Vorgaben zur Umweltverträgiichkeitsprüfung ausnahmsweise 
unangeWendet bleiben, findet beispielsweise § 12 Absatz 1 Satz 2 der 9. BImSchV, wonach 
bei UVP-pflichtigen Vorhaben eine Einwendungsfrist von einem Monat nach Ablauf der 
Auslegungsfrist gilt, keine Anwendung.

Zu Absatz 3

Absatz 3 stellt klar, dass die weiteren Zulassungsvoraussetzungen nach anderen 
fachrechtlichen Vorschriften unberührt bleiben, soweit sich aus den nachfolgenden 
Bestimmungen nicht etwas anderes ergibt. Zu den nachfolgenden Bestimmungen gehören 
sowohl Absatz 4 bis 5 als auch die §§6-8, 10 und 13. Das Schutzniveau für Umwelt und 
Gesundheit bleibt auf diese Weise gewahrt. Zugleich wird sichergestellt, dass durch die 
Inanspruchnahme der Ausnahmemöglichkeit nach Art. 2 Abs. 4 UVP-Richtlinie die Ziele der 
Richtlinie - d.h. der Schutz der Rechtsgüter dieser Richtlinie - auch ohne die Durchführung 
einer Umweltverträgiichkeitsprüfung im Rahmen der Prüfung der 
Zulassungsvoraussetzungen Berücksichtigung finden.

Zu Absatz 4

Absatz 4 bestimmt, dass der Öffentlichkeit vor Erteilung der Zulassung bestimmte 
Informationen zugänglich zu machen sind. Hierzu gehören der Entwurf der 
Zulassungsentscheidung einschließlich der Begründung, zumindest die wesentlichen 
Antragsunterlagen, einschließlich der vorhandenen Unterlagen, mit denen die wesentlichen 
Auswirkungen des Vorhabens auf die Umwelt dargestellt werden, sowie die Gründe gern. 
§ 4 Abs. 1 für die Gewährung der Ausnahme von den Anforderungen nach dem UVPG. Bei 
dem Entwurf der Zulassungsentscheidung nach Absatz 4 Nummer 1 handelt es sich um die 
Zulassungsentscheidung, wie sie die Behörde zu treffen beabsichtigt Die Behörde hat nach 
Absatz 4 Nummer 2 die aufgrund des Zulassungsverfahrens vorhandenen Unterlagen der 
Öffentlichkeit zugänglich zu machen.
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Mit dieser Regelung soll entsprechend den europarechtlichen Anforderungen ein 
Mindestmaß an Transparenz auch in der Ausnahmekonstellation sichergestellt werden, die 
einen Verzicht auf Vorgaben der ÜVP-Richtlinie erlaubt.

Die Vorgaben zur Zugänglichmachung gelten nur für die abschließenden 
Zulassungstatbestände. Sie gelten nicht für vorläufige Entscheidungen über vorläufige 
Maßnahmen wie etwa einen vorzeitigen Baubeginn oder eine vorzeitige Besitzeinweisung.

Die Zugänglichmachung erfolgt für die Dauer von vier Tagen. Diese erfolgt mittels 
Auslegung in Räumen der Zulassungsbehörde und mittels Veröffentlichung auf der 
Internetseite der Zulassungsbehörde. Die Auslegung kann durch Auslegung der Unterlagen 
in Papierform oder mittels elektronischer Lesegeräte erfolgen. Soweit dies technisch und 
mit geringem Aufwand möglich ist und zu keinen Verzögerungen führt, sollte die zuständige 
Behörde die Informationen zusätzlich über das jeweils einschlägige zentrale Internetportal 
(UVP-Portal des Bundes oder der Länder) zugänglich machen, um die Transparenz zu 
erhöhen und die Auffindbarkeit der Informationen zu erleichtern.

Zu Absatz 5

Artikel 2 Absatz 4 ÜVP-Richtlinie sieht vor, dass die Mitgliedstaaten die Europäische 
Kommission vor Erteilung der Genehmigung über die Gründe für die Gewährung dieser 
Ausnahme unterrichten und ihr die Informationen übermitteln, die sie gegebenenfalls ihren 
eigenen Staatsangehörigen zur Verfügung stellen. Aus diesem Grund sieht Absatz 5 vor, 
dass die zuständige Behörde das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, nukleare 
Sicherheit und Verbraucherschutz über das Vorliegen der Voraussetzungen des Absatz 1 
für ein Zulassungsverfahren unterrichtet und ihm die Informationen, die es nach Absatz 4 
der Öffentlichkeit zugänglich macht, übermittelt. Das Bundesministerium für Umwelt, 
Naturschutz, nukleare Sicherheit und Verbraucherschutz unterrichtet dann die Europäische 
Kommission und übermittelt ihr die Informationen nach Satz 1. Die Übermittlung der 
Informationen durch die zuständige Behörde hat mindestens vier Tage vor der 
Zulassungsentscheidung zu erfolgen, da die Europäische Kommission nach den Vorgaben 
der UVP-Richtlinie vor Erteilung der Genehmigung unterrichtet werden muss. Das für 
Angelegenheiten des Umweltschutzes zuständige Bundesministerium nimmt dabei keine 
inhaltliche Prüfung der Behördenentscheidung vor, sondern unterrichtet die Europäischen 
Kommission lediglich über die Entscheidung zur Gewährung der Ausnahme durch die 
zuständige Behörde.

Zu § 5 (Maßgaben für die Anwendung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes und 
der Industriekläranlagen-Zulassungs- und Überwachungsverordnung)

Zu Absatz 1

Absatz 1 enthält Maßgaben, soweit bei der Zulassung von unter dieses Gesetz fallenden 
Anlagen Regelungen des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) heranzuziehen 
sind.

Zu Nummer 1

Die in § 10 Absatz 3 Satz 2 BImSchG vorgesehene Auslegungsfrist von einem Monat wird 
auf eine Woche verkürzt.

Zu Nummer 2

Die in § 10 Absatz 3 Satz 4 BImSchG vorgesehenen Einwendungsfristen von zwei Wochen 
beziehungsweise - bei Anlagen nach der Industrieemissions-Richtlinie - einem Monat 
werden auf eine Woche verkürzt.
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Nach § 10 Absatz 6 BImSchG steht die Durchführung eines Erörterungstermins im 
Ermessen der Genehmigungsbehörde.

Mit dem Ziel einer Befriedung oder einer verstärkten Erläuterung kann die 
Genehmigungsbehörde einen Erörterungstermin durchführen. Bei Vorhaben im 
Anwendungsbereich des Gesetzes kann wegen der hohen Eilbedürftigkeit der Realisierung 
auch auf den Erörterungstermin verzichtet werden.

Zu Nummer 4

Nummer 4 bestimmt, dass eine Genehmigung nach § 4 des BImSchG für Anlagen nach § 
2 Absatz 1 Nummer 1 und 2 zwingend zu befristen ist. Sie kann längstens bis zum 31. 
Dezember 2043 befristet erteilt werden.

Das Bundesklimaschutzgesetz normiert das Ziel der Emissionsminderung bis 2040 um 
mind. 88 Prozent. Bis 2045 soll Treibhausgasneutralität erreicht werden. Aufgrund nicht 
vermeidbarer Emissionen in den Bereichen Industrie und Landwirtschaft ist es erforderlich, 
bis 2040 keine emissionsbehaftete Energiewandlung zur Strom- oder Wärmeproduktion in 
nennenswerten Umfang zuzulassen. Daher ist eine Befristung bis 2043 vorgesehen. 
Erdgas wird als Energieträger zu diesem Zeitpunkt nahezu vollständig ersetzt sein.

Die Regelung stellt Kohärenz zwischen dem Bedürfnis kurz- bis mittelfristig zusätzliche 
Kapazitäten zur Einspeisung von Erdgas in das Fernleitungsnetz aufgrund der veränderten 
energie- und sicherheitspolitischen Bewertung der Abhängigkeit von russischen 
Erdgaslieferungen zu schaffen und der Einhaltung der gesetzlich normierten 
Klimaschutzziele. So schafft die Regelung im Einklang und zur Umsetzung der Vorgaben 
des Bundesverfassungsgerichts aus seinem Beschluss vom 24. März 2021 (vgl. 
Begründung zu § 1) auch Planungssicherheit für die Betreiber und erlaubt es ihnen, die 
Befristung bereits im Vorhinein kalkulatorisch zu berücksichtigen.

Zu Absatz 2

Absatz 2 Satz 1 bestimmt, dass eine Genehmigung nach § 4 BImSchG für den Betrieb einer 
Anlage nach § 2 Absatz 1 Nummer 1 und 2 über das Jahr 2043 hinaus nur für den Betrieb 
mit klimaneutralen Wasserstoff oder für den Betrieb mit einem Derivat von klimaneutralem 
Wasserstoff erteilt werden kann. Die Regelung trägt dem Umstand Rechnung, dass mit der 
Dekarbonisierung der Energiewandlung ein erhöhter Bedarf an Wasserstoff einhergehen 
wird. Der Weiterbetrieb der Anlagen, die zunächst im Rahmen dieses Gesetzes zur 
Schaffung zusätzlicher Kapazitäten zur Einspeisung von Erdgas in das Fernleistungsnetz 
Zwecks Abwendung einer Versorgungskrise beschleunigt zugelassen werden, ab Mitte des 
nächsten Jahrzehnts, spätestens jedoch ab dem 1. Januar 2044 auf Basis von 
klimaneutralem Wasserstoff oder einem Derivat hiervon ist daher sinnvoll und beabsichtigt. 
Dabei steht es den Betreibern frei, ob sie ihre Anlagen über das Jahr 2043 weiterbetreiben 
wollen. Mit der Regelung wird den Betreibern jedoch bereits vor Inbetriebnahme der Anlage 
ein Weg zur Nutzung über das Jahr 2043 hinaus, aufgezeigt. Auch dies schafft 
Planungssicherheit.

Nach Absatz 2 Satz 2 ist die Genehmigung nach Satz 1 spätestens zum 1. Januar 2035 zu 
beantragen. Die Regelung trägt dem Umstand Rechnung, dass neben regulären 
Genehmigungsverfahren auch Umbauten an den Anlagen zu erfolgen haben. Damit soll 
sichergestellt werden, dass der Weiterbetrieb der Anlagen, sofern dieser durch die 
Betreiber beabsichtigt ist, spätestens zum 1. Januar 2044 erfolgen kann.

Zu Nummer 3
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Absatz 3 verweist für die Öffentlichkeitsbeteiligung nach § 4 der Industriekläranlagen- 
Zulassungs- und Überwachungsverordnung (IZÜV) auf die Maßgaben des Absatzes 1 Nr. 
1 bis 3,

Zu § 6 (Maßgaben für die Anwendung des Bundesnaturschutzgesetzes)

Im Rahmen des Verfahrens zur Zulassung von Anlagen nach § 2 kann - nach Maßgabe 
des Fachrechts - die naturschutzrechtliche Eingriffsregelung der §§ 13 ff. des BNatSchG 
zu prüfen sein. Diese sieht vor, dass erhebliche Beeinträchtigungen von Natur und 
Landschaft zu vermeiden und - soweit unvermeidbar - zu kompensieren sind. Zur 
Kompensation werden in § 6 konkretisierende Regelungen getroffen.

Die Übrigen Regelungen des BNatSchG, insbesondere § 18, bleiben unberührt.

Zu Nummer 1

Es wird geregelt, unter welchen Voraussetzungen und nach welchen Maßgaben die 
Festsetzung von Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen im Sinne der Eingriffsregelung von 
der Zulassungsentscheidung über ein Vorhaben im Sinne von § 2 zeitlich entkoppelt 
werden kann.

Der Zulassungsbehörde wird die Möglichkeit eingeräumt, die Festsetzung von Ausgleichs­
und Ersatzmaßnahmen im Sinne des § 15 Absatz 2 des BNatSchG von der Zulassung 
eines Vorhabens im Sinne des § 2 zeitlich zu entkoppeln. So kann die Festsetzung der 
Maßnahmen bis zu zwei Jahre nach der Erteilung der Zulassungsentscheidung erfolgen. 
Eine zeitliche Entkoppelung ist in Konstellationen sinnvoll, in denen die Dringlichkeit zur 
Erteilung einer Zulassung besteht und das Zulassungsverfahren nicht durch die 
Konzipierung von Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen und die behördliche Prüfung der 
vorgeschlagenen Maßnahmen verzögert werden soll.

Absatz 1 Nummer 1 Satz 2 stellt klar, dass die erforderlichen Angaben im Sinne des § 17 
Absatz 4 Satz 1 Nummer 2 BNatSchG - insbesondere solche zum Ausgleich und Ersatz 
des Eingriffs - vom Vorhabenträger nicht bereits bei der Zulassungsentscheidung über das 
Vorhaben, sondern erst nachträglich vor der Entscheidung über die nachträgliche 
Festsetzung zu machen sind.

Durch Absatz 1 Nummer 1 Satz 3 wird klargestellt, dass § 15 Absatz 4 Satz 2 BNatSchG, 
der die Festsetzung des Unterhaltungszeitraums von Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen 
im Zulassungsbescheid vorsieht, entsprechend anzuwenden ist. Dies bedeutet, dass bei 
einer nachträglichen Festsetzung im Sinne des Absatzes 1 Nummer 1 Satz 1 auch der 
Unterhaltungszeitraum erst mit dieser Entscheidung festgesetzt wird. [...]

Zu Nummer 2

Es wird zudem der Zeitraum der Umsetzung von festgesetzten Ausgleichs- und 
Ersatzmaßnahmen flexibilisiert. Demnach steht dem Vorhabenträger nach der - 
gegebenenfalls nachträglich im Sinne des Absatz 1 erfolgten - Festsetzung ein Zeitraum 
von weiteren drei Jahren zur Verfügung um mit der Umsetzung der Maßnahmen zu 
beginnen.

Zu § 7 (Maßgaben für die Anwendung des Wasserhaushaltsgesetzes)

Die Regelung enthält Maßgaben zur Anwendung der betreffenden Vorschriften des 
Wasserhaushaltsgesetzes (WHG).

Zu Absatz 3
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In den Nummern 1-3 werden Abweichungen vom Verfahrensrecht geregelt.

Zu Nummer 1

Nummer 1 bestimmt, dass der Plan für die Dauer von mindestens einer Woche zur Einsicht 
auszulegen ist. Ziel der Regelung ist es, das behördliche Verfahren deutlich zu 
beschleunigen. Dies ist zur Erreichung des Gesetzeszwecks zwingend geboten. Die in den 
Anwendungsbereich des Gesetzes fallenden Vorhaben können nur dann unverzüglich 
realisiert werden, wenn ein insgesamt beschleunigtes Zulassungsverfahren die in allen 
Verfahrensschritten notwendigen zeitlichen Raffungen ermöglicht.

Zu Nummer 2

Nummer 2 verkürzt zudem die von der zuständigen Behörde festzulegende Frist für das 
Erheben von Einwendungen gegen den Plan für jeden, dessen Belange durch das 
Vorhaben berührt werden, auf eine Woche. Die kurze Frist dient auch hier der Straffung 
des gesamten Verfahrens und somit der unverzüglichen Realisierung der betreffenden 
Vorhaben.

Zu Nummer 3

Nach Nummer 3 Satz 1 soll die zuständige Behörde vom obligatorischen Erörterungstermin 
absehen, da hierdurch dem Ziel der größtmöglichen Verfahrensbeschleunigung Rechnung 
getragen werden kann. Die Möglichkeit des Abhaltens eines Erörterungstermins bleibt der 
zuständigen Behörde jedoch weiterhin erhalten, wenn diese die Durchführung eines 
Erörterungstermin etwa als potentiell befriedend und somit verfahrensbeschleunigend 
beurteilt.

Nummer 3 Satz 2 eröffnet der Behörde die Möglichkeit, die Art der Durchführung des 
Erörterungstermins frei zu wählen.

Zu Nummer 4

Nach Nr. 4 wird durch eine Regelvermutung im Sinne der Verfahrensbeschleunigung 
klargestellt, dass durch die Entnahme und Wiedereinleitung von Wasser zum Zwecke der 
Regasifizierung von verflüssigtem Erdgas keine schädlichen, auch durch 
Nebenbestimmungen nicht vermeidbaren oder nicht ausgleichbaren 
Gewässerveränderungen im Sinne des § 12 Absatz 1 Nummer 1 WHG zu erwarten sind. 
Bei der Entnahme und Wiedereinleitung von Wasser zu den genannten Zwecken muss 
insbesondere sichergestellt werden, dass Kühlwasser frei von Schadorganismen 
(insbesondere Bakterien und Legionellen) bleibt. Zu diesem Zwecke muss durch Auflagen 
zugunsten des betroffenen' Gewässers zusätzlich sichergestellt werden, dass bei der 
Vermeidung des Entstehens von Schadorganismen auf den Einsatz von Bioziden verzichtet 
wird und diese durch entsprechende biozidfreie Stoffe ersetzt werden. Darüber hinaus sind 
in den Nebenbestimmungen standorlspezifisch Regelungen im Hinblick auf die 
Gewässertemperatur angezeigt.

Zu § 8 (Maßgaben für die Anwendung des Energiewirtschaftsgesetzes)

Der Ausbau der LNG-Infrastruktur in Deutschland ist ein sehr wichtiges Anliegen und 
Voraussetzung für die Aufnahme von LNG in das nationale Leitungsnetz. Die 
Fernleitungsnetzbetreiber sind aufgrund der Gasnetzzugangsverordnung verpflichtet, die 
erforderlichen Leitungen zwischen LNG-Anlagen und dem Fernleitungsnetz zu errichten 
und die LNG-Anlagen an das Fernleitungsnetz anzuschließen. Dies dient dem zentralen 
Interesse an einer sicheren und diversifizierten Gasversorgung in Deutschland.
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Um den Beteiligten eine möglichst frühzeitige Rechts- und Planungssicherheit bei der 
Errichtung von LNG-Anschlussleitungen zu ermöglichen, bedarf es der Anpassung der 
Vorgaben des Energiewirtschaftsgesetzes. Die Maßgaben stellen sicher, dass die 
erforderlichen Anbindungsleitungen zeitnah realisiert werden können.

Zu Absatz 1

Zu Nummer 1

Die spezialgesetzlichen Vorschriften in den §§ 43 ff. des Energiewirtschaftsgesetzes 
(EnWG) ändern die allgemeinen Regelungen über das Planfeststellungsverfahren im 
Verwaltungsverfahrensgesetz zum Zweck der Verfahrensstraffung und -beschleunigung 
teilweise ab. Der Ablauf des Planfeststellungsverfahrens ist im Wesentlichen in § 73 des 
Verwaltungsverfahrensgesetzes (VwVfG) bzw. in den Verwaltungsverfahrensgesetzen der 
Länder festgeschrieben. Diese Vorschrift wird bereits durch § 43a EnWG modifiziert.

Zum Zwecke der weiteren Beschleunigung der Errichtung der LNG-Anbindungsleitungen 
nach § 43 Absatz 1 Nummer 6 EnWG bedarf es für die Fälle, in denen nach § 4 UVPG nicht 
durchzuführen ist, einerweiteren Verfahrensbeschleunigung. In diesem Zusammenhang ist 
jedoch zu berücksichtigen, dass es bei Anbindungsleitungen von mehr als 800 mm 
Durchmesser und mehr als 40 km Länge in unmittelbarer Anwendung der Vorgaben der 
Aarhus Konvention zur Öffentlichkeitsbeteiligung stets einer Planfeststellung bedarf, die 
Erteilung einer Plangenehmigung nach § 74 Absatz 6 VwVfG ist nicht zulässig.

Im Einzelnen finden sich in Absatz 1 Nummer 1 Maßgaben zu der Vorschrift des § 43a 
EnWG zum Anhörungsverfahren für die Anbindungsleitungen.

Die verkürzte Auslegungs- und Einwendungsfrist auf jeweils eine Woche dient der weiteren 
Verfahrensbeschleunigung. Um das Ziel einer deutlich beschleunigten Realisierung der 
Vorhaben im Anwendungsbereich dieses Gesetzes zu erreichen, sind alle 
Verfahrensschritte soweit wie möglich zu straffen. Auf eine Beteiligung der Öffentlichkeit 
soll dennoch nicht gänzlich verzichtet werden.

Den Vorgaben nach Artikel 6 in Verbindung mit Anhang I Nr. 14 der der Aarhus Konvention 
zur Öffentlichkeitsbeteiligung wird damit auch nach Wegfall der Pflicht zur 
Umweltverträglichkeitsprüfung durch § 4 dieses Gesetzes Rechnung getragen. Die 
Auslegung erfolgt u.a. auf der Internetseite der Zulassungsbehörde, so dass die Unterlagen 
jederzeit - nicht nur zu begrenzten Öffnungszeiten - einsehbar sind.

Ein Erörterungstermin findet bislang in den Fällen des § 43a Nummer 3 EnWG nicht statt, 
ln der Regel ist ein Erörterungstermin auch wegen der nach § 4 nicht erforderlichen 
Umweltverträglichkeitsprüfung nicht durchzuführen. Im Übrigen kann die Behörde einen 
Erörterungstermin durchführen, soweit sie diesen für erforderlich hält.

Zu Nummer 2

Kampfmittelräumungen, archäologische Untersuchungen und Bergungen stellen 
Vorarbeiten im Sinne des § 44 EnWG dar. Dies kann zu einer deutlichen Beschleunigung 
der Realisierung der Vorhaben führen. Gerade archäologische Bergungen und 
Kampfmittelbergungen können sich über einen längeren Zeitraum erstrecken oder nur zu 
bestimmten Jahreszeiten durchgeführt werden. In der Praxis ist oftmals eine 
archäologische Bergung unmittelbar im Anschluss an die Voruntersuchung erforderlich, um 
beispielsweise Raubgrabungen oder witterungsbedingte Schäden zu vermeiden. Mit der 
Regelung wird sichergestellt, dass entsprechende Arbeiten bereits durchgeführt werden 
können, bevor der Planfeststellungsbeschluss oder die Plangenehmigung ergeht.
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Abweichend von § 44b Absatz 1a EnWG kann der Vorhabenträger bereits nach Ablauf der 
Einwendungsfrist verlangen, dass eine vorzeitige Besitzeinweisung durchgeführt wird. Es 
ist nicht der Abschluss des Anhörungsverfahrens erforderlich. Es ist davon auszugehen, 
dass die Behörde auch zu einem früheren Zeitpunkt über ausreichende Kenntnisse über 
das Vorhaben verfügt, um eine Prognoseentscheidung zu treffen. Dies gewährleistet eine 
frühzeitige Klarheit über den weiteren Verfahrensgang und ermöglicht damit zugleich die 
zügige bauliche Umsetzung der hier relevanten Vorhaben nach Erlass des 
Planfeststellungsbeschlusses bzw. der Plangenehmigung.

Zu Nummer 4

Die Ausnahmeregelung zu § 44c EnWG schafft Voraussetzungen für den vorzeitigen 
Baubeginn von Anbindungsleitungen, die sich an den Vorgaben des § 8a BImSchG bzw. 
des § 17 WHG orientieren. § 8a BImSchG ist für die Vorhaben relevant, die eine 
immissionsschutzrechtlichen Genehmigung erfordern. § 17 WHG regelt die Zulassung des 
vorzeitigen Beginns in wasserrechtlichen Erlaubnis- oder Bewilligungsverfahren. Die hier 
eingefügte Ausnahmeregelung ermöglicht eine Synchronisierung des Baus der Anlage mit 
der Errichtung des Netzanschlusses. Für beide gelten die gleichen Voraussetzungen für 
den vorzeitigen Baubeginn.

Bei den Anbindungsleitungen der LNG-Anlagen an das Fernleitungsnetz handelt es sich 
um Vorhaben, die aufgrund eines überragenden öffentlichen Interesses und im Interesse 
der öffentlichen Sicherheit zu realisieren sind. Es sind Vorhaben, die wesentlich zur 
Versorgungssicherheit in Deutschland beitragen. Mit Blick auf die zukünftige Ermöglichung 
des Transports von Wasserstoff werden die Anbindungsleitungen wasserstofffest 
ausgebaut. Für diese Vorhaben bedarf es einer Regelung zur Erleichterung des vorzeitigen 
Baubeginns.

Für die vom Anwendungsbereich dieses Gesetzes erfassten Vorhaben sind - wie bei § 8a 
BImSchG und § 17 WHG - bestimmte Anforderungen einzuhalten. Es muss mit einer 
Entscheidung zu^ Gunsten des Antragstellers gerechnet werden können (§ 44c Absatz 1 
Satz 1 Nummer 1 EnWG). Die Behörde muss hierfür eine ausreichende Kenntnis des zu 
bewertenden Vorhabens haben. Das berechtigte Interesse des Vorhabenträgers bzw. das 
öffentliche Interesse an der Zulassung des vorzeitigen Baubeginns (§ 44c Absatz 1 Satz 1 
Nummer 2 EnWG) ist bereits aufgrund des überragenden öffentlichen Interesses bzw. des 
Interesses der öffentlichen Sicherheit gegeben. Der Vorhabenträger verpflichtet sich, alle 
Schäden zu ersetzen, die bis zur Entscheidung im Planfeststellungs- oder 
Plangenehmigungsverfahren durch die Maßnahmen verursacht worden sind, und sofern 
kein Planfeststellungsbeschluss oder keine Plangenehmigung erfolgt, den früheren 
Zustand wiederherzustellen (§ 44c Absatz 1 Satz 1 Nummer 5 EnWG).

Die Voraussetzung des § 44c Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 bzw. Satz 2 EnWG kommen in 
diesem Ausnahmefall nur eingeschränkt zur Anwendung. Es gelten die gleichen 
Voraussetzungen wie für die Anlage, die dem Immissionsschutzrecht oder dem 
Wasserrecht unterfällt. Ziel ist es, eine Verfahrenserleichterung zu schaffen. Die 
Verfahrenserleichterung trägt dazu bei, dass die Fernleitungsnetzbetreiber ihre in § 15 
Absatz 1 EnWG gesetzlich festgeschriebene Aufgabe erfüllen können und zu einer sicheren 
Energieversorgung beitragen.

Ebenso kann in diesen Ausnahmefällen auf das Vorliegen der privaten Rechte verzichtet 
werden, so dass § 44c Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 EnWG für Vorhaben nach § 2 Nummer 
3 nicht greift. Der Planfeststellungsbeschluss bzw. die Planfeststellungsgenehmigung 
entfalten eine enteignungsrechtliche Vorwirkung. Spätestens dann liegen alle 
Voraussetzungen zur Erlangung der erforderlichen privaten Rechte vor.

Zu Nummer 3
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Mit diesen Maßgaben wird die Möglichkeit geschaffen, bereits vorzeitig, d.h. vor 
Feststellung des Planfeststellungsbeschlusses mit Teilen der Errichtung eines Vorhabens 
bzw. mit den dazugehörigen Vorarbeiten im Sinne des § 44c EnWG zu beginnen. Zu den 
Vorarbeiten zählen z.B. auch naturschutzrechtliche Maßnahmen, insbesondere des 
europäischen Arten- und Gebietsschutzes (Maßnahmen zur Schadensbegrenzung, 
vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen nach § 44 Absatz 5 BNatSchG sowie Maßnahmen 
zur Kohärenzsicherung nach§ 34 Absatz 5 BNatSchG), vgl. bereits BR-Drucksache 11/19, 
S. 70.

Zur Verfahrensbeschleunigung ist für die Verfahren der Zulassung des vorzeitigen 
Baubeginns zusätzlich die Regelung des § 74 Abs. 5 VwVfG anwendbar. Danach können 
Zustellungen durch öffentliche Bekanntmachung ersetzt werden, wenn außer an den 
Vorhabenträger des Vorhabens mehr als 50 Zustellungen vorzunehmen sind.

Zu Absatz 2

Absatz 2 dient der Klarstellung, dass durch die Einfügung von beschleunigenden 
Verfahrenserleichterungen nicht die allgemeinen Vorschriften des 
Verwaltungsverfahrensrechts Wiederaufleben.

Zu § 9 (Beschleunigte Vergabe- und Nachprüfungsverfahren)

Beschaffungen für Vorhaben nach § 2 können dem Vergaberecht gemäß dem Gesetz 
gegen Wettbewerbsbeschränkungen (GWB) bzw. dem Haushaltsrecht unterliegen, so dass 
für sie grundsätzlich Ausschreibungsverfahren mit unter anderem entsprechenden 
Mindestfristen zur Auswahl der zu beauftragenden Unternehmen durchzuführen wären. Die 
dem Vertragsschluss vorausgehenden Vergabe- und ggf. Nachprüfungsverfahren können 
die äußerst dringlichen, schnellstmöglich durchzuführenden Vorhaben nach § 2 jedoch 
nicht unerheblich verzögern und somit die nach § 1 und § 3 erforderliche schnellstmögliche 
Sicherstellung der überragenden öffentlichen Interessen an der Versorgung mit Gas 
erheblich verzögern oder gefährden. Für diese besonderen, durch den Anwendungsbereich 
des Gesetzes stark eingegrenzten, aufgrund der Zeitenwende des russischen 
Angriffskriegs gegen die Ukraine aber für die nationale Unabhängigkeit und Sicherheit 
überragend wichtigen Vorhaben sollen daher vorübergehend erhebliche vergaberechtliche 
Verfahrenserleichterungen geschaffen werden, soweit dies europa- und 
verfassungsrechtlich zulässig ist.

Absätze 1 bis 3 regeln für Vorhaben nach §2 während der Laufzeit gern. §15 
Erleichterungen und Ergänzungen zum GWB-Vergaberecht oberhalb der EU- 
Schwellenwerte.

Absatz 1 betrifft dabei die Durchführung der Vergabeverfahren selbst, einschließlich von 
Bestimmungen zur Informätions- und Wartepflicht sowie zur Unwirksamkeit.

Absätze 2 und 3 treffen abweichende und ergänzende Regelungen für diesbezügliche 
Nachprüfungsverfahren gern. §§ 155 ff. GWB.

Absatz 4 suspendiert den Anwendungsbefehl für die detaillierten Regeln für die 
Durchführung von Vergabeverfahren unterhalb der EU-Schwellenwerte.

Absatz 5 betrifft den Rechtsschutz für Beschaffungen von Vorhaben nach § 2, die nicht den 
speziellen vergaberechtlichen Nachprüfungsverfahren unterliegen.

Zu Absatz 1

Die §§ 97 ff. GWB sowie die aufgrund § 113 GWB erlassenen Vergabeordnungen gelten 
für die Vergabe öffentlicher Aufträge und Konzessionen (§ 103 bis 105 GWB) durch
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Auftraggeber (§ 98 bis 101 GWB) oberhalb der EU-Schwellenwerte (§ 106 GWB), soweit 
keine Ausnahme vom Vergaberecht (§§ 107 ff. GWB u.a.) vorliegt. Nicht bei allen Vorhaben 
nach § 2 werden die §§ 97 ff. GWB anwendbar sein, insbesondere falls schon kein 
öffentlicher Auftraggeber oder Sektorenauftraggeber Leistungen beschafft, keine 
Sektorentätigkeit (insbesondere im Bereich Gas oder Häfen) vorliegt, kein 
Beschaffungscharakter vorliegt, die Entgeltlichkeit fehlt oder im Einzelfall besondere 
Ausnahmen - etwa auch bei wesentlichen Sicherheitsinteressen (§ 107 Abs. 2 GWB) - 
greifen.

Soweit aber öffentliche Aufträge oder Konzessionen für Vorhaben nach § 2 den §§ 97 ff. 
GWB und den entsprechenden untergesetzlichen Anforderungen unterliegen, sind die 
besonderen Regeln der Absätze 1 bis 3 für die Vergabe- und Nachprüfungsverfahren 
anzuwenden. Für die Laufzeit des Gesetzes gehen diese bei Beschaffungen für Vorhaben 
nach § 2 wegen äußerst dringlicher Gründe und der Gefährdung überragender öffentlicher 
Interessen den allgemeinen Regeln vor (siehe dazu insbesondere auch die Begründungen 
zu § 1 und § 3).

Angesichts des Zweckes des Gesetzes gemäß § 1 und dem besonderen Interesse gemäß 
§ 3 sehen die Absätze 1 bis 3 für die Vergabe- und Nachprüfungsverfahren 
Beschleunigungen, Erleichterungen und eine Stärkung des Allgemeininteresses an einer 
schnellstmöglichen Umsetzung der Vorhaben nach § 2 im Rahmen von 
Interessensabwägungen vor.

Absatz 1 trifft ergänzende und abweichende Regeln für die Durchführung von 
Vergabeverfahren. Er regelt dabei auch Abweichungen von § 135 Absatz 1 GWB 
hinsichtlich der Wirksamkeit von Verträgen.

Ziel der Regelungen des Absatzes 1 ist es, das Vergabeverfahren angesichts der 
äußersten Dringlichkeit der Vorhaben nach § 2 und der Gefährdung überragender 
öffentlicher Interessen rechtssicher zu beschleunigen und die schnellstmögliche, ggf. 
vorzeitige Durchführung der Beschaffungen bei gleichzeitig verringertem Risiko einer 
enorm verzögernd wirkenden potentiellen Rückabwicklung von Verträgen sicherzustellen.

Zu Nummer 1

Gemäß Nummer 1 findet §97 Absatz 4 GWB keine Anwendung. Mittelständische 
Interessen müssen bei den eng umgrenzten Vorhaben nach § 2 für den Geltungszeitraum 
nach § 15 daher nicht vornehmlich berücksichtigt werden. Aufgrund der äußerst dringlichen 
Umsetzung der Vorhaben nach § 2 und der Gefährdung überragender öffentlicher 
Interessen treten sie hinter dem Beschleunigungsinteresse zurück. Insbesondere müssen 
bei Vorhaben nach § 2 die Leistungen auch nicht in der Menge oder nach Art oder 
Fachgebiet in Lose aufgeteilt werden. Andernfalls käme es zu einer Vielzahl von 
Vergabeverfahren, die der schnellstmöglichen Umsetzung der Vorhaben nach § 2 
entgegenstehen.

Durch die fehlende Anwendung des § 97 Absatz 4 GWB entfallen seine Vorgaben sowohl 
für Vergabeverfahren nach der Vergabeverordnung (VgV), der Sektorenverordnung 
(SektVO), der Konzessionsvergabeverordnung (KonzVgV) und der Vergabeverordnung 
Verteidigung und Sicherheit (VSVgV). Für sie ist anders als für die VOB/A in Nummer 2 
keine gesonderte Regelung zu treffen, da sie das Gebot des § 97 Absatz 4 GWB nicht 
wiederholen.

Zu Nummer 2

Die Begründung zu Nummer 1 gilt ebenso für die § 97 Absatz 4 GWB im Wesentlichen 
wiederholende Regelung in § 5 EU Absatz 2 Nummer 1 der Vergabe- und Vertragsordnung 
für Bauleistungen Teil A (VOB/A). Diese inhaltliche Regelung in der VOB/A wird durch
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Nummer 2 für die Vorhaben nach § 2 materiell abbedungen. Ohne Gebot der Losaufteilung 
entfällt im Übrigen auch das Begründungsgebot nach § 5 EU Absatz 2 Nummer 2 VOB/A.

Zu Nummer 3

Nummer 3 enthält eine ergänzende Regelung zur bereits bestehenden Ausnahme von der 
Informationspflicht in Fällen, in denen das Verhandlungsverfahren ohne 
Teilnahmewettbewerb wegen besonderer Dringlichkeit gerechtfertigt ist (§ 134 Absatz 3 
Satz 1 GWB).

Zum einen wird klargestellt und ausdrücklich geregelt, dass damit nicht nur die 
Informationspflicht nach § 134 Absatz 1 GWB, sondern auch die Wartepflicht gemäß § 134 
Absatz 2 GWB entfällt. Insbesondere wird aber der Anwendungsbereich für die eng 
umgrenzten Vorhaben nach §2 für die Geltungsdauer des Gesetzes nach §'15 neben 
Fällen der besonderen Dringlichkeit auf (a.) alle Verhandlungsverfahren ohne 
Teilnahmewettbewerb sowie (b.) auf alle Verfahren, in denen es nur noch einen Bieter und 
keine weiteren betroffenen Bewerber gibt, erweitert. Damit wird Gebrauch gemacht von der 
Möglichkeit des Artikel 2b Buchstabe a) und b) der Rechtmittelrichtlinie 89/665/EWG4, 
Artikel 2b Buchstabe a) und b) der Sektorenrechtsmittelrichtlinie 92/13/EWG5 und Artikel 58 
Buchstabe a) und b) der Verteidigungs- und Sicherheitsvergaberichtlinie 2009/81/EG6). 
Diese sind auch für die Auslegung der Nummer 3 heranzuziehen (insbesondere hinsichtlich 
der betroffenen Bewerber).

Das Entfallen der Informations- und Wartepflicht in diesen Fällen dient angesichts der 
äußersten Dringlichkeit der Vorhaben nach § 2 und der Gefährdung überragender 
öffentlicher Interessen der schnellstmöglichen Umsetzung der Vorhaben.

Die mit dem Entfallen einhergehende Möglichkeit von mehr zulässig erteilten Zuschlägen, 
die grundsätzlich nicht aufgehoben werden können (§ 168 Absatz 2 Satz 1 GWB), bevor 
andere interessierte Unternehmen von der Vergabe oder dem beabsichtigten Zuschlag 
erfahren, ist angesichts der äußersten Dringlichkeit der Vorhaben nach § 2 und der 
Gefährdung überragender öffentlicher Interessen, denen mit diesem Gesetz begegnet wird, 
hinzunehmen. Andere Unternehmen können weiterhin grundsätzlich insbesondere 
Rechtsschutz über die Zulässigkeit der Vergabe ohne Teilnahmewettbewerb bzw. ohne 
Informationsschreiben gemäß § 135 GWB nach Maßgabe von Nummer 4 bis 6 erlangen.

Zu Nummer 4

Nummer 4 bis 6 regeln abweichend von der bisher alternativlosen Rechtsfolge der von 
Anfang an festzustellenden Unwirksamkeit des § 135 GWB entsprechend der

4 Richtlinie 89/665/EWG des Rates vom 21. Dezember 1989 zur Koordinierung der Rechts- und Verwaltungs­
vorschriften für die Anwendung der Nachprüfungsverfahren im Rahmen der Vergabe öffentlicher Lie- 
fer- und Bauaufträge (ABI. L 395 vom 30.12.1989, S. 33), zuletzt geändert durch Richtlinie 2014/23/EU 
des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. Februar 2014 über die Konzessionsvergabe (ABI. 
L 94 vom 28.3.2014, S. 1).

5 Richtlinie 92/13/EWG des Rates vom 25. Februar 1992 zur Koordinierung der Rechts- und Verwaltungsvor­
schriften für die Anwendung der Gemeinschaftsvorschriften über die Auftragsvergabe durch Auftrag­
geber im Bereich der Wasser-, Energie- und Verkehrsversorgung sowie im Telekommunikationssektor 
(ABI. L 76 vom 23.3.1992, S. 14), zuletzt geändert durch Richtlinie 2014/23/EU des Europäischen Par­
laments und des Rates vom 26. Februar 2014 über die Konzessionsvergabe (ABI. L 94 vom 28.3.2014, 
S. 1).

6 Richtlinie 2009/81/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 13. Juli 2009 über die Koordinierung
der Verfahren zur Vergabe bestimmter Bau-, Liefer- und Dienstleistungsaufträge in den Bereichen Ver­
teidigung und Sicherheit und zur Änderung der Richtlinien 2004/17/EG und 2004/18/EG (ABI. L 216 
vom 20.8.2009, S. 76), zuletzt geändert durch Delegierte Verordnung (EU) 2021/1950 der Kommission 
vom 10. November 2021 zur Änderung der Richtlinie 2009/81/EG des Europäischen Parlaments und 
des Rates im Hinblick auf die Schwellenwerte für Liefer-, Dienstleistungs- und Bauaufträge (ABI. L 398 
vom 11.11.2021, S. 19).
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Möglichkeiten der europäischen Rechtmittelrichtlinien alternative Sanktionsmöglichkeiten 
angesichts der äußersten Dringlichkeit der Vorhaben nach § 2 und der Gefährdung 
überragender öffentlicher Interessen. Dieses ausnahmsweise Abweichen von der 
rückwirkenden Unwirksamkeit und vollständigen Rückabwicklung ist angesichts der 
schnellstmöglichen dauerhaften Umsetzung der Vorhaben nach § 2 überragend wichtig. 
Eine Rückabwicklung würde die äußerst dringlichen Verfahren ansonsten konterkarieren 
und damit überragende öffentliche Interessen gefährden. Effektiver Rechtsschutz und 
abschreckende Wirkung werden durch die alternativen Sanktionen und die daneben 
unberührt bleibende Möglichkeit der Geltendmachung von Schadensersatz weiterhin 
gewährleistet, ohne die zwingend benötigte Beschleunigung einzuschränken.

Nummer 4 bis 6 befinden sich als Abweichung von § 135 GWB bei den Maßgaben zu den 
Vergabeverfahren in Absatz 1, da die Unwirksamkeitsfolge des § 135 Absatz 1 GWB im 
Kapitel Vergabeverfahren, Unterabschnitt 2 - Vergabeverfahren und Auftragsausführung 
des 4. Teils des GWB steht. Absatz 2 Nummer 5 und Absatz 3 Nummer 8 stellen über ihren 
Verweis auf Nummer 4 bis 6 klar, dass die Abweichung von der bisherigen zwingenden 
Unwirksamkeitsfolge für im Nachprüfungsverfahren festgestellte Verstöße im Sinne des 
§ 135 Absatz 1 Nummer 1 oder 2 vor allem in den Nachprüfungsverfahren nach Absatz 2 
und Absatz 3 durch die Vergabekammern und Beschwerdegehchte zu beachten ist. Statt 
der automatischen Folge der Unwirksamkeit bei Feststellung eines Verstoßes im Sinne des 
§ 135 Absatz! Nummer 1 oder 2 GWB haben die Nachprüfungsinstanzen gemäß 
Nummer 4 zum einen eine Abwägungsentscheidung über ein Absehen von der 
Unwirksamkeitsfolge zu treffen. In diesem Fall sowie bei der nun gemäß Nummer 5 für 
Vorhaben nach § 2 vorgesehenen Unwirksamkeitsfolge allein für die Zukunft haben sie in 
ihrer Entscheidung zwingend alternative Sanktionen nach Nummer 6 zu erlassen.

Nummer 4 Satz 1 setzt Artikel 2d Absatz 3 Unterabsatz 1 der Rechtsmittelrichtlinie 
89/665/EWG, Artikel 2d Absatz 3 Unterabsatz 1 der Sektoren-Rechtsmittelrichtlinie 
92/13/EWG und Artikel 60 Absatz 3 Unterabsatz 1 der Verteidigungs- und 
Sicherheitsvergaberichtlinie 2009/81/EG um. Damit wird den Nachprüfungsinstanzen 
erstmals ein Ermessen gegeben, von der zwingenden Unwirksamkeitsfolge des § 135 
Absatz 1 GWB abzusehen, indem sie eine Abwägungsentscheidung über die 
Unwirksamkeit oder alternative Sanktionen treffen können. In die Abwägung sind 
angesichts der äußersten Dringlichkeit der Vorhaben nach § 2 und der Gefährdung 
überragender öffentlicher Interessen die zwingenden Gründe eines Allgemeininteresses für 
ein Absehen von der Unwirksamkeit bei Vorhaben nach § 2 angesichts des Zweckes von § 
1 und des besonderen Interesses nach § 3 einzubeziehen.

Satz 2 legt dazu fest, dass das besondere Interesse in der Regel ein Absehen von der 
Unwirksamkeitsfolge rechtfertigt. Für Vorhaben nach § 2 sollten daher angesichts der 
äußersten Dringlichkeit der Vorhaben nach § 2 und der Gefährdung überragender 
öffentlicher Interessen außer in besonderen Ausnahmefällen nicht allein die Unwirksamkeit 
des Vertrags in Frage kommen, sondern wegen ihrer Dringlichkeit und dem überwiegenden 
Interesse an ihrem Fortbestehen gemäß Satz 3 stattdessen alternative Sanktionen nach 
Nummerö festgelegt werden, die wirksam, verhältnismäßig und abschreckend sein 
müssen.

Satz 4 stellt klar, dass daneben die Möglichkeit des Antragstellers, Schadensersatz geltend 
zu machen (vgl. §§ 156 Absatz 3,179 Absatz 1 181 GWB, insbesondere § 181 Satz 2 GWB 
in Verbindung mit den Grundsätzen der culpa in contrahendo), unberührt bleibt. Die 
Kompensation des Antragstellers kann in solchen Fällen damit nicht wie allgemein häufig 
in einem möglichen neuen Vergabeverfahren bestehen, sondern in der Möglichkeit, 
beruhend auf der Nachprüfungsentscheidung Schadensersatz im Sekundärrechtsschutz 
geltend zu machen. Aufgrund europarechtlicher Vorgaben darf die Zuerkennung des 
Schadensersatzes nicht als alternative Sanktion vorgesehen werden (Artikel 2e Absatz 2 
Unterabsatz 3 der Rechtsmittelrichtlinie 89/665/EWG, Artikel 2e Absatz 2 Unterabsatz 3 
der Sektorenrechtsmittelrichtlinie 92/13/EWG, Artikel 61 Absatz 2 Unterabsatz 3
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Verteidigungs- und Sicherheitsvergaberichtlinie 2009/81/EG). Er muss somit separat 
verfolgt und erklärt werden. [... ]

Zu Nummer 5

Selbst wenn eine Nachprüfungsinstanz die Unwirksamkeit eines Vertrages ausnahmsweise 
trotz der Abwägungsregeln nach Nummer 4 feststellt, regelt Nummer 5 Satz 1, dass die 
Unwirksamkeit abweichend von § 135 Absatz 1 GWB für die Vorhaben nach § 2 angesichts 
ihrer äußersten Dringlichkeit und der Gefährdung überragender öffentlicher Interessen nur 
für die noch zu erfüllenden Verpflichtungen gilt. Dies setzt Artikel 2d Absatz 2 Unterabsatz 2 
der Rechtsmittelrichtlinie 89/665/EWG, Artikel 2d Absatz 2 Unterabsatz 2 der Sektoren- 
Rechtsmittelrichtlinie 92/13/EWG und Artikel 60 Absatz 2 Satz 2 und 3 der Verteidigungs­
und Sicherheitsvergaberichtlinie 2009/81/EG um.

Die Unwirksamkeit gilt damit nur für die Zukunft. Sie gilt nicht rückwirkend. Eine 
Rückabwicklung des Vertrages erfolgt somit nicht. Dies ist angesichts der äußersten 
Dringlichkeit der Vorhaben nach § 2 und dem überwiegenden Interesse an ihrem 
Fortbestand zur Verhinderung der Gefährdung überragender öffentlicher Interessen von 
herausragender Bedeutung.

Satz 2 regelt, dass dann neben der Unwirksamkeitsfolge für die Zukunft auch alternative 
Sanktionen nach Nummer 6 festzulegen sind. Diese sind in Umsetzung der 
Richtlinienvorgaben ausdrücklich zusätzlich zur Feststellung der Unwirksamkeit zu treffen, 
da die Unwirksamkeit nach Nummer 5 nur noch die zukünftig zu erfüllenden 
Verpflichtungen betrifft.

Satz 3 stellt über den Verweis wie auch Nummer 4 Satz 4 klar, dass die Möglichkeit der 
Geltendmachung von Schadensersatz als Kompensation daneben unberührt bleibt.

Zu Nummer 6

Nummer 6 legt die alternativen Sanktionen, die angesichts der äußersten Dringlichkeit der 
Vorhaben nach § 2 und der Gefährdung überragender öffentlicher Interessen statt 
(Nummer 4) oder neben (Nummer 5) der gemäß Nummer 5 Satz 1 ex nunc wirkenden 
Unwirksamkeit im Falle von Verstößen im Sinne des § 135 Absatz 1 Nummer 1 oder 2 
anzuwenden sind, fest.

Satz 1 setzt Artikel 2e Absatz 2 Unterabsatz 1 und 2 der Rechtsmittelrichtlinie 89/665/EWG, 
Artikel 2e Absatz 2 Unterabsatz 1 und 2 der Sektoren-Rechtsmittelrichtlinie 92/13/EWG 
und Artikel 61 Absatz 2 Unterabsatz 1 und 2 der Verteidigungs- und 
Sicherheitsvergaberichtlinie 2009/81/EG um, nach denen alternative Sanktionen die 
„Verhängung von Geldbußen oder bzw. -strafen“ gegen den Auftraggeber oder die 
Verkürzung der Laufzeit des Vertrages umfassen. Den Nachprüfungsinstanzen wird hier 
ein weiter Ermessensspielraum eingeräumt, damit sie alle relevanten Faktoren 
berücksichtigen können, einschließlich der Schwere des Verstoßes, des Verhaltens des 
Auftraggebers und ggf. dem Umfang, in dem der Vertrag seine Gültigkeit beibehält. Bei der 
Festlegung gilt aufgrund der europarechtlichen Bestimmungen, dass die alternativen 
Sanktionen wirksam, verhältnismäßig und abschreckend sein müssen. Bei den relevanten 
Faktoren ist auch die äußerste Dringlichkeit der Vorhaben nach § 2 und die Gefährdung 
überragender öffentlicher Interessen einzubeziehen. Zu beachten ist bei der Bewertung der 
Schwere des Verstoßes und des Verhaltens des Auftraggebers insbesondere auch, dass 
die Auftraggeber aufgrund der äußersten Dringlichkeit der Vorhaben nach § 2 und der 
Gefährdung überragender öffentlicher Interessen unter erheblichem Zeit- und 
Handlungsdruck stehen und von teilweise eigens für diese Ausnahmesituation 
geschaffenen gesetzlichen Erleichterungen und Beschleunigungsmöglichkeiten Gebrauch 
machen.
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Satz 2 beschränkt die Höhe einer möglichen Geldsanktion auf 15 Prozent des 
Auftragswertes. Dieses Maß bewegt sich innerhalb vergleichbarer Regelungen in anderen 
EU-Mitgliedstaaten. So gilt etwa in Österreich allgemein eine Grenze von 20 % bzw. - 
unterhalb der Schwellenwerte - 10% des Auftragswertes (siehe §356 Absatz 10 des 
Österreichischen Bundesvergabegesetzes). Für die Vorhaben nach § 2 eröffnet die 
Obergrenze von 15 % zugleich ausreichend Raum für die Festlegung einer Geldsanktion 
im Einzelfall, die wirksam, verhältnismäßig und abschreckend ist. Wird ein Vertrag für 
teilweise unwirksam erklärt, ist die Höchstgrenze von jenem Teil der Auftragssumme des 
Vertrages zu berechnen, der dem Teil des Vertrages entspricht, der nicht aufgehoben 
wurde.

Zu Nummer 7

Nummer 7 Satz 1 legt durch Gesetz fest, dass für Vorhaben nach § 2 angesichts der 
äußerst dringlichen Gründe für die schnellstmögliche Umsetzung der Vorhaben nach § 2 
und der Gefährdung überragender öffentlicher Interessen die Tatbestandsvoraussetzungen 
für ein Verhandlungsverfahren ohne Teilnahmewettbewerb wegen besonderer Dringlichkeit 
gemäß § 14 Absatz 4 Nummer 3 VgV (a.) hinsichtlich der äußerst dringlichen zwingenden 
Gründen sowie dem Zusammenhang mit Ereignissen, die der betreffende Auftraggeber 
nicht voraussehen konnte, vorliegen, (b.) in der Regel die Mindestfristen nicht eingehalten 
werden können und (c.) die Umstände zur Begründung der äußersten Dringlichkeit dem 
Auftraggeber in der Regel nicht zuzurechnen sind.

Nummer 7 dreht das Regel-Ausnahme-Verhältnis für die Anwendung dieses 
Verhandlungsverfahrens ohne Teilnahmewettbewerb durch den Auftraggeber 
ausnahmsweise aufgrund der hier für die Realisierung der LNG-Infrastrukturvorhaben 
gemäß §2 vorliegenden äußerst dringlichen, zwingenden Gründe aufgrund 
unvorhersehbarer Ereignisse gesetzlich um. Die Tatbestandsvoraussetzungen des § 14 
Absatz 4 Nummer 3 VgV, die Artikel 32 Absatz 2 Buchstabe c) der Vergaberichtlinie 
2014/24/EU7 umsetzen, sind zwar grundsätzlich im Einzelfall anzuwenden und eng 
auszulegen. Aufgrund der äußerst dringlichen, zwingenden Umstände, die im Zweck 
gemäß § 1 und im besonderen Interesse nach § 3 für Vorhaben nach § 2 gesetzlich 
dargelegt sind, und der Gefährdung überragender öffentlicher Interessen ist es 
gerechtfertigt, dass der Gesetzgeber für die in § 2 festgelegten Vorhaben die 
Tatbestandsvoraussetzungen der Dringlichkeitsvergabe in wesentlichen Teilen verbindlich 
festlegt. Das Verhandlungsverfahren ohne Teilnahmewettbewerb wegen besonderer 
Dringlichkeit wird damit für die meisten Beschaffungen für Vorhaben nach § 2 im 
Geltungszeitraum nach § 15 zulässig sein.

Der russische Angriffskrieg gegen die Ukraine und die durch ihn ausgelösten Folgen und 
kurzfristigen Beschaffungsbedarfe waren und sind für die Beschaffungsstellen insgesamt 
und im Einzelnen unvorhersehbar. Der Krieg hat in ihrem Volumen und ihrer Art auch 
weiterhin unvorhersehbare Folgen ausgelöst, auf die Deutschland äußerst dringlich 
reagieren muss, um der Gefährdung überragender öffentlicher Interessen zu begegnen. 
Angesichts der Natur und des Ausmaßes des russischen Angriffs sind äußerst dringliche 
Aufgaben der Sicherheit Deutschlands und seiner Verbündeten entstanden, die 
insbesondere auch die wirtschaftliche und energiepolitische Unabhängigkeit Deutschlands 
von Russland umfassen.

7 Richtlinie 2014/24/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. Februar 2014 über die öffentliche 
Auftragsvergabe und zur Aufhebung der Richtlinie 2004/18/EG (ABI. L 094 vom 28.3.2014, S. 65), 
zuletzt geändert durch Delegierte Verordnung (EU) 2021/1952 der Kommission vom 10, November 
2021 zur Änderung der Richtlinie 2014/24/EU des Europäischen Parlaments und des Rates im Hinblick 
auf die Schwellenwerte für die Vergabe öffentlicher Liefer-, Dienstleistungs- und Bauaufträge sowie 
für Wettbewerbe (ABI. L 398 vom 11.11.2021, S. 23).
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Vergabeverfahren unter Einhaltung der Mindestfristen sind in diesen Fällen schon 
allgemein regelmäßig nicht möglich, ohne dass dies den Beschaffungsstellen zuzurechnen 
ist oder von ihnen vorherzusehen war. Insbesondere für die überragend wichtigen, 
schnellstmöglich zu errichtenden Vorhaben nach § 2 sind solche Verzögerungen aber nicht 
hinnehmbar, da sie die Unabhängigkeit Deutschlands von den russischen 
Erdgaslieferungen und damit die Versorgungssicherheit Deutschlands, insbesondere für 
den Winter 2022/2023, aber auch die gesicherte Produktion wichtiger Wirtschaftszweige in 
Deutschland, erheblich gefährden würden.

Die in diesem Gesetz geregelte schnellstmögliche Errichtung der LNG-Infrastruktur ist zur 
Abwendung schwerster wirtschaftlicher Schäden sowie einer Unterversorgung der 
Bevölkerung mit wichtigen Gütern sowie angesichts der Gefährdung der staatlichen 
Daseinsvorsorge und Energieversorgung für die Bürgerinnen und Bürger insbesondere 
aufgrund der dadurch entstehenden Unabhängigkeit von Russland auch für die Sicherheit 
in Deutschland und Europa äußerst dringlich. Die Realisierung der Vorhaben nach § 2 
bedarf aus äußerst dringlichen, zwingenden Gründen überragender öffentlicher Interessen, 
insbesondere an der Energieversorgung, der schnellstmöglichen Umsetzung. Die 
schnellstmögliche Realisierung dieser Vorhaben dient dem zentralen Interesse an einer 
sicheren und diversifizierten Gasversorgung in Deutschland und ist daher aus Gründen 
eines überragenden öffentlichen Interesses und im Interesse der öffentlichen Sicherheit 
erforderlich.

Diese besondere Sachlage rechtfertigt es, hinsichtlich der Vorhaben nach § 2 im 
Geltungszeitraum nach § 15 das Vorliegen der äußerst dringlichen zwingenden Gründe 
sowie des Zusammenhangs mit Ereignissen, die der betreffende Auftraggeber nicht 
voraussehen konnte, gesetzlich festzulegen. Zur weiteren Begründung der nicht 
vorhersehbaren Ereignisse, der äußerst dringlichen, zwingenden Gründe und der 
Gefährdung überragender öffentlicher Interessen für die Vorhaben nach § 2 wird im Übrigen 
zudem ausdrücklich auf die Begründungen zu §§ 1 bis 3 Bezug genommen.

Angesichts dieser äußerst dringlichen, zwingenden Gründe für die Vorhaben nach § 2 und 
der Gefährdung überragender öffentlicher Interessen aufgrund des russischen 
Angriffskrieges gegen die Ukraine und seiner Folgen und zur überragend wichtigen und 
äußerst dringlichen und zwingenden Abwendung der Abhängigkeit von russischen 
Gaslieferungen wird für das Verhandlungsverfahren ohne Teilnahmewettbewerb für 
Vorhaben nach § 2 ausnahmsweise nach Nummer 7 zudem bestimmt, dass in der Regel 
die verkürzten Mindestfristen (siehe Nummer 8) nicht eingehalten werden können und die 
Umstände zur Begründung der äußersten Dringlichkeit dem Auftraggeber in der Regel nicht 
zuzurechnen ist. Diese Voraussetzungen werden für Vorhaben nach § 2 voraussichtlich nur 
in wenigen Ausnahmefällen nicht vorliegen, etwa wenn wegen anderer das Gesamtprojekt 
noch hemmender Umstände, doch ein verkürzter Teilnahmewettbewerb ohne jegliche 
zeitliche Verzögerung des Vorhabens insgesamt möglich ist. Für die Frage der Einhaltung 
der Mindestfristen ist auch der notwenige Zeitraum für die Erstellung der 
Vergabeunterlagen, für die Bekanntmachung, ggf. für den Teilnahmewettbewerb, für die 
Angebotsabgabe und -auswertung, die Wartefrist und den Zuschlag zu berücksichtigen.

Soweit die Voraussetzungen der Nummer 7 im Einzelfall ausnahmsweise nicht vorliegen, 
schließt dies im Übrigen nicht aus, dass andere Tatbestände für ein Verhandlungsverfahren 
ohne Teilnahmewettbewerb (zum Beispiel wenn gern. §14 Absatz 4 Nummer 2 von 
vornherein nur ein bestimmtes Unternehmen in Betracht kommt) oder Ausnahmen vom 
Vergaberecht (zum Beispiel wegen wesentlicher Sicherheitsinteressen gemäß § 107 
Absatz 2 GWB) voriiegen.

Die Europäische Kommission hat in Reaktion auf den russischen Angriffskrieg gegen die 
Ukraine ebenfalls allgemein festgestellt, dass für bestimmte Vergaben die Vorschriften für 
die dringende Vergabe öffentlicher Aufträge angewendet werden können (Mitteilung der 
Kommission, Europäische Solidarität mit Flüchtlingen und den Menschen, die vor dem
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Krieg in der Ukraine fliehen, KOM(2022)107 vom 8. März 2022, Seite 5, mit Verweis auf 
ihre Mitteilungen während der Migrationskrise 2015-2016 und der COVID-19-Pandemie).

Für Vergabeverfahren aufgrund Nummer 7 sind zudem folgende Folgeerleichterungen zu 
beachten, die ebenfalls der Beschleunigung des jeweiligen Vergabeverfahrens dienen. 
Auftraggeber können auch im Übrigen alle bereits bestehenden 
Beschleunigungsmöglichkeiten nutzen, um die Beschaffungen für die Vorhaben nach § 2 
schnellstmöglich durchzuführen.

Die äußerst dringlichen, zwingenden Gründe, im Zusammenhang mit Ereignissen, die der 
betreffende Auftraggeber nicht voraussehen konnte, muss der jeweilige Auftraggeber bei 
Beschaffungen für die Vorhaben nach § 2 nicht gesondert darlegen. Dass die Mindestfristen 
nicht eingehalten werden können und dies nicht dem Auftraggeber zuzurechnen ist, hat der 
jeweilige Auftraggeber nach allgemeinen Regeln grundsätzlich zu dokumentieren. An diese 
Dokumentation sind angesichts des überragend wichtigen Beschleunigungsinteresses 
insbesondere angesichts von § 1 und § 3 keine hohen Anforderungen zu stellen.

Bei der Herstellung eines Mindestmaßes an Wettbewerb ist die schnellstmögliche 
Umsetzung der äußerst dringlichen Vorhaben nach § 2 und ihre grundlegende Bedeutung 
für die Versorgungssicherheit angesichts der Gefährdung überragender öffentlicher 
Interessen als herausragendes Gebot stets zu beachten.

Angebote können im Rahmen eines Verhandlungsverfahrens ohne Teilnahmewettbewerb 
formlos und ohne die Beachtung konkreter Fristvorgaben eingeholt werden. Mit der 
zurückliegenden Neuregelung des § 17 Abs. 6 VgV wurde durch einen entsprechenden 
Einschub klargestellt, dass die Mindestfrist von 30 Kalendertagen für Erstangebote nur für 
Verhandlungsverfahren mit Teilnahmewettbewerb gilt. Für Verhandlungsverfahren ohne 
Teilnahmewettbewerb kann der Auftraggeber somit auch eine kürzere Angebotsfrist 
wählen, solange diese angemessen ist (vgl. § 20 VgV). Aufgrund seines besonderen 
Ausnahmecharakters sind damit beim Verhandlungsverfahren ohne Teilnahmewettbewerb 
nach Würdigung der Gesamtumstände im Dringlichkeitsfall auch sehr kurze Fristen (bis hin 
zu 0 Tagen) denkbar.

§ 17 Abs. 15 VgV stellt zudem klar, dass der öffentliche Auftraggeber bei der Durchführung 
eines Verhandlungsverfahrens ohne Teilnahmewettbewerb wegen äußerster Dringlichkeit 
nach § 14 Abs. 4 Nummer 3 VgV von nachfolgenden Formanforderungen der VgV befreit 
ist:

- §§ 9 bis 13 VgV Vorgaben zur (elektronischen) Kommunikation,

- § 53 Abs. 1 VgV Übermittlung von Interessensbekundungen, Interessensbestätigungen, 
Teilnahmeanträge und Angeboten in elektronischer Form,

- § 54 VgV Aufbewahrung ungeöffneter Interessensbekundungen,
Interessensbestätigungen, Teilnahmeanträge und Angebote,

- § 55 VgV Öffnung der Interessenbestätigungen, Teilnahmeanträge und Angebote.

Gemäß Satz 2 gilt Satz 1 (einschließlich seiner Begründung) entsprechend für die 
Tatbestandsvoraussetzungen eines Verhandlungsverfahrens ohne Teilnahmewettbewerb 
wegen besonderer Dringlichkeit nach SektVO, KonzVgV, VSVgV.

Gemäß Satz 3 gilt Satz 1 (einschließlich seiner Begründung) materiell entsprechend auch 
für Bauaufträge (Verhandlungsverfahren ohne Teilnahmewettbewerb wegen besonderer 
Dringlichkeit gemäß § 3a EU Absatz 3 Nummer 4 VOB/A).
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Zu Nummer 8

Satz 1 legt angesichts der äußersten Dringlichkeit der Vorhaben nach § 2 und der 
Gefährdung überragender öffentlicher Interessen durch Gesetz fest, dass für die Vorhaben 
nach § 2 angesichts des Zwecks gemäß § 1 und des besonderen Interesses gern. § 3 eine 
Dringlichkeit hinreichend begründet ist, die die Einhaltung der regulären Angebotsfrist von 
30 Tagen unmöglich macht. Die Angebotsfrist im Verhandlungsverfahren mit 
Teilnahmewettbewerb kann somit auf zehn Tage verkürzt werden kann.

In Verhandlungsverfahren ohne Teilnahmewettbewerb gilt schon keine bestimmte 
Fristvorgabe, so dass die Angebotsfrist im Einzelfall bis hin auf null Tage verkürzt werden 
kann (siehe Begründung zu Nummer 7).

Satz 2 legt eine hinreichend begründete Dringlichkeit für Vorhaben nach § 2 auch für alle 
anderen Fristverkürzungsmöglichkeiten in den verschiedenen Verfahrensarten und den 
verschiedenen Vergabeverordnungen fest. Dies gilt entsprechend auch in den Fällen, in 
denen die Fristverkürzungsmöglichkeit allgemein gilt und nicht auf eine hinreichend 
begründete Dringlichkeit beschränkt ist (vgl. etwa in der SektVO). Im Überblick gilt dazu 
Folgendes: Im beschleunigten offenen Verfahren kann die Frist für die Einreichung der 
Angebote auf 15 Tage verkürzt werden. Im beschleunigten nicht offenen Verfahren und im 
beschleunigten Verhandlungsverfahren können die Fristen für Teilnahmeanträge auf 15 
Tage (VSVgV: auf zehn Tage bei elektronischen Teilnahmeanträgen) und für die Abgabe 
von Angeboten auf zehn Tage herabgesetzt werden.

Nach Satz 3 gilt das Vorliegen einer hinreichend begründeten Dringlichkeit für die 
verschiedenen Fristverkürzungsmöglichkeiten in den Verfahrensarten entsprechend auch 
für Bauaufträge (vgl. §§ 10a EU Absatz 3, 10b EU Absatz 5 VOB/A, auch in Verbindung mit 
§ 10c EU Absatz 1 VOB/A). [...]

Zu Nummer 9

Satz 1 legt angesichts der äußersten Dringlichkeit der Vorhaben nach § 2 und der 
Gefährdung überragender öffentlicher Interessen gesetzlich Fälle fest, in denen bei 
Verhandlungsverfahren ohne Teilnahmewettbewerb wegen besonderer Dringlichkeit 
ausnahmsweise auch nur ein Unternehmen zur Angebotsabgabe aufgefordert werden 
kann.

Der Wortlaut entspricht den von der Europäischen Kommission anerkannten Fällen (siehe 
Mitteilung der Kommission, Leitlinien der Europäischen Kommission zur Nutzung des 
Rahmens für die Vergabe öffentlicher Aufträge in der durch die COVID-19-Krise 
verursachten Notsituation, 2020/C 108 1/01, S. 1).

Im Sinne einer effizienten Verwendung von Haushaltsmitteln empfiehlt es sich nach 
Möglichkeit, mehrere Unternehmen zur Angebotsabgabe aufzufordern. Auch nach der 
nationalen Rechtsprechung ist im Rahmen der §§ 14 Absatz 4 Nummer 3,17 Absatz 5 VgV 
grundsätzlich so viel Wettbewerb wie möglich zu eröffnen; ein völliger Verzicht auf 
Wettbewerb kommt grundsätzlich nur als ultima ratio in Betracht (vgl. OLG Rostock, 
Beschluss vom 11.11.2021, 17 Verg 4/20).

Bei Vorhaben nach § 2 bedingt es aber häufig die in § 1 und § 3 und der jeweiligen 
Begründung dargestellte äußerste Dringlichkeit angesichts der Gefährdung überragender 
öffentlicher Interessen, dass nur ein Unternehmen in der Lage sein wird, den Auftrag unter 
den durch die zwingende Dringlichkeit auferlegten technischen und zeitlichen Zwängen zu 
erfüllen. Dann ist es den Auftraggebern auch erlaubt, in der Kürze der zur Verfügung' 
stehenden Zeit nur mit diesem Unternehmen Verhandlungen zu führen.
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Zwar handelt es sich um eine Prognoseentscheidung, ob nur das bestimmte Unternehmen 
unter den durch die äußerste Dringlichkeit bedingten technischen und zeitlichen Zwängen, 
in der Lage sein wird, die Leistung entsprechend zu erbringen. Die Gründe dafür, dass nur 
dieses Unternehmen dazu in der Lage ist, müssen aber grundsätzlich im Zeitpunkt der 
Ansprache des einzelnen Unternehmens vorliegen.

Gemäß Satz 2 gilt Satz 1 (einschließlich seiner Begründung) entsprechend für 
Verhandlungen mit nur einem Unternehmen in Verhandlungsverfahren ohne
Teilnahmewettbewerb wegen besonderer Dringlichkeit nach SektVO, KonzVgV, VSVgV. 
Gemäß Satz 3 gilt Satz 1 (einschließlich seiner Begründung) materiell entsprechend auch 
für Bauaufträge. Diese Verhandlungsmöglichkeit mit nur einem Unternehmen gilt für die 
Vergabeverordnungen und für die VOB/A auch, soweit sich der grundsätzliche 
Mindestwettbewerb von drei Unternehmen nur aus allgemeinen Grundsätzen ergibt und 
nicht ausdrücklich oder nicht ausdrücklich für Verhandlungsverfahren ohne
Teilnahmewettbewerb erwähnt ist (vgl. etwa § 21 III 3 VSVgV nur für Verfahren mit 
Teilnahmewettbewerb). Die Möglichkeit der Verhandlung mit nur einem Unternehmen im 
Ausnahmefall ist insoweit aufgrund der äußersten Dringlichkeit der Vorhaben nach § 2 und 
der Gefährdung überragender öffentlicher Interessen eine materielle Klarstellung. Bereits 
bestehende Möglichkeiten bleiben unberührt.

Zu Absatz 2

Absatz 2 und 3 treffen Regelungen zum Vergaberechtsschutz ergänzend zu und 
abweichend von §§ 155 ff. GWB. Ziel ist es, die Nachprüfungsverfahren über das bereits 
geltende Beschleunigungsgebot des § 167 GWB hinaus bei Vorhaben nach § 2 angesichts 
ihrer äußersten Dringlichkeit und der Gefährdung überragender öffentlicher Interessen 
noch erheblich schneller durchzuführen.

Dabei wird am grundsätzlich bewährten zweistufigen Rechtsschutz vor der 
Vergabekammer und den Vergabesenaten der Oberlandesgerichte festgehalten. Dieser 
wird jedoch auf beiden Stufen weiter erheblich beschleunigt. Daneben werden in den 
bereits vorgesehenen Interessensabwägungen die Berücksichtigung des Zwecks des § 1 
sowie des besonderen Interesses gemäß § 3 und dessen regelmäßiges Überwiegen 
angesichts der äußersten Dringlichkeit der Vorhaben nach § 2 und der Gefährdung 
überragender öffentlicher Interessen ergänzt.

Die Änderungen berücksichtigen, dass im Bereich des Vergaberechtsschutzes der 
allgemeine Justizgewährleistungsanspruch (Art. 20 Abs. 1 GG i.V.m. Art. 3 Abs.1 GG) den 
wesentlichen Maßstab darstellt und dem Gesetzgeber ein Ausgestaltungsspielraum 
zuzubilligen ist (BVerfG, Beschluss vom 13. Juni 2006, 1 BvR 1160/03, BVerfGE 116, 135 
(156)).

Absatz 2 enthält Maßgaben für die Nachprüfungsverfahren vor der Vergabekammer gemäß 
§§ 160 ff. GWB. Sie dienen vor allem der Beschleunigung und legen angesichts der 
äußersten Dringlichkeit der Vorhaben nach § 2 und der Gefährdung überragender 
öffentlicher Interessen die Berücksichtigung und das regelmäßige Überwiegen des 
überragend wichtigen Interesses an der schnellstmöglichen Umsetzung der Vorhaben fest.

Zu Nummer 1

Nummer 1 trifft gewisse Verfahrenserleichterungen für die Durchführung der 
Nachprüfungsverfahren.

Soweit es der Beschleunigung dient, kann die Vergabekammer bei Nachprüfungsverfahren 
über Vergaben für Vorhaben nach § 2 gemäß Satz 1 auch nach Lage der Akten 
entscheiden. Die Vergabekammer wird bei ihrer Entscheidung aber auch zu
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berücksichtigen haben, dass eine mündliche Verhandlung im Einzelfall ebenfalls der 
schnellen Entscheidung dienen kann.

Satz 2 ermöglicht es der Vergabekammer ausdrücklich die mündliche Verhandlung im 
Wege der Bild- und Tonübertragung durchzuführen. Auch diese Möglichkeit soll der 
Beschleunigung im Einzelfall dienen. Entsprechend Absatz 3 Nummer 6 Satz 2 wird dazu 
auf § 128a der Zivilprozessordnung verwiesen. Entsprechendes gilt aber zum Beispiel auch 
nach § 102a der Verwaltungsgerichtsordnung.

Zu Nummer 2

Um angesichts der äußersten Dringlichkeit der Vorhaben nach § 2 und der Gefährdung 
überragender öffentlicher Interessen die zügige Durchführung der Nachprüfungsverfahren 
für die im Lichte des § 1 und § 3 äußerst dringenden und schnellstmöglich umzusetzenden 
Vorhaben nach §2 über den allgemeinen Beschleunigungsgrundsatz hinaus zu 
gewährleisten, verkürzt Absatz 2 die Entscheidungsfrist für die Hauptsacheentscheidung 
weiter.

Satz 1 verkürzt die Entscheidungsfrist bei Vorhaben nach § 2 auf drei statt fünf Wochen.

Satz 2 legt fest, dass diese Frist höchstens um zwei Wochen verlängert werden kann und 
stellt klar, dass dies nur einmalig geschehen kann.

Die verkürzten Fristen bieten der Vergabekammer somit insgesamt dennoch ausreichend 
Zeit, bei diesen äußerst dringenden Vorhaben angesichts der Gefährdung überragender 
öffentlicher Interessen, dennoch angemessen entscheiden zu können, indem vom 
Grundfall (fünf Wochen) nur angemessen abgewichen wird (drei Wochen plus im 
Ausnahmefall zwei Wochen).

Die Auftraggeber von Beschaffungen für Vorhaben nach § 2 sollen die schnelle 
Entscheidung befördern, indem sie insbesondere sicherstellen, dass die Vergabeakte, 
jedenfalls ihre für die Entscheidung der Vergabekammer wesentlichen Teile, unverzüglich 
der Vergabekammer zur Verfügung gestellt wird. [...]

Zu Nummer 3

Nummer 3 stellt klar, dass bei Nachprüfungsverfahren betreffend Vorhaben nach § 2 bei 
der Auswahl der geeigneten Maßnahmen zur Beseitigung der Rechtsverletzung und 
Verhinderung der Schädigung der betroffenen Interessen der Zweck des § 1 und die 
besonderen Interessen des § 3 angesichts der äußersten Dringlichkeit der Vorhaben und 
der Gefährdung überragender öffentlicher Interessen zu berücksichtigen sind. Dies 
bedeutet, dass die Vergabekammer bei der Auswahl der Maßnahmen insbesondere das 
überragende Interesse an der schnellstmöglichen Umsetzung der Vorhaben nach § 2 in der 
Regel als ausschlaggebend berücksichtigen muss. Maßnahmen, die das Vergabeverfahren 
oder die Umsetzung des Vorhabens verzögern, verlängern oder sogar vereiteln, sind daher 
in der Regel keine angemessenen Maßnahmen im Sinne der Nummer 3.

Zu Nummer 4

Nummer 4 ergänzt § 169 GWB angesichts der äußersten Dringlichkeit der Vorhaben 
nach § 2 und der Gefährdung überragender öffentlicher Interessen hinsichtlich der 
Vorabgestattung des Zuschlags durch die Vergabekammer. Sie hat dabei das überragende 
Interesse an der schnellstmöglichen Umsetzung der Vorhaben zu berücksichtigen, wobei 
dieses Interesse bei Vorhaben nach § 2 in der Regel überwiegt und eine Vorabgestattung 
des Zuschlags erforderlich macht. Dies ist ein Aspekt des für die Beschleunigung der 
Vorhaben nach § 2 besonders wichtigen Elements des vorzeitigen Maßnahmenbeginns
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bzw. der Einschränkung der aufschiebenden Wirkung von Entscheidungen (siehe dazu 
insbesondere § 11).

Nummer 4 wird in der Praxis von Beschaffungen für Vorhaben nach § 2 jedoch nur dann 
zur Anwendung kommen, wenn nicht schon infolge der Zulässigkeit eines 
Verhandlungsverfahrens ohne Teilnahmewettbewerb und des schon bestehenden Entfalls 
der Informations- und Wartefrist ein wirksamer Zuschlag erfolgt ist, bevor Konkurrenten 
einen Nachprüfungsantrag stellen. Im Fall eines bereits wirksam erteilten Zuschlags gilt 
§ 168 Absatz 2 Satz 1 GWB und Rechtschutz ist gemäß § 135 GWB in Gestalt von Absatz 2 
Nummer 3 bis 5 zu gewähren.

Satz 1 und 2 gestalten die Abwägungsentscheidung über die Vorabgestattung des 
Zuschlags näher aus und folgen dabei der bestehenden Regelungssystematik in § 169 
Absatz 2 Satz 1,2 und 3 GWB, nach denen entsprechend der Fälle für verteidigungs- oder 
sicherheitsspezifische Aufträge im Sinne von § 104 GWB besonders zu berücksichtigende 
Aspekte des Interesses der Allgemeinheit an einem raschen Abschluss des 
Vergabeverfahrens und der nachteiligen Folgen einer Verzögerung der Vergabe bis zum 
Abschluss der Nachprüfung als Abwägungsinteresse festgelegt werden. Eine 
entsprechende Systematik für die Abwägungsentscheidung ist in Absatz 3 Nummer 3 
Satz 2 und Nummer 4 Satz 1 vorgesehen.

Für Vorhaben nach § 2 sind deshalb nach Satz 1 der Zweck des § 1 und das besondere 
Interesse nach § 3 ergänzend in der Abwägung zu berücksichtigen. Mithin ist das 
überragende Interesse an der schnellstmöglichen Umsetzung der Vorhaben nach § 2 
angesichts der äußerst dringlichen Gründe und der Gefährdung überragender öffentlicher 
Interessen in die Entscheidung über die Vorabgestattung des Zuschlags einzubeziehen.

Satz 2 legt zudem entsprechend der Systematik in § 169 Absatz 2 Satz 3 GWB angesichts 
der äußersten Dringlichkeit der Vorhaben nach § 2 und der Gefährdung überragender 
öffentlicher Interessen fest, dass das besondere Interesse in der Regel überwiegt.

Satz 3 legt im überragenden Interesse der Beschleunigung und Gefährdungsabwehr fest, 
dass die Entscheidung über die Vorabgestattung unverzüglich und zwar längstens 
innerhalb einer Woche zu treffen ist. Diese Regelungssystematik orientiert sich am 
bestehenden § 176 Absatz 3 Satz 1, 1, Halbsatz GWB. Die Frist kann nicht verlängert 
werden.

Satz 4 legt zudem fest, dass der Zuschlag dann auch unmittelbar und damit tatsächlich 
schneller als bisher nach § 169 Absatz 2 Satz 1 GWB erteilt werden kann, soweit die 
Wartepflicht nicht noch läuft. Er setzt Artikel 2 Absatz 3 Satz 2 der Rechtsmittelrichtlinie 
89/665/EWG, Artikel 2 Absatz 3 Satz 2 der Sektoren-Rechtsmittelrichtlinie 92/13/EWG und 
Artikel 56 Absatz 3 Satz 2 der Verteidigungs- und Sicherheitsvergaberichtlinie 2009/81/EG 
um.

Soweit zu der Entscheidung ein isolierter Antrag an das Beschwerdegericht erfolgt, legt 
Satz 5 fest, dass bei der Entscheidung des Beschwerdegerichts dann ebenfalls das 
überragende Beschleunigungs- und schnellstmögliche Umsetzungsinteresse angesichts 
der Gefährdung eines überragenden öffentlichen Interesses nach § 1 und § 3 zu beachten 
sind.

Zu Nummer 5

Nummer 5 stellt klar, dass die Vergabekammer Absatz 1 Nummer 4 bis 6 wegen der 
Abweichungen von der bisherigen Unwirksamkeitsfolge des § 135 Absatz 1 GWB beachten 
muss, wenn sie im Nachprüfungsverfahren einen Verstoß im Sinne des § 135 Absatz 1 
Nummer 1 oder 2 feststellt.
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Statt der bisher automatischen gesetzlichen Folge der Unwirksamkeit bei Feststellung eines 
Verstoßes im Sinne des § 135 Absatz 1 Nummer 1 oder 2 GWB hat die Vergabekammer 
zum einen gemäß Nummer 4 eine Abwägungsentscheidung über ein Absehen von der 
Unwirksamkeitsfolge gemäß den dortigen Voraussetzungen für die in der Abwägung, 
insbesondere der zu berücksichtigenden äußersten Dringlichkeit der Vorhaben nach § 2 
und der Gefährdung überragender öffentlicher Interessen, zu treffen. In diesem Fall sowie 
bei der nun gemäß Nummer 5 vorgesehenen Unwirksamkeitsfolge allein für die Zukunft hat 
die Vergabekammer sie in ihrer Entscheidung zwingend alternative Sanktionen nach 
Nummer 6 zu erlassen.

Zu Absatz 3

Absatz 3 trifft Regelungen zur sofortigen Beschwerde vor den Vergabesenaten der 
Oberlandesgerichte ergänzend zu und abweichend von §§171 ff. GWB. Diese sollen 
jeweils unter Wahrung der richterlichen Unabhängigkeit die Verfahren angesichts der 
äußersten Dringlichkeit der Vorhaben nach § 2 und der Gefährdung überragender 
öffentlicher Interessen erheblich beschleunigen und die Maßstäbe für Abwägungen 
anpassen und ergänzen. Zu den allgemeinen Grundsätzen wird auf die Einführung der 
Begründung zu Absatz 2 hingewiesen.

Zu Nummer 1

Nummer 1 stellt lediglich klar, dass die Fiktionswirkung nach § 171 Absatz 2 bereits nach 
Ablaufen der nach Absatz 3 Nummer 2 verkürzten Entscheidungsfrist der Vergabekammer 
von drei Wochen (ggf. verlängert um zwei Wochen) und nicht nach den bisherigen fünf 
Wochen plus etwaiger Verlängerung greift. Soweit die Vergabekammer bei 
Nachprüfungsverfahren über Beschaffungen für Vorhaben nach § 2 nicht innerhalb der Frist 
von drei Wochen (oder bei erfolgter Verlängerung von fünf Wochen) entschieden hat, gilt 
der Nachprüfungsantrag als abgelehnt. Diese Vorschrift dient der Beschleunigung der 
äußerst dringlichen Vorhaben angesichts der Gefährdung überragender öffentlicher 
Interessen. Keinesfalls ermächtigt sie Vergabekammern den Ablauf der Frist abzuwarten 
und nicht zu entscheiden. Ziel ist es, dass die Vergabekammer innerhalb der gesetzlichen 
Fristen entscheidet und zum Rechtsfrieden über die Vorhaben nach § 2 beiträgt.

Zu Nummer 2

Zur weiteren Beschleunigung der Nachprüfungsverfahren angesichts der äußersten 
Dringlichkeit der Vorhaben nach § 2 und der Gefährdung überragender öffentlicher 
Interessen verkürzt Nummer 2 die Frist zur Einlegung der sofortigen Beschwerde auf eine 
Woche. Diese ist als Notfrist nicht verlängerbar. Angesichts des Zweckes nach § 1 und des 
besonderen Interesses nach § 3 ist es auch den Beschwerdeführenden zuzumuten, ihren 
Antrag äußerst eilig zu erstellen. Der Vortrag kann im Laufe des Beschwerdeverfahrens zur 
Gewährleistung effektiven Rechtschutzes grundsätzlich noch ergänzt werden.

Zu Nummer 3

Nummer 3 ist zur Beschleunigung von Vorhaben nach § 2 in den Fällen besonders wichtig, 
in denen noch kein Zuschlag erteilt wurde, die Vergabekammer aber schon zugunsten des 
Auftraggebers in der Hauptsache entschieden hat.

Satz 1 legt angesichts ihrer äußersten Dringlichkeit und der Gefährdung überragender 
öffentlicher Interessen fest, dass bei Vorhaben nach § 2 die aufschiebende Wirkung der 
sofortigen Beschwerde schon nach einer Woche (statt wie sonst nach zwei Wochen) 
entfällt. Soweit sie durch das Beschwerdegericht verlängert wird, kann dies nur bis zum 
Ende der Entscheidungsfrist über die sofortige Beschwerde, mithin um sechs Wochen, 
erfolgen (zusammen sieben Wochen aufschiebende Wirkung entspricht fünf Wochen
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Entscheidungsfrist plus maximal zwei Wochen Verlängerung nach Nummer 7 Satz 1 und
2).

Satz 2 legt fest, dass bei der Entscheidung über die Vorabgestattung des Zuschlags zu 
deren Gunsten auch § 1 und § 3 zu berücksichtigen sind, wobei das besondere Interesse 
nach § 3 in der Regel überwiegt. Dies entspricht für die besondere Eilbedürftigkeit der Vor­
haben nach § 2 der bereits bestehenden Regelungssystematik in § 173 Absatz 2 Satz 1, 2 
und 3 GWB für die Abwägung bei verteidigungs- und sicherheitsspezifischen Aufträgen. Die 
Entscheidung des Beschwerdegerichtes sollte angesichts der äußersten Dringlichkeit von 
Vorhaben nach § 2 und der Gefährdung überragender öffentlicher Interessen daher regel­
mäßig zugunsten der Vorabgestattung des Zuschlags ausfallen. Eine entsprechende Sys­
tematik für die Abwägungsentscheidung ist in Absatz 2 Nummer 4 Satz 1 und 2 und in Num­
mer 4 Satz 1 vorgesehen. [...]

Zu Nummer 4

Nummer 4 ist angesichts der äußersten Dringlichkeit der Vorhaben nach § 2 und der Ge­
fährdung überragender öffentlicher Interessen zur Beschleunigung dieser Vorhaben in den 
Fällen besonders wichtig, in denen noch kein Zuschlag erteilt wurde, die Vergabekammer 
aber in der Hauptsache bei Vorhaben nach § 2 ausnahmsweise gegen den Auftraggeber 
entschieden hat. Der unterlegene Auftraggeber kann im Fall einer sofortigen Beschwerde 
dann gemäß § 176 GWB die Vorabentscheidung über den Zuschlag beim Beschwerdege­
richt beantragen.

Entsprechend der Systematik für die Abwägungsentscheidung in Absatz 2 Nummer 4 
Satz 1 und 2 und in Nummer 3 Satz 2 hat das Beschwerdegericht auch in diesen Fällen 
ergänzend zur bisherigen Regelungssystematik in § 176 Absatz 1 Satz 1, 2 und 3 GWB 
gemäß Satz 1 bei der Abwägung den Zweck nach § 1 und das besondere Interesse nach 
§ 3, welches in der Regef überwiegt, zu berücksichtigen. Diese sind angesichts der äußers­
ten Dringlichkeit der Vorhaben nach § 2 und der Gefährdung überragender öffentlicher In­
teressen gemäß Satz 3 auch zu berücksichtigen, soweit das Beschwerdegericht aus­
nahmsweise die Entscheidungsfrist über den Antrag verlängert.

Satz 2 verkürzt die Entscheidungsfrist von bisher längstens fünf Wochen für Vorhaben nach 
§.2 auf grundsätzlich eine Woche, um dem überragenden Beschleunigungsinteresse der 
Vorhaben nach § 2 gerecht zu werden. Die Verlängerungsmöglichkeit wird angesichts der 
äußersten Dringlichkeit von Vorhaben nach § 2 und der Gefährdung überragender öffentli­
cher Interessen der richterlichen Unabhängigkeit gerecht.

Zu Nummer 5

Nummer 5 bedingt für Vorhaben nach § 2 die Fiktionswirkung des § 177 GWB nach einer 
negativen Entscheidung über die Vorabgestattung des Zuschlags ab. Dies trägt zum effek­
tiven Rechtsschutz und zur Wahrung der richterlichen Unabhängigkeit bei, indem nicht au­
tomatisch mit der äußerst schnell zu fällenden Eilentscheidung die Möglichkeit zur Haupt­
sacheentscheidung entfällt.

Zu Nummer 6

Nummer 6 enthält angesichts der äußersten Dringlichkeit der Vorhaben nach § 2 und der 
Gefährdung überragender öffentlicher Interessen bestimmte Verfahrenserleichterungen zur 
Beschleunigung des Nachprüfungsverfahrens vor dem Vergabesenat.

Satz 1 ermöglicht unter bestimmten, im Einzelfall zu prüfenden Punkten eine Entscheidung 
nach Lage der Akten. Dieser Verzicht auf die mündliche Verhandlung erweitert die allge­
meinen Möglichkeiten nach § 175 Absatz 2 iVm § 65 Absatz 1 GWB. Durchführung oder 
Verzicht einer mündlichen Verhandlung über die sofortige Beschwerde sollen vor allem der
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schnellstmöglichen Durchführung des Nachprüfungsverfahrens betreffend ein Vorhaben 
nach § 2 dienen.

Satz 2 ermöglicht klarstellend ausdrücklich die Durchführung einer mündlichen Verhand­
lung im Wege der Bild- und Tonübertragung in Ergänzung zu den allgemeinen Möglichkei­
ten nach §§ 175 Absatz 2, 72 GWB iVm § 128a ZPO. Auch dies soll der Beschleunigung 
dienen.

Zu Nummer 7

Nummer 7 Satz 1 gibt vor, dass die Beschwerdeentscheidung bei der Nachprüfung von 
Beschaffungen für Vorhaben nach § 2 angesichts ihrer äußersten Dringlichkeit und der Ge­
fährdung überragender öffentlicher Interessen erheblich beschleunigt, nämlich innerhalb 
einer Frist von fünf Wochen zu treffen ist. Sie hat ihr Vorbild insbesondere in der bereits 
bestehenden Frist für die Beschwerdegerichte zur Vorabentscheidung über den Zuschlag 
gemäß § 176 Absatz 3 GWB und der Entscheidungsfrist für die Vergabekammern nach 
§ 167 Absatz 1 GWB. Die Entscheidung des Beschwerdegerichtes nach § 176 Absatz 3 
GWB ist sogar unverzüglich und längstens innerhalb von fünf Wochen zu treffen. Die Re­
gelung in Satz 1 ist für die Hauptsacheentscheidung aber neu und betrifft die richterliche 
Unabhängigkeit. Sie ist angesichts des Zweckes nach § 1 und des besonderen Interesses 
nach § 3 sowie der insgesamt schnellstmöglichen Umsetzung der Vorhaben nach § 2 we­
gen ihrer äußersten Dringlichkeit und der Gefährdung überragender öffentlicher Interessen 
gerechtfertigt.

Die Frist ist zudem angemessen, da das Beschwerdegericht die Frist nach Satz 2 einmalig 
um zwei Wochen verlängern kann.

Satz 3 schränkt ebenfalls aus Gründen der überragend wichtigen Beschleunigung für Ent­
scheidungen über Vorhaben nach § 2 ein, dass das Beschwerdegericht stets in der Sache 
selbst entscheidet. Es kann daher nicht die Verpflichtung der Vergabekammer ausspre­
chen, unter Berücksichtigung der Rechtsauffassung des Gerichts über die Sache erneut zu 
entscheiden. [...]

Zu Nummer 8

Gemäß Nummer 8 hat das Beschwerdegericht entsprechend der Regelung für die Verga­
bekammern in Absatz 2 Nummer 5 zu beachten, dass es bei Feststellung eines Verstoßes 
im Sinne des § 135 Absatz 1 Nummer 1, oder 2 GWB eine Abwägungsentscheidung nach 
Absatz 1 Nummer 4 Satz 1 und 2 zu treffen und alternative Sanktionen nach Absatz 1 Num­
mer 4 Satz 3 oder Nummer 5 Satz 2, jeweils in Verbindung mit Nummer 6, in seiner Ent­
scheidung zu erlassen hat.

Zu Absatz 4

Aufgrund des Zweckes im Sinne des § 1 und des besonderen Interesses nach § 3 liegen 
bei Vorhaben nach § 2 besondere Umstände für den Abschluss von Verträgen über dies­
bezügliche Lieferungen und Leistungen vor (vgl. § 55 Absatz 1 Satz 1 Bundeshaushalts­
ordnung (BHO), § 30 Satz 1 Haushaltsgrundsätzegesetz (HGrG)). Satz 1 regelt daher, dass 
bei öffentlichen Aufträgen des Bundes abweichend von § 55 Absatz 1 Satz 1 BHO bei Vor­
haben nach § 2 unterhalb der EU-Schwellenwerte nach § 106 GWB keine öffentliche Aus­
schreibung oder beschränkte Ausschreibung mit Teilnahmewettbewerb und auch kein 
sonstiger Teilnahmewettbewerb durchzuführen ist. Insbesondere ist damit auch keine Ver­
handlungsvergabe mit Teilnahmewettbewerb durchzuführen. Diese Ausnahme wegen be­
sonderer Umstände im Sinne von § 55 Absatz 1 Satz 1 BHO (bzw. § 30 HGrG) ist für Vor­
haben nach § 2 gerechtfertigt, da mit dem Zweck des § 1 und dem besonderen Interesse 
nach § 3 eine äußerste Dringlichkeit der Vorhaben und eine Gefährdung überragender
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öffentlicher Interessen vorliegen, die ein Absehen von einem förmlichen Vergabeverfahren 
rechtfertigen.

Satz 2 stellt klar, dass bei öffentlichen Aufträgen für Vorhaben nach § 2 unterhalb der EU- 
Schwellenwerte auch nicht nach einheitlichen Beschaffungsrichtlinien zu verfahren ist.

Beschaffungsstellen, die dem Bund zuzurechnen sind, haben aufgründ Satz 1 und 2 wäh­
rend der Laufzeit nach § 15 bei Beschaffungen für Vorhaben nach § 2 damit auch nicht die 
in Ziffer 2 der Verwaltungsvorschrift zu § 55 BHO angeordneten detaillierten Verfahrensre­
geln der Unterschwellenvergabeordnung (UVgO) und des ersten Abschnitts der VOB/A an­
zuwenden.

Daneben bestehende etwaige Anforderungen, etwa im Einzelfall aufgrund eines grenzüber­
schreitenden Interesses, bleiben unberührt. Gründe für einen Verzicht auf einen öffentli­
chen Teilnahmewettbewerb sind entsprechend der Feststellungen des § 9 Absatz 1 Num­
mer 7 (einschließlich seiner Begründung) aber auch dabei stets zu berücksichtigen.

Die Länder können für ihr Haushaltsvergaberecht entsprechende Regelungen schaffen.

Zu Absatz 5

Es ist nicht ausgeschlossen, dass die Vergabe von öffentlichen Aufträgen und Konzessio­
nen für Vorhaben nach § 2 nicht einer Nachprüfung gemäß Absatz 2 und 3 unterliegt (etwa 
bei Beschaffungen unterhalb der EU-Schwellenwerte oder soweit Bereichsausnahmen vom 
Vergaberecht vorliegen). In diesen Fällen schreibt Absatz 5 Satz 1 angesichts der äußers­
ten Dringlichkeit der Vorhaben nach § 2 und der Gefährdung überragender öffentlicher In­
teressen dennoch die Berücksichtigung aller möglichen Beschleunigungspotentiale im 
Rechtsschutzverfahren vor. Insbesondere sind bei Abwägungsentscheidungen, etwa im 
vorläufigen Rechtsschutz, der Zweck gemäß § 1 und das besondere Interesse nach § 3 als 
besonderes Allgemeininteresse beziehungsweise öffentliches Interesse zu berücksichti­
gen, um eine schnellstmögliche Realisierung auch dieser Vorhaben wegen ihrer äußersten 
Dringlichkeit und der Gefährdung überragender öffentlicher Interessen zu erleichtern.

Satz 2 stellt klar, dass Satz 1 für die Geltendmachung von Schadensversatzansprüchen 
keine Anwendung findet. Die Sekundäransprüche können nach den allgemeinen Grunds­
ätzen ohne besonderes Beschleunigungsinteresse verfolgt werden. Dafür sind in der Regel 
die ordentlichen Gerichte zuständig (vgl. §§ 156 Absatz 3, 179 Absatz 1 GWB).

Zu § 10 (Weitere Verfahrensanordnungen)

Mit dem Planungssicherstellungsgesetz (PlanSiG) werden formwahrende Alternativen für 
Verfahrensschritte in Zulassungsverfahren sowie in besonderen Entscheidungsverfahren 
zur Verfügung gestellt. Soweit es um die Bekanntmachung von Unterlagen und anderen 
Informationen geht, sollen diese über das Internet zugänglich gemacht werden. Als Ersatz 
für durchzuführende Erörterungstermine, mündliche Verhandlungen oder Antragskonferen­
zen wird das Instrument einer Online-Konsultation eingeführt. Durch diese - zeitlich befris­
tete - Form der Beteiligung wird sichergestellt, dass Informationen unmittelbar allen Betei­
ligten zur Verfügung stehen.

Für die Verfahren nach diesem Gesetz sind die Vorschriften für die ortsüblichen und öffent­
lichen Bekanntmachungen (§2 PlanSiG), die Auslegung von Unterlagen oder Entscheidun­
gen (§ 3 PlanSiG) sowie Erörterungstermine, mündliche Verhandlungen und Antragskon­
ferenzen (§ 5 PlanSiG) relevant. Damit wird dem Erfordernis der Beschleunigung der Zu- 
lassungs- und Vergabeverfahren nach diesem Gesetz mit bereits bewährten Vorschriften 
Rechnung getragen.
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Die in § 2 Absatz 1 Satz 1 und § 3 Absatz 1 Satz 1 PlanSiG angeordnete Einschränkung 
auf solche Bekanntmachungen und Auslegungen, deren Frist am 31. Dezember 2022 en­
det, wird durch § 10 Absatz 1 und 2 für Bekanntmachungen und Auslegungen nach diesem 
Gesetz aufgehoben. Darüber hinaus führt die starre Verweisung auf §§ 2, 3 und 5 PlanSiG 
dazu, dass diese auch über das Außerkrafttreten des PlanSiG hinaus weiterhin Anwendung 
finden.

Zu § 11 (Rechtsbehelfe)

Zu Absatz 1

In Absatz 1 wird die sofortige Vollziehung gesetzlich angeordnet. Es handelt sich um Vor­
haben, deren zeitnahe Realisierung für die Gewährleistung der Versorgungssicherheit von 
großer Bedeutung ist. Sie sind gemäß § 2 aus Gründen eines überragenden öffentlichen 
Interesses erforderlich. Teilweise greift bereits eine gesetzliche Anordnung der sofortigen 
Vollziehung (z.B. § 43e EnWG für LNG-Anbindungsleitungen). Diese gesetzliche Anord­
nung wird auf alle Entscheidungen im Zusammenhang mit Vorhaben nach § 2 dieses Ge­
setzes ausgedehnt. Die Vorschrift trägt somit dem Interesse des Vorhabenträgers an Pla­
nungssicherheit Rechnung. Ausreichender Rechtsschutz entsprechend Artikel 19 Absatz 4 
des Grundgesetzes (GG) ist gewährleistet, da den Betroffenen die Möglichkeit bleibt, die 
Anordnung der aufschiebenden Wirkung nach § 80 Absatz 5 der Verwaltungsgerichtsord­
nung (VwGO) zu beantragen.

Zu Absatz 2

Absatz 2 regelt das Vorgehen, falls nachträglich Tatsachen eintreten, die die Anordnung 
der aufschiebenden Wirkung rechtfertigen.

Zu Absatz 3

Absatz 3 stellt klar, dass der bestehende Rechtsschutz im Übrigen durch dieses Gesetz 
nicht berührt wird. Damit wird auch klargestellt, dass der Rechtsschutz nach Artikel 9 Absatz 
2 des Übereinkommens über den Zugang zu Informationen, die Öffentlichkeitsbeteiligung 
an Entscheidungsverfahren und den Zugang zu Gerichten in Umweltangelegenheiten (Aar- 
hus-Konvention) weiter gewährleistet wird.

Zu Absatz 4

Im Anwendungsbereich des § 9 Absatz 2 und 3 gilt § 11 nicht. § 9 Absatz 2 und 3 sind die 
spezielle Regelung für die Nachprüfung von öffentlichen Aufträgen und Konzessionen 
durch Auftraggeber oberhalb der EU-Schwellenwerte. Außerhalb des Anwendungsberei­
ches von § 9 Absatz 2 und 3 ist § 9 Absatz 5 zu beachten.

Zu § 12 (Zuständigkeit des Bundesverwaltungsgerichts)

Durch die mit § 12 geschaffene Zuständigkeit des Bundesverwaltungsgerichts wird eine 
einheitliche Befassung und Entscheidungsgeschwindigkeit für Entscheidungen gewährleis­
tet, die Vorhaben nach § 2 betreffen.

Die erstinstanzliche Zuständigkeit des Bundesverwaltungsgerichts stellt eine Ausnahme 
dar. Sie ist aber im vorliegenden Fall geboten. Denn nur auf diese Weise wird eine erhebli­
che Verfahrensbeschleunigung erzielt, indem die Dauer möglicher gerichtlicher Verfahren 
verkürzt wird. Im Vergleich zum Rechtschutzverfahren vor dem (Ober-) Verwaltungsgerich­
ten entfällt das Risiko eines anschließenden Revisionsverfahrens beim Bundesverwal­
tungsgericht. In einem Revisionsverfahren ist es möglich, dass das Revisionsgericht das 
Verfahren wieder an das (Ober-) Verwaltungsgericht verweist, um. eine weitere



-46-

Sachaufklärung zu ermöglichen. Dieses kann letztendlich zu einer erheblichen Verzöge­
rung bezüglich der Realisierung der erforderlichen LNG-Vorhaben führen.

Indem das Bundesverwaltungsgericht die abschließende Entscheidungsbefugnis über die 
Auslegung und Anwendung des relevanten Rechts für den LNG-Ausbau hat, wird eine ein­
heitliche Rechtsauslegung gewährleistet, was letztendlich der Verfahrensbeschleunigung 
dient. Der LNG-Ausbau ist erforderlich, um die Versorgungssicherheit zu gewährleisten. 
Eine sichere Energieversorgung ist von überragender Bedeutung für das gesamtstaatliche 
Gemeinwohl. Deshalb muss schnellstmögliche Rechts- und Planungssicherheit erzielt wer­
den.

Könnte der Planfeststellungsbeschluss für ein solches Vorhaben vor dem Bundesverwal­
tungsgericht angegriffen werden, während der vorzeitige Baubeginn den normalen Instan­
zenzug durchlaufen müsste, könnte der Beschleunigungseffekt der Rechtswegverkürzung 
zunichtegemacht werden. Daher bezieht sich die Zuständigkeit auch auf alle mit dem Vor­
haben zusammenhängenden Entscheidungen.

Dieses Gesetz betrifft eine überschaubare Anzahl von Fällen. Es geht nur um die zeitnah 
zu realisierenden LNG-Vorhaben an maximal sechs Standorten. Diese Vorhaben sind in 
§ 2 und in der Anlage abschließend aufgelistet. Nur für diese Vorhaben gilt die erstinstanz­
liche Zuständigkeit. Durch die begrenzte Anzahl von Vorhaben wird die Zuständigkeitsbe­
gründung in quantitativer Hinsicht begrenzt. Im Ergebnis ist damit das Regel-Ausnahme- 
Prinzip gewahrt. Nach der derzeit möglichen Prognose ist davon auszugehen, dass durch 
die Verweisung an das Bundesverwaltungsgericht,keine unvertretbaren Beeinträchtigun­
gen der Kernaufgaben des Bundesverwaltungsgerichts als Revisionsgericht ausgelöst wer­
den.

Insgesamt ist die ausnahmsweise Verlagerung zum Bundesverwaltungsgericht erforderlich, 
um auch bei der Ausgestaltung des Verwaltungsgerichtsverfahrens einen notwendigen Bei­
trag zur erforderlichen Beschleunigung des Ausbaus der LNG-Infrastruktur zu leisten.

Zu § 13 (Übergangsregelungen)

Zu Absatz 1

Auch bereits begonnene Zulassungsverfahren für die Errichtung und die Inbetriebnahme 
von Anlagen für Flüssigerdgas, für die dafür notwendigen Gewässerausbauten oder Ge­
wässerbenutzungen sowie von Leitungen sollen mit Hilfe der in diesem Gesetz geregelten 
Verfahrenserleichterungen weitergeführt werden können. Ein bereits begonnener Verfah­
rensschritt, der noch nicht abgeschlossen wurde, ist in diesem Fall jedoch nach neuem 
Recht zu wiederholen, es sei denn, er kann nach neuem Recht entfallen. Durch den Neu­
beginn des Verfahrensschritts, der nach diesem Gesetz geltenden Regelung, soll gewähr­
leistet werden, dass ein Wechsel auf die nach diesem Gesetz geltenden Verfahrensvor- 
schiften nicht während der Durchführung eines laufenden Verfahrensschrittes zu einer Frist­
verkürzung führt.

Zu Absatz 2

Nach Absatz 2 soll der Verfahrensschritt nach altem Recht weitergeführt und beendet wer­
den, wenn dies zur Beschleunigung des Verfahrens beiträgt.

Zu Absatz 3

Absatz 3 legt fest, dass Verfahrensschritte, die nach Inkrafttreten dieses Gesetzes bereits 
begonnen, aber noch nicht beendet wurden, weiterhin nach den Vorschriften dieses Geset­
zes durchgeführt werden können. Die Regelung bildet somit das Gegenstück zur Regelung 
des Absatzes 1 Satz 1.
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Zu Absatz 4

Absatz 4 stellt klar, dass Fehlervorschriften (z.B. § 4 Abs. 1 UmwRG) keine Anwendung 
finden, wenn der Verfahrensschritt nach diesem Gesetz vollständig entfallen kann. So kann 
beispielsweise das Fehlen der Umweltverträglichkeitsprüfung nicht gerügt werden, wenn 
sie nach diesem Gesetz entfallen kann.

Zu Absatz 5

Vergabeverfahren werden regelmäßig nach dem Recht zu Ende geführt, das zum Zeitpunkt 
der Einleitung des Verfahrens galt (vgl. § 186 Absatz 2 GWB). Das ist für Vorhaben nach 
§ 2 angesichts ihrer äußersten Dringlichkeit und der Gefährdung überragender öffentlicher 
Interessen aufgrund des Zweckes des Gesetzes nach § 1 und dem besonderen Interesse 
nach § 3 nicht sachgerecht. Sie sollen daher nach Satz 1, auch wenn sie bereits begonnen 
haben, grundsätzlich mit den Verfahrenserleichterungen und Beschleunigungsvorteilen des 
§ 9 durchgeführt werden können. Für materielle Regelungen, die an diese besondere Dring­
lichkeit anknüpfen (Losverzicht, Dringlichkeitsvergabe), kann dies aber nur für Vorhaben 
gelten, die nach dem Angriff Russlands gegen die Ukraine begonnen haben,

Satz 2 stellt klar, dass für Vorhaben nach § 2 insbesondere auch die Regelungen zur be­
schränkten Unwirksamkeitsfolge und zum beschleunigten Rechtsschutz Anwendung finden 
müssen, um für sie schnell Rechtssicherheit erreichen zu können, selbst wenn das Verga­
beverfahren bereits vor Inkrafttreten des Gesetzes abgeschlossen war bzw. der Zuschlag 
bereits vorher erfolgt ist.

Es wäre aber unangemessen, der Vergabekammer oder dem Beschwerdegericht rückwir­
kend beginnende Fristen aufzuerlegen, so dass nach Satz 3 dann mit Inkrafttreten des Ge­
setzes die neuen Fristen laufen, soweit im Sinne der Beschleunigung nicht die bisher gel­
tenden Fristen schon vorher ablaufen.

Zu § 14 (Inkrafttreten, Außerkrafttreten)

Zu Absatz 1

Aufgrund der Eilbedürftigkeit des Gesetzes ist ein schnellstmögliches Inkrafttreten nach der 
Verkündung erforderlich.

Zu Absatz 2

Das Gesetz zielt darauf ab, eine drohende Versorgungskrise mit Gas durch beschleunigte 
Verfahren abzuwenden. Aus diesem Grund sowie zur Umsetzung der Klimaschutzziele und 
der Einhaltung der Maßgaben des Bundes-Klimaschutzgesetzes, ist das Gesetz zu befris­
ten. Zur Sicherstellung, dass alle nach diesem Gesetz begonnenen Verfahrensschritte nach 
den Bestimmungen dieses Gesetzes zu Ende geführt werden, treten die Übergangsvor­
schriften erst zu einem späteren Zeitpunkt außer Kraft.

Um einen einheitlichen Rechtsschutz für alle, auch später eintretende Verfahren nach die­
sem Gesetz zu gewährleisten, treten diesbezügliche Regelungen nicht außer Kraft.

Die Regelung stellt sicher, dass auch § 5 Absatz 2 und § 9 Abs. 2, 3 und 5 nicht außer Kraft 
treten. Dies ist erforderlich, da § 5 Absatz 2 auch nach Außerkrafttreten des Gesetzes wei­
ter Wirkung entfaltet.

Zu der Anlage

In der Anlage werden im Hinblick auf die Erfüllung des Gesetzeszwecks besonders geeig­
net erscheinende Standorte abschließend aufgelistet. Es kann davon ausgegangen
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werden, dass die darin enthaltenen Vorhaben nach § 2 Absatz feinen wesentlichen Beitrag 
zur Sicherung der Versorgung Deutschlands mit LNG leisten können.

Die aufgetisteten Vorhaben umfassen dabei neben den ausdrücklich benannten Anlagen 
nach § 2 Absatz 1 Nummer 1, Nummer 2 und den Leitungen nach § 2 Nummer 3 auch 
damit in unmittelbarem Zusammenhang stehende Gewässerausbauten nach Nummer 4.

Verbindlichen Festlegungen über die Ausführung eines Vorhabens oder den konkreten Ver­
lauf der Leitungen werden insoweit jedoch nicht getroffen.
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Betreff: WG: Beendigung des Umlaufverfahrens
Anlagen: Anlage 3 Abschluss Umlaufverfahren.pdf

zK

Viele Grüße

Von: kabparl@relay.bund.de <kabparl@relay.bund.de> Im Auftrag von'
Gesendet: Dienstag, 10. Mai 2022 12:06 
An: kabparl@relay.bund.de 
Betreff: Beendigung des Umlaufverfahrens

Liebe Kolleginnen und Kollegen,

die Bundesregierung hat die Vorhaben

• Entwurf eines Gesetzes zur Beschleunigung des Einsatzes verflüssigten Erdgases (LNG-Beschleunigungsgesetz - 
LNGG);
hier; Formulierungshilfe für die Koalitionsfraktionen für einen aus der Mitte des Deutschen Bundestages 
einzubringenden Gesetzentwurf

• Entwurf eines Ersten Gesetzes zur effektiveren Durchsetzung von Sanktionen (Sanktionsdurchsetzungsgesetz I); 
hier: Formulierungshilfe für die Koalitionsfraktionen für einen aus der Mitte des Deutschen Bundestages 
einzubringenden Gesetzentwurf

im Umlaufverfahren beschlossen.

Auf das beigefügte Schreiben von ChefBK zur Beendigung des Umlaufverfahrens weise ich hin. 

Mit freundlichen Grüßen

■t
" f
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Der Chef des Bundeskanzleramtes

G7 GERMANY
2022

(7

Bundeskanzleramt, 11012 Berlin

An die Mitglieder der Bundesregierung 

nachrichtlich:
Chefin des Bundespräsidialamtes
Chef des Presse- und Informationsamtes der
Bundesregierung
Beauftragte der Bundesregierung für Kultur und Medien 
Präsident des Bundesrechnungshofes, Bonn

Berlin, 10. Mai 2022

Wolfgang Schmidt
Bundesminister

HAUSANSCHRIFT 
Willy-Brandt-Straße 1 
10557 Berlin

POSTANSCHRIFT 
11012 Berlin

TEL +49 30 18 400-2070 
fax+49 30 18 400-2359

wolfgang.schmidl@bk,bund.de

Kabinettsache

Betreff: Ergebnis Umlaufverfahren

Bezug: Mein Schreiben vom 9. Mai 2022,121 - 14300 - Um 23 (l)/22

Die Mitglieder der Bundesregierung haben den Kabinettvorlagen im Umlaufverfahren gern. 

§§20 und 24 GOBReg zugestimmt.

Die Kabinettvorlagen sind mit Wirkung vom 10. Mai 2022 beschlossen.
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Von:
Gesendet:
An:
Cc:

Betreff:

Anlagen:

Dienstag, 10. Mai 2022 09:16 
BK-Kabinettreferat@bk.bund.de

AW: Einleitung Umlaufverfahren - FH GEBT LNG und
Sanktionsdurchsetzung
Zustimmung BM.pdf

Sehr geehrter He

im Auftrag von Bundesminister Habeck sende ich Ihnen anliegend dessen Zustimmung

1. zur Durchführung des Umlaufverfahrens,
2. zur Kabinettvorlage: Entwurf eines Gesetzes zur Beschleunigung des Einsatzes verflüssigten Erdgases (LNG- 

Beschleunigungsgesetz - LNGG); hier: Formulierungshilfe für die Koalitionsfraktionen für einen aus der Mitte des 
Deutschen Bundestages einzubringenden Gesetzentwurf und

3. Entwurf eines Ersten Gesetzes zur effektiveren Durchsetzung von Sanktionen (Sanktionsdurchsetzungsgesetz I); 
hier: Formulierungshilfe für die Koalitionsfraktionen für einen aus der Mitte des Deutschen Bundestages 
einzubringenden Gesetzentwurf

Mit freundlichen Grüßen 
Im Auftrag

Referat PR-KR \
Bundesministerium für Wirtschaft und Klimaschutz

S c h amhoi^tstrB^T^O^SBeHin

E~M a 11:
lnternetMittp://www.bmwk.de

V ’

Von
Gesendet: Montag, 9. Mai 2022 15:47 

A n:
Betreff: Einleitung Umlaufverfahren - FH GEBT LNG und Sanktionsdurchsetzung

Liebe Kolleginnen und Kollegen, : -T
die Beschlussfassung des Kabinetts zu den Vorhaben

a) Entwurf eines Gesetzes zur Beschleunigung des Einsatzes verflüssigten Erdgases (LNG-Beschleunigungsgesetz - 
LNGG); hier: Formulierungshilfe für die Koalitionsfraktionen für einen aus der Mitte des Deutschen Bundestages 
einzubriri^enden Gesetzentwurf

»MW «IV.« .fW

1



b) Entwurf eines Ersten Gesetzes zur effektiveren Durchsetzung von Sanktionen (Sanktionsdurchsetzungsgesetz l); 
hier: Formulierungshilfe für die Koalitionsfraktionen für einen aus der Mitte des Deutschen Bundestages 
einzubringenden Gesetzentwurf

werden hiermit im Umlaufverfahren herbeigeführt. Das Fristende wird auf Dienstag, 10. Mai 2022,12 Uhr 
festgelegt. Bitte informieren Sie Ihre Leitungsbüros.

• 'r'.
Ich möchte an die übliche Vorgehensweise bei Umlaufverfahren erinnern:,:

alle stimmberechtigten Mitglieder, d.h. alle Bundesministerinnen und Bundesminister, müssen eine 
Erklärung abgeben, eine Vertretung ist nicht zulässig,

auf dem Vordruck (Erklärung), der der Einleitung des Umlaufverfahrens beigefügt sein wird, sind zwei 
Erklärungen (Zustimmung zum Umlaufverfahren und Zustimmung zur Kabinettvorlage) abzugeben,

Übermittlung der ausgefüllten und Unterzeichneten Erklärungen ausschließlich per E-Mail (BK- 

Kabinettreferat(S>bk.bund.de) an das Kabinettreferat BK-Amt,
die Frist ist zwingend einzuhalten, eine Verlängerung ist nicht möglich.

Beste Grüße
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Anlage

Der Bundesminister für Wirtschaft und Klimaschutz Berlin, JO- Mai 2022

An den

Chef des Bundeskanzleramtes 

Kabinett- und Parlamentreferat

E-Mail: bk-kabinettreferat@bk.bLind.de

Betr.: Umlaufverfahren
a) Entwurf eines Gesetzes zur Beschleunigung des Einsatzes verflüssigten 
Erdgases (LNG-Beschleunigungsgesetz - LNGG); hier: Formulierungshilfe 
für die Koalitionsfraktionen für einen aus der Mitte des Deutschen 
Bundestages einzubringenden Gesetzentwurf
b) Entwurf eines Ersten Gesetzes zur effektiveren Durchsetzung von 
Sanktionen (Sanktionsdurchsetzungsgesetz I); hier: Formulierungshilfe für 
die Koälitionsfraktionen für einen aus der Mitte des Deutschen Bundestages 
einzubringenden Gesetzentwurf

Bezug: Ihr Schreiben vom 9. Mai 2022
Az.: 121 - 14300-Um 23(1)/22

Mit der Beschlussfassung im Umlaufverfahren bin ich einverstanden.

Den Kabinettvorlagen stimme ich - entsprechend der darin enthaltenen 

Beschlussvorschläge - zu.



Betreff: WG: KabVorlage BMWK : FH GEBT LNG-Beschleunigungsgesetz (DBI. Nr.
20/09036): Austauschseite

Anlagen: Austauschseiten_2009036.pdf

zl<

Viele Grüße

—Ursprüngliche Nachricht—
Von: pkp-noreply@pkp.intranet.bund.de <pkp-noreply@pkp.intranet.bund.de> 
Gesendet: Montag, 9. Mai 2022 12:02 
An:

Betreff: KabVorlage BMWK : FH GEBT LNG-Beschleunigungsgesetz (DBI. Nr. 20/09036): Austauschseite

Austauschseite ist mit der Bitte um Kenntnisnahme beigefügt.

Bearbeiter/Bearbeiterin:

Direktlink;

https://pkp.intranet.bund.de/pkp-gl/kmggv/vorhaben/view/23314

1





Bundesministerium 
für Wirtschaft 
und Klimaschutz

G7 GERMANY

Chef des Bundeskanzleramtes Dr. Patrick Graichen
Staatssekretär

nachrichtlich:

Bundesministerinnen und Bundesminister
hausanschrift Schamhorstslraße 34-37,10115 Berlin 
Postanschrift 11019 Berlin

Chefin des Bundespräsidialamtes

Präsident des Bundesrechnungshofes

Beauftragte der Bundesregierung für 
Kultur und Medien

TEL
FAX

E-MAIL

datum Berlin, 9. Mai 2022

Az: KB4
Bearb,:

Chef des Presse- und Informationsamtes 
der Bundesregierung Kabinettsache 

Datenblatt Nr.; 20/09036- Kabinett- und Parlamentreferate -

Entwurf eines Gesetzes zur Beschleunigung des Einsatzes verflüssigten 

Erdgases (LNG-Beschleunigungsgesetz - LNGG)

hier: Formulierungshilfe für die Koalitionsfraktionen für einen aus der Mitte des 

Deutschen Bundestages einzubringenden Gesetzentwurf

Austauschseite

Für das o.g. Umlaufverfahren übersende ich Ihnen eine Austauschseite zur oben ge­
nannten Kabinettvorlage.

Aufgrund einer Anpassung im Vorblatt der Formulierungshilfe unter „D, Haushalts­
ausgaben ohne Erfüllungsaufwand" ist es erforderlich, die zweite Seite der Formulie­
rungshilfe auszutauschen. Die entsprechende Austauschseite 2 ist beigefügt.

Das neue Zuleitungsexemplar wurde in PKP eingestellt.

Vier Abdrucke dieses Schreibens sind beigefügt.

Dn Patrick Graichen



-2-

kiimaneutralen Wasserstoff und dessen Derivate genehmigt werden. Dadurch wird sicher­
gestellt, dass das Ziel der Klimaneutralität spätestens 2045 weiterhin erreicht werden kann, 
es zu keinen Fehlinvestitionen oder möglichen Entschädigungsansprüchen kommt und 
Lock-in-Effekte vermieden werden.

C. Alternativen

Keine.

D. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand

Für die Haushalte, öes,Bundes und der Länder, einschließlich der Kommunen entstehen - 
bis auf die nachstehenden Ausführungen zum Bundesverwaltungsgericht - keine neuen 
Ausgaben. Die Übertragung weiterer erstinstanzlicher Zuständigkeiten auf das Bundesver­
waltungsgericht wird dort zu einem erhöhten Verfahrensaufkommen und damit voraussicht­
lich zu einem jährlichen Mehrbedarf an Personal- und damit zusammenhängenden Sach­
kosten im Jusfehaushalt - Einzelplan 07 - führen. Da derzeit nicht prognostiziert werden 
kann, wann etwaige Verfahren anhängig werden, lässt sich dieser Mehrbedarf zurzeit nicht 
näher beziffern. Der Mehrbedarf an Sach- und Personalmitteln soll finanziell und stellenmä­
ßig im Einzelplan 07 ausgeglichen werden.

E. Erfüllungsaufwand

E.1 Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger

Aus den gesetzlichen Änderungen entsteht kein Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und 
Bürger.

E.2 Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft

Für die Wirtschaft entsteht kein Erfüllungsaufwand. Es kommen keine Bürokratiekosten aus 
Informationspflichten hinzu.

Durch beschleunigte Verfahren und den im Einzelfall festzustellenden Verzicht auf eine 
Umweltverträglichkeitsprüfung wird der mit der Planung und Genehmigung verbundene 
Aufwand verringert. Die Einsparungen können nicht ex ante beziffert werden, da der Ver­
zicht auf die Umweltverträglichkeitsprüfung aufgrund europäischen Rechts im Einzelfall von 
der Genehmigungsbehörde festgestellt werden muss. Es ist nicht ex ante abzusehen, in 
wie vielen Verfahren dies tatsächlich Anwendung finden wird.

E.3 Erfüllungsaufwand der Verwaltung

Für die Verwaltung entsteht kein Erfüllungsaufwand. An den materiell-rechtlichen Prüfun­
gen durch die Behörde ändert sich nichts. Dem geringfügigen Mehraufwand durch die Ein­
zelfallprüfung gemäß § 4 des Gesetzes steht eine ebenfalls geringfügige Einsparung an 
Aufwand durch Wegfall der Umweltverträglichkeitsprüfung in diesen Fällen gegenüber.



Betreff: AW; EILT SEHR! Frist; Montag, 8 Uhr; Abstimmung Vorblatt für FH LNGG
Anlagen: Kabinettvorlage_2009036.pdf
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Empfänger Gelesen

Liebe Kolleginnen und Kollegen,

vielen Dank für Ihre Rückmeldungen, die übernommen wurden.
Anliegend übersende ich die finale Fassung der Kabinettvorlage. Im Anschreiben wurden die Hinweise des BMF 
übernommen. Im Vorblatt wurden die redaktionellen Anmerkungen von BMUV sowie die haushaltsrelevanten 
Anmerkungen von BMJ und BMF übernommen.

Das Gesetz wird bereits am kommenden Mittwoch proaktiv auf der TO des Ausschusses Klima und Energie 
behandelt werden. Die regulären Ausschussberatungen werden am 18.5.2022 stattfinden.

Herzlichen Dank für die gute Zusammenarbeit und Ihr Verständnis für die sehr kurzen Fristen!

Mit freundlichen Grüßen 
Im Auftrag
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Betreff: EILT SEHR! Frist: Montag, 8 Uhr: Abstimmung Vorblatt für FH LNGG
Anlagen: 220506 Formulierungshilfe LNGG eNorm und Vorblatt.docx

Priorität: Hoch

Verlauf: Empfänger Gelesen
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Empfänger Gelesen

Liebe Kolleginnen und Kollegen,

beigefügt übersende ich das Vorblatt für die Formulierungshilfe für das LNG-Beschleunigungsgesetz.

Sollten Sie dazu noch Anmerkungen haben, senden Sie uns diese bitte bis spätestens Montag, 8 Uhr zu. Spätere 
Anmerkungen können wir leider aus Zeitgründen nicht mehr berücksichtigen.

Herzlichen Dank für Ihre Unterstützung!

Mit freundlichen Grüßen 
Im Auftrag 
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2k I Bundesministerium 
^ I für Wirtschaft 

I und Klimaschutz

G7 GERMANY
20H

Chef des Bundeskanzleramtes 

nachrichtlich:

Bundesministerinnen und Bundesminister

Chefin des Bundespräsidialamtes

Präsident des Bundesrechnungshofes

Chef des Presse- und Informationsamtes 

der Bundesregierung

Beauftragte der Bundesregierung für Kultur 

und Medien

Dr. Robert Habeck, MdB
Bundesminister

hausanschrift Schamhorslstraße 34 - 37,10115 Berlin 
Postanschrift 11019 Berlin

TEL +49(0)3018 615-76 00 
fax +49(0)3018 615-70 30 

e-mail info@bmwk.bund.de

datum Berlin, 9. Mai 2022

Az: KB4
Bearb.:  

 

Kabinettsache 
Datenblatt Nr.: 20/09036

Entwurf eines Gesetzes zur Beschleunigung des Einsatzes verflüssigten 

Erdgases (LNG-Beschleunigungsgesetz - LNGG)

hier: Formulierungshilfe für die Koalitionsfraktionen für einen aus der Mitte des 

Deutschen Bundestages einzubringenden Gesetzentwurf

Anlagen: - 3 -

Anliegende Formulierungshilfe nebst Beschlussvorschlag sowie Sprechzettel für den 

Regierungssprecher übersende ich mit der Bitte, die Zustimmung der Bundesregie­

rung im Wege des Umlaufverfahrens herbeizuführen.

Der völkerrechtswidrige Angriff Russlands auf die Ukraine hat die energie- und sicher­

heitspolitische Bewertung der Abhängigkeit von russischen Gaslieferungen unvorher­

gesehen kurzfristig und fundamental geändert. Eine Unterbrechung der bis dato für die 

nationale Energieversorgung zentralen russischen Erdgaslieferungen an Deutschland 

ist nicht mehr ausgeschlossen. Hierdurch ist eine unvorhersehbare, außergewöhnliche
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und äußerst volatile Lage am Gasmarkt entstanden. Vor diesem Hintergrund ist der 

unverzügliche und schnellstmögliche Aufbau einer von Russland unabhängigeren 

Gasversorgung äußerst dringlich und zwingend erforderlich.

Das Gesetz zur Beschleunigung des Einsatzes verflüssigten Erdgases (LNG-Be- 

schleunigungsgesetz - LNGG) dient der Sicherung der nationalen Energieversorgung 

durch die zügige Einbindung verflüssigten Erdgases in das bestehende Gasversor­

gungsnetz. Mit den Vorschriften dieses Gesetzes sollen die Verfahren zur Zulassung 

von Errichtung und Inbetriebnahme der im Anwendungsbereich dieses Gesetzes be- 

zeichneten Vorhaben wesentlich beschleunigt werden, Dies umfasst die beschleunigte 

Durchführung von Verfahren für die Vergabe öffentlicher Aufträge und Konzessionen 

für diese Vorhaben.

Das Gesetz erfasst sowohl landgebundene LNG- als auch schwimmende LNG-Termi- 

nals sowie die erforderlichen Anbindungsleitungen an das Gasversorgungsnetz. Die 

hierzu in Betracht kommenden Standorte werden in der Anlage zum Gesetz näher 

bezeichnet. Alle im Gesetz bezeichneten Vorhaben, liegen im überragenden öffentli­

chen Interesse und im Interesse der öffentlichen Sicherheit. Die energiewirtschaftliche 

Notwendigkeit und Bedarf der Vorhaben sind gesetzlich festgestellt.

Das Gesetz eröffnet die Möglichkeit zur Ausnahme von einer Umweltverträglichkeits­

prüfung (UVP). Die zuständige Behörde hat bei dem konkreten Vorhaben von einer 

UVP abzusehen, wenn sie festgestellt hat, dass das konkrete Vorhaben geeignet ist, 

einen relevanten Beitrag zu leisten, die Krise der Gasversorgung zu bewältigen oder 

abzuwenden. Eine nach dem Fachrecht erforderliche Öffentlichkeitsbeteiligung findet 

auch bei den im Gesetzentwurf genannten LNG-Vorhaben weiterhin statt. Sie wird 

aber in ihrer zeitlichen Dauer auf zwei Wochen und somit deutlich reduziert.

Die materiellen, fachrechtlichen Zulassungsvoraussetzungen für LNG-Anlagen und 

Leitungen bleiben erhalten und werden nicht abgesenkt. Dies gilt insbesondere für die 

Anforderungen nach dem Immissionsschutz- und Wasserrecht. Im Naturschutzrecht
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kann flexibler und zeitlich entkoppelt ein Eingriff kompensiert werden. Ferner werden 

im Leitungsbaurecht die Anforderungen für einen vorzeitigen Baubeginn gelockert.

Vergabeverfahren werden im Einklang mit den unionsrechtlichen Vorgaben aufgrund 

der äußersten Dringlichkeit der Vorhaben deutlich schneller und flexibler durchgeführt 

werden können. Entsprechend werden diesbezügliche Nachprüfungsverfahren be­

deutend beschleunigt und die Abwägung in Eilentscheidungen zugunsten der Vorha­

ben gestärkt. Dabei wird die Planungssicherheit für geschlossene Verträge auch im 

Fall eines Nachprüfungsverfahrens erhöht.

Rechtsbehelfe gegen LNG-Vorhaben entfalten nach dem Gesetzentwurf keine auf­

schiebende Wirkung und der Rechtsweg im Zusammenhang mit LNG-Vorhaben soll 

direkt zum Bundesverwaltungsgericht führen und wird somit auf eine Instanz verkürzt,

Im Einklang mit den Klimaschutzzielen Deutschlands und zur Vermeidung von sog. 

Lock-in-Effekten haben die Behörden die Genehmigung für LNG-Anlagen im Anwen­

dungsbereich dieses Gesetzes bis längstens zum 31. Dezember 2043 zu befristen. 

Ein Weiterbetrieb dieser Anlagen über diesen Zeitpunkt hinaus kann nur für klimaneut­

ralen Wasserstoff und dessen Derivate genehmigt werden. Damit wird den Anforde­

rungen des Bundesverfassungsgerichts aus dem Beschluss vom 24. März 2021 zum 

Bundes-Klimaschutzgesetz Rechnung getragen. Das Bundesministerium der Finan­

zen erklärt in diesem Zusammenhang, dass hieraus kein Präjudiz für zukünftige Ge­

setzgebungsverfahren abzuleiten ist.

Die Ressortabstimmung ist abgeschlossen. Das Bundesministerium der Finanzen, 

des Innern und für Heimat, für Umwelt, Naturschutz, nukleare Sicherheit und Ver­

braucherschutz sowie für Bildung und Forschung haben dem Gesetzentwurf zuge­

stimmt. Die anderen Ressorts haben keine Einwände erhoben. Dem Bundesministe­

rium der Justiz wurde der Gesetzentwurf zur rechtsförmlichen und rechtssystemati­

schen Prüfung übersandt (Rechtsprüfung gemäß § 46 Absatz 1 GGO). In Anbetracht 

des engen Zeiträhmens konnte die Rechtsprüfung nicht abgeschlossen werden. Sie 

wird während des parlamentarischen Verfahrens fortgesetzt. Aus Sicht des Bundes­

ministeriums für Wirtschaft und Klimaschutz steht die noch nicht abgeschlossene
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Rechtsprüfung einer Kabinettbefassung nicht im Wege; das Bundesministerium der 

Justiz ist dem nicht entgegengetreten.

Das Gesetz bedarf der Zustimmung des Bundesrates.

Vier Abdrucke dieses Schreibens mit Anlagen sind beigefügt.



Anlage 1
zur Kabinettvorlage des BMWK 

Datenblatt-Nr. 20/09036

Beschlussvorschlag

Die Bundesregierung beschließt die von dem Bundesminister für Wirtschaft und Klima­

schutz vorgelegte Formulierungshilfe für einen aus der Mitte des Deutschen Bundesta­

ges einzubringenden Entwurf eines Gesetzes zur Beschleunigung des Einsatzes ver­

flüssigten Erdgases (LNG-Beschleunigungsgesetz - LNGG).



Anlage 2
zur Kabinettvorlage des BMWK 

Datenblatt-Nr. 20/09036

Sprechzettel für den Regierungssprecher

Das Bundeskabinett hat heute die von dem Bundesminister für Wirtschaft und Klima­

schutz vorgelegte Formulierungshilfe für einen Gesetzentwurf zur Beschleunigung des 

Einsatzes verflüssigten Erdgases (LNG-Beschleunigungsgesetz - LNGG) beschlossen.

Der völkerrechtswidrige Angriff Russlands auf die Ukraine hat die energie- und sicher­

heitspolitische Bewertung der Abhängigkeit von russischen Gaslieferungen unvorherge­

sehen kurzfristig und fundamental geändert. Eine Unterbrechung der bis dato für die na­

tionale Energieversorgung zentralen russischen Erdgaslieferungen an Deutschland ist 

nicht mehr ausgeschlossen. Der unverzügliche und schnellstmögliche Aufbau einer von 

Russland unabhängigeren Gasversorgung ist äußerst dringlich und zwingend erforder­

lich.

Das Gesetz zur Beschleunigung des Einsatzes verflüssigten Erdgases dient der Siche­

rung der nationalen Energieversorgung durch die zügige Einbindung verflüssigten Erd­

gases in das bestehende Fernleitungsnetz. Durch das Gesetz werden die Verfahren zur 

Zulassung von Errichtung und Inbetriebnahme von festen LNG- und schwimmenden 

LNG-Anlagen sowie den erforderlichen Anbindungsleitungen zum Gasversorgungsnetz 

zur Bewältigung dieser Versorgungskrise wesentlich beschleunigt.

Das Gesetz senkt die materiellen Zulassungsvoraussetzungen nicht ab, Umwelt- und 

Naturschutzstandards bleiben erhalten. Es eröffnet aber Möglichkeiten zur wesentlichen 

Verfahrensbeschleunigung. So kann in den Ländern bereits im Sommer mit dem Bau 

von Gasleitungen und Infrastruktur für Flüssiggasterminals begonnen werden. Neben 

den Zulassungsverfahren werden auch die Vergabe- und Nachprüfungsverfahren für 

die Vergabe öffentlicher Aufträge und Konzessionen für die äußerst dringlichen Vorha­

ben bedeutend beschleunigt.

Die in Betracht kommenden Standorte werden in einer Anlage zum Gesetz näher be­

zeichnet, um den Anwendungsbereich des Gesetzes gezielt auf die für die Bewältigung



der Gasversorgungskrise notwendigen Vorhaben auszurichten. Alle diese Vorhaben lie­

gen im überragenden öffentlichen Interesse und im Interesse der öffentlichen Sicherheit.

Welche Standorte realisiert werden, hängt von verschieden rechtlichen, fachlichen und 

wirtschaftlichen Faktoren ab. Mit dem Gesetz wird für die Zulassungsbehörden und Auf­

traggeber die Möglichkeit geschaffen, die erforderlichen Verfahren im Einklang mit uni­

onsrechtlichen Vorgaben deutlich zu beschleunigen.



Entwurf einer Formulierungshilfe der Bundesregierung

Für die Fraktionen der SPD, von Bündnis 90/Die Grünen und der FDP

Entwurf eines Gesetzes zur Beschleunigung des Einsatzes verflüssig­
ten Erdgases
(LNG-Beschleunigungsgesetz - LNGG)

A. Problem und Ziel

Mit dem am 24. Februar 2022 begonnenen Angriffskrieg Russlands gegen die Ukraine hat 
sich die energie- und sicherheitspolitische Bewertung der Abhängigkeit von russischen 
Gaslieferungen unvorhergesehen kurzfristig und fundamental geändert. In der Folge ist 
eine Unterbrechung der bis dato für die nationale Energieversorgung zentralen russischen 
Erdgaslieferungen an Deutschland (aktuell 40% der nationalen Gasversorgung, bei einem 
Gesamtverbrauch von rund 1.000 TWh oder 96 Mrd. m3 pro Jahr) nicht mehr ausgeschlos­
sen. Hierdurch ist eine unvorhersehbare, außergewöhnliche und äußerst volatile Lage am 
Gasmarkt entstanden.

Vor diesem Hintergrund ist der unverzügliche und schnellstmögliche Aufbau einer unab­
hängigeren nationalen Gasversorgung äußerst dringlich und zwingend erforderlich.

Aufgrund der geringen Substituierbarkeit von Gas durch andere Energieträger muss zur 
Sicherstellung der Versorgung zwingend Gas aus anderen Quellen beschafft werden. Eine 
der wenigen Möglichkeiten Deutschlands, auf dem Weltmarkt kurzfristig zusätzliche Gas­
mengen zu beschaffen, ist der Einkauf verflüssigten Erdgases (LNG). Um das LNG in 
Deutschland anlanden, regasifizieren und weiterleiten zu können, ist der umgehende Aus­
bau der LNG-lmportinfrastruktur unverzichtbar.

B.Lösung

Wegen der derzeitig bestehenden Ausnahmesituation, die eine schnelle und verlässliche 
Sicherung der Energieversorgung durch LNG erfordert, wird den Genehmigungsbehörden 
ermöglicht, vorübergehend und unter klar definierten Bedingungen von bestimmten Verfah­
rensanforderungen, insbesondere im Bereich der Umweltverträglichkeitsprüfung, abzuse­
hen. Die jeweiligen materiellen Zulassungsvoraussetzungen werden durch das Gesetz hin­
gegen nicht verändert, sodass eine umfassende materiell-rechtliche Prüfung durch die Be­
hörden weiter gewährleistet wird. Daneben wird Auftraggebern ermöglicht, vorübergehend 
vergaberechtliche Erleichterungen zur Beschleunigung der Vergabe öffentlicher Aufträge 
und Konzessionen anzuwenden. Ziel des Gesetzes ist es, alle Zulassungs- und Genehmi­
gungsverfahren sowie die Vergabe öffentlicher Aufträge und Konzessionen erheblich 
schneller zu durchlaufen, als dies nach aktueller Rechtslage möglich ist, und so zu zügigen 
Genehmigungen und Einbindung von LNG in den deutschen Markt zu gelangen. Um die 
schnellstmögliche Umsetzung effektiv zu gewährleisten, ist parallel auch der entspre­
chende Rechtsschutz jeweils zu beschleunigen. Diese Anpassungen sind ein äußerst wich­
tiger Beitrag für die Versorgungssicherheit in Deutschland und aufgrund der dadurch ent­
stehenden Unabhängigkeit von Russland auch für die Sicherheit in Europa.

Das Gesetz sieht zudem vor, dass die Genehmigungen für die LNG-Anlagen in Überein­
stimmung mit den deutschen Klimazielen bis spätestens zum 31. Dezember 2043 befristet 
werden. Ein Weiterbetrieb dieser Anlagen über diesen Zeitpunkt hinaus kann nur für
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klimaneutralen Wasserstoff und dessen Derivate genehmigt werden. Dadurch wird sicher­
gestellt, dass das Ziel der Klimaneutralität spätestens 2045 weiterhin erreicht werden kann, 
es zu keinen Fehlinvestitionen oder möglichen Entschädigungsansprüchen kommt und 
Lock-in-Effekte vermieden werden.

C. Alternativen

Keine.

D. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand

Für die Haushalte des Bundes und der Länder, einschließlich der Kommunen entstehen 
keine neuen Ausgaben. Darüber hinaus wird die Übertragung weiterer erstinstanzlicher Zu­
ständigkeiten auf das Bundesverwaltungsgericht dort zu einem erhöhten Verfahrensauf­
kommen und damit zu einem zusätzlichen jährlichen Mehrbedarf an Personal- und Sach­
kosten im Justizhaushalt - Einzelplan 07 - führen. Da derzeit nicht prognostiziert werden 
kann, wann etwaige Verfahren anhängig werden, lässt sich dieser Mehrbedarf nicht näher 
beziffern.

E. Erfüllungsaufwand

E.1 Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger

Aus den gesetzlichen Änderungen entsteht kein Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und 
Bürger.

E.2 Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft

Für die Wirtschaft entsteht kein Erfüllungsaufwand. Es kommen keine Bürokratiekosten aus 
Informationspflichten hinzu.

Durch beschleunigte Verfahren und den im Einzelfall festzustellenden Verzicht auf eine 
Umweltverträglichkeitsprüfung wird der mit der Planung und Genehmigung verbundene 
Aufwand verringert. Die Einsparungen können nicht ex ante beziffert werden, da der Ver­
zicht auf die Umweltverträglichkeitsprüfung aufgrund europäischen Rechts im Einzelfall von 
der Genehmigungsbehörde festgestellt werden muss. Es ist nicht ex ante abzusehen, in 
wie vielen Verfahren dies tatsächlich Anwendung finden wird.

E.3 Erfüllungsaufwand der Verwaltung

Für die Verwaltung entsteht kein Erfüllungsaufwand. An den materiell-rechtlichen Prüfun­
gen durch die Behörde ändert sich nichts. Dem geringfügigen Mehraufwand durch die Ein­
zelfallprüfung gemäß § 4 des Gesetzes steht eine ebenfalls geringfügige Einsparung an 
Aufwand durch Wegfall der Umweltverträglichkeitsprüfung in diesen Fällen gegenüber.

F. Weitere Kosten
Die Änderungen bewirken keine wesentlichen Änderungen für die sonstigen Kosten der 
Wirtschaft oder für das soziale Sicherungssystem. Es sind keine Auswirkungen auf
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Einzelpreise und das Preisniveau, insbesondere auf das Verbraucherpreisniveau, zu er­
warten.
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Entwurf einer Formulierungshilfe der Bundesregierung für die 
Fraktionen der SPD, von Bündnis 90/Die Grünen und der FDP

Entwurf eines Gesetzes zur Beschleunigung des Einsatzes ver­
flüssigten Erdgases

(LNG-Beschieunigungsgesetz - LNGG)

Vom...

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das folgende Gesetz beschlos­
sen:

§1

Zweck

(1) Dieses Gesetz dient der Sicherung der nationalen Energieversorgung durch die 
zügige Einbindung verflüssigten Erdgases in das bestehende Fernleitungsnetz.

(2) Mit den Vorschriften dieses Gesetzes sollen die Zulassung von Errichtung und In­
betriebnahme der in § 2 bezeichneten Vorhaben sowie die Durchführung von Verfahren für 
die Vergabe öffentlicher Aufträge und Konzessionen dieser Vorhaben beschleunigt werden.

§2

Anwendungsbereich

(1) Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des Absatzes 2 für die Zulassung von:

1. stationären schwimmenden Anlagen zur Einfuhr, Entladung, Lagerung und Wiederver­
dampfung verflüssigten Erdgases,

2. stationären landgebundenen Anlagen zur Einfuhr, Entladung, Lagerung und Wieder­
verdampfung verflüssigten Erdgases,

3. Leitungen, die der Anbindung von Anlagen nach Nummer 1 oder Nummer 2 an die 
Gasversorgungsnetze dienen (LNG-Anbindungsleitungen),

4. Gewässerausbauten und Gewässerbenutzungen, die für Errichtung und Betrieb der 
Anlagen nach Nummer 1 oder Nummer 2 erforderlich sind.

(2) Dieses Gesetz gilt nur für die in der Anlage bezeichneten Vorhaben.

(3) Dieses Gesetz gilt zudem für die Vergabe öffentlicher Aufträge und Konzessionen 
für Vorhaben nach Absatz 2.
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§3

Besonderes Interesse

Die in der Anlage bezeichneten Vorhaben sind für die sichere Gasversorgung Deutsch­
lands besonders dringlich. Für diese Vorhaben wird die energiewirtschäftliche Notwendig­
keit und der Bedarf zur Gewährleistung der Versorgung der Allgemeinheit mit Gas festge­
stellt. Die schnellstmögliche Durchführung dieser Vorhaben dient dem zentralen Interesse 
an einer sicheren und diversifizierten Gasversorgung in Deutschland und ist aus Gründen 
eines überragenden öffentlichen Interesses und im Interesse der öffentlichen Sicherheit er­
forderlich.

§4

Ausnahmen von der Umweltverträglichkeitsprüfung1

(1) Abweichend von § 1 Absatz 4 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprü­
fung in der Fassung der Bekanntmachung vom 18. März 2021 (BGBl. I S. 540), das zuletzt 
durch Artikel 14 des Gesetzes vom 10. September 2021 (BGBl. I S. 4147) geändert worden 
ist, hat die für die Zulassungsentscheidung zuständige Behörde bei Vorhaben nach § 2 das 
Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung nach Maßgabe der Absätze 2 bis 5 nicht 
anzuwenden, wenn eine beschleunigte Zulassung des konkreten Vorhabens geeignet ist, 
einen relevanten Beitrag zu leisten, um eine Krise der Gasversorgung zu bewältigen oder 
abzuwenden.

(2) Wird nach Absatz 1 keine Umweltverträglichkeitsprüfung durchgeführt, entfallen 
auch die entsprechenden, in fachrechtlichen Vorschriften geregelten Pflichten der Antrag­
steller und Aufgaben der Behörden.

(3) Die weiteren Zulassungsvoraussetzungen nach den fachrechtlichen Vorschriften 
bleiben unberührt, soweit sich nicht aus den nachfolgenden Bestimmungen dieses Geset­
zes etwas anderes ergibt.

(4) Der Öffentlichkeit sind vor Erteilung der Zulassung folgende Informationen zugäng­
lich zu machen:

1. der Entwurf der Zulassungsentscheidung einschließlich Begründung,

2. die wesentlichen Antragsunterlagen einschließlich der Unterlagen, mit denen die we­
sentlichen Auswirkungen des Vorhabens auf die Umwelt dargestellt werden,

3. die Gründe für die Gewährung der Ausnahme nach Absatz 1 von den Anforderungen 
nach dem Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung.

Die Zugänglichmachung hat für die Dauer von vier Tagen mittels Auslegung in Räumen der 
Zulassungsbehörde und mittels Veröffentlichung auf der Internetseite der Zulassungsbe­
hörde zu erfolgen.

(5) Das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, nukleare Sicherheit und Ver­
braucherschutz hat die Europäische Kommission vor Erteilung der Zulassungsentschei­
dung über die Gründe der Gewährung der Ausnahme nach Absatz 1 zu unterrichten und

1)§ 4 dieses Gesetzes dient auch der Umsetzung folgender Richtiinie: Richtlinie 2011/92/EU des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 13. Dezember 2011 über die Umweltverträglichkeitsprüfung bei be­
stimmten öffentlichen und privaten Projekten (ABI. L 26 vom 28.1.2012, S. 1), geändert durch Richtlinie 
2014/52/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. April 2014 (ABI. L 124 vom 
25.4,2014,3.1).
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ihr die Informationen, die die zuständige Behörde der Öffentlichkeit nach Absatz 4 zugäng­
lich macht, zu übermitteln. Zu diesem Zweck hat die zuständige Behörde rechtzeitig, spä­
testens vier Tage vor der Entscheidung über die Zulassung des Vorhabens dem Bundes­
ministerium für Umwelt, Naturschutz, nukleare Sicherheit und Verbraucherschutz die Infor­
mationen nach Absatz 4 zu übermitteln.

§5

Maßgaben für die Anwendung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes und der In- 
dustriekläranlagen-Zulassungs- und Überwachungsverordnung2

(1) Das Bundes-Immissionsschutzgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 
17. Mai 2013 (BGBl. I S. 1274; 2021 I S. 123), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 
24. September 2021 (BGBl. I S. 4458) geändert worden ist, ist für die Zulassung von Anla­
gen nach § 2 Nummer 1 und 2 dieses Gesetzes mit folgenden Maßgaben anzuwenden:

1. abweichend von § 10 Absatz 3 Satz 2 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes sind der 
Antrag und die vom Antragsteller vorgelegten Unterlagen, mit Ausnahme der 
Unterlagen nach § 10 Absatz 2 Satz 1 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes, sowie 
die entscheidungserheblichen Berichte und Empfehlungen, die der Behörde im 
Zeitpunkt der Bekanntmachung vorliegen, nach der Bekanntmachung eine Woche zur 
Einsicht auszulegen,

2. abweichend von § 10 Absatz 3 Satz 4 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes kann die 
Öffentlichkeit bis eine Woche nach Ablauf der Auslegungsfrist gegenüber der 
zuständigen Behörde schriftlich oder elektronisch Einwendungen erheben; diese Frist 
gilt auch bei Anlagen nach der Richtlinie 2010/75/EU des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 24. November 2010 über Industrieemissionen (integrierte 
Vermeidung und Verminderung der Umweltverschmutzung) (ABI. L 334, 17.12.2010,
S. 17),

3. die zuständige Behörde kann einen Erörterungstermin nach § 10 Absatz 6 des 
Bundes-Immissionsschutzgesetzes durchführen, soweit sie diesen für erforderlich oder 
zweckmäßig hält,

4. die Genehmigung nach § 4 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes ist mit der 
Bestimmung zu erteilen, dass der Betrieb der Anlage mit verflüssigtem Erdgas 
spätestens am 31. Dezember 2043 einzustellen ist.

(2) Für eine Anlage nach § 2 Absatz 1 Nummer 1 und 2, die über den 31. Dezember 
2043 hinaus betrieben werden soll, kann die Genehmigung zum Weiterbetrieb nur für einen 
Betrieb mit klimaneutralem Wasserstoff und Derivaten hiervon erteilt werden. Die Geneh­
migung nach Satz 1 ist bis zum Ablauf des 1. Januar 2035 zu beantragen.

(3) Für die Öffentliehkeitsbeteiligung nach § 4 der Industriekläranlagen-Zulassungs- 
und Überwachungsverordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 2. Mai 2013 
(BGBl. I S. 973, 1011), die zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 21. Mai 2003 (BGBl. I

2 § 5 dieses Gesetzes dient auch der Umsetzung folgender Richtlinien; Richtlinie 2010/75/EU des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 24. November 2010 über Industrieemissionen (integrierte Vermeidung 
und Verminderung der Umweltverschmutzung) (Neufassung) (ABI. L 334 vom 17.12.2010, S. 17) (Be­
richtigung, ABI. L 158 vom 19.06.2012, S. 25); Richtlinie 2012/18/EU des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 4. Juli 2012 zur Beherrschung der Gefahren schwerer Unfälle mit gefährlichen 
Stoffe'n, zur Änderung und anschließenden Aufhebung der Richtlinie 96/82/EG des Rates (ABI. L 197 
vom 24.7.2012, S. 1),
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S. 2873) geändert worden ist, gelten die Maßgaben des Absatzes 1 Nummer 1 bis 3 ent­
sprechend.

§6

Maßgaben für die Anwendung des Bundesnaturschutzgesetzes

Das Bundesnaturschutzgesetz vom 29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2542), das zuletzt durch 
Artikel 1 des Gesetzes vom 18. August 2021 (BGBl. I S. 3908) geändert worden ist, ist bei 
der Zulassung von Vorhaben nach § 2 mit folgenden Maßgaben anzuwenden;

1. abweichend von § 17 Absatz 1 des Bundesnaturschutzgesetzes kann die Festsetzung 
von Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen nach § 15 Absatz 2 des Bundesnaturschutz­
gesetzes bis zu zwei Jahre nach Erteilung der Zulassungsentscheidung erfolgen, hier­
für hat der Verursacher die erforderlichen Angaben nach § 17 Absatz 4 Satz 1 Nummer 
2 des Bundesnaturschutzgesetzes nachträglich zu machen. § 15 Absatz 4 Satz 2 des 
Bundesnaturschutzgesetzes ist entsprechend anzuwenden,

2. mit der Umsetzung der Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen ist innerhalb von drei Jah­
ren nach der Festsetzung zu beginnen.

§7

Maßgaben für die Anwendung des Wasserhaushaltsgesetzes

Das Wasserhaushaltsgesetz vom 31. Juli 2009 (BGBl. I S. 2585), das zuletzt durch
Artikel 2 des Gesetzes vom 18. August 2021 (BGBl. I S. 3901) geändert worden ist, ist bei
der Zulassung von Vorhaben nach § 2 mit folgenden Maßgaben anzuwenden:

1. abweichend von § 70 Absatz 1 Satz 1 Halbsatz 2 des Wasserhaushaltsgesetzes in 
Verbindung mit § 73 Absatz 3 Satz 1 des Verwaltungsverfahrensgesetzes in der Fas­
sung der Bekanntmachung vom 23. Januar 2003 (BGBl. I S. 102), das zuletzt durch 
Artikel 24 Absatz 3 des Gesetzes vom 25. Juni 2021 (BGBl. I S. 2154) geändert worden 
ist, ist der Plan für die Dauer von mindestens einer Woche zur Einsicht auszulegen,

2. abweichend von § 70 Absatz 1 Satz 1 Halbsatz 2 des Wasserhaushaltsgesetzes in 
Verbindung mit § 73 Absatz 4 Satz 1 des Verwaltungsverfahrensgesetzes kann jeder, 
dessen Belange durch das Vorhaben berührt werden, bis zu einer Woche nach Ablauf 
der Auslegungsfrist Einwendungen gegen den Plan erheben,

3. abweichend von § 70 Absatz 1 Satz 1 Halbsatz 2 des Wasserhaushaltsgesetzes in 
Verbindung mit § 73 Absatz 6 Satz 1 des Verwaltungsverfahrensgesetzes kann die 
zuständige Behörde einen Erörterungstermin durchführen, sofern sie diesen für erfor­
derlich hält,

4. durch die Entnahme und Wiedereinleitung von Wasser zum Zweck der Regasifizierung 
verflüssigten Erdgases sind in der Regel keine schädlichen, auch durch den Erlass 
einzuhaltender Nebenbestimmungen nicht vermeidbaren oder nicht ausgleichbaren 
Gewässerveränderungen im Sinne des § 12 Absatz 1 Nummer 1 des Wasserhaus­
haltsgesetzes zu erwarten.
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§8

Maßgaben für die Anwendung des Energiewirtschaftsgesetzes

(1) Das Energiewirtschaftsgesetz vom 7. Juli 2005 (BGBl. I S. 1970, 3621), das zuletzt 
durch Artikel 84 des Gesetzes vom 10. August 2021 (BGBl. I S. 3436) geändert worden ist, 
ist bei der Zulassung nach § 2 mit folgenden Maßgaben anzuwenden:

1. abweichend von § 43a des Energiewirtschaftsgesetzes gilt für das Anhörungsverfah­
ren, dass:

a) der Plan abweichend von § 73 Absatz 3 des Verwaltungsverfahrensgesetzes für 
die Dauer von einer Woche auszulegen ist,

b) Einwendungen nach § 73 Absatz 4 des Verwaltungsverfahrensgesetzes nur bis 
eine Woche nach Ablauf der Auslegungsfrist erhoben werden können,

c) ein Erörterungstermin in den Fällen des § 2 Nummer 3 stattfinden kann, soweit die 
zuständige Behörde diesen für erforderlich hält,

2. Kampfmittelräumungen, archäologische Untersuchungen und Bergungen gelten als 
Vorarbeiten im Sinne des § 44 des Energiewirtschaftsgesetzes,

3. der Vorhabenträger kann bereits nach Ablauf der Einwendungsfrist verlangen, dass 
das Verfahren der vorzeitigen Besitzeinweisung nach § 44b des Energiewirtschaftsge­
setzes durchgeführt wird,

4. für den vorzeitigen Baubeginn müssen die Voraussetzungen des § 44c Absatz 1 Satz 
1 Nummer 3 und 4 sowie des § 44c Absatz 1 Satz 2 des Energiewirtschaftsgesetzes 
nicht vorliegen; für die Zustellung nach § 44c Absatz 3 EnWG ist § 74 Absatz 5 VwVfG 
entsprechend anwendbar.

(2) Soweit aufgrund der in Absatz 1 vorgesehenen Verfahrensvereinfachungen Vor­
schriften des Energierechts nicht anzuwenden sind, sind auch die Vorschriften des Verwal­
tungsverfahrensrechts, die diesen Verfahrensvereinfachungen sonst entgegenstehen wür­
den, nicht anzuwenden.

§9

Beschleunigte Vergabe- und Nachprüfungsverfahren3

(1) Für die Verfahren zur Vergabe öffentlicher Aufträge und Konzessionen für Vorha­
ben nach § 2 sind die vergaberechtlichen Vorschriften mit folgenden Maßgaben anzuwen­
den:

3 § 9 dieses Gesetzes dient auch der Umsetzung folgender Richtlinien: Richtlinie 89/665/EWG des Rates vom 
21. Dezember 1989 zur Koordinierung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften für die Anwendung 
der Nachprüfungsverfahren im Rahmen der Vergabe öffentlicher Liefer- und Bauaufträge (ABI. L 395 
vom 30.12.1989, S. 33), zuletzt geändert durch Richtlinie 2014/23/EU des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 26. Februar 2014 über die Konzessionsvergabe (ABI. L 94 vom 28.3.2014, S. 1); 
Richtlinie 92/13/EWG des Rates vom 25. Februar 1992 zur Koordinierung der Rechts- und Verwal­
tungsvorschriften für die Anwendung der Gemeinschaftsvorschriften über die Auftragsvergabe durch 
Auftraggeber im Bereich der Wasser-, Energie- und Verkehrsversorgung sowie im Telekommunikati­
onssektor (ABI. L 76 vom 23.3.1992, S. 14), zuletzt geändert durch Richtlinie 2014/23/EU des Europä­
ischen Parlaments und des Rates vom 26. Februar 2014 über die Konzessionsvergabe (ABI. L 94 vom 
28.3.2014, S. 1); Richtlinie 2009/81/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 13. Juli 2009 
über die Koordinierung der Verfahren zur Vergabe bestimmter Bau-, Liefer- und
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1. § 97 Absatz 4 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen findet keine Anwen­
dung.

2. Mittelständische Interessen müssen auch bei der Vergabe öffentlicher Bauaufträge 
nicht vornehmlich berücksichtigt werden. Leistungen müssen nicht in der Menge auf­
geteilt und getrennt nach Art oder Fachgebiet vergeben werden. Wird ein Unterneh­
men, das nicht öffentlicher Auftraggeber ist, mit der Wahrnehmung oder Durchführung 
einer öffentlichen Aufgabe betraut, muss der öffentliche Auftraggeber das Unterneh­
men nicht verpflichten, sofern es Unteraufträge an Dritte vergibt, Leistungen in der 
Menge aufgeteilt und getrennt nach Art oder Fachgebiet zu vergeben.

3. Ergänzend zu § 134 Absatz 3 Satz 1 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkun­
gen entfällt die Informations- und Wartepflicht auch

a) in Fällen, in denen das Verhandlungsverfahren ohne Teilnahmewettbewerb ge­
rechtfertigt ist, und

b) in Fällen, in denen der Bieter, dem der Zuschlag erteilt wird, der einzige Bieter ist 
und es keine weiteren Bewerber gibt.

4. Abweichend von § 135 Absatz 1 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen 
kann in einem Nachprüfungsverfahren in den Fällen der Absätze 2 und 3 bei Feststel­
lung eines Verstoßes des Auftraggebers im Sinne des § 135 Absatz 1 des Gesetzes 
gegen Wettbewerbsbeschränkungen auf Antrag des Auftraggebers oder von Amts we­
gen ein Vertrag nicht als unwirksam erachtet werden, wenn nach Prüfung aller maß­
geblichen Gesichtspunkte unter Berücksichtigung des Zweckes im Sinne des § 1 und 
des besonderen Interesses nach § 3 zwingende Gründe eines Allgemeininteresses es 
rechtfertigen, die Wirkung des Vertrages zu erhalten. Das besondere Interesse recht­
fertigt es in der Regel, die Wirkung des Vertrages zu erhalten. In Fällen des Satzes 1 
hat die Vergabekammer oder das Beschwerdegericht alternative Sanktionen zur Fest­
stellung der Unwirksamkeit nach Maßgabe der Nummer 6 zu erlassen. § 156 Absatz 
3, § 179 Absatz 1 und § 181 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen blei­
ben unberührt.

5. Wird in einem Nachprüfungsverfahren in den Fällen der Absätze 2 oder 3 die Unwirk­
samkeit eines Vertrages wegen eines Verstoßes des Auftraggebers im Sinne des § 135 
Absatz 1 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen festgestellt, ist die

Dienstleistungsauflräge in den Bereichen Verteidigung und Sicherheit und zur Änderung der Richtlinien 
2004/17/EG Und 2004/18/EG (ABI. L 216 vom 20.8.2009, S. 76), zuletzt geändert durch Delegierte 
Verordnung (EU) 2021/1950 der Kommission vom 10. November 2021 zur Änderung der Richtlinie 
2009/81/EG des Europäischen Parlaments und des Rates im Hinblick auf die Schwellenwerte für Liefer- 
, Dienstleistungs- und Bauaufträge (ABI. L 398 vom 11.11.2021, S. 19); Richtlinie 2014/23/EU des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. Februar 2014 über die Konzessionsvergabe (ABI. L 
094 vom 28.3.2014, S. 1), zuletzt geändert durch Delegierte Verordnung (EU) 2021/1951 der Kom­
mission vom 10. November 2021 zur Änderung der Richtlinie 2014/23/EU des Europäischen Parlaments 
und des Rates im Hinblick auf die Schwellenwerte für Konzessionen (ABI. L 398 vom 11.11.2021, S. 
21); Richtlinie 2014/24/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. Februar 2014 über 
die öffentliche Auftragsvergabe und zur Aufhebung der Richtlinie 2004/18/EG (ABI. L 094 vom 
28.3.2014, S. 65), zuletzt geändert durch Delegierte Verordnung (EU) 2021/1952 der Kommission vom 
10. November 2021 zur Änderung der Richtlinie 2014/24/EU des Europäischen Parlaments und des 
Rates im Hinblick auf die Schwellenwerte für die Vergabe öffentlicher Liefer-, Dienstleistungs- und 
Bauaufträge sowie für Wettbewerbe (ABI. L 398 vom 11.11.2021, S. 23); Richtlinie 2014/25/EU des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. Februar 2014 über die Vergabe von Aufträgen durch 
Auftraggeber im Bereich der Wasser-, Energie- und Verkehrsversorgung sowie der Postdienste und zur 
Aufhebung der Richtlinie 2004/17/EG (ABI. L 094 vom 28.3.2014, S. 243), zuletzt geändert durch 
Delegierte Verordnung (EU) 2021/1953 der Kommission vom 10. November 2021 zur Änderung der 
Richtlinie 2014/25/EU des Europäischen Parlaments und des Rates im Hinblick auf die Schwellenwerte 
für Liefer-, Dienstleistungs- und Bauaufträge sowie für Wettbewerbe (ABI. L 398 vom 11.11.2021, S. 
25).
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Wirkung der Unwirksamkeit abweichend von §135 Absatz 1 des Gesetzes gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen auf die Verpflichtungen beschränkt, die noch zu erfüllen 
sind. In Fällen des Satzes 1 hat die Vergabekammer oder das Beschwerdegericht zu­
sätzlich zur Feststellung nach Satz 1 alternative Sanktionen zur Feststellung der Un­
wirksamkeit nach Maßgabe der Nummer 6 zu erlassen. Nummer 4 Satz 4 gilt entspre­
chend.

6. Durch die Vergabekammer oder das Beschwerdegericht im Nachprüfungsverfahren in 
den Fällen der Absätze 2 und 3 zu erlassende alternative Sanktionen nach den Num­
mern 4 und 5 umfassen die Verhängung einer Geldsanktion gegen den Auftraggeber 
oder die Verkürzung der Laufzeit des Vertrages. Eine Geldsanktion darf höchstens 15 
Prozent des Auftragswertes betragen.

7. § 14 Absatz 4 Nummer 3 der Vergabeverordnung vom 12. April 2016 (BGBl. I S. 624), 
die zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 9. Juni 2021 (BGBl. I S. 1691) geändert 
worden ist, ist mit der Maßgabe anzuwenden, dass

a) die äußerst dringlichen, zwingenden Gründe sowie der Zusammenhang mit Ereig­
nissen, die der betreffende Auftraggeber nicht voraussehen konnte, als vorliegend 
anzusehen sind,,

b) in der Regel die Mindestfristen nicht eingehaiten werden können und

c) die Umstände zur Begründung der äußersten Dringlichkeit dem Auftraggeber in 
der Regel nicht zuzurechnen sind.

Satz 1 gilt entsprechend für § 13 Absatz 2 Nummer 4 der Sektorenverordnung vom 12. 
April 2016 (BGBl. I S. 624, 657), die zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 9. Juni 
2021 (BGBl. I S. 1691) geändert worden ist, und für § 12 Absatz 1 Nummer 1 Buch­
stabe b Doppelbuchstabe bb der Vergabeverordnung Verteidigung und Sicherheit vom 
12. Juli 2012 (BGBl. I S. 1509), die zuletzt durch Artikel 5 des Gesetzes vom 12. No­
vember 2020 (BGBl. I S. 2392) geändert worden ist. Satz 1 gilt ferner entsprechend für 
die Vergabe von Bauaufträgen hinsichtlich der Voraussetzungen zur Anwendung des 
Verhandlungsverfahrens ohne Teilnahmewettbewerb wegen besonderer Dringlichkeit.

8. § 17 Absatz 8 der Vergabeverordnung ist mit der Maßgabe anzuwenden, dass die hin­
reichend begründete Dringlichkeit als vorliegend anzusehen ist. Satz 1 gilt entspre­
chend für § 15 Absatz 3, § 16 Absatz 3 und 7 und § 17 Absatz 3 der Vergabeverord­
nung und für § 14 Absatz 3, § 15 Absatz 2 Satz 2 und Absatz 3 Satz 3 der Sektoren­
verordnung. Satz 1 gilt entsprechend hinsichtlich der besonderen Dringlichkeit für § 20 
Absatz Satz 2 und Absatz 3 Satz 2 der Vergabeverordnung Verteidigung und Sicher­
heit. Satz 1 gilt ferner entsprechend für die Vergabe von Bauaufträgen hinsichtlich der 
Verkürzung von Fristen wegen einer hinreichend begründeten Dringlichkeit.

9. Abweichend von § 51 Absatz 2 Satz 1 der Vergabeverordnung kann bei Vergabever­
fahren, die aufgrund der Nummer 7 Satz 1 als Verhandlungsverfahren ohne Teilnah­
mewettbewerb durchgeführt werden, auch nur ein Unternehmen zur Angebotsabgabe 
aufgefordert werden, sofern dieses Unternehmen als einziges in der Lage ist, den Auf­
trag innerhalb der durch die äußerste Dringlichkeit bedingten technischen und zeitli­
chen Zwänge zu erfüllen. Satz 1 gilt entsprechend für Verhandlungsverfahren ohne 
Teilnahmewettbewerb, die aufgrund der Nummer 7 Satz 2 nach der Sektorenverord­
nung oder der Vergabeverordnung Verteidigung und Sicherheit durchgeführt werden. 
Satz 1 gilt ferner entsprechend für die Vergabe von Bauaufträgen für Verhandlungs­
verfahren ohne Teilnahmewettbewerb wegen besonderer Dringlichkeit, die aufgrund

■ Nummer 7 Satz 3 durchgeführt werden.
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(2) Für Nachprüfungsverfahren vor der Vergabekammer sind für Vorhaben nach § 2
die vergaberechtlichen Vorschriften mit folgenden Maßgaben anzuwenden:

1. Ergänzend zu § 166 Absatz 1 Satz 3 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkun­
gen kann auch nach Lage der Akten entschieden werden, soweit dies der Beschleuni­
gung dient. Die mündliche Verhandlung kann im Wege der Bild- und Tonübertragung 
nach § 128a der Zivilprozessordnung durchgeführt werden.

2. Abweichend von § 167 Absatz 1 Satz 1 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschrän­
kungen trifft und begründet die Vergabekammer ihre Entscheidung innerhalb einer Frist 
von drei Wochen ab Eingang des Nachprüfungsantrages. Abweichend von § 167 Ab­
satz 1 Satz 2 und 3 des Gesetzes kann die Entscheidungsfrist von drei Wochen nur 
einmalig und höchstens um zwei Wochen verlängert werden.

3. Bei der Auswahl der geeigneten Maßnahmen nach § 168 Absatz 1 Satz 1 des Geset­
zes gegen Wettbewerbsbeschränkungen hat die Vergabekammer auch den Zweck 
nach § 1 sowie das besondere Interesse nach § 3 zu berücksichtigen.

4. Bei der Abwägung nach § 169 Absatz 2 Satz 1 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbe­
schränkungen über die vorzeitige Gestattung des Zuschlags sind zusätzlich der Zweck 
nach § 1 sowie das besondere Interesse nach § 3 zu berücksichtigen. Das besondere 
Interesse überwiegt in der Regel. Die Entscheidung ist unverzüglich, spätestens inner­
halb von einer Woche nach Eingang des Antrags auf Voraberteilung des Zuschlags zu 
treffen und zu begründen. Der Zuschlag kann abweichend von § 169 Absatz 2 Satz 1 
des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen nach der Gestattung unmittelbar 
erteilt werden, sofern die Wartepflicht nach § 134 Absatz 2 des Gesetzes gegen Wett­
bewerbsbeschränkungen nicht noch läuft. Bei Entscheidungen nach § 169 Absatz 2 
Satz 6 und 7 und Absatz 3 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen ist auch 
der Zweck nach § 1 sowie das besondere Interesse nach § 3 zu berücksichtigen, das 
in der Regel überwiegt.

5. Stellt die Vergabekammer im Nachprüfungsverfahren einen Verstoß des Auftraggebers 
im Sinne des § 135 Absatz 1 Nummer 1 oder 2 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbe­
schränkungen fest, hat sie den Absatz 1 Nummer 4 bis 6 zu beachten.

(3) Für die sofortige Beschwerde sind für Vorhaben nach § 2 die vergaberechtlichen
Vorschriften mit folgenden Maßgaben anzuwenden:

1. § 171 Absatz 2 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen ist mit der Maß­
gabe anzuwenden, dass es auf die Frist in ihrer Ausgestaltung nach Absatz 2 Num­
mer 2 ankommt.

2. Abweichend von § 172 Absatz 1 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen 
ist die sofortige Beschwerde innerhalb von einer Notfrist von einer Woche einzulegen.

3. Abweichend von § 173 Absatz 1 Satz 2 und 3 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbe­
schränkungen entfällt die aufschiebende Wirkung gegenüber der Entscheidung der 
Vergabekammer bereits eine Woche nach Ablauf der Beschwerdefrist und kann nur für 
bis zu sechs Wochen verlängert werden. Bei der Abwägung nach § 173 Absatz 2 
Satz 1 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen sind zusätzlich der Zweck 
nach § 1 sowie das besondere Interesse nach § 3 zu berücksichtigen, das in der Regel 
überwiegt.

4. Bei der Abwägung nach § 176 Absatz 1 Satz 1 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbe­
schränkungen sind zusätzlich der Zweck nach § 1 sowie das besondere Interesse nach 
§ 3 zu berücksichtigen, das in der Regel überwiegt. Abweichend von § 176 Absatz 3 
Satz 1 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen ist die Vorabentscheidung
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über den Zuschlag längstens innerhalb von einer Woche nach Eingang des Antrags zu 
treffen und im Fall einer ausnahmsweisen Verlängerung der Zweck nach § 1 sowie das 
besondere Interesse nach § 3 zu berücksichtigen, das in der Regel überwiegt.

5. § 177 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen ist nicht anzuwenden.

6. Ergänzend zu § 175 Absatz 2 in Verbindung mit § 65 Absatz 1 des Gesetzes gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen kann das Gericht im Ausnahmefall nach Lage der Akten 
entscheiden, insbesondere wenn dies der Beschleunigung dient und kein unmittelbarer 
Eindruck der Parteien oder direkter Austausch des tatsächlichen und rechtlichen Vor­
trags erforderlich ist. Die mündliche Verhandlung kann im Wege der Bild- und Tonüber­
tragung nach § 128a der Zivilprozessordnung durchgeführt werden.

7. § 178 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen ist mit der Maßgabe anzu­
wenden, dass die Beschwerdeentscheidung innerhalb einer Frist von fünf Wochen ab 
Eingang der sofortigen Beschwerde zu treffen und zu begründen ist. Bei besonderen 
tatsächlichen oder rechtlichen Schwierigkeiten kann der Vorsitzende im Ausnahmefall 
die Frist durch Mitteilung an die Beteiligten einmalig um höchstens zwei Wochen ver­
längern. Abweichend von § 178 Satz 2 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschrän­
kungen entscheidet das Gericht stets in der Sache selbst.

8. Für das Beschwerdegericht gilt Absatz 3 Nummer 5 entsprechend.

(4) Abweichend von § 55 Absatz 1 Satz 1 der Bundeshaushaltsordnung muss auf­
grund der besonderen Umstände des Zweckes nach § 1 und des besonderen Interesses 
nach § 3 bei der Vergabe öffentlicher Aufträge für Vorhaben nach § 2 unterhalb der Schwel­
lenwerte des § 106 Absatz 2 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen dem Ab­
schluss von Verträgen über Lieferungen und Leistungen keine Öffentliche Ausschreibung, 
keine Beschränkte Ausschreibung mit Teilnahmewettbewerb und kein sonstiger Teilnah­
mewettbewerb vorausgehen. Abweichend von § 55 Absatz 2 der Bundeshaushaltsordnung 
ist bei öffentlichen Aufträgen im Sinne des Satzes 1 auch nicht nach einheitlichen Beschaf­
fungsrichtlinien zu verfahren.

(5) Bei Verfahren vor Gerichten der Zivil- oder Verwaltungsgerichtsbarkeit über die 
Vergabe öffentlicher Aufträge und Konzessionen für Vorhaben nach § 2, für die ein Nach­
prüfungsverfahren nach Absatz 2 nicht statthaft ist, sind alle bestehenden Beschleuni­
gungsmöglichkeiten des jeweiligen Prozessrechts zu nutzen und Interessenabwägungen, 
insbesondere beim vorläufigen Rechtsschutz, unter Berücksichtigung des Zweckes nach 
§ 1 sowie des besonderen Interesses nach § 3 zu treffen. Dieser Absatz gilt nicht für die 
Geltendmachung von Schadensersatzansprüchen.

§10

Weitere Verfahrensanordnungen

(1) Ist für ein Zulassungsverfahren für ein Vorhaben nach § 2 eine ortsübliche oder 
öffentliche Bekanntmachung angeordnet und ist nach den dafür geltenden Vorschriften der 
Anschlag an einer Amtstafel oder die Auslegung zur Einsichtnahme vorgesehen, ist § 2 des 
Planungssicherstellungsgesetzes vom 20. Mai 2020 (BGBl. I S. 1041), das zuletzt durch 
Artikel 1 des Gesetzes vom 18. März 2021 (BGBl. I S. 353) geändert worden ist, mit der 
Maßgabe anzuwenden, dass eine Befristung auf Bekanntmachungen, deren Frist mit dem 
Ablauf des 31. Dezember 2022 endet, nicht stattfindet.

(2) Ist für ein Genehmigungsverfahren für ein Vorhaben nach § 2 die Auslegung von 
Unterlagen oder Entscheidungen vorgesehen, auf die nach den für die Auslegung
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geltenden Vorschriften nicht verzichtet werden kann, ist § 3 des Planungssicherstellungs­
gesetzes mit der Maßgabe anzuwenden, dass eine Befristung auf Bekanntmachungen, de­
ren Frist mit dem Ablauf des 31. Dezember 2022 endet, nicht stattfindet.

(3) Ist für ein Genehmigungsverfahren für ein Vorhaben nach § 2 die Durchführung 
eines Erörterungstermins oder einer mündlichen Verhandlung angeordnet oder hält die Be­
hörde einen Erörterungstermin für erforderlich, ist § 5 des Planungssicherstellungsgesetzes 
anzuwenden.

§11

Rechtsbehelfe

(1) Widerspruch und Anfechtungsklage gegen eine Zulassungsentscheidung für die 
Vorhaben nach § 2 haben keine aufschiebende Wirkung. Der Antrag auf Anordnung der 
aufschiebenden Wirkung des Widerspruchs oder der Anfechtungsklage gegen eine Zulas­
sungsentscheidung nach § 80 Absatz 5 Satz 1 der Verwaltungsgerichtsordnung kann nur 
innerhalb eines Monats nach der Zustellung der Zulassungsentscheidung gestellt und be­
gründet werden. Darauf ist in der Rechtsbehelfsbelehrung hinzuweisen. § 58 der Verwal­
tungsgerichtsordnung gilt entsprechend.

(2) Treten später Tatsachen ein, die die Anordnung der aufschiebenden Wirkung 
rechtfertigen, so kann der durch die Zulassungsentscheidung Beschwerte einen hierauf ge­
stützten Antrag nach § 80 Absatz 5 Satz 1 der Verwaltungsgerichtsordnung innerhalb einer 
Frist von einem Monat stellen und begründen. Die Frist beginnt mit dem Zeitpunkt, in dem 
der Beschwerte von den Tatsachen Kenntnis erlangt.

(3) Im Übrigen bleibt der bestehende Rechtsschutz unberührt.

(4) § 9 Absatz 2 und 3 bleibt unberührt.

§12

Zuständigkeit des Bundesverwaltungsgerichts

Das Bundesverwaltungsgericht entscheidet im ersten und letzten Rechtszug über 
sämtliche Streitigkeiten über Vorhaben nach § 2. Satz 1 ist auch anzuwenden für

1. auf diese Vorhaben und auf für deren Betrieb notwendige Anlagen bezogene Zulas­
sungen des vorzeitigen Baubeginns und Anzeigeverfahren sowie

2. Genehmigungen nach dem Bundes-Immissionsschutzgesetz für Anlagen, die für den 
Betrieb von Vorhaben nach § 2 notwendig sind.

§13

Obergangsregelungen

(1) Die Regelungen dieses Gesetzes sind auf bereits vor Inkrafttreten dieses Geset­
zes begonnene, aber noch nicht abgeschlossene Verfahren über Zulassungen für die Er­
richtung und die Inbetriebnahme von Anlagen nach § 2 Absatz 1 Nummer 1,2 und 4 sowie 
von Leitungen nach § 2 Absatz 1 Nummer 3 anzuwenden. Ein Verfahrensschritt, der bereits 
begonnen, aber noch nicht abgeschlossen wurde, ist neu zu beginnen, wenn er nach den
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Vorschriften dieses Gesetzes durchgeführt wird. Ein Verfahrensschritt nach Satz 2 muss 
nicht beendet werden, wenn er nach diesem Gesetz entfallen kann.

(2) Abweichend von Absatz 1 soll ein Verfahrensschritt, der bereits begonnen, aber 
noch nicht abgeschlossen wurde, nach den Vorschriften, die zum Zeitpunkt des Beginns 
des Zulassungsverfahrens galten, beendet werden, wenn der Verfahrensschritt hiernach 
schneller abgeschlossen werden kann.

(3) Für Verfahrensschritte, bei denen von einer Regelung nach den §§ 3 bis 10 Ge­
brauch gemacht worden ist und die mit Ablauf des 31. Juni 2025 noch nicht abgeschlossen 
sind, gelten die Bestimmungen dieses Gesetzes bis zum Abschluss des jeweiligen Verfah­
rensschrittes weiter.

(4) Fallen Verfahrensschritte nach diesem Gesetz weg, sind auch die entsprechenden 
Fehlerfolgenregelungen insoweit nicht anwendbar.

(5) Die Regelungen des § 9 sind auch auf vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes be­
gonnene, aber noch nicht abgeschlossene Vergabe- und Nachprüfungsverfahren anzuwen­
den, die die Vergabe öffentlicher Aufträge und Konzessionen für Vorhaben nach § 2 zum 
Gegenstand haben; für § 9 Absatz 1 Nummer 1, 2, 7, 8 und 9 sowie Absatz 4 gilt dies nur, 
sofern das Vergabeverfahren nach dem 24. Februar 2022 begonnen hat. Insbesondere 
sind § 9 Absatz 1 Nummer 3 bis 6 sowie die Regelungen zum Rechtsschutz nach § 9 Ab­
satz 2, 3 und 5 auch anzuwenden, wenn bereits vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes das 
Vergabeverfahren abgeschlossen oder der Vertrag geschlossen wurde. Der Fristbeginn in 
Fällen des § 9 Absatz 2 und 3 fällt bei bereits vor Inkrafttreten dieses Gesetzes begonnenen 
Nachprüfungsverfahren frühestens auf den Tag des Inkrafttretens dieses Gesetzes; soweit 
vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes geltende Fristen in Nachprüfungsverfahren früher 
ablaufen als die Fristen nach § 9 Absatz 2 und 3, sind die vor Inkrafttreten dieses Gesetzes 
geltenden Fristen bis zu ihrem Ablauf anzuwenden.

§14

Inkrafttreten, Außerkrafttreten

(1) Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft.

(2) Die §§ 1 bis 10 treten mit Ausnahme des § 5 Absatz 2 und des § 9 Abs. 2, 3 und 
5 mit dem Ablauf des 30. Juni 2025 außer Kraft. § 13 tritt mit Ablauf des 30. Juni 2027 au­
ßer Kraft.

Anlage

(zu § 2)

Nr. Vorhabenstandorte

1. Brunsbüttel (Schleswig-Holstein)

1.1 Anlage nach § 2 Absatz 1 Nr. 1 - FSRU (Standort: Hafen)

1.2 Anlage nach § 2 Absatz 1 Nr. 2 - Flüssigerdgas-Terminal (Standort: German 
LNG Terminal)
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1.3 Leitungen nach § 2 Absatz 1 Nr. 3 (Standort German LNG Terminal und 
Standort Hafen - Anschlusspunkt Gasfernleitungsnetz)

2. Wilhelmshaven (Niedersachsen)

2.1 Anlage nach § 2 Absatz 1 Nr. 1 - FSRU (Standort: Voslapper Groden)

2.2 Anlage nach § 2 Absatz 1 Nr. 1 - FSRU (Standort: NWO Terminal)

2.3 Anlage nach § 2 Absatz 1 Nr. 2 - Flüssigerdgas-Terminal (Standort: 
Voslapper Groden)

2.4 Leitungen nach § 2 Absatz 1 Nr. 3 (Standort Voslapper Groden - Anschluss­
punkt Gasfernleitungsnetz)

2.5 Leitungen nach § 2 Absatz 1 Nr. 3 (Standort NWO-Terminal-Anschlusspunkt 
Gasfernleitungsnetz)

3. Stade / Bützfleth (Niedersachsen)

3.1 Anlage nach § 2 Absatz 1 Nr. 1 - FSRU (Standort Hafen)

3.2 Anlage nach § 2 Absatz 1 Nr. 2 - Flüssigerdgas-Terminal (Standort: Hanse- 
atic Energy Hub)

3.3 Leitung nach § 2 Absatz 1 Nr. 3 (Standort Hafen und Hanseatic Energy Hub 
- Anschlusspunkt Gasfernleitungsnetz)

4. Hamburg / Moorburg (Hamburg)

4.1 Anlage nach § 2 Absatz 1 Nr. 1 - FSRU (Standort Hafen / Kraftwerk Moor­
burg)

4.2 Leitung nach § 2 Absatz 1 Nr. 3 (Standort Kraftwerk Moorburg - Anschluss­
punkt Gasfernleitungsnetz)

5. Rostock / Hafen (Mecklenburg-Vorpommern)

5.1 Anlage nach § 2 Absatz 1 Nr. 1 - FSRU (Standort Hafen)

5.2 Anlage nach § 2 Absatz 1 Nr. 2 - Flüssigerdgas-Terminal (Standort Hafen)

5.3 Leitungen nach § 2 Absatz 1 Nr. 3 an das Gasfernleitungsnetz

6. Lubmin (Mecklenburg-Vorpommern)

6.1 Anlage nach § 2 Absatz 1 Nr. 1 - FSRU

6.2 Leitung nach § 2 Absatz 1 Nr. 3 an das Gasfernleitungsnetz
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Begründung

A. Allgemeiner Teil

B. Besonderer Teil 

Zu § 1 (Zweck)

Mit dem am 24. Februar 2022 begonnenen Angriffskrieg Russlands gegen die Ukraine hat 
sich die energie- und sicherheitspolitische Bewertung der Abhängigkeit von russischen 
Gaslieferungen unvorhergesehen kurzfristig und fundamental geändert, ln der Folge ist 
eine Unterbrechung der bis dato für die nationale Energieversorgung zentralen russischen 
Erdgaslieferungen an Deutschland (aktuell 40% der nationalen Gasversorgung, bei einem 
Gesamtverbrauch von rund 1.000 TWh oder 96 Mrd. m3 pro Jahr) nicht mehr ausgeschlos­
sen. Hierdurch ist eine unvorhersehbare, außergewöhnliche und äußerst volatile Lage am 
Gasmarkt entstanden.

Vor diesem Hintergrund ist der unverzügliche und schnellstmögliche Aufbau einer unab­
hängigeren nationalen Gasversorgung äußerst dringlich und zwingend erforderlich.

Aufgrund der geringen Substituierbarkeit von Gas durch andere Energieträger muss zur 
Sicherstellung der Versorgung zwingend Gas aus anderen Quellen beschafft werden. Eine 
der wenigen Möglichkeiten Deutschlands, auf dem Weltmarkt kurzfristig zusätzliche Gas­
mengen zu beschaffen, ist der Einkauf verflüssigten Erdgases (LNG). Um das LNG in 
Deutschland anlanden, regasifizieren und weiterleiten zu können, ist der umgehende Aus­
bau der LNG-Importinfrastruktur (vgl. auch Begründung zu § 2) unverzichtbar.

Zur Versorgung der Verbraucherinnen und Verbraucher im Frühjahr und Sommer 2022 ge­
nügen die derzeitigen Erdgas- und LNG-Importe in Verbindung mit den gegenwärtig vor­
handenen rd. 64 TWh (Stand; 05.04.2022) in den nationalen Gasspeichern aufgrund des 
geringen Heizbedarfs grundsätzlich. Für die darauffolgende Heizperiode ist eine flächende­
ckende Versorgung derzeitig jedoch noch nicht gesichert. Bereits im Winter 2021/2022 war 
die Versorgung Deutschlands mit Erdgas durch geringe Speicherfüllstände gekennzeich­
net. Im Falle einer kurzfristigen Unterbrechung oder eines Komplettausfalls russischer Gas­
lieferungen, würde eine hinreichende Befüllung der Speicher im Sommer in Vorbereitung 
auf den nächsten Winter jedoch unmöglich; u.a. die Erfüllung der mit dem Gasspeicherge­
setz und der geplanten EU-Regulierung gesetzten Füllstandsvorgaben stünde in Gefahr. 
Eine solche Gasmangellage muss mit allen Kräften vermieden werden. Im Ergebnis könnte 
die staatliche Daseinsvorsorge- und die Energieversorgung für die Bürgerinnen und Bürger 
der Bundesrepublik Deutschland dann nicht mehr gewährleistet werden. Zudem könnte es 
zu hohen, in ihren Auswirkungen nur schwer abschätzbaren wirtschaftlichen Schäden kom­
men, insbesondere auch in Branchen, die zur kritischen Infrastruktur gehören (z.B. Pharma- 
oder Lebensmittelproduktion). Dort wäre mit Produktionsausfällen und damit einhergehen­
der Unterversorgung der Bevölkerung zu rechnen. Es liegt somit bei den Vorhaben nach § 
2 neben den äußerst dringlichen Gründen auch eine Gefährdung überragender öffentlicher 
Interessen vor (vgl. auch Begründung zu § 3).

Um die Möglichkeit für zusätzliche LNG-Importe zu schaffen, muss schnellstmöglich die 
Möglichkeit geschaffen werden, LNG auch in Deutschland zu regasifizieren und damit auf 
Ebene der Infrastruktur die Voraussetzung für den Bezug größerer LNG-Mengen zu ermög­
lichen. Die Kapazität der bisher vorhandenen, für Deutschland nur teilweise nutzbaren eu­
ropäischen LNG-Terminals kann - selbst bei einhundert prozentiger Auslastung - den Aus­
fall der russischen Lieferungen für Europa nur zu einem geringen Teil decken. Gleichzeitig
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sind mit dem Ausfall der russischen Pipeline- und LNG-üeferungen massive Preissteige­
rungen für Erdgas auf dem europäischen und internationalen Markt zu erwarten.

Ohne die schnellstmögliche Errichtung der entsprechenden LNG-Infrastruktur ist eine Sub­
stituierung des russischen Gases in dem zur Abwendung schwerster wirtschaftlicher Schä­
den zwingend erforderlichen Umfang auf absehbare Zeit nicht möglich. Bei einer vollstän­
digen Einstellung der Erdgaslieferungen aus Russland reichen insbesondere auch die auf 
dem Weltmarkt verfügbaren FSRUs nicht aus, um den Ausfall in den kommenden Jahren 
gänzlich zu kompensieren.

Daher bedarf es neben der Genehmigung von schwimmenden Speicher- und Regasifizie- 
rungseinheiten (FSRU), die kurzfristig angemietet und in Betrieb genommen werden kön­
nen, auch der schnellstmöglichen Errichtung und Inbetriebnahme landgebundener LNG- 
Terminals. Für feste und schwimmende LNG-Anlagen müssen auch die infrastrukturellen 
Voraussetzungen geschaffen werden. Die Anlagen müssen insbesondere an das Erdgas­
leitungsnetz angeschlossen und zum Teil Hafenanlagen angepasst werden.

Wegen der derzeitig bestehenden Ausnahmesituation, die eine schnelle und verlässliche 
Sicherung der Energieversorgung durch LNG erfordert, wird den Genehmigungsbehörden 
vorübergehend ermöglicht, von bestimmten Verfahrensanforderungen, insbesondere im 
Bereich der Umweltverträglichkeitsprüfung, abzusehen. Daneben wird Auftraggebern er­
möglicht, vorübergehend, vergaberechtliche Erleichterungen zur Beschleunigung der 
Vergabe öffentlicher Aufträge und Konzessionen anzuwenden. Ziel des Gesetzes ist es, 
alle Zulassungs- und Genehmigungsverfahren sowie die Vergabe öffentlicher Aufträge und 
Konzessionen erheblich schneller zu durchlaufen, als dies nach aktueller Rechtslage mög­
lich ist, und so zu zügigen Genehmigungen und Einbindung von LNG in den deutschen 
Markt zu gelangen. Um die schnellstmögliche Umsetzung effektiv zu gewährleisten, ist pa­
rallel auch der entsprechende Rechtsschutz jeweils zu beschleunigen. Diese Anpassungen 
sind ein äußerst wichtiger Beitrag für die Versorgungssicherheit in Deutschland und auf­
grund der dadurch entstehenden Unabhängigkeit von Russland auch für die Sicherheit in 
Europa.

Die landgebundenen LNG-Terminals und die für die Anbindung der LNG Anlagen erforder­
lichen Erdgasleitungen sollen bereits wasserstoff-ready geplant werden, um eine möglichst 
frühzeitige Umstellung auf Wasserstoff zu ermöglichen. Dies wird in § 5 Absatz 2 auch 
rechtlich abgesichert. Das Gesetz steht damit im Einklang mit den Klimaschutzzielen des 
Bundes-Klimaschutzgesetzes und trägt der Vorgabe des Bundesverfassungsgerichts aus 
seinem Beschluss vom 24. März 2021 Rechnung, frühzeitig transparente Maßgaben für die 
weitere Ausgestaltung der Treibhausgasreduktion zu formulieren, die Orientierung bieten 
und ein hinreichendes Maß an Entwicklungsdruck und Planungssicherheit vermitteln.

Zu § 2 (Anwendungsbereich)

Aktuell ändern sich in Deutschland die Grundlagen der Energieversorgung erheblich. Die 
zügige Realisierung von LNG-Vorhaben in den Küstenregionen liefert einen bedeutenden 
Beitrag zur Gewährleistung der Versorgungssicherheit und zur Erreichung der in § 1 ge­
nannten Zwecke. Es gilt im Interesse einer sicheren und diversifizierten Gasversorgung in 
Deutschland die Voraussetzungen für einen schnellstmöglich zu realisierenden Ausbau der 
LNG-Infrastruktur in den Küstenregionen zu schaffen und damit einen Beitrag zur Bewälti­
gung der Krisensituation zu leisten.

Zu Absatz 1

Absatz 1 regelt den sachlichen Anwendungsbereich des Gesetzes.

Dieser umfasst sowohl die stationären schwimmenden Anlagen (Nummer 1) und die stati­
onären landgebundenen Anlagen (Nummer 2) als auch den gesamten Leitungsausbau
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samt weiterer (Teil-) Anlagen, sofern sie nicht bereits unter die Nummern 1 und 2 fallen 
(Nummer 3) sowie die hierfür erforderlichen Gewässerausbauten und Gewässerbenutzun­
gen (Nummer 4).

Zu Nummer 1

Erfasst werden stationäre schwimmende Anlagen zur Einfuhr, Entladung, Lagerung und 
Wiederverdampfung von verflüssigtem Erdgas, auch bezeichnet als „Floating Storage and 
Regasification Units“ (FSRU's). Kern der schwimmenden Anlage ist ein spezielles Schiff, 
welches mit bestehenden, den Stand der Technik entsprechenden Feuerungsanlagen 
(Dampfkesseln, Verbrennungsmotorenanlagen) die Anlandung, Entladung, Speicherung 
und Wiederverdampfung von verflüssigtem Erdgas (LNG) ermöglicht. Flüssiges Erdgas 
wird dabei von einem LNG-Tanker in eine schwimmende Anlage umgeladen und durch 
Erhitzung erneut in einen gasförmigen Zustand umgewandelt. Für die Erwärmung des ver­
flüssigten Erdgases (LNG) wird regelmäßig Seewasser als Grundlage genutzt. Das wieder­
verdampfte Gas wird dann aus der schwimmenden Anlage über eine kurze Verbindungs­
leitung in die Hafenanlagen gepumpt und von dort ins Gasfernleitungsnetz eingespeist.

Zu Nummer 2

Erfasst werden stationäre landgebundene Anlagen zur Einfuhr, Entladung, Lagerung und 
Wiederverdampfung von verflüssigtem Erdgas. Der Anlagenbegriff erfasst dabei insbeson­
dere sog. ortsfeste LNG-Terminals, welche zur Entladung von LNG-Tankern, Regasifizie- 
rung und Einspeisung des Erdgases in das Gasnetz dienen und/oder die Einlagerung des 
verflüssigten Erdgases bzw. den Weitertransport ermöglichen.

Zu Nummer 3

Bestandteil der Nummer 3 sind u.a. die Anbindungsleitungen von LNG-Anlagen an das 
Fernleitungsnetz im Sinne des § 43 Absatz 1 Satz 1 Nummer 6 des Energiewirtschaftsge­
setzes (EnWG). Eine spätere Umstellung der neuen Leitungen auf eine Wasserstofftaug­
lichkeit (sog. Wasserstoff-Readiness) ermöglicht bereits das geltende Recht (§ 43I Absatz 
8 EnWG). Diese soll aus Klimaschutzgründen so früh wie möglich erfolgen.

Enthalten sind zudem die für den Betrieb von Anbindungsleitungen von LNG-Anlagen not­
wendigen Anlagen, welche auf Antrag des Vorhabenträgers in das Zulassungsverfahren 
integriert werden können.

Zu Nummer 4

Erfasst werden Gewässerausbauten und Gewässerbenutzungen, die für Errichtung und 
Betrieb der Anlagen nach Nummer 1 oder 2 erforderlich sind. Dies kann etwa das Schaffen 
oder Vergrößern von Zufahrten für LNG-Tankschiffe mittels Vertiefungen umfassen oder 
aber die Nutzung von Seewasser zur Wiederverdampfung des verflüssigten Erdgases.

Zu Absatz 2

Der Absatz verweist auf einzelne Vorhaben in der Anlage.

Die in der Anlage erfassten Standorte erscheinen für die Erfüllung des Gesetzeszwecks 
von herausragender Eignung. An diesen Standorten kann davon ausgegangen werden, 
dass durch LNG-Vorhaben ein zügiger und quantitativ wesentlicher Beitrag zur Sicherung 
der Versorgung Deutschlands mit LNG geleistet werden kann. Die Standorte verfügen 
sämtlich über die erforderlichen geografischen und nautischen Bedingungen, um LNG-Vor­
haben grundsätzlich realisieren zu können bzw. zügig die entsprechenden Voraussetzun­
gen schaffen zu können.
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Ob und wie ein Vorhaben beantragt, genehmigt und realisiert wird und ob im konkreten Fall 
die Verfahrenserleichterungen, die in diesem Gesetz vorgesehen sind, zur Anwendung 
kommen, wird erst in den Planungs- und Zulassungsverfahren entschieden. Die Anlage 
enthält keine verbindlichen Festlegungen über die Ausführung eines Vorhabens oder den 
konkreten Verlauf der Leitungen.

Vorhaben außerhalb des Anwendungsbereichs dieses Gesetzes können weiterhin realisiert 
werden und unterliegen den allgemeinen planungsrechtlichen Kriterien und Regelverfah­
ren.

Zu Absatz 3

Absatz 3 stellt klar, dass dieses Gesetz auch für die Vergabe öffentlicher Aufträge und Kon­
zessionen für die Vorhaben nach Absatz 2 gilt. Für Beschaffungen für Vorhaben nach § 2 
sind daher insbesondere - aber nicht nur - die Regelungen über beschleunigte Vergabe- 
und Nachprüfungsverfahren nach § 9 zu beachten.

Zu § 3 (Besonderes Interesse)

Die Anlage enthält abschließend die insgesamt 18 Gesamtvorhaben, für die die Regelun­
gen dieses Gesetzes gelten. Diese Vorhaben können der Gewährleistung der Versorgungs­
sicherheit in besonderem Maße dienen. Den Häfen in Norddeutschland kommt eine Schlüs­
selfunktion zu. Es bedarf eines Ausbaus der gesamten LNG-Infrastruktur, damit das ver­
flüssigte Gas nach Deutschland geliefert werden kann und in das Fernleitungsnetz einge­
speist werden kann. Derzeit steht der Bau von LNG-Terminals an den in der Anlage ge­
nannten Standorten in der Diskussion. Für diese Standorte schafft das Gesetz eine gesetz­
liche Planrechtfertigung und ein beschleunigtes Zulassungs- und Vergabeverfahren. Bei 
den in der Anlage erfassten Vorhaben handelt sich um Vorhaben von überregionaler Be­
deutung. Sie gehen nach Bedeutung und Auswirkung über das Gebiet eines Landes hinaus. 
Die räumliche Verteilung der erfassten Infrastrukturen dient dazu, die Realisierung im ge­
samtstaatlichen Interesse zu steuern und so zur Verwirklichung der politischen Ziele der 
Gewährleistung der Versorgungssicherheit und der Schaffung einer zukunftsoffen diversifi­
zierten Gasversorgung beizutragen. Es besteht zudem eine besondere Dringlichkeit der 
Realisierung von einzelnen Vorhaben in der Küstenregion, die eine Aufnahme in die Anlage 
rechtfertigen. Der Ausbau der LNG-Infrastruktur in Deutschland und damit zusammenhän­
gend die Realisierung der Vorhaben sind von grundsätzlicher Bedeutung. Sie bedürfen aus 
zwingenden Gründen des öffentlichen Interesses einer schnellstmöglichen Umsetzung.

Mit der Aufnahme in der Anlage werden für die darin enthaltenen Vorhaben die energiewirt­
schaftliche Notwendigkeit und der Bedarf zur schnellstmöglichen Gewährleistung der Ver­
sorgung der Allgemeinheit mit Gas festgestellt. Damit liegt die Planrechtfertigung vor. Eine 
Verpflichtung zur Realisierung der Vorhaben entsteht durch die Aufnahme in die Anlage 
nicht. Es handelt sich lediglich um eine Verfahrenserleichterung.

Die Energieversorgung im Allgemeinen und die Sicherstellung einer auch ökologisch nach­
haltigen Energieversorgung dienen dem grundlegenden Gemeinwohlzweck. Daher wird mit 
Satz 4 für die dem Anwendungsbereich dieses Gesetzes unterfallenden Vorhaben ein über­
ragendes öffentliches Interesse festgestellt. Die Energieversorgung ist Teil der Daseinsvor­
sorge und nach der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts unerlässlich für die 
Sicherung einer menschenwürdigen Existenz (BVerfG Urt. v. 17.12.2013 - 1 BvR 3139/08, 
1 BvR 3386/08 - BVerfGE 134, 242 ff. - Garzweiler II). Für die in der Anlage erfassten 
Vorhaben spricht daher ein überragender öffentlicher Zweck. Das normierte überragende 
öffentliche Interesse geht mit hohem Gewicht in sämtliche Abwägungsentscheidungen ein. 
Die legislative Grundentscheidung wirkt auf alle Entscheidungen, z.B. auch und insbeson­
dere bei vorläufigen und endgültigen Entscheidungen in Vergabenachprüfungsverfahren 
(vgl. im Einzelnen in § 9 Absatz 2 und 3), sowie bei Duldungsverfügungen oder Entschei­
dungen über einen vorzeitigen Baubeginn. Insoweit besteht gleichfalls ein öffentliches
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Interesse im Sinne von § 69 Absatz 2 des Wasserhaushaltsgesetzes (WHG) in Verbindung 
mit § 17 Absatz 1 Nummer 2 WHG an dem vorzeitigen Beginn, da die frühzeitige Realisie­
rung der Gewässerbenutzung aus Gründen des allgemeinen Wohls zu befürworten ist.

Zudem sind die Vorhaben im Interesse der öffentlichen Sicherheit erforderlich. Für ggf. not­
wendige naturschutzrechtliche Ausnahmegenehmigungen nach § 34 Absatz 4 bzw. § 45 
Abs. 7 Satz 1 Nummer 4 des Bundesnaturschutzgesetzes (BNatSchG) kommt die öffentli­
che Sicherheit als einer der aufgezählten Gründe in Betracht. Die Feststellung, dass die 
Vorhaben im Interesse der öffentlichen Sicherheit erforderlich sind, dient ebenfalls einer 
zügigen Projektrealisierung.

Zu § 4 (Ausnahmen von der Umweltverträglichkeitsprüfung)

Zu Absatz 1

Mit § 4 wird Artikel 2 Absatz 4 der Richtlinie 2011/92/EU des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 13. Dezember 2011 über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP-Richtli- 
nie) für die Sondersituation zur Abwendung einer drohenden Gasmangellage in Deutsch­
land aufgrund der Bedrohungslage durch Russland in das nationale Recht umgesetzt. Ab­
satz 1 sieht vor, dass die zuständige Behörde bei Vorhaben im Anwendungsbereich dieses 
Gesetzes das Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) nach Maßgabe der 
Absätze 2 bis 5 nicht anwendet, wenn sie bei der Prüfung der Zulassung für das konkrete 
Vorhaben zu der Einschätzung kommt, dass eine beschleunigte Zulassung unter Verzicht 
auf Verfahrensschritte nach dem UVPG einen relevanten Beitrag leisten kann, eine dro­
hende Krise der Gasversorgung in Deutschland zu bewältigen oder abzuwenden, weil in 
dieser Krisensituation auch eine in Monaten oder Wochen gemessene Verzögerung und 
damit potentielle Versorgungslücke unbedingt zu vermeiden ist. Damit sind sowohl die Fälle 
umfasst, in denen eine Krise der Gasversorgung bereits besteht, als auch Fälle, in denen 
eine Krise der Gasversorgung droht. Von einem relevanten Beitrag ist regelmäßig auszu­
gehen, wenn über die konkrete Anlage mehr als nur geringfügig LNG eingespeist werden 
kann und soll und die Gasmangellage weiterhin vorliegt oder weiter droht, wofür eine Gas­
warnstufe nach dem Notfallplan Gas nach der Verordnung (EU) 2017/1938 des Europäi­
schen Parlaments und des Rates vom 25. Oktober 2017 über Maßnahmen zur Gewährleis­
tung der sicheren Gasversorgung und zur Aufhebung der Verordnung (EU) Nr. 994/2010 
(SoS-VO) ein Indiz ist, und sie nicht zwischenzeitlich durch andere neu hinzugekommene 
sichere Bezugsquellen dauerhaft weggefallen ist. Von einem mengenmäßig relevanten Bei­
trag kann regelmäßig ausgegangen werden, wenn das Vorhaben eine jährliche Regasifi- 
zierungskapazität von zumindest 5 Mrd. m3 erreicht bzw. überschreitet. Anbindungsleitun­
gen nach § 2 Absatz 1 Nummer 3 leisten regelmäßig einen relevanten Beitrag dazu, eine 
Krise der Gasversorgung abzuwenden, wenn sie zur Anbindung einer Anlage, für die die 
Behörde nach ihrer Einschätzung von einem solchen Beitrag ausgeht, an das Fernleitungs­
netz benötigt werden. Entsprechendes gilt für Gewässerausbauten nach § 2 Absatz 1 Num­
mer 4, wenn diese für die Errichtung und den Betrieb der Anlage erforderlich sind.

Die Entscheidung von der Ausnahme Gebrauch zu machen, obliegt der zuständigen Be­
hörde im Einzelfall. Der europarechtlich zwingend vorgegebenen Anforderung aus der 
UVP-Richtlinie, auch im ausnahmsweisen Fall der Berufung auf Artikel 2 Absatz 4 den Zie­
len der UVP-Richtlinie möglichst weitgehend zu entsprechen, wird Rechnung getragen ins­
besondere dadurch, dass die anderweitigen fachrechtlichen formellen und materiellen An­
forderungen zum Schutze der Umwelt und damit auch der Schutzgüter der UVP-Richtlinie 
unberührt bleiben (s.u. zu § 4 Absatz 3) und zugleich ein unverzichtbarer Mindeststandard 
für die Öffentlichkeitsbeteiligung gewahrt bleibt (s.u. zu § 5 ff.). Im Übrigen sieht der § 4 
Absatz 5 die Information der EU-Kommission über die Geltendmachung der Ausnahme im 
Einzelfall vor; das vorgesehene Verfahren richtet sich hier eng an der von der EU-Kommis­
sion für diese Konstellationen vorgesehenen Vorgehensweise aus (s.u. § 4 Absatz 4 und 
Absatz 5, vgl. auch die Bekanntmachung der EU-Kommission im Amtsblatt der
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Europäischen Union vom 14.11.2019, DOK 2019 / C 386 / 05 „Leitfaden zur Anwendung 
der Ausnahmen im Rahmen der Richtlinie über die Umweltverträglichkeitsprüfung'').

Zu Absatz 2

Macht die zuständige Behörde nach Absatz 1 von der Nichtanwendung des UVPG Ge­
brauch, so entfallen damit beispielsweise die Pflicht des Antragstellers zur Erstellung eines 
UVP-Berichts sowie die Aufgabe der zuständigen Behörde, die, Öffentlichkeit nach den 
UVP-rechtlichen Vorschriften zu beteiligen (§§ 18 bis 22 UVPG) sowie zur Erstellung einer 
zusammenfassenden Darstellung (§ 24 UVPG) und einer begründeten Bewertung (§ 25 
Absatz 1 UVPG), nicht nur, soweit diese Vorgaben im UVPG geregelt sind, sondern auch, 
soweit sich solche die Umweltverträglichkeitsprüfung betreffenden Vorgaben aus anderen 
Gesetzen, ergeben. So regelt grundsätzlich die Neunte Verordnung zur Durchführung des 
Bundes-Immissionsschutzgesetzes (Verordnung über das Genehmigungsverfahren - 9. 
BImSchV), welchen Anforderungen das immissionsschutzrechtliche Genehmigungsverfah­
ren für Anlagen genügen muss, für die nach dem Gesetz über die Umweltverträglichkeits­
prüfung eine Umweltverträglichkeitsprüfung durchzuführen ist. Nur dann, wenn nach § 4 
Absatz 1 des LNGG die gesetzlichen Vorgaben zur Umweltverträglichkeitsprüfung aus­
nahmsweise unangewendet bleiben, findet beispielsweise § 12 Absatz 1 Satz 2 der 9. BIm­
SchV, wonach bei UVP-pflichtigen Vorhaben eine Einwendungsfrist von einem Monat nach 
Ablauf der Auslegungsfrist gilt, keine Anwendung.

Zu Absatz 3

Absatz 3 stellt klar, dass die weiteren Zulassungsvoraussetzungen nach anderen fachrecht­
lichen Vorschriften unberührt bleiben, soweit sich aus den nachfolgenden Bestimmungen 
nicht etwas anderes ergibt. Zu den nachfolgenden Bestimmungen gehören sowohl Absatz 
4 bis 5 als auch die §§6-8, 10 und 13. Das Schutzniveau für Umwelt und Gesundheit 
bleibt auf diese Weise gewahrt. Zugleich wird sichergestellt, dass durch die Inanspruch­
nahme der Ausnahmemöglichkeit nach Art. 2 Abs. 4 UVP-Richtlinie die Ziele der Richtlinie 
- d.h. der Schutz der Rechtsgüter dieser Richtlinie - auch ohne die Durchführung einer 
Umweltverträglichkeitsprüfung im Rahmen der Prüfung der Zulassungsvoraussetzungen 
Berücksichtigung finden.

Zu Absatz 4

Absatz 4 bestimmt, dass der Öffentlichkeit vor Erteilung der Zulassung bestimmte Informa­
tionen zugänglich zu machen sind. Hierzu gehören der Entwurf der Zulassungsentschei­
dung einschließlich der Begründung, zumindest die wesentlichen Antragsunterlagen, ein­
schließlich der vorhandenen Unterlagen, mit denen die wesentlichen Auswirkungen des 
Vorhabens auf die Umwelt dargestellt werden, sowie die Gründe gern. § 4 Abs. 1 für die 
Gewährung der Ausnahme von den Anforderungen nach dem UVPG. Bei dem Entwurf der 
Zulassungsentscheidung nach Absatz 4 Nummer 1 handelt es sich um die Zulassungsent­
scheidung, wie sie die Behörde zu treffen beabsichtigt Die Behörde hat nach Absatz 4 Num­
mer 2 die aufgrund des Zulassungsverfahrens vorhandenen Unterlagen der Öffentlichkeit 
zugänglich zu machen.

Mit dieser Regelung soll entsprechend den europarechtlichen Anforderungen ein Mindest­
maß an Transparenz auch in der Ausnahmekonstellation sichergestellt werden, die einen 
Verzicht auf Vorgaben der UVP-Richtlinie erlaubt.

Die Vorgaben zur Zugänglichmachung gelten nur für die abschließenden Zulassungstatbe­
stände. Sie gelten nicht für vorläufige Entscheidungen über vorläufige Maßnahmen wie 
etwa einen vorzeitigen Baubeginn oder eine vorzeitige Besitzeinweisung.

Die Zugänglichmachung erfolgt für die Dauer von vier Tagen. Diese erfolgt mittels Ausle­
gung in Räumen der Zulassungsbehörde und mittels Veröffentlichung auf der Internetseite
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der Zulassungsbehörde. Die Auslegung kann durch Auslegung der Unterlagen in Papier­
form oder mittels elektronischer Lesegeräte erfolgen. Soweit dies technisch und mit gerin­
gem Aufwand möglich ist und zu keinen Verzögerungen führt, sollte die zuständige Behörde 
die Informationen zusätzlich über das jeweils einschlägige zentrale Internetportal (UVP- 
Portal des Bundes oder der Länder) zugänglich machen, um die Transparenz zu erhöhen 
und die Auffindbarkeit der Informationen zu erleichtern.

Zu Absatz 5

Artikel 2 Absatz 4 UVP-Richtlinie sieht vor, dass die Mitgliedstaaten die Europäische Kom­
mission vor Erteilung der Genehmigung über die Gründe für die Gewährung dieser Aus­
nahme unterrichten und ihr die Informationen übermitteln, die sie gegebenenfalls ihren ei­
genen Staatsangehörigen zur Verfügung stellen. Aus diesem Grund sieht Absatz 5 vor, 
dass die zuständige Behörde das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, nukleare 
Sicherheit und Verbraucherschutz über das Vorliegen der Voraussetzungen des Absatz 1 
für ein Zulassungsverfahren unterrichtet und ihm die Informationen, die es nach Absatz 4 
der Öffentlichkeit zugänglich macht, übermittelt. Das Bundesministerium für Umwelt, Natur­
schutz, nukleare Sicherheit und Verbraucherschutz unterrichtet dann die Europäische Kom­
mission und übermittelt ihr die Informationen nach Satz 1. Die Übermittlung der Informatio­
nen durch die zuständige Behörde hat mindestens vier Tage vor der Zulassungsentschei­
dung zu erfolgen, da die Europäische Kommission nach den Vorgaben der UVP-Richtlinie 
vor Erteilung der Genehmigung unterrichtet werden muss. Das für Angelegenheiten des 
Umweltschutzes zuständige Bundesministerium nimmt dabei keine inhaltliche Prüfung der 
Behördenentscheidung vor, sondern unterrichtet die Europäischen Kommission lediglich 
über die Entscheidung zur Gewährung der Ausnahme durch die zuständige Behörde.

Zu § 5 (Maßgaben für die Anwendung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes und 
der Industriekläranlagen-Zulassungs- und Überwachungsverordnung)

Zu Absatz 1

Absatz 1 enthält Maßgaben, soweit bei der Zulassung von unter dieses Gesetz fallenden 
Anlagen Regelungen des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) heranzuziehen 
sind.

Zu Nummer 1

Die in § 10 Absatz 3 Satz 2 BImSchG vorgesehene Auslegungsfrist von einem Monat wird 
auf eine Woche verkürzt.

Zu Nummer 2

Die in § 10 Absatz 3 Satz 4 BImSchG vorgesehenen Einwendungsfristen von zwei Wochen 
beziehungsweise - bei Anlagen nach der Industrieemissions-Richtlinie - einem Monat wer­
den auf eine Woche verkürzt.

Zu Nummer 3

Nach § 10 Absatz 6 BImSchG steht die Durchführung eines Erörterungstermins im Ermes­
sen der Genehmigungsbehörde.

Mit dem Ziel einer Befriedung oder einer verstärkten Erläuterung kann die Genehmigungs­
behörde einen Erörterungstermin durchführen. Bei Vorhaben im Anwendungsbereich des 
Gesetzes kann wegen der hohen Eilbedürftigkeit der Realisierung auch auf den Erörte­
rungstermin verzichtet werden.
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Nummer 4 bestimmt, dass eine Genehmigung nach § 4 des BImSchG für Anlagen nach § 
2 Absatz 1 Nummer 1 und 2 zwingend zu befristen ist. Sie kann längstens bis zum 31. 
Dezember 2043 befristet erteilt werden.

Das Bundesklimaschutzgesetz normiert das Ziel der Emissionsminderung bis 2040 um 
mind. 88 Prozent. Bis 2045 soll Treibhausgasneutralität erreicht werden. Aufgrund nicht 
vermeidbarer Emissionen in den Bereichen Industrie und Landwirtschaft ist es erforderlich, 
bis 2040 keine emissionsbehaftete Energiewandlung zur Strom- oder Wärmeproduktion in 
nennenswerten Umfang zuzulassen. Daher ist eine Befristung bis 2043 vorgesehen. Erd­
gas wird als Energieträger zu diesem Zeitpunkt nahezu vollständig ersetzt sein.

Die Regelung stellt Kohärenz zwischen dem Bedürfnis kurz- bis mittelfristig zusätzliche Ka­
pazitäten zur Einspeisung von Erdgas in das Fernleitungsnetz aufgrund der veränderten 
energie- und sicherheitspolitischen Bewertung der Abhängigkeit von russischen Erdgaslie­
ferungen zu schaffen und der Einhaltung der gesetzlich normierten Klimaschutzziele. So 
schafft die Regelung im Einklang und zur Umsetzung der Vorgaben des Bundesverfas­
sungsgerichts aus seinem Beschluss vom 24. März 2021 (vgl. Begründung zu § 1) auch 
Planungssicherheit für die Betreiber und erlaubt es ihnen, die Befristung bereits im Vor­
hinein kalkulatorisch zu berücksichtigen.

Zu Absatz 2

Absatz 2 Satz 1 bestimmt, dass eine Genehmigung nach § 4 BImSchG für den Betrieb einer 
Anlage nach § 2 Absatz 1 Nummer 1 und 2 über das Jahr 2043 hinaus nur für den Betrieb 
mit klimaneutralen Wasserstoff oder für den Betrieb mit einem Derivat von klimaneutralem 
Wasserstoff erteilt werden kann. Die Regelung trägt dem Umstand Rechnung, dass mit der 
Dekarbonisierung der Energiewandlung ein erhöhter Bedarf an Wasserstoff einhergehen 
wird. Der Weiterbetrieb der Anlagen, die zunächst im Rahmen dieses Gesetzes zur Schaf­
fung zusätzlicher Kapazitäten zur Einspeisung von Erdgas in das Fernleistungsnetz zwecks 
Abwendung einer Versorgungskrise beschleunigt zugelassen werden, ab Mitte des nächs­
ten Jahrzehnts, spätestens jedoch ab dem 1. Januar 2044 auf Basis von klimaneutralem 
Wasserstoff oder einem Derivat hiervon ist daher sinnvoll und beabsichtigt. Dabei steht es 
den Betreibern frei, ob sie ihre Anlagen über das Jahr 2043 weiterbetreiben wollen. Mit der 
Regelung wird den Betreibern jedoch bereits vor Inbetriebnahme der Anlage ein Weg zur 
Nutzung über das Jahr 2043 hinaus, aufgezeigt. Auch dies schafft Planungssicherheit.

Nach Absatz 2 Satz 2 ist die Genehmigung nach Satz 1 spätestens zum 1. Januar 2035 zu 
beantragen. Die Regelung trägt dem Umstand Rechnung, dass neben regulären Genehmi­
gungsverfahren auch Umbauten an den Anlagen zu erfolgen haben. Damit soll sicherge­
stellt werden, dass der Weiterbetrieb der Anlagen, sofern dieser durch die Betreiber beab­
sichtigt ist, spätestens zum 1. Januar 2044 erfolgen kann.

Zu Absatz 3

Absatz 3 verweist für die Öffentlichkeitsbeteiligung nach § 4 der Industriekläranlagen-Zu- 
lassungs- und Überwachungsverordnung (IZÜV) auf die Maßgaben des Absatzes 1 Nr. 1 
bis 3.

Zu § 6 (Maßgaben für die Anwendung des Bundesnaturschutzgesetzes)

Im Rahmen des Verfahrens zur Zulassung von Anlagen nach § 2 kann - nach Maßgabe 
des Fachrechts - die naturschutzrechtliche Eingriffsregelung der §§13 ff. des BNatSchG 
zu prüfen sein. Diese sieht vor, dass erhebliche Beeinträchtigungen von Natur und Land­
schaft zu vermeiden und - soweit unvermeidbar - zu kompensieren sind. Zur Kompensa­
tion werden in § 6 konkretisierende Regelungen getroffen.

Zu Nummer 4
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Die Übrigen Regelungen des BNatSchG, insbesondere § 18, bleiben unberührt.

Zu Nummer 1

Es wird geregelt, unter welchen Voraussetzungen und nach welchen Maßgaben die Fest­
setzung von Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen im Sinne der Eingriffsregelung von der 
Zulassungsentscheidung über ein Vorhaben im Sinne von § 2 zeitlich entkoppelt werden 
kann.

Der Zulassungsbehörde wird die Möglichkeit eingeräumt, die Festsetzung von Ausgleichs­
und Ersatzmaßnahmen im Sinne des § 15 Absatz 2 des BNatSchG von der Zulassung 
eines Vorhabens im Sinne des § 2 zeitlich zu entkoppeln. So kann die Festsetzung der 
Maßnahmen bis zu zwei Jahre nach der Erteilung der Zulassungsentscheidung erfolgen. 
Eine zeitliche Entkoppelung ist in Konstellationen sinnvoll, in denen die Dringlichkeit zur 
Erteilung einer Zulassung besteht und das Zulassungsverfahren nicht durch die Konzipie­
rung von Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen und die behördliche Prüfung der vorgeschla­
genen Maßnahmen verzögert werden soll.

Absatz 1 Nummer 1 Satz 2 stellt klar, dass die erforderlichen Angaben im Sinne des § 17 
Absatz 4 Satz 1 Nummer 2 BNatSchG - insbesondere solche zum Ausgleich und Ersatz 
des Eingriffs - vom Vorhabenträger nicht bereits bei der Zulassungsentscheidung über das 
Vorhaben, sondern erst nachträglich vor der Entscheidung über die nachträgliche Festset­
zung zu machen sind.

Durch Absatz 1 Nummer 1 Satz 3 wird klargestellt, dass § 15 Absatz 4 Satz 2 BNatSchG, 
der die Festsetzung des Unterhaltungszeitraums von Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen 
im Zulassungsbescheid vorsieht, entsprechend anzuwenden ist. Dies bedeutet, dass bei 
einer nachträglichen Festsetzung im Sinne des Absatzes 1 Nummer 1 Satz 1 auch der 
Unterhaltungszeitraum erst mit dieser Entscheidung festgesetzt wird. [...]

Zu Nummer 2

Es wird zudem der Zeitraum der Umsetzung von festgesetzten Ausgleichs- und Ersatzmaß­
nahmen flexibilisiert. Demnach steht dem Vorhabenträger nach der -gegebenenfalls nach­
träglich im Sinne des Absatz 1 erfolgten - Festsetzung ein Zeitraum von weiteren drei Jah­
ren zur Verfügung um mit der Umsetzung der Maßnahmen zu beginnen.

Zu § 7 (Maßgaben für die Anwendung des Wasserhaushaitsgesetzes)

Die Regelung enthält Maßgaben zur Anwendung der betreffenden Vorschriften des Was­
serhaushaltsgesetzes (WHG).

In den Nummern 1 - 3 werden Abweichungen vom Verfahrensrecht geregelt.

Zu Nummer 1

Nummer 1 bestimmt, dass der Plan für die Dauer von mindestens einer Woche zur Einsicht 
auszulegen ist. Ziel der Regelung ist es, das behördliche Verfahren deutlich zu beschleuni­
gen. Dies ist zur Erreichung des Gesetzeszwecks zwingend geboten. Die in den Anwen­
dungsbereich des Gesetzes fallenden Vorhaben können nur dann unverzüglich realisiert 
werden, wenn ein insgesamt beschleunigtes Zulassungsverfahren die in allen Verfahrens­
schritten notwendigen zeitlichen Raffungen ermöglicht.

Zu Nummer 2

Nummer 2 verkürzt zudem die von der zuständigen Behörde festzulegende Frist für das 
Erheben von Einwendungen gegen den Plan für jeden, dessen Belange durch das



-26-

Vorhaben berührt werden, auf eine Woche. Die kurze Frist dient auch hier der Straffung 
des gesamten Verfahrens und somit der unverzüglichen Realisierung der betreffenden Vor­
haben.

Zu Nummer 3

Nach Nummer 3 Satz 1 soll die zuständige Behörde vom obligatorischen Erörterungstermin 
absehen, da hierdurch dem Ziel der größtmöglichen Verfahrensbeschleunigung Rechnung 
getragen werden kann. Die Möglichkeit des Abhaltens eines Erörterungstermins bleibt der 
zuständigen Behörde jedoch weiterhin erhalten, wenn diese die Durchführung eines Erör­
terungstermin etwa als potentiell befriedend und somit verfahrensbeschleunigend beurteilt.

Nummer 3 Satz 2 eröffnet der Behörde die Möglichkeit, die Art der Durchführung des Erör­
terungstermins frei zu wählen.

Zu Nummer 4

Nach Nr. 4 wird durch eine Regelvermutung im Sinne der Verfahrensbeschleunigung klar­
gestellt, dass durch die Entnahme und Wiedereinleitung von Wasser zum Zwecke der Re- 
gasifizierung von verflüssigtem Erdgas keine schädlichen, auch durch Nebenbestimmun­
gen nicht vermeidbaren oder nicht ausgleichbaren Gewässerveränderungen im Sinne des 
§ 12 Absatz 1 Nummer 1 WHG zu erwarten sind. Bei der Entnahme und Wiedereinleitung 
von Wasser zu den genannten Zwecken muss insbesondere sichergestellt werden, dass 
Kühlwasserfrei von Schadorganismen (insbesondere Bakterien und Legionellen) bleibt. Zu 
diesem Zwecke muss durch Auflagen zugunsten des betroffenen Gewässers zusätzlich si­
chergestellt werden, dass bei der Vermeidung des Entstehens von Schadorganismen auf 
den Einsatz von Bioziden verzichtet wird und diese durch entsprechende biozidfreie Stoffe 
ersetzt werden. Darüber hinaus sind in den Nebenbestimmungen standortspezifisch Rege­
lungen im Hinblick auf die Gewässertemperatur angezeigt.

Zu § 8 (Maßgaben für die Anwendung des Energiewirtschaftsgesetzes)

Der Ausbau der LNG-Infrastruktur in Deutschland ist ein sehr wichtiges Anliegen und Vo­
raussetzung für die Aufnahme von LNG in das nationale Leitungsnetz. Die Fernleitungs­
netzbetreiber sind aufgrund der Gasnetzzugangsverordnung verpflichtet, die erforderlichen 
Leitungen zwischen LNG-Anlagen und dem Fernleitungsnetz zu errichten und die LNG- 
Anlagen an das Fernleitungsnetz anzuschließen. Dies dient dem zentralen Interesse an 
einer sicheren und diversifizierten Gasversorgung in Deutschland.

Um den Beteiligten eine möglichst frühzeitige Rechts- und Planungssicherheit bei der Er­
richtung von LNG-Anschlussleitungen zu ermöglichen, bedarf es der Anpassung der Vor­
gaben des Energiewirtschaftsgesetzes. Die Maßgaben stellen sicher, dass die erforderli­
chen Anbindungsleitungen zeitnah realisiert werden können.

Zu Absatz 1

Zu Nummer 1

Die spezialgesetzlichen Vorschriften in den §§ 43 ff. des Energiewirtschaftsgesetzes 
(EnWG) ändern die allgemeinen Regelungen über das Planfeststellungsverfahren im Ver­
waltungsverfahrensgesetz zum Zweck der Verfahrensstraffung und -beschleunigung teil­
weise ab. Der Ablauf des Planfeststellungsverfahrens ist im Wesentlichen in § 73 des Ver­
waltungsverfahrensgesetzes (VwVfG) bzw. in den Verwaltungsverfahrensgesetzen der 
Länder festgeschrieben. Diese Vorschrift wird bereits durch § 43a EnWG modifiziert.

Zum Zwecke der weiteren Beschleunigung der Errichtung der LNG-Anbindungsleitungen 
nach § 43 Absatz 1 Nummer 6 EnWG bedarf es für die Fälle, in denen nach § 4 UVPG nicht
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durchzuführen ist, einerweiteren Verfahrensbeschleunigung. In diesem Zusammenhang ist 
jedoch zu berücksichtigen, dass es bei Anbindungsleitungen von mehr als 800 mm Durch­
messer und mehr als 40 km Länge in unmittelbarer Anwendung der Vorgaben der Aarhus 
Konvention, zur Öffentlichkeitsbeteiligung stets einer Planfeststellung bedarf, die Erteilung 
einer Plangenehmigung nach § 74 Absatz 6 VwVfG ist nicht zulässig.

Im Einzelnen finden sich in Absatz 1 Nummer 1 Maßgaben zu der Vorschrift des § 43a 
EnWG zum Anhörungsverfahren für die Anbindungsleitungen.

Die verkürzte Auslegungs- und Einwendungsfrist auf jeweils eine Woche dient der weiteren 
Verfahrensbeschleunigung. Um das Ziel einer deutlich beschleunigten Realisierung der 
Vorhaben im Anwendungsbereich dieses Gesetzes zu erreichen, sind alle Verfahrens­
schritte soweit wie möglich zu straffen. Auf eine Beteiligung der Öffentlichkeit soll dennoch 
nicht gänzlich verzichtet werden.

Den Vorgaben nach Artikel 6 in Verbindung mit Anhang I Nr. 14 der der Aarhus Konvention 
zur Öffentlichkeitsbeteiligung wird damit auch nach Wegfall der Pflicht zur Umweltverträg­
lichkeitsprüfung durch § 4 dieses Gesetzes Rechnung getragen. Die Auslegung erfolgt u.a. 
auf der Internetseite der Zulassungsbehörde, so dass die Unterlagen jederzeit - nicht nur 
zu begrenzten Öffnungszeiten - einsehbar sind.

Ein Erörterungstermin findet bislang in den Fällen des § 43a Nummer 3 EnWG nicht statt. 
In der Regel ist ein Erörterungstermin auch wegen der nach § 4 nicht erforderlichen Um­
weltverträglichkeitsprüfung nicht durchzuführen. Im Übrigen kann die Behörde einen Erör­
terungstermin durchführen, soweit sie diesen für erforderlich hält.

Zu Nummer 2

Kampfmittelräumungen, archäologische Untersuchungen und Bergungen stellen Vorarbei­
ten im Sinne des § 44 EnWG dar. Dies kann zu einer deutlichen Beschleunigung der Rea­
lisierung der Vorhaben führen. Gerade archäologische Bergungen und Kampfmittelbergun­
gen können sich über einen längeren Zeitraum erstrecken oder nur zu bestimmten Jahres­
zeiten durchgeführt werden. In der Praxis ist oftmals eine archäologische Bergung unmit­
telbar im Anschluss an die Voruntersuchung erforderlich, um beispielsweise Raubgrabun­
gen oder witterungsbedingte Schäden zu vermeiden. Mit der Regelung wird sichergestellt, 
dass entsprechende Arbeiten bereits durchgeführt werden können, bevor der Planfeststel­
lungsbeschluss oder die Plangenehmigung ergeht.

Zu Nummer 3

Abweichend von § 44b Absatz 1 a EnWG kann der Vorhabenträger bereits nach Ablauf der 
Einwendungsfrist verlangen, dass eine vorzeitige Besitzeinweisung durchgeführt wird. Es 
ist nicht der Abschluss des Anhörungsverfahrens erforderlich. Es ist davon auszugehen, 
dass die Behörde auch zu einem früheren Zeitpunkt über ausreichende Kenntnisse über 
das Vorhaben verfügt, um eine Prognoseentscheidung zu treffen. Dies gewährleistet eine 
frühzeitige Klarheit über den weiteren Verfahrensgang und ermöglicht damit zugleich die 
zügige bauliche Umsetzung der hier relevanten Vorhaben nach Erlass des Planfeststel­
lungsbeschlusses bzw. der Plangenehmigung.

Zu Nummer 4

Die Ausnahmeregelung zu § 44c EnWG schafft Voraussetzungen für den vorzeitigen Bau­
beginn von Anbindungsleitungen, die sich an den Vorgaben des § 8a BImSchG bzw. des § 
17 WHG orientieren. § 8a BImSchG ist für die Vorhaben relevant, die eine immissions­
schutzrechtlichen Genehmigung erfordern. § 17 WHG regelt die Zulassung des vorzeitigen 
Beginns in wasserrechtlichen Erlaubnis- oder Bewilligungsverfahren. Die hier eingefügte 
Ausnahmeregelung ermöglicht eine Synchronisierung des Baus der Anlage mit der
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Errichtung des Netzanschlusses. Für beide gelten die gleichen Voraussetzungen für den 
vorzeitigen Baubeginn.

Bei den Anbindungsleitungen der LNG-Anlagen an das Fernleitungsnetz handelt es sich 
um Vorhaben, die aufgrund eines überragenden öffentlichen Interesses und im Interesse 
der öffentlichen Sicherheit zu realisieren sind. Es sind Vorhaben, die wesentlich zur Versor­
gungssicherheit in Deutschland beitragen. Mit Blick auf die zukünftige Ermöglichung des 
Transports von Wasserstoff werden die Anbindungsleitungen wasserstofffest ausgebaut. 
Für diese Vorhaben bedarf es einer Regelung zur Erleichterung des vorzeitigen Baube­
ginns.

Für die vom Anwendungsbereich dieses Gesetzes erfassten Vorhaben sind - wie bei § 8a 
BImSchG und § 17 WHG - bestimmte Anforderungen einzuhalten. Es muss mit einer Ent­
scheidung zu Gunsten des Antragstellers gerechnet werden können (§ 44c Absatz 1 Satz 
1 Nummer 1 EnWG). Die Behörde muss hierfür eine ausreichende Kenntnis des zu bewer­
tenden Vorhabens haben. Das berechtigte Interesse des Vorhabenträgers bzw. das öffent­
liche Interesse an der Zulassung des vorzeitigen Baubeginns (§ 44c Absatz 1 Satz 1 Num­
mer 2 EnWG) ist bereits aufgrund des überragenden öffentlichen Interesses bzw. des Inte­
resses der öffentlichen Sicherheit gegeben. Der Vorhabenträger verpflichtet sich, alle Schä­
den zu ersetzen, die bis zur Entscheidung im Planfeststellungs- oder Plangenehmigungs­
verfahren durch die Maßnahmen verursacht worden sind, und sofern kein Planfeststel­
lungsbeschluss oder keine Plangenehmigung erfolgt, den früheren Zustand wiederherzu­
stellen (§ 44c Absatz 1 Satz 1 Nummer 5 EnWG).

Die Voraussetzung des § 44c Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 bzw. Satz 2 EnWG kommen in 
diesem Ausnahmefall nur eingeschränkt zur Anwendung. Es gelten die gleichen Voraus­
setzungen wie für die Anlage, die dem Immissionsschutzrecht oder dem Wasserrecht un­
terfällt. Ziel ist es, eine Verfahrenserleichterung zu schaffen. Die Verfahrenserleichterung 
trägt dazu bei, dass die Fernleitungsnetzbetreiber ihre in § 15 Absatz 1 EnWG gesetzlich 
festgeschriebene Aufgabe erfüllen können und zu einer sicheren Energieversorgung bei­
tragen.

Ebenso kann in diesen Ausnahmefällen auf das Vorliegen der privaten Rechte verzichtet 
werden, so dass § 44c Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 EnWG für Vorhaben nach § 2 Nummer 
3 nicht greift. Der Planfeststellungsbeschluss bzw. die Planfeststellungsgenehmigung ent­
falten eine enteignungsrechtliche Vorwirkung. Spätestens dann liegen alle Voraussetzun­
gen zur Erlangung der erforderlichen privaten Rechte vor.

Mit diesen Maßgaben wird die Möglichkeit geschaffen, bereits vorzeitig, d.h. vor Feststel­
lung des Planfeststellungsbeschlusses mit Teilen der Errichtung eines Vorhabens bzw. mit 
den dazugehörigen Vorarbeiten im Sinne des § 44c EnWG zu beginnen. Zu den Vorarbei­
ten zählen z.B. auch naturschutzrechtliche Maßnahmen, insbesondere des europäischen 
Arten- und Gebietsschutzes (Maßnahmen zur Schadensbegrenzung, vorgezogene Aus­
gleichsmaßnahmen nach § 44 Absatz 5 BNatSchG sowie Maßnahmen zur Kohärenzsiche­
rung nach§ 34 Absatz 5 BNatSchG), vgl. bereits BR-Drucksache 11/19, S. 70.

Zur Verfahrensbeschleunigung ist für die Verfahren der Zulassung des vorzeitigen Baube­
ginns zusätzlich die Regelung des § 74 Abs. 5 VwVfG anwendbar. Danach können Zustel­
lungen durch öffentliche Bekanntmachung ersetzt werden, wenn außer an den Vorhaben­
träger des Vorhabens mehr als 50 Zustellungen vorzunehmen sind.

Zu Absatz 2

Absatz 2 dient der Klarstellung, dass durch die Einfügung von beschleunigenden Verfah­
renserleichterungen nicht die allgemeinen Vorschriften des Verwaltungsverfahrensrechts 
Wiederaufleben.
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Beschaffungen für Vorhaben nach § 2 können dem Vergaberecht gemäß dem Gesetz ge­
gen Wettbewerbsbeschränkungen (GWB) bzw. dem Haushaltsrecht unterliegen, so dass 
für sie grundsätzlich Ausschreibungsverfahren mit unter anderem entsprechenden Mindest­
fristen zur Auswahl der zu beauftragenden Unternehmen durchzuführen wären. Die dem 
Vertragsschluss vorausgehenden Vergabe- und ggf. Nachprüfungsverfahren können die 
äußerst dringlichen, schnellstmöglich durchzuführenden Vorhaben nach § 2 jedoch nicht 
unerheblich verzögern und somit die nach § 1 und § 3 erforderliche schnellstmögliche Si­
cherstellung der überragenden öffentlichen Interessen an der Versorgung mit Gas erheblich 
verzögern oder gefährden. Für diese besonderen, durch den Anwendungsbereich des Ge­
setzes stark eingegrenzten, aufgrund der Zeitenwende des russischen Angriffskriegs gegen 
die Ukraine aber für die nationale Unabhängigkeit und Sicherheit überragend wichtigen 
Vorhaben sollen daher vorübergehend erhebliche vergaberechtliche Verfahrenserleichte­
rungen geschaffen werden, soweit dies europa- und verfassungsrechtlich zulässig ist.

Absätze 1 bis 3 regeln für Vorhaben nach § 2 während der Laufzeit gern. § 15 Erleichterun­
gen und Ergänzungen, zum GWB-Vergaberecht oberhalb der EU-Schwellenwerte.

Absatz 1 betrifft dabei die Durchführung der Vergabeverfahren selbst, einschließlich von 
Bestimmungen zur Informations- und Wartepflicht sowie zur Unwirksamkeit.

Absätze 2 und 3 treffen abweichende und ergänzende Regelungen für diesbezügliche 
Nachprüfungsverfahren gern. §§ 155 ff. GWB.

Absatz 4 suspendiert den Anwendungsbefehl für die detaillierten Regeln für die Durchfüh­
rung von Vergabeverfahren unterhalb der EU-Schwellenwerte.

Absatz 5 betrifft den Rechtsschutz für Beschaffungen von Vorhaben nach § 2, die nicht den 
speziellen vergaberechtlichen Nachprüfungsverfahren unterliegen.

Zu Absatz 1

Die §§ 97 ff. GWB sowie die aufgrund § 113 GWB erlassenen Vergabeordnungen gelten 
für die Vergabe öffentlicher Aufträge und Konzessionen (§ 103 bis 105 GWB) durch Auf­
traggeber (§ 98 bis 101 GWB) oberhalb der EU-Schwellenwerte (§ 106 GWB), soweit keine 
Ausnahme vom Vergaberecht (§§ 107 ff. GWB u.a.) vorliegt. Nicht bei allen Vorhaben nach 
§ 2 werden die §§ 97 ff. GWB anwendbar sein, insbesondere falls schon kein öffentlicher 
Auftraggeber oder Sektorenauftraggeber Leistungen beschafft, keine Sektorentätigkeit (ins­
besondere im Bereich Gas oder Häfen) vorliegt, kein Beschaffungscharakter vorliegt, die 
Entgeltlichkeit fehlt oder im Einzelfall besondere Ausnahmen - etwa auch bei wesentlichen 
Sicherheitsinteressen (§ 107 Abs. 2 GWB) - greifen.

Soweit aber öffentliche Aufträge oder Konzessionen für Vorhaben nach § 2 den §§ 97 ff. 
GWB und den entsprechenden untergesetzlichen Anforderungen unterliegen, sind die be­
sonderen Regeln der Absätze 1 bis 3 für die Vergabe- und Nachprüfungsverfahren anzu­
wenden. Für die Laufzeit des Gesetzes gehen diese bei Beschaffungen für Vorhaben nach 
§ 2 wegen äußerst dringlicher Gründe und der Gefährdung überragender öffentlicher Inte­
ressen den allgemeinen Regeln vor (siehe dazu insbesondere auch die Begründungen zu 
§ 1 und § 3).

Angesichts des Zweckes des Gesetzes gemäß § 1 und dem besonderen Interesse gemäß 
§ 3 sehen die Absätze 1 bis 3 für die Vergabe- und Nachprüfungsverfahren Beschleunigun­
gen, Erleichterungen und eine Stärkung des Allgemeininteresses an einer schnellstmögli­
chen Umsetzung der Vorhaben nach § 2 im Rahmen von Interessensabwägungen vor.

Zu § 9 (Beschleunigte Vergabe- und Nachprüfungsverfahren)
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Absatz 1 trifft ergänzende und abweichende Regeln für die Durchführung von Vergabever­
fahren. Er regelt dabei auch Abweichungen von § 135 Absatz 1 GWB hinsichtlich der Wirk­
samkeit von Verträgen.

Ziel der Regelungen des Absatzes 1 ist es, das Vergabeverfahren angesichts der äußers­
ten Dringlichkeit der Vorhaben nach § 2 und der Gefährdung überragender öffentlicher In­
teressen rechtssicher zu beschleunigen und die schnellstmögliche, ggf. vorzeitige Durch­
führung der Beschaffungen bei gleichzeitig verringertem Risiko einer enorm verzögernd 
wirkenden potentiellen Rückabwicklung von Verträgen sicherzustellen.

Zu Nummer 1

Gemäß Nummer 1 findet § 97 Absatz 4 GWB keine Anwendung. Mittelständische Interes­
sen müssen bei den eng umgrenzten Vorhaben nach § 2 für den Geltungszeitraum nach 
§ 15 daher nicht vornehmlich berücksichtigt werden. Aufgrund der äußerst dringlichen Um­
setzung der Vorhaben nach § 2 und der Gefährdung überragender öffentlicher Interessen 
treten sie hinter dem Beschleunigungsinteresse zurück. Insbesondere müssen bei Vorha­
ben nach § 2 die Leistungen auch nicht in der Menge oder nach Art oder Fachgebiet in 
Lose aufgeteilt werden. Andernfalls käme es zu einer Vielzahl von Vergabeverfahren, die 
der schnellstmöglichen Umsetzung der Vorhaben nach § 2 entgegenstehen.

Durch die fehlende Anwendung des § 97 Absatz 4 GWB entfallen seine Vorgaben sowohl 
für Vergabeverfahren nach der Vergabeverordnung (VgV), der Sektorenverordnung 
(SektVO), der Konzessionsvergabeverordnung (KonzVgV) und der Vergabeverordnung 
Verteidigung und Sicherheit (VSVgV). Für sie ist anders als für die VOB/A in Nummer 2 
keine gesonderte Regelung zu treffen, da sie das Gebot des § 97 Absatz 4 GWB nicht wie­
derholen.

Zu Nummer 2

Die Begründung zu Nummer 1 gilt ebenso für die § 97 Absatz 4 GWB im Wesentlichen 
wiederholende Regelung in § 5 EU Absatz 2 Nummer 1 der Vergabe- und Vertragsordnung 
für Bauleistungen Teil A (VOB/A). Diese inhaltliche Regelung in der VOB/A wird durch Num­
mer 2 für die Vorhaben nach § 2 materiell abbedungen. Ohne Gebot der Losaufteilung ent­
fällt im Übrigen auch das Begründungsgebot nach § 5 EU Absatz 2 Nummer 2 VOB/A.

Zu Nummer 3

Nummer 3 enthält eine ergänzende Regelung zur bereits bestehenden Ausnahme von der 
Informationspflicht in Fällen, in denen das Verhandlungsverfahren ohne Teilnahmewettbe­
werb wegen besonderer Dringlichkeit gerechtfertigt ist (§ 134 Absatz 3 Satz 1 GWB).

Zum einen wird klargestellt und ausdrücklich geregelt, dass damit nicht nur die Informati­
onspflicht nach § 134 Absatz 1 GWB, sondern auch die Wartepflicht gemäß § 134 Absatz 2 
GWB entfällt. Insbesondere wird aber der Anwendungsbereich für die eng umgrenzten Vor­
haben nach § 2 für die Geltungsdauer des Gesetzes nach § 15 neben Fällen der besonde­
ren Dringlichkeit auf (a.) alle Verhandlungsverfahren ohne Teilnahmewettbewerb sowie (b.) 
auf alle Verfahren, in denen es nur noch einen Bieter und keine weiteren betroffenen Be­
werber gibt, erweitert. Damit wird Gebrauch gemacht von der Möglichkeit des Artikel 2b 
Buchstabe a) und b) der Rechtmittelrichtlinie 89/665/EWG4, Artikel 2b Buchstabe a) und b)

4 Richtlinie 89/665/EWG des Rates vom 21. Dezember 1989 zur Koordinierung der Rechts- und Verwaltungs­
vorschriften für die Anwendung der Nachprüfungsverfahren im Rahmen der Vergabe öffentlicher Lle- 
fer- und Bauaufträge (ABI. L 395 vom 30.12.1989, S. 33), zuletzt geändert durch Richtlinie 2014/23/EU 
des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. Februar 2014 über die Konzessionsvergabe (ABI. 
L 94 vom 28.3.2014, S. 1).



-31 -

der Sektorenrechtsmittelrichtlinie 92/13/EWG5 und Artikel 58 Buchstabe a) und b) der Ver- 
teidigungs- und Sicherheitsvergaberichtlinie 2009/81/EG6). Diese sind auch für die Ausle­
gung der Nummer 3 heranzuziehen (insbesondere hinsichtlich der betroffenen Bewerber).

Das Entfallen der Informations- und Wartepflicht in diesen Fällen dient angesichts der äu­
ßersten Dringlichkeit der Vorhaben nach § 2 und der Gefährdung überragender öffentlicher 
Interessen der schnellstmöglichen Umsetzung der Vorhaben.

Die mit dem Entfallen einhergehende Möglichkeit von mehr zulässig erteilten Zuschlägen, 
die grundsätzlich nicht aufgehoben werden können (§ 168 Absatz 2 Satz 1 GWB), bevor 
andere interessierte Unternehmen von der Vergabe oder dem beabsichtigten Zuschlag er­
fahren, ist angesichts der äußersten Dringlichkeit der Vorhaben nach § 2 und der Gefähr­
dung überragender öffentlicher Interessen, denen mit diesem Gesetz begegnet wird, hin­
zunehmen. Andere Unternehmen können weiterhin grundsätzlich insbesondere Rechts­
schutz über die Zulässigkeit der Vergabe ohne Teilnahmewettbewerb bzw. ohne Informati­
onsschreiben gemäß § 135 GWB nach Maßgabe von Nummer 4 bis 6 erlangen.

Zu Nummer 4

Nummer 4 bis 6 regeln abweichend von der bisher alternativlosen Rechtsfolge der von An­
fang an festzustellenden Unwirksamkeit des § 135 GWB entsprechend der Möglichkeiten 
der europäischen Rechtmittelhchtlinien alternative Sanktionsmöglichkeiten angesichts der 
äußersten Dringlichkeit der Vorhaben nach § 2 und der Gefährdung überragender öffentli­
cher Interessen. Dieses ausnahmsweise Abweichen von der rückwirkenden Unwirksamkeit 
und vollständigen Rückabwicklung ist angesichts der schnellstmöglichen dauerhaften Um­
setzung der Vorhaben nach § 2 überragend wichtig. Eine Rückabwicklung würde die äu­
ßerst dringlichen Verfahren ansonsten konterkarieren und damit überragende öffentliche 
Interessen gefährden. Effektiver Rechtsschutz und abschreckende Wirkung werden durch 
die.alternativen Sanktionen und die daneben unberührt bleibende Möglichkeit der Geltend­
machung von Schadensersatz weiterhin gewährleistet, ohne die zwingend benötigte Be­
schleunigung einzuschränken.

Nummer 4 bis 6 befinden sich als Abweichung von § 135 GWB bei den Maßgaben zu den 
Vergabeverfahren in Absatz 1, da die Unwirksamkeitsfolge des § 135 Absatz 1 GWB im 
Kapitel Vergabeverfahren, Unterabschnitt 2 - Vergabeverfahren und Auftragsausführung 
des 4. Teils des GWB steht. Absatz 2 Nummer 5 und Absatz 3 Nummer 8 stellen über ihren 
Verweis auf Nummer 4 bis 6 klar, dass die Abweichung von der bisherigen zwingenden 
Unwirksamkeitsfolge für im Nachprüfungsverfahren festgestellte Verstöße im Sinne des 
§ 135 Absatz 1 Nummer 1 oder 2 vor allem in den Nachprüfungsverfahren nach Absatz 2 
und Absatz 3 durch die Vergabekammern und Beschwerdegerichte zu beachten ist. Statt 
der automatischen Folge der Unwirksamkeit bei Feststellung eines Verstoßes im Sinne des 
§ 135 Absatz 1 Nummer 1 oder 2 GWB haben die Nachprüfungsinstanzen gemäß Num­
mer 4 zum einen eine Abwägungsentscheidung über ein Absehen von der Unwirksamkeits­
folge zu treffen. In diesem Fall sowie bei der nun gemäß Nummer 5 für Vorhaben nach § 2

5 Richtlinie 92/13/EWG des Rates vom 25. Februar 1992 zur Koordinierung der Rechts- und Verwaltungsvor­
schriften für die Anwendung der Gemeinschaftsvorschriften über die Auftragsvergabe durch Auftrag­
geber im Bereich der Wasser-, Energie- und Verkehrsversorgung sowie im Telekommunikationssektor 
(ABI. L 76 vom 23.3.1992, S. 14), zuletzt geändert durch Richtlinie 2014/23/EU des Europäischen Par­
laments und des Rates vom 26. Februar 2014 über die Konzessionsvergabe (ABI. L 94 vom 28.3.2014, 
S. 1).

6 Richtlinie 2009/81/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 13. Juli 2009 über die Koordinierung
der Verfahren zur Vergabe bestimmter Bau-, tiefer- und Dienstleistungsaufträge in den Bereichen Ver­
teidigung und Sicherheit und zur Änderung der Richtlinien 2004/17/EG und 2004/18/EG (ABI. L 216 
vom 20.8.2009, S. 76), zuletzt geändert durch Delegierte Verordnung (EU) 2021/1950 der Kommission 
vom 10. November 2021 zur Änderung der Richtlinie 2009/81/EG des Europäischen Parlaments und 
des Rates im Hinblick auf die Schwellenwerte für tiefer-, Dienstleistungs- und Bauaufträge (ABI. L 398 
vom 11.11.2021, S. 19).
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vorgesehenen Unwirksamkeitsfolge allein für die Zukunft haben sie in ihrer Entscheidung 
zwingend alternative Sanktionen nach Nummer 6 zu erlassen.

Nummer 4 Satz 1 setzt Artikel 2d Absatz 3 Unterabsatz 1 der Rechtsmittelrichtlinie 
89/665/EWG, Artikel 2d Absatz 3 Unterabsatz 1 der Sektoren-Rechtsmittelrichtlinie 
92/13/EWG und Artikel 60 Absatz 3 Unterabsatz 1 der Verteidigungs- und Sicherheitsver­
gaberichtlinie 2009/81/EG um. Damit wird den Nachprüfungsinstanzen erstmals ein Ermes­
sen gegeben, von der zwingenden Unwirksamkeitsfolge des § 135 Absatz 1 GWB abzuse­
hen, indem sie eine Abwägungsentscheidung über die Unwirksamkeit oder alternative 
Sanktionen treffen können. In die Abwägung sind angesichts der äußersten Dringlichkeit 
der Vorhaben nach § 2 und der Gefährdung überragender öffentlicher Interessen die zwin­
genden Gründe eines Allgemeininteresses für ein Absehen von der Unwirksamkeit bei Vor­
haben nach § 2 angesichts des Zweckes von § 1 und des besonderen Interesses nach § 3 
einzubeziehen.

Satz 2 legt dazu fest, dass das besondere Interesse in der Regel ein Absehen von der 
Unwirksamkeitsfolge rechtfertigt. Für Vorhaben nach § 2 sollten daher angesichts der äu­
ßersten Dringlichkeit der Vorhaben nach § 2 und der Gefährdung überragender öffentlicher 
Interessen außer in besonderen Ausnahmefällen nicht allein die Unwirksamkeit des Ver­
trags in Frage kommen, sondern wegen ihrer Dringlichkeit und dem überwiegenden Inte­
resse an ihrem Fortbestehen gemäß Satz 3 stattdessen alternative Sanktionen nach Num­
mer 6 festgelegt werden, die wirksam, verhältnismäßig und abschreckend sein müssen.

Satz 4 stellt klar, dass daneben die Möglichkeit des Antragstellers, Schadensersatz geltend 
zu machen (vgl. §§ 156 Absatz 3,179 Absatz 1 181 GWB, insbesondere § 181 Satz 2 GWB 
in Verbindung mit den Grundsätzen der culpa in contrahendo), unberührt bleibt. Die Kom­
pensation des Antragstellers kann in solchen Fällen damit nicht wie allgemein häufig in 
einem möglichen neuen Vergabeverfahren bestehen, sondern in der Möglichkeit, beruhend 
auf der Nachprüfungsentscheidung Schadensersatz im Sekundärrechtsschutz geltend zu 
machen. Aufgrund europarechtlicher Vorgaben darf die Zuerkennung des Schadensersat­
zes nicht als alternative Sanktion vorgesehen werden (Artikel 2e Absatz 2 Unterabsatz 3 
der Rechtsmittelrichtlinie 89/665/EWG, Artikel 2e Absatz 2 Unterabsatz 3 der Sektoren­
rechtsmittelrichtlinie 92/13/EWG, Artikel 61 Absatz 2 Unterabsatz 3 Verteidigungs- und Si­
cherheitsvergaberichtlinie 2009/81/EG). Er muss somit separat verfolgt und erklärt werden. 
[...]

Zu Nummer 5

Selbst wenn eine Nachprüfungsinstanz die Unwirksamkeit eines Vertrages ausnahmsweise 
trotz der Abwägungsregeln nach Nummer 4 feststellt, regelt Nummer 5 Satz 1, dass die 
Unwirksamkeit abweichend von § 135 Absatz 1 GWB für die Vorhaben nach § 2 angesichts 
ihrer äußersten Dringlichkeit und der Gefährdung überragender öffentlicher Interessen nur 
für die noch zu erfüllenden Verpflichtungen gilt. Dies setzt Artikel 2d Absatz 2 Unterabsatz 2 
der Rechtsmittelrichtlinie 89/665/EWG, Artikel 2d Absatz 2 Unterabsatz 2 der Sektoren- 
Rechtsmittelrichtlinie 92/13/EWG und Artikel 60 Absatz 2 Satz 2 und 3 der Verteidigungs­
und Sicherheitsvergaberichtlinie 2009/81/EG um.

Die Unwirksamkeit gilt damit nur für die Zukunft. Sie gilt nicht rückwirkend. Eine ,Rückab­
wicklung des Vertrages erfolgt somit nicht. Dies ist angesichts der äußersten Dringlichkeit 
der Vorhaben nach § 2 und dem überwiegenden Interesse an ihrem Fortbestand zur Ver­
hinderung der Gefährdung überragender öffentlicher Interessen von herausragender Be­
deutung.

Satz 2 regelt, dass dann neben der Unwirksamkeitsfolge für die Zukunft auch alternative 
Sanktionen nach Nummer 6 festzulegen sind. Diese sind in Umsetzung der Richtlinienvor­
gaben ausdrücklich zusätzlich zur Feststellung der Unwirksamkeit zu treffen, da die Unwirk­
samkeit nach Nummer 5 nur noch die zukünftig zu erfüllenden Verpflichtungen betrifft.
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Satz 3 stellt über den Verweis wie auch Nummer 4 Satz 4 klar, dass die Möglichkeit der 
Geltendmachung von Schadensersatz als Kompensation daneben unberührt bleibt.

Zu Nummer 6

Nummer 6 legt die alternativen Sanktionen, die angesichts der äußersten Dringlichkeit der 
Vorhaben nach § 2 und der Gefährdung überragender öffentlicher Interessen statt (Num­
mer 4) oder neben (Nummer 5) der gemäß Nummer 5 Satz 1 ex nunc wirkenden Unwirk­
samkeit im Falle von Verstößen im Sinne des § 135 Absatz 1 Nummer 1 oder 2 anzuwen­
den sind, fest.

Satz 1 setzt Artikel 2e Absatz 2 Unterabsatz 1 und 2 der Rechtsmittelrichtlinie 89/665/EWG, 
Artikel 2e Absatz 2 Unterabsatz 1 und 2 der Sektoren-Rechtsmittelrichtlinie 92/13/EWG 
und Artikel 61 Absatz 2 Unterabsatz 1 und 2 der Verteidigungs- und Sicherheitsvergabe­
richtlinie 2009/81/EG um, nach denen alternative Sanktionen die „Verhängung von Geldbu­
ßen oder bzw. -strafen" gegen den Auftraggeber oder die Verkürzung der Laufzeit des Ver­
trages umfassen. Den Nachprüfungsinstanzen wird hier ein weiter Ermessensspielraum 
eingeräumt, damit sie alle relevanten Faktoren berücksichtigen können, einschließlich der 
Schwere des Verstoßes, des Verhaltens des Auftraggebers und ggf. dem Umfang, in dem 
der Vertrag seine Gültigkeit beibehält. Bei der Festlegung gilt aufgrund der europarechtli­
chen Bestimmungen, dass die alternativen Sanktionen wirksam, verhältnismäßig und ab­
schreckend sein müssen. Bei den relevanten Faktoren ist auch die äußerste Dringlichkeit 
der Vorhaben nach § 2 und die Gefährdung überragender öffentlicher Interessen einzube­
ziehen. Zu beachten ist bei der Bewertung der Schwere des Verstoßes und des Verhaltens 
des Auftraggebers insbesondere auch, dass die Auftraggeber aufgrund der äußersten 
Dringlichkeit der Vorhaben nach § 2 und der Gefährdung überragender öffentlicher Interes­
sen unter erheblichem Zeit- und Handlungsdruck stehen und von teilweise eigens für diese 
Ausnahmesituation geschaffenen gesetzlichen Erleichterungen und Beschleunigungsmög­
lichkeiten Gebrauch machen.

Satz 2 beschränkt die Höhe einer möglichen Geldsanktion auf 15 Prozent des Auftragswer­
tes. Dieses Maß bewegt sich innerhalb vergleichbarer Regelungen in anderen EU-Mitglied- 
staaten. So gilt etwa in Österreich allgemein eine Grenze von 20 % bzw. - unterhalb der 
Schwellenwerte - 10 % des Auftragswertes (siehe § 356 Absatz 10 des Österreichischen 
Bundesvergabegesetzes). Für die Vorhaben nach § 2 eröffnet die Obergrenze von 15 % 
zugleich ausreichend Raum für die Festlegung einer Geldsanktion im Einzelfall, die wirk­
sam, verhältnismäßig und abschreckend ist. Wird ein Vertrag für teilweise unwirksam er­
klärt, ist die Höchstgrenze von jenem Teil der Auftragssumme des Vertrages zu berechnen, 
der dem Teil des Vertrages entspricht, der nicht aufgehoben wurde.

Zu Nummer 7

Nummer 7 Satz 1 legt durch Gesetz fest, dass für Vorhaben nach § 2 angesichts der äu­
ßerst dringlichen Gründe für die schnellstmögliche Umsetzung der Vorhaben nach § 2 und 
der Gefährdung überragender öffentlicher Interessen die Tatbestandsvoraussetzungen für 
ein Verhandlungsverfahren ohne Teilnahmewettbewerb wegen besonderer Dringlichkeit 
gemäß § 14 Absatz 4 Nummer 3 VgV (a.) hinsichtlich der äußerst dringlichen zwingenden 
Gründen sowie dem Zusammenhang mit Ereignissen, die der betreffende Auftraggeber 
nicht voraussehen konnte, vorliegen, (b.) in der Regel die Mindestfristen nicht eingehalten 
werden können und (c.) die Umstände zur Begründung der äußersten Dringlichkeit dem 
Auftraggeber in der Regel nicht zuzurechnen sind.

Nummer 7 dreht das Regel-Ausnahme-Verhältnis für die Anwendung dieses Verhandlungs­
verfahrens ohne Teilnahmewettbewerb durch den Auftraggeber ausnahmsweise aufgrund 
der hier für die Realisierung der LNG-Infrastrukturvorhaben gemäß § 2 vorliegenden äu­
ßerst dringlichen, zwingenden Gründe aufgrund unvorhersehbarer Ereignisse gesetzlich 
um. Die Tatbestandsvoraussetzungen des § 14 Absatz 4 Nummer 3 VgV, die Artikel 32
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Absatz 2 Buchstabe c) der Vergaberichtlinie 2014/24/EU7 umsetzen, sind zwar grundsätz­
lich im Einzelfall anzuwenden und eng auszulegen. Aufgrund der äußerst dringlichen, zwin­
genden Umstände, die im Zweck gemäß § 1 und im besonderen Interesse nach § 3 für 
Vorhaben nach § 2 gesetzlich dargelegt sind, und der Gefährdung überragender öffentli­
cher Interessen ist es gerechtfertigt, dass der Gesetzgeber für die in § 2 festgelegten Vor­
haben die Tatbestandsvoraussetzungen der Dringlichkeitsvergabe in wesentlichen Teilen 
verbindlich festlegt. Das Verhandlungsverfahren ohne Teilnahmewettbewerb wegen beson­
derer Dringlichkeit wird damit für die meisten Beschaffungen für Vorhaben nach § 2 im Gel­
tungszeitraum nach § 15 zulässig sein.

Der russische Angriffskrieg gegen die Ukraine und die durch ihn ausgelösten Folgen und 
kurzfristigen Beschaffungsbedarfe waren und sind für die Beschaffungsstellen insgesamt 
und im Einzelnen unvorhersehbar. Der Krieg hat in ihrem Volumen und ihrer Art auch wei­
terhin unvorhersehbare Folgen ausgelöst, auf die Deutschland äußerst dringlich reagieren 
muss, um der Gefährdung überragender öffentlicher Interessen zu begegnen. Angesichts 
der Natur und des Ausmaßes des russischen Angriffs sind äußerst dringliche Aufgaben der 
Sicherheit Deutschlands und seiner Verbündeten entstanden, die insbesondere auch die 
wirtschaftliche und energiepolitische Unabhängigkeit Deutschlands von Russland umfas­
sen.

Vergabeverfahren unter Einhaltung der Mindestfristen sind in diesen Fällen schon allge­
mein regelmäßig nicht möglich, ohne dass dies den Beschaffungsstellen zuzurechnen ist 
oder von ihnen vorherzusehen war. Insbesondere für die überragend wichtigen, schnellst­
möglich zu errichtenden Vorhaben nach § 2 sind solche Verzögerungen aber nicht hin- 
nehmbar, da sie die Unabhängigkeit Deutschlands von den russischen Erdgaslieferungen 
und damit die Versorgungssicherheit Deutschlands, insbesondere für den Winter 
2022/2023, aber auch die gesicherte Produktion wichtiger Wirtschaftszweige in Deutsch­
land, erheblich gefährden würden.

Die in diesem Gesetz geregelte schnellstmögliche Errichtung der LNG-lnfrastruktur ist zur 
Abwendung schwerster wirtschaftlicher Schäden sowie einer Unterversorgung der Bevöl­
kerung mit wichtigen Gütern sowie angesichts der Gefährdung der staatlichen Daseinsvor­
sorge und Energieversorgung für die Bürgerinnen und Bürger insbesondere aufgrund der 
dadurch entstehenden Unabhängigkeit von Russland auch für die Sicherheit in Deutschland 
und Europa äußerst dringlich. Die Realisierung der Vorhaben nach § 2 bedarf aus äußerst 
dringlichen, zwingenden Gründen überragender öffentlicher Interessen, insbesondere an 
der Energieversorgung, der schnellstmöglichen Umsetzung. Die schnellstmögliche Reali­
sierung dieser Vorhaben dient dem zentralen Interesse an einer sicheren und diversifizier­
ten Gasversorgung in Deutschland und ist daher aus Gründen eines überragenden öffent­
lichen Interesses und im Interesse der öffentlichen Sicherheit erforderlich.

Diese besondere Sachlage rechtfertigt es, hinsichtlich der Vorhaben nach § 2 im Geltungs­
zeitraum nach § 15 das Vorliegen der äußerst dringlichen zwingenden Gründe sowie des 
Zusammenhangs mit Ereignissen, die der betreffende Auftraggeber nicht voraussehen 
konnte, gesetzlich festzulegen. Zur weiteren Begründung der nicht vorhersehbaren Ereig­
nisse, der äußerst dringlichen, zwingenden Gründe und der Gefährdung überragender öf­
fentlicher Interessen für die Vorhaben nach § 2 wird im Übrigen zudem ausdrücklich auf die 
Begründungen zu §§ 1 bis 3 Bezug genommen.

7 Richtlinie 2014/24/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. Februar 2014 über die öffentliche 
Auftragsvergabe und zur Aufhebung der Richtlinie 2004/18/EG (ABI. L 094 vom 28.3.2014, S. 65), 
zuletzt geändert durch Delegierte Verordnung (EU) 2021/1952 der Kommission vom 10. November 
2021 zur Änderung der Richtlinie 2014/24/EU des Europäischen Parlaments und des Rates im Hinblick 
auf die Schwellenwerte für die Vergabe öffentlicher tiefer-, Dienstleistungs- und Bauaufträge sowie 
für Wettbewerbe (ABI. L 398 vom 11.11.2021, S. 23).
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Angesichts dieser äußerst dringlichen, zwingenden Gründe für die Vorhaben nach § 2 und 
der Gefährdung überragender öffentlicher Interessen aufgrund des russischen Angriffskrie­
ges gegen die Ukraine und seiner Folgen und zur überragend wichtigen und äußerst dring­
lichen und zwingenden Abwendung der Abhängigkeit von russischen Gaslieferungen wird 
für das Verhandlungsverfahren ohne Teilnahmewettbewerb für Vorhaben nach § 2 aus­
nahmsweise nach Nummer 7 zudem bestimmt, dass in der Regel die verkürzten Mindest­
fristen (siehe Nummer 8) nicht eingehalten werden können und die Umstände zur Begrün­
dung der äußersten Dringlichkeit dem Auftraggeber in der Regel nicht zuzurechnen ist. 
Diese Voraussetzungen werden für Vorhaben nach § 2 voraussichtlich nur in wenigen Aus­
nahmefällen nicht vorliegen, etwa wenn wegen anderer das Gesamtprojekt noch hemmen­
der Umstände, doch ein verkürzter Teilnahmewettbewerb ohne jegliche zeitliche Verzöge­
rung des Vorhabens insgesamt möglich ist. Für die Frage der Einhaltung der Mindestfristen 
ist auch der notwenige Zeitraum für die Erstellung der Vergabeunterlagen, für die Bekannt­
machung, ggf. für den Teilnahmewettbewerb, für die Angebotsabgabe und -auswertung, 
die Wartefrist und den Zuschlag zu berücksichtigen.

Soweit die Voraussetzungen der Nummer 7 im Einzelfall ausnahmsweise nicht vorliegen, 
schließt dies im Übrigen nicht aus, dass andere Tatbestände für ein Verhandlungsverfahren 
ohne Teilnahmewettbewerb (zum Beispiel wenn gern. § 14 Absatz 4 Nummer 2 von vorn­
herein nur ein bestimmtes Unternehmen in Betracht kommt) oder Ausnahmen vom Verga­
berecht (zum Beispiel wegen wesentlicher Sicherheitsinteressen gemäß § 107 Absatz 2 
GWB) vorliegen.

Die Europäische Kommission hat in Reaktion auf den russischen Angriffskrieg gegen die 
Ukraine ebenfalls allgemein festgesteilt, dass für bestimmte Vergaben die Vorschriften für 
die dringende Vergabe öffentlicher Aufträge angewendet werden können (Mitteilung der 
Kommission, Europäische Solidarität mit Flüchtlingen und den Menschen, die vor dem 
Krieg in der Ukraine fliehen, KOM(2022)107 vom 8. März 2022, Seite 5, mit Verweis auf 
ihre Mitteilungen während der Migrationskrise 2015-2016 und der C0V1D-19-Pandemie).

Für Vergabeverfahren aufgrund Nummer 7 sind zudem folgende Folgeerleichterungen zu 
beachten, die ebenfalls der Beschleunigung des jeweiligen Vergabeverfahrens dienen. Auf­
traggeber können auch im Übrigen alle bereits bestehenden Beschleunigungsmöglichkei­
ten nutzen, um die Beschaffungen für die Vorhaben nach § 2 schnellstmöglich durchzufüh­
ren.

Die äußerst dringlichen, zwingenden Gründe, im Zusammenhang mit Ereignissen, die der 
betreffende Auftraggeber nicht voraussehen konnte, muss der jeweilige Auftraggeber bei 
Beschaffungen für die Vorhaben nach § 2 nicht gesondert darlegen. Dass die Mindestfristen 
nicht eingehalten werden können und dies nicht dem Auftraggeber zuzurechnen ist, hat der 
jeweilige Auftraggeber nach allgemeinen Regeln grundsätzlich zu dokumentieren. An diese 
Dokumentation sind angesichts des überragend wichtigen Beschleunigungsinteresses ins­
besondere angesichts von § 1 und § 3 keine hohen Anforderungen zu stellen.

Bei der Herstellung eines Mindestmaßes an Wettbewerb ist die schnellstmögliche Umset­
zung der äußerst dringlichen Vorhaben nach § 2 und ihre grundlegende Bedeutung für die 
Versorgungssicherheit angesichts der Gefährdung überragender öffentlicher Interessen als 
herausragendes Gebot stets zu beachten.

Angebote können im Rahmen eines Verhandlungsverfahrens ohne Teilnahmewettbewerb 
formlos und ohne die Beachtung konkreter Fristvorgaben eingeholt werden. Mit der zurück­
liegenden Neuregelung des § 17 Abs. 6 VgV wurde durch einen entsprechenden Einschub 
klargestellt, dass die Mindestfrist von 30 Kalendertagen für Erstangebote nur für Verhand­
lungsverfahren mit Teilnahmewettbewerb gilt. Für Verhandlungsverfahren ohne Teilnahme­
wettbewerb kann der Auftraggeber somit auch eine kürzere Angebotsfrist wählen, solange 
diese angemessen ist (vgl. § 20 VgV). Aufgrund seines besonderen Ausnahmecharakters
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sind damit beim Verhandlungsverfahren ohne Teilnahmewettbewerb nach Würdigung der 
Gesamtumstände im Dringlichkeitsfall auch sehr kurze Fristen (bis hin zu 0 Tagen) denkbar.

§ 17 Abs. 15 VgV stellt zudem klar, dass der öffentliche Auftraggeber bei der Durchführung 
eines Verhandlungsverfahrens ohne Teilnahmewettbewerb wegen äußerster Dringlichkeit 
nach § 14 Abs. 4 Nummer 3 VgV von nachfolgenden Formanforderungen der VgV befreit 
ist:

- §§ 9 bis 13 VgV Vorgaben zur (elektronischen) Kommunikation,

- § 53 Abs. 1 VgV Übermittlung von Interessensbekundungen, Interessensbestätigungen, 
Teilnahmeanträge und Angeboten in elektronischer Form,

- § 54 VgV Aufbewahrung ungeöffneter Interessensbekundungen, Interessensbestätigun­
gen, Teilnahmeanträge und Angebote,

- § 55 VgV Öffnung der Interessenbestätigungen, Teilnahmeanträge und Angebote.

Gemäß Satz 2 gilt Satz 1 (einschließlich seiner Begründung) entsprechend für die Tatbe­
standsvoraussetzungen eines Verhandlungsverfahrens ohne Teilnahmewettbewerb wegen 
besonderer Dringlichkeit nach SektVO, KonzVgV, VSVgV.

Gemäß Satz 3 gilt Satz 1 (einschließlich seiner Begründung) materiell entsprechend auch 
für Bauaufträge (Verhandlungsverfahren ohne Teilnahmewettbewerb wegen besonderer 
Dringlichkeit gemäß § 3a EU Absatz 3 Nummer 4 VOB/A).

Zu Nummer 8

Satz 1 legt angesichts der äußersten Dringlichkeit der Vorhaben nach § 2 und der Gefähr­
dung überragender öffentlicher Interessen durch Gesetz fest, dass für die Vorhaben nach 
§ 2 angesichts des Zwecks gemäß § 1 und des besonderen Interesses gern. § 3 eine Dring­
lichkeit hinreichend begründet ist, die die Einhaltung der regulären Angebotsfrist von 30 Ta­
gen unmöglich macht. Die Angebotsfrist im Verhandlungsverfahren mit Teilnahmewettbe­
werb kann somit auf zehn Tage verkürzt werden kann.

In Verhandlungsverfahren ohne Teilnahmewettbewerb gilt schon keine bestimmte Fristvor­
gabe, so dass die Angebotsfrist im Einzelfall bis hin auf null Tage verkürzt werden kann 
(siehe Begründung zu Nummer 7).

Satz 2 legt eine hinreichend begründete Dringlichkeit für Vorhaben nach § 2 auch für alle 
anderen Fristverkürzungsmöglichkeiten in den. verschiedenen Verfahrensarten und den 
verschiedenen Vergabeverordnungen fest. Dies gilt entsprechend auch in den Fällen, in 
denen die Fristverkürzungsmöglichkeit allgemein gilt und nicht auf eine hinreichend begrün­
dete Dringlichkeit beschränkt ist (vgl. etwa in der SektVO). Im Überblick gilt dazu Folgen­
des: Im beschleunigten offenen Verfahren kann die Frist für die Einreichung der Angebote 
auf 15 Tage verkürzt werden. Im beschleunigten nicht offenen Verfahren und im beschleu­
nigten Verhandlungsverfahren können die Fristen für Teilnahmeanträge auf 15 Tage 
(VSVgV: auf zehn Tage bei elektronischen Teilnahmeanträgen) und für die Abgabe von 
Angeboten auf zehn Tage herabgesetzt werden.

Nach Satz 3 gilt das Vorliegen einer hinreichend begründeten Dringlichkeit für die verschie­
denen Fristverkürzungsmöglichkeiten in den Verfahrensarten entsprechend auch für Bau­
aufträge (vgl. §§ 10a EU Absatz 3, 10b EU Absatz 5 VOB/A, auch in Verbindung mit § 10c 
EU Absatz 1 VOB/A). [...]
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Satz 1 legt angesichts der äußersten Dringlichkeit der Vorhaben nach § 2 und der Gefähr­
dung überragender öffentlicher,Interessen gesetzlich Fälle fest, in denen bei Verhandlungs­
verfahren ohne Teilnahmewettbewerb wegen besonderer Dringlichkeit ausnahmsweise 
auch nur ein Unternehmen zur Angebotsabgabe aufgefordert werden kann.

Der Wortlaut entspricht den von der Europäischen Kommission anerkannten Fällen (siehe 
Mitteilung der Kommission, Leitlinien der Europäischen Kommission zur Nutzung des Rah­
mens für die Vergabe öffentlicher Aufträge in der durch die COVID-19-Krise verursachten 
Notsituation, 2020/C 108 1/01, S. 1).

Im Sinne einer effizienten Verwendung von Haushaltsmitteln empfiehlt es sich nach Mög­
lichkeit, mehrere Unternehmen zur Angebotsabgabe aufzufordern. Auch nach der nationa­
len Rechtsprechung ist im Rahmen der §§ 14 Absatz 4 Nummer 3,17 Absatz 5 VgV grund­
sätzlich so viel Wettbewerb wie möglich zu eröffnen; ein völliger Verzicht auf Wettbewerb 
kommt grundsätzlich nur als u/tima ratio in Betracht (vgl. OLG Rostock, Beschluss vom 
11.11.2021, 17 Verg 4/20).

Bei Vorhaben nach § 2 bedingt es aber häufig die in § 1 und § 3 und der jeweiligen Begrün­
dung dargestellte äußerste Dringlichkeit angesichts der Gefährdung überragender öffentli­
cher Interessen, dass nur ein Unternehmen in der Lage sein wird, den Auftrag unter den 
durch die zwingende Dringlichkeit auferlegten technischen und zeitlichen Zwängen zu er­
füllen. Dann ist es den Auftraggebern auch erlaubt, in der Kürze der zur Verfügung stehen­
den Zeit nur mit diesem Unternehmen Verhandlungen zu führen.

Zwar handelt es sich um eine Prognoseentscheidung, ob nur das bestimmte Unternehmen 
unter den durch die äußerste Dringlichkeit bedingten technischen und zeitlichen Zwängen, 
in der Lage sein wird, die Leistung entsprechend zu erbringen. Die Gründe dafür, dass nur 
dieses Unternehmen dazu in der Lage ist, müssen aber grundsätzlich im Zeitpunkt der An­
sprache des einzelnen Unternehmens vorliegen.

Gemäß Satz 2 gilt Satz 1 (einschließlich seiner Begründung) entsprechend für Verhandlun­
gen mit nur einem Unternehmen in Verhandlungsverfahren ohne Teilnahmewettbewerb we­
gen besonderer Dringlichkeit nach SektVO, KonzVgV, VSVgV. Gemäß Satz 3 gilt Satz 1 
(einschließlich seiner Begründung) materiell entsprechend auch für Bauaufträge. Diese 
Verhandlungsmöglichkeit mit nur einem Unternehmen gilt für die Vergabeverordnungen 
und für die VOB/A auch, soweit sich der grundsätzliche Mindestwettbewerb von drei Unter­
nehmen nur aus allgemeinen Grundsätzen ergibt und nicht ausdrücklich oder nicht aus­
drücklich für Verhandlungsverfahren ohne Teilnahmewettbewerb erwähnt ist (vgl. etwa § 
21 III 3 VSVgV nur für Verfahren mit Teilnahmewettbewerb). Die Möglichkeit der Verhand­
lung mit nur einem Unternehmen im Ausnahmefall ist insoweit aufgrund der äußersten 
Dringlichkeit der Vorhaben nach § 2 und der Gefährdung überragender öffentlicher Interes­
sen eine materielle Klarstellung. Bereits bestehende Möglichkeiten bleiben unberührt.

Zu Absatz 2

Absatz 2 und 3 treffen Regelungen zum Vergaberechtsschutz ergänzend zu und abwei­
chend von §§ 155 ff. GWB. Ziel ist es, die Nachprüfungsverfahren über das bereits geltende 
Beschleunigungsgebot des § 167 GWB hinaus bei Vorhaben nach § 2 angesichts ihrer äu­
ßersten Dringlichkeit und der Gefährdung überragender öffentlicher Interessen noch erheb­
lich schneller durchzuführen.

Dabei wird am grundsätzlich bewährten zweistufigen Rechtsschutz vor der Vergabekam­
mer und den Vergabesenaten der Oberlandesgerichte festgehalten. Dieser wird jedoch auf 
beiden Stufen weiter erheblich beschleunigt. Daneben werden in den bereits vorgesehenen 
Interessensabwägungen die Berücksichtigung des Zwecks des § 1 sowie des besonderen

Zu Nummer 9
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Interesses gemäß § 3 und dessen regelmäßiges Überwiegen angesichts der äußersten 
Dringlichkeit der Vorhaben nach § 2 und der Gefährdung überragender öffentlicher Interes­
sen ergänzt.

Die Änderungen berücksichtigen, dass im Bereich des Vergaberechtsschutzes der allge­
meine Justizgewährleistungsanspruch (Art. 20 Abs. 1 GG i.V.m. Art. 3 Abs.1 GG) den we­
sentlichen Maßstab darstellt und dem Gesetzgeber ein Ausgestaltungsspielraum zuzubilli­
gen ist (BVerfG, Beschluss vom 13. Juni 2006, 1 BvR 1160/03, BVerfGE 116, 135 (156)).

Absatz 2 enthält Maßgaben für die Nachprüfungsverfahren vor der Vergabekammer gemäß 
§§ 160 ff. GWB. Sie dienen vor allem der Beschleunigung und legen angesichts der äu­
ßersten Dringlichkeit der Vorhaben nach § 2 und der Gefährdung überragender öffentlicher 
Interessen die Berücksichtigung und das regelmäßige Überwiegen des überragend wichti­
gen Interesses an der schnellstmöglichen Umsetzung der Vorhaben fest.

Zu Nummer 1

Nummer 1 trifft gewisse Verfahrenserleichterungen für die Durchführung der Nachprü­
fungsverfahren.

Soweit es der Beschleunigung dient, kann die Vergabekammer bei Nachprüfungsverfahren 
über Vergaben für Vorhaben nach § 2 gemäß Satz 1 auch nach Lage der Akten entschei­
den. Die Vergabekammer wird bei ihrer Entscheidung aber auch zu berücksichtigen haben, 
dass eine mündliche Verhandlung im Einzelfall ebenfalls der schnellen Entscheidung die­
nen kann.

Satz 2 ermöglicht es der Vergabekammer ausdrücklich die mündliche Verhandlung im 
Wege der Bild- und Tonübertragung durchzuführen. Auch diese Möglichkeit soll der Be­
schleunigung im Einzelfall dienen. Entsprechend Absatz 3 Nummer 6 Satz 2 wird dazu auf 
§ 128a der Zivilprozessordnung verwiesen. Entsprechendes gilt aber zum Beispiel auch 
nach § 102a der Verwaltungsgerichtsordnung.

Zu Nummer 2

Um angesichts der äußersten Dringlichkeit der Vorhaben nach § 2 und der Gefährdung 
überragender öffentlicher Interessen die zügige Durchführung der Nachprüfungsverfahren 
für die im Lichte des § 1 und § 3 äußerst dringenden und schnellstmöglich umzusetzenden 
Vorhaben nach § 2 über den allgemeinen Beschleunigungsgrundsatz hinaus zu gewähr­
leisten, verkürzt Absatz 2 die Entscheidungsfrist für die Hauptsacheentscheiduog weiter.

Satz 1 verkürzt die Entscheidungsfrist bei Vorhaben nach § 2 auf drei statt fünf Wochen.

Satz 2 legt fest, dass diese Frist höchstens um zwei Wochen verlängert werden kann und 
stellt klar, dass dies nur einmalig geschehen kann.

Die verkürzten Fristen bieten der Vergabekammer somit insgesamt dennoch ausreichend 
Zeit, bei diesen äußerst dringenden Vorhaben angesichts der Gefährdung überragender 
öffentlicher Interessen, dennoch angemessen entscheiden zu können, indem vom Grund­
fall (fünf Wochen) nur angemessen abgewichen wird (drei Wochen plus im Ausnahmefall 
zwei Wochen).

Die Auftraggeber von Beschaffungen für Vorhaben nach § 2 sollen die schnelle Entschei­
dung befördern, indem sie insbesondere sicherstellen, dass die Vergabeakte, jedenfalls 
ihre für die Entscheidung der Vergabekammer wesentlichen Teile, unverzüglich der Verga­
bekammer zur Verfügung gestellt wird. [...]
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Nummer 3 stellt klar, dass bei Nachprüfungsverfahren betreffend Vorhaben nach § 2 bei 
der Auswahl der geeigneten Maßnahmen zur Beseitigung der Rechtsverletzung und Ver­
hinderung der Schädigung der betroffenen Interessen der Zweck des § 1 und die besonde­
ren Interessen des § 3 angesichts der äußersten Dringlichkeit der Vorhaben und der Ge­
fährdung überragender öffentlicher Interessen zu berücksichtigen sind. Dies bedeutet, dass 
die Vergabekammer bei der Auswahl der Maßnahmen insbesondere das überragende In­
teresse an der schnellstmöglichen Umsetzung der Vorhaben nach § 2 in der Regel als aus­
schlaggebend berücksichtigen muss. Maßnahmen, die das Vergabeverfahren oder die Um­
setzung des Vorhabens verzögern, verlängern oder sogar vereiteln, sind daher in der Regel 
keine angemessenen Maßnahmen im Sinne der Nummer 3.

Zu Nummer 4

Nummer 4 ergänzt § 169 GWB angesichts der äußersten Dringlichkeit der Vorhaben 
nach § 2 und der Gefährdung überragender öffentlicher Interessen hinsichtlich der Vorab­
gestattung des Zuschlags durch die Vergabekammer. Sie hat dabei das überragende Inte­
resse an der schnellstmöglichen Umsetzung der Vorhaben zu berücksichtigen, wobei die­
ses Interesse bei Vorhaben nach § 2 in der Regel überwiegt und eine Vorabgestattung des 
Zuschlags erforderlich macht. Dies ist ein Aspekt des für die Beschleunigung der Vorhaben 
nach § 2 besonders wichtigen Elements des vorzeitigen Maßnahmenbeginns bzw. der Ein­
schränkung der aufschiebenden Wirkung von Entscheidungen (siehe dazu insbesondere 
§11).

Nummer 4 wird in der Praxis von Beschaffungen für Vorhaben nach § 2 jedoch nur dann 
zur Anwendung kommen, wenn nicht schon infolge der Zulässigkeit eines Verhandlungs­
verfahrens ohne Teilnahmewettbewerb und des schon bestehenden Entfalls der Informa­
tions- und Wartefrist ein wirksamer Zuschlag erfolgt ist, bevor Konkurrenten einen Nach­
prüfungsantrag stellen. Im Fall eines bereits wirksam erteilten Zuschlags gilt § 168 Absatz 2 
Satz 1 GWB und Rechtschutz ist gemäß § 135 GWB in Gestalt von Absatz 2 Nummer 3 bis 
5 zu gewähren.

Satz 1 und 2 gestalten die Abwägungsentscheidung über die Vorabgestattung des Zu­
schlags näher aus und folgen dabei der bestehenden Regelungssystematik in § 169 Absatz 
2 Satz 1, 2 und 3 GWB, nach denen entsprechend der Fälle für verteidigungs- oder sicher­
heitsspezifische Aufträge im Sinne von § 104 GWB besonders zu berücksichtigende As­
pekte des Interesses der Allgemeinheit an einem raschen Abschluss des Vergabeverfah­
rens und der nachteiligen Folgen einer Verzögerung der Vergabe bis zum Abschluss der 
Nachprüfung als Abwägungsinteresse festgelegt werden. Eine entsprechende Systematik 
für die Abwägungsentscheidung ist in Absatz 3 Nummer 3 Satz 2 und Nummer 4 Satz 1 
vorgesehen.

Für Vorhaben nach § 2 sind deshalb nach Satz 1 der Zweck des § 1 und das besondere 
Interesse nach § 3 ergänzend in der Abwägung zu berücksichtigen. Mithin ist das überra­
gende Interesse an der schnellstmöglichen Umsetzung der Vorhaben nach § 2 angesichts 
der äußerst dringlichen Gründe und der Gefährdung überragender öffentlicher Interessen 
in die Entscheidung über die Vorabgestattung des Zuschlags einzubeziehen.

Satz 2 legt zudem entsprechend der Systematik in § 169 Absatz 2 Satz 3 GWB angesichts 
der äußersten Dringlichkeit der Vorhaben nach § 2 und der Gefährdung überragender öf­
fentlicher Interessen fest, dass das besondere Interesse in der Regel überwiegt.

Satz 3 (egt im überragenden Interesse der Beschleunigung und Gefährdungsabwehr fest, 
dass die Entscheidung über die Vorabgestattung unverzüglich und zwar längstens inner­
halb einer Woche zu treffen ist. Diese Regelungssystematik orientiert sich am bestehenden 
§ 176 Absatz 3 Satz 1,1. Halbsatz GWB. Die Frist kann nicht verlängert werden.

2u Nummer 3
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Satz 4 legt zudem fest, dass der Zuschlag dann auch unmittelbar und damit tatsächlich 
schneller als bisher nach § 169 Absatz 2 Satz 1 GWB erteilt werden kann, soweit die War­
tepflicht nicht noch läuft. Er setzt Artikel 2 Absatz 3 Satz 2 der Rechtsmittelrichtlinie 
89/665/EWG, Artikel 2 Absatz 3 Satz 2 der Sektoren-Rechtsmittelrichtlinie 92/13/EWG und 
Artikel 56 Absatz 3 Satz 2 der Verteidigungs- und Sicherheitsvergaberichtlinie 2009/81/EG 
um.

Soweit zu der Entscheidung ein isolierter Antrag an das Beschwerdegericht erfolgt, legt 
Satz 5 fest, dass bei der Entscheidung des Beschwerdegerichts dann ebenfalls das über­
ragende Beschleunigungs- und schnellstmögliche Umsetzungsinteresse angesichts der 
Gefährdung eines überragenden öffentlichen Interesses nach § 1 und § 3 zu beachten sind.

Zu Nummer 5

Nummer 5 stellt klar, dass die Vergabekammer Absatz 1 Nummer 4 bis 6 wegen der Ab­
weichungen von der bisherigen Unwirksamkeitsfolge des § 135 Absatz 1 GWB beachten 
muss, wenn sie im Nachprüfungsverfahren einen Verstoß im Sinne des § 135 Absatz 1 
Nummer 1 oder 2 feststellt.

Statt der bisher automatischen gesetzlichen Folge der Unwirksamkeit bei Feststellung ei­
nes Verstoßes im Sinne des § 135 Absatz 1 Nummer 1 oder 2 GWB hat die Vergabekam­
mer zum einen gemäß Nummer 4 eine Abwägungsentscheidung über ein Absehen von der 
Unwirksamkeitsfolge gemäß den dortigen Voraussetzungen für die in der Abwägung, ins­
besondere der zu berücksichtigenden äußersten Dringlichkeit der Vorhaben nach § 2 und 
der Gefährdung überragender öffentlicher Interessen, zu treffen, ln diesem Fall sowie bei 
der nun gemäß Nummer 5 vorgesehenen Unwirksamkeitsfolge allein für die Zukunft hat die 
Vergabekammer sie in ihrer Entscheidung zwingend alternative Sanktionen nach Num­
mer 6 zu erlassen.

Zu Absatz 3

Absatz 3 trifft Regelungen zur sofortigen Beschwerde vor den Vergabesenaten der Ober­
landesgerichte ergänzend zu und abweichend von §§171 ff. GWB. Diese sollen jeweils 
unter Wahrung der richterlichen Unabhängigkeit die Verfahren angesichts der äußersten 
Dringlichkeit der Vorhaben nach § 2 und der Gefährdung überragender öffentlicher Interes­
sen erheblich beschleunigen und die Maßstäbe für Abwägungen anpassen und ergänzen. 
Zu den allgemeinen Grundsätzen wird auf die Einführung der Begründung zu Absatz 2 hin­
gewiesen.

Zu Nummer 1

Nummer 1 stellt lediglich klar, dass die Fiktionswirkung nach § 171 Absatz 2 bereits nach 
Ablaufen der nach Absatz 3 Nummer 2 verkürzten Entscheidungsfrist der Vergabekammer 
von drei Wochen (ggf. verlängert um zwei Wochen) und nicht nach den bisherigen fünf 
Wochen plus etwaiger Verlängerung greift. Soweit die Vergabekammer bei Nachprüfungs­
verfahren über Beschaffungen für Vorhaben nach § 2 nicht innerhalb der Frist von drei Wo­
chen (oder bei erfolgter Verlängerung von fünf Wochen) entschieden hat, gilt der Nachprü­
fungsantrag als abgelehnt. Diese Vorschrift dient der Beschleunigung der äußerst dringli­
chen Vorhaben angesichts der Gefährdung überragender öffentlicher Interessen. Keines­
falls ermächtigt sie Vergabekammern den Ablauf der Frist abzuwarten und nicht zu ent­
scheiden. Ziel ist es, dass die Vergabekammer innerhalb der gesetzlichen Fristen entschei­
det und zum Rechtsfrieden über die Vorhaben nach § 2 beiträgt.

Zu Nummer 2

Zur weiteren Beschleunigung der Nachprüfungsverfahren angesichts der äußersten Dring­
lichkeit der Vorhaben nach § 2 und der Gefährdung überragender öffentlicher Interessen
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verkürzt Nummer 2 die Frist zur Einlegung der sofortigen Beschwerde auf eine Woche. 
Diese ist als Notfrist nicht verlängerbar. Angesichts des Zweckes nach § 1 und des beson­
deren Interesses nach § 3 ist es auch den Beschwerdeführenden zuzumuten, ihren Antrag 
äußerst eilig zu erstellen. Der Vortrag kann im Laufe des Beschwerdeverfahrens zur Ge­
währleistung effektiven Rechtschutzes grundsätzlich noch ergänzt werden.

Zu Nummer 3

Nummer 3 ist zur Beschleunigung von Vorhaben nach § 2 in den Fällen besonders wichtig, 
in denen noch kein Zuschlag erteilt wurde, die Vergabekammer aber schon zugunsten des 
Auftraggebers in der Hauptsache entschieden hat.

Satz 1 legt angesichts ihrer äußersten Dringlichkeit und der Gefährdung überragender öf­
fentlicher Interessen fest, dass bei Vorhaben nach § 2 die aufschiebende Wirkung der so­
fortigen Beschwerde schon nach einer Woche (statt wie sonst nach zwei Wochen) entfällt. 
Soweit sie durch das Beschwerdegericht verlängert wird, kann dies nur bis zum Ende der 
Entscheidungsfrist über die sofortige Beschwerde, mithin um sechs Wochen, erfolgen (zu­
sammen sieben Wochen aufschiebende Wirkung entspricht fünf Wochen Entscheidungs­
frist plus maximal zwei Wochen Verlängerung nach Nummer 7 Satz 1 und 2).

Satz 2 legt fest, dass bei der Entscheidung über die Vorabgestattung des Zuschlags zu 
deren Gunsten auch § 1 und § 3 zu berücksichtigen sind, wobei das besondere Interesse 
nach § 3 in der Regel überwiegt. Dies entspricht für die besondere Eilbedürftigkeit der Vor­
haben nach § 2 der bereits bestehenden Regelungssystematik in § 173 Absatz 2 Satz 1, 2 
und 3 GWB für die Abwägung bei verteidigungs- und sicherheitsspezifischen Aufträgen. Die 
Entscheidung des Beschwerdegerichtes sollte angesichts der äußersten Dringlichkeit von 
Vorhaben nach § 2 und der Gefährdung überragender öffentlicher Interessen daher regel­
mäßig zugunsten der Vorabgestattung des Zuschlags ausfallen. Eine entsprechende Sys­
tematik für die Abwägungsentscheidung ist in Absatz 2 Nummer 4 Satz 1 und 2 und in Num­
mer 4 Satz 1 vorgesehen. [...]

Zu Nummer 4

Nummer 4 ist angesichts der äußersten Dringlichkeit der Vorhaben nach § 2 und der Ge­
fährdung überragender öffentlicher Interessen zur Beschleunigung dieser Vorhaben in den / 
Fällen besonders wichtig, in denen noch kein Zuschlag erteilt wurde, die Vergabekammer 
aber in der Hauptsache bei Vorhaben nach § 2 ausnahmsweise gegen den Auftraggeber 
entschieden hat. Der unterlegene Auftraggeber kann im Fall einer sofortigen Beschwerde 
dann gemäß § 176 GWB die Vorabentscheidung über den Zuschlag beim Beschwerdege­
richt beantragen.

Entsprechend der Systematik für die Abwägungsentscheidung in Absatz 2 Nummer 4 
Satz 1 und 2 und in Nummer 3 Satz 2 hat das Beschwerdegericht auch in diesen Fällen 
ergänzend zur bisherigen Regelungssystematik in § 176 Absatz 1 Satz 1, 2 und 3 GWB 
gemäß Satz 1 bei der Abwägung den Zweck nach § 1 und das besondere Interesse nach 
§ 3, welches in der Regel überwiegt, zu berücksichtigen. Diese sind angesichts der äußers­
ten Dringlichkeit der Vorhaben nach § 2 und der Gefährdung überragender öffentlicher In­
teressen gemäß Satz 3 auch zu berücksichtigen, soweit das Beschwerdegericht aus­
nahmsweise die Entscheidungsfrist über den Antrag verlängert.

Satz 2 verkürzt die Entscheidungsfrist von bisher längstens fünf Wochen für Vorhaben nach 
§ 2 auf grundsätzlich eine Woche, um dem überragenden Beschleunigungsinteresse der 
Vorhaben nach § 2 gerecht zu werden. Die Verlängerungsmöglichkeit wird angesichts der 
äußersten Dringlichkeit von Vorhaben nach § 2 und der Gefährdung überragender öffentli­
cher Interessen der richterlichen Unabhängigkeit gerecht.
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Nummer 5 bedingt für Vorhaben nach § 2 die Fiktionswirkung des § 177 GWB nach einer 
negativen Entscheidung über die Vorabgestattung des Zuschlags ab. Dies trägt zum effek­
tiven Rechtsschutz und zur Wahrung der richterlichen Unabhängigkeit bei, indem nicht au­
tomatisch mit der äußerst schnell zu fällenden Eilentscheidung die Möglichkeit zur Haupt­
sacheentscheidung entfällt.

Zu Nummer 6

Nummer 6 enthält angesichts der äußersten Dringlichkeit der Vorhaben nach § 2 und der 
Gefährdung überragender öffentlicher Interessen bestimmte Verfahrenserleichterungen zur 
Beschleunigung des Nachprüfungsverfahrens vor dem Vergabesenat.

Satz 1 ermöglicht unter bestimmten, im Einzelfall zu prüfenden Punkten eine Entscheidung 
nach Lage der Akten. Dieser Verzicht auf die mündliche Verhandlung erweitert die allge­
meinen Möglichkeiten nach § 175 Absatz 2 iVm § 65 Absatz 1 GWB. Durchführung oder 
Verzicht einer mündlichen Verhandlung über die sofortige Beschwerde sollen vor allem der 
schnellstmöglichen Durchführung des Nachprüfungsverfahrens betreffend ein Vorhaben 
nach § 2 dienen.

Satz 2 ermöglicht klarstellend ausdrücklich die Durchführung einer mündlichen Verhand­
lung im Wege der Bild- und Tonübertragung in Ergänzung zu den allgemeinen Möglichkei­
ten nach §§ 175 Absatz 2, 72 GWB iVm § 128a ZPO. Auch dies soll der Beschleunigung 
dienen.

Zu Nummer 7

Nummer 7 Satz 1 gibt vor, dass die Beschwerdeentscheidung bei der Nachprüfung von 
Beschaffungen für Vorhaben nach § 2 angesichts ihrer äußersten Dringlichkeit und der Ge­
fährdung überragender öffentlicher Interessen erheblich beschleunigt, nämlich innerhalb 
einer Frist von fünf Wochen zu treffen ist. Sie hat ihr Vorbild insbesondere in der bereits 
bestehenden Frist für die Beschwerdegerichte zur Vorabentscheidung über den Zuschlag 
gemäß § 176 Absatz 3 GWB und der Entscheidungsfrist für die Vergabekammern nach 
§ 167 Absatz 1 GWB. Die Entscheidung des Beschwerdegerichtes nach § 176 Absatz 3 
GWB ist sogar unverzüglich und längstens innerhalb von fünf Wochen zu treffen. Die Re­
gelung in Satz 1 ist für die Hauptsacheentscheidung aber neu und betrifft die richterliche 
Unabhängigkeit. Sie ist angesichts des Zweckes nach § 1 und des besonderen Interesses 
nach § 3 sowie der insgesamt schnellstmöglichen Umsetzung der Vorhaben nach § 2 we­
gen ihrer äußersten Dringlichkeit und der Gefährdung überragender öffentlicher Interessen 
gerechtfertigt.

Die Frist ist zudem angemessen, da das Beschwerdegericht die Frist nach Satz 2 einmalig 
um zwei Wochen verlängern kann.

Satz 3 schränkt ebenfalls aus Gründen der überragend wichtigen Beschleunigung für Ent­
scheidungen über Vorhaben nach § 2 ein, dass das Beschwerdegericht stets in der Sache 
selbst entscheidet. Es kann daher nicht die Verpflichtung der Vergabekammer ausspre­
chen, unter Berücksichtigung der Rechtsauffassung des Gerichts über die Sache erneut zu 
entscheiden. [...]

Zu Nummer 8

Gemäß Nummer 8 hat das Beschwerdegericht entsprechend der Regelung für die Verga­
bekammern in Absatz 2 Nummer 5 zu beachten, dass es bei Feststellung eines Verstoßes 
im Sinne des § 135 Absatz 1 Nummer 1 oder 2 GWB eine Abwägungsentscheidung nach 
Absatz 1 Nummer 4 Satz 1 und 2 zu treffen und alternative Sanktionen nach Absatz 1

Zu Nummer 5
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Nummer 4 Satz 3 oder Nummer 5 Satz 2, jeweils in Verbindung mit Nummer 6, in seiner 
Entscheidung zu erlassen hat.

Zu Absatz 4

Aufgrund des Zweckes im Sinne des § 1 und des besonderen Interesses nach § 3 liegen 
bei Vorhaben nach § 2 besondere Umstände für den Abschluss von Verträgen über dies­
bezügliche Lieferungen und Leistungen vor (vgl. § 55 Absatz 1 Satz 1 Bundeshaushalts­
ordnung (BHO), § 30 Satz 1 Haushaltsgrundsätzegesetz (HGrG)). Satz 1 regelt daher, dass 
bei öffentlichen Aufträgen des Bundes abweichend von § 55 Absatz 1 Satz 1 BHO bei Vor­
haben nach § 2 unterhalb der EU-Schwellenwerte nach § 106 GWB keine öffentliche Aus­
schreibung oder beschränkte Ausschreibung mit Teilnahmewettbewerb und auch kein 
sonstiger Teilnahmewettbewerb durchzuführen ist. Insbesondere ist damit auch keine Ver­
handlungsvergabe mit Teilnahmewettbewerb durchzuführen. Diese Ausnahme wegen be­
sonderer Umstände im Sinne von § 55 Absatz 1 Satz 1 BHO (bzw. § 30 HGrG) ist für Vor­
haben nach § 2 gerechtfertigt, da mit dem Zweck des § 1 und dem besonderen Interesse 
nach § 3 eine äußerste Dringlichkeit der Vorhaben und eine Gefährdung überragender öf­
fentlicher Interessen vorliegen, die ein Absehen von einem förmlichen Vergabeverfahren 
rechtfertigen.

Satz 2 stellt klar, dass bei öffentlichen Aufträgen für Vorhaben nach § 2 unterhalb der EU- 
Schwellenwerte auch nicht nach einheitlichen Beschaffungsrichtlinien zu verfahren ist.

Beschaffungsstellen, die dem Bund zuzurechnen sind, haben aufgrund Satz 1 und 2 wäh­
rend der Laufzeit nach § 15 bei Beschaffungen für Vorhaben nach § 2 damit auch nicht die 
in Ziffer 2 der Verwaltungsvorschrift zu § 55 BHO angeordneten detaillierten Verfahrensre­
geln der Unterschwellenvergabeordnung (UVgO) und des ersten Abschnitts der VOB/A an­
zuwenden.

Daneben bestehende etwaige Anforderungen, etwa im Einzelfall aufgrund eines grenzüber­
schreitenden Interesses, bleiben unberührt. Gründe für einen Verzicht auf einen öffentli­
chen Teilnahmewettbewerb sind entsprechend der Feststellungen des § 9 Absatz 1 Num­
mer 7 (einschließlich seiner Begründung) aber auch dabei stets zu berücksichtigen.

Die Länder können für ihr Haushaltsvergaberecht entsprechende Regelungen schaffen.

Zu Absatz 5

Es ist nicht ausgeschlossen, dass die Vergabe von öffentlichen Aufträgen und Konzessio­
nen für Vorhaben nach § 2 nicht einer Nachprüfung gemäß Absatz 2 und 3 unterliegt (etwa 
bei Beschaffungen unterhalb der EU-Schwellenwerte oder soweit Bereichsausnahmen vom 
Vergaberecht vorliegen). In diesen Fällen schreibt Absatz 5 Satz 1 angesichts der äußers­
ten Dringlichkeit der Vorhaben nach § 2 und der Gefährdung überragender öffentlicher In­
teressen dennoch die Berücksichtigung aller möglichen Beschleunigungspotentiale im 
Rechtsschutzverfahren vor. Insbesondere sind bei Abwägungsentscheidungen, etwa im 
vorläufigen Rechtsschutz, der Zweck gemäß § 1 und das besondere Interesse nach § 3 als 
besonderes Allgemeininteresse beziehungsweise öffentliches Interesse zu berücksichti­
gen, um eine schnellstmögliche Realisierung auch dieser Vorhaben wegen ihrer äußersten 
Dringlichkeit und der Gefährdung überragender öffentlicher Interessen zu erleichtern.

Satz 2 stellt klar, dass Satz 1 für die Geltendmachung von Schadensversatzansprüchen 
keine Anwendung findet. Die Sekundäransprüche können nach den allgemeinen Grunds­
ätzen ohne besonderes Beschleunigungsinteresse verfolgt werden. Dafür sind in der Regel 
die ordentlichen Gerichte zuständig (vgl. §§ 156 Absatz 3, 179 Absatz 1 GWB).
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Zu § 10 (Weitere Verfahrensanordnungen)

Mit dem Planungssicherstellungsgesetz (PlanSiG) werden formwahrende Alternativen für 
Verfahrensschritte in Zulassungsverfahren sowie in besonderen Entscheidungsverfahren 
zur Verfügung gestellt. Soweit es um die Bekanntmachung von Unterlagen und anderen 
Informationen geht, sollen diese über das Internet zugänglich gemacht werden. Als Ersatz 
für durchzuführende Erörterungstermine, mündliche Verhandlungen oder Antragskonferen­
zen wird das Instrument einer Online-Konsultation eingeführt. Durch diese - zeitlich befris­
tete - Form der Beteiligung wird sichergestellt, dass Informationen unmittelbar allen Betei­
ligten zur Verfügung stehen.

Für die Verfahren nach diesem Gesetz sind die Vorschriften für die ortsüblichen und öffent­
lichen Bekanntmachungen (§ 2 PlanSiG), die Auslegung von Unterlagen oder Entscheidun­
gen (§ 3 PlanSiG) sowie Erörterungstermine, mündliche Verhandlungen und Antragskon­
ferenzen (§ 5 PlanSiG) relevant. Damit wird dem Erfordernis der Beschleunigung der Zu- 
lassungs- und Vergabeverfahren nach diesem Gesetz mit bereits bewährten Vorschriften 
Rechnung getragen.

Die in § 2 Absatz 1 Satz 1 und § 3 Absatz 1 Satz 1 PlanSiG angeordnete Einschränkung 
auf solche Bekanntmachungen und Auslegungen, deren Frist am 31. Dezember 2022 en­
det, wird durch § 10 Absatz 1 und 2 für Bekanntmachungen und Auslegungen nach diesem 
Gesetz aufgehoben. Darüber hinaus führt die starre Verweisung auf §§ 2, 3 und 5 PlanSiG 
dazu, dass diese auch über das Außerkrafttreten des PlanSiG hinaus weiterhin Anwendung 
finden.

Zu § 11 (Rechtsbehelfe)

Zu Absatz 1

In Absatz 1 wird die sofortige Vollziehung gesetzlich angeordnet. Es handelt sich um Vor­
haben, deren zeitnahe Realisierung für die Gewährleistung der Versorgungssicherheit von 
großer Bedeutung ist. Sie sind gemäß § 2 aus Gründen eines überragenden öffentlichen 
Interesses erforderlich. Teilweise greift bereits eine gesetzliche Anordnung der sofortigen 
Vollziehung (z.B. § 43e EnWG für LNG-Anbindungsleitungen). Diese gesetzliche Anord­
nung wird auf alle Entscheidungen im Zusammenhang mit Vorhaben nach § 2 dieses Ge­
setzes ausgedehnt. Die Vorschrift trägt somit dem Interesse des Vorhabenträgers an Pla­
nungssicherheit Rechnung. Ausreichender Rechtsschutz entsprechend Artikel 19 Absatz 4 
des Grundgesetzes (GG) ist gewährleistet, da den Betroffenen die Möglichkeit bleibt, die 
Anordnung der aufschiebenden Wirkung nach § 80 Absatz 5 der Verwaltungsgerichtsord­
nung (VwGO) zu beantragen.

Zu Absatz 2

Absatz 2 regelt das Vorgehen, falls nachträglich Tatsachen eintreten, die die Anordnung 
der aufschiebenden Wirkung rechtfertigen.

Zu Absatz 3

Absatz 3 stellt klar, dass der bestehende Rechtsschutz im Übrigen durch dieses Gesetz 
nicht berührt wird. Damit wird auch klargestellt, dass der Rechtsschutz nach Artikel 9 Absatz 
2 des Übereinkommens über den Zugang zu Informationen, die Öffentlichkeitsbeteiligung 
an Entscheidungsverfahren und den Zugang zu Gerichten in Umweltangelegenheiten (Aar- 
hus-Konvention) weiter gewährleistet wird.
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Zu Absatz 4

Im Anwendungsbereich des § 9 Absatz 2 und 3 gilt § 11 nicht. § 9 Absatz 2 und 3 sind die 
spezielle Regelung für die Nachprüfung von öffentlichen Aufträgen und Konzessionen 
durch Auftraggeber oberhalb der EU-Schwellenwerte. Außerhalb des Anwendungsberei­
ches von § 9 Absatz 2 und 3 ist § 9 Absatz 5 zu beachten.

Zu § 12 (Zuständigkeit des Bundesverwaltungsgerichts)

Durch die mit § 12 geschaffene Zuständigkeit des Bundesverwaltungsgerichts wird eine 
einheitliche Befassung und Entscheidungsgeschwindigkeit für Entscheidungen gewährleis­
tet, die Vorhaben nach § 2 betreffen.

Die erstinstanzliche Zuständigkeit des Bundesverwaltungsgerichts stellt eine Ausnahme 
dar. Sie ist aber im vorliegenden Fall geboten. Denn nur auf diese Weise wird eine erhebli­
che Verfahrensbeschleunigung erzielt, indem die Dauer möglicher gerichtlicher Verfahren 
verkürzt wird. Im Vergleich zum Rechtschutzverfahren vor dem (Ober-) Verwaltungsgerich­
ten entfällt das Risiko eines anschließenden Revisionsverfahrens beim Bundesverwal­
tungsgericht. In einem Revisionsverfahren ist es möglich, dass das Revisionsgericht das 
Verfahren wieder an das (Ober-) Verwaltungsgericht verweist, um eine weitere Sachaufklä­
rung zu ermöglichen. Dieses kann letztendlich zu einer erheblichen Verzögerung bezüglich 
der Realisierung der erforderlichen LNG-Vorhaben führen.

Indem das Bundesverwaltungsgericht die abschließende Entscheidungsbefugnis über die 
Auslegung und Anwendung des relevanten Rechts für den LNG-Ausbau hat, wird eine ein­
heitliche Rechtsauslegung gewährleistet, was letztendlich der Verfahrensbeschleunigung 
dient. Der LNG-Ausbau ist erforderlich, um die Versorgungssicherheit zu gewährleisten. 
Eine sichere Energieversorgung ist von überragender Bedeutung für das gesamtstaatliche 
Gemeinwohl. Deshalb muss schnellstmögliche Rechts- und Planungssicherheit erzielt wer­
den.

Könnte der Planfeststellungsbeschluss für ein solches Vorhaben vor dem Bundesverwal­
tungsgericht angegriffen werden, während der vorzeitige Baubeginn den normalen Instan­
zenzug durchlaufen müsste, könnte der Beschleunigungseffekt der Rechtswegverkürzung 
zunichtegemacht werden. Daher bezieht sich die Zuständigkeit auch auf alle mit dem Vor­
haben zusammenhängenden Entscheidungen.

Dieses Gesetz betrifft eine überschaubare Anzahl von Fällen. Es geht nur um die zeitnah 
zu realisierenden LNG-Vorhaben an maximal sechs Standorten. Diese Vorhaben sind in 
§ 2 und in der Anlage abschließend aufgelistet. Nur für diese Vorhaben gilt die erstinstanz­
liche Zuständigkeit. Durch die begrenzte Anzahl von Vorhaben wird die Zuständigkeitsbe­
gründung in quantitativer Hinsicht begrenzt. Im Ergebnis ist damit das Regel-Ausnahme- 
Prinzip gewahrt. Nach der derzeit möglichen Prognose ist davon auszugehen, dass durch 
die Verweisung an das Bundesverwaltungsgericht keine unvertretbaren Beeinträchtigun­
gen der Kernaufgaben des Bundesverwaltungsgerichts als Revisionsgericht ausgelöst wer­
den.

Insgesamt ist die ausnahmsweise Verlagerung zum Bundesverwaltungsgericht erforderlich, 
um auch bei der Ausgestaltung des Verwaltungsgerichtsverfahrens einen notwendigen Bei­
trag zur erforderlichen Beschleunigung des Ausbaus der LNG-Infrastruktur zu leisten.

Zu § 13 (Übergangsregelungen)

Zu Absatz 1

Auch bereits begonnene Zulassungsverfahren für die Errichtung und die Inbetriebnahme 
von Anlagen für Flüssigerdgas, für die dafür notwendigen Gewässerausbauten oder
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Gewässerbenutzungen sowie von Leitungen sollen mit Hilfe der in diesem Gesetz geregel­
ten Verfahrenserleichterungen weitergeführt werden können. Ein bereits begonnener Ver­
fahrensschritt, der noch nicht abgeschlossen wurde, ist in diesem Fall jedoch nach neuem 
Recht zu wiederholen, es sei denn, er kann nach neuem Recht entfallen. Durch den Neu­
beginn des Verfahrensschritts, der nach diesem Gesetz geltenden Regelung, soll gewähr­
leistet werden, dass ein Wechsel auf die nach diesem Gesetz geltenden Verfahrensvor- 
schiften nicht während der Durchführung eines laufenden Verfahrensschrittes zu einer Frist­
verkürzung führt.

Zu Absatz 2

Nach Absatz 2 soll der Verfahrensschritt nach altem Recht weitergeführt und beendet wer­
den, wenn dies zur Beschleunigung des Verfahrens beiträgt.

Zu Absatz 3

Absatz 3 legt fest, dass Verfahrensschritte, die nach Inkrafttreten dieses Gesetzes bereits 
begonnen, aber noch nicht beendet wurden, weiterhin nach den Vorschriften dieses Geset­
zes durchgeführt werden können. Die Regelung bildet somit das Gegenstück zur Regelung 
des Absatzes 1 Satz 1.

Zu Absatz 4

Absatz 4 stellt klar, dass Fehlervorschriften (z.B. § 4 Abs. 1 UmwRG) keine Anwendung 
finden, wenn der Verfahrensschritt nach diesem Gesetz vollständig entfallen kann. So kann 
beispielsweise das Fehlen der Umweltverträglichkeitsprüfung nicht gerügt werden, wenn 
sie nach diesem Gesetz entfallen kann.

Zu Absatz 5

Vergabeverfahren werden regelmäßig nach dem Recht zu Ende geführt, das zum Zeitpunkt 
der Einleitung des Verfahrens galt (vgl. § 186 Absatz 2 GWB). Das ist für Vorhaben nach 
§ 2 angesichts ihrer äußersten Dringlichkeit und der Gefährdung überragender öffentlicher 
Interessen aufgrund des Zweckes des Gesetzes nach § 1 und dem besonderen Interesse 
nach § 3 nicht sachgerecht. Sie sollen daher nach Satz 1, auch wenn sie bereits begonnen 
haben, grundsätzlich mit den Verfahrenserleichterungen und Beschleunigungsvorteilen des 
§ 9 durchgeführt werden können. Für materielle Regelungen, die an diese besondere Dring­
lichkeit anknüpfen (Losverzicht, Dringlichkeitsvergabe), kann dies aber nur für Vorhaben 
gelten, die nach dem Angriff Russlands gegen die Ukraine begonnen haben.

Satz 2 stellt klar, dass für Vorhaben nach § 2 insbesondere auch die Regelungen zur be­
schränkten Unwirksamkeitsfolge und zum beschleunigten Rechtsschutz Anwendung finden 
müssen, um für sie schnell Rechtssicherheit erreichen zu können, selbst wenn das Verga­
beverfahren bereits vor Inkrafttreten des Gesetzes abgeschlossen war bzw. der Zuschlag 
bereits vorher erfolgt ist.

Es wäre aber unangemessen, der Vergabekammer oder dem Beschwerdegericht rückwir­
kend beginnende Fristen aufzuerlegen, so dass nach Satz 3 dann mit Inkrafttreten des Ge­
setzes die neuen Fristen laufen, soweit im Sinne der Beschleunigung nicht die bisher gel­
tenden Fristen schon vorher ablaufen.

Zu § 14 (Inkrafttreten, Außerkrafttreten)

Zu Absatz 1

Aufgrund der Eilbedürftigkeit des Gesetzes ist ein schnellstmögliches Inkrafttreten nach der 
Verkündung erforderlich.
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Zu Absatz 2

Das Gesetz zielt darauf ab, eine drohende Versorgungskrise mit Gas durch beschleunigte 
Verfahren abzuwenden. Aus diesem Grund sowie zur Umsetzung der Klimaschutzziele und 
der Einhaltung der Maßgaben des Bundes-Klimaschutzgesetzes, ist das Gesetz zu befris­
ten. Zur Sicherstellung, dass alle nach diesem Gesetz begonnenen Verfahrensschritte nach 
den Bestimmungen dieses Gesetzes zu Ende geführt werden, treten, die Übergangsvor­
schriften erst zu einem späteren Zeitpunkt außer Kraft.

Um einen einheitlichen Rechtsschutz für alle, auch später eintretende Verfahren nach die­
sem Gesetz zu gewährleisten, treten diesbezügliche Regelungen nicht außer Kraft.

Die Regelung stellt sicher, dass auch § 5 Absatz 2 und § 9 Abs. 2, 3 und 5 nicht außer Kraft 
treten. Dies ist erforderlich, da § 5 Absatz 2 auch nach Außerkrafttreten des Gesetzes wei­
ter Wirkung entfaltet.

Zu der Anlage

In der Anlage werden im Hinblick auf die Erfüllung des Gesetzeszwecks besonders geeig­
net erscheinende Standorte abschließend aufgelistet. Es kann davon ausgegangen wer­
den, dass die darin enthaltenen Vorhaben nach § 2 Absatz 1 einen wesentlichen Beitrag 
zur Sicherung der Versorgung Deutschlands mit LNG leisten können.

Die aufgelisteten Vorhaben umfassen dabei neben den ausdrücklich benannten Anlagen 
nach § 2 Absatz 1 Nummer 1, Nummer 2 und den Leitungen nach § 2 Nummer 3 auch 
damit in unmittelbarem Zusammenhang stehende Gewässerausbauten nach Nummer 4.

Verbindlichen Festlegungen über die Ausführung eines Vorhabens oder den konkreten Ver­
lauf der Leitungen werden insoweit jedoch nicht getroffen.
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Entwurf eines Gesetzes zur Beschleunigung des Einsatzes verflüssigten 

Erdgases (LNG-Beschleunigungsgesetz - LNGG)

hier: Formulierungshilfe für die Koalitionsfraktionen für einen aus der Mitte des 

Deutschen Bundestages einzubringenden Gesetzentwurf

Anlagen: - 3 -

Anliegende Formulierungshilfe nebst Beschlussvorschlag sowie Sprechzettel für den 

Regierungssprecher übersende ich mit der Bitte, die Zustimmung der Bundesregie­

rung im Wege des Umlaufverfahrens herbeizuführen.

Der völkerrechtswidrige Angriff Russlands auf die Ukraine hat die energie- und sicher­

heitspolitische Bewertung der Abhängigkeit von russischen Gaslieferungen unvorher­

gesehen kurzfristig und fundamental geändert. Eine Unterbrechung der bis dato für die 

nationale Energieversorgung zentralen russischen Erdgaslieferungen an Deutschland 

ist nicht mehr ausgeschlossen. Hierdurch ist eine unvorhersehbare, außergewöhnliche
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und äußerst volatüe Lage am Gasmarkt entstanden. Vor diesem Hintergrund ist der 

unverzügliche und schnellstmögliche Aufbau einer von Russland unabhängigeren 

Gasversorgung äußerst dringlich und zwingend erforderlich.

Das Gesetz zur Beschleunigung des Einsatzes verflüssigten Erdgases (LNG-Be- 

schleunigungsgesetz - LNGG) dient der Sicherung der nationalen Energieversorgung 

durch die zügige Einbindung verflüssigten Erdgases in das bestehende Gasversor­

gungsnetz. Mit den Vorschriften dieses Gesetzes sollen die Verfahren zur Zulassung 

von Errichtung und Inbetriebnahme der im Anwendungsbereich dieses Gesetzes be- 

zeichneten Vorhaben wesentlich beschleunigt werden. Dies umfasst die beschleunigte 

Durchführung von Verfahren für die Vergabe öffentlicher Aufträge und Konzessionen 

für diese Vorhaben.

Das Gesetz erfasst sowohl landgebundene LNG- als auch schwimmende LNG-Termi- 

nals sowie die erforderlichen Anbindungsleitungen an das Gasversorgungsnetz. Die 

hierzu in Betracht kommenden Standorte werden in der Anlage zum Gesetz näher 

bezeichnet. Alle im Gesetz bezeichneten Vorhaben, liegen im überragenden öffentli­

chen Interesse und im Interesse der öffentlichen Sicherheit. Die energiewirtschaftliche 

Notwendigkeit und Bedarf der Vorhaben sind gesetzlich festgestellt.

Das Gesetz eröffnet die Möglichkeit zur Ausnahme von einer Umweltverträglichkeits­

prüfung (UVP). Die zuständige Behörde hat bei dem konkreten Vorhaben von einer 

UVP abzusehen, wenn sie festgestellt hat, dass das konkrete Vorhaben geeignet ist, 

einen relevanten Beitrag zu leisten, die Krise der Gasversorgung zu bewältigen oder 

abzuwenden. Eine nach dem Fachrecht erforderliche Öffentlichkeitsbeteiligung findet 

auch bei den im Gesetzentwurf genannten LNG-Vorhaben weiterhin statt. Sie wird 

aber in ihrer zeitlichen Dauer auf zwei Wochen und somit deutlich reduziert.

Die materiellen, fachrechtlichen Zulassungsvoraussetzungen für LNG-Anlagen und 

Leitungen bleiben erhalten und werden nicht abgesenkt. Dies gilt insbesondere für die 

Anforderungen nach dem Immissionsschutz- und Wasserrecht. Im Naturschutzrecht
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kann flexibler und zeitlich entkoppelt ein Eingriff kompensiert werden. Ferner werden 

im Leitungsbaurecht die Anforderungen für einen vorzeitigen Baubeginn gelockert.

Vergabeverfahren werden im Einklang mit den unionsrechtlichen Vorgaben aufgrund 

der äußersten Dringlichkeit der Vorhaben deutlich schneller und flexibler durchgeführt 

werden können. Entsprechend werden diesbezügliche Nachprüfungsverfahren be­

deutend beschleunigt und die Abwägung in Eilentscheidungen zugunsten der Vorha­

ben gestärkt. Dabei wird die Planungssicherheit für geschlossene Verträge auch im 

Fall eines Nachprüfungsverfahrens erhöht.

Rechtsbehelfe gegen LNG-Vorhaben entfalten nach dem Gesetzentwurf keine auf­

schiebende Wirkung und der Rechtsweg im Zusammenhang mit LNG-Vorhaben soll 

direkt zum Bundesverwaltungsgericht führen und wird somit auf eine Instanz verkürzt.

Im Einklang mit den Klimaschutzzielen Deutschlands und zur Vermeidung von sog. 

Lock-in-Effekten haben die Behörden die Genehmigung für LNG-Anlagen im Anwen­

dungsbereich dieses Gesetzes bis längstens zum 31. Dezember 2043 zu befristen. 

Ein Weiterbetrieb dieser Anlagen über diesen Zeitpunkt hinaus kann nur für klimaneut­

ralen Wasserstoff und dessen Derivate genehmigt werden. Damit wird den Anforde­

rungen des Bundesverfassungsgerichts aus dem Beschluss vom 24. März 2021 zum 

Bundes-Klimaschutzgesetz Rechnung getragen. Das Bundesministerium der Finan­

zen erklärt in diesem Zusammenhang, dass hieraus kein Präjudiz für zukünftige Ge­

setzgebungsverfahren abzuleiten ist.

Die Ressortabstimmung ist abgeschlossen. Das Bundesministerium der Finanzen, 

des Innern und für Heimat, für Umwelt, Naturschutz, nukleare Sicherheit und Ver­

braucherschutz sowie für Bildung und Forschung haben dem Gesetzentwurf zuge­

stimmt. Die anderen Ressorts haben keine Einwände erhoben. Dem Bundesministe- 

rium der Justiz wurde der Gesetzentwurf zur rechtsförmlichen und rechtssystemati­

schen Prüfung übersandt (Rechtsprüfung gemäß § 46 Absatz 1 GGO). ln Anbetracht 

des engen Zeiträhmens konnte die Rechtsprüfung nicht abgeschlossen werden. Sie 

wird während des parlamentarischen Verfahrens fortgesetzt. Aus Sicht des Bundes­

ministeriums für Wirtschaft und Klimaschutz steht die noch nicht abgeschlossene
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Rechtsprüfung einer Kabinettbefassung nicht im Wege; das Bundesministerium der 

Justiz ist dem nicht entgegengetreten.

Das Gesetz bedarf der Zustimmung des Bundesrates.

Vier Abdrucke dieses Schreibens mit Anlagen sind beigefügt.



Anlage 1
zur Kabinettvorlage des BMWK 

Datenblatt-Nr. 20/09036

Beschlussvorschlag

Die Bundesregierung beschließt die von dem Bundesminister für Wirtschaft und Klima­

schutz vorgelegte Formulierungshilfe für einen aus der Mitte des Deutschen Bundesta­

ges einzubringenden Entwurf eines Gesetzes zur Beschleunigung des Einsatzes ver­

flüssigten Erdgases (LNG-Beschleunigungsgesetz - LNGG).



Anlage 2
zur Kabinettvorlage des BMWK 

Datenblatt-Nr. 20/09036

Sprechzettel für den Regierungssprecher

Das Bundeskabinett hat heute die von dem Bundesminister für Wirtschaft und Klima­

schutz vorgelegte Formulierungshilfe für einen Gesetzentwurf zur Beschleunigung des 

Einsatzes verflüssigten Erdgases (LNG-Beschleunigungsgesetz - LNGG) beschlossen.

Der völkerrechtswidrige Angriff Russlands auf die Ukraine hat die energie- und sicher­

heitspolitische Bewertung der Abhängigkeit von russischen Gaslieferungen unvorherge­

sehen kurzfristig und fundamental geändert. Eine Unterbrechung der bis dato für die na­

tionale Energieversorgung zentralen russischen Erdgaslieferungen an Deutschland ist 

nicht mehr ausgeschlossen. Der unverzügliche und schnellstmögliche Aufbau einer von 

Russland unabhängigeren Gasversorgung ist äußerst dringlich und zwingend erforder­

lich.

Das Gesetz zur Beschleunigung des Einsatzes verflüssigten Erdgases dient der Siche­

rung der nationalen Energieversorgung durch die zügige Einbindung verflüssigten Erd­

gases in das bestehende Fernleitungsnetz. Durch das Gesetz werden die Verfahren zur 

Zulassung von Errichtung und Inbetriebnahme von festen LNG- und schwimmenden 

LNG-Anlagen sowie den erforderlichen Anbindungsleitungen zum Gasversorgungsnetz 

zur Bewältigung dieser Versorgungskrise wesentlich beschleunigt.

Das Gesetz senkt die materiellen Zulassungsvoraussetzungen nicht ab, Umwelt- und 

Naturschutzstandards bleiben erhalten. Es eröffnet aber Möglichkeiten zur wesentlichen 

Verfahrensbeschleunigung. So kann in den Ländern bereits im Sommer mit dem Bau 

von Gasleitungen und Infrastruktur für Flüssiggasterminals begonnen werden. Neben 

den Zulassungsverfahren werden auch die Vergabe- und Nachprüfungsverfahren für 

die Vergabe öffentlicher Aufträge und Konzessionen für die äußerst dringlichen Vorha­

ben bedeutend beschleunigt.

Die in Betracht kommenden Standorte werden in einer Anlage zum Gesetz näher be­

zeichnet, um den Anwendungsbereich des Gesetzes gezielt auf die für die Bewältigung



der Gasversorgungskrise notwendigen Vorhaben auszurichten. Alle diese Vorhaben lie­

gen im überragenden öffentlichen Interesse und im Interesse der öffentlichen Sicherheit.

Welche Standorte realisiert werden, hängt von verschieden rechtlichen, fachlichen und 

wirtschaftlichen Faktoren ab. Mit dem Gesetz wird für die Zuiassungsbehörden und Auf­

traggeber die Möglichkeit geschaffen, die erforderlichen Verfahren im Einklang mit uni­

onsrechtlichen Vorgaben deutlich zu beschleunigen.



Entwurf einer Formulierungshilfe der Bundesregierung

Für die Fraktionen der SPD, von Bündnis 90/Die Grünen und der FDP

Entwurf eines Gesetzes zur Beschleunigung des Einsatzes verflüssig 
ten Erdgases
(LNG-Beschleunigungsgesetz - LNGG)

A. Problem und Ziel

Mit dem am 24. Februar 2022 begonnenen Angriffskrieg Russlands gegen die Ukraine hat 
sich die energie- und sicherheitspolitische Bewertung der Abhängigkeit von russischen 
Gaslieferungen unvorhergesehen kurzfristig und fundamental geändert. In der Folge ist 
eine Unterbrechung der bis dato für die nationale Energieversorgung zentralen russischen 
Erdgaslieferungen an Deutschland (aktuell 40% der nationalen Gasversorgung, bei einem 
Gesamtverbrauch von rund 1.000 TWh oder 96 Mrd. m3 pro Jahr) nicht mehr ausgeschlos­
sen. Hierdurch ist eine unvorhersehbare, außergewöhnliche und äußerst volatile Lage am 
Gasmarkt entstanden.

Vor diesem Hintergrund ist der unverzügliche und schnellstmögliche Aufbau einer unab­
hängigeren nationalen Gasversorgung äußerst dringlich und zwingend erforderlich.

Aufgrund der geringen Substituierbarkeit von Gas durch andere Energieträger muss zur 
Sicherstellung der Versorgung zwingend Gas aus anderen Quellen beschafft werden. Eine 
der wenigen Möglichkeiten Deutschlands, auf dem Weltmarkt kurzfristig zusätzliche Gas­
mengen zu beschaffen, ist der Einkauf verflüssigten Erdgases (LNG). Um das LNG in 
Deutschland anlanden, regasifizieren und weiterleiten zu können, ist der umgehende Aus­
bau der LNG-Importinfrastruktur unverzichtbar.

B. Lösung

Wegen der derzeitig bestehenden Ausnahmesituation, die eine schnelle und verlässliche 
Sicherung der Energieversorgung durch LNG erfordert, wird den Genehmigungsbehörden 
ermöglicht, vorübergehend und unter klar definierten Bedingungen von bestimmten Verfah­
rensanforderungen, insbesondere im Bereich der Umweltverträglichkeitsprüfung, abzuse­
hen. Die jeweiligen materiellen Zulassungsvoraussetzungen werden durch das Gesetz hin­
gegen nicht verändert, sodass eine umfassende materiell-rechtliche Prüfung durch die Be­
hörden weiter gewährleistet wird. Daneben wird Auftraggebern ermöglicht, vorübergehend 
vergaberechtliche Erleichterungen zur Beschleunigung der Vergabe öffentlicher Aufträge 
und Konzessionen anzuwenden. Ziel des Gesetzes ist es, alle Zulassungs- und Genehmi­
gungsverfahren sowie die Vergabe öffentlicher Aufträge und Konzessionen erheblich 
schneller zu durchlaufen, als dies nach aktueller Rechtslage möglich ist, und so zu zügigen 
Genehmigungen und Einbindung von LNG in den deutschen Markt zu gelangen. Um die 
schnellstmögliche Umsetzung effektiv zu gewährleisten, ist parallel auch der entspre­
chende Rechtsschutz jeweils zu beschleunigen. Diese Anpassungen sind ein äußerst wich­
tiger Beitrag für die Versorgungssicherheit in Deutschland und aufgrund der dadurch ent­
stehenden Unabhängigkeit von Russland auch für die Sicherheit in Europa.

Das Gesetz sieht zudem vor, dass die Genehmigungen für die LNG-Anlagen in Überein­
stimmung mit den deutschen Klimazieien bis spätestens zum 31. Dezember 2043 befristet 
werden. Ein Weiterbetrieb dieser Anlagen über diesen Zeitpunkt hinaus kann nur für
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klimaneutralen Wasserstoff und dessen Derivate genehmigt werden. Dadurch wird sicher­
gestellt, dass das Ziel der Klimaneutralität spätestens 2045 weiterhin erreicht werden kann, 
es zu keinen Fehlinvestitionen oder möglichen Entschädigungsansprüchen kommt und 
Lock-in-Effekte vermieden werden.

C. Alternativen

Keine.

D. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand

Für die Haushalte des Bundes und der Länder, einschließlich der Kommunen entstehen 
keine neuen Ausgaben. Darüber hinaus wird die Übertragung weiterer erstinstanzlicher Zu­
ständigkeiten auf das Bundesverwaltungsgericht dort zu einem erhöhten Verfahrensauf­
kommen und damit zu einem zusätzlichen jährlichen Mehrbedarf an Personal- und Sach­
kosten im Justizhaushalt - Einzelplan 07 - führen. Da derzeit nicht prognostiziert werden 
kann, wann etwaige Verfahren anhängig werden, lässt sich dieser Mehrbedarf nicht näher 
beziffern.

E. Erfüllungsaufwand

E.1 Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger

Aus den gesetzlichen Änderungen entsteht kein Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und 
Bürger.

E.2 Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft

Für die Wirtschaft entsteht kein Erfüllungsaufwand. Es kommen keine Bürokratiekosten aus 
Informationspflichten hinzu.

Durch beschleunigte Verfahren und den im Einzelfall festzustellenden Verzicht auf eine 
Umweltverträglichkeitsprüfung wird der mit der Planung und Genehmigung verbundene 
Aufwand verringert. Die Einsparungen können nicht ex ante beziffert werden, da der Ver­
zicht auf die Umweltverträglichkeitsprüfung aufgrund europäischen Rechts im Einzelfall von 
der Genehmigungsbehörde festgestellt werden muss. Es ist nicht ex ante abzusehen, in 
wie vielen Verfahren dies tatsächlich Anwendung finden wird.

E.3 Erfüllungsaufwand der Verwaltung

Für die Verwaltung entsteht kein Erfüllungsaufwand. An den materiell-rechtlichen Prüfun­
gen durch die Behörde ändert sich nichts. Dem geringfügigen Mehraufwand durch die Ein­
zelfallprüfung gemäß § 4 des Gesetzes steht eine ebenfalls geringfügige Einsparung an 
Aufwand durch Wegfall der Umweltverträglichkeitsprüfung in diesen Fällen gegenüber.

F. Weitere Kosten
Die Änderungen bewirken keine wesentlichen Änderungen für die sonstigen Kosten der 
Wirtschaft oder für das soziale Sicherungssystem. Es sind keine Auswirkungen auf
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Einzelpreise und das Preisniveau, insbesondere auf das Verbraucherpreisniveau, zu er­
warten.
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Entwurf einer Formulierungshilfe der Bundesregierung für die 
Fraktionen der SPD, von Bündnis 90/Die Grünen und der FDP

Entwurf eines Gesetzes zur Beschleunigung des Einsatzes ver­
flüssigten Erdgases

(LNG-Beschleunigungsgesetz - LNGG)

Vom ...

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das folgende Gesetz beschlos­
sen;

§1

Zweck

(1) Dieses Gesetz dient der Sicherung der nationalen Energieversorgung durch die 
zügige Einbindung verflüssigten Erdgases in das bestehende Fernleitungsnetz.

(2) Mit den Vorschriften dieses Gesetzes sollen die Zulassung von Errichtung und In­
betriebnahme der in § 2 bezeichneten Vorhaben sowie die Durchführung von Verfahren für 
die Vergabe öffentlicher Aufträge und Konzessionen dieser Vorhaben beschleunigt werden.

§2

Anwendungsbereich

(1) Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des Absatzes 2 für die Zulassung von:

1. stationären schwimmenden Anlagen zur Einfuhr, Entladung, Lagerung und Wiederver­
dampfung verflüssigten Erdgases,

2. stationären landgebundenen Anlagen zur Einfuhr, Entladung, Lagerung und Wieder­
verdampfung verflüssigten Erdgases,

3. Leitungen, die der Anbindung von Anlagen nach Nummer 1 oder Nummer 2 an die 
Gasversorgungsnetze dienen (LNG-Anbindungsleitungen),

4. Gewässerausbauten und Gewässerbenutzungen, die für Errichtung und Betrieb der 
Anlagen nach Nummer 1 oder Nummer 2 erforderlich sind.

(2) Dieses Gesetz gilt nur für die in der Anlage bezeichneten Vorhaben.

(3) Dieses Gesetz gilt zudem für die Vergabe öffentlicher Aufträge und Konzessionen 
für Vorhaben nach Absatz 2.
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§3

Besonderes Interesse

Die in der Anlage bezeichneten Vorhaben sind für die sichere Gasversorgung Deutsch­
lands besonders dringlich. Für diese Vorhaben wird die energiewirtschaftliche Notwendig­
keit und der Bedarf zur Gewährleistung der Versorgung der Allgemeinheit mit Gas festge­
stellt. Die schnellstmögliche Durchführung dieser Vorhaben dient dem zentralen Interesse 
an einer sicheren und diversifizierten Gasversorgung in Deutschland und ist aus Gründen 
eines überragenden öffentlichen Interesses und im Interesse der öffentlichen Sicherheit er­
forderlich.

§4

Ausnahmen von der Umweltverträglichkeitsprüfung1

(1) Abweichend von § 1 Absatz 4 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprü­
fung in der Fassung der Bekanntmachung vom 18. März 2021 (BGBl. I S. 540), das zuletzt 
durch Artikel 14 des Gesetzes vom 10. September 2021 (BGBl. I S. 4147) geändert worden 
ist, hat die für die Zulassungsentscheidung zuständige Behörde bei Vorhaben nach § 2 das 
Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung nach Maßgabe der Absätze 2 bis 5 nicht 
anzuwenden, wenn eine beschleunigte Zulassung des konkreten Vorhabens geeignet ist, 
einen relevanten Beitrag zu leisten, um eine Krise der Gasversorgung zu bewältigen oder 
abzuwenden.

(2) Wird nach Absatz 1 keine Umweltverträglichkeitsprüfung durchgeführt, entfallen 
auch die entsprechenden, in fachrechtlichen Vorschriften geregelten Pflichten der Antrag­
steller und Aufgaben der Behörden.

(3) Die weiteren Zulassungsvoraussetzungen nach den fachrechtlichen Vorschriften 
bleiben unberührt, soweit sich nicht aus den nachfolgenden Bestimmungen dieses Geset­
zes etwas anderes ergibt.

(4) Der Öffentlichkeit sind vor Erteilung der Zulassung folgende Informationen zugäng­
lich zu machen:

1. der Entwurf der Zulassungsentscheidung einschließlich Begründung,

2. die wesentlichen Antragsunterlagen einschließlich der Unterlagen, mit denen die we­
sentlichen Auswirkungen des Vorhabens auf die Umwelt dargestellt werden,

3. die Gründe für die Gewährung der Ausnahme nach Absatz 1 von den Anforderungen 
nach dem Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung.

Die Zugänglichmachung hat für die Dauer von vier Tagen mittels Auslegung in Räumen der 
Zulassungsbehörde und mittels Veröffentlichung auf der Internetseite der Zulassungsbe­
hörde zu erfolgen.

(5) Das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, nukleare Sicherheit und Ver­
braucherschutz hat die Europäische Kommission vor Erteilung der Zulassungsentschei­
dung über die Gründe der Gewährung der Ausnahme nach Absatz 1 zu unterrichten und

1)§ 4 dieses Gesetzes dient auch der Umsetzung folgender Richtlinie: Richtlinie 2011/92/EU des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 13. Dezember 2011 über die Umweltverträglichkeitsprüfung bei be­
stimmten öffentlichen und privaten Projekten (ABI. L 26 vom 28.1.2012, S. 1), geändert durch Richtlinie 
2014/52/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. April 2014 (ABI. L 124 vom 
25.4.2014,3. 1).
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ihr die Informationen, die die zuständige Behörde der Öffentlichkeit nach Absatz 4 zugäng­
lich macht, zu übermitteln. Zu diesem Zweck hat die zuständige Behörde rechtzeitig, spä­
testens vier Tage vor der Entscheidung über die Zulassung des Vorhabens dem Bundes­
ministerium für Umwelt, Naturschutz, nukleare Sicherheit und Verbraucherschutz die Infor­
mationen nach Absatz 4 zu übermitteln.

§S

Maßgaben für die Anwendung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes und der In- 
dustriekläranlagen-Zulassungs- und Überwachungsverordnung2

(1) Das Bundes-Immissionsschutzgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 
17. Mai 2013 (BGBl. I S. 1274; 2021 I S. 123), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 
24. September 2021 (BGBl. I S. 4458) geändert worden ist, ist für die Zulassung von Anla­
gen nach § 2 Nummer 1 und 2 dieses Gesetzes mit folgenden Maßgaben anzuwenden:

1. abweichend von § 10 Absatz 3 Satz 2 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes sind der 
Antrag und die vom Antragsteller vorgelegten Unterlagen, mit Ausnahme der 
Unterlagen nach § 10 Absatz 2 Satz 1 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes, sowie 
die entscheidungserheblichen Berichte und Empfehlungen, die der Behörde im 
Zeitpunkt der Bekanntmachung vorliegen, nach der Bekanntmachung eine Woche zur 
Einsicht auszulegen,

2. abweichend von § 10 Absatz 3 Satz 4 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes kann die 
Öffentlichkeit bis eine Woche nach Ablauf der Auslegungsfrist gegenüber der 
zuständigen Behörde schriftlich oder elektronisch Einwendungen erheben; diese Frist 
gilt auch bei Anlagen nach der Richtlinie 2010/75/EU des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 24. November 2010 über Industrieemissionen (integrierte 
Vermeidung und Verminderung der Umweltverschmutzung) (ABI. L 334, 17.12.2010,
S. 17).

3. die zuständige Behörde kann einen Erörterungstermin nach § 10 Absatz 6 des 
Bundes-Immissionsschutzgesetzes durchführen, soweit sie diesen für erforderlich oder 
zweckmäßig hält,

4. die Genehmigung nach § 4 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes ist mit der 
Bestimmung zu erteilen, dass der Betrieb der Anlage mit verflüssigtem Erdgas 
spätestens am 31. Dezember 2043 einzustellen ist.

(2) Für eine Anlage nach § 2 Absatz 1 Nummer 1 und 2, die über den 31. Dezember 
2043 hinaus betrieben werden soll, kann die Genehmigung zum Weiterbetrieb nur für einen 
Betrieb mit klimaneutralem Wasserstoff und Derivaten hiervon erteilt werden. Die Geneh­
migung nach Satz 1 ist bis zum Ablauf des 1. Januar 2035 zu beantragen.

(3) Für die Öffentlichkeitsbeteiligung nach § 4 der Industriekläranlagen-Zuiassungs- 
und Überwachungsverordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 2. Mai 2013 
(BGBl. I S. 973,1011), die zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 21. Mai 2003 (BGBl. I

2 § 5 dieses Gesetzes dient auch der Umsetzung folgender Richtlinien; Richtlinie 2010/75/EU des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 24. November 2010 über Industrieemissionen (integrierte Vermeidung 
und Verminderung der Umweltverschmutzung) (Neufassung) (ABI. L 334 vom 17.12.2010, S. 17) (Be­
richtigung, ABI. L 158 vom 19.06.2012, S. 25); Richtlinie 2012/18/EU des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 4. Juli 2012 zur Beherrschung der Gefahren schwerer Unfälle mit gefährlichen 
Stoffen, zur Änderung und anschließenden Aufhebung der Richtlinie 96/82/EG des Rates (ABI. L 197 
vom 24.7.2012, S. 1).
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S. 2873) geändert worden ist, gelten die Maßgaben des Absatzes 1 Nummer 1 bis 3 ent­
sprechend.

§6

Maßgaben für die Anwendung des Bundesnaturschutzgesetzes

Das Bundesnaturschutzgesetz vom 29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2542), das zuletzt durch 
Artikel 1 des Gesetzes vom 18. August 2021 (BGBl. I S. 3908) geändert worden ist, ist bei 
der Zulassung von Vorhaben nach § 2 mit folgenden Maßgaben anzuwenden:

1. abweichend von § 17 Absatz 1 des Bundesnaturschutzgesetzes kann die Festsetzung 
von Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen nach § 15 Absatz 2 des Bundesnaturschutz­
gesetzes bis zu zwei Jahre nach Erteilung der Zulassungsentscheidung erfolgen, hier­
für hat der Verursacher die erforderlichen Angaben nach § 17 Absatz 4 Satz 1 Nummer 
2 des Bundesnaturschutzgesetzes nachträglich zu machen. § 15 Absatz 4 Satz 2 des 
Bundesnaturschutzgesetzes ist entsprechend anzuwenden,

2. mit der Umsetzung der Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen ist innerhalb von drei Jah­
ren nach der Festsetzung zu beginnen.

§7

Maßgaben für die Anwendung des Wasserhaushaltsgesetzes

Das Wasserhaushaltsgesetz vom 31. Juli 2009 (BGBl. I S. 2585), das zuletzt durch
Artikel 2 des Gesetzes vom 18. August 2021 (BGBl. I S. 3901) geändert worden ist, ist bei
der Zulassung von Vorhaben nach § 2 mit folgenden Maßgaben anzuwenden:

1. abweichend von § 70 Absatz 1 Satz 1 Halbsatz 2 des Wasserhaushaltsgesetzes in 
Verbindung mit § 73 Absatz 3 Satz 1 des Verwaltungsverfahrensgesetzes in der Fas­
sung der Bekanntmachung vom 23. Januar 2003 (BGBl. I S. 102), das zuletzt durch 
Artikel 24 Absatz 3 des Gesetzes vom 25. Juni 2021 (BGBl. I S. 2154) geändert worden 
ist, ist der Plan für die Dauer von mindestens einer Woche zur Einsicht auszulegen,

2. abweichend von § 70 Absatz 1 Satz 1 Halbsatz 2 des Wasserhaushaltsgesetzes in 
Verbindung mit § 73 Absatz 4 Satz 1 des Verwaltungsverfahrensgesetzes kann jeder, 
dessen Belange durch das Vorhaben berührt werden, bis zu einer Woche nach Ablauf 
der Auslegungsfrist Einwendungen gegen den Plan erheben,

3. abweichend von § 70 Absatz 1 Satz 1 Halbsatz 2 des Wasserhaushaltsgesetzes in 
Verbindung mit § 73 Absatz 6 Satz 1 des Verwaltungsverfahrensgesetzes kann die 
zuständige Behörde einen Erörterungstermin durchführen, sofern sie diesen für erfor­
derlich hält,

4. durch die Entnahme und Wiedereinleitung von Wasser zum Zweck der Regasifizierung 
verflüssigten Erdgases sind in der Regel keine schädlichen, auch durch den Erlass 
einzuhaltender Nebenbestimmungen nicht vermeidbaren oder nicht ausgleichbaren 
Gewässerveränderungen im Sinne des § 12 Absatz 1 Nummer 1 des Wasserhaus­
haltsgesetzes zu erwarten.
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§8

Maßgaben für die Anwendung des Energiewirtschaftsgesetzes

(1) Das Energiewirtschaftsgesetz vom 7. Juli 2005 (BGBl. I S. 1970, 3621), das zuletzt 
durch Artikel 84 des Gesetzes vom 10. August 2021 (BGBl. I S. 3436) geändert worden ist, 
ist bei der Zulassung nach § 2 mit folgenden Maßgaben anzuwenden:

1. abweichend von § 43a des Energiewirtschaftsgesetzes gilt für das Anhörungsverfah­
ren, dass:

a) der Plan abweichend von § 73 Absatz 3 des Verwaltungsverfahrensgesetzes für 
die Dauer von einer Woche auszulegen ist,

b) Einwendungen nach § 73 Absatz 4 des Verwaltungsverfahrensgesetzes nur bis 
eine Woche nach Ablauf der Auslegungsfrist erhoben werden können,

c) ein Erörterungstermin in den Fällen des § 2 Nummer 3 stattfinden kann, soweit die 
zuständige Behörde diesen für erforderlich hält,

2. Kampfmittelräumungen, archäologische Untersuchungen und Bergungen gelten als 
Vorarbeiten im Sinne des § 44 des Energiewirtschaftsgesetzes,

3. der Vorhabenträger kann bereits nach Ablauf der Einwendungsfrist verlangen, dass 
das Verfahren der vorzeitigen Besitzeinweisung nach § 44b des Energiewirtschaftsge­
setzes durchgeführt wird,

4. für den vorzeitigen Baubeginn müssen die Voraussetzungen des § 44c Absatz 1 Satz 
1 Nummer 3 und 4 sowie des § 44c Absatz 1 Satz 2 des Energiewirtschaftsgesetzes 
nicht vorliegen; für die Zustellung nach § 44c Absatz 3 EnWG ist § 74 Absatz 5 VwVfG 
entsprechend anwendbar.

(2) Soweit aufgrund der in Absatz 1 vorgesehenen Verfahrensvereinfachungen Vor­
schriften des Energierechts nicht anzuwenden sind, sind auch die Vorschriften des Verwai- 
tungsverfahrensrechts, die diesen Verfahrensvereinfachungen sonst entgegenstehen wür­
den, nicht anzuwenden.

§9

Beschleunigte Vergabe- und Nachprüfungsverfahren3

(1) Für die Verfahren zur Vergabe öffentlicher Aufträge und Konzessionen für Vorha­
ben nach § 2 sind die vergaberechtlichen Vorschriften mit folgenden Maßgaben anzuwen­
den:

3 § 9 dieses Gesetzes dient auch der Umsetzung folgender Richtlinien: Richtlinie 89/665/EWG des Rates vom 
21. Dezember 1989 zur Koordinierung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften für die Anwendung 
der Nachprüfungsverfahren im Rahmen der Vergabe öffentlicher Liefer- und Bauaufträge (ABI. L 395 
vom 30.12.1989, S. 33), zuletzt geändert durch Richtlinie 20M/23/EU des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 26. Februar 2014 über die Konzessionsvergabe (ABI. L 94 vom 28.3.2014, S. 1); 
Richtlinie 92/13/EWG des Rates vom 25. Februar 1992 zur Koordinierung der Rechts- und Verwal­
tungsvorschriften für die Anwendung der Gemeinschaftsvorschriften über die Auftragsvergabe durch 
Auftraggeber im Bereich der Wasser-, Energie- und Verkehrsversorgung sowie im Telekommunikati­
onssektor (ABI. L 76 vom 23.3.1992, S. 14), zuletzt geändert durch Richtlinie 2014/23/EU des Europä­
ischen Parlaments und des Rates vom 26. Februar 2014 über die Konzessionsvergabe (ABI. L 94 vom
28.3.2014, S. 1); Richtlinie 2009/81/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 13. Juli 2009 
über die Koordinierung der Verfahren zur Vergabe bestimmter Bau-, Liefer- und
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1. § 97 Absatz 4 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen findet keine Anwen­
dung.

2. Mittelständische Interessen müssen auch bei der Vergabe öffentlicher Bauaufträge 
nicht vornehmlich berücksichtigt werden. Leistungen müssen nicht in der Menge auf­
geteilt und getrennt nach Art oder Fachgebiet vergeben werden. Wird ein Unterneh­
men, das nicht öffentlicher Auftraggeber ist, mit der Wahrnehmung oder Durchführung 
einer öffentlichen Aufgabe betraut, muss der öffentliche Auftraggeber das Unterneh­
men nicht verpflichten, sofern es Unteraufträge an Dritte vergibt, Leistungen in der 
Menge aufgeteilt und getrennt nach Art oder Fachgebiet zu vergeben.

3. Ergänzend zu § 134 Absatz 3 Satz 1 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkun­
gen entfällt die Informations- und Wartepflicht auch

a) in Fällen, in denen das Verhandlungsverfahren ohne Teilnahmewettbewerb ge­
rechtfertigt ist, und

b) in Fällen, in denen der Bieter, dem der Zuschlag erteilt wird, der einzige Bieter ist 
und es keine weiteren Bewerber gibt.

4. Abweichend von § 135 Absatz 1 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen 
kann in einem Nachprüfungsverfahren in den Fällen der Absätze 2 und 3 bei Feststel­
lung eines Verstoßes des Auftraggebers im Sinne des § 135 Absatz 1 des Gesetzes 
gegen Wettbewerbsbeschränkungen auf Antrag des Auftraggebers oder von Amts we­
gen ein Vertrag nicht als unwirksam erachtet werden, wenn nach Prüfung aller maß­
geblichen Gesichtspunkte unter Berücksichtigung des Zweckes im Sinne des § 1 und 
des besonderen Interesses nach § 3 zwingende Gründe eines Allgemeininteresses es 
rechtfertigen, die Wirkung des Vertrages zu erhalten. Das besondere Interesse recht­
fertigt es in der Regel, die Wirkung des Vertrages zu erhalten. In Fällen des Satzes 1 
hat die Vergabekammer oder das Beschwerdegericht alternative Sanktionen zur Fest­
stellung der Unwirksamkeit nach Maßgabe der Nummer 6 zu erlassen. § 156 Absatz 
3, § 179 Absatz 1 und § 181 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen blei­
ben unberührt.

5. Wird in einem Nachprüfungsverfahren in den Fällen der Absätze 2 oder 3 die Unwirk­
samkeit eines Vertrages wegen eines Verstoßes des Auftraggebers im Sinne des § 135 
Absatz 1 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen festgestellt, ist die

Dienstleistungsaufträge in den Bereichen Verteidigung und Sicherheit und zur Änderung der Richtlinien 
2004/17/EG und 2004/18/EG (ABI. L 216 vom 20.8.2009, S. 76), zuletzt geändert durch Delegierte 
Verordnung (EU) 2021/1950 der Kommission vom 10. November 2021 zur Änderung der Richtlinie 
2009/81/EG des Europäischen Parlaments und des Rates im Hinblick auf die Schwellenwerte für Liefer- 
, Dienstleistungs- und Bauaufträge (ABI. L 398 vom 11.11.2021, S. 19); Richtlinie 2014/23/EU des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. Februar 2014 über die Konzessionsvergabe (ABI. L 
094 vom 28.3.2014, S. 1), zuletzt geändert durch Delegierte Verordnung (EU) 2021/1951 der Kom­
mission vom 10. November 2021 zur Änderung der Richtlinie 2014/23/EU des Europäischen Parlaments 
und des Rates im Hinblick auf die Schwellenwerte für Konzessionen (ABI. L 398 vom 11.11.2021, S. 
21); Richtlinie 2014/24/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. Februar 2014 über 
die öffentliche Auftragsvergabe und zur Aufhebung der Richtlinie 2004/18/EG (ABI. L 094 vom
28.3.2014, S. 65), zuletzt geändert durch Delegierte Verordnung' (EU) 2021/1952 der Kommission vom 
10. November 2021 zur Änderung der Richtlinie 2014/24/EU des Europäischen Parlaments und des 
Rates im Hinblick auf die Schwellenwerte für die Vergabe öffentlicher Liefer-, Dienstleistungs- und 
Bauaufträge sowie für Wettbewerbe (ABI. L 398 vom 11.11.2021, S. 23); Richtlinie 2014/25/EU des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. Februar 2014 über die Vergabe von Aufträgen durch 
Auftraggeber im Bereich der Wasser-, Energie- und Verkehrsversorgung sowie der Postdienste und zur 
Aufhebung der Richtlinie 2004/17/EG (ABI. L 094 vom 28.3.2014, S. 243), zuletzt geändert durch 
Delegierte Verordnung (EU) 2021/1953 der Kommission vom 10. November 2021 zur Änderung der 
Richtlinie 2014/25/EU des Europäischen Parlaments und des Rates im Hinblick auf die Schwellenwerte 
für Liefer-, Dienstleistungs- und Bauaufträge sowie für Wettbewerbe (ABI. L 398 vom 11.11.2021, S. 
25).
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Wirkung der Unwirksamkeit abweichend von § 135 Absatz 1 des Gesetzes gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen auf die Verpflichtungen beschränkt, die noch zu erfüllen 
sind. In Fällen des Satzes 1 hat die Vergabekammer oder das Beschwerdegericht zu­
sätzlich zur Feststellung nach Satz 1 alternative Sanktionen zur Feststellung der Un­
wirksamkeit nach Maßgabe der Nummer 6 zu erlassen. Nummer 4 Satz 4 gilt entspre­
chend!

6. Durch die Vergabekammer oder das Beschwerdegericht im Nachprüfungsverfahren in 
den Fällen der Absätze 2 und 3 zu erlassende alternative Sanktionen nach den Num­
mern 4 und 5 umfassen die Verhängung einer Geldsanktion gegen den Auftraggeber 
oder die Verkürzung der Laufzeit des Vertrages. Eine Geldsanktion darf höchstens 15 
Prozent des Auftragswertes betragen.

7. § 14 Absatz 4 Nummer 3 der Vergabeverordnung vom 12. April 2016 (BGBl. I S. 624), 
die zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 9. Juni 2021 (BGBl. I S. 1691) geändert 
worden ist, ist mit der Maßgabe anzuwenden, dass

a) die äußerst dringlichen, zwingenden Gründe sowie der Zusammenhang mit Ereig­
nissen, die der betreffende Auftraggeber nicht voraussehen konnte, als vorliegend 
anzusehen sind,

b) in der Regel die Mindestfristen nicht eingehalten werden können und

c) die Umstände zur Begründung der äußersten Dringlichkeit dem Auftraggeber in 
der Regel nicht zuzurechnen sind.

Satz 1 gilt entsprechend für § 13 Absatz 2 Nummer 4 der Sektorenverordnung vom 12. 
April 2016 (BGBl. I S. 624, 657), die zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 9. Juni 
2021 (BGBl. I S. 1691) geändert worden ist, und für § 12 Absatz 1 Nummer 1 Buch­
stabe b Doppelbuchstabe bb der Vergabeverordnung Verteidigung und Sicherheit vom 
12. Juli 2012 (BGBl. I S. 1509), die zuletzt durch Artikel 5 des Gesetzes vom 12. No­
vember 2020 (BGBl. I S. 2392) geändert worden ist. Satz 1 gilt ferner entsprechend für 
die Vergabe von Bauaufträgen hinsichtlich der Voraussetzungen zur Anwendung des 
Verhandlungsverfahrens ohne Teilnahmewettbewerb wegen besonderer Dringlichkeit.

8. § 17 Absatz 8 der Vergabeverordnung ist mit der Maßgabe anzuwenden, dass die hin­
reichend begründete Dringlichkeit als vorliegend anzusehen ist. Satz 1 gilt entspre­
chend für § 15 Absatz 3, § 16 Absatz 3 und 7 und § 17 Absatz 3 der Vergabeverord­
nung und für § 14 Absatz 3, § 15-Absatz 2 Satz 2 und Absatz 3 Satz 3 der Sektoren­
verordnung. Satz 1 gilt entsprechend hinsichtlich der besonderen Dringlichkeit für § 20 
Absatz Satz 2 und Absatz 3 Satz 2 der Vergabeverordnung Verteidigung und Sicher­
heit. Satz 1 gilt ferner entsprechend für die Vergabe von Bauaufträgen hinsichtlich der 
Verkürzung von Fristen wegen einer hinreichend begründeten Dringlichkeit.

9. Abweichend von § 51 Absatz 2 Satz 1 der Vergabeverordnung kann bei Vergabever­
fahren, die aufgrund der Nummer 7 Satz 1 als Verhandlungsverfahren ohne Teilnah­
mewettbewerb durchgeführt werden, auch nur ein Unternehmen zur Angebotsabgabe 
aufgefordert werden, sofern dieses Unternehmen als einziges in der Lage ist, den Auf­
trag innerhalb der durch die äußerste Dringlichkeit bedingten technischen und zeitli­
chen Zwänge zu erfüllen. Satz 1 gilt entsprechend für Verhandlungsverfahren ohne 
Teilnahmewettbewerb, die aufgrund der Nummer 7 Satz 2 nach der Sektorenverord­
nung oder der Vergabeverordnung Verteidigung und Sicherheit durchgeführt werden. 
Satz 1 gilt ferner entsprechend für die Vergabe von Bauaufträgen für Verhandlungs­
verfahren ohne Teilnahmewettbewerb wegen besonderer Dringlichkeit, die aufgrund 
Nummer 7 Satz 3 durchgeführt werden.
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(2) Für Nachprüfungsverfahren vor der Vergabekammer sind für Vorhaben nach § 2
die vergaberechtlichen Vorschriften mit folgenden Maßgaben anzuwenden:

1. Ergänzend zu § 166 Absatz 1 Satz 3 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkun­
gen kann auch nach Lage der Akten entschieden werden, soweit dies der Beschleuni­
gung dient. Die mündliche Verhandlung kann im Wege der Bild- und Tonübertragung 
nach § 128a der Zivilprozessordnung durchgeführt werden.

2. Abweichend von § 167 Absatz 1 Satz 1 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschrän­
kungen trifft und begründet die Vergabekammer ihre Entscheidung innerhalb einer Frist 
von drei Wochen ab Eingang des Nachprüfungsantrages. Abweichend von § 167 Ab­
satz 1 Satz 2 und 3 des Gesetzes kann die Entscheidungsfrist von drei Wochen nur 
einmalig und höchstens um zwei Wochen verlängert werden.

3. Bei der Auswahl der geeigneten Maßnahmen nach § 168 Absatz 1 Satz 1 des Geset­
zes gegen Wettbewerbsbeschränkungen hat die Vergabekammer auch den Zweck 
nach § 1 sowie das besondere Interesse nach § 3 zu berücksichtigen.

4. Bei der Abwägung nach § 169 Absatz 2 Satz 1 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbe­
schränkungen über die vorzeitige Gestattung des Zuschlags sind zusätzlich der Zweck 
nach § 1 sowie das besondere Interesse nach § 3 zu berücksichtigen. Das besondere 
Interesse überwiegt in der Regel. Die Entscheidung ist unverzüglich, spätestens inner­
halb von einer Woche nach Eingang des Antrags auf Voraberteilung des Zuschlags zu 
treffen und zu begründen. Der Zuschlag kann abweichend von § 169 Absatz 2 Satz 1 
des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen nach der Gestattung unmittelbar 
erteilt werden, sofern die Wartepflicht nach § 134 Absatz 2 des Gesetzes gegen Wett­
bewerbsbeschränkungen nicht noch läuft. Bei Entscheidungen nach § 169 Absatz 2 
Satz 6 und 7 und Absatz 3 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen ist auch 
der Zweck nach § 1 sowie das besondere Interesse nach § 3 zu berücksichtigen, das 
in der Regel überwiegt.

5. Stellt die Vergabekammer im Nachprüfungsverfahren einen Verstoß des Auftraggebers 
im Sinne des § 135 Absatz 1 Nummer 1 oder 2 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbe­
schränkungen fest, hat sie den Absatz 1 Nummer 4 bis 6 zu beachten.

(3) Für die sofortige Beschwerde sind für Vorhaben nach § 2 die vergaberechtlichen
Vorschriften mit folgenden Maßgaben anzuwenden:

1. § 171 Absatz 2 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen ist mit der Maß­
gabe anzuwenden, dass es auf die Frist in ihrer Ausgestaltung nach Absatz 2 Num­
mer 2 ankommt.

2. Abweichend von § 172 Absatz 1 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen 
ist die sofortige Beschwerde innerhalb von einer Notfrist von einer Woche einzulegen.

3. Abweichend von § 173 Absatz 1 Satz 2 und 3 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbe­
schränkungen entfällt die aufschiebende Wirkung gegenüber der Entscheidung der 
Vergabekammer bereits eine Woche nach Ablauf der Beschwerdefrist und kann nur für 
bis zu sechs Wochen verlängert werden. Bei der Abwägung nach § 173 Absatz 2 
Satz 1 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen sind zusätzlich der Zweck 
nach § 1 sowie das besondere Interesse nach § 3 zu berücksichtigen, das in der Regel 
überwiegt.

4. Bei der Abwägung nach § 176 Absatz 1 Satz 1 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbe­
schränkungen sind zusätzlich der Zweck nach § 1 sowie das besondere Interesse nach 
§ 3 zu berücksichtigen, das in der Regel überwiegt. Abweichend von § 176 Absatz 3 
Satz 1 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen ist die Vorabentscheidung
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über den Zuschlag längstens innerhalb von einer Woche nach Eingang des Antrags zu 
treffen und im Fall einer ausnahmsweisen Verlängerung der Zweck nach § 1 sowie das 
besondere Interesse nach § 3 zu berücksichtigen, das in der Regel überwiegt.

5. § 177 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen ist nicht anzuwenden.

6. Ergänzend zu § 175 Absatz 2 in Verbindung mit § 65 Absatz 1 des Gesetzes gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen kann das Gericht im Ausnahmefall nach Lage der Akten 
entscheiden, insbesondere wenn dies der Beschleunigung dient und kein unmittelbarer 
Eindruck der Parteien oder direkter Austausch des tatsächlichen und rechtlichen Vor­
trags erforderlich ist. Die mündliche Verhandlung kann im Wege der Bild- und Tonüber­
tragung nach § 128a der Zivilprozessordnung durchgeführt werden.

7. § 178 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen ist mit der Maßgabe anzu­
wenden, dass die Beschwerdeentscheidung innerhalb einer Frist von fünf Wochen ab 
Eingang der sofortigen Beschwerde zu treffen und zu begründen ist. Bei besonderen 
tatsächlichen oder rechtlichen Schwierigkeiten kann der Vorsitzende im Ausnahmefall 
die Frist durch Mitteilung an die Beteiligten einmalig um höchstens zwei Wochen ver­
längern. Abweichend von § 178 Satz 2 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschrän­
kungen entscheidet das Gericht stets in der Sache selbst.

8. Für das Beschwerdegericht gilt Absatz 3 Nummer 5 entsprechend.

(4) Abweichend von § 55 Absatz 1 Satz 1 der Bundeshaushaltsordnung muss auf­
grund der besonderen Umstände des Zweckes nach § 1 und des besonderen Interesses 
nach § 3 bei der Vergabe öffentlicher Aufträge für Vorhaben nach § 2 unterhalb der Schwel­
lenwerte des § 106 Absatz 2 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen dem Ab­
schluss von Verträgen über Lieferungen und Leistungen keine Öffentliche Ausschreibung, 
keine Beschränkte Ausschreibung mit Teilnahmewettbewerb und kein sonstiger Teilnah­
mewettbewerb vorausgehen. Abweichend von § 55 Absatz 2 der Bundeshaushaltsordnung 
ist bei öffentlichen Aufträgen im Sinne des Satzes 1 auch nicht nach einheitlichen Beschaf­
fungsrichtlinien zu verfahren.

(5) Bei Verfahren vor Gerichten der Zivil- oder Verwaltungsgerichtsbarkeit über die 
Vergabe öffentlicher Aufträge und Konzessionen für Vorhaben nach § 2, für die ein Nach­
prüfungsverfahren nach Absatz 2 nicht statthaft ist, sind alle bestehenden Beschleuni­
gungsmöglichkeiten des jeweiligen Prozessrechts zu nutzen und Interessenabwägungen, 
insbesondere beim vorläufigen Rechtsschutz, unter Berücksichtigung des Zweckes nach 
§ 1 sowie des besonderen Interesses nach § 3 zu treffen. Dieser Absatz gilt nicht für die 
Geltendmachung von Schadensersatzansprüchen.

§10

Weitere Verfahrensanordnungen

(1) Ist für ein Zulassungsverfahren für ein Vorhaben nach § 2 eine ortsübliche oder 
öffentliche Bekanntmachung angeordnet und ist nach den dafür geltenden Vorschriften der 
Anschlag an einer Amtstafel oder die Auslegung zur Einsichtnahme vorgesehen, ist § 2 des 
Planungssicherstellungsgesetzes vom 20. Mai 2020 (BGBl. I S. 1041), das zuletzt durch 
Artikel 1 des Gesetzes vom 18. März 2021 (BGBl. I S. 353) geändert worden ist, mit der 
Maßgabe anzuwenden, dass eine Befristung auf Bekanntmachungen, deren Frist mit dem 
Ablauf des 31. Dezember 2022 endet, nicht stattfindet.

(2) Ist für ein Genehmigungsverfahren für ein Vorhaben nach § 2 die Auslegung von 
Unterlagen oder Entscheidungen vorgesehen, auf die nach den für die Auslegung
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geltenden Vorschriften nicht verzichtet werden kann, ist § 3 des Planungssicherstellungs­
gesetzes mit der Maßgabe anzuwenden, dass eine Befristung auf Bekanntmachungen, de­
ren Frist mit dem Ablauf des 31. Dezember 2022 endet, nicht stattfindet.

(3) Ist für ein Genehmigungsverfahren für ein Vorhaben nach § 2 die Durchführung 
eines Erörterungstermins oder einer mündlichen Verhandlung angeordnet oder hält die Be­
hörde einen Erörterungstermin für erforderlich, ist§ 5 des Planungssicherstellungsgesetzes 
anzuwenden.

§11

Rechtsbehelfe

(1) Widerspruch und Anfechtungsklage gegen eine Zulassungsentscheidung für die 
Vorhaben nach § 2 haben keine aufschiebende Wirkung. Der Antrag auf Anordnung der 
aufschiebenden Wirkung des Widerspruchs oder der Anfechtungsklage gegen eine Zulas­
sungsentscheidung nach § 80 Absatz 5 Satz 1 der Verwaltungsgerichtsordnung kann nur 
innerhalb eines Monats nach der Zustellung der Zulassungsentscheidung gestellt und be­
gründet werden. Darauf ist in der Rechtsbehelfsbelehrung hinzuweisen. § 58 der Verwal­
tungsgerichtsordnung gilt entsprechend.

(2) Treten später Tatsachen ein, die die Anordnung der aufschiebenden Wirkung 
rechtfertigen, so kann der durch die Zulassungsentscheidung Beschwerte einen hierauf ge­
stützten Antrag nach § 80 Absatz 5 Satz 1 der Verwaltungsgerichtsordnung innerhalb einer 
Frist von einem Monat stellen und begründen. Die Frist beginnt mit dem Zeitpunkt, in dem 
der Beschwerte von den Tatsachen Kenntnis erlangt.

(3) Im Übrigen bleibt der bestehende Rechtsschutz unberührt.

(4) § 9 Absatz 2 und 3 bleibt unberührt.

§12

Zuständigkeit des Bundesverwaltungsgerichts

Das Bundesverwaltungsgericht entscheidet im ersten und letzten Rechtszug über 
sämtliche Streitigkeiten über Vorhaben nach § 2. Satz 1 ist auch anzuwenden für

1. auf diese Vorhaben und auf für deren Betrieb notwendige Anlagen bezogene Zulas­
sungen des vorzeitigen Baubeginns und Anzeigeverfahren sowie

2. Genehmigungen nach dem Bundes-Immissionsschutzgesetz für Anlagen, die für den 
Betrieb von Vorhaben nach § 2 notwendig sind.

§13

Übergangsregelungen

(1) Die Regelungen dieses Gesetzes sind auf bereits vor Inkrafttreten dieses Geset­
zes begonnene, aber noch nicht abgeschlossene Verfahren über Zulassungen für die Er­
richtung und die Inbetriebnahme von Anlagen nach § 2 Absatz 1 Nummer 1,2 und 4 sowie 
von Leitungen nach § 2 Absatz 1 Nummer 3 anzuwenden. Ein Verfahrensschritt, der bereits 
begonnen, aber noch nicht abgeschlossen wurde, ist neu zu beginnen, wenn er nach den
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Vorschriften dieses Gesetzes durchgeführt wird. Ein Verfahrensschritt nach Satz 2 muss 
nicht beendet werden, wenn er nach diesem Gesetz entfallen kann.

(2) Abweichend von Absatz 1 soll ein Verfahrensschritt, der bereits begonnen, aber 
noch nicht abgeschlossen wurde, nach den Vorschriften, die zum Zeitpunkt des Beginns 
des Zulassungsverfahrens galten, beendet werden, wenn der Verfahrensschritt hiernach 
schneller abgeschlossen werden kann.

(3) Für Verfahrensschritte, bei denen von einer Regelung nach den §§ 3 bis 10 Ge­
brauch gemacht worden ist und die mit Ablauf des 31. Juni 2025 noch nicht abgeschlossen 
sind, gelten die Bestimmungen dieses Gesetzes bis zum Abschluss des jeweiligen Verfah­
rensschrittes weiter.

(4) Fallen Verfahrensschritte nach diesem Gesetz weg, sind auch die entsprechenden 
Fehlerfolgenregelungen insoweit nicht anwendbar.

(5) Die Regelungen des § 9 sind auch auf vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes be­
gonnene, aber noch nicht abgeschlossene Vergabe- und Nachprüfungsverfahren anzuwen­
den, die die Vergabe öffentlicher Aufträge und Konzessionen für Vorhaben nach § 2 zum 
Gegenstand haben; für § 9 Absatz 1 Nummer 1, 2, 7, 8 und 9 sowie Absatz 4 gilt dies nur, 
sofern das Vergabeverfahren nach dem 24. Februar 2022 begonnen hat. Insbesondere 
sind § 9 Absatz 1 Nummer 3 bis 6 sowie die Regelungen zum Rechtsschutz nach § 9 Ab­
satz 2, 3 und 5 auch anzuwenden, wenn bereits vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes das 
Vergabeverfahren abgeschlossen oder der Vertrag geschlossen wurde. Der Fristbeginn in 
Fällen des § 9 Absatz 2 und 3 fällt bei bereits vor Inkrafttreten dieses Gesetzes begonnenen 
Nachprüfungsverfahren frühestens auf den Tag des Inkrafttretens dieses Gesetzes; soweit 
vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes geltende Fristen in Nachprüfungsverfahren früher 
ablaufen als die Fristen nach § 9 Absatz 2 und 3, sind die vor Inkrafttreten dieses Gesetzes 
geltenden Fristen bis zu ihrem Ablauf anzuwenden.

§14

Inkrafttreten, Außerkrafttreten

(1) Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft.

(2) Die §§ 1 bis 10 treten mit Ausnahme des § 5 Absatz 2 und des § 9 Abs. 2, 3 und 
5 mit dem Ablauf des 30. Juni 2025 außer Kraft. § 13 tritt mit Ablauf des 30. Juni 2027 au­
ßer Kraft.

Anlage
(zu § 2)

Nr. Vorhabenstandorte

1. Brunsbüttel (Schleswig-Holstein)

1.1 Anlage nach § 2 Absatz 1 Nr. 1 - FSRU (Standort: Hafen)

1.2 Anlage nach § 2 Absatz 1 Nr. 2 - Flüssigerdgas-Terminal (Standort: German 
LNG Terminal)
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1.3 Leitungen nach § 2 Absatz 1 Nr. 3 (Standort German LNG Terminal und 
Standort Hafen - Anschlusspunkt Gasfernleitungsnetz)

2. Wilhelmshaven (Niedersachsen)

2.1 Anlage nach § 2 Absatz 1 Nr. 1 - FSRU (Standort: Voslapper Groden)

2.2 Anlage nach § 2 Absatz 1 Nr. 1 - FSRU (Standort: NWO Terminal)

2.3 Anlage nach § 2 Absatz 1 Nr. 2 - Flüssigerdgas-Terminal (Standort: 
Voslapper Groden)

2.4 Leitungen nach § 2 Absatz 1 Nr. 3 (Standort Voslapper Groden - Anschluss­
punkt Gasfernleitungsnetz)

2.5 Leitungen nach § 2 Absatz 1 Nr. 3 (Standort NWO-Terminal - Anschlusspunkt 
Gasfernleitungsnetz)

3. Stade / Bützfleth (Niedersachsen)

3.1 Anlage nach § 2 Absatz 1 Nr. 1 - FSRU (Standort Hafen)

3.2 Anlage nach § 2 Absatz 1 Nr. 2 - Flüssigerdgas-Terminal (Standort: Hanse- 
atic Energy Hub)

3.3 Leitung nach § 2 Absatz 1 Nr. 3 (Standort Hafen und Hanseatic Energy Hub 
- Anschlusspunkt Gasfernleitungsnetz)

4. Hamburg / Moorburg (Hamburg)

4.1 Anlage nach § 2 Absatz 1 Nr. 1 - FSRU (Standort Hafen / Kraftwerk Moor­
burg)

4.2 Leitung nach § 2 Absatz 1 Nr. 3 (Standort Kraftwerk Moorburg - Anschluss­
punkt Gasfernleitungsnetz)

5. Rostock / Hafen (Mecklenburg-Vorpommern)

5.1 Anlage nach § 2 Absatz 1 Nr. 1 - FSRU (Standort Hafen)

5.2 Anlage nach § 2 Absatz 1 Nr. 2 - Flüssigerdgas-Terminal (Standort Hafen)

5.3 Leitungen nach § 2 Absatz 1 Nr. 3 an das Gasfernleitungsnetz

6. Lubmin (Mecklenburg-Vorpommern)

6.1 Anlage nach § 2 Absatz 1 Nr. 1 - FSRU

6.2 Leitung nach § 2 Absatz 1 Nr. 3 an das Gasfernleitungsnetz
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Begründung

A. Allgemeiner Teil

B. Besonderer Teil 

Zu § 1 (Zweck)

Mit dem am 24. Februar 2022 begonnenen Angriffskrieg Russlands gegen die Ukraine hat 
sich die energie- und sicherheitspolitische Bewertung der Abhängigkeit von russischen 
Gaslieferungen unvorhergesehen kurzfristig und fundamental geändert. In der Folge ist 
eine Unterbrechung der bis dato für die nationale Energieversorgung zentralen russischen 
Erdgaslieferungen an Deutschland (aktuell 40% der nationalen Gasversorgung, bei einem 
Gesamtverbrauch von rund 1.000 TWh oder 96 Mrd. m3 pro Jahr) nicht mehr ausgeschlos­
sen. Hierdurch ist eine unvorhersehbare, außergewöhnliche und äußerst volatile Lage am 
Gasmarkt entstanden.

Vor diesem Hintergrund ist der unverzügliche und schnellstmögliche Aufbau einer unab­
hängigeren nationalen Gasversorgung äußerst dringlich und zwingend erforderlich.

Aufgrund der geringen Substituierbarkeit von Gas durch andere Energieträger muss zur 
Sicherstellung der Versorgung zwingend Gas aus anderen Quellen beschafft werden. Eine 
der wenigen Möglichkeiten Deutschlands, auf dem Weltmarkt kurzfristig zusätzliche Gas­
mengen zu beschaffen, ist der Einkauf verflüssigten Erdgases (LNG). Um das LNG in 
Deutschland anlanden, regasifizieren und weiterleiten zu können, ist der umgehende Aus­
bau der LNG-Importinfrastruktur (vgl. auch Begründung zu § 2) unverzichtbar.

Zur Versorgung der Verbraucherinnen und Verbraucher im Frühjahr und Sommer 2022 ge­
nügen die derzeitigen Erdgas- und LNG-Importe in Verbindung mit den gegenwärtig vor­
handenen rd. 64 TWh (Stand: 05.04.2022) in den nationalen Gasspeichern aufgrund des 
geringen Heizbedarfs grundsätzlich. Für die darauffolgende Heizperiode ist eine flächende­
ckende Versorgung derzeitig jedoch noch nicht gesichert. Bereits im Winter 2021/2022 war 
die Versorgung Deutschlands mit Erdgas durch geringe Speicherfüllstände gekennzeich­
net. Im Falle einer kurzfristigen Unterbrechung odereines Komplettausfalls russischer Gas­
lieferungen, würde eine hinreichende Befüllung der Speicher im Sommer in Vorbereitung 
auf den nächsten Winter jedoch unmöglich; u.a. die Erfüllung der mit dem Gasspeicherge­
setz und der geplanten EU-Regulierung gesetzten Füllstandsvorgaben stünde in Gefahr. 
Eine solche Gasmangellage muss mit allen Kräften vermieden werden. Im Ergebnis könnte 
die staatliche Daseinsvorsorge- und die Energieversorgung für die Bürgerinnen und Bürger 
der Bundesrepublik Deutschland dann nicht mehr gewährleistet werden. Zudem könnte es 
zu hohen, in ihren Auswirkungen nur schwer abschätzbaren wirtschaftlichen Schäden kom­
men, insbesondere auch in Branchen, die zur kritischen Infrastruktur gehören (z.B. Pharma- 
oder Lebensmittelproduktion). Dort wäre mit Produktionsausfällen und damit einhergehen­
der Unterversorgung der Bevölkerung zu rechnen. Es liegt somit bei den Vorhaben nach § 
2 neben den äußerst dringlichen Gründen auch eine Gefährdung überragender öffentlicher 
Interessen vor (vgl. auch Begründung zu § 3).

Um die Möglichkeit für zusätzliche LNG-Importe zu schaffen, muss schnellstmöglich die 
Möglichkeit geschaffen werden, LNG auch in Deutschland zu regasifizieren und damit auf 
Ebene der Infrastruktur die Voraussetzung für den Bezug größerer LNG-Mengen zu ermög­
lichen. Die, Kapazität der bisher vorhandenen, für Deutschland nur teilweise nutzbaren eu­
ropäischen LNG-Terminals kann - selbst bei einhundert prozentiger Auslastung - den Aus­
fall der russischen Lieferungen für Europa nur zu einem geringen Teil decken. Gleichzeitig
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sind mit dem Ausfall der russischen Pipeline- und LNG-Lieferungen massive Preissteige­
rungen für Erdgas auf dem europäischen und internationalen Markt zu erwarten.

Ohne die schnellstmögliche Errichtung der entsprechenden LNG-Infrastruktur ist eine Sub­
stituierung des russischen Gases in dem zur Abwendung schwerster wirtschaftlicher Schä­
den zwingend erforderlichen Umfang auf absehbare Zeit nicht möglich. Bei einer vollstän­
digen Einstellung der Erdgaslieferungen aus Russland reichen insbesondere auch die auf 
dem Weltmarkt verfügbaren FSRUs nicht aus, um den Ausfall in den kommenden Jahren 
gänzlich zu kompensieren.

Daher bedarf es neben der Genehmigung von schwimmenden Speicher- und Regasifizie- 
rungseinheiten (FSRU), die kurzfristig angemietet und in Betrieb genommen werden kön­
nen, auch der schnellstmöglichen Errichtung und Inbetriebnahme landgebundener LNG- 
Terminals. Für feste und schwimmende LNG-Anlagen müssen auch die infrastrukturellen 
Voraussetzungen geschaffen werden. Die Anlagen müssen insbesondere an das Erdgas­
leitungsnetz angeschlossen und zum Teil Hafenanlagen angepasst werden.

Wegen der derzeitig bestehenden Ausnahmesituation, die eine schnelle und verlässliche 
Sicherung der Energieversorgung durch LNG erfordert, wird den Genehmigungsbehörden 
vorübergehend ermöglicht, von bestimmten Verfahrensanforderungen, insbesondere im 
Bereich der Umweltverträglichkeitsprüfung, abzusehen. Daneben wird Auftraggebern er­
möglicht, vorübergehend vergaberechtliche Erleichterungen zur Beschleunigung der 
Vergabe öffentlicher Aufträge und Konzessionen anzuwenden. Ziel des Gesetzes ist es, 
alle Zulassungs- und Genehmigungsverfahren sowie die Vergabe öffentlicher Aufträge und 
Konzessionen erheblich schneller zu durchlaufen, als dies nach aktueller Rechtslage mög­
lich ist, und so zu zügigen Genehmigungen und Einbindung von LNG in den deutschen 
Markt zu gelangen. Um die schnellstmögliche Umsetzung effektiv zu gewährleisten, ist pa­
rallel auch der entsprechende Rechtsschutz jeweils zu beschleunigen. Diese Anpassungen 
sind ein äußerst wichtiger Beitrag für die Versorgungssicherheit in Deutschland und auf­
grund der dadurch entstehenden Unabhängigkeit von Russland auch für die Sicherheit in 
Europa.

Die landgebundenen LNG-Terminals und die für die Anbindung der LNG Anlagen erforder­
lichen Erdgasleitungen sollen bereits wasserstoff-ready geplant werden, um eine möglichst 
frühzeitige Umstellung auf Wasserstoff zu ermöglichen. Dies wird in § 5 Absatz 2 auch 
rechtlich abgesichert. Das Gesetz steht damit im Einklang mit den Klimaschutzzielen des 
Bundes-Klimaschutzgesetzes und trägt der Vorgabe des Bundesverfassungsgerichts aus 
seinem Beschluss vom 24. März 2021 Rechnung, frühzeitig transparente Maßgaben für die 
weitere Ausgestaltung der Treibhausgasreduktion zu formulieren, die Orientierung bieten 
und ein hinreichendes Maß an Entwicklungsdruck und Planungssicherheit vermitteln.

Zu § 2 (Anwendungsbereich)

Aktuell ändern sich in Deutschland die Grundlagen der Energieversorgung erheblich. Die 
zügige Realisierung von LNG-Vorhaben in den Küstenregionen liefert einen bedeutenden 
Beitrag zur Gewährleistung der Versorgungssicherheit und zur Erreichung der in § 1 ge­
nannten Zwecke. Es gilt im Interesse einer sicheren und diversifizierten Gasversorgung in 
Deutschland die Voraussetzungen für einen schnellstmöglich zu realisierenden Ausbau der 
LNG-Infrastruktur in den Küstenregionen zu schaffen und damit einen Beitrag zur Bewälti­
gung der Krisensituation zu leisten.

Zu Absatz 1

Absatz 1 regelt den sachlichen Anwendungsbereich des Gesetzes.

Dieser umfasst sowohl die stationären schwimmenden Anlagen (Nummer 1) und die stati­
onären landgebundenen Anlagen (Nummer 2) als auch den gesamten Leitungsausbau
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samt weiterer (Teil-) Anlagen, sofern sie nicht bereits unter die Nummern 1 und 2 fallen 
(Nummer 3) sowie die hierfür erforderlichen Gewässerausbauten und Gewässerbenutzun­
gen (Nummer 4).

Zu Nummer 1

Erfasst werden stationäre schwimmende Anlagen zur Einfuhr, Entladung, Lagerung und 
Wiederverdampfung von verflüssigtem Erdgas, auch bezeichnet als „Floating Storage and 
Regasification Units“ (FSRU's). Kern der schwimmenden Anlage ist ein spezielles Schiff, 
welches mit bestehenden, den Stand der Technik entsprechenden Feuerungsanlagen 
(Dampfkesseln, Verbrennungsmotorenanlagen) die Anlandung, Entladung, Speicherung 
und Wiederverdampfung von verflüssigtem Erdgas (LNG) ermöglicht. Flüssiges Erdgas 
wird dabei von einem LNG-Tanker in eine schwimmende Anlage umgeladen und durch 
Erhitzung erneut in einen gasförmigen Zustand umgewandelt. Für die Erwärmung des ver­
flüssigten Erdgases (LNG) wird regelmäßig Seewasser als Grundlage genutzt. Das wieder­
verdampfte Gas wird dann aus der schwimmenden Anlage über eine kurze Verbindungs­
leitung in die Hafenanlagen gepumpt und von dort ins Gasfernleitungsnetz eingespeist.

Zu Nummer 2

Erfasst werden stationäre landgebundene Anlagen zur Einfuhr, Entladung, Lagerung und 
Wiederverdampfung von verflüssigtem Erdgas. Der Anlagenbegriff erfasst dabei insbeson­
dere sog. ortsfeste LNG-Terminals, welche zur Entladung von LNG-Tankern, Regasifizie- 
rung und Einspeisung des Erdgases in das Gasnetz dienen und/oder die Einlagerung des 
verflüssigten Erdgases bzw. den Weitertransport ermöglichen.

Zu Nummer 3

Bestandteil der Nummer 3 sind u.a. die Anbindungsleitungen von LNG-Anlagen an das 
Fernleitungsnetz im Sinne des § 43 Absatz 1 Satz 1 Nummer 6 des Energiewirtschaftsge­
setzes (EnWG). Eine spätere Umstellung der neuen Leitungen auf eine Wasserstofftaug­
lichkeit (sog. Wasserstoff-Readiness) ermöglicht bereits das geltende Recht (§ 43I Absatz 
8 EnWG). Diese soll aus Klimaschutzgründen so früh wie möglich erfolgen.

Enthalten sind zudem die für den Betrieb von Anbindungsleitungen von LNG-Anlagen not­
wendigen Anlagen, welche auf Antrag des Vorhabenträgers in das Zulassungsverfahren 
integriert werden können.

Zu Nummer 4

Erfasst werden Gewässerausbauten und Gewässerbenutzungen, die für Errichtung und 
Betrieb der Anlagen nach Nummer 1 oder 2 erforderlich sind. Dies kann etwa das Schaffen 
oder Vergrößern von Zufahrten für LNG-Tankschiffe mittels Vertiefungen umfassen oder 
aber die Nutzung von Seewasser zur Wiederverdampfung des verflüssigten Erdgases.

Zu Absatz 2

Der Absatz verweist auf einzelne Vorhaben in der Anlage.

Die in der Anlage erfassten Standorte erscheinen für die Erfüllung des Gesetzeszwecks 
von herausragender Eignung. An diesen Standorten kann davon ausgegangen werden, 
dass durch LNG-Vorhaben ein zügiger und quantitativ wesentlicher Beitrag zur Sicherung 
der Versorgung Deutschlands mit LNG geleistet werden kann. Die Standorte verfügen 
sämtlich über die erforderlichen geografischen und nautischen Bedingungen, um LNG-Vor­
haben grundsätzlich realisieren zu können bzw. zügig die entsprechenden Voraussetzun­
gen schaffen zu können.
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Ob und wie ein Vorhaben beantragt, genehmigt und realisiert wird und ob im konkreten Fall 
die Verfahrenserleichterungen, die in diesem Gesetz vorgesehen sind, zur Anwendung 
kommen, wird erst in den Planungs- und Zulassungsverfahren entschieden. Die Anlage 
enthält keine verbindlichen Festlegungen über die Ausführung eines Vorhabens oder den 
konkreten Verlauf der Leitungen.

Vorhaben außerhalb des Anwendungsbereichs dieses Gesetzes können weiterhin realisiert 
werden und unterliegen den allgemeinen planungsrechtlichen Kriterien und Regelverfah­
ren.

Zu Absatz 3

Absatz 3 stellt klar, dass, dieses Gesetz auch für die Vergabe öffentlicher Aufträge und Kon­
zessionen für die Vorhaben nach Absatz 2 gilt. Für Beschaffungen für Vorhaben nach § 2 
sind daher insbesondere - aber nicht nur - die Regelungen über beschleunigte Vergabe- 
und Nachprüfungsverfahren nach § 9 zu beachten.

Zu § 3 (Besonderes Interesse)

Die Anlage enthält abschließend die insgesamt 18 Gesamtvorhaben, für die die Regelun­
gen dieses Gesetzes gelten. Diese Vorhaben können der Gewährleistung der Versorgungs­
sicherheit in besonderem Maße dienen. Den Häfen in Norddeutschland kommt eine Schlüs­
selfunktion zu. Es bedarf eines Ausbaus der gesamten LNG-Infrastruktur, damit das ver­
flüssigte Gas nach Deutschland geliefert werden kann und in das Fernleitungsnetz einge­
speist werden kann. Derzeit steht der Bau von LNG-Terminals an den in der Anlage ge­
nannten Standorten in der Diskussion. Für diese Standorte schafft das Gesetz eine gesetz­
liche Planrechtfertigung und ein beschleunigtes Zulassungs- und Vergabeverfahren. Bei 
den in der Anlage erfassten Vorhaben handelt sich um Vorhaben von überregionaler Be­
deutung. Sie gehen nach Bedeutung und Auswirkung über das Gebiet eines Landes hinaus. 
Die räumliche Verteilung der erfassten Infrastrukturen dient dazu, die Realisierung im ge­
samtstaatlichen Interesse zu steuern und so zur Verwirklichung der politischen Ziele der 
Gewährleistung der Versorgungssicherheit und der Schaffung einer zukunftsoffen diversifi­
zierten Gasversorgung beizutragen. Es besteht zudem eine besondere Dringlichkeit der 
Realisierung von einzelnen Vorhaben in der Küstenregion, die eine Aufnahme in die Anlage 
rechtfertigen. Der Ausbau der LNG-Infrastruktur in Deutschland und damit zusammenhän­
gend die Realisierung der Vorhaben sind von grundsätzlicher Bedeutung. Sie bedürfen aus 
zwingenden Gründen des öffentlichen Interesses einer schnellstmöglichen Umsetzung.

Mit der Aufnahme in der Anlage werden für die darin enthaltenen Vorhaben die energiewirt­
schaftliche Notwendigkeit und der Bedarf zur schnellstmöglichen Gewährleistung der Ver­
sorgung der Allgemeinheit mit Gas festgestellt. Damit liegt die Planrechtfertigung vor. Eine 
Verpflichtung zur Realisierung der Vorhaben entsteht durch die Aufnahme in die Anlage 
nicht. Es handelt sich lediglich um eine Verfahrenserleichterung.

Die Energieversorgung im Allgemeinen und die Sicherstellung einer auch ökologisch nach­
haltigen Energieversorgung dienen dem grundlegenden Gemeinwohlzweck. Daher wird mit 
Satz 4 für die dem Anwendungsbereich dieses Gesetzes unterfallenden Vorhaben ein über­
ragendes öffentliches Interesse festgestellt. Die Energieversorgung ist Teil der Daseinsvor­
sorge und nach der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts unerlässlich für die 
Sicherung einer menschenwürdigen Existenz (BVerfG Urt. v. 17.12.2013 -1 BvR 3139/08, 
1 BvR 3386/08 - BVerfGE 134, 242 ff. - Garzweiler II). Für die in der Anlage erfassten 
Vorhaben spricht daher ein überragender öffentlicher Zweck. Das normierte überragende 
öffentliche Interesse geht mit hohem Gewicht in sämtliche Abwägungsentscheidungen ein. 
Die legislative Grundentscheidung wirkt auf alle Entscheidungen, z.B. auch und insbeson­
dere bei vorläufigen und endgültigen Entscheidungen in Vergabenachprüfungsverfahren 
(vgl. im Einzelnen in § 9 Absatz 2 und 3), sowie bei Duldungsverfügungen oder Entschei­
dungen über einen vorzeitigen Baubeginn. Insoweit besteht gleichfalls ein öffentliches
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Interesse im Sinne von § 69 Absatz 2 des Wasserhaushaltsgesetzes (WHG) in Verbindung 
mit § 17 Absatz 1 Nummer 2 WHG an dem vorzeitigen Beginn, da die frühzeitige Realisie­
rung der Gewässerbenutzung aus Gründen des allgemeinen Wohls zu befürworten ist.

Zudem sind die Vorhaben im Interesse der öffentlichen Sicherheit erforderlich. Für ggf. not­
wendige naturschutzrechtliche Ausnahmegenehmigungen nach § 34 Absatz 4 bzw. § 45 
Abs. 7 Satz 1 Nummer 4 des Bundesnaturschutzgesetzes (BNatSchG) kommt die öffentli­
che Sicherheit als einer der aufgezählten Gründe in Betracht. Die Feststellung, dass die 
Vorhaben im Interesse der öffentlichen Sicherheit erforderlich sind, dient ebenfalls einer 
zügigen Projektrealisierung.

Zu § 4 (Ausnahmen von der Umweltverträglichkeitsprüfung)

Zu Absatz 1

Mit § 4 wird Artikel 2 Absatz 4 der Richtlinie 2011/92/EU des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 13. Dezember 2011 über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP-Richtli- 
nie) für die Sondersituation zur Abwendung einer drohenden Gasmangellage in Deutsch­
land aufgrund der Bedrohungslage durch Russland in das nationale Recht umgesetzt. Ab­
satz 1 sieht vor, dass die zuständige Behörde bei Vorhaben im Anwendungsbereich dieses 
Gesetzes das Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) nach Maßgabe der 
Absätze 2 bis 5 nicht anwendet, wenn sie bei der Prüfung der Zulassung für das konkrete 
Vorhaben zu der Einschätzung kommt, dass eine beschleunigte Zulassung unter Verzicht 
auf Verfahrensschritte nach dem UVPG einen relevanten Beitrag leisten kann, eine dro­
hende Krise der Gasversorgung in Deutschland zu bewältigen oder abzuwenden, weil in 
dieser Krisensituation auch eine in Monaten oder Wochen gemessene Verzögerung und 
damit potentielle Versorgungslücke unbedingt zu vermeiden ist. Damit sind sowohl die Fälle 
umfasst, in denen eine Krise der Gasversorgung bereits besteht, als auch Fälle, in denen 
eine Krise der Gasversorgung droht. Von einem relevanten Beitrag ist regelmäßig auszu­
gehen, wenn über die konkrete Anlage mehr als nur geringfügig LNG eingespeist werden 
kann und soll und die Gasmangellage weiterhin vorliegt oder weiter droht, wofür eine Gas­
warnstufe nach dem Notfallplan Gas nach der Verordnung (EU) 2017/1938 des Europäi­
schen Parlaments und des Rates vom 25. Oktober 2017 über Maßnahmen zur Gewährleis­
tung der sicheren Gasversorgung und zur Aufhebung der Verordnung (EU) Nr. 994/2010 
(SoS-VO) ein Indiz ist, und sie nicht zwischenzeitlich durch andere neu hinzugekommene 
sichere Bezugsquellen dauerhaft weggefallen ist. Von einem mengenmäßig relevanten Bei­
trag kann regelmäßig ausgegangen werden, wenn das Vorhaben eine jährliche Regasifi- 
zierungskapazität von zumindest 5 Mrd. m3 erreicht bzw. überschreitet. Anbindungsleitun­
gen nach § 2 Absatz 1 Nummer 3 leisten regelmäßig einen relevanten Beitrag dazu, eine 
Krise der Gasversorgung abzuwenden, wenn sie zur Anbindung einer Anlage, für die die 
Behörde nach ihrer Einschätzung von einem solchen Beitrag ausgeht, an das Fernleitungs­
netz benötigt werden. Entsprechendes gilt für Gewässerausbauten nach § 2 Absatz 1 Num­
mer 4, wenn diese für die Errichtung und den Betrieb der Anlage erforderlich sind.

Die Entscheidung von der Ausnahme Gebrauch zu machen, obliegt der zuständigen Be­
hörde im Einzelfall. Der europarechtlich zwingend vorgegebenen Anforderung aus der 
UVP-Richtlinie, auch im ausnahmsweisen Fall der Berufung auf Artikel 2 Absatz 4 den Zie­
len der UVP-Richtlinie möglichst weitgehend zu entsprechen, wird Rechnung getragen ins­
besondere dadurch, dass die anderweitigen fachrechtlichen formellen und materiellen An­
forderungen zum Schutze der Umwelt und damit auch der Schutzgüter der UVP-Richtlinie 
unberührt bleiben (s.u. zu § 4 Absatz 3) und zugleich ein unverzichtbarer Mindeststandard 
für die Öffentlichkeitsbeteiligung gewahrt bleibt (s.u. zu § 5 ff.). Im Übrigen sieht der § 4 
Absatz 5 die Information der EU-Kommission über die Geltendmachung der Ausnahme im 
Einzelfall vor; das vorgesehene Verfahren richtet sich hier eng an der von der EU-Kommis- 
sion für diese Konstellationen vorgesehenen Vorgehensweise aus (s.u. § 4 Absatz 4 und 
Absatz 5, vgl. auch die Bekanntmachung der EU-Kommission im Amtsblatt der
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Europäischen Union vom 14.11.2019, DOK 2019 / C 386 / 05 „Leitfaden zur Anwendung 
der Ausnahmen im Rahmen der Richtlinie über die Umweltverträglichkeitsprüfung“).

Zu Absatz 2

Macht die zuständige Behörde nach Absatz 1 von der Nichtanwendung des UVPG Ge­
brauch, so entfallen damit beispielsweise die Pflicht des Antragstellers zur Erstellung eines 
UVP-Berichts sowie die Aufgabe der zuständigen Behörde, die Öffentlichkeit nach den 
UVP-rechtlichen Vorschriften zu beteiligen (§§ 18 bis 22 UVPG) sowie zur Erstellung einer 
zusammenfassenden Darstellung (§ 24 UVPG) und einer begründeten Bewertung (§ 25 
Absatz 1 UVPG), nicht nur, soweit diese Vorgaben im UVPG geregelt sind, sondern auch, 
soweit sich solche die Umweltverträglichkeitsprüfung betreffenden Vorgaben aus anderen 
Gesetzen, ergeben. So regelt grundsätzlich die Neunte Verordnung zur Durchführung des 
Bundes-Immissionsschutzgesetzes (Verordnung über das Genehmigungsverfahren - 9. 
BImSchV), welchen Anforderungen das immissionsschutzrechtliche Genehmigungsverfah­
ren für Anlagen genügen muss, für die nach dem Gesetz über die Umweltverträglichkeits­
prüfung eine Umweltverträglichkeitsprüfung durchzuführen ist. Nur dann, wenn nach § 4 
Absatz 1 des LNGG die gesetzlichen Vorgaben zur Umweltverträglichkeitsprüfung aus­
nahmsweise unangewendet bleiben, findet beispielsweise § 12 Absatz 1 Satz 2 der 9. BIm­
SchV, wonach bei UVP-pflichtigen Vorhaben eine Einwendungsfrist von einem Monat nach 
Ablauf der Auslegungsfrist gilt, keine Anwendung.

Zu Absatz 3

Absatz 3 stellt klar, dass die weiteren Zulassungsvoraussetzungen nach anderen fachrecht­
lichen Vorschriften unberührt bleiben, soweit sich aus den nachfolgenden Bestimmungen 
nicht etwas anderes ergibt. Zu den nachfolgenden Bestimmungen gehören sowohl Absatz 
4 bis 5 als auch die §§6-8, 10 und 13. Das Schutzniveau für Umwelt und Gesundheit 
bleibt auf diese Weise gewahrt. Zugleich wird sichergestellt, dass durch die Inanspruch­
nahme der Ausnahmemöglichkeit nach Art. 2 Abs. 4 UVP-Richtlinie die Ziele der Richtlinie 
- d.h. der Schutz der Rechtsgüter dieser Richtlinie - auch ohne die Durchführung einer 
Umweltverträglichkeitsprüfung im Rahmen der Prüfung der Zulassungsvoraussetzungen 
Berücksichtigung finden.

Zu Absatz 4

Absatz 4 bestimmt, dass der Öffentlichkeit vor Erteilung der Zulassung bestimmte Informa­
tionen zugänglich zu machen sind. Hierzu gehören der Entwurf der Zulassungsentschei­
dung einschließlich der Begründung, zumindest die wesentlichen Antragsunterlagen, ein­
schließlich der vorhandenen Unterlagen, mit denen die wesentlichen Auswirkungen des 
Vorhabens auf die Umwelt dargestellt werden, sowie die Gründe gern. § 4 Abs. 1 für die 
Gewährung der Ausnahme von den Anforderungen nach dem UVPG. Bei dem Entwurf der 
Zulassungsentscheidung nach Absatz 4 Nummer 1 handelt es sich um die Zulassungsent­
scheidung, wie sie die Behörde zu treffen beabsichtigt Die Behörde hat nach Absatz 4 Num­
mer 2 die aufgrund des Zulassungsverfahrens vorhandenen Unterlagen der Öffentlichkeit 
zugänglich zu machen.

Mit dieser Regelung soll entsprechend den europarechtlichen Anforderungen ein Mindest­
maß an Transparenz auch in der Ausnahmekonstellation sichergestellt werden, die einen 
Verzicht auf Vorgaben der UVP-Richtlinie erlaubt.

Die Vorgaben zur Zugänglichmachung gelten nur für die abschließenden Zulassungstatbe­
stände. Sie gelten nicht für vorläufige Entscheidungen über vorläufige Maßnahmen wie 
etwa einen vorzeitigen Baubeginn oder eine vorzeitige Besitzeinweisung.

Die Zugänglichmachung erfolgt für die Dauer von vier Tagen. Diese erfolgt mittels Ausle­
gung in Räumen der Zulassungsbehörde und mittels Veröffentlichung auf der Internetseite
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der Zulassungsbehörde. Die Auslegung kann durch Auslegung der Unterlagen in Papier­
form oder mittels elektronischer Lesegeräte erfolgen. Soweit dies technisch und mit gerin­
gem Aufwand möglich ist und zu keinen Verzögerungen führt, sollte die zuständige Behörde 
die Informationen zusätzlich über das jeweils einschlägige zentrale Internetportal (UVP- 
Portal des Bundes oder der Länder) zugänglich machen, um die Transparenz zu erhöhen 
und die Auffindbarkeit der Informationen zu erleichtern.

Zu Absatz 5

Artikel 2 Absatz 4 UVP-Richtlinie sieht vor, dass die Mitgliedstaaten die Europäische Kom­
mission vor Erteilung der Genehmigung über die Gründe für die Gewährung dieser Aus­
nahme unterrichten und ihr die Informationen übermitteln, die sie gegebenenfalls ihren ei­
genen Staatsangehörigen zur Verfügung stellen. Aus diesem Grund sieht Absatz 5 vor, 
dass die zuständige Behörde das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, nukleare 
Sicherheit und Verbraucherschutz über das Vorliegen der Voraussetzungen des Absatz 1 
für ein Zulassungsverfahren unterrichtet und ihm die Informationen, die es nach Absatz 4 
der Öffentlichkeit zugänglich macht, übermittelt. Das Bundesministerium für Umwelt, Natur­
schutz, nukleare Sicherheit und Verbraucherschutz unterrichtet dann die Europäische Kom­
mission und übermittelt ihr die Informationen nach Satz 1. Die Übermittlung der Informatio­
nen durch die zuständige Behörde hat mindestens vier Tage vor der Zulassungsentschei­
dung zu erfolgen, da die Europäische Kommission nach den Vorgaben der UVP-Richtlinie 
vor Erteilung der Genehmigung unterrichtet werden muss. Das für Angelegenheiten des 
Umweltschutzes zuständige Bundesministerium nimmt dabei keine inhaltliche Prüfung der 
Behördenentscheidung vor, sondern unterrichtet die Europäischen Kommission lediglich 
über die Entscheidung zur Gewährung der Ausnahme durch die zuständige Behörde.

Zu § 5 (Maßgaben für die Anwendung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes und 
der Industriekläranlagen-Zulassungs- und Überwachungsverordnung)

Zu Absatz 1

Absatz 1 enthält Maßgaben, soweit bei der Zulassung von unter dieses Gesetz fallenden 
Anlagen Regelungen des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) heranzuziehen 
sind.

Zu Nummer 1

Die in § 10 Absatz 3 Satz 2 BImSchG vorgesehene Auslegungsfrist von einem Monat wird 
auf eine Woche verkürzt.

Zu Nummer 2

Die in § 10 Absatz 3 Satz 4 BImSchG vorgesehenen Einwendungsfristen von zwei Wochen 
beziehungsweise - bei Anlagen nach der Industrieemissions-Richtlinie - einem Monat wer­
den auf eine Woche verkürzt.

Zu Nummer 3

Nach § 10 Absatz 6 BImSchG steht die Durchführung eines Erörterungstermins im Ermes­
sen der Genehmigungsbehörde.

Mit dem Ziel einer Befriedung oder einer verstärkten Erläuterung kann die Genehmigungs­
behörde einen Erörterungstermin durchführen. Bei Vorhaben im Anwendungsbereich des 
Gesetzes kann wegen der hohen Eilbedürftigkeit der Realisierung auch auf den Erörte­
rungstermin verzichtet werden.
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Zu Nummer 4

Nummer 4 bestimmt, dass eine Genehmigung nach § 4 des BImSchG für Anlagen nach § 
2 Absatz 1 Nummer 1 und 2 zwingend zu befristen ist. Sie kann längstens bis zum 31. 
Dezember 2043 befristet erteilt werden.

Das Bundesklimaschutzgesetz normiert das Ziel der Emissionsminderung bis 2040 um 
mind. 88 Prozent. Bis 2045 soll Treibhausgasneutralität erreicht werden. Aufgrund nicht 
vermeidbarer Emissionen in den Bereichen Industrie und Landwirtschaft ist es erforderlich, 
bis 2040 keine emissionsbehaftete Energiewandlung zur Strom- oder Wärmeproduktion in 
nennenswerten Umfang zuzulassen. Daher ist eine Befristung bis 2043 vorgesehen. Erd­
gas wird als Energieträger zu diesem Zeitpunkt nahezu vollständig ersetzt sein.

Die Regelung stellt Kohärenz zwischen dem Bedürfnis kurz- bis mittelfristig zusätzliche Ka­
pazitäten zur Einspeisung von Erdgas in das Fernleitungsnetz aufgrund der veränderten 
energie- und sicherheitspolitischen Bewertung der Abhängigkeit von russischen Erdgaslie­
ferungen zu schaffen und der Einhaltung der gesetzlich normierten Klimaschutzziele. So 
schafft die Regelung im Einklang und zur Umsetzung der Vorgaben des Bundesverfas­
sungsgerichts aus seinem Beschluss vom 24. März 2021 (vgl. Begründung zu § 1) auch 
Planungssicherheit für die Betreiber und erlaubt es ihnen, die Befristung bereits im Vor­
hinein kalkulatorisch zu berücksichtigen.

Zu Absatz 2

Absatz 2 Satz 1 bestimmt, dass eine Genehmigung nach § 4 BImSchG für den Betrieb einer 
Anlage nach § 2 Absatz 1 Nummer 1 und 2 über das Jahr 2043 hinaus nur für den Betrieb 
mit klimaneutralen Wasserstoff oder für den Betrieb mit einem Derivat von klimaneutralem 
Wasserstoff erteilt werden kann. Die Regelung trägt dem Umstand Rechnung, dass mit der 
Dekarbonisierung der Energiewandlung ein erhöhter Bedarf an Wasserstoff einhergehen 
wird. Der Weiterbetrieb der Anlagen, die zunächst im Rahmen dieses Gesetzes zur Schaf­
fung zusätzlicher Kapazitäten zur Einspeisung von Erdgas in das Fe,rnleistungsnetz zwecks 
Abwendung einer Versorgungskrise beschleunigt zugelassen werden, ab Mitte des nächs­
ten Jahrzehnts, spätestens jedoch ab dem 1. Januar 2044 auf Basis von klimaneutralem 
Wasserstoff oder einem Derivat hiervon ist daher sinnvoll und beabsichtigt. Dabei steht es 
den Betreibern frei, ob sie ihre Anlagen über das Jahr 2043 weiterbetreiben wollen. Mit der 
Regelung wird den Betreibern jedoch bereits vor Inbetriebnahme der Anlage ein Weg zur 
Nutzung über das Jahr 2043 hinaus, aufgezeigt. Auch dies schafft Planungssicherheit.

Nach Absatz 2 Satz 2 ist die Genehmigung nach Satz 1 spätestens zum 1. Januar 2035 zu 
beantragen. Die Regelung trägt dem Umstand Rechnung, dass neben regulären Genehmi­
gungsverfahren auch Umbauten an den Anlagen zu erfolgen haben. Damit soll sicherge­
stellt werden, dass der Weiterbetrieb der Anlagen, sofern dieser durch die Betreiber beab­
sichtigt ist, spätestens zum 1. Januar 2044 erfolgen kann.

Zu Absatz 3

Absatz 3 verweist für die Öffentlichkeitsbeteiligung nach § 4 der Industriekläranlagen-Zu- 
lassungs- und Überwachungsverordnung (IZÜV) auf die Maßgaben des Absatzes 1 Nr. 1 
bis 3.

Zu § 6 (Maßgaben für die Anwendung des Bundesnaturschutzgesetzes)

Im Rahmen des Verfahrens zur Zulassung von Anlagen nach § 2 kann - nach Maßgabe 
des Fachrechts - die naturschutzrechtliche Eingriffsregelung der §§ 13 ff. des BNatSchG 
zu prüfen sein. Diese sieht vor, dass erhebliche Beeinträchtigungen von Natur und Land­
schaft zu vermeiden und - soweit unvermeidbar - zu kompensieren sind. Zur Kompensa­
tion werden in § 6 konkretisierende Regelungen getroffen.
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Die Übrigen Regelungen des BNatSchG, insbesondere § 18, bleiben unberührt.

Zu Nummer 1

Es wird geregelt, unter welchen Voraussetzungen und nach welchen Maßgaben die Fest­
setzung von Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen im Sinne der Eingriffsregelung von der 
Zulassungsentscheidung über ein Vorhaben im Sinne von § 2 zeitlich entkoppelt werden 
kann.

Der Zulassungsbehörde wird die Möglichkeit eingeräumt, die Festsetzung von Ausgleichs­
und Ersatzmaßnahmen im Sinne des § 15 Absatz 2 des BNatSchG von der Zulassung 
eines Vorhabens im Sinne des § 2 zeitlich zu entkoppeln. So kann die Festsetzung der 
Maßnahmen bis zu zwei Jahre nach der Erteilung der Zulassungsentscheidung erfolgen. 
Eine zeitliche Entkoppelung ist in Konstellationen sinnvoll, in denen die Dringlichkeit zur 
Erteilung einer Zulassung besteht und das Zulassungsverfahren nicht durch die Konzipie­
rung von Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen und die behördliche Prüfung der vorgeschla­
genen Maßnahmen verzögert werden soll.

Absatz 1 Nummer 1 Satz 2 stellt klar, dass die erforderlichen Angaben im Sinne des § 17 
Absatz 4 Satz 1 Nummer 2 BNatSchG - insbesondere solche zum Ausgleich und Ersatz 
des Eingriffs - vom Vorhabenträger nicht bereits bei der Zulassungsentscheidung über das 
Vorhaben, sondern erst nachträglich vor der Entscheidung über die nachträgliche Festset­
zung zu machen sind.

Durch Absatz 1 Nummer 1 Satz 3 wird klargestellt, dass § 15 Absatz 4 Satz 2 BNatSchG, 
der die Festsetzung des Unterhaltungszeitraums von Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen 
im Zulassungsbescheid vorsieht, entsprechend anzuwenden ist. Dies bedeutet, dass bei 
einer nachträglichen Festsetzung im Sinne des Absatzes 1 Nummer 1 Satz 1 auch der 
Unterhaltungszeitraum erst mit dieser Entscheidung festgesetzt wird. [...]

Zu Nummer 2

Es wird zudem der Zeitraum der Umsetzung von festgesetzten Ausgleichs- und Ersatzmaß­
nahmen flexibilisiert. Demnach steht dem Vorhabenträger nach der -gegebenenfalls nach­
träglich im Sinne des Absatz 1 erfolgten - Festsetzung ein Zeitraum von weiteren drei Jah­
ren zur Verfügung um mit der Umsetzung der Maßnahmen zu beginnen.

Zu § 7 (Maßgaben für die Anwendung des Wasserhaushaltsgesetzes)

Die Regelung enthält Maßgaben zur Anwendung der betreffenden Vorschriften des Was­
serhaushaltsgesetzes (WHG).

In den Nummern 1 - 3 werden Abweichungen vom Verfahrensrecht geregelt.

Zu Nummer 1

Nummer 1 bestimmt, dass der Plan für die Dauer von mindestens einer Woche zur Einsicht 
auszulegen ist. Ziel der Regelung ist es, das behördliche Verfahren deutlich zu beschleuni­
gen. Dies ist zur Erreichung des Gesetzeszwecks zwingend geboten. Die in den Anwen­
dungsbereich des Gesetzes fallenden Vorhaben können nur dann unverzüglich realisiert 
werden, wenn ein insgesamt beschleunigtes Zulassungsverfahren die in allen Verfahrens­
schritten notwendigen zeitlichen Raffungen ermöglicht.

Zu Nummer 2

Nummer 2 verkürzt zudem die von der zuständigen Behörde festzulegende Frist für das 
Erheben von Einwendungen gegen den Plan für jeden, dessen Belange durch das
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Vorhaben berührt werden, auf eine Woche. Die kurze Frist dient auch hier der Straffung 
des gesamten Verfahrens und somit der unverzüglichen Realisierung der betreffenden Vor­
haben.

Zu Nummer 3

Nach Nummer 3 Satz 1 soll die zuständige Behörde vom obligatorischen Erörterungstermin 
absehen, da hierdurch dem Ziel der größtmöglichen Verfahrensbeschleunigung Rechnung 
getragen werden kann. Die Möglichkeit des Abhaltens eines Erörterungstermins bleibt der 
zuständigen Behörde jedoch weiterhin erhalten, wenn diese die Durchführung eines Erör­
terungstermin etwa als potentiell befriedend und somit verfahrensbeschleunigend beurteilt.

Nummer 3 Satz 2 eröffnet der Behörde die Möglichkeit, die Art der Durchführung des Erör­
terungstermins frei zu wählen.

Zu Nummer 4

Nach Nr. 4 wird durch eine Regelvermutung im Sinne der Verfahrensbeschleunigung klar- 
gestellt, dass durch die Entnahme und Wiedereinleitung von Wasser zum Zwecke der Re- 
gasifizierung von verflüssigtem Erdgas keine schädlichen, auch durch Nebenbestimmun­
gen nicht vermeidbaren oder nicht ausgleichbaren Gewässerveränderungen im Sinne des 
§ 12 Absatz 1 Nummer 1 WHG zu erwarten sind. Bei der Entnahme und Wiedereinleitung 
von Wasser zu den genannten Zwecken muss insbesondere sichergestellt werden, dass 
Kühlwasserfrei von Schadorganismen (insbesondere Bakterien und Legionellen) bleibt. Zu 
diesem Zwecke muss durch Auflagen zugunsten des betroffenen Gewässers zusätzlich si­
chergestellt werden, dass bei der Vermeidung des Entstehens von Schadorganismen auf 
den Einsatz von Bioziden verzichtet wird und diese durch entsprechende biozidfreie Stoffe 
ersetzt werden. Darüber hinaus sind in den Nebenbestimmungen standortspezifisch Rege­
lungen im Hinblick auf die Gewässertemperatur angezeigt.

Zu § 8 (Maßgaben für die Anwendung des Energiewirtschaftsgesetzes)

Der Ausbau der LNG-Infrastruktur in Deutschland ist ein sehr wichtiges Anliegen und Vo­
raussetzung für die Aufnahme von LNG in das nationale Leitungsnetz. Die Fernleitungs­
netzbetreiber sind aufgrund der Gasnetzzugangsverordnung verpflichtet, die erforderlichen 
Leitungen zwischen LNG-Anlagen und dem Fernleitungsnetz zu errichten und die LNG- 
Anlagen an das Fernleitungsnetz anzuschließen. Dies dient dem zentralen Interesse an 
einer sicheren und diversifizierten Gasversorgung in Deutschland.

Um den Beteiligten eine möglichst frühzeitige Rechts- und Planungssicherheit bei der Er­
richtung von LNG-Anschlussleitungen zu ermöglichen, bedarf es der Anpassung der Vor­
gaben des Energiewirtschaftsgesetzes. Die Maßgaben stellen sicher, dass die erforderli­
chen Anbindungsleitungen zeitnah realisiert werden können.

Zu Absatz 1

Zu Nummer 1

Die spezialgesetzlichen Vorschriften in den §§43 ff. des Energiewirtschaftsgesetzes 
(EnWG) ändern die allgemeinen Regelungen über das Planfeststellungsverfahren im Ver­
waltungsverfahrensgesetz zum Zweck der Verfahrensstraffung und -beschleunigung teil­
weise ab. Der Ablauf des Planfeststellungsverfahrens ist im Wesentlichen in § 73 des Ver­
waltungsverfahrensgesetzes (VwVfG) bzw. in den Verwaltungsverfahrensgesetzen der 
Länder festgeschrieben. Diese Vorschrift wird bereits durch § 43a EnWG modifiziert.

Zum Zwecke der weiteren Beschleunigung der Errichtung der LNG-Anbindungsleitungen 
nach § 43 Absatz 1 Nummer 6 EnWG bedarf es für die Fälle, in denen nach § 4 UVPG nicht
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durchzuführen ist, einerweiteren Verfahrensbeschleunigung. In diesem Zusammenhang ist 
jedoch zu berücksichtigen, dass es bei Anbindungsleitungen von mehr als 800 mm Durch­
messer und mehr als 40 km Länge in unmittelbarer Anwendung der Vorgaben der Aarhus 
Konvention zur Öffentlichkeitsbeteiligung stets einer Planfeststellung bedarf, die Erteilung 
einer Plangenehmigung nach § 74 Absatz 6 VwVfG ist nicht zulässig.

Im Einzelnen finden sich in Absatz 1 Nummer 1 Maßgaben zu der Vorschrift des § 43a 
EnWG zum Anhörungsverfahren für die Anbindungsleitungen.

Die verkürzte Auslegungs- und Einwendungsfrist auf jeweils eine Woche dient der weiteren 
Verfahrensbeschleunigung. Um das Ziel einer deutlich beschleunigten Realisierung der 
Vorhaben im Anwendungsbereich dieses Gesetzes zu erreichen, sind alle Verfahrens­
schritte soweit wie möglich zu straffen. Auf eine Beteiligung der Öffentlichkeit soll dennoch 
nicht gänzlich verzichtet werden.

Den Vorgaben nach Artikel 6 in Verbindung mit Anhang I Nr. 14 der der Aarhus Konvention 
zur Öffentlichkeitsbeteiligung wird damit auch nach Wegfall der Pflicht zur Umweltverträg­
lichkeitsprüfung durch § 4 dieses Gesetzes Rechnung getragen. Die Auslegung erfolgt u.a. 
auf der Internetseite der Zulassungsbehörde, so dass die Unterlagen jederzeit - nicht nur 
zu begrenzten Öffnungszeiten - einsehbar sind.

Ein Erörterungstermin findet bislang in den Fällen des § 43a Nummer 3 EnWG nicht statt. 
In der Regel ist ein Erörterungstermin auch wegen der nach § 4 nicht erforderlichen Um­
weltverträglichkeitsprüfung nicht durchzuführen. Im Übrigen kann die Behörde einen Erör­
terungstermin durchführen, soweit sie diesen für erforderlich hält.

Zu Nummer 2

Kampfmittelräumungen, archäologische Untersuchungen und Bergungen stellen Vorarbei­
ten im Sinne des § 44 EnWG dar. Dies kann zu einer deutlichen Beschleunigung der Rea­
lisierung der Vorhaben führen. Gerade archäologische Bergungen und Kampfmittelbergun­
gen können sich über einen längeren Zeitraum erstrecken oder nur zu bestimmten Jahres­
zeiten durchgeführt werden. In der Praxis ist oftmals eine archäologische Bergung unmit­
telbar im Anschluss an die Voruntersuchung erforderlich, um beispielsweise Raubgrabun­
gen oder witterungsbedingte Schäden zu vermeiden. Mit der Regelung wird sichergestellt, 
dass entsprechende Arbeiten bereits durchgeführt werden können, bevor der Planfeststel­
lungsbeschluss oder die Plangenehmigung ergeht.

Zu Nummer 3

Abweichend von § 44b Absatz 1 a EnWG kann der Vorhabenträger bereits nach Ablauf der 
Einwendungsfrist verlangen, dass eine vorzeitige Besitzeinweisung durchgeführt wird. Es 
ist nicht der Abschluss des Anhörungsverfahrens erforderlich. Es ist davon auszugehen, 
dass die Behörde auch zu einem früheren Zeitpunkt über ausreichende Kenntnisse über 
das Vorhaben verfügt, um eine Prognoseentscheidung zu treffen. Dies gewährleistet eine 
frühzeitige Klarheit über den weiteren Verfahrensgang und ermöglicht damit zugleich die 
zügige bauliche Umsetzung der hier relevanten Vorhaben nach Erlass des Planfeststel­
lungsbeschlusses bzw. der Plangenehmigung.

Zu Nummer 4

Die Ausnahmeregelung zu § 44c EnWG schafft Voraussetzungen für den vorzeitigen Bau­
beginn von Anbindungsleitungen, die sich an den Vorgaben des § 8a BImSchG bzw. des § 
17 WHG orientieren. § 8a BImSchG ist für die Vorhaben relevant, die eine immissions­
schutzrechtlichen Genehmigung erfordern. § 17 WHG regelt die Zulassung des vorzeitigen 
Beginns in wasserrechtlichen Erlaubnis- oder Bewilligungsverfahren. Die hier eingefügte 
Ausnahmeregelung ermöglicht eine Synchronisierung des Baus der Anlage mit der
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Errichtung des Netzanschlusses. Für beide gelten die gleichen Voraussetzungen für den 
vorzeitigen Baubeginn.

Bei den Anbindungsleitungen der LNG-Anlagen an das Fernleitungsnetz handelt es sich 
um Vorhaben, die aufgrund eines überragenden öffentlichen Interesses und im Interesse 
der öffentlichen Sicherheit zu realisieren sind. Es sind Vorhaben, die wesentlich zur Versor­
gungssicherheit in Deutschland beitragen. Mit Blick auf die zukünftige Ermöglichung des 
Transports von Wasserstoff werden die Anbindungsleitungen wasserstofffest ausgebaut. 
Für diese Vorhaben bedarf es einer Regelung zur Erleichterung des vorzeitigen Baube­
ginns.

Für die vom Anwendungsbereich dieses Gesetzes erfassten Vorhaben sind - wie bei § 8a 
BImSchG und § 17 WHG - bestimmte Anforderungen einzuhalten. Es muss mit einer Ent­
scheidung zu Gunsten des Antragstellers gerechnet werden können (§ 44c Absatz 1 Satz 
1 Nummer 1 EnWG). Die Behörde muss hierfür eine ausreichende Kenntnis des zu bewer­
tenden Vorhabens haben. Das berechtigte Interesse des Vorhabenträgers bzw. das öffent­
liche Interesse an der Zulassung des vorzeitigen Baubeginns (§ 44c Absatz 1 Satz 1 Num­
mer 2 EnWG) ist bereits aufgrund des überragenden öffentlichen Interesses bzw. des Inte­
resses der öffentlichen Sicherheit gegeben. Der Vorhabenträger verpflichtet sich, alle Schä­
den zu ersetzen, die bis zur Entscheidung im Planfeststellungs- oder Plangenehmigungs­
verfahren durch die Maßnahmen verursacht worden sind, und sofern kein Planfeststel­
lungsbeschluss oder keine Plangenehmigung erfolgt, den früheren Zustand wiederherzu­
stellen (§ 44c Absatz 1 Satz 1 Nummer 5 EnWG).

Die Voraussetzung des § 44c Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 bzw. Satz 2 EnWG kommen in 
diesem Ausnahmefall nur eingeschränkt zur Anwendung. Es gelten die gleichen Voraus­
setzungen wie für die Anlage, die dem Immissionsschutzrecht oder dem Wasserrecht un­
terfällt. Ziel ist es, eine Verfahrenserleichterung zu schaffen. Die Verfahrenserleichterung 
trägt dazu bei, dass die Fernleitungsnetzbetreiber ihre in § 15 Absatz 1 EnWG gesetzlich 
festgeschriebene Aufgabe erfüllen können und zu einer sicheren Energieversorgung bei­
tragen.

Ebenso kann in diesen Ausnahmefällen auf das Vorliegen der privaten Rechte verzichtet 
werden, so dass § 44c Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 EnWG für Vorhaben nach § 2 Nummer 
3 nicht greift. Der Planfeststellungsbeschluss bzw. die Planfeststellungsgenehmigung ent­
falten eine enteignungsrechtliche Vorwirkung. Spätestens dann liegen alle Voraussetzun­
gen zur Erlangung der erforderlichen privaten Rechte vor.

Mit diesen Maßgaben wird die Möglichkeit geschaffen, bereits vorzeitig, d.h. vor Feststel­
lung des Planfeststellungsbeschlusses mit Teilen der Errichtung eines Vorhabens bzw. mit 
den dazugehörigen Vorarbeiten im Sinne des § 44c EnWG zu beginnen. Zu den Vorarbei­
ten zählen z.B. auch naturschutzrechtliche Maßnahmen, insbesondere des europäischen 
Arten- und Gebietsschutzes (Maßnahmen zur Schadensbegrenzung, vorgezogene Aus­
gleichsmaßnahmen nach § 44 Absatz 5 BNatSchG sowie Maßnahmen zur Kohärenzsiche­
rung nach§ 34 Absatz 5 BNatSchG), vgl. bereits BR-Drucksache 11/19, S. 70.

Zur Verfahrensbeschleunigung ist für die Verfahren der Zulassung des vorzeitigen Baube­
ginns zusätzlich die Regelung des § 74 Abs. 5 VwVfG anwendbar. Danach können Zustel­
lungen durch öffentliche Bekanntmachung ersetzt werden, wenn außer an den Vorhaben­
träger des Vorhabens mehr als 50 Zustellungen vorzunehmen sind.

Zu Absatz 2

Absatz 2 dient der Klarstellung, dass durch die Einfügung von beschleunigenden Verfah­
renserleichterungen nicht die allgemeinen Vorschriften des Verwaltungsverfahrensrechts 
Wiederaufleben.
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Zu § 9 (Beschleunigte Vergabe- und Nachprüfungsverfahren)

Beschaffungen für Vorhaben nach § 2 können dem Vergaberecht gemäß dem Gesetz ge­
gen Wettbewerbsbeschränkungen (GWB) bzw. dem Haushaltsrecht unterliegen, so dass 
für sie grundsätzlich Ausschreibungsverfahren mit unter anderem entsprechenden Mindest­
fristen zur Auswahl der zu beauftragenden Unternehmen durchzuführen wären. Die dem 
Vertragsschluss vorausgehenden Vergabe- und ggf. Nachprüfungsverfahren können die 
äußerst dringlichen, schnellstmöglich durchzuführenden Vorhaben nach § 2 jedoch nicht 
unerheblich verzögern und somit die nach § 1 und § 3 erforderliche schnellstmögliche Si­
cherstellung der überragenden öffentlichen Interessen an der Versorgung mit Gas erheblich 
verzögern oder gefährden. Für diese besonderen, durch den Anwendungsbereich des Ge­
setzes stark eingegrenzten, aufgrund der Zeitenwende des russischen Angriffskriegs gegen 
die Ukraine aber für die nationale Unabhängigkeit und Sicherheit überragend wichtigen 
Vorhaben sollen daher vorübergehend erhebliche vergaberechtliche Verfahrenserleichte­
rungen geschaffen werden, soweit dies europa- und verfassungsrechtlich zulässig ist.

Absätze 1 bis 3 regeln für Vorhaben nach § 2 während der Laufzeit gern. § 15 Erleichterun­
gen und Ergänzungen zum GWB-Vergaberecht oberhalb der EU-Schwellenwerte.

Absatz 1 betrifft dabei die Durchführung der Vergabeverfahren selbst, einschließlich von 
Bestimmungen zur Informations- und Wartepflicht sowie zur Unwirksamkeit.

Absätze 2 und 3 treffen abweichende und ergänzende Regelungen für diesbezügliche 
Nachprüfungsverfahren gern. §§ 155 ff. GWB.

Absatz 4 suspendiert den Anwendungsbefehl für die detaillierten Regeln für die Durchfüh­
rung von Vergabeverfahren unterhalb der EU-Schwellenwerte.

Absatz 5 betrifft den Rechtsschutz für Beschaffungen von Vorhaben nach § 2, die nicht den 
speziellen vergaberechtlichen Nachprüfungsverfahren unterliegen.

Zu Absatz 1

Die §§ 97 ff. GWB sowie die aufgrund § 113 GWB erlassenen Vergabeordnungen gelten 
für die Vergabe öffentlicher Aufträge und Konzessionen (§ 103 bis 105 GWB) durch Auf­
traggeber (§ 98 bis 101 GWB) oberhalb der EU-Schwellenwerte (§ 106 GWB), soweit keine 
Ausnahme vom Vergaberecht (§§ 107 ff. GWB u.a.) vorliegt. Nicht bei allen Vorhaben nach 
§ 2 werden die §§ 97 ff. GWB anwendbar sein, insbesondere falls schon kein öffentlicher 
Auftraggeber oder Sektorenauftraggeber Leistungen beschafft, keine Sektorentätigkeit (ins­
besondere im Bereich Gas oder Häfen) vorliegt, kein Beschaffungscharakter vorliegt, die 
Entgeltlichkeit fehlt oder im Einzelfall besondere Ausnahmen - etwa auch bei wesentlichen 
Sicherheitsinteressen (§ 107 Abs. 2 GWB) - greifen.

Soweit aber öffentliche Aufträge oder Konzessionen für Vorhaben nach § 2 den §§ 97 ff. 
GWB und den entsprechenden untergesetzlichen Anforderungen unterliegen, sind die be­
sonderen Regeln der Absätze 1 bis 3 für die Vergabe- und Nachprüfungsverfahren anzu­
wenden. Für die Laufzeit des Gesetzes gehen diese bei Beschaffungen für Vorhaben nach 
§ 2 wegen äußerst dringlicher Gründe und der Gefährdung überragender öffentlicher Inte­
ressen den allgemeinen Regeln vor (siehe dazu insbesondere auch die Begründungen zu 
§ 1 und § 3).

Angesichts des Zweckes des Gesetzes gemäß § 1 und dem besonderen Interesse gemäß 
§ 3 sehen die Absätze 1 bis 3 für die Vergabe- und Nachprüfungsverfahren Beschleunigun­
gen, Erleichterungen und eine Stärkung des Allgemeininteresses an einer schnellstmögli­
chen Umsetzung der Vorhaben nach § 2 im Rahmen von Interessensabwägungen vor.
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Absatz 1 trifft ergänzende und abweichende Regeln für die Durchführung von Vergabever­
fahren. Er regelt dabei auch Abweichungen von § 135 Absatz 1 GWB hinsichtlich der Wirk­
samkeit von Verträgen.

Ziel der Regelungen des Absatzes 1 ist es, das Vergabeverfahren angesichts der äußers­
ten Dringlichkeit der Vorhaben nach § 2 und der Gefährdung überragender öffentlicher In­
teressen rechtssicher zu beschleunigen und die schnellstmögliche, ggf. vorzeitige Durch­
führung der Beschaffungen bei gleichzeitig verringertem Risiko einer enorm verzögernd 
wirkenden potentiellen Rückabwicklung von Verträgen sicherzustellen.

Zu Nummer 1

Gemäß Nummer 1 findet § 97 Absatz 4 GWB keine Anwendung. Mittelständische Interes­
sen müssen bei den eng umgrenzten Vorhaben nach § 2 für den Geltungszeitraum nach 
§ 15 daher nicht vornehmlich berücksichtigt werden. Aufgrund der äußerst dringlichen Um­
setzung der Vorhaben nach § 2 und der Gefährdung überragender öffentlicher Interessen 
treten sie hinter dem Beschleunigungsinteresse zurück. Insbesondere müssen bei Vorha­
ben nach § 2 die Leistungen auch nicht in der Menge oder nach Art oder Fachgebiet in 
Lose aufgeteilt werden. Andernfalls käme es zu einer Vielzahl von Vergabeverfahren, die 
der schnellstmöglichen Umsetzung der Vorhaben nach § 2 entgegenstehen.

Durch die fehlende Anwendung des § 97 Absatz 4 GWB entfallen seine Vorgaben sowohl 
für Vergabeverfahren nach der Vergabeverordnung (VgV), der Sektorenverordnung 
(SektVO), der Konzessionsvergabeverordnung (KonzVgV) und der Vergabeverordnung 
Verteidigung und Sicherheit (VSVgV). Für sie ist anders als für die VOB/A in Nummer 2 
keine gesonderte Regelung zu treffen, da sie das Gebot des § 97 Absatz 4 GWB nicht wie­
derholen.

Zu Nummer 2

Die Begründung zu Nummer 1 gilt ebenso für die § 97 Absatz 4 GWB im Wesentlichen 
wiederholende Regelung in § 5 EU Absatz 2 Nummer 1 der Vergabe- und Vertragsordnung 
für Bauleistungen Teil A (VOB/A). Diese inhaltliche Regelung in der VOB/A wird durch Num­
mer 2 für die Vorhaben nach § 2 materiell abbedungen. Ohne Gebot der Losaufteilung ent­
fällt im Übrigen auch das Begründungsgebot nach § 5 EU Absatz 2 Nummer 2 VOB/A.

Zu Nummer 3

Nummer 3 enthält eine ergänzende Regelung zur bereits bestehenden Ausnahme von der 
Informationspflicht in Fällen, in denen das Verhandlungsverfahren ohne Teilnahmewettbe­
werb wegen besonderer Dringlichkeit gerechtfertigt ist (§ 134 Absatz 3 Satz 1 GWB).

Zum einen wird klargestellt und ausdrücklich geregelt, dass damit nicht nur die Informati­
onspflicht nach § 134 Absatz 1 GWB, sondern auch die Wartepflicht gemäß § 134 Absatz 2 
GWB entfällt. Insbesondere wird aber der Anwendungsbereich für die eng umgrenzten Vor­
haben nach § 2 für die Geltungsdauer des Gesetzes nach § 15 neben Fällen der besonde­
ren Dringlichkeit auf (a.) alle Verhandlungsverfahren ohne Teilnahmewettbewerb sowie (b.) 
auf alle Verfahren, in denen es nur noch einen Bieter und keine weiteren betroffenen Be­
werber gibt, erweitert. Damit wird Gebrauch gemacht von der Möglichkeit des Artikel 2b 
Buchstabe a) und b) der Rechtmittelrichtlinie 89/665/EWG4, Artikel 2b Buchstabe a) und b)

4 Richtlinie 89/665/EWG des Rates vom 21. Dezember 1989 zur Koordinierung der Rechts- und Verwaltungs­
vorschriften für die Anwendung der Nachprüfungsverfahren im Rahmen der Vergabe öffentlicher tie­
fer- und Bauaufträge (ABI. L 395 vom 30.12.1989, S. 33), zuletzt geändert durch Richtlinie 2014/23/EU 
des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. Februar 2014 über die Konzessionsvergabe (ABI. 
L 94 vom 28.3.2014, S. 1).
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der Sektorenrechtsmittelrichtlinie 92/13/EWG5 und Artikel 58 Buchstabe a) und b) der Ver- 
teidigungs- und Sicherheitsvergaberichtlinie 2009/81/EG6). Diese sind auch für die Ausle­
gung der Nummer 3 heranzuziehen (insbesondere hinsichtlich der betroffenen Bewerber).

Das Entfallen der Informations- und Wartepflicht in diesen Fällen dient angesichts der äu­
ßersten Dringlichkeit der Vorhaben nach § 2 und der Gefährdung überragender öffentlicher 
Interessen der schnellstmöglichen Umsetzung der Vorhaben.

Die mit dem Entfallen einhergehende Möglichkeit von mehr zulässig erteilten Zuschlägen, 
die grundsätzlich nicht aufgehoben werden können (§ 168 Absatz 2 Satz 1 GWB), bevor 
andere interessierte Unternehmen von der Vergabe oder dem beabsichtigten Zuschlag er­
fahren, ist angesichts der äußersten Dringlichkeit der Vorhaben nach § 2 und der Gefähr­
dung überragender öffentlicher Interessen, denen mit diesem Gesetz begegnet wird, hin­
zunehmen. Andere Unternehmen können weiterhin grundsätzlich insbesondere Rechts­
schutz über die Zulässigkeit der Vergabe ohne Teilnahmewettbewerb bzw. ohne Informati­
onsschreiben gemäß § 135 GWB nach Maßgabe von Nummer 4 bis 6 erlangen.

Zu Nummer 4

Nummer 4 bis 6 regeln abweichend von der bisher alternativlosen Rechtsfolge der von An­
fang an festzustellenden Unwirksamkeit des § 135 GWB entsprechend der Möglichkeiten 
der europäischen Rechtmittelrichtlinien alternative Sanktionsmöglichkeiten angesichts der 
äußersten Dringlichkeit der Vorhaben nach § 2 und der Gefährdung überragender öffentli­
cher Interessen. Dieses ausnahmsweise Abweichen von der rückwirkenden Unwirksamkeit 
und vollständigen Rückabwicklung ist angesichts der schnellstmöglichen dauerhaften Um­
setzung der Vorhaben nach § 2 überragend wichtig. Eine Rückabwicklung würde die äu­
ßerst dringlichen Verfahren ansonsten konterkarieren und damit überragende öffentliche 
Interessen gefährden. Effektiver Rechtsschutz und abschreckende Wirkung werden durch 
die alternativen Sanktionen und die daneben unberührt bleibende Möglichkeit der Geltend­
machung von Schadensersatz weiterhin gewährleistet, ohne die zwingend benötigte Be­
schleunigung einzuschränken.

Nummer 4 bis 6 befinden sich als Abweichung von § 135 GWB bei den Maßgaben zu den 
Vergabeverfahren in Absatz 1, da die Unwirksamkeitsfolge des § 135 Absatz 1 GWB im 
Kapitel Vergabeverfahren, Unterabschnitt 2 - Vergabeverfahren und Auftragsausführung 
des 4. Teils des GWB steht. Absatz 2 Nummer 5 und Absatz 3 Nummer 8 stellen über ihren 
Verweis auf Nummer 4 bis 6 klar, dass die Abweichung von der bisherigen zwingenden 
Unwirksamkeitsfolge für im Nachprüfungsverfahren festgestelite Verstöße im Sinne des 
§ 135 Absatz 1 Nummer 1 oder 2 vor allem in den Nachprüfungsverfahren nach Absatz 2 
und Absatz 3 durch die Vergabekammern und Beschwerdegerichte zu beachten ist. Statt 
der automatischen Folge der Unwirksamkeit bei Feststellung eines Verstoßes im Sinne des 
§ 135 Absatz 1 Nummer 1 oder 2 GWB haben die Nachprüfungsinstanzen gemäß Num­
mer 4 zum einen eine Abwägungsentscheidung über ein Absehen von der Unwirksamkeits­
folge zu treffen. In diesem Fall sowie bei der nun gemäß Nummer 5 für Vorhaben nach § 2

5 Richtlinie 92/13/EWG des Rates vom 25. Februar 1992 zur Koordinierung der Rechts- und Verwaltungsvor­
schriften für die Anwendung der Gemeinschaftsvorschriften über die Auftragsvergabe durch Auftrag­
geber im Bereich der Wasser-, Energie- und Verkehrsversorgung sowie im Telekommunikationssektor 
(ABI, L 76 vom 23.3.1992, S. 14), zuletzt geändert durch Richtlinie 2014/23/EU des Europäischen Par­
laments und des Rates vom 26. Februar 2014 über die Konzessionsvergabe (ABI. L 94 vom 28.3.2014, 
S. 1).

6 Richtlinie 2009/81/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 13. Juli 2009 über die Koordinierung
der Verfahren zur Vergabe bestimmter Bau-, Liefer- und Dienstleistungsaufträge In den Bereichen Ver­
teidigung und Sicherheit und zur Änderung der Richtlinien 2004/17/EG und 2004/18/EG (ABI. L 216 
vom 20.8.2009, S. 76), zuletzt geändert durch Delegierte Verordnung (EU) 2021/1950 der Kommission 
vom 10. November 2021 zur Änderung der Richtlinie 2009/81/EG des Europäischen Parlaments und 
des Rates im Hinblick auf die Schwellenwerte für Liefer-, Dienstlelstungs- und Bauaufträge (ABI. L 398 
vom 11.11.2021, S. 19).
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vorgesehenen Unwirksamkeitsfoige allein für die Zukunft haben sie in ihrer Entscheidung 
zwingend alternative Sanktionen nach Nummer 6 zu erlassen.

Nummer 4 Satz 1 setzt Artikel 2d Absatz 3 Unterabsatz 1 der Rechtsmittelrichtlinie 
89/665/EWG, Artikel 2d Absatz 3 Unterabsatz 1 der Sektoren-Rechtsmittelrichtlinie 
92/13/EWG und Artikel 60 Absatz 3 Unterabsatz 1 der Verteidigungs- und Sicherheitsver­
gaberichtlinie 2009/81/EG um. Damit wird den Nachprüfungsinstanzen erstmals ein Ermes­
sen gegeben, von der zwingenden Unwirksamkeitsfolge des § 135 Absatz 1 GWB abzuse­
hen, indem sie eine Abwägungsentscheidung über die Unwirksamkeit oder alternative 
Sanktionen treffen können. In die Abwägung sind angesichts der äußersten Dringlichkeit 
der Vorhaben nach § 2 und der Gefährdung überragender öffentlicher Interessen die zwin­
genden Gründe eines Allgemeininteresses für ein Absehen von der Unwirksamkeit bei Vor­
haben nach § 2 angesichts des Zweckes von § 1 und des besonderen Interesses nach § 3 
einzubeziehen.

Satz 2 legt dazu fest, dass das besondere Interesse in der Regel ein Absehen von der 
Unwirksamkeitsfolge rechtfertigt. Für Vorhaben nach § 2 sollten daher angesichts der äu­
ßersten Dringlichkeit der Vorhaben nach § 2 und der Gefährdung überragender öffentlicher 
Interessen außer in besonderen Ausnahmefällen nicht allein die Unwirksamkeit des Ver­
trags in Frage kommen, sondern wegen ihrer Dringlichkeit und dem überwiegenden Inte­
resse an ihrem Fortbestehen gemäß Satz 3 stattdessen alternative Sanktionen nach Num­
mer 6 festgelegt werden, die wirksam, verhältnismäßig und abschreckend sein müssen.

Satz 4 stellt klar, dass daneben die Möglichkeit des Antragstellers, Schadensersatz geltend 
zu machen (vgl. §§ 156 Absatz 3,179 Absatz 1 181 GWB, insbesondere § 181 Satz 2 GWB 
in Verbindung mit den Grundsätzen der culpa in contrahendo), unberührt bleibt. Die Kom­
pensation des Antragstellers kann in solchen Fällen damit nicht wie allgemein häufig in 
einem möglichen neuen Vergabeverfahren bestehen, sondern in der Möglichkeit, beruhend 
auf der Nachprüfungsentscheidung Schadensersatz im Sekundärrechtsschutz geltend zu 
machen. Aufgrund europarechtlicher Vorgaben darf die Zuerkennung des Schadensersat­
zes nicht als alternative Sanktion vorgesehen werden (Artikel 2e Absatz 2 Unterabsatz 3 
der Rechtsmittelrichtlinie 89/665/EWG, Artikel 2e Absatz 2 Unterabsatz 3 der Sektoren­
rechtsmittelrichtlinie 92/13/EWG, Artikel 61 Absatz 2 Unterabsatz 3 Verteidigungs- und Si­
cherheitsvergaberichtlinie 2009/81/EG). Er muss somit separat verfolgt und erklärt werden. 
[...]

Zu Nummer 5

Selbst wenn eine Nachprüfungsinstanz die Unwirksamkeit eines Vertrages ausnahmsweise 
trotz der Abwägungsregeln nach Nummer 4 feststellt, regelt Nummer 5 Satz 1, dass die 
Unwirksamkeit abweichend von § 135 Absatz 1 GWB für die Vorhaben nach § 2 angesichts 
ihrer äußersten Dringlichkeit und der Gefährdung überragender öffentlicher Interessen nur 
für die noch zu erfüllenden Verpflichtungen gilt. Dies setzt Artikel 2d Absatz 2 Unterabsatz 2 
der Rechtsmittelrichtlinie 89/665/EWG, Artikel 2d Absatz 2 Unterabsatz 2 der Sektoren- 
Rechtsmittelrichtlinie 92/13/EWG und Artikel 60 Absatz 2 Satz 2 und 3 der Verteidigungs­
und Sicherheitsvergaberichtlinie 2009/81/EG um.

Die Unwirksamkeit gilt damit nur für die Zukunft. Sie gilt nicht rückwirkend. Eine Rückab­
wicklung des Vertrages erfolgt somit nicht. Dies ist angesichts der äußersten Dringlichkeit 
der Vorhaben nach § 2 und dem überwiegenden Interesse an ihrem Fortbestand zur Ver­
hinderung der Gefährdung überragender öffentlicher Interessen von herausragender Be­
deutung.

Satz 2 regelt, dass dann neben der Unwirksamkeitsfolge für die Zukunft auch alternative 
Sanktionen nach Nummer 6 festzulegen sind. Diese sind in Umsetzung der Richtlinienvor­
gaben ausdrücklich zusätzlich zur Feststellung der Unwirksamkeit zu treffen, da die Unwirk­
samkeit nach Nummer 5 nur noch die zukünftig zu erfüllenden Verpflichtungen betrifft.
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Satz 3 stellt über den Verweis wie auch Nummer 4 Satz 4 klar, dass die Möglichkeit der 
Geltendmachung von Schadensersatz als Kompensation daneben unberührt bleibt.

Zu Nummer 6

Nummer 6 legt die alternativen Sanktionen, die angesichts der äußersten Dringlichkeit der 
Vorhaben nach § 2 und der Gefährdung überragender öffentlicher Interessen statt (Num­
mer 4) oder neben (Nummer 5) der gemäß Nummer 5 Satz 1 ex nunc wirkenden Unwirk­
samkeit im Falle von Verstößen im Sinne des § 135 Absatz 1 Nummer 1 oder 2 anzuwen­
den sind, fest.

Satz 1 setzt Artikel 2e Absatz 2 Unterabsatz 1 und 2 der Rechtsmittelrichtlinie 89/665/EWG, 
Artikel 2e Absatz 2 Unterabsatz 1 und 2 der Sektoren-Rechtsmittelrichtlinie 92/13/EWG 
und Artikel 61 Absatz 2 Unterabsatz 1 und 2 der Verteidigungs- und Sicherheitsvergabe­
richtlinie 2009/81/EG um, nach denen alternative Sanktionen die „Verhängung von Geldbu­
ßen oder bzw. -strafen" gegen den Auftraggeber oder die Verkürzung der Laufzeit des Ver­
trages umfassen. Den Nachprüfungsinstanzen wird hier ein weiter Ermessensspielraum 
eingeräumt, damit sie alle relevanten Faktoren berücksichtigen können, einschließlich der 
Schwere des Verstoßes, des Verhaltens des Auftraggebers und ggf. dem Umfang, in dem 
der Vertrag seine Gültigkeit beibehält. Bei der Festlegung gilt aufgrund der europarechtli­
chen Bestimmungen, dass die alternativen Sanktionen wirksam, verhältnismäßig und ab­
schreckend sein müssen. Bei den relevanten Faktoren ist auch die äußerste Dringlichkeit 
der Vorhaben nach § 2 und die Gefährdung überragender öffentlicher Interessen einzube­
ziehen. Zu beachten ist bei der Bewertung der Schwere des Verstoßes und des Verhaltens 
des Auftraggebers insbesondere auch, dass die Auftraggeber aufgrund der äußersten 
Dringlichkeit der Vorhaben nach § 2 und der Gefährdung überragender öffentlicher Interes­
sen unter erheblichem Zeit- und Handlungsdruck stehen und von teilweise eigens für diese 
Ausnahmesituation geschaffenen gesetzlichen Erleichterungen und Beschleunigungsmög­
lichkeiten Gebrauch machen.

Satz 2 beschränkt die Höhe einer möglichen Geldsanktion auf 15 Prozent des Auftragswer­
tes. Dieses Maß bewegt sich innerhalb vergleichbarer Regelungen in anderen EU-Mitglied- 
staaten. So gilt etwa in Österreich allgemein eine Grenze von 20 % bzw. - unterhalb der 
Schwellenwerte - 10 % des Auftragswertes (siehe § 356 Absatz 10 des Österreichischen 
Bundesvergabegesetzes). Für die Vorhaben nach § 2 eröffnet die Obergrenze von 15 % 
zugleich ausreichend Raum für die Festlegung einer Geldsanktion im Einzelfall, die wirk­
sam, verhältnismäßig und abschreckend ist. Wird ein Vertrag für teilweise unwirksam er­
klärt, ist die Höchstgrenze von jenem Teil der Auftragssumme des Vertrages zu berechnen, 
der dem Teil des Vertrages entspricht, der nicht aufgehoben wurde.

Zu Nummer 7

Nummer 7 Satz 1 legt durch Gesetz fest, dass für Vorhaben nach § 2 angesichts der äu­
ßerst dringlichen Gründe für die schnellstmögliche Umsetzung der Vorhaben nach § 2 und 
der Gefährdung überragender öffentlicher Interessen die Tatbestandsvoraussetzungen für 
ein Verhandlungsverfahren ohne Teilnahmewettbewerb wegen besonderer Dringlichkeit 
gemäß § 14 Absatz 4 Nummer 3 VgV (a.) hinsichtlich der äußerst dringlichen zwingenden 
Gründen sowie dem Zusammenhang mit Ereignissen, die der betreffende Auftraggeber 
nicht voraussehen konnte, vorliegen, (b.) in der Regel die Mindestfristen nicht eingehalten 
werden können und (c.) die Umstände zur Begründung der äußersten Dringlichkeit dem 
Auftraggeber in der Regel nicht zuzurechnen sind.

Nummer 7 dreht das Regel-Ausnahme-Verhältnis für die Anwendung dieses Verhandlungs­
verfahrens ohne Teilnahmewettbewerb durch den Auftraggeber ausnahmsweise aufgrund 
der hier für die Realisierung der LNG-Infrastrukturvorhaben gemäß § 2 vorliegenden äu­
ßerst dringlichen, zwingenden Gründe aufgrund unvorhersehbarer Ereignisse gesetzlich 
um. Die Tatbestandsvoraussetzungen des § 14 Absatz 4 Nummer 3 VgV, die Artikel 32
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Absatz 2 Buchstabe c) der Vergaberichtlinie 2014/24/EU7 umsetzen, sind zwar grundsätz­
lich im Einzelfall anzuwenden und eng auszulegen. Aufgrund der äußerst dringlichen, zwin­
genden Umstände, die im Zweck gemäß § 1 und im besonderen Interesse nach § 3 für 
Vorhaben nach § 2 gesetzlich dargelegt sind, und der Gefährdung überragender öffentli­
cher Interessen ist es gerechtfertigt, dass der Gesetzgeber für die in § 2 festgelegten Vor­
haben die Tatbestandsvoraussetzungen der Dringlichkeitsvergabe in wesentlichen Teilen 
verbindlich festlegt. Das Verhandlungsverfahren ohne Teilnahmewettbewerb wegen beson­
derer Dringlichkeit wird damit für die meisten Beschaffungen für Vorhaben nach § 2 im Gel­
tungszeitraum nach § 15 zulässig sein.

Der russische Angriffskrieg gegen die Ukraine und die durch ihn ausgelösten Folgen und 
kurzfristigen Beschaffungsbedarfe waren und sind für die Beschaffungsstellen insgesamt 
und im Einzelnen unvorhersehbar. Der Krieg hat in ihrem Volumen und ihrer Art auch wei­
terhin unvorhersehbare Folgen ausgelöst, auf die Deutschland äußerst dringlich reagieren 
muss, um der Gefährdung überragender öffentlicher Interessen zu begegnen. Angesichts 
der Natur und des Ausmaßes des russischen Angriffs sind äußerst dringliche Aufgaben der 
Sicherheit Deutschlands und seiner Verbündeten entstanden, die insbesondere auch die 
wirtschaftliche und energiepolitische Unabhängigkeit Deutschlands von Russland umfas­
sen.

Vergabeverfahren unter Einhaltung der Mindestfristen sind in diesen Fällen schon allge­
mein regelmäßig nicht möglich, ohne dass dies den Beschaffungsstellen zuzurechnen ist 
oder von ihnen vorherzusehen war. Insbesondere für die überragend wichtigen, schnellst­
möglich zu errichtenden Vorhaben nach § 2 sind solche Verzögerungen aber nicht hin- 
nehmbar, da sie die Unabhängigkeit Deutschlands von den russischen Erdgaslieferungen 
und damit die Versorgungssicherheit Deutschlands, insbesondere für den Winter 
2022/2023, aber auch die gesicherte Produktion wichtiger Wirtschaftszweige in Deutsch­
land, erheblich gefährden würden.

Die in diesem Gesetz geregelte schnellstmögliche Errichtung der LNG-Infrastruktur ist zur 
Abwendung schwerster wirtschaftlicher Schäden sowie einer Unterversorgung der Bevöl­
kerung mit wichtigen Gütern sowie angesichts der Gefährdung der staatlichen Daseinsvor­
sorge und Energieversorgung für die Bürgerinnen und Bürger insbesondere aufgrund der 
dadurch entstehenden Unabhängigkeit von Russland auch für die Sicherheit in Deutschland 
und Europa äußerst dringlich. Die Realisierung der Vorhaben nach § 2 bedarf aus äußerst 
dringlichen, zwingenden Gründen überragender öffentlicher Interessen, insbesondere an 
der Energieversorgung, der schnellstmöglichen Umsetzung. Die schnellstmögliche Reali­
sierung dieser Vorhaben dient dem zentralen Interesse an einer sicheren und diversifizier­
ten Gasversorgung in Deutschland und ist daher aus Gründen eines überragenden öffent­
lichen Interesses und im Interesse der öffentlichen Sicherheit erforderlich.

Diese besondere Sachlage rechtfertigt es, hinsichtlich der Vorhaben nach § 2 im Geltungs­
zeitraum nach § 15 das Vorliegen der äußerst dringlichen zwingenden Gründe sowie des 
Zusammenhangs mit Ereignissen, die der betreffende Auftraggeber nicht voraussehen 
konnte, gesetzlich festzulegen. Zur weiteren Begründung der nicht vorhersehbaren Ereig­
nisse, der äußerst dringlichen, zwingenden Gründe und der Gefährdung überragender öf­
fentlicher Interessen für die Vorhaben nach § 2 wird im Übrigen zudem ausdrücklich auf die 
Begründungen zu §§ 1 bis 3 Bezug genommen.

7 Richtlinie 2014/24/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. Februar 2014 über die öffentliche 
Auftragsvergabe und zur Aufhebung der Richtlinie 2004/18/EG (ABI. L 094 vom 28.3.2014, S. 65), 
zuletzt geändert durch Delegierte Verordnung (EU) 2021/1952 der Kommission vom 10. November 
2021 zur Änderung der Richtlinie 2014/24/EU des Europäischen Parlaments und des Rates im Hinblick 
auf die Schwellenwerte für die Vergabe öffentlicher Llefer-, Dienstlelstungs- und Bauaufträge sowie 
für Wettbewerbe (ABI. L 398 vom 11.11.2021, S. 23).
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Angesichts dieser äußerst dringlichen, zwingenden Gründe für die Vorhaben nach § 2 und 
der Gefährdung überragender öffentlicher Interessen aufgrund des russischen Angriffskrie­
ges gegen die Ukraine und seiner Folgen und zur überragend wichtigen und äußerst dring­
lichen und zwingenden Abwendung der Abhängigkeit von russischen Gaslieferungen wird 
für das Verhandlungsverfahren ohne Teilnahmewettbewerb für Vorhaben nach § 2 aus­
nahmsweise nach Nummer 7 zudem bestimmt, dass in der Regel die verkürzten Mindest­
fristen (siehe Nummer 8) nicht eingehalten werden können und die Umstände zur Begrün­
dung der äußersten Dringlichkeit dem Auftraggeber in der Regel nicht zuzurechnen ist. 
Diese Voraussetzungen werden für Vorhaben nach § 2 voraussichtlich nur in wenigen Aus­
nahmefällen nicht vorliegen, etwa wenn wegen anderer das Gesamtprojekt noch hemmen­
der Umstände, doch ein verkürzter Teilnahmewettbewerb ohne jegliche zeitliche Verzöge­
rung des Vorhabens insgesamt möglich ist. Für die Frage der Einhaltung der Mindestfristen 
ist auch der notwenige Zeitraum für die Erstellung der Vergabeunterlagen, für die Bekannt­
machung, ggf. für den Teilnahmewettbewerb, für die Angebotsabgabe und -auswertung, 
die Wartefrist und den Zuschlag zu berücksichtigen.

Soweit die Voraussetzungen der Nummer 7 im Einzelfall ausnahmsweise nicht vorliegen, 
schließt dies im Übrigen nicht aus, dass andere Tatbestände für ein Verhandiungsverfahren 
ohne Teilnahmewettbewerb (zum Beispiel wenn gern. § 14 Absatz 4 Nummer 2 von vorn­
herein nur ein bestimmtes Unternehmen in Betracht kommt) oder Ausnahmen vom Verga­
berecht (zum Beispiel wegen wesentlicher Sicherheitsinteressen gemäß § 107 Absatz 2 
GWB) vorliegen.

Die Europäische Kommission hat in Reaktion auf den russischen Angriffskrieg gegen die 
Ukraine ebenfalls allgemein festgestellt, dass für bestimmte Vergaben die Vorschriften für 
die dringende Vergabe öffentlicher Aufträge angewendet werden können (Mitteilung der 
Kommission, Europäische Solidarität mit Flüchtlingen und den Menschen, die vor dem 
Krieg in der Ukraine fliehen, KOM(2022)107 vom 8. März 2022, Seite 5, mit Verweis auf 
ihre Mitteilungen während der Migrationskrise 2015-2016 und der COVID-19-Pandemie).

Für Vergabeverfahren aufgrund Nummer 7 sind zudem folgende Folgeerleichterungen zu 
beachten, die ebenfalls der Beschleunigung des jeweiligen Vergabeverfahrens dienen. Auf­
traggeber können auch im Übrigen alle bereits bestehenden Beschleunigungsmöglichkei­
ten nutzen, um die Beschaffungen für die Vorhaben nach § 2 schnellstmöglich durchzufüh­
ren.

Die äußerst dringlichen, zwingenden Gründe, im Zusammenhang mit Ereignissen, die der 
betreffende Auftraggeber nicht voraussehen konnte, muss der jeweilige Auftraggeber bei 
Beschaffungen für die Vorhaben nach § 2 nicht gesondert darlegen. Dass die Mindestfristen 
nicht eingehalten werden können und dies nicht dem Auftraggeber zuzurechnen ist, hat der 
jeweilige Auftraggeber nach allgemeinen Regeln grundsätzlich zu dokumentieren. An diese 
Dokumentation sind angesichts des überragend wichtigen Beschleunigungsinteresses ins­
besondere angesichts von § 1 und § 3 keine hohen Anforderungen zu stellen.

Bei der Herstellung eines Mindestmaßes an Wettbewerb ist die schnellstmögliche Umset­
zung der äußerst dringlichen Vorhaben nach § 2 und ihre grundlegende Bedeutung für die 
Versorgungssicherheit angesichts der Gefährdung überragender öffentlicher Interessen als 
herausragendes Gebot stets zu beachten.

Angebote können im Rahmen eines Verhandlungsverfahrens ohne Teilhahmewettbewerb 
formlos und ohne die Beachtung konkreter Fristvorgaben eingeholt werden. Mit der zurück­
liegenden Neuregelung des § 17 Abs. 6 VgV wurde durch einen entsprechenden Einschub 
klargestellt, dass die Mindestfrist von 30 Kalendertagen für Erstangebote nur für Verhand­
lungsverfahren mit Teilnahmewettbewerb gilt. Für Verhandlungsverfahren ohne Teilnahme­
wettbewerb kann der Auftraggeber somit auch eine kürzere Angebotsfrist wählen, solange 
diese angemessen ist (vgl. § 20 VgV). Aufgrund seines besonderen Ausnahmecharakters
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sind damit beim Verhandlungsverfahren ohne Teilnahmewettbewerb nach Würdigung der 
Gesamtumstände im Dringlichkeitsfall auch sehr kurze Fristen (bis hin zu 0 Tagen) denkbar.

§ 17 Abs. 15 VgV stellt zudem klar, dass der öffentliche Auftraggeber bei der Durchführung 
eines Verhandlungsverfahrens ohne Teilnahmewettbewerb wegen äußerster Dringlichkeit 
nach § 14 Abs. 4 Nummer 3 VgV von nachfolgenden Formanforderungen der VgV befreit 
ist:

- §§ 9 bis 13 VgV Vorgaben zur (elektronischen) Kommunikation,

- § 53 Abs. 1 VgV Übermittlung von Interessensbekundungen, Interessensbestätigungen, 
Teilnahmeanträge und Angeboten in elektronischer Form,

- § 54 VgV Aufbewahrung ungeöffneter Interessensbekundungen, Interessensbestätigun­
gen, Teilnahmeanträge und Angebote,

- § 55 VgV Öffnung der Interessenbestätigungen, Teilnahmeanträge und Angebote.

Gemäß Satz 2 gilt Satz 1 (einschließlich seiner Begründung) entsprechend für die Tatbe­
standsvoraussetzungen eines Verhandlungsverfahrens ohne Teilnahmewettbewerb wegen 
besonderer Dringlichkeit nach SektVO, KonzVgV, VSVgV.

Gemäß Satz 3 gilt Satz 1 (einschließlich seiner Begründung) materiell entsprechend auch 
für Bauaufträge (Verhandlungsverfahren ohne Teilnahmewettbewerb wegen besonderer 
Dringlichkeit gemäß § 3a EU Absatz 3 Nummer 4 VOB/A).

Zu Nummer 8

Satz 1 legt angesichts der äußersten Dringlichkeit der Vorhaben nach § 2 und der Gefähr­
dung überragender öffentlicher Interessen durch Gesetz fest, dass für die Vorhaben nach 
§ 2 angesichts des Zwecks gemäß § 1 und des besonderen Interesses gern. § 3 eine Dring­
lichkeit hinreichend begründet ist, die die Einhaltung der regulären Angebotsfrist von 30 Ta­
gen unmöglich macht. Die Angebotsfrist im Verhandlungsverfahren mit Teilnahmewettbe­
werb kann somit auf zehn Tage verkürzt werden kann.

In Verhandlungsverfahren ohne Teilnahmewettbewerb gilt schon keine bestimmte Fristvor­
gabe, so dass die Angebotsfrist im Einzelfall bis hin auf null Tage verkürzt werden kann 
(siehe Begründung zu Nummer 7).

Satz 2 legt eine hinreichend begründete Dringlichkeit für Vorhaben nach § 2 auch für alle 
anderen Fristverkürzungsmöglichkeiten in den verschiedenen Verfahrensarten und den 
verschiedenen Vergabeverordnungen fest. Dies gilt entsprechend auch in den Fällen, in 
denen die Fristverkürzungsmöglichkeit allgemein gilt und nicht auf eine hinreichend begrün­
dete Dringlichkeit beschränkt ist (vgl. etwa in der SektVO). Im Überblick gilt dazu Folgen­
des: Im beschleunigten offenen Verfahren kann die Frist für die Einreichung der Angebote 
auf 15 Tage verkürzt werden. Im beschleunigten nicht offenen Verfahren und im beschleu­
nigten Verhandlungsverfahren können die Fristen für Teilnahmeanträge auf 15 Tage 
(VSVgV: auf zehn Tage bei elektronischen Teilnahmeanträgen) und für die Abgabe von 
Angeboten auf zehn Tage herabgesetzt werden.

Nach Satz 3 gilt das Vorliegen einer hinreichend begründeten Dringlichkeit für die verschie­
denen Fristverkürzungsmöglichkeiten in den Verfahrensarten entsprechend auch für Bau­
aufträge (vgl. §§ 10a EU Absatz 3,' 10b EU Absatz 5 VOB/A, auch in Verbindung mit § 10c 
EU Absatz 1 VOB/A). [...]
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Satz 1 legt angesichts der äußersten Dringlichkeit der Vorhaben nach § 2 und der Gefähr­
dung überragender öffentlicher Interessen gesetzlich Fälle fest, in denen bei Verhandlungs­
verfahren ohne Teilnahmewettbewerb wegen besonderer Dringlichkeit ausnahmsweise 
auch nur ein Unternehmen zur Angebotsabgabe aufgefordert werden kann.

Der Wortlaut entspricht den von der Europäischen Kommission anerkannten Fällen (siehe 
Mitteilung der Kommission, Leitlinien der Europäischen Kommission zur Nutzung des Rah­
mens für die Vergabe öffentlicher Aufträge in der durch die COVID-19-Krise verursachten 
Notsituation, 2020/C 108 1/01, S. 1).

Im Sinne einer effizienten Verwendung von Haushaltsmitteln empfiehlt es sich nach Mög­
lichkeit, mehrere Unternehmen zur Angebotsabgabe aufzufordern. Auch nach der nationa­
len Rechtsprechung ist im Rahmen der §§ 14 Absatz 4 Nummer 3,17 Absatz 5 VgV grund­
sätzlich so viel Wettbewerb wie möglich zu eröffnen; ein völliger Verzicht auf Wettbewerb 
kommt grundsätzlich nur als ultima ratio in Betracht (vgl. OLG Rostock, Beschluss vom 
11.11.2021, 17 Verg 4/20).

Bei Vorhaben nach § 2 bedingt es aber häufig die in § 1 und § 3 und der jeweiligen Begrün­
dung dargestellte äußerste Dringlichkeit angesichts der Gefährdung überragender öffentli­
cher Interessen, dass nur ein Unternehmen in der Lage sein wird, den Auftrag unter den 
durch die zwingende Dringlichkeit auferlegten technischen und zeitlichen Zwängen zu er­
füllen. Dann ist es den Auftraggebern auch erlaubt, in der Kürze der zur Verfügung stehen­
den Zeit nur mit diesem Unternehmen Verhandlungen zu führen.

Zwar handelt es sich um eine Prognoseentscheidung, ob nur das bestimmte Unternehmen 
unter den durch die äußerste Dringlichkeit bedingten technischen und zeitlichen Zwängen, 
in der Lage sein wird, die Leistung entsprechend zu erbringen. Die Gründe dafür, dass nur 
dieses Unternehmen dazu in der Lage ist, müssen aber grundsätzlich im Zeitpunkt der An­
sprache des einzelnen Unternehmens vorliegen.

Gemäß Satz 2 gilt Satz 1 (einschließlich seiner Begründung) entsprechend für Verhandlun­
gen mit nur einem Unternehmen in Verhandlungsverfahren ohne Teilnahmewettbewerb we­
gen besonderer Dringlichkeit nach SektVO, KonzVgV, VSVgV. Gemäß Satz 3 gilt Satz 1 
(einschließlich seiner Begründung) materiell entsprechend auch für Bauaufträge. Diese 
Verhandlungsmöglichkeit mit nur einem Unternehmen gilt für die Vergabeverordnungen 
und für die VOB/A auch, soweit sich der grundsätzliche Mindestwettbewerb von drei Unter­
nehmen nur aus allgemeinen Grundsätzen ergibt und nicht ausdrücklich oder nicht aus­
drücklich für Verhandlungsverfahren ohne Teilnahmewettbewerb erwähnt ist (vgl. etwa § 
21 III 3 VSVgV nur für Verfahren mit Teilnahmewettbewerb). Die Möglichkeit der Verhand­
lung mit nur einem Unternehmen im Ausnahmefall ist insoweit aufgrund der äußersten 
Dringlichkeit der Vorhaben nach § 2 und der Gefährdung überragender öffentlicher Interes­
sen eine materielle Klarstellung. Bereits bestehende Möglichkeiten bleiben unberührt.

Zu Absatz 2

Absatz 2 und 3 treffen Regelungen zum Vergaberechtsschutz ergänzend zu und abwei­
chend von §§ 155 ff. GWB. Ziel ist es, die Nachprüfungsverfahren über das bereits geltende 
Beschleunigungsgebot des § 167 GWB hinaus bei Vorhaben nach § 2 angesichts ihrer äu­
ßersten Dringlichkeit und der Gefährdung überragender öffentlicher Interessen noch erheb­
lich schneller durchzuführen.

Dabei wird am grundsätzlich bewährten zweistufigen Rechtsschutz vor der Vergabekam­
mer und den Vergabesenaten der Oberlandesgerichte festgehalten. Dieser wird jedoch auf 
beiden Stufen weiter erheblich beschleunigt. Daneben werden in den bereits vorgesehenen 
Interessensabwägungen die Berücksichtigung des Zwecks des § 1 sowie des besonderen

Zu Nummer 9
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Interesses gemäß § 3 und dessen regelmäßiges Überwiegen angesichts der äußersten 
Dringlichkeit der Vorhaben nach § 2 und der Gefährdung überragender öffentlicher Interes­
sen ergänzt.

Die Änderungen berücksichtigen, dass im Bereich des Vergaberechtsschutzes der allge­
meine Justizgewährleistungsanspruch (Art. 20 Abs. 1 GG i.V.m. Art. 3 Abs.1 GG) den we­
sentlichen Maßstab darstellt und dem Gesetzgeber ein Ausgestaltungsspielraum zuzubilli­
gen ist (BVerfG, Beschluss vom 13. Juni 2006, 1 BvR 1160/03, BVerfGE 116, 135 (156)).

Absatz 2 enthält Maßgaben für die Nachprüfungsverfahren vorder Vergabekammer gemäß 
§§ 160 ff. GWB. Sie dienen vor allem der Beschleunigung und legen angesichts der äu­
ßersten Dringlichkeit der Vorhaben nach § 2 und der Gefährdung überragender öffentlicher 
Interessen die Berücksichtigung und das regelmäßige Überwiegen des überragend wichti­
gen Interesses an der schnellstmöglichen Umsetzung der Vorhaben fest.

Zu Nummer 1

Nummer 1 trifft gewisse Verfahrenserleichterungen für die Durchführung der Nachprü­
fungsverfahren.

Soweit es der Beschleunigung dient, kann die Vergabekammer bei Nachprüfungsverfahren 
über Vergaben für Vorhaben nach § 2 gemäß Satz 1 auch nach Lage der Akten entschei­
den. Die Vergabekammer wird bei ihrer Entscheidung aber auch zu berücksichtigen haben, 
dass eine mündliche Verhandlung im Einzelfall ebenfalls der schnellen Entscheidung die­
nen kann.

Satz 2 ermöglicht es der Vergabekammer ausdrücklich die mündliche Verhandlung im 
Wege der Bild- und Tonübertragung durchzuführen. Auch diese Möglichkeit soll der Be­
schleunigung im Einzelfall dienen. Entsprechend Absatz 3 Nummer 6 Satz 2 wird dazu auf 
§ 128a der Zivilprozessordnung verwiesen. Entsprechendes gilt aber zum Beispiel auch 
nach § 102a der Verwaltungsgerichtsordnung.

Zu Nummer 2

Um angesichts der äußersten Dringlichkeit der Vorhaben nach § 2 und der Gefährdung 
überragender öffentlicher Interessen die zügige Durchführung der Nachprüfungsverfahren 
für die im Lichte des § 1 und § 3 äußerst dringenden und schnellstmöglich umzusetzenden 
Vorhaben nach § 2 über den allgemeinen Beschleunigungsgrundsatz hinaus zu gewähr­
leisten, verkürzt Absatz 2 die Entscheidungsfrist für die Hauptsacheentscheidung weiter.

Satz 1 verkürzt die Entscheidungsfrist bei Vorhaben nach § 2 auf drei statt fünf Wochen.

Satz 2 legt fest, dass diese Frist höchstens um zwei Wochen verlängert werden kann und 
stellt klar, dass dies nur einmalig geschehen kann.

Die verkürzten Fristen bieten der Vergabekammer somit insgesamt dennoch ausreichend 
Zeit, bei diesen äußerst dringenden Vorhaben angesichts der Gefährdung überragender 
öffentlicher Interessen, dennoch angemessen entscheiden zu können, indem vom Grund­
fall (fünf Wochen) nur angemessen abgewichen wird (drei Wochen plus im Ausnahmefall 
zwei Wochen).

Die Auftraggeber von Beschaffungen für Vorhaben nach § 2 sollen die schnelle Entschei­
dung befördern, indem sie insbesondere sicherstellen, dass die Vergabeakte, jedenfalls 
ihre für die Entscheidung der Vergabekammer wesentlichen Teile, unverzüglich der Verga­
bekammer zur Verfügung gestellt wird. [...]
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Nummer 3 stellt klar, dass bei Nachprüfungsverfahren betreffend Vorhaben nach § 2 bei 
der Auswahl der geeigneten Maßnahmen zur Beseitigung der Rechtsverletzung und Ver­
hinderung der Schädigung der betroffenen Interessen der Zweck des § 1 und die besonde­
ren Interessen des § 3 angesichts der äußersten Dringlichkeit der Vorhaben und der Ge­
fährdung überragender öffentlicher Interessen zu berücksichtigen sind. Dies bedeutet, dass 
die Vergabekammer bei der Auswahl der Maßnahmen insbesondere das überragende In­
teresse an der schnellstmöglichen Umsetzung der Vorhaben nach § 2 in der Regel als aus­
schlaggebend berücksichtigen muss. Maßnahmen, die das Vergabeverfahren oder die Um­
setzung des Vorhabens verzögern, verlängern oder sogar vereiteln, sind daher in der Regel 
keine angemessenen Maßnahmen im Sinne der Nummer 3.

Zu Nummer 4

Nummer 4 ergänzt § 169 GWB angesichts der äußersten Dringlichkeit der Vorhaben 
nach § 2 und der Gefährdung überragender öffentlicher Interessen hinsichtlich der Vorab­
gestattung des Zuschlags durch die Vergabekammer. Sie hat dabei das überragende Inte­
resse an der schnellstmöglichen Umsetzung der Vorhaben zu berücksichtigen, wobei die­
ses Interesse bei Vorhaben nach § 2 in der Regel überwiegt und eine Vorabgestattung des 
Zuschlags erforderlich macht. Dies ist ein Aspekt des für die Beschleunigung der Vorhaben 
nach § 2 besonders wichtigen Elements des vorzeitigen Maßnahmenbeginns bzw. der Ein­
schränkung der aufschiebenden Wirkung von Entscheidungen (siehe dazu insbesondere 
§11).

Nummer 4 wird in der Praxis von Beschaffungen für Vorhaben nach § 2 jedoch nur dann 
zur Anwendung kommen, wenn nicht schon infolge der Zulässigkeit eines Verhandlungs­
verfahrens ohne Teilnahmewettbewerb und des schon bestehenden Entfalls der Informa­
tions- und Wartefrist ein wirksamer Zuschlag erfolgt ist, bevor Konkurrenten einen Nach­
prüfungsantrag stellen. Im Fall eines bereits wirksam erteilten Zuschlags gilt § 168 Absatz 2 
Satz 1 GWB und Rechtschutz ist gemäß § 135 GWB in Gestalt von Absatz 2 Nummer 3 bis 
5 zu gewähren.

Satz 1 und 2 gestalten die Abwägungsentscheidung über die Vorabgestattung des Zu­
schlags näher aus und folgen dabei der bestehenden Regelungssystematik in § 169 Absatz 
2 Satz 1,2 und 3 GWB, nach denen entsprechend der Fälle für verteidigungs- oder sicher­
heitsspezifische Aufträge im Sinne von § 104 GWB besonders zu berücksichtigende As­
pekte des Interesses der Allgemeinheit an einem raschen Abschluss des Vergabeverfah­
rens und der nachteiligen Folgen einer Verzögerung der Vergabe bis zum Abschluss der 
Nachprüfung als Abwägungsinteresse festgelegt werden. Eine entsprechende Systematik 
für die Abwägungsentscheidung ist in Absatz 3 Nummer 3 Satz 2 und Nummer 4 Satz 1 
vorgesehen.

Für Vorhaben nach § 2 sind deshalb nach Satz 1 der Zweck des § 1 und das besondere 
Interesse nach § 3 ergänzend in der Abwägung zu berücksichtigen. Mithin ist das überra­
gende Interesse an der schnellstmöglichen Umsetzung der Vorhaben nach § 2 angesichts 
der äußerst dringlichen Gründe und der Gefährdung überragender öffentlicher Interessen 
in die Entscheidung über die Vorabgestattung des Zuschlags einzubeziehen.

Satz 2 legt zudem entsprechend der Systematik in § 169 Absatz 2 Satz 3 GWB angesichts 
der äußersten Dringlichkeit der Vorhaben nach § 2 und der Gefährdung überragender öf­
fentlicher Interessen fest, dass das besondere Interesse in der Regel überwiegt.

Satz 3 legt im überragenden Interesse der Beschleunigung und Gefährdungsabwehr fest, 
dass die Entscheidung über die Vorabgestattung unverzüglich und zwar längstens inner­
halb einer Woche zu treffen ist. Diese Regelungssystematik orientiert sich am bestehenden 
§ 176 Absatz 3 Satz 1,1. Halbsatz GWB. Die Frist kann nicht verlängert werden.

Zu Nummer 3
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Satz 4 legt zudem fest, dass der Zuschlag dann auch unmittelbar und damit tatsächlich 
schneller als bisher nach § 169 Absatz 2 Satz 1 GWB erteilt werden kann, soweit die War­
tepflicht nicht noch läuft. Er setzt Artikel 2 Absatz 3 Satz 2 der Rechtsmittelrichtlinie 
89/665/EWG, Artikel 2 Absatz 3 Satz 2 der Sektoren-Rechtsmittelrichtlinie 92/13/EWG und 
Artikel 56 Absatz 3 Satz 2 der Verteidigungs- und Sicherheitsvergaberichtlinie 2009/81/EG 
um.

Soweit zu der Entscheidung ein isolierter Antrag an das Beschwerdegericht erfolgt, legt 
Satz 5 fest, dass bei der Entscheidung des Beschwerdegerichts dann ebenfalls das über­
ragende Beschleunigungs- und schnellstmögliche Umsetzungsinteresse angesichts der 
Gefährdung eines überragenden öffentlichen Interesses nach § 1 und § 3 zu beachten sind.

Zu Nummer 5

Nummer 5 stellt klar, dass die Vergabekammer Absatz 1 Nummer 4 bis 6 wegen der Ab­
weichungen von der bisherigen Unwirksamkeitsfolge des § 135 Absatz 1 GWB beachten 
muss, wenn sie im Nachprüfungsverfahren einen Verstoß im Sinne des § 135 Absatz 1 
Nummer 1 oder 2 feststellt.

Statt der bisher automatischen gesetzlichen Folge der Unwirksamkeit bei Feststellung ei­
nes Verstoßes im Sinne des § 135 Absatz 1 Nummer 1 oder 2 GWB hat die Vergabekam­
mer zum einen gemäß Nummer 4 eine Abwägungsentscheidung über ein Absehen von der 
Unwirksamkeitsfolge gemäß den dortigen Voraussetzungen für die in der Abwägung, ins­
besondere der zu berücksichtigenden äußersten Dringlichkeit der Vorhaben nach § 2 und 
der Gefährdung überragender öffentlicher Interessen, zu treffen. In diesem Fall sowie bei 
der nun gemäß Nummer 5 vorgesehenen Unwirksamkeitsfolge allein für die Zukunft hat die 
Vergabekammer sie in ihrer Entscheidung zwingend alternative Sanktionen nach Num­
mer 6 zu erlassen.

Zu Absatz 3

Absatz 3 trifft Regelungen zur sofortigen Beschwerde vor den Vergabesenaten der Ober­
landesgerichte ergänzend zu und abweichend von §§171 ff. GWB. Diese sollen jeweils 
unter Wahrung der richterlichen Unabhängigkeit die Verfahren angesichts der äußersten 
Dringlichkeit der Vorhaben nach § 2 und der Gefährdung überragender öffentlicher Interes­
sen erheblich beschleunigen und die Maßstäbe für Abwägungen anpassen und ergänzen. 
Zu den allgemeinen Grundsätzen wird auf die Einführung der Begründung zu Absatz 2 hin­
gewiesen.

Zu Nummer 1

Nummer 1 stellt lediglich klar, dass die Fiktionswirkung nach § 171 Absatz 2 bereits nach 
Ablaufen der nach Absatz 3 Nummer 2 verkürzten Entscheidungsfrist der Vergabekammer 
von drei Wochen (ggf. verlängert um zwei Wochen) und nicht nach den bisherigen fünf 
Wochen plus etwaiger Verlängerung greift. Soweit die Vergabekammer bei Nachprüfungs­
verfahren über Beschaffungen für Vorhaben nach § 2 nicht innerhalb der Frist von drei Wo­
chen (oder bei erfolgter Verlängerung von fünf Wochen) entschieden hat, gilt der Nachprü­
fungsantrag als abgelehnt. Diese Vorschrift dient der Beschleunigung der äußerst dringli­
chen Vorhaben angesichts der Gefährdung überragender öffentlicher Interessen. Keines­
falls ermächtigt sie Vergabekammern den Ablauf der Frist abzuwarten und nicht zu ent­
scheiden. Ziel ist es, dass die Vergabekammer innerhalb der gesetzlichen Fristen entschei­
det und zum Rechtsfrieden über die Vorhaben nach § 2 beiträgt.

Zu Nummer 2

Zur weiteren Beschleunigung der Nachprüfungsverfahren angesichts der äußersten Dring­
lichkeit der Vorhaben nach § 2 und der Gefährdung überragender öffentlicher Interessen
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verkürzt Nummer 2 die Frist zur Einlegung der sofortigen Beschwerde auf eine Woche. 
Diese ist als Notfrist nicht verlängerbar. Angesichts des Zweckes nach § 1 und des beson­
deren Interesses nach § 3 ist es auch den Beschwerdeführenden zuzumuten, ihren Antrag 
äußerst eilig zu erstellen. Der Vortrag kann im Laufe des Beschwerdeverfahrens zur Ge­
währleistung effektiven Rechtschutzes grundsätzlich noch ergänzt werden.

Zu Nummer 3

Nummer 3 ist zur Beschleunigung von Vorhaben nach § 2 in den Fällen besonders wichtig, 
in denen noch kein Zuschlag erteilt wurde, die Vergabekammer aber schon zugunsten des 
Auftraggebers in der Hauptsache entschieden hat.

Satz 1 legt angesichts ihrer äußersten Dringlichkeit und der Gefährdung überragender öf­
fentlicher Interessen fest, dass bei Vorhaben nach § 2 die aufschiebende Wirkung der so­
fortigen Beschwerde schon nach einer Woche (statt wie sonst nach zwei Wochen) entfällt. 
Soweit sie durch das Beschwerdegericht verlängert wird, kann dies nur bis zum Ende der 
Entscheidungsfrist über die sofortige Beschwerde, mithin um sechs Wochen, erfolgen (zu­
sammen sieben Wochen aufschiebende Wirkung entspricht fünf Wochen Entscheidungs­
frist plus maximal zwei Wochen Verlängerung nach Nummer 7 Satz 1 und 2).

Satz 2 legt fest, dass bei der Entscheidung über die Vorabgestattung des Zuschlags zu 
deren Gunsten auch § 1 und § 3 zu berücksichtigen sind, wobei das besondere Interesse 
nach § 3 in der Regel überwiegt. Dies entspricht für die besondere Eilbedürftigkeit der Vor­
haben nach § 2 der bereits bestehenden Regelungssystematik in § 173 Absatz 2 Satz 1, 2 
und 3 GWB für die Abwägung bei verteidigungs- und sicherheitsspezifischen Aufträgen. Die 
Entscheidung des Beschwerdegerichtes sollte angesichts der äußersten Dringlichkeit von 
Vorhaben nach § 2 und der Gefährdung überragender öffentlicher Interessen daher regel­
mäßig zugunsten der Vorabgestattung des Zuschlags ausfallen. Eine entsprechende Sys­
tematik für die Abwägungsentscheidung ist in Absatz 2 Nummer 4 Satz 1 und 2 und in Num­
mer 4 Satz 1 vorgesehen. [...]

Zu Nummer 4

Nummer 4 ist angesichts der äußersten Dringlichkeit der Vorhaben nach § 2 und der Ge­
fährdung überragender öffentlicher Interessen zur Beschleunigung dieser Vorhaben in den 
Fällen besonders wichtig, in denen noch kein Zuschlag erteilt wurde, die Vergabekammer 
aber in der Hauptsache bei Vorhaben nach § 2 ausnahmsweise gegen den Auftraggeber 
entschieden hat. Der unterlegene Auftraggeber kann im Fall einer sofortigen Beschwerde 
dann gemäß § 176 GWB die Vorabentscheidung über den Zuschlag beim Beschwerdege­
richt beantragen.

Entsprechend der Systematik für die Abwägungsentscheidung in Absatz 2 Nummer 4 
Satz 1 und 2 und in Nummer 3 Satz 2 hat das Beschwerdegericht auch in diesen Fällen 
ergänzend zur bisherigen Regelungssystematik in § 176 Absatz 1 Satz 1, 2 und 3 GWB 
gemäß Satz 1 bei der Abwägung den Zweck nach § 1 und das besondere Interesse nach 
§ 3, welches in der Regel überwiegt, zu berücksichtigen. Diese sind angesichts der äußers­
ten Dringlichkeit der Vorhaben nach § 2 und der Gefährdung überragender öffentlicher In­
teressen gemäß Satz 3 auch zu berücksichtigen, soweit das Beschwerdegericht aus­
nahmsweise die Entscheidungsfrist über den Antrag verlängert.

Satz 2 verkürzt die Entscheidungsfrist von bisher längstens fünf Wochen für Vorhaben nach 
§ 2 auf grundsätzlich eine Woche, um dem überragenden Beschleunigungsinteresse der 
Vorhaben nach § 2 gerecht zu werden. Die Verlängerungsmöglichkeit wird angesichts der 
äußersten Dringlichkeit von Vorhaben nach § 2 und der Gefährdung überragender öffentli­
cher Interessen der richterlichen Unabhängigkeit gerecht.
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Nummer 5 bedingt für Vorhaben nach § 2 die Fiktionswirkung des § 177 GWB nach einer 
negativen Entscheidung über die Vorabgestattung des Zuschlags ab. Dies trägt zum effek­
tiven Rechtsschutz und zur Wahrung der richterlichen Unabhängigkeit bei, indem nicht au­
tomatisch mit der äußerst schnell zu fällenden Eilentscheidung die Möglichkeit zur Haupt­
sacheentscheidung entfällt.

Zu Nummer 6

Nummer 6 enthält angesichts der äußersten Dringlichkeit der Vorhaben nach § 2 und der 
Gefährdung überragender öffentlicher Interessen bestimmte Verfahrenserleichterungen zur 
Beschleunigung des Nachprüfungsverfahrens vor dem Vergabesenat.

Satz 1 ermöglicht unter bestimmten, im Einzelfall zu prüfenden Punkten eine Entscheidung 
nach Lage der Akten. Dieser Verzicht auf die mündliche Verhandlung erweitert die allge­
meinen Möglichkeiten nach § 175 Absatz 2 iVm §65 Absatz 1 GWB. Durchführung oder 
Verzicht einer mündlichen Verhandlung über die sofortige Beschwerde sollen vor allem der 
schnellstmöglichen Durchführung des Nachprüfungsverfahrens betreffend ein Vorhaben 
nach § 2 dienen.

Satz 2 ermöglicht klarstellend ausdrücklich die Durchführung einer mündlichen Verhand­
lung im Wege der Bild- und Tonübertragung in Ergänzung zu den allgemeinen Möglichkei­
ten nach §§ 175 Absatz 2, 72 GWB iVm § 128a ZPO. Auch dies soll der Beschleunigung 
dienen.

Zu Nummer 7

Nummer 7 Satz 1 gibt vor, dass die Beschwerdeentscheidung bei der Nachprüfung von 
Beschaffungen für Vorhaben nach § 2 angesichts ihrer äußersten Dringlichkeit und der Ge­
fährdung überragender öffentlicher Interessen erheblich beschleunigt, nämlich innerhalb 
einer Frist von fünf Wochen zu treffen ist. Sie hat ihr Vorbild insbesondere in der bereits 
bestehenden Frist für die Beschwerdegerichte zur Vorabentscheidung über den Zuschlag 
gemäß § 176 Absatz 3 GWB und der Entscheidungsfrist für die Vergabekammern nach 
§ 167 Absatz 1 GWB. Die Entscheidung des Beschwerdegerichtes nach § 176 Absatz 3 
GWB ist sogar unverzüglich und längstens innerhalb von fünf Wochen zu treffen. Die Re­
gelung in Satz 1 ist für die Hauptsacheentscheidung aber neu und betrifft die richterliche 
Unabhängigkeit. Sie ist angesichts des Zweckes nach § 1 und des besonderen Interesses 
nach § 3 sowie der insgesamt schnellstmöglichen Umsetzung der Vorhaben nach § 2 we­
gen ihrer äußersten Dringlichkeit und der Gefährdung überragender öffentlicher Interessen 
gerechtfertigt.

Die Frist ist zudem angemessen, da das Beschwerdegericht die Frist nach Satz 2 einmalig 
um zwei Wochen verlängern kann.

Satz 3 schränkt ebenfalls aus Gründen der überragend wichtigen Beschleunigung für Ent­
scheidungen über Vorhaben nach § 2 ein, dass das Beschwerdegericht stets in der Sache 
selbst entscheidet. Es kann daher nicht die Verpflichtung der Vergabekammer ausspre­
chen, unter Berücksichtigung der Rechtsauffassung des Gerichts über die Sache erneut zu 
entscheiden. [...]

Zu Nummer 8

Gemäß Nummer 8 hat das Beschwefdegericht entsprechend der Regelung für die Verga­
bekammern in Absatz 2 Nummer 5 zu beachten, dass es bei Feststellung eines Verstoßes 
im Sinne des § 135 Absatz 1 Nummer 1 oder 2 GWB eine Abwägungsentscheidung nach 
Absatz 1 Nummer 4 Satz 1 und 2 zu treffen und alternative Sanktionen nach Absatz 1

Zu Nummer 5
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Nummer 4 Satz 3 oder Nummer 5 Satz 2, jeweils in Verbindung mit Nummer 6, in seiner 
Entscheidung zu erlassen hat.

Zu Absatz 4

Aufgrund des Zweckes im Sinne des § 1 und des besonderen Interesses nach § 3 liegen 
bei Vorhaben nach § 2 besondere Umstände für den Abschluss von Verträgen über dies­
bezügliche Lieferungen und Leistungen vor (vgl. § 55 Absatz 1 Satz 1 Bundeshaushalts­
ordnung (BHO), § 30 Satz 1 Haushaltsgrundsätzegesetz (HGrG)). Satz 1 regelt daher, dass 
bei öffentlichen Aufträgen des Bundes abweichend von § 55 Absatz 1 Satz 1 BHO bei Vor­
haben nach § 2 unterhalb der EU-Schwellenwerte nach § 106 GWB keine öffentliche Aus­
schreibung oder beschränkte Ausschreibung mit Teilnahmewettbewerb und auch kein 
sonstiger Teilnahmewettbewerb durchzuführen ist. Insbesondere ist damit auch keine Ver­
handlungsvergabe mit Teilnahmewettbewerb durchzuführen. Diese Ausnahme wegen be­
sonderer Umstände im Sinne von § 55 Absatz 1 Satz 1 BHO (bzw. § 30 HGrG) ist für Vor­
haben nach § 2 gerechtfertigt, da mit dem Zweck des § 1 und dem besonderen Interesse 
nach § 3 eine äußerste Dringlichkeit der Vorhaben und eine Gefährdung überragender öf­
fentlicher Interessen vorliegen, die ein Absehen von einem förmlichen Vergabeverfahren 
rechtfertigen.

Satz 2 stellt klar, dass bei öffentlichen Aufträgen für Vorhaben nach § 2 unterhalb der EU- 
Schwellenwerte auch nicht nach einheitlichen Beschaffungsrichtlinien zu verfahren ist.

Beschaffungsstellen, die dem Bund zuzurechnen sind, haben aufgrund Satz 1 und 2 wäh­
rend der Laufzeit nach § 15 bei Beschaffungen für Vorhaben nach § 2 damit auch nicht die 
in Ziffer 2 der Verwaltungsvorschrift zu § 55 BHO angeordneten detaillierten Verfahrensre­
geln der Unterschwellenvergabeordnung (UVgO) und des ersten Abschnitts der VOB/A an­
zuwenden.

Daneben bestehende etwaige Anforderungen, etwa im Einzelfall aufgrund eines grenzüber­
schreitenden Interesses, bleiben unberührt. Gründe für einen Verzicht auf einen öffentli­
chen Teilnahmewettbewerb sind entsprechend der Feststellungen des § 9 Absatz 1 Num­
mer 7 (einschließlich seiner Begründung) aber auch dabei stets zu berücksichtigen.

Die Länder können für ihr Haushaltsvergaberecht entsprechende Regelungen schaffen.

Zu Absatz 5

Es ist nicht ausgeschlossen, dass die Vergabe von öffentlichen Aufträgen und Konzessio­
nen für Vorhaben nach § 2 nicht einer Nachprüfung gemäß Absatz 2 und 3 unterliegt (etwa 
bei Beschaffungen unterhalb der EU-Schwellenwerte oder soweit Bereichsausnahmen vom 
Vergaberecht vorliegen). In diesen Fällen schreibt Absatz 5 Satz 1 angesichts der äußers­
ten Dringlichkeit der Vorhaben nach § 2 und der Gefährdung überragender öffentlicher In­
teressen dennoch die Berücksichtigung aller möglichen Beschleunigungspotentiale im 
Rechtsschutzverfahren vor. Insbesondere sind bei Abwägungsentscheidungen, etwa im 
vorläufigen Rechtsschutz, der Zweck gemäß § 1 und das besondere Interesse nach § 3 als 
besonderes Allgemeininteresse beziehungsweise öffentliches Interesse zu berücksichti­
gen, um eine schnellstmögliche Realisierung auch dieser Vorhaben wegen ihrer äußersten 
Dringlichkeit und der Gefährdung überragender öffentlicher Interessen zu erleichtern.

Satz 2 stellt klar, dass Satz 1 für die Geltendmachung von Schadensversatzansprüchen 
keine Anwendung findet. Die Sekundäransprüche können nach den allgemeinen Grunds­
ätzen ohne besonderes Beschleunigungsinteresse verfolgt werden. Dafür sind in der Regel 
die ordentlichen Gerichte zuständig (vgl. §§ 156 Absatz 3, 179 Absatz 1 GWB).
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Zu § 10 (Weitere Verfahrensanordnungen)

Mit dem Planungssicherstellungsgesetz (PlanSIG) werden formwahrende Alternativen für 
Verfahrensschritte in Zulassungsverfahren sowie in besonderen Entscheidungsverfahren 
zur Verfügung gestellt. Soweit es um die Bekanntmachung von Unterlagen und anderen 
Informationen geht, sollen diese über das Internet zugänglich gemacht werden. Als Ersatz 
für durchzuführende Erörterungstermine, mündliche Verhandlungen oder Antragskonferen­
zen wird das Instrument einer Online-Konsultation eingeführt. Durch diese - zeitlich befris­
tete - Form der Beteiligung wird sichergestellt, dass Informationen unmittelbar allen Betei­
ligten zur Verfügung stehen.

Für die Verfahren nach diesem Gesetz sind die Vorschriften für die ortsüblichen und öffent­
lichen Bekanntmachungen (§ 2 PlanSiG), die Auslegung von Unterlagen oder Entscheidun­
gen (§ 3 PlanSiG) sowie Erörterungstermine, mündliche Verhandlungen und Antragskon­
ferenzen (§ 5 PlanSiG) relevant. Damit wird dem Erfordernis der Beschleunigung der Zu- 
lassungs- und Vergabeverfahren nach diesem Gesetz mit bereits bewährten Vorschriften 
Rechnung getragen.

Die in § 2 Absatz 1 Satz 1 und § 3 Absatz 1 Satz 1 PlanSiG angeordnete Einschränkung 
auf solche Bekanntmachungen und Auslegungen, deren Frist am 31. Dezember 2022 en­
det, wird durch § 10 Absatz 1 und 2 für Bekanntmachungen und Auslegungen nach diesem 
Gesetz aufgehoben. Darüber hinaus führt die starre Verweisung auf §§ 2, 3 und 5 PlanSiG 
dazu, dass diese auch über das Außerkrafttreten des PlanSiG hinaus weiterhin Anwendung 
finden.

Zu § 11 (Rechtsbehelfe)

Zu Absatz 1

ln Absatz 1 wird die sofortige Vollziehung gesetzlich angeordnet. Es handelt sich um Vor­
haben, deren zeitnahe Realisierung für die Gewährleistung der Versorgungssicherheit von 
großer Bedeutung ist. Sie sind gemäß § 2 aus Gründen eines überragenden öffentlichen 
Interesses erforderlich. Teilweise greift bereits eine gesetzliche Anordnung der sofortigen 
Vollziehung (z.B. § 43e EnWG für LNG-Anbindungsleitungen). Diese gesetzliche Anord­
nung wird auf alle Entscheidungen im Zusammenhang mit Vorhaben nach § 2 dieses Ge­
setzes ausgedehnt. Die Vorschrift trägt somit dem Interesse des Vörhabenträgers an Pla­
nungssicherheit Rechnung. Ausreichender Rechtsschutz entsprechend Artikel 19 Absatz 4 
des Grundgesetzes (GG) ist gewährleistet, da den Betroffenen die Möglichkeit bleibt, die 
Anordnung der aufschiebenden Wirkung nach § 80 Absatz 5 der Verwaltungsgerichtsord­
nung (VwGO) zu beantragen.

Zu Absatz 2

Absatz 2 regelt das Vorgehen, falls nachträglich Tatsachen eintreten, die die Anordnung 
der aufschiebenden Wirkung rechtfertigen.

Zu Absatz 3

Absatz 3 stellt klar, dass der bestehende Rechtsschutz im Übrigen durch dieses Gesetz 
nicht berührt wird. Damit wird auch klargestellt, dass der Rechtsschutz nach Artikel 9 Absatz 
2 des Übereinkommens über den Zugang zu Informationen, die Öffentlichkeitsbeteiligung 
an Entscheidungsverfahren und den Zugang zu Gerichten in Umweltangelegenheiten (Aar- 
hus-Konvention) weiter gewährleistet wird.
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Im Anwendungsbereich des § 9 Absatz 2 und 3 gilt § 11 nicht. § 9 Absatz 2 und 3 sind die 
spezielle Regelung für die Nachprüfung von öffentlichen Aufträgen und Konzessionen 
durch Auftraggeber oberhalb der EU-Schwellenwerte. Außerhalb des Anwendungsberei­
ches von § 9 Absatz 2 und 3 ist § 9 Absatz 5 zu beachten.

Zu § 12 (Zuständigkeit des Bundesverwaltungsgerichts)

Durch die mit § 12 geschaffene Zuständigkeit des Bundesverwaltungsgerichts wird eine 
einheitliche Befassung und Entscheidungsgeschwindigkeit für Entscheidungen gewährleis­
tet, die Vorhaben nach § 2 betreffen.

Die erstinstanzliche Zuständigkeit des Bundesverwaltungsgerichts stellt eine Ausnahme 
dar. Sie ist aber im vorliegenden Fall geboten. Denn nur auf diese Weise wird eine erhebli­
che Verfahrensbeschleunigung erzielt, indem die Dauer möglicher gerichtlicher Verfahren 
verkürzt wird. Im Vergleich zum Rechtschutzverfahren vor dem (Ober-) Verwaltungsgerich­
ten entfällt das Risiko eines anschließenden Revisionsverfahrens beim Bundesverwal­
tungsgericht. In einem Revisionsverfahren ist es möglich, dass das Revisionsgericht das 
Verfahren wieder an das (Ober-) Verwaltungsgericht verweist, um eine weitere Sachaufklä­
rung zu ermöglichen. Dieses kann letztendlich zu einer erheblichen Verzögerung bezüglich 
der Realisierung der erforderlichen LNG-Vorhaben führen.

Indem das Bundesverwaltungsgericht die abschließende Entscheidungsbefugnis über die 
Auslegung und Anwendung des relevanten Rechts für den LNG-Ausbau hat, wird eine ein­
heitliche Rechtsauslegung gewährleistet, was letztendlich der Verfahrensbeschleunigung 
dient. Der LNG-Ausbau ist erforderlich, um die Versorgungssicherheit zu gewährleisten. 
Eine sichere Energieversorgung ist von überragender Bedeutung für das gesamtstaatliche 
Gemeinwohl. Deshalb muss schnellstmögliche Rechts- und Planungssicherheit erzielt wer­
den.

Könnte der Planfeststellungsbeschluss für ein solches Vorhaben vor dem Bundesverwal­
tungsgericht angegriffen werden, während der vorzeitige Baubeginn den normalen Instan­
zenzug durchlaufen müsste, könnte der Beschleunigungseffekt der Rechtswegverkürzung 
zunichtegemacht werden. Daher bezieht sich die Zuständigkeit auch auf alle mit dem Vor­
haben zusammenhängenden Entscheidungen.

Dieses Gesetz betrifft eine überschaubare Anzahl von Fällen. Es geht nur um die zeitnah 
zu realisierenden LNG-Vorhaben an maximal sechs Standorten. Diese Vorhaben sind in 
§ 2 und in der Anlage abschließend aufgelistet. Nur für diese Vorhaben gilt die erstinstanz­
liche Zuständigkeit. Durch die begrenzte Anzahl von Vorhaben wird die Zuständigkeitsbe­
gründung in quantitativer Hinsicht begrenzt. Im Ergebnis ist damit das Regel-Ausnahme- 
Prinzip gewahrt. Nach der derzeit möglichen Prognose ist davon auszugehen, dass durch 
die Verweisung an das Bundesverwaltungsgericht keine unvertretbaren Beeinträchtigun­
gen der Kernaufgaben des Bundesverwaltungsgerichts als Revisionsgericht ausgelöst wer­
den.

Insgesamt ist die ausnahmsweise Verlagerung zum Bundesverwaltungsgericht erforderlich, 
um auch bei der Ausgestaltung des Verwaltungsgerichtsverfahrens einen notwendigen Bei­
trag zur erforderlichen Beschleunigung des Ausbaus der LNG-Infrastruktur zu leisten.

Zu § 13 (Übergangsregelungen)

Zu Absatz 1

Auch bereits begonnene Zulassungsverfahren für die Errichtung und die Inbetriebnahme 
von Anlagen für Flüssigerdgas, für die dafür notwendigen Gewässerausbauten oder

Zu Absatz 4
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Gewässerbenutzungen sowie von Leitungen sollen mit Hilfe der in diesem Gesetz geregel­
ten Verfahrenserleichterungen weitergeführt werden können. Ein bereits begonnener Ver­
fahrensschritt, der noch nicht abgeschlossen wurde, ist in diesem Fall jedoch nach neuem 
Recht zu wiederholen, es sei denn, er kann nach neuem Recht entfallen. Durch den Neu­
beginn des Verfahrensschritts, der nach diesem Gesetz geltenden Regelung, soll gewähr­
leistet werden, dass ein Wechsel auf die nach diesem Gesetz geltenden Verfahrensvor- 
schiften nicht während der Durchführung eines laufenden Verfahrensschrittes zu einer Frist­
verkürzung führt.

Zu Absatz 2

Nach Absatz 2 soll der Verfahrensschritt nach altem Recht weitergeführt und beendet wer­
den, wenn dies zur Beschleunigung des Verfahrens beiträgt.

Zu Absatz 3

Absatz 3 legt fest, dass Verfahrensschritte, die nach Inkrafttreten dieses Gesetzes bereits 
begonnen, aber noch nicht beendet wurden, weiterhin nach den Vorschriften dieses Geset­
zes durchgeführt werden können. Die Regelung bildet somit das Gegenstück zur Regelung 
des Absatzes 1 Satz 1.

Zu Absatz 4

Absatz 4 stellt klar, dass Fehlervorschriften (z.B. § 4 Abs. 1 UmwRG) keine Anwendung 
finden, wenn der Verfahrensschritt nach diesem Gesetz vollständig entfallen kann. So kann 
beispielsweise das Fehlen der Umweltverträglichkeitsprüfung nicht gerügt werden, wenn 
sie nach diesem Gesetz entfallen kann.

Zu Absatz 5

Vergabeverfahren werden regelmäßig nach dem Recht zu Ende geführt, das zum Zeitpunkt 
der Einleitung des Verfahrens galt (vgl. § 186 Absatz 2 GWB). Das ist für Vorhaben nach 
§ 2 angesichts ihrer äußersten Dringlichkeit und der Gefährdung überragender öffentlicher 
Interessen aufgrund des Zweckes des Gesetzes nach § 1 und dem besonderen Interesse 
nach § 3 nicht sachgerecht. Sie sollen daher nach Satz 1, auch wenn sie bereits begonnen 
haben, grundsätzlich mit den Verfahrenserleichterungen und Beschleunigungsvorteilen des 
§ 9 durchgeführt werden können. Für materielle Regelungen, die an diese besondere Dring­
lichkeit ahknüpfen (Losverzicht, Dringlichkeitsvergabe), kann dies aber nur für Vorhaben 
gelten, die nach dem Angriff Russlands gegen die Ukraine begonnen haben.

Satz 2 stellt klar, dass für Vorhaben nach § 2 insbesondere auch die Regelungen zur be­
schränkten Unwirksamkeitsfolge und zum beschleunigten Rechtsschutz Anwendung finden 
müssen, um für sie schnell Rechtssicherheit erreichen zu können, selbst wenn das Verga­
beverfahren bereits vor Inkrafttreten des Gesetzes abgeschlossen war bzw. der Zuschlag 
bereits vorher erfolgt ist.

Es wäre aber unangemessen, der Vergabekammer oder dem Beschwerdegericht rückwir­
kend beginnende Fristen aufzuerlegen, so dass nach Satz 3 dann mit Inkrafttreten des Ge­
setzes die neuen Fristen laufen, soweit im Sinne der Beschleunigung nicht die bisher gel­
tenden Fristen schon vorher ablaufen.

Zu § 14 (Inkrafttreten, Außerkrafttreten)

Zu Absatz 1

Aufgrund der Eilbedürftigkeit des Gesetzes ist ein schnellstmögliches Inkrafttreten nach der 
Verkündung erforderlich.
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Das Gesetz zielt darauf ab, eine drohende Versorgungskrise mit Gas durch beschleunigte 
Verfahren abzuwenden. Aus diesem Grund sowie zur Umsetzung der Klimaschutzziele und 
der Einhaltung der Maßgaben des Bundes-Klimaschutzgesetzes, ist das Gesetz zu befris­
ten. Zur Sicherstellung, dass alle nach diesem Gesetz begonnenen Verfahrensschritte nach 
den Bestimmungen dieses Gesetzes zu Ende geführt werden, treten die Übergangsvor­
schriften erst zu einem späteren Zeitpunkt außer Kraft.

Um einen einheitlichen Rechtsschutz für alle, auch später eintretende Verfahren nach die­
sem Gesetz zu gewährleisten, treten diesbezügliche Regelungen nicht außer Kraft.

Die Regelung stellt sicher, dass auch § 5 Absatz 2 und § 9 Abs. 2, 3 und 5 nicht außer Kraft 
treten. Dies ist erforderlich, da § 5 Absatz 2 auch nach Außerkrafttreten des Gesetzes wei­
ter Wirkung entfaltet.

Zu der Anlage

In der Anlage werden im Hinblick auf die Erfüllung des Gesetzeszwecks besonders geeig­
net erscheinende Standorte abschließend aufgelistet. Es kann davon ausgegangen wer­
den, dass die darin enthaltenen Vorhaben nach § 2 Absatz 1 einen wesentlichen Beitrag 
zur Sicherung der Versorgung Deutschlands mit LNG leisten können.

Die aufgelisteten Vorhaben umfassen dabei neben den ausdrücklich benannten Anlagen 
nach § 2 Absatz 1 Nummer 1, Nummer 2 und den Leitungen nach § 2 Nummer 3 auch 
damit in unmittelbarem Zusammenhang stehende Gewässerausbauten nach Nummer 4.

Verbindlichen Festlegungen überdie Ausführung eines Vorhabens oder den konkreten Ver­
lauf der Leitungen werden insoweit jedoch nicht getroffen.

Zu Absatz 2
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Anmerkungen können wir leider aus Zeitgründen nicht mehr berücksichtigen.

Herzlichen Dank für Ihre Unterstützung!

Mit freundlichen Grüßen 
Im Auftrag
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Entwurf eines Gesetzes zur Beschleunigung des Einsatzes verflüssig­
ten Erdgases
(LNG-Beschleunigungsgesetz - LNGG)

A. Problem und Ziel

Mit dem am 24. Februar 2022 erfolgten Angriffskrieg Russlands gegen die Ukraine hat sich 
die energie- und sicherheitspolitische Bewertung der Abhängigkeit von russischen Gaslie­
ferungen unvorhergesehen kurzfristig und fundamental geändert. In der Folge ist eine Un­
terbrechung der bis dato für die nationale Energieversorgung zentralen russischen Erdgas­
lieferungen an Deutschland (aktuell 40% der nationalen Gasversorgung, bei einem Ge­
samtverbrauch von rund 1.000 TWh oder 96 Mrd. m3 pro Jahr) nicht mehr ausgeschlossen. 
Hierdurch ist eine unvorhersehbare, außergewöhnliche und äußerst volatile Lage am Gas­
markt entstanden.

Vor diesem Hintergrund ist der unverzügliche und schnellstmögliche Aufbau einer unab­
hängigeren nationalen Gasversorgung äußerst dringlich und zwingend erforderlich.

Aufgrund der geringen Substituierbarkeit von Gas durch andere Energieträger muss zur 
Sicherstellung der Versorgung zwingend Gas aus anderen Quellen beschafft werden. Eine 
der wenigen Möglichkeiten Deutschlands, auf dem Weltmarkt kurzfristig zusätzliche Gas­
mengen zu beschaffen, ist der Einkauf verflüssigten Erdgases (LNG). Um das LNG in 
Deutschland anlanden, regasifizieren und weiterleiten zu können, ist der umgehende Aus­
bau der LNG-lmportinfrastruktur unverzichtbar.

B. Lösung

Wegen der derzeitig bestehenden Ausnahmesituation, die eine schnelle und verlässliche 
Sicherung der Energieversorgung durch LNG erfordert, wird den Genehmigungsbehörden 
vorübergehend ermöglicht, vorübergehend und unter klar definierten Bedingungen von be­
stimmten Verfahrensanforderungen, insbesondere im Bereich der Umweltprüfung, abzuse­
hen. Die jeweiligen materiellen Zulassungsvoraussetzungen werden durch das Gesetz hin­
gegen nicht verändert, sodass eine umfassende materiell-rechtliche Prüfung durch die Be­
hörden weiter gewährleistet wird. Daneben wird Auftraggebern ermöglicht, vorübergehend 
vergaberechtliche Erleichterungen zur Beschleunigung der Vergabe öffentlicher Aufträge 
und Konzessionen anzuwenden. Ziel des Gesetzes ist es, alle Zulassungs- und Genehmi­
gungsverfahren sowie die Vergabe öffentlicher Aufträge und Konzessionen erheblich 
schneller zu durchlaufen, als dies nach aktueller Rechtslage möglich ist, und so zu zügigen 
Genehmigungen und Einbindung von LNG in den deutschen Markt zu gelangen. Um die 
schnellstmögliche Umsetzung effektiv zu gewährleisten, ist parallel auch der entspre­
chende Rechtsschutz jeweils zu beschleunigen. Diese Anpassungen sind ein äußerst wich­
tiger Beitrag für die Versorgungssicherheit in Deutschland und aufgrund der dadurch ent­
stehenden Unabhängigkeit von Russland auch für die Sicherheit in Europa.

Das Gesetz sieht zudem vor, dass die Genehmigungen für die LNG-Anlagen in Überein­
stimmung mit den deutschen Klimazielen bis spätestens zum 31. Dezember 2043 befristet 
werden. Ein Weiterbetrieb dieser Anlagen über diesen Zeitpunkt hinaus kann nur für
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klimaneutralen Wasserstoff und dessen Derivate genehmigt werden. Dadurch wird sicher­
gestellt, dass das Ziel der Klimaneutralität spätestens 2045 weiterhin erreicht werden kann, 
es zu keinen stranded Investments oder möglichen Entschädigungsansprüchen kommt und 
Lock-in-Effekte vermieden werden.

C. Alternativen

Keine.

D. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand

Für die Haushalte des Bundes und der Länder, einschließlich der Kommunen entstehen 
keine neuen Ausgaben.

E. Erfüllungsaufwand

E.1 Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger

Aus den gesetzlichen Änderungen entsteht kein Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und 
Bürger,

E.2 Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft

Für die Wirtschaft entsteht kein Erfüllungsaufwand. Es kommen keine Bürokratiekosten aus 
Informationspflichten hinzu.

Durch beschleunigte Verfahren und den im Einzelfall festzustellenden Verzicht auf eine 
Umweltverträglichkeitsprüfung wird der mit der Planung und Genehmigung verbundene 
Aufwand verringert. Die Einsparungen können nicht ex ante beziffert werden, da der Ver­
zicht auf die Umweltverträglichkeitsprüfung aufgrund europäischen Rechts im Einzelfall von 
der Genehmigungsbehörde festgestellt werden muss. Es ist nicht ex ante abzusehen, in 
wie vielen Verfahren dies tatsächlich Anwendung finden wird.

E.3 Erfüllungsaufwand der Verwaltung

Für die Verwaltung entsteht kein Erfüllungsaufwand. An den materiell-rechtlichen Prüfun­
gen durch die Behörde ändert sich nichts. Dem Mehraufwand durch die Einzelfallprüfung 
gemäß § 4 des Gesetzes steht die Einsparung an Aufwand durch Wegfall der Umweltver­
träglichkeitsprüfung in diesen Fällen gegenüber.

F. Weitere Kosten
Die Änderungen bewirken keine wesentlichen Änderungen für die sonstigen Kosten der 
Wirtschaft oder für das soziale Sicherungssystem. Es sind keine Auswirkungen auf Ein­
zelpreise und das Preisniveau, insbesondere auf das Verbraucherpreisniveau, zu erwar­
ten. Darüber hinaus wird die Übertragung weiterer erstinstanzlicher Zuständigkeiten auf 
das Bundesverwaltungsgericht dort zu einem erhöhten Verfahrensaufkommen und damit 
zu einem zusätzlichen jährlichen Mehrbedarf an Personal- und Sachkosten im
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Justizhaushalt - Einzelplan 07 - führen. Da derzeit nicht prognostiziert werden kann, 
wann etwaige Verfahren anhängig werden, lässt sich dieser Mehrbedarf nicht näher bezif­
fern.
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Entwurf einer Formulierungshilfe der Bundesregierung für die 
Fraktionen der SPD, von Bündnis 90/Die Grünen und der FDP

Entwurf eines Gesetzes zur Beschleunigung des Einsatzes ver­
flüssigten Erdgases

(LNG-Beschleunigungsgesetz - LNGG)

Vom ...

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das folgende Gesetz beschlos­
sen:

§1

Zweck

(1) Dieses Gesetz dient der Sicherung der nationalen Energieversorgung durch die 
zügige Einbindung verflüssigten Erdgases in das bestehende Fernleitungsnetz.

(2) Mit den Vorschriften dieses Gesetzes sollen die Zulassung von Errichtung und In­
betriebnahme der in § 2 bezeichneten Vorhaben sowie die Durchführung von Verfahren für 
die Vergabe öffentlicher Aufträge und Konzessionen dieser Vorhaben beschleunigt werden.

§2

Anwendungsbereich

(1) Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des Absatzes 2 für die Zulassung von:

1. stationären schwimmenden Anlagen zur Einfuhr, Entladung, Lagerung und Wiederver­
dampfung verflüssigten Erdgases,

2. stationären landgebundenen Anlagen zur Einfuhr, Entladung, Lagerung und Wieder­
verdampfung verflüssigten Erdgases,

3. Leitungen, die der Anbindung von Anlagen nach Nummer 1 oder Nummer 2 an die 
Gasversorgungsnetze dienen (LNG-Anbindungsleitungen),

4. Gewässerausbauten und Gewässerbenutzungen, die für Errichtung und Betrieb der 
Anlagen nach Nummer 1 oder Nummer 2 erforderlich sind.

(2) Dieses Gesetz gilt nur für die in der Anlage bezeichneten Vorhaben.

(3) Dieses Gesetz gilt zudem für die Vergabe öffentlicher Aufträge und Konzessionen 
für Vorhaben nach Absatz 2,
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§3

Besonderes Interesse

Die in der Anlage bezeichneten Vorhaben sind für die sichere Gasversorgung Deutsch­
lands besonders dringlich. Für diese Vorhaben wird die energiewirtschaftliche Notwendig­
keit und der Bedarf zur Gewährleistung der Versorgung der Allgemeinheit mit Gas festge­
stellt. Die schnellstmögliche Durchführung dieser Vorhaben dient dem zentralen Interesse 
an einer sicheren und diversifizierten Gasversorgung in Deutschland und ist aus Gründen 
eines überragenden öffentlichen Interesses und im Interesse der öffentlichen Sicherheit er­
forderlich.

§4

Ausnahmen von der Umweltverträglichkeitsprüfung1

(1) Abweichend von § 1 Absatz 4 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprü­
fung in der Fassung der Bekanntmachung vom 18. März 2021 (BGBl. I S, 540), das zuletzt 
durch Artikel 14 des Gesetzes vom 10. September 2021 (BGBl. I S. 4147) geändert worden 
ist, hat die für die Zulassungsentscheidung zuständige Behörde bei Vorhaben nach § 2 das 
Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung nach Maßgabe der Absätze 2 bis 5 nicht 
anzuwenden, wenn eine beschleunigte Zulassung des konkreten Vorhabens geeignet ist, 
einen relevanten Beitrag zu leisten, um eine Krise der Gasversorgung zu bewältigen oder 
abzuwenden.

(2) Wird nach Absatz 1 keine Umweltverträglichkeitsprüfung durchgeführt, entfallen 
auch die entsprechenden, in fachrechtlichen Vorschriften geregelten Pflichten der Antrag­
steller und Aufgaben der Behörden.

(3) Die weiteren Zulassungsvoraussetzungen nach den fachrechtlichen Vorschriften 
bleiben unberührt, soweit sich nicht aus den nachfolgenden Bestimmungen dieses Geset­
zes etwas anderes ergibt.

(4) Der Öffentlichkeit sind vor Erteilung der Zulassung folgende Informationen zugäng­
lich zu machen:

1. der Entwurf der Zulassungsentscheidung einschließlich Begründung,

2. die wesentlichen Antragsunterlagen einschließlich der Unterlagen, mit denen die we­
sentlichen Auswirkungen des Vorhabens auf die Umwelt dargestellt werden,

3. die Gründe für die Gewährung der Ausnahme nach Absatz 1 von den Anforderungen 
nach dem Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung.

Die Zugänglichmachung hat für die Dauer von vier Tagen mittels Auslegung in Räumen der 
Zulassungsbehörde und mittels Veröffentlichung auf der Internetseite der Zulassungsbe­
hörde zu erfolgen.

(5) Das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, nukleare Sicherheit und Ver­
braucherschutz hat die Europäische Kommission vor Erteilung der Zulassungsentschei­
dung über die Gründe der Gewährung der Ausnahme nach Absatz 1 zu unterrichten und

1)§ 4 dieses Gesetzes dient auch der Umsetzung folgender Richtlinie: Richtlinie 2011/92/EU des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 13. Dezember 2011 über die Umweltverträglichkeitsprüfung bei be­
stimmten öffentlichen und privaten Projekten (ABI. L26 vom 28.1.2012, S. 1), geändert durch Richtlinie 
2014/52/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. April 2014 (ABI. L 124 vom 
25.4.2014, S. 1).
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ihr die Informationen, die die zuständige Behörde der Öffentlichkeit nach Absatz 4 zugäng­
lich macht, zu übermitteln. Zu diesem Zweck hat die zuständige Behörde rechtzeitig, spä­
testens vier Tage vor der Entscheidung über die Zulassung des Vorhabens dem Bundes­
ministerium für Umwelt, Naturschutz, nukleare Sicherheit und Verbraucherschutz die Infor­
mationen nach Absatz 4 zu übermitteln.

§5

Maßgaben für die Anwendung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes und der In- 
dustriekläranlagen-Zulassungs- und Überwachungsverordnung2

(1) Das Bundes-Immissionsschutzgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 
17. Mai 2013 (BGBl. I S. 1274; 2021 I S. 123), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 
24. September 2021 (BGBl. I S. 4458) geändert worden ist, ist für die Zulassung von Anla­
gen nach § 2 Nummer 1 und 2 dieses Gesetzes mit folgenden Maßgaben anzuwenden:

1. abweichend von § 10 Absatz 3 Satz 2 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes sind der 
Antrag und die vom Antragsteller vorgelegten Unterlagen, mit Ausnahme der 
Unterlagen nach § 10 Absatz 2 Satz 1 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes, sowie 
die entscheidungserheblichen Berichte und Empfehlungen, die der Behörde im 
Zeitpunkt der Bekanntmachung vorliegen, nach der Bekanntmachung eine Woche zur 
Einsicht auszulegen,

2. abweichend von § 10 Absatz 3 Satz 4 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes kann die 
Öffentlichkeit bis eine Woche nach Ablauf der Auslegungsfrist gegenüber der 
zuständigen Behörde schriftlich oder elektronisch Einwendungen erheben; diese Frist 
gilt auch bei Anlagen nach der Richtlinie 2010/75/EU des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 24. November 2010 über Industrieemissionen (integrierte 
Vermeidung und Verminderung der Umweltverschmutzung) (ABI. L 334, 17.12.2010,
S. 17),

3. die zuständige Behörde kann einen Erörterungstermin nach § 10 Absatz 6 des 
Bundes-Immissionsschutzgesetzes durchführen, soweit sie diesen für erforderlich oder 
zweckmäßig hält,

4. die Genehmigung nach § 4 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes ist mit der 
Bestimmung zu erteilen, dass der Betrieb der Anlage mit verflüssigtem Erdgas 
spätestens am 31. Dezember 2043 einzustellen ist.

(2) Für eine Anlage nach § 2 Absatz 1 Nummer 1 und 2, die über den 31. Dezember 
2043 hinaus betrieben werden soll, kann die Genehmigung zum Weiterbetrieb nur für einen 
Betrieb mit klimaneutralem Wasserstoff und Derivaten hiervon erteilt werden. Die Geneh­
migung nach Satz 1 ist bis zum Ablauf des 1. Januar 2035 zu beantragen.

(3) Für die Öffentlichkeitsbeteiligung nach § 4 der Industriekläranlagen-Zulassungs- 
und Überwachungsverordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 2. Mai 2013 
(BGBl. I S. 973, 1011), die zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 21. Mai 2003 (BGBl. I
5. 2873) geändert worden ist, gelten die Maßgaben des Absatzes 1 Nummer 1 bis 3 ent­
sprechend.

2 § 5 dieses Gesetzes dient auch der Umsetzung folgender Richtlinien: Richtlinie 2010/75/EU des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 24. November 2010 über Industrieemissionen (integrierte Vermeidung 
und Verminderung der Umweltverschmutzung) (Neufassung) (ABI. L 334 vom 17.12.2010, S. 17) (Be­
richtigung, ABI. L 158 vom 19.06.2012, S. 25); Richtlinie 2012/18/EU des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 4. Juli 2012 zur Beherrschung der Gefahren schwerer Unfälle mit gefährlichen 
Stoffen, zur Änderung und anschließenden Aufhebung der Richtlinie 96/82/EG des Rates (ABI. L 197 
vom 24.7.2012, S. 1).
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§6

Maßgaben für die Anwendung des Bundesnaturschutzgesetzes

Das Bundesnaturschutzgesetz vom 29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2542), das zuletzt durch 
Artikel 1 des Gesetzes vom 18. August 2021 (BGBl. I S. 3908) geändert worden ist, ist bei 
der Zulassung von Vorhaben nach § 2 mit folgenden Maßgaben anzuwenden;

1. abweichend von § 17 Absatz 1 des Bundesnaturschutzgesetzes kann die Festsetzung 
von Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen nach § 15 Absatz 2 des Bundesnaturschutz­
gesetzes bis zu zwei Jahre nach Erteilung der Zulassungsentscheidung erfolgen, hier­
für hat der Verursacher die erforderlichen Angaben nach § 17 Absatz 4 Satz 1 Nummer 
2 des Bundesnaturschutzgesetzes nachträglich zu machen. § 15 Absatz 4 Satz 2 des 
Bundesnaturschutzgesetzes ist entsprechend anzuwenden,

2. mit der Umsetzung der Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen ist innerhalb von drei Jah­
ren nach der Festsetzung zu beginnen.

§ 7

Maßgaben für die Anwendung des Wasserhaushaltsgesetzes

Das Wasserhaushaltsgesetz vom 31. Juli 2009 (BGBl. I S. 2585), das zuletzt durch
Artikel 2 des Gesetzes vom 18. August 2021 (BGBl. I S. 3901) geändert worden ist, ist bei
der Zulassung von Vorhaben nach § 2 mit folgenden Maßgaben anzuwenden:

1. abweichend von § 70 Absatz 1 Satz 1 Halbsatz 2 des Wasserhaushaltsgesetzes in 
Verbindung mit § 73 Absatz 3 Satz 1 des Verwaltungsverfahrensgesetzes in der Fas­
sung der Bekanntmachung vom 23. Januar 2003 (BGBl. I S. 102), das zuletzt durch 
Artikel 24 Absatz 3 des Gesetzes vom 25. Juni 2021 (BGBl. I S. 2154) geändert worden 
ist, ist der Plan für die Dauer von mindestens einer Woche zur Einsicht auszulegen,

2. abweichend von § 70 Absatz 1 Satz 1 Halbsatz 2 des Wasserhaushaltsgesetzes in 
Verbindung mit § 73 Absatz 4 Satz 1 des Verwaltungsverfahrensgesetzes kann jeder, 
dessen Belange durch das Vorhaben berührt werden, bis zu einer Woche nach Ablauf 
der Auslegungsfrist Einwendungen gegen den Plan erheben,

3. abweichend von § 70 Absatz 1 Satz 1 Halbsatz 2 des Wasserhaushaltsgesetzes in 
Verbindung mit § 73 Absatz 6 Satz 1 des Verwaltungsverfahrensgesetzes kann die 
zuständige Behörde einen Erörterungstermin durchführen, sofern sie diesen für erfor­
derlich hält,

4. durch die Entnahme und Wiedereinleitung von Wasser zum Zweck der Regasifizierung 
verflüssigten Erdgases sind in der Regel keine schädlichen, auch durch den Erlass 
einzuhaltender Nebenbestimmungen nicht vermeidbaren oder nicht ausgleichbaren 
Gewässerveränderungen im Sinne des § 12 Absatz 1 Nummer 1 des Wasserhaus­
haltsgesetzes zu erwarten.

§8

Maßgaben für die Anwendung des Energiewirtschaftsgesetzes

(1) Das Energiewirtschaftsgesetz vom 7. Juli 2005 (BGBl. I S. 1970, 3621), das zuletzt 
durch Artikel 84 des Gesetzes vom 10. August 2021 (BGBl. I S, 3436) geändert worden ist, 
ist bei der Zulassung nach § 2 mit folgenden Maßgaben anzuwenden:



1. abweichend von § 43a des Energiewirtschaftsgesetzes gilt für das Anhörungsverfah- 
ren, dass:

a) der Plan abweichend von § 73 Absatz 3 des Verwaltungsverfahrensgesetzes für 
die Dauer von einer Woche auszulegen ist,

b) Einwendungen nach § 73 Absatz 4 des Verwaltungsverfahrensgesetzes nur bis 
eine Woche nach Ablauf der Auslegungsfrist erhoben werden können,

c) ein Erörterungstermin in den Fällen des § 2 Nummer 3 stattfinden kann, soweit die 
zuständige Behörde diesen für erforderlich hält,

2. Kampfmittelräumungen, archäologische Untersuchungen und Bergungen gelten als 
Vorarbeiten im Sinne des § 44 des Energiewirtschaftsgesetzes,

3. der Vorhabenträger kann bereits nach Ablauf der Einwendungsfrist verlangen, dass 
das Verfahren der vorzeitigen Besitzeinweisung nach § 44b des Energiewirtschaftsge­
setzes durchgeführt wird,

4. für den vorzeitigen Baubeginn müssen die Voraussetzungen des § 44c Absatz 1 Satz 
1 Nummer 3 und 4 sowie des § 44c Absatz 1 Satz 2 des Energiewirtschaftsgesetzes 
nicht vorliegen; für die Zustellung nach § 44c Absatz 3 EnWG ist § 74 Absatz 5 VwVfG 
entsprechend anwendbar.

(2) Soweit aufgrund der in Absatz 1 vorgesehenen Verfahrensvereinfachungen Vor­
schriften des Energierechts nicht anzuwenden sind, sind auch die Vorschriften des Verwal­
tungsverfahrensrechts, die diesen Verfahrensvereinfachungen sonst entgegenstehen wür­
den, nicht anzuwenden.
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§9

Beschleunigte Vergabe- und Nachprüfungsverfahren3

(1) Für die Verfahren zur Vergabe öffentlicher Aufträge und Konzessionen für Vorha­
ben nach § 2 sind die vergaberechtlichen Vorschriften mit folgenden Maßgaben anzuwen­
den:

3 § 9 dieses Gesetzes dient auch der Umsetzung folgender Richtlinien: Richtlinie 89/665/EWG des Rates vom 
21. Dezember 1989 zur Koordinierung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften für die Anwendung 
der Nachprüfungsverfahren im Rahmen der Vergabe öffentlicher Liefer- und Bauaufträge (ABI. L 395 
vom 30.12.1989, S. 33), zuletzt geändert durch Richtlinie 2014/23/EU des. Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 26. Februar 2014 über die Konzessionsvergabe (ABI. L 94 vom 28.3.2014, S. 1); 
Richtlinie 92/13/EWG des Rates vom 25. Februar 1992 zur Koordinierung der Rechts- und Verwal­
tungsvorschriften für die Anwendung der Gemeinschaftsvorschriften über die Auftragsvergabe durch 
Auftraggeber im Bereich der Wasser-, Energie- und Verkehrsversorgung sowie im Telekommunikati­
onssektor (ABI. L 76 vom 23.3.1992, S. 14), zuletzt geändert durch Richtlinie 2014/23/EU des Europä­
ischen Parlaments und des Rates vom 26. Februar 2014 über die Konzessionsvergabe (ABI. L 94 vom
28.3.2014, S. 1); Richtlinie 2009/81/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 13. Juli 2009 
über die Koordinierung der Verfahren zur Vergabe bestimmter Bau-, Liefer- und Dienstleistungsauf­
träge in den Bereichen Verteidigung und Sicherheit und zur Änderung der Richtlinien 2004/17/EG und 
2004/18/EG (ABI. L 216 vom 20.8.2009, S. 76), zuletzt geändert durch Delegierte Verordnung (EU) 
2021/1950 der Kommission vom 10. November 2021 zur Änderung der Richtlinie 2009/81/EG des 
Europäischen Parlaments und des Rates im Hinblick auf die Schwellenwerte für Liefer-, Dienstleistungs­
und Bauaufträge (ABI. L 398 vom 11.11.2021, S. 19); Richtlinie 2014/23/EU des Europäischen Parla­
ments und des Rates vom 26. Februar 2014 über die Konzessionsvergabe (ABI. L 094 vom 28.3.2014, 
S. 1), zuletzt geändert durch Delegierte Verordnung (EU) 2021/1951 der Kommission vom 10. Novem­
ber 2021 zur Änderung der Richtlinie 2014/23/EU des Europäischen Parlaments und des Rates im 
Hinblick auf die Schwellenwerte für Konzessionen (ABI. L 398 vom 11.11.2021, S. 21); Richtlinie 
2014/24/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. Februar 2014 über die öffentliche



1. § 97 Absatz 4 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen findet keine Anwen­
dung.

2. Mittelständische Interessen müssen auch bei der Vergabe öffentlicher Bauaufträge 
nicht vornehmlich berücksichtigt werden. Leistungen müssen nicht in der Menge auf­
geteilt und getrennt nach Art oder Fachgebiet vergeben werden. Wird ein Unterneh­
men, das nicht öffentlicher Auftraggeber ist, mit der Wahrnehmung oder Durchführung 
einer öffentlichen Aufgabe betraut, muss der öffentliche Auftraggeber das Unterneh­
men nicht verpflichten, sofern es Unteraufträge an Dritte vergibt, Leistungen in der 
Menge aufgeteilt und getrennt nach Art oder Fachgebiet zu vergeben.

3. Ergänzend zu § 134 Absatz 3 Satz 1 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkun­
gen entfällt die Informations- und Wartepflicht auch

a) in Fällen, in denen das Verhandlungsverfahren ohne Teilnahmewettbewerb ge­
rechtfertigt ist, und

b) in Fällen, in denen der Bieter, dem der Zuschlag erteilt wird, der einzige Bieter ist 
und es keine weiteren Bewerber gibt.

4. Abweichend von § 135 Absatz 1 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen 
kann in einem Nachprüfungsverfahren in den Fällen der Absätze 2 und 3 bei Feststel­
lung eines Verstoßes des Auftraggebers im Sinne des § 135 Absatz 1 des Gesetzes 
gegen Wettbewerbsbeschränkungen auf Antrag des Auftraggebers oder von Amts we­
gen ein Vertrag nicht als unwirksam erachtet werden, wenn nach Prüfung aller maß­
geblichen Gesichtspunkte unter Berücksichtigung des Zweckes im Sinne des § 1 und 
des besonderen Interesses nach § 3 zwingende Gründe eines Allgemeininteresses es 
rechtfertigen, die Wirkung des Vertrages zu erhalten. Das besondere Interesse recht­
fertigt es in der Regel, die Wirkung des Vertrages zu erhalten. In Fällen des Satzes 1 
hat die Vergabekammer oder das Beschwerdegericht alternative Sanktionen zur Fest­
stellung der Unwirksamkeit nach Maßgabe der Nummer 6 zu erlassen. § 156 Absatz 
3, § 179 Absatz 1 und § 181 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen blei­
ben unberührt.

5. Wird in einem Nachprüfungsverfahren in den Fällen der Absätze 2 oder 3 die Unwirk­
samkeit eines Vertrages wegen eines Verstoßes des Auftraggebers im Sinne des § 135 
Absatz 1 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen festgestellt, ist die Wir­
kung der Unwirksamkeit abweichend von § 135 Absatz 1 des Gesetzes gegen Wettbe­
werbsbeschränkungen auf die Verpflichtungen beschränkt, die noch zu erfüllen sind. 
In Fällen des Satzes 1 hat die Vergabekammer oder das Beschwerdegericht zusätzlich 
zur Feststellung nach Satz 1 alternative Sanktionen zur Feststellung der Unwirksamkeit 
nach Maßgabe der Nummer 6 zu erlassen. Nummer 4 Satz 4 gilt entsprechend.

6. Durch die Vergabekammer oder das Beschwerdegericht im Nachprüfungsverfahren in 
den Fällen der Absätze 2 und 3 zu erlassende alternative Sanktionen nach den Num­
mern 4 und 5 umfassen die Verhängung einer Geldsanktion gegen den Auftraggeber
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oder die Verkürzung der Laufzeit des Vertrages. Eine Geldsanktion darf höchstens 15 
Prozent des Auftragswertes betragen.

7. § 14 Absatz 4 Nummer 3 der Vergabeverordnung vom 12. April 2016 (BGBl. I S. 624), 
die zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 9. Juni 2021 (BGBl. I S. 1691) geändert 
worden ist, ist mit der Maßgabe anzuwenden, dass

a) die äußerst dringlichen, zwingenden Gründe sowie der Zusammenhang mit Ereig­
nissen, die der betreffende Auftraggeber nicht voraussehen konnte, als vorliegend 
anzusehen sind,

b) in der Regel die Mindestfristen nicht eingehalten werden können und

c) die Umstände zur Begründung der äußersten Dringlichkeit dem Auftraggeber in 
der Regel nicht zuzurechnen sind.

Satz 1 gilt entsprechend für § 13 Absatz 2 Nummer 4 der Sektorenverordnung vom 12. 
April 2016 (BGBl. I S. 624, 657), die zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 9. Juni 
2021 (BGBl. I S. 1691) geändert worden ist, und für § 12 Absatz 1 Nummer 1 Buch­
stabe b Doppelbuchstabe bb der Vergabeverordnung Verteidigung und Sicherheit vom 
12. Juli 2012 (BGBl. I S. 1509), die zuletzt durch Artikel 5 des Gesetzes vom 12. No­
vember 2020 (BGBl. I S. 2392) geändert worden ist. Satz 1 gilt ferner entsprechend für 
die Vergabe von Bauaufträgen hinsichtlich der Voraussetzungen zur Anwendung des 
Verhandlungsverfahrens ohne Teilnahmewettbewerb wegen besonderer Dringlichkeit.

8. § 17 Absatz 8 der Vergabeverordnung ist mit der Maßgabe anzuwenden, dass die hin­
reichend begründete Dringlichkeit als vorliegend anzusehen ist. Satz 1 gilt entspre­
chend für § 15 Absatz 3, § 16 Absatz 3 und 7 und § 17 Absatz 3 der Vergabeverord­
nung und für § 14 Absatz 3, § 15 Absatz 2 Satz 2 und Absatz 3 Satz 3 der Sektoren­
verordnung. Satz 1 gilt entsprechend hinsichtlich der besonderen Dringlichkeit für § 20 
Absatz Satz 2 und Absatz 3 Satz 2 der Vergabeverordnung Verteidigung und Sicher­
heit. Satz 1 gilt ferner entsprechend für die Vergabe von Bauaufträgen hinsichtlich der 
Verkürzung von Fristen wegen einer hinreichend begründeten Dringlichkeit.

9. Abweichend von § 51 Absatz 2 Satz 1 der Vergabeverordnung kann bei Vergabever­
fahren, die aufgrund der Nummer 7 Satz 1 als Verhandlungsverfahren ohne Teilnah­
mewettbewerb durchgeführt werden, auch nur ein Unternehmen zur Angebotsabgabe 
aufgefordert werden, sofern dieses Unternehmen als einziges in der Lage ist, den Auf­
trag innerhalb der durch die äußerste Dringlichkeit bedingten technischen und zeitli­
chen Zwänge zu erfüllen. Satz 1 gilt entsprechend für Verhandlungsverfahren ohne 
Teilnahmewettbewerb, die aufgrund der Nummer 7 Satz 2 nach der Sektorenverord­
nung oder der Vergabeverordnung Verteidigung und Sicherheit durchgeführt werden. 
Satz 1 gilt ferner entsprechend für die Vergabe von Bauaufträgen für Verhandlungs­
verfahren ohne Teilnahmewettbewerb wegen besonderer Dringlichkeit, die aufgrund 
Nummer 7 Satz 3 durchgeführt werden.

(2) Für Nachprüfungsverfahren vor der Vergabekammer sind für Vorhaben nach § 2 
die vergaberechtlichen Vorschriften mit folgenden Maßgaben anzuwenden;

1. Ergänzend zu § 166 Absatz 1 Satz 3 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkun­
gen kann auch nach Lage der Akten entschieden werden, soweit dies der Beschleuni­
gung dient. Die mündliche Verhandlung kann im Wege der Bild- und Tonübertragung 
nach § 128a der Zivilprozessordnung durchgeführt werden.

2. Abweichend von § 167 Absatz 1 Satz 1 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschrän­
kungen trifft und begründet die Vergabekammer ihre Entscheidung innerhalb einer Frist 
von drei Wochen ab Eingang des Nachprüfungsantrages. Abweichend von § 167
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Absatz 1 Satz 2 und 3 des Gesetzes kann die Entscheidungsfrist von drei Wochen nur 
einmalig und höchstens um zwei Wochen verlängert werden.

3. Bei der Auswahl der geeigneten Maßnahmen nach § 168 Absatz 1 Satz 1 des Geset­
zes gegen Wettbewerbsbeschränkungen hat die Vergabekammer auch den Zweck 
nach § 1 sowie das besondere Interesse nach § 3 zu berücksichtigen.

4. Bei der Abwägung nach § 169 Absatz 2 Satz 1 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbe­
schränkungen über die vorzeitige Gestattung des Zuschlags sind zusätzlich der Zweck 
nach § 1 sowie das besondere Interesse nach § 3 zu berücksichtigen. Das besondere 
Interesse überwiegt in der Regel. Die Entscheidung ist unverzüglich, spätestens inner­
halb von einer Woche nach Eingang des Antrags auf Voraberteilung des Zuschlags zu 
treffen und zu begründen. Der Zuschlag kann abweichend von § 169 Absatz 2 Satz 1 
des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen nach der Gestattung unmittelbar 
erteilt werden, sofern die Wartepflicht nach § 134 Absatz 2 des Gesetzes gegen Wett­
bewerbsbeschränkungen nicht noch läuft. Bei Entscheidungen nach § 169 Absatz 2 
Satz 6 und 7 und Absatz 3 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen ist auch 
der Zweck nach § 1 sowie das besondere Interesse nach § 3 zu berücksichtigen, das 
in der Regel überwiegt.

5. Stellt die Vergabekammer im Nachprüfungsverfahren einen Verstoß des Auftraggebers 
im Sinne des § 135 Absatz 1 Nummer 1 oder 2 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbe­
schränkungen fest, hat sie den Absatz 1 Nummer 4 bis 6 zu beachten.

(3) Für die sofortige Beschwerde sind für Vorhaben nach § 2 die vergaberechtlichen
Vorschriften mit folgenden Maßgaben anzuwenden:

1. § 171 Absatz 2 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen ist mit der Maß­
gabe anzuwenden, dass es auf die Frist in ihrer Ausgestaltung nach Absatz 2 Num­
mer 2 ankommt.

2. Abweichend von § 172 Absatz 1 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen 
ist die sofortige Beschwerde innerhalb von einer Notfrist von einer Woche einzulegen.

3. Abweichend von § 173 Absatz 1 Satz 2 und 3 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbe­
schränkungen entfällt die aufschiebende Wirkung gegenüber der Entscheidung der 
Vergabekammer bereits eine Woche nach Ablauf der Beschwerdefrist und kann nur für 
bis zu sechs Wochen verlängert werden. Bei der Abwägung nach § 173 Absatz 2 
Satz 1 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen sind zusätzlich der Zweck 
nach § 1 sowie das besondere Interesse nach § 3 zu berücksichtigen, das in der Regel 
überwiegt.

4. Bei der Abwägung nach § 176 Absatz 1 Satz 1 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbe­
schränkungen sind zusätzlich der Zweck nach § 1 sowie das besondere Interesse nach 
§ 3 zu berücksichtigen, das in der Regel überwiegt. Abweichend von § 176 Absatz 3 
Satz 1 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen ist die Vorabentscheidung 
über den Zuschlag längstens innerhalb von einer Woche nach Eingang des Antrags zu 
treffen und im Fall einer ausnahmsweisen Verlängerung der Zweck nach § 1 sowie das 
besondere Interesse nach § 3 zu berücksichtigen, das in der Regel überwiegt.

5. § 177 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen ist nicht anzuwenden.

6. Ergänzend zu § 175 Absatz 2 in Verbindung mit § 65 Absatz 1 des Gesetzes gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen kann das Gericht im Ausnahmefall nach Lage der Akten 
entscheiden, insbesondere wenn dies der Beschleunigung dient und kein unmittelbarer 
Eindruck der Parteien oder direkter Austausch des tatsächlichen und rechtlichen Vor­
trags erforderlich ist. Die mündliche Verhandlung kann im Wege der Bild- und Tonüber­
tragung nach § 128a der Zivilprozessordnung durchgeführt werden.
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7. § 178 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen ist mit der Maßgabe anzu­
wenden, dass die Beschwerdeentscheidung innerhalb einer Frist von fünf Wochen ab 
Eingang der sofortigen Beschwerde zu treffen und zu begründen ist. Bei besonderen 
tatsächlichen oder rechtlichen Schwierigkeiten kann der Vorsitzende im Ausnahmefall 
die Frist durch Mitteilung an die Beteiligten einmalig um höchstens zwei Wochen ver­
längern. Abweichend von § 178 Satz 2 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschrän­
kungen entscheidet das Gericht stets in der Sache selbst.

8. Für das Beschwerdegericht gilt Absatz 3 Nummer 5 entsprechend.

(4) Abweichend von § 55 Absatz 1 Satz 1 der Bundeshaushaltsordnung muss auf­
grund der besonderen Umstände des Zweckes nach § 1 und des besonderen Interesses 
nach § 3 bei der Vergabe öffentlicher Aufträge für Vorhaben nach § 2 unterhalb der Schwel­
lenwerte des § 106 Absatz 2 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen dem Ab­
schluss von Verträgen über Lieferungen und Leistungen keine Öffentliche Ausschreibung, 
keine Beschränkte Ausschreibung mit Teilnahmewettbewerb und kein sonstiger Teilnah­
mewettbewerb vorausgehen. Abweichend von § 55 Absatz 2 der Bundeshaushaltsordnung 
ist bei öffentlichen Aufträgen im Sinne des Satzes 1 auch nicht nach einheitlichen Beschaf­
fungsrichtlinien zu verfahren.

(5) Bei Verfahren vor Gerichten der Zivil- oder Verwaltungsgerichtsbarkeit über die 
Vergabe öffentlicher Aufträge und Konzessionen für Vorhaben nach § 2, für die ein Nach­
prüfungsverfahren nach Absatz 2 nicht statthaft ist, sind alle bestehenden Beschleuni­
gungsmöglichkeiten des jeweiligen Prozessrechts zu nutzen und Interessenabwägungen, 
insbesondere beim vorläufigen Rechtsschutz, unter Berücksichtigung des Zweckes nach 
§ 1 sowie des besonderen Interesses nach § 3 zu treffen. Dieser Absatz gilt nicht für die 
Geltendmachung von Schadensersatzansprüchen.

§10

Weitere Verfahrensanordnungen

(1) Ist für ein Zulassungsverfahren für ein Vorhaben nach § 2 eine ortsübliche oder 
öffentliche Bekanntmachung angeordnet und ist nach den dafür geltenden Vorschriften der 
Anschlag an einer Amtstafel oder die Auslegung zur Einsichtnahme vorgesehen, ist § 2 des 
Planungssicherstellungsgesetzes vom 20. Mai 2020 (BGBl. I S. 1041), das zuletzt durch 
Artikel 1 des Gesetzes vom 18. März 2021 (BGBl. I S. 353) geändert worden ist, mit der 
Maßgabe anzuwenden, dass eine Befristung auf Bekanntmachungen, deren Frist mit dem 
Ablauf des 31. Dezember 2022 endet, nicht stattfindet.

(2) Ist für ein Genehmigungsverfahren für ein Vorhaben nach § 2 die Auslegung von 
Unterlagen oder Entscheidungen vorgesehen, auf die nach den für die Auslegung gelten­
den Vorschriften nicht verzichtet werden kann, ist § 3 des Planungssicherstellungsgesetzes 
mit der Maßgabe anzuwenden, dass eine Befristung auf Bekanntmachungen, deren Frist 
mit dem Ablauf des 31. Dezember 2022 endet, nicht stattfindet.

(3) Ist für ein Genehmigungsverfahren für ein Vorhaben nach § 2 die Durchführung 
eines Erörterungstermins oder einer mündlichen Verhandlung angeordnet oder hält die Be­
hörde einen Erörterungstermin für erforderlich, ist § 5 des Planungssicherstellungsgesetzes 
anzuwenden.
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§ 11

Rechts behelfe

(1) Widerspruch und Anfechtungsklage gegen eine Zulassungsentscheidung für die 
Vorhaben nach § 2 haben keine aufschiebende Wirkung. Der Antrag auf Anordnung der 
aufschiebenden Wirkung des Widerspruchs oder der Anfechtungsklage gegen eine Zulas­
sungsentscheidung nach § 80 Absatz 5 Satz 1 der Verwaltungsgerichtsordnung kann nur 
innerhalb eines Monats nach der Zustellung der Zulassungsentscheidung gestellt und be­
gründet werden. Darauf ist in der Rechtsbehelfsbelehrung hinzuweisen. § 58 der Verwal­
tungsgerichtsordnung gilt entsprechend.

(2) Treten später Tatsachen ein, die die Anordnung der aufschiebenden Wirkung 
rechtfertigen, so kann der durch die Zulassungsentscheidung Beschwerte einen hierauf ge­
stützten Antrag nach § 80 Absatz 5 Satz 1 der Verwaltungsgerichtsordnung innerhalb einer 
Frist von einem Monat stellen und begründen. Die Frist beginnt mit dem Zeitpunkt, in dem 
der Beschwerte von den Tatsachen Kenntnis erlangt.

(3) Im Übrigen bleibt der bestehende Rechtsschutz unberührt.

(4) § 9 Absatz 2 und 3 bleibt unberührt.

§ 12

Zuständigkeit des Bundesverwaltungsgerichts

Das Bundesverwaltungsgericht entscheidet im ersten und letzten Rechtszug über 
sämtliche Streitigkeiten über Vorhaben nach § 2. Satz 1 ist auch anzuwenden für

1. auf diese Vorhaben und auf für deren Betrieb notwendige Anlagen bezogene Zulas­
sungen des vorzeitigen Baubeginns und Anzeigeverfahren sowie

2. Genehmigungen nach dem Bundes-Immissionsschutzgesetz für Anlagen, die für den 
Betrieb von Vorhaben nach § 2 notwendig sind.

§13

Übergangsregelungen

(1) Die Regelungen dieses Gesetzes sind auf bereits vor Inkrafttreten dieses Geset­
zes begonnene, aber noch nicht abgeschlossene Verfahren über Zulassungen für die Er­
richtung und die Inbetriebnahme von Anlagen nach § 2 Absatz 1 Nummer 1, 2 und 4 sowie 
von Leitungen nach § 2 Absatz 1 Nummer 3 anzuwenden. Ein Verfahrensschritt, der bereits 
begonnen, aber noch nicht abgeschlossen wurde, ist neu zu beginnen, wenn er nach den 
Vorschriften dieses Gesetzes durchgeführt wird. Ein Verfahrensschritt nach Satz 2 muss 
nicht beendet werden, wenn er nach diesem Gesetz entfallen kann.

(2) Abweichend von Absatz 1 soll ein Verfahrensschritt, der bereits begonnen, aber 
noch nicht abgeschlossen wurde, nach den Vorschriften, die zum Zeitpunkt des Beginns 
des Zulassungsverfahrens galten, beendet werden, wenn der Verfahrensschritt hiernach 
schneller abgeschlossen werden kann.

(3) Für Verfahrensschritte, bei denen von einer Regelung nach den §§ 3 bis 10 Ge­
brauch gemacht worden ist und die mit Ablauf des 31. Juni 2025 noch nicht abgeschlossen



sind, gelten die Bestimmungen dieses Gesetzes bis zum Abschluss des jeweiligen Verfah­
rensschrittes weiter.

(4) Fallen Verfahrensschritte nach diesem Gesetz weg, sind auch die entsprechenden 
Fehlerfolgenregelungen insoweit nicht anwendbar.

(5) Die Regelungen des § 9 sind auch auf vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes be­
gonnene, aber noch nicht abgeschlossene Vergabe- und Nachprüfungsverfahren anzuwen­
den, die die Vergabe öffentlicher Aufträge und Konzessionen für Vorhaben nach § 2 zum 
Gegenstand haben; für § 9 Absatz 1 Nummer 1, 2, 7, 8 und 9 sowie Absatz 4 gilt dies nur, 
sofern das Vergabeverfahren nach dem 24. Februar 2022 begonnen hat. Insbesondere 
sind § 9 Absatz 1 Nummer 3 bis 6 sowie die Regelungen zum Rechtsschutz nach § 9 Ab­
satz 2, 3 und 5 auch anzuwenden, wenn bereits vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes das 
Vergabeverfahren abgeschlossen oder der Vertrag geschlossen wurde. Der Fristbeginn in 
Fällen des § 9 Absatz 2 und 3 fällt bei bereits vor Inkrafttreten dieses Gesetzes begonnenen 
Nachprüfungsverfahren frühestens auf den Tag des Inkrafttretens dieses Gesetzes; soweit 
vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes geltende Fristen in Nachprüfungsverfahren früher 
ablaufen als die Fristen nach § 9 Absatz 2 und 3, sind die vor Inkrafttreten dieses Gesetzes 
geltenden Fristen bis zu ihrem Ablauf anzuwenden.

-14- Bearbeitungsstand: 06.05.2022 16:20

§ 14

Inkrafttreten, Außerkrafttreten

(1) Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft.

(2) Die §§ 1 bis 10 treten mit Ausnahme des § 5 Absatz 2 und des § 9 Abs. 2, 3 und 
5 mit dem Ablauf des 30. Juni 2025 außer Kraft. § 13 tritt mit Ablauf des 30. Juni 2027 au­
ßer Kraft.

Anlage
(zu § 2)

Nr. Vorhabenstandorte

1. Brunsbüttel (Schleswig-Holstein)

1.1 Anlage nach § 2 Absatz 1 Nr. 1 - FSRU (Standort; Hafen)

1.2 Anlage nach § 2 Absatz 1 Nr. 2 - Flüssigerdgas-Terminal (Standort; German 
LNG Terminal)

1.3 Leitungen nach § 2 Absatz 1 Nr. 3 (Standort German LNG Terminal und 
Standort Hafen - Anschlusspunkt Gasfernleitungsnetz)

2. Wilhelmshaven (Niedersachsen)

2.1 Anlage nach § 2 Absatz 1 Nr. 1 - FSRU (Standort: Voslapper Groden)

2.2 Anlage nach § 2 Absatz 1 Nr. 1 - FSRU (Standort; NWO Terminal)
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2.3 Anlage nach § 2 Absatz 1 Nr. 2 - Flüssigerdgas-Terminal (Standort: 
Voslapper Groden)

2.4 Leitungen nach § 2 Absatz 1 Nr. 3 (Standort Voslapper Groden - Anschluss- 
punkt Gasfernleitungsnetz)

2.5 Leitungen nach § 2 Absatz 1 Nr. 3 (Standort NWO-Terminal - Anschlusspunkt 
Gasfernleitungsnetz)

3. Stade / Bützfleth (Niedersachsen)

3.1 Anlage nach § 2 Absatz 1 Nr. 1 - FSRU (Standort Hafen)

3.2 Anlage nach § 2 Absatz 1 Nr. 2 - Flüssigerdgas-Terminal (Standort: Hanse- 
atic Energy Hub)

3.3 Leitung nach § 2 Absatz 1 Nr. 3 (Standort Hafen und Hanseatic Energy Hub 
-Anschlusspunkt Gasfernleitungsnetz)

4. Hamburg / Moorburg (Hamburg)

4.1 Anlage nach § 2 Absatz 1 Nr. 1 - FSRU (Standort Hafen / Kraftwerk Moor­
burg)

4.2 Leitung nach § 2 Absatz 1 Nr. 3 (Standort Kraftwerk Moorburg - Anschluss­
punkt Gasfernleitungsnetz)

5. Rostock / Hafen (Mecklenburg-Vorpommern)

5.1 Anlage nach § 2 Absatz 1 Nr. 1 - FSRU (Standort Hafen)

5.2 Anlage nach § 2 Absatz 1 Nr. 2 - Flüssigerdgas-Terminal (Standort Hafen)

5.3 Leitungen nach § 2 Absatz 1 Nr. 3 an das Gasfernleitungsnetz

6. Lubmin (Mecklenburg-Vorpommern)

6.1 Anlage nach § 2 Absatz 1 Nr. 1 - FSRU

6.2 Leitung nach § 2 Absatz 1 Nr. 3 an das Gasfernleitungsnetz
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Begründung

A. Allgemeiner Teil

B. Besonderer Teil 

Zu § 1 (Zweck)

Mit dem am 24. Februar 2022 erfolgten Angriffskrieg Russlands gegen die Ukraine hat sich 
die energie- und sicherheitspolitische Bewertung der Abhängigkeit von russischen Gaslie­
ferungen unvorhergesehen kurzfristig und fundamental geändert, ln der Folge ist eine Un­
terbrechung der bis dato für die nationale Energieversorgung zentralen russischen Erdgas­
lieferungen an Deutschland (aktuell 40% der nationalen Gasversorgung, bei einem Ge­
samtverbrauch von rund 1.000 TWh oder 96 Mrd. m3 pro Jahr) nicht mehr ausgeschlossen. 
Hierdurch ist eine unvorhersehbare, außergewöhnliche und äußerst volatile Lage am Gas­
markt entstanden.

Vor diesem Hintergrund ist der unverzügliche und schnellstmögliche Aufbau einer unab­
hängigeren nationalen Gasversorgung äußerst dringlich und zwingend erforderlich.

Aufgrund der geringen Substituierbarkeit von Gas durch andere Energieträger muss zur 
Sicherstellung der Versorgung zwingend Gas aus anderen Quellen beschafft werden. Eine 
der wenigen. Möglichkeiten Deutschlands, auf dem Weltmarkt kurzfristig zusätzliche Gas­
mengen zu beschaffen, ist der Einkauf verflüssigten Erdgases (LNG). Um das LNG in 
Deutschland anlanden, regasifizieren und weiterleiten zu können, ist der umgehende Aus­
bau der LNG-Importinfrastruktur (vgl. auch Begründung zu § 2) unverzichtbar.

Zur Versorgung der Verbraucherinnen und Verbraucher im Frühjahr und Sommer 2022 ge­
nügen die derzeitigen Erdgas- und LNG-Importe in Verbindung mit den gegenwärtig vor­
handenen rd. 64 TWh (Stand: 05.04.2022) in den nationalen Gasspeichern aufgrund des 
geringen Heizbedarfs grundsätzlich. Für die darauffolgende Heizperiode ist eine flächende­
ckende Versorgung derzeitig jedoch noch nicht gesichert. Bereits im Winter 2021/2022 war 
die Versorgung Deutschlands mit Erdgas durch geringe Speicherfüllstände gekennzeich­
net. Im Falle einer kurzfristigen Unterbrechung oder eines Komplettausfalls russischer Gas­
lieferungen, würde eine hinreichende Befüllung der Speicher im Sommer in Vorbereitung 
auf den nächsten Winter jedoch unmöglich; u.a. die Erfüllung der mit dem Gasspeicherge­
setz und der geplanten EU-Regulierung gesetzten Füllstandsvorgaben stünde in Gefahr. 
Eine solche Gasmangellage muss mit allen Kräften vermieden werden. Im Ergebnis könnte 
die staatliche Daseinsvorsorge- und die Energieversorgung für die Bürgerinnen und Bürger 
der Bundesrepublik Deutschland dann nicht mehr gewährleistet werden. Zudem könnte es 
zu hohen, in ihren Auswirkungen nur schwer abschätzbaren wirtschaftlichen Schäden kom­
men, insbesondere auch in Branchen, die zur kritischen Infrastruktur gehören (z.B. Pharma- 
oder Lebensmittelproduktion). Dort wäre mit Produktionsausfällen und damit einhergehen­
der Unterversorgung der Bevölkerung zu rechnen. Es liegt somit bei den Vorhaben nach § 
2 neben den äußerst dringlichen Gründen auch eine Gefährdung überragender öffentlicher 
Interessen vor (vgl. auch Begründung zu § 3).

Um die Möglichkeit für zusätzliche LNG-Importe zu schaffen, muss schnellstmöglich die 
Möglichkeit geschaffen werden, LNG auch in Deutschland zu regasifizieren und damit auf 
Ebene der Infrastruktur die Voraussetzung für den Bezug größerer LNG-Mengen zu ermög­
lichen. Die Kapazität der bisher vorhandenen, für Deutschland nur teilweise nutzbaren eu­
ropäischen LNG-Terminals kann - selbst bei einhundert prozentiger Auslastung - den Aus­
fall der russischen Lieferungen für Europa nur zu einem geringen Teil decken. Gleichzeitig
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sind mit dem Ausfall der russischen Pipeline- und LNG-Lieferungen massive Preissteige­
rungen für Erdgas auf dem europäischen und internationalen Markt zu erwarten.

Ohne die schnellstmögliche Errichtung der entsprechenden LNG-Infrastruktur ist eine Sub­
stituierung des russischen Gases in dem zur Abwendung schwerster wirtschaftlicher Schä­
den zwingend erforderlichen Umfang auf absehbare Zeit nicht möglich. Bei einer vollstän­
digen Einstellung der Erdgaslieferungen aus Russland reichen insbesondere auch die auf 
dem Weltmarkt verfügbaren FSRUs nicht aus, um den Ausfall in den kommenden Jahren 
gänzlich zu kompensieren.

Daher bedarf es neben der Genehmigung von schwimmenden Speicher- und Regasifizie- 
rungseinheiten (FSRU), die kurzfristig angemietet und in Betrieb genommen werden kön­
nen, auch der schnellstmöglichen Errichtung und Inbetriebnahme landgebundener LNG- 
Terminals. Für feste und schwimmende LNG-Anlagen müssen auch die infrastrukturellen 
Voraussetzungen geschaffen werden. Die Anlagen müssen insbesondere an das Erdgas­
leitungsnetz angeschlossen und zum Teil Hafenanlagen angepasst werden.

Wegen der derzeitig bestehenden Ausnahmesituation, die eine schnelle und verlässliche 
Sicherung der Energieversorgung durch LNG erfordert, wird den Genehmigungsbehörden 
vorübergehend ermöglicht, von bestimmten Verfahrensanforderungen, insbesondere im 
Bereich der Umweltverträglichkeitsprüfung, abzusehen. Daneben wird Auftraggebern er­
möglicht, vorübergehend vergaberechtliche Erleichterungen zur Beschleunigung der 
Vergabe öffentlicher Aufträge und Konzessionen anzuwenden. Ziel des Gesetzes ist es, 
alle Zulassungs- und Genehmigungsverfahren sowie die Vergabe öffentlicher Aufträge und 
Konzessionen erheblich schneller zu durchlaufen, als dies nach aktueller Rechtslage mög­
lich ist, und so zu zügigen Genehmigungen und Einbindung von LNG in den deutschen 
Markt zu gelangen. Um die schnellstmögliche Umsetzung effektiv zu gewährleisten, ist pa­
rallel auch der entsprechende Rechtsschutz jeweils zu beschleunigen. Diese Anpassungen 
sind ein äußerst wichtiger Beitrag für die Versorgungssicherheit in Deutschland und auf­
grund der dadurch entstehenden Unabhängigkeit von Russland auch für die Sicherheit in 
Europa.

Die landgebundenen LNG-Terminals und die für die Anbindung der LNG Anlagen erforder­
lichen Erdgasleitungen sollen bereits wasserstoff-ready geplant werden, um eine möglichst 
frühzeitige Umstellung auf Wasserstoff zu ermöglichen. Dies wird in § 5 Absatz 2 auch 
rechtlich abgesichert. Das Gesetz steht damit im Einklang mit den Klimaschutzzielen des 
Bundes-Klimaschutzgesetzes und trägt der Vorgabe des Bundesverfassungsgerichts aus 
seinem Beschluss vom 24. März 2021 Rechnung, frühzeitig transparente Maßgaben für die 
weitere Ausgestaltung der Treibhausgasreduktion zu formulieren, die Orientierung bieten 
und ein hinreichendes Maß an Entwicklungsdruck und Planungssicherheit vermitteln.

Zu § 2 (Anwendungsbereich)

Aktuell ändern sich in Deutschland die Grundlagen der Energieversorgung erheblich. Die 
zügige Realisierung von LNG-Vorhaben in den Küstenregionen liefert einen bedeutenden 
Beitrag zur Gewährleistung der Versorgungssicherheit und zur Erreichung der in § 1 ge­
nannten Zwecke. Es gilt im Interesse einer sicheren und diversifizierten Gasversorgung in 
Deutschland die Voraussetzungen für einen schnellstmöglich zu realisierenden Ausbau der 
LNG-Infrastruktur in den Küstenregionen zu schaffen und damit einen Beitrag zur Bewälti­
gung der Krisensituation zu leisten.

Zu Absatz 1

Absatz 1 regelt den sachlichen Anwendungsbereich des Gesetzes.

Dieser umfasst sowohl die stationären schwimmenden Anlagen (Nummer 1) und die stati­
onären landgebundenen Anlagen (Nummer 2) als auch den gesamten Leitungsausbau 
samt weiterer (Teil-) Anlagen, sofern sie nicht bereits unter die Nummern 1 und 2 fallen



(Nummer 3) sowie die hierfür erforderlichen Gewässerausbauten und Gewässerbenutzun­
gen (Nummer 4).

Zu Nummer 1

Erfasst werden stationäre schwimmende Anlagen zur Einfuhr, Entladung, Lagerung und 
Wiederverdampfung von verflüssigtem Erdgas, auch bezeichnet als „Floating Storage and 
Regasification Units“ (FSRU's). Kern der schwimmenden Anlage ist ein spezielles Schiff, 
welches mit bestehenden, den Stand der Technik entsprechenden Feuerungsanlagen 
(Dampfkesseln, Verbrennungsmotorenanlagen) die Anlandung, Entladung, Speicherung 
und Wiederverdampfung von verflüssigtem Erdgas (LNG) ermöglicht. Flüssiges Erdgas 
wird dabei von einem LNG-Tanker in eine schwimmende Anlage umgeladen und durch 
Erhitzung erneut in einen gasförmigen Zustand umgewandelt. Für die Erwärmung des ver­
flüssigten Erdgases (LNG) wird regelmäßig Seewasser als Grundlage genutzt. Das wieder­
verdampfte Gas wird dann aus der schwimmenden Anlage über eine kurze Verbindungs­
leitung in die Hafenanlagen gepumpt und von dort ins Gasfernleitungsnetz eingespeist.

Zu Nummer 2

Erfasst werden stationäre landgebundene Anlagen zur Einfuhr, Entladung, Lagerung und 
Wiederverdampfung von verflüssigtem Erdgas. Der Anlagenbegriff erfasst dabei insbeson­
dere sog. ortsfeste LNG-Terminals, welche zur Entladung von LNG-Tankern, Regasifizie- 
rung und Einspeisung des Erdgases in das Gasnetz dienen und/oder die Einlagerung des 
verflüssigten Erdgases bzw. den Weitertransport ermöglichen.

Zu Nummer 3

Bestandteil der Nummer 3 sind u.a. die Anbindungsleitungen von LNG-Anlagen an das 
Fernleitungsnetz im Sinne des § 43 Absatz 1 Satz 1 Nummer 6 des Energiewirtschaftsge­
setzes (EnWG). Eine spätere Umstellung der neuen Leitungen auf eine Wasserstofftaug­
lichkeit (sog. Wasserstoff-Readiness) ermöglicht bereits das geltende Recht (§ 43I Absatz 
8 EnWG). Diese soll aus Klimaschutzgründen so früh wie möglich erfolgen.

Enthalten sind zudem die für den Betrieb von Anbindungsleitungen von LNG-Anlagen not­
wendigen Anlagen, welche auf Antrag des Vorhabenträgers in das Zulassungsverfahren 
integriert werden können.

Zu Nummer 4

Erfasst werden Gewässerausbauten und Gewässerbenutzungen, die für Errichtung und 
Betrieb der Anlagen nach Nummer 1 oder 2 erforderlich sind. Dies kann etwa das Schaffen 
oder Vergrößern von Zufahrten für LNG-Tankschiffe mittels Vertiefungen umfassen oder 
aber die Nutzung von Seewasser zur Wiederverdampfung des verflüssigten Erdgases.

Zu Absatz 2

Der Absatz verweist auf einzelne Vorhaben in der Anlage.

Die in der Anlage erfassten Standorte erscheinen für die Erfüllung des Gesetzeszwecks 
von herausragender Eignung. An diesen Standorten kann davon ausgegangen werden, 
dass durch LNG-Vorhaben ein zügiger und quantitativ wesentlicher Beitrag zur Sicherung 
der Versorgung Deutschlands mit LNG geleistet werden kann. Die Standorte verfügen 
sämtlich über die erforderlichen geografischen und nautischen Bedingungen, um LNG-Vor­
haben grundsätzlich realisieren zu können bzw. zügig die entsprechenden Voraussetzun­
gen schaffen zu können.

Ob und wie ein Vorhaben beantragt, genehmigt und realisiert wird und ob im konkreten Fall 
die Verfahrenserleichterungen, die in diesem Gesetz vorgesehen sind, zur Anwendung
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kommen, wird erst in den Planungs- und Zulassungsverfahren entschieden. Die Anlage 
enthält keine verbindlichen Festlegungen über die Ausführung eines Vorhabens oder den 
konkreten Verlauf der Leitungen.

Vorhaben außerhalb des Anwendungsbereichs dieses Gesetzes können weiterhin realisiert 
werden und unterliegen den allgemeinen planungsrechtlichen Kriterien und Regelverfah­
ren.

Zu Absatz 3

Absatz 3 stellt klar, dass dieses Gesetz auch für die Vergabe öffentlicher Aufträge und Kon­
zessionen für die Vorhaben nach Absatz 2 gilt. Für Beschaffungen für Vorhaben nach § 2 
sind daher insbesondere - aber nicht nur - die Regelungen über beschleunigte Vergabe- 
und Nachprüfungsverfahren nach § 9 zu beachten.

Zu § 3 (Besonderes Interesse)

Die Anlage enthält abschließend die insgesamt 18 Gesamtvorhaben, für die die Regelun­
gen dieses Gesetzes gelten. Diese Vorhaben können der Gewährleistung der Versorgungs­
sicherheit in besonderem Maße dienen. Den Häfen in Norddeutschland kommt eine Schlüs­
selfunktion zu. Es bedarf eines Ausbaus der gesamten LNG-Infrastruktur, damit das ver­
flüssigte Gas nach Deutschland geliefert werden kann und in das Fernleitungsnetz einge­
speist werden kann. Derzeit steht der Bau von LNG-Terminals an den in der Anlage ge­
nannten Standorten in der Diskussion. Für diese Standorte schafft das Gesetz eine gesetz­
liche Planrechtfertigung und ein beschleunigtes Zulassungs- und Vergabeverfahren. Bei 
den in der Anlage erfassten Vorhaben handelt sich um Vorhaben von überregionaler Be­
deutung. Sie gehen nach Bedeutung und Auswirkung über das Gebiet eines Landes hinaus. 
Die räumliche Verteilung der erfassten Infrastrukturen dient dazu, die Realisierung im ge­
samtstaatlichen Interesse zu steuern und so zur Verwirklichung der politischen Ziele der 
Gewährleistung der Versorgungssicherheit und der Schaffung einer zukunftsoffen diversifi­
zierten Gasversorgung beizutragen. Es besteht zudem eine besondere Dringlichkeit der 
Realisierung von einzelnen Vorhaben in der Küstenregion, die eine Aufnahme in die Anlage 
rechtfertigen. Der Ausbau der LNG-Infrastruktur in Deutschland und damit zusammenhän­
gend die Realisierung der Vorhaben sind von grundsätzlicher Bedeutung. Sie bedürfen aus 
zwingenden Gründen des öffentlichen Interesses einer schnellstmöglichen Umsetzung.

Mit der Aufnahme in der Anlage werden für die darin enthaltenen Vorhaben die energiewirt­
schaftliche Notwendigkeit und der Bedarf zur schnellstmöglichen Gewährleistung der Ver­
sorgung der Allgemeinheit mit Gas festgestellt. Damit liegt die Planrechtfertigung vor. Eine 
Verpflichtung zur Realisierung der Vorhaben entsteht durch die Aufnahme in die Anlage 
nicht. Es handelt sich lediglich um eine Verfahrenserleichterung.

Die Energieversorgung im Allgemeinen und die Sicherstellung einer auch ökologisch nach­
haltigen Energieversorgung dienen dem grundlegenden Gemeinwohlzweck. Daher wird mit 
Satz 4 für die dem Anwendungsbereich dieses Gesetzes unterfallenden Vorhaben ein über­
ragendes öffentliches Interesse festgestellt. Die Energieversorgung ist Teil der Daseinsvor­
sorge und nach der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts unerlässlich für die 
Sicherung einer menschenwürdigen Existenz (BVerfG Urt. v. 17.12.2013 - 1 BvR 3139/08, 
1 BvR 3386/08 - BVerfGE 134, 242 ff. - Garzweiler II). Für die in der Anlage erfassten 
Vorhaben spricht daher ein überragender öffentlicher Zweck. Das normierte überragende 
öffentliche Interesse geht mit hohem Gewicht in sämtliche Abwägungsentscheidungen ein. 
Die legislative Grundentscheidung wirkt auf alle Entscheidungen, z.B. auch und insbeson­
dere bei vorläufigen und endgültigen Entscheidungen in Vergabenachprüfungsverfahren 
(vgl. im Einzelnen in § 9 Absatz 2 und 3), sowie bei Duldungsverfügungen oder Entschei­
dungen über einen vorzeitigen Baubeginn. Insoweit besteht gleichfalls ein öffentliches Inte­
resse im Sinne von § 69 Absatz 2 des Wasserhaushaltsgesetzes (WHG) in Verbindung mit
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§ 17 Absatz 1 Nummer 2 WHG an dem vorzeitigen Beginn, da die frühzeitige Realisierung 
der Gewässerbenutzung aus Gründen des allgemeinen Wohls zu befürworten ist.

Zudem sind die Vorhaben im Interesse der öffentlichen Sicherheit erforderlich. Für ggf. not­
wendige naturschutzrechtliche Ausnahmegenehmigungen nach § 34 Absatz 4 bzw. § 45 
Abs. 7 Satz 1 Nummer 4 des Bundesnaturschutzgesetzes (BNatSchG) kommt die öffentli­
che Sicherheit als einer der aufgezählten Gründe in Betracht. Die Feststellung, dass die 
Vorhaben im Interesse der öffentlichen Sicherheit erforderlich sind, dient ebenfalls einer 
zügigen Projektrealisierung.

Zu § 4 (Ausnahmen von der Umweltverträglichkeitsprüfung)

Zu Absatz 1

Mit § 4 wird Artikel 2 Absatz 4 der Richtlinie 2011/92/EU des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 13. Dezember 2011 über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP-Richtli- 
nie) für die Sondersituation zur Abwendung einer drohenden Gasmangellage in Deutsch­
land aufgrund der Bedrohungslage durch Russland in das nationale Recht umgesetzt. Ab­
satz 1 sieht vor, dass die zuständige Behörde bei Vorhaben im Anwendungsbereich dieses 
Gesetzes das Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) nach Maßgabe der 
Absätze 2 bis 5 nicht anwendet, wenn sie bei der Prüfung der Zulassung für das konkrete 
Vorhaben zu der Einschätzung kommt, dass eine beschleunigte Zulassung unter Verzicht 
auf Verfahrensschritte nach dem UVPG einen relevanten Beitrag leisten kann, eine dro­
hende Krise der Gasversorgung in Deutschland zu bewältigen oder abzuwenden, weil in 
dieser Krisensituation auch eine in Monaten oder Wochen gemessene Verzögerung und 
damit potentielle Versorgungslücke unbedingt zu vermeiden ist. Damit sind sowohl die Fälle 
umfasst, in denen eine Krise der Gasversorgung bereits besteht, als auch Fälle, in denen 
eine Krise der Gasversorgung droht. Von einem relevanten Beitrag ist regelmäßig auszu­
gehen, wenn über die konkrete Anlage mehr als nur geringfügig LNG eingespeist werden 
kann und soll und die Gasmangellage weiterhin vorliegt oder weiter droht, wofür eine Gas­
warnstufe nach dem Notfallplan Gas nach der Verordnung (EU) 2017/1938 des Europäi­
schen Parlaments und des Rates vom 25. Oktober 2017 über Maßnahmen zur Gewährleis­
tung der sicheren Gasversorgung und zur Aufhebung der Verordnung (EU) Nr. 994/2010 
(SoS-VO) ein Indiz ist, und sie nicht zwischenzeitlich durch andere neu hinzugekommene 
sichere Bezugsquellen dauerhaft weggefallen ist. Von einem mengenmäßig relevanten Bei­
trag kann regelmäßig ausgegangen werden, wenn das Vorhaben eine jährliche Regasifi- 
zierungskapazität von zumindest 5 Mrd. m3 erreicht bzw. überschreitet. Anbindungsleitun­
gen nach § 2 Absatz 1 Nummer 3 leisten regelmäßig einen relevanten Beitrag dazu, eine 
Krise der Gasversorgung abzuwenden, wenn sie zur Anbindung einer Anlage, für die die 
Behörde nach ihrer Einschätzung von einem solchen Beitrag ausgeht, an das Fernleitungs­
netz benötigt werden. Entsprechendes gilt für Gewässerausbauten nach § 2 Absatz 1 Num­
mer 4, wenn diese für die Errichtung und den Betrieb der Anlage erforderlich sind.

Die Entscheidung von der Ausnahme Gebrauch zu machen, obliegt der zuständigen Be­
hörde im Einzelfall. Der europarechtlich zwingend vorgegebenen Anforderung aus der 
UVP-Richtlinie, auch im ausnahmsweisen Fall der Berufung auf Artikel 2 Absatz 4 den Zie­
len der UVP-Richtlinie möglichst weitgehend zu entsprechen, wird Rechnung getragen ins­
besondere dadurch, dass die anderweitigen fachrechtlichen formellen und materiellen An­
forderungen zum Schutze der Umwelt und damit auch der Schutzgüter der UVP-Richtlinie 
unberührt bleiben (s.u. zu § 4 Absatz 3) und zugleich ein unverzichtbarer Mindeststandard 
für die Öffentlichkeitsbeteiligung gewahrt bleibt (s.u. zu § 5 ff.). Im Übrigen sieht der § 4 
Absatz 5 die Information der EU-Kommission über die Geltendmachung der Ausnahme im 
Einzelfall vor; das vorgesehene Verfahren richtet sich hier eng an der von der EU-Kommis­
sion für diese Konstellationen vorgesehenen Vorgehensweise aus (s.u. § 4 Absatz 4 und 
Absatz 5, vgl. auch die Bekanntmachung der EU-Kommission im Amtsblatt der Europäi­
schen Union vom 14.11.2019, DOK 2019 / C 386 / 05 „Leitfaden zur Anwendung der Aus­
nahmen im Rahmen der Richtlinie über die Umweltverträglichkeitsprüfung'').
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Zu Absatz 2

Macht die zuständige Behörde nach Absatz 1 von der Nichtanwendung des UVPG Ge­
brauch, so entfallen damit beispielsweise die Pflicht des Antragstellers zur Erstellung eines 
UVP-Berichts sowie die Aufgabe der zuständigen Behörde, die Öffentlichkeit nach den 
UVP-rechtlichen Vorschriften zu beteiligen (§§ 18 bis 22 UVPG) sowie zur Erstellung einer 
zusammenfassenden Darstellung (§ 24 UVPG) und einer begründeten Bewertung (§ 25 
Absatz 1 UVPG), nicht nur, soweit diese Vorgaben im UVPG geregelt sind, sondern auch, 
soweit sich solche die Umweltverträglichkeitsprüfung betreffenden Vorgaben aus anderen 
Gesetzen, ergeben. So regelt grundsätzlich die Neunte Verordnung zur Durchführung des 
Bundes-Immissionsschutzgesetzes (Verordnung über das Genehmigungsverfahren - 9. 
BImSchV), welchen Anforderungen das immissionsschutzrechtliche Genehmigungsverfah­
ren für Anlagen genügen muss, für die nach dem Gesetz über die Umweltverträglichkeits­
prüfung eine Umweltverträglichkeitsprüfung durchzuführen ist. Nur dann, wenn nach § 4 
Absatz 1 des LNGG die gesetzlichen Vorgaben zur Umweltverträglichkeitsprüfung aus­
nahmsweise unangewendet bleiben, findet beispielsweise § 12 Absatz 1 Satz 2 der 9. BIm­
SchV, wonach bei UVP-pflichtigen Vorhaben eine Einwendungsfrist von einem Monat nach 
Ablauf der Auslegungsfrist gilt, keine Anwendung.

Zu Absatz 3

Absatz 3 stellt klar, dass die weiteren Zulassungsvoraussetzungen nach anderen fachrecht­
lichen Vorschriften unberührt bleiben, soweit sich aus den nachfolgenden Bestimmungen 
nicht etwas anderes ergibt. Zu den nachfolgenden Bestimmungen gehören sowohl Absatz 
4 bis 5 als auch die §§6-8, 10 und 13. Das Schutzniveaü für Umwelt und Gesundheit 
bleibt auf diese Weise gewahrt. Zugleich wird sichergestellt, dass durch die Inanspruch­
nahme der Ausnahmemöglichkeit nach Art. 2 Abs. 4 UVP-Richtlinie die Ziele der Richtlinie 
- d.h. der Schutz der Rechtsgüter dieser Richtlinie - auch ohne die Durchführung einer 
Umweltverträglichkeitsprüfung im Rahmen der Prüfung der Zulassungsvoraussetzungen 
Berücksichtigung finden.

Zu Absatz 4

Absatz 4 bestimmt, dass der Öffentlichkeit vor Erteilung der Zulassung bestimmte Informa­
tionen zugänglich zu machen sind. Hierzu gehören der Entwurf der Zulassungsentschei­
dung einschließlich der Begründung, zumindest die wesentlichen Antragsunterlagen, ein­
schließlich der vorhandenen Unterlagen, mit denen die wesentlichen Auswirkungen des 
Vorhabens auf die Umwelt dargestellt werden, sowie die Gründe gern. § 4 Abs, 1 für die 
Gewährung der Ausnahme von den Anforderungen nach dem UVPG. Bei dem Entwurf der 
Zulassungsentscheidung nach Absatz 4 Nummer 1 handelt es sich um die Zulassungsent­
scheidung, wie sie die Behörde zu treffen beabsichtigt Die Behörde hat nach Absatz 4 Num­
mer 2 die aufgrund des Zulassungsverfahrens vorhandenen Unterlagen der Öffentlichkeit 
zugänglich zu machen.

Mit dieser Regelung soll entsprechend den europarechtlichen Anforderungen ein Mindest­
maß an Transparenz auch in der Ausnahmekonstellation sichergestellt werden, die einen 
Verzicht auf Vorgaben der UVP-Richtlinie erlaubt.

Die Vorgaben zur Zugänglichmachung gelten nur für die abschließenden Zulassungstatbe­
stände. Sie gelten nicht für vorläufige Entscheidungen über vorläufige Maßnahmen wie 
etwa einen vorzeitigen Baubeginn oder eine vorzeitige Besitzeinweisung.

Die Zugänglichmachung erfolgt für die Dauer von vier Tagen. Diese erfolgt mittels Ausle­
gung in Räumen der Zulassungsbehörde und mittels Veröffentlichung auf der Internetseite 
der Zulassungsbehörde. Die Auslegung kann durch Auslegung der Unterlagen in Papier­
form oder mittels elektronischer Lesegeräte erfolgen. Soweit dies technisch und mit gerin­
gem Aufwand möglich ist und zu keinen Verzögerungen führt, sollte die zuständige Behörde 
die Informationen zusätzlich über das jeweils einschlägige zentrale Internetportal (UVP-



Portal des Bundes oder der Länder) zugänglich machen, um die Transparenz zu erhöhen 
und die Auffindbarkeit der Informationen zu erleichtern.

Zu Absatz 5

Artikel 2 Absatz 4 UVP-Richtlinie sieht vor, dass die Mitgliedstaaten die Europäische Kom­
mission vor Erteilung der Genehmigung über die Gründe für die Gewährung dieser Aus­
nahme unterrichten und ihr die Informationen übermitteln, die sie gegebenenfalls ihren ei­
genen Staatsangehörigen zur Verfügung stellen. Aus diesem Grund sieht Absatz 5 vor, 
dass die zuständige Behörde das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, nukleare 
Sicherheit und Verbraucherschutz über das Vorliegen der Voraussetzungen des Absatz 1 
für ein Zulassungsverfahren unterrichtet und ihm die Informationen, die es nach Absatz 4 
der Öffentlichkeit zugänglich macht, übermittelt. Das Bundesministerium für Umwelt, Natur­
schutz, nukleare Sicherheit und Verbraucherschutz unterrichtet dann die Europäische Kom­
mission und übermittelt ihr die Informationen nach Satz 1. Die Übermittlung der Informatio­
nen durch die zuständige Behörde hat mindestens vier Tage vor der Zulassungsentschei­
dung zu erfolgen, da die Europäische Kommission nach den Vorgaben der UVP-Richtlinie 
vor Erteilung der Genehmigung unterrichtet werden muss. Das für Angelegenheiten des 
Umweltschutzes zuständige Bundesministerium nimmt dabei keine inhaltliche Prüfung der 
Behördenentscheidung vor, sondern unterrichtet die Europäischen Kommission lediglich 
über die Entscheidung zur Gewährung der Ausnahme durch die zuständige Behörde.

Zu § 5 (Maßgaben für die Anwendung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes und 
der Industriekläranlagen-Zulassungs- und Überwachungsverordnung)

Zu Absatz 1

Absatz 1 enthält Maßgaben, soweit bei der Zulassung von unter dieses Gesetz fallenden 
Anlagen Regelungen des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) heranzuziehen 
sind.

Zu Nummer 1

Die in § 10 Absatz 3 Satz 2 BImSchG vorgesehene Auslegungsfrist von einem Monat wird 
auf eine Woche verkürzt.

Zu Nummer 2

Die in § 10 Absatz 3 Satz 4 BImSchG vorgesehenen Einwendungsfristen von zwei Wochen 
beziehungsweise - bei Anlagen nach der Industrieemissions-Richtlinie - einem Monat wer­
den auf eine Woche verkürzt.

Zu Nummer 3

Nach § 10 Absatz 6 BImSchG steht die Durchführung eines Erörterungstermins im Ermes­
sen der Genehmigungsbehörde.

Mit dem Ziel einer Befriedung oder einer verstärkten Erläuterung kann die Genehmigungs­
behörde einen Erörterungstermin durchführen. Bei Vorhaben im Anwendungsbereich des 
Gesetzes kann wegen der hohen Eilbedürftigkeit der Realisierung auch auf den Erörte­
rungstermin verzichtet werden.

Zu Nummer 4

Nummer 4 bestimmt, dass eine Genehmigung nach § 4 des BImSchG für Anlagen nach § 
2 Absatz 1 Nummer 1 und 2 zwingend zu befristen ist. Sie kann längstens bis zum 31. 
Dezember 2043 befristet erteilt werden.
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Das Bundesklimaschutzgesetz normiert das Ziel der Emissionsminderung bis 2040 um 
mind. 88 Prozent. Bis 2045 soll Treibhausgasneutralität erreicht werden. Aufgrund nicht 
vermeidbarer Emissionen in den Bereichen Industrie und Landwirtschaft ist es erforderlich, 
bis 2040 keine emissionsbehaftete Energiewandlung zur Strom- oder Wärmeproduktion in 
nennenswerten Umfang zuzulassen. Daher ist eine Befristung bis 2043 vorgesehen. Erd­
gas wird als Energieträger zu diesem Zeitpunkt nahezu vollständig ersetzt sein.

Die Regelung stellt Kohärenz zwischen dem Bedürfnis kurz- bis mittelfristig zusätzliche Ka­
pazitäten zur Einspeisung von Erdgas in das Fernleitungsnetz aufgrund der veränderten 
energie- und sicherheitspolitischen Bewertung der Abhängigkeit von russischen Erdgaslie­
ferungen zu schaffen und der Einhaltung der gesetzlich normierten Klimaschutzziele. So 
schafft die Regelung im Einklang und zur Umsetzung der Vorgaben des Bundesverfas­
sungsgerichts aus seinem Beschluss vom 24. März 2021 (vgl. Begründung zu § 1) auch 
Planungssicherheit für die Betreiber und erlaubt es ihnen, die Befristung bereits im Vor­
hinein kalkulatorisch zu berücksichtigen.

Zu Absatz 2

Absatz 2 Satz 1 bestimmt, dass eine Genehmigung nach § 4 BImSchG für den Betrieb einer 
Anlage nach § 2 Absatz 1 Nummer 1 und 2 über das Jahr 2043 hinaus nur für den Betrieb 
mit klimaneutralen Wasserstoff oder für den Betrieb mit einem Derivat von klimaneutralem 
Wasserstoff erteilt werden kann. Die Regelung trägt dem Umstand Rechnung, dass mit der 
Dekarbonisierung der Energiewandlung ein erhöhter Bedarf an Wasserstoff einhergehen 
wird. Der Weiterbetrieb der Anlagen, die zunächst im Rahmen dieses Gesetzes zur Schaf­
fung zusätzlicher Kapazitäten zur Einspeisung von Erdgas in das Fernleistungsnetz zwecks 
Abwendung einer Versorgungskrise beschleunigt zugelassen werden, ab Mitte des nächs­
ten Jahrzehnts, spätestens jedoch ab dem 1. Januar 2044 auf Basis von klimaneutralem 
Wasserstoff oder einem Derivat hiervon ist daher sinnvoll und beabsichtigt. Dabei steht es 
den Betreibern frei, ob sie ihre Anlagen über das Jahr 2043 weiterbetreiben wollen. Mit der 
Regelung wird den Betreibern jedoch bereits vor Inbetriebnahme der Anlage ein Weg zur 
Nutzung über das Jahr 2043 hinaus, aufgezeigt. Auch dies schafft Planungssicherheit.

Nach Absatz 2 Satz 2 ist die Genehmigung nach Satz 1 spätestens zum 1. Januar 2035 zu 
beantragen. Die Regelung trägt dem Umstand Rechnung, dass neben regulären Genehmi­
gungsverfahren auch Umbauten an den Anlagen zu erfolgen haben. Damit soll sicherge­
stellt werden, dass der Weiterbetrieb der Anlagen, sofern dieser durch die Betreiber beab­
sichtigt ist, spätestens zum 1. Januar 2044 erfolgen kann.

Zu Absatz 3

Absatz 3 verweist für die Öffentlichkeitsbeteiligung nach § 4 der Industriekläranlagen-Zu- 
lassungs- und Überwachungsverordnung (IZÜV) auf die Maßgaben des Absatzes 1 Nr. 1 
bis 3.

Zu § 6 (Maßgaben für die Anwendung des Bundesnaturschutzgesetzes)

Im Rahmen des Verfahrens zur Zulassung von Anlagen nach § 2 kann - nach Maßgabe 
des Fachrechts - die naturschutzrechtliche Eingriffsregelung der §§ 13 ff. des BNatSchG 
zu prüfen sein. Diese sieht vor, dass erhebliche Beeinträchtigungen von Natur und Land­
schaft zu vermeiden und - soweit unvermeidbar - zu kompensieren sind. Zur Kompensa­
tion werden in § 6 konkretisierende Regelungen getroffen.

Die Übrigen Regelungen des BNatSchG, insbesondere § 18, bleiben unberührt.

Zu Nummer 1

Es wird geregelt, unter welchen Voraussetzungen und nach welchen Maßgaben die Fest­
setzung von Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen im Sinne der Eingriffsregelung von der



Zulassungsentscheidung über ein Vorhaben im Sinne von § 2 zeitlich entkoppelt werden 
kann.

Der Zulassungsbehörde wird die Möglichkeit eingeräumt, die Festsetzung von Ausgleichs­
und Ersatzmaßnahmen im Sinne des § 15 Absatz 2 des BNatSchG von der Zulassung 
eines Vorhabens .im Sinne des § 2 zeitlich zu entkoppeln. So kann die Festsetzung der 
Maßnahmen bis zu zwei Jahre nach der Erteilung der Zulassungsentscheidung erfolgen. 
Eine zeitliche Entkoppelung ist in Konstellationen sinnvoll, in denen die Dringlichkeit zur 
Erteilung einer Zulassung besteht und das Zulassungsverfahren nicht durch die Konzipie­
rung von Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen und die behördliche Prüfung der vorgeschla­
genen Maßnahmen verzögert werden soll.

Absatz 1 Nummer 1 Satz 2 stellt klar, dass die erforderlichen Angaben im Sinne des § 17 
Absatz 4 Satz 1 Nummer 2 BNatSchG - insbesondere solche zum Ausgleich und Ersatz 
des Eingriffs - vom Vorhabenträger nicht bereits bei der Zulassungsentscheidung über das 
Vorhaben, sondern erst nachträglich vor der Entscheidung über die nachträgliche Festset­
zung zu machen sind.

Durch Absatz 1 Nummer 1 Satz 3 wird klargestellt, dass § 15 Absatz 4 Satz 2 BNatSchG, 
der die Festsetzung des Unterhaltungszeitraums von Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen 
im Zulassungsbescheid vorsieht, entsprechend anzuwenden ist. Dies bedeutet, dass bei 
einer nachträglichen Festsetzung im Sinne des Absatzes 1 Nummer 1 Satz 1 auch der 
Unterhaltungszeitraum erst mit dieser Entscheidung festgesetzt wird. [...]

Zu Nummer 2

Es wird zudem der Zeitraum der Umsetzung von festgesetzten Ausgleichs- und Ersatzmaß­
nahmen flexibilisiert. Demnach steht dem Vorhabenträger nach der-gegebenenfalls nach­
träglich im Sinne des Absatz 1 erfolgten - Festsetzung ein Zeitraum von weiteren drei Jah­
ren zur Verfügung um mit der Umsetzung der Maßnahmen zu beginnen.

Zu § 7 (Maßgaben für die Anwendung des Wasserhaushaltsgesetzes)

Die Regelung enthält Maßgaben zur Anwendung der betreffenden Vorschriften des Was­
serhaushaltsgesetzes (WHG).

In den Nummern 1 - 3 werden Abweichungen vom Verfahrensrecht geregelt.

Zu Nummer 1

Nummer 1 bestimmt, dass der Plan für die Dauer von mindestens einer Woche zur Einsicht 
auszulegen ist. Ziel der Regelung ist es, das behördliche Verfahren deutlich zu beschleuni­
gen. Dies ist zur Erreichung des Gesetzeszwecks zwingend geboten. Die in den Anwen­
dungsbereich des Gesetzes fallenden Vorhaben können nur dann unverzüglich realisiert 
werden, wenn ein insgesamt beschleunigtes Zulassungsverfahren die in allen Verfahrens­
schritten notwendigen zeitlichen Raffungen ermöglicht.

Zu Nummer 2

Nummer 2 verkürzt zudem die von der zuständigen Behörde festzulegende Frist für das 
Erheben von Einwendungen gegen den Plan für jeden, dessen Belange durch das Vorha­
ben berührt werden, auf eine Woche. Die kurze Frist dient auch hier der Straffung des ge­
samten Verfahrens und somit der unverzüglichen Realisierung der betreffenden Vorhaben.

Zu Nummer 3

Nach Nummer 3 Satz 1 soll die zuständige Behörde vom obligatorischen Erörterungstermin 
absehen, da hierdurch dem Ziel der größtmöglichen Verfahrensbeschleunigung Rechnung
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getragen werden kann. Die Möglichkeit des Abhaltens eines Erörterungstermins bleibt der 
zuständigen Behörde jedoch weiterhin erhalten, wenn diese die Durchführung eines Erör­
terungstermin etwa als potentiell befriedend und somit verfahrensbeschleunigend beurteilt.

Nummer 3 Satz 2 eröffnet der Behörde die Möglichkeit, die Art der Durchführung des Erör­
terungstermins frei zu wählen.

Zu Nummer 4

Nach Nr. 4 wird durch eine Regelvermutung im Sinne der Verfahrensbeschleunigung klar­
gestellt, dass durch die Entnahme und Wiedereinleitung von Wasser zum Zwecke der Re- 
gasifizierung von verflüssigtem Erdgas keine schädlichen, auch durch Nebenbestimmun­
gen nicht vermeidbaren oder nicht ausgleichbaren Gewässerveränderungen im Sinne des 
§ 12 Absatz 1 Nummer 1 WHG zu erwarten sind. Bei der Entnahme und Wiedereinleitung 
von Wasser zu den genannten Zwecken muss insbesondere sichergestellt werden, dass 
Kühlwasserfrei von Schadorganismen (insbesondere Bakterien und Legionellen) bleibt. Zu 
diesem Zwecke muss durch Auflagen zugunsten des betroffenen Gewässers zusätzlich si­
chergestellt werden, dass bei der Vermeidung des Entstehens von Schadorganismen auf 
den Einsatz von Bioziden verzichtet wird und diese durch entsprechende biozidfreie Stoffe 
ersetzt werden. Darüber hinaus sind in den Nebenbestimmungen standortspezifisch Rege­
lungen im Hinblick auf die Gewässertemperatur angezeigt.

Zu § 8 (Maßgaben für die Anwendung des Energiewirtschaftsgesetzes)

Der Ausbau der LNG-Infrastruktur in Deutschland ist ein sehr wichtiges Anliegen und Vo­
raussetzung für die Aufnahme von LNG in das nationale Leitungsnetz. Die Fernleitungs- 
netzbetreiber sind aufgrund der Gasnetzzugangsverordnung verpflichtet, die erforderlichen 
Leitungen zwischen LNG-Anlagen und dem Fernleitungsnetz zu errichten und die LNG- 
Anlagen an das Fernleitungsnetz anzuschließen. Dies dient dem zentralen Interesse an 
einer sicheren und diversifizierten Gasversorgung in Deutschland.

Um den Beteiligten eine möglichst frühzeitige Rechts- und Planungssicherheit bei der Er­
richtung von LNG-Anschlussleitungen zu ermöglichen, bedarf es der Anpassung der Vor­
gaben des Energiewirtschaftsgesetzes. Die Maßgaben stellen sicher, dass die erforderli­
chen Anbindungsleitungen zeitnah realisiert werden können.

Zu Absatz 1

Zu Nummer 1

Die spezialgesetzlichen Vorschriften in den §§ 43 ff. des Energiewirtschaftsgesetzes 
(EnWG) ändern die allgemeinen Regelungen über das Planfeststellungsverfahren im Ver­
waltungsverfahrensgesetz zum Zweck der Verfahrensstraffung und -beschleunigung teil­
weise ab. Der Ablauf des Planfeststellungsverfahrens ist im Wesentlichen in § 73 des Ver­
waltungsverfahrensgesetzes (VwVfG) bzw. in den Verwaltungsverfahrensgesetzen der 
Länder festgeschrieben. Diese Vorschrift wird bereits durch § 43a EnWG modifiziert.

Zum Zwecke der weiteren Beschleunigung der Errichtung der LNG-Anbindungsleitungen 
nach § 43 Absatz 1 Nummer 6 EnWG bedarf es für die Fälle, in denen nach § 4 UVPG nicht 
durchzuführen ist, einerweiteren Verfahrensbeschleunigung, ln diesem Zusammenhang ist 
jedoch zu berücksichtigen, dass es bei Anbindungsleitungen von mehr als 800 mm Durch­
messer und mehr als 40 km Länge in unmittelbarer Anwendung der Vorgaben der Aarhus 
Konvention zur Öffentlichkeitsbeteiligung stets einer Planfeststellung bedarf, die Erteilung 
einer Plangenehmigung nach § 74 Absatz 6 VwVfG ist nicht zulässig.

Im Einzelnen finden sich in Absatz 1 Nummer 1 Maßgaben zu der Vorschrift des § 43a 
EnWG zum Anhörungsverfahren für die Anbindungsleitungen.
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Die verkürzte Auslegungs- und Einwendungsfrist auf jeweils eine Woche dient der weiteren 
Verfahrensbeschleunigung. Um das Ziel einer deutlich beschleunigten Realisierung der 
Vorhaben im Anwendungsbereich dieses Gesetzes zu erreichen, sind alle Verfahrens­
schritte soweit wie möglich zu straffen. Auf eine Beteiligung der Öffentlichkeit soll dennoch 
nicht gänzlich verzichtet werden.

Den Vorgaben nach Artikel 6 in Verbindung mit Anhang I Nr. 14 der der Aarhus Konvention 
zur Öffentlichkeitsbeteiligung wird damit auch nach Wegfall der Pflicht zur Umweltverträg­
lichkeitsprüfung durch § 4 dieses Gesetzes Rechnung getragen. Die Auslegung erfolgt u.a. 
auf der Internetseite der Zulassungsbehörde, so dass die Unterlagen jederzeit - nicht nur 
zu begrenzten Öffnungszeiten - einsehbar sind.

Ein Erörterungstermin findet bislang in den Fällen des § 43a Nummer 3 EnWG nicht statt. 
In der Regel ist ein Erörterungstermin auch wegen der nach § 4 nicht erforderlichen Um­
weltverträglichkeitsprüfung nicht durchzuführen. Im Übrigen kann die Behörde einen Erör­
terungstermin durchführen, soweit sie diesen für erforderlich hält.

Zu Nummer 2

Kampfmittelräumungen, archäologische Untersuchungen und Bergungen stellen Vorarbei­
ten im Sinne des § 44 EnWG dar. Dies kann zu einer deutlichen Beschleunigung der Rea­
lisierung der Vorhaben führen. Gerade archäologische Bergungen und Kampfmittelbergun­
gen können sich über einen längeren Zeitraum erstrecken oder nur zu bestimmten Jahres­
zeiten durchgeführt werden. In der Praxis ist oftmals eine archäologische Bergung unmit­
telbar im Anschluss an die Voruntersuchung erforderlich, um beispielsweise Raubgrabun­
gen oder witterungsbedingte Schäden zu vermeiden. Mit der Regelung wird sichergestellt, 
dass entsprechende Arbeiten bereits durchgeführt werden können, bevor der Planfeststel­
lungsbeschluss oder die Plangenehmigung ergeht.

Zu Nummer 3

Abweichend von § 44b Absatz 1a EnWG kann der Vorhabenträger bereits nach Ablauf der 
Einwendungsfrist verlangen, dass eine vorzeitige Besitzeinweisung durchgeführt wird. Es 
ist nicht der Abschluss des Anhörungsverfahrens erforderlich. Es ist davon auszugehen, 
dass die Behörde auch zu einem früheren Zeitpunkt über ausreichende Kenntnisse über 
das Vorhaben verfügt, um eine Prognoseentscheidung zu treffen. Dies gewährleistet eine 
frühzeitige Klarheit über den weiteren Verfahrensgang und ermöglicht damit zugleich die 
zügige bauliche Umsetzung der hier relevanten Vorhaben nach Erlass des Planfeststel­
lungsbeschlusses bzw. der Plangenehmigung.

Zu Nummer 4

Die Ausnahmeregelung zu § 44c EnWG schafft Voraussetzungen für den vorzeitigen Bau­
beginn von Anbindungsleitungen, die sich an den Vorgaben des § 8a BImSchG bzw. des § 
17 WHG orientieren. § 8a BImSchG ist für die Vorhaben relevant, die eine immissions­
schutzrechtlichen Genehmigung erfordern. § 17 WHG regelt die Zulassung des vorzeitigen 
Beginns in wasserrechtlichen Erlaubnis- oder Bewilligungsverfahren. Die hier eingefügte 
Ausnahmeregelung ermöglicht eine Synchronisierung des Baus der Anlage mit der Errich­
tung des Netzanschlusses. Für beide gelten die gleichen Voraussetzungen für den vorzei­
tigen Baubeginn,

Bei den Anbindungsleitungen der LNG-Anlagen an das Fernleitungsnetz handelt es sich 
um Vorhaben, die aufgrund eines überragenden öffentlichen Interesses und im Interesse 
der öffentlichen Sicherheit zu realisieren sind. Es sind Vorhaben, die wesentlich zur Versor­
gungssicherheit in Deutschland beitragen. Mit Blick auf die zukünftige Ermöglichung des 
Transports von Wasserstoff werden die Anbindungsleitungen wasserstofffest ausgebaut. 
Für diese Vorhaben bedarf es einer Regelung zur Erleichterung des vorzeitigen Baube­
ginns.
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Für die vom Anwendungsbereich dieses Gesetzes erfassten Vorhaben sind - wie bei § 8a 
BImSchG und § 17 WHG - bestimmte Anforderungen einzuhalten. Es muss mit einer Ent­
scheidung zu Gunsten des Antragstellers gerechnet werden können (§ 44c Absatz 1 Satz 
1 Nummer 1 EnWG). Die Behörde muss hierfür eine ausreichende Kenntnis des zu bewer­
tenden Vorhabens haben. Das berechtigte Interesse des Vorhabenträgers bzw. das öffent­
liche Interesse, an der Zulassung des vorzeitigen Baubeginns (§ 44c Absatz 1 Satz 1 Num­
mer 2 EnWG) ist bereits aufgrund des überragenden öffentlichen Interesses bzw. des Inte­
resses der öffentlichen Sicherheit gegeben. Der Vorhabenträger verpflichtet sich, alle Schä­
den zu ersetzen, die bis zur Entscheidung im Planfeststellungs- oder Plangenehmigungs­
verfahren durch die Maßnahmen verursacht worden sind, und sofern kein Planfeststel­
lungsbeschluss oder keine Plangenehmigung erfolgt, den früheren Zustand wiederherzu­
stellen (§ 44c Absatz 1 Satz 1 Nummer 5 EnWG).

Die Voraussetzung des § 44c Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 bzw. Satz 2 EnWG kommen in 
diesem Ausnahmefall nur eingeschränkt zur Anwendung. Es gelten die gleichen Voraus­
setzungen wie für die Anlage, die dem Immissionsschutzrecht oder dem Wasserrecht un­
terfällt. Ziel ist es, eine Verfahrenserleichterung zu schaffen. Die Verfahrenserleichterung 
trägt dazu bei, dass die Fernleitungsnetzbetreiber ihre in § 15 Absatz 1 EnWG gesetzlich 
festgeschriebene Aufgabe erfüllen können und zu einer sicheren Energieversorgung bei­
tragen.

Ebenso kann in diesen Ausnahmefällen auf das Vorliegen der privaten Rechte verzichtet 
werden, so dass § 44c Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 EnWG für Vorhaben nach § 2 Nummer 
3 nicht greift. Der Planfeststellungsbeschluss bzw. die Planfeststellungsgenehmigung ent­
falten eine enteignungsrechtliche Vorwirkung. Spätestens dann liegen alle Voraussetzun­
gen zur Erlangung der erforderlichen privaten Rechte vor.

Mit diesen Maßgaben wird die Möglichkeit geschaffen, bereits vorzeitig, d.h. vor Feststel­
lung des Planfeststellungsbeschlusses mit Teilen der Errichtung eines Vorhabens bzw. mit 
den dazugehörigen Vorarbeiten im Sinne des § 44c EnWG zu beginnen. Zu den Vorarbei­
ten zählen z.B. auch naturschutzrechtliche Maßnahmen, insbesondere des europäischen 
Arten- und Gebietsschutzes (Maßnahmen zur Schadensbegrenzung, vorgezogene Aus­
gleichsmaßnahmen nach § 44 Absatz 5 BNatSchG sowie Maßnahmen zur Kohärenzsiche­
rung nach§ 34 Absatz 5 BNatSchG), vgl. bereits BR-Drucksache 11/19, S. 70.

Zur Verfahrensbeschleunigung ist für die Verfahren der Zulassung des vorzeitigen Baube­
ginns zusätzlich die Regelung des § 74 Abs. 5 VwVfG anwendbar. Danach können Zustel­
lungen durch öffentliche Bekanntmachung ersetzt werden, wenn außer an den Vorhaben­
träger des Vorhabens mehr als 50 Zustellungen vorzunehmen sind!

Zu Absatz 2

Absatz 2 dient der Klarstellung, dass durch die Einfügung von beschleunigenden Verfah­
renserleichterungen nicht die allgemeinen Vorschriften des Verwaltungsverfahrensrechts 
Wiederaufleben.

Zu § 9 (Beschleunigte Vergabe- und Nachprüfungsverfahren)

Beschaffungen für Vorhaben nach § 2 können dem Vergaberecht gemäß dem Gesetz ge­
gen Wettbewerbsbeschränkungen (GWB) bzw. dem Haushaltsrecht unterliegen, so dass 
für sie grundsätzlich Ausschreibungsverfahren mit unter anderem entsprechenden Mindest­
fristen zur Auswahl der zu beauftragenden Unternehmen durchzuführen wären. Die dem 
Vertragsschluss vorausgehenden Vergabe- und ggf. Nachprüfungsverfahren können die 
äußerst dringlichen, schnellstmöglich durchzuführenden Vorhaben nach § 2 jedoch nicht 
unerheblich verzögern und somit die nach § 1 und § 3 erforderliche schnellstmögliche Si­
cherstellung der überragenden öffentlichen Interessen an der Versorgung mit Gas erheblich 
verzögern oder gefährden. Für diese besonderen, durch den Anwendungsbereich des Ge­
setzes stark eingegrenzten, aufgrund der Zeitenwende des russischen Angriffskriegs gegen



die Ukraine aber für die nationale Unabhängigkeit und Sicherheit überragend wichtigen 
Vorhaben sollen daher vorübergehend erhebliche vergaberechtliche Verfahrenserleichte­
rungen geschaffen werden, soweit dies europa- und verfassungsrechtlich zulässig ist.

Absätze 1 bis 3 regeln für Vorhaben nach § 2 während der Laufzeit gern. § 15 Erleichterun­
gen und Ergänzungen zum GWB-Vergaberecht oberhalb der EU-Schwe(lenwerte.

Absatz 1 betrifft dabei die Durchführung der Vergabeverfahren selbst, einschließlich von 
Bestimmungen zur Informations- und Wartepflicht sowie zur Unwirksamkeit.

Absätze 2 und 3 treffen abweichende und ergänzende Regelungen für diesbezügliche 
Nachprüfungsverfahren gern. §§ 155 ff. GWB.

Absatz 4 suspendiert den Anwendungsbefehl für die detaillierten Regeln für die Durchfüh­
rung von Vergabeverfahren unterhalb der EU-Schwellenwerte.

Absatz 5 betrifft den Rechtsschutz für Beschaffungen von Vorhaben nach § 2, die nicht den 
speziellen vergaberechtlichen Nachprüfungsverfahren unterliegen.

Zu Absatz 1

Die §§ 97 ff. GWB sowie die aufgrund § 113 GWB erlassenen Vergabeordnungen gelten 
für die Vergabe öffentlicher Aufträge und Konzessionen (§ 103 bis 105 GWB) durch Auf­
traggeber (§ 98 bis 101 GWB) oberhalb der EU-Schwellenwerte (§ 106 GWB), soweit keine 
Ausnahme vom Vergaberecht (§§ 107 ff. GWB u.a.) vorliegt. Nicht bei allen Vorhaben nach 
§ 2 werden die §§ 97 ff. GWB anwendbar sein, insbesondere falls schon kein öffentlicher 
Auftraggeber oder Sektorenauftraggeber Leistungen beschafft, keine Sektorentätigkeit (ins­
besondere im Bereich Gas oder Häfen) vorliegt, kein Beschaffungscharakter vorliegt, die 
Entgeltlichkeit fehlt oder im Einzelfall besondere Ausnahmen - etwa auch bei wesentlichen 
Sicherheitsinteressen (§ 107 Abs. 2 GWB) - greifen.

Soweit aber öffentliche Aufträge oder Konzessionen für Vorhaben nach § 2 den §§ 97 ff. 
GWB und den entsprechenden untergesetzlichen Anforderungen unterliegen, sind die be­
sonderen Regeln der Absätze 1 bis 3 für die Vergabe- und Nachprüfungsverfahren anzu­
wenden. Für die Laufzeit des Gesetzes gehen diese bei Beschaffungen für Vorhaben nach 
§ 2 wegen äußerst dringlicher Gründe und der Gefährdung überragender öffentlicher Inte­
ressen den allgemeinen Regeln vor (siehe dazu insbesondere auch die Begründungen zu 
§ 1 und § 3).

Angesichts des Zweckes des Gesetzes gemäß § 1 und dem besonderen Interesse gemäß 
§ 3 sehen die Absätze 1 bis 3 für die Vergabe- und Nachprüfungsverfahren Beschleunigun­
gen, Erleichterungen und eine Stärkung des Allgemeininteresses an einer schnellstmögli­
chen Umsetzung der Vorhaben nach § 2 im Rahmen von Interessensabwägungen vor.

Absatz 1 trifft ergänzende und abweichende Regeln für die Durchführung von Vergabever­
fahren. Er regelt dabei auch Abweichungen von § 135 Absatz 1 GWB hinsichtlich der Wirk­
samkeit von Verträgen.

Ziel der Regelungen des Absatzes 1 ist es, das Vergabeverfahren angesichts der äußers­
ten Dringlichkeit der Vorhaben nach § 2 und der Gefährdung überragender öffentlicher In­
teressen rechtssicher zu beschleunigen und die schnellstmögliche, ggf. vorzeitige Durch­
führung der Beschaffungen bei gleichzeitig verringertem Risiko einer enorm verzögernd 
wirkenden potentiellen Rückabwicklung von Verträgen sicherzustellen.

Zu Nummer 1

Gemäß Nummer 1 findet § 97 Absatz 4 GWB keine Anwendung. Mittelständische Interes­
sen müssen bei den eng umgrenzten Vorhaben nach § 2 für den Geltungszeitraum nach
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§ 15 daher nicht vornehmlich berücksichtigt werden. Aufgrund der äußerst dringlichen Um­
setzung der Vorhaben nach § 2 und der Gefährdung überragender öffentlicher Interessen 
treten sie hinter dem Beschleunigungsinteresse zurück. Insbesondere müssen bei Vorha­
ben nach § 2 die Leistungen auch nicht in der Menge oder nach Art oder Fachgebiet in 
Lose aufgeteilt werden. Andernfalls käme es zu einer Vielzahl von Vergabeverfahren, die 
der schnellstmöglichen Umsetzung der Vorhaben nach § 2 entgegenstehen.

Durch die fehlende Anwendung des § 97 Absatz 4 GWB entfallen seine Vorgaben sowohl 
für Vergabeverfahren nach der Vergabeverordnung (VgV), der Sektorenverordnung 
(SektVO), der Konzessionsvergabeverordnung (KonzVgV) und der Vergabeverordnung 
Verteidigung und Sicherheit (VSVgV). Für sie ist anders als für die VOB/A in Nummer 2 
keine gesonderte Regelung zu treffen, da sie das Gebot des § 97 Absatz 4 GWB nicht wie­
derholen.

Zu Nummer 2

Die Begründung zu Nummer 1 gilt ebenso für die § 97 Absatz 4 GWB im Wesentlichen 
wiederholende Regelung in § 5 EU Absatz 2 Nummer 1 der Vergabe- und Vertragsordnung 
für Bauleistungen Teil A (VOB/A). Diese inhaltliche Regelung in der VOB/A wird durch Num­
mer 2 für die Vorhaben nach § 2 materiell abbedungen. Ohne Gebot der Losaufteilung ent­
fällt im Übrigen auch das Begründungsgebot nach § 5 EU Absatz 2 Nummer 2 VOB/A.

Zu Nummer 3

Nummer 3 enthält eine ergänzende Regelung zur bereits bestehenden Ausnahme von der 
Informationspflicht in Fällen, in denen das Verhandlungsverfahren ohne Teilnahmewettbe­
werb wegen besonderer Dringlichkeit gerechtfertigt ist (§ 134 Absatz 3 Satz 1 GWB).

Zum einen wird klargestellt und ausdrücklich geregelt, dass damit nicht nur die Informati­
onspflicht nach § 134 Absatz 1 GWB, sondern auch die Wartepflicht gemäß § 134 Absatz 2 
GWB entfällt. Insbesondere wird aber der Anwendungsbereich für die eng umgrenzten Vor­
haben nach § 2 für die Geltungsdauer des Gesetzes nach § 15 neben Fällen der besonde­
ren Dringlichkeit auf (a.) alle Verhandlungsverfahreii ohne Teilnahmewettbewerb sowie (b.) 
auf alle Verfahren, in denen es nur noch einen Bieter und keine weiteren betroffenen Be­
werber gibt, erweitert. Damit wird Gebrauch gemacht von der Möglichkeit des Artikel 2b 
Buchstabe a) und b) der Rechtmittelrichtlinie 89/665/EWG4, Artikel 2b Buchstabe a) und b) 
der Sektorenrechtsmittelrichtlinie 92/13/EWG5 und Artikel 58 Buchstabe a) und b) der Ver- 
teidigungs- und Sicherheitsvergaberichtlinie 2009/81/EG6). Diese sind auch für die Ausle­
gung der Nummer 3 heranzuziehen (insbesondere hinsichtlich der betroffenen Bewerber).

4 Richtlinie 89/665/EWG des Rates vom 21. Dezember 1989 zur Koordinierung der Rechts- und Verwaltungs­
vorschriften für die Anwendung der Nachprüfungsverfahren im Rahmen der Vergabe öffentlicher Lie- 
fer- und Bauaufträge (ABI. L 395 vom 30.12.1989, S. 33), zuletzt geändert durch Richtlinie 2014/23/EU 
des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. Februar 2014 über die Konzessionsvergabe (ABI, 
L 94 vom 28.3.2014, S. 1).

5 Richtlinie 92/13/EWG des Rates vom 25. Februar 1992 zur Koordinierung der Rechts- und Verwaltungsvor­
schriften für die Anwendung der Gemeinschaftsvorschriften über die Auftragsvergabe durch Auftrag­
geber Im Bereich der Wasser-, Energie- und Verkehrsversorgung sowie im Telekommunikationssektor 
(ABI. L 76 vom 23.3.1992, S, 14), zuletzt geändert durch Richtlinie 2014/23/EU des Europäischen Par­
laments und des Rates vom 26. Februar 2014 über die Konzessionsvergabe (ABI. L 94 vom 28.3.2014, 
S. 1).

6 Richtlinie 2009/81/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 13. Juli 2009 über die Koordinierung
der Verfahren zur Vergabe bestimmter Bau-, Liefer- und Dienstleistungsaufträge in den Bereichen Ver­
teidigung und Sicherheit und zur Änderung der Richtlinien 2004/17/EG und 2004/18/EG (ABI. L 216 
vom 20.8.2009, S. 76), zuletzt geändert durch Delegierte Verordnung (EU) 2021/1950 der Kommission 
vom 10. November 2021 zur Änderung der Richtlinie 2009/81/EG des Europäischen Parlaments und 
des Rates im Hinblick auf die Schwellenwerte für Liefer-, Dienstleistungs- und Bauaufträge (ABI. L 398 
vom 11.11.2021, S. 19).
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Das Entfallen der Informations- und Wartepflicht in diesen Fällen dient angesichts der äu­
ßersten Dringlichkeit der Vorhaben nach § 2 und der Gefährdung überragender öffentlicher 
Interessen der schnellstmöglichen Umsetzung der Vorhaben.

Die mit dem Entfallen einhergehende Möglichkeit von mehr zulässig erteilten Zuschlägen, 
die grundsätzlich nicht aufgehoben werden können (§ 168 Absatz 2 Satz 1 GWB), bevor 
andere interessierte Unternehmen von der Vergabe oder dem beabsichtigten Zuschlag er­
fahren, ist angesichts der äußersten Dringlichkeit der Vorhaben nach § 2 und der Gefähr­
dung überragender öffentlicher Interessen, denen mit diesem Gesetz begegnet wird, hin­
zunehmen. Andere Unternehmen können weiterhin grundsätzlich insbesondere Rechts­
schutz über die Zulässigkeit der Vergabe ohne Teilnahmewettbewerb bzw. ohne Informati­
onsschreiben gemäß § 135 GWB nach Maßgabe von Nummer 4 bis 6 erlangen.

Zu Nummer 4

Nummer 4 bis 6 regeln abweichend von der bisher alternativlosen Rechtsfolge der von An­
fang an festzustellenden Unwirksamkeit des § 135 GWB entsprechend der Möglichkeiten 
der europäischen Rechtmittelrichtlinien alternative Sanktionsmöglichkeiten angesichts der 
äußersten Dringlichkeit der Vorhaben nach § 2 und der Gefährdung überragender öffentli­
cher Interessen. Dieses ausnahmsweise Abweichen von der rückwirkenden Unwirksamkeit 
und vollständigen Rückabwicklung ist angesichts der schnellstmöglichen dauerhaften Um­
setzung der Vorhaben nach § 2 überragend wichtig. Eine Rückabwicklung würde die äu­
ßerst dringlichen Verfahren ansonsten konterkarieren und damit überragende öffentliche 
Interessen gefährden. Effektiver Rechtsschutz und abschreckende Wirkung werden durch 
die alternativen Sanktionen und die daneben unberührt bleibende Möglichkeit der Geltend­
machung von Schadensersatz weiterhin gewährleistet, ohne die zwingend benötigte Be­
schleunigung einzuschränken.

Nummer 4 bis 6 befinden sich als Abweichung von § 135 GWB bei den Maßgaben zu den 
Vergabeverfahren in Absatz 1, da die Unwirksamkeitsfolge des § 135 Absatz 1 GWB im 
Kapitel Vergabeverfahren, Unterabschnitt 2 - Vergabeverfahren und Auftragsausführung 
des 4. Teils des GWB steht. Absatz 2 Nummer 5 und Absatz 3 Nummer 8 stellen über ihren 
Verweis auf Nummer 4 bis 6 klar, dass die Abweichung von der bisherigen zwingenden 
Unwirksamkeitsfolge für im Nachprüfungsverfahren festgestellte Verstöße im Sinne des 
§ 135 Absatz 1 Nummer 1 oder 2 vor allem in den Nachprüfungsverfahren nach Absatz 2 
und Absatz 3 durch die Vergabekammern und Beschwerdegerichte zu beachten ist. Statt 
der automatischen Folge der Unwirksamkeit bei Feststellung eines Verstoßes im Sinne des 
§ 135 Absatz 1 Nummer 1 oder 2 GWB haben die Nachprüfungsinstanzen gemäß Num­
mer 4 zum einen eine Abwägungsentscheidung über ein Absehen von der Unwirksamkeits­
folge zu treffen. In diesem Fall sowie bei der nun gemäß Nummer 5 für Vorhaben nach § 2 
vorgesehenen Unwirksamkeitsfolge allein für die Zukunft haben sie in ihrer Entscheidung 
zwingend alternative Sanktionen nach Nummer 6 zu erlassen.

Nummer 4 Satz 1 setzt Artikel 2d Absatz 3 Unterabsatz 1 der Rechtsmittelrichtlinie 
89/665/EWG, Artikel 2d Absatz 3 Unterabsatz 1 der Sektoren-Rechtsmittelrichtlinie 
92/13/EWG und Artikel 60 Absatz 3 Unterabsatz 1 der Verteidigungs- und Sicherheitsver­
gaberichtlinie 2009/81/EG um. Damit wird den Nachprüfungsinstanzen erstmals ein Ermes­
sen gegeben, von der zwingenden Unwirksamkeitsfolge des § 135 Absatz 1 GWB abzuse­
hen, indem sie eine Abwägungsentscheidung über die Unwirksamkeit oder alternative 
Sanktionen treffen können. In die Abwägung sind angesichts der äußersten Dringlichkeit 
der Vorhaben nach § 2 und der Gefährdung überragender öffentlicher Interessen die zwin­
genden Gründe eines Allgemeininteresses für ein Absehen von der Unwirksamkeit bei Vor­
haben nach § 2 angesichts des Zweckes von § 1 und des besonderen Interesses nach § 3 
einzubeziehen.

Satz 2 legt dazu fest, dass das besondere Interesse in der Regel ein Absehen von der 
Unwirksamkeitsfolge rechtfertigt. Für Vorhaben nach § 2 sollten daher angesichts der
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äußersten Dringlichkeit der Vorhaben nach § 2 und der Gefährdung überragender öffentli­
cher Interessen außer in besonderen Ausnahmefällen nicht allein die Unwirksamkeit des 
Vertrags in Frage kommen, sondern wegen ihrer Dringlichkeit und dem überwiegenden In­
teresse an ihrem Fortbestehen gemäß Satz 3 stattdessen alternative Sanktionen nach 
Nummer 6 festgelegt werden, die wirksam, verhältnismäßig und abschreckend sein müs­
sen.

Satz 4 stellt klar, dass daneben die Möglichkeit des Antragstellers, Schadensersatz geltend 
zu machen (vgl. §§ 156 Absatz 3, 179 Absatz 1 181 GWB, insbesondere § 181 Satz 2 GWB 
in Verbindung mit den Grundsätzen der culpa in contrahendo), unberührt bleibt. Die Kom­
pensation des Antragstellers kann in solchen Fällen damit nicht wie allgemein häufig in 
einem möglichen neuen Vergabeverfahren bestehen, sondern in der Möglichkeit, beruhend 
auf der Nachprüfungsentscheidung Schadensersatz im Sekundärrechtsschutz geltend zu 
machen. Aufgrund europarechtlicher Vorgaben darf die Zuerkennung des Schadensersat­
zes nicht als alternative Sanktion vorgesehen werden (Artikel 2e Absatz 2 Unterabsatz 3 
der Rechtsmittelrichtlinie 89/665/EWG, Artikel 2e Absatz 2 Unterabsatz 3 der Sektoren­
rechtsmittelrichtlinie 92/13/EWG, Artikel 61 Absatz 2 Unterabsatz 3 Verteidigungs- und Si­
cherheitsvergaberichtlinie 2009/81/EG). Er muss somit separat verfolgt und erklärt werden. 
[...]

Zu Nummer 5

Selbst wenn eine Nachprüfungsinstanz die Unwirksamkeit eines Vertrages ausnahmsweise 
trotz der Abwägungsregeln nach Nummer 4 feststellt, regelt Nummer 5 Satz 1, dass die 
Unwirksamkeit abweichend von § 135 Absatz 1 GWB für die Vorhaben nach § 2 angesichts 
ihrer äußersten Dringlichkeit und der Gefährdung überragender öffentlicher Interessen nur 
für die noch zu erfüllenden Verpflichtungen gilt. Dies setzt Artikel 2d Absatz 2 Unterabsatz 2 
der Rechtsmittelrichtlinie 89/665/EWG, Artikel 2d Absatz 2 Unterabsatz 2 der Sektoren- 
Rechtsmittelrichtlinie 92/13/EWG und Artikel 60 Absatz 2 Satz 2 und 3 der Verteidigungs­
und Sicherheitsvergaberichtlinie 2009/81/EG um.

Die Unwirksamkeit gilt damit nur für die Zukunft. Sie gilt nicht rückwirkend. Eine Rückab­
wicklung des Vertrages erfolgt somit nicht. Dies ist angesichts der äußersten Dringlichkeit 
der Vorhaben nach § 2 und dem überwiegenden Interesse an ihrem Fortbestand zur Ver­
hinderung der Gefährdung überragender öffentlicher Interessen von herausragender Be­
deutung,

Satz 2 regelt, dass dann neben der Unwirksamkeitsfolge für die Zukunft auch alternative 
Sanktionen nach Nummer 6 festzulegen sind. Diese sind in Umsetzung der Richtlinienvor­
gaben ausdrücklich zusätzlich zur Feststellung der Unwirksamkeit zu treffen, da die Unwirk­
samkeit nach Nummer 5 nur noch die zukünftig zu erfüllenden Verpflichtungen betrifft.

Satz 3 stellt über den Verweis wie auch Nummer 4 Satz 4 klar, dass die Möglichkeit der 
Geltendmachung von Schadensersatz als Kompensation daneben unberührt bleibt.

Zu Nummer 6

Nummer 6 legt die alternativen Sanktionen, die angesichts der äußersten Dringlichkeit der 
Vorhaben nach § 2 und der Gefährdung überragender öffentlicher Interessen statt (Num­
mer 4) oder neben (Nummer 5) der gemäß Nummer 5 Satz 1 ex nunc wirkenden Unwirk­
samkeit im Falle von Verstößen im Sinne des § 135 Absatz 1 Nummer 1 oder 2 anzuwen­
den sind, fest.

Satz 1 setzt Artikel 2e Absatz 2 Unterabsatz 1 und 2 der Rechtsmittelrichtlinie 89/665/EWG, 
Artikel 2e Absatz 2 Unterabsatz 1 und 2 der Sektoren-Rechtsmittelrichtlinie 92/13/EWG 
und Artikel 61 Absatz 2 Unterabsatz 1 und 2 der Verteidigungs- und Sicherheitsvergabe­
richtlinie 2009/81/EG um, nach denen alternative Sanktionen die „Verhängung von Geldbu­
ßen oder bzw. -strafen" gegen den Auftraggeber oder die Verkürzung der Laufzeit des
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Vertrages umfassen. Den Nachprüfungsinstanzen wird hier ein weiter Ermessensspielraum 
eingeräumt, damit sie alle relevanten Faktoren berücksichtigen können, einschließlich der 
Schwere des Verstoßes, des Verhaltens des Auftraggebers und ggf. dem Umfang, in dem 
der Vertrag seine Gültigkeit beibehält. Bei der Festlegung gilt aufgrund der europarechtli­
chen Bestimmungen, dass die alternativen Sanktionen wirksam, verhältnismäßig und ab­
schreckend sein müssen. Bei den relevanten Faktoren ist auch die äußerste Dringlichkeit 
der Vorhaben nach § 2 und die Gefährdung überragender öffentlicher Interessen einzube­
ziehen. Zu beachten ist bei der Bewertung der Schwere des Verstoßes und des Verhaltens 
des Auftraggebers insbesondere auch, dass die Auftraggeber aufgrund der äußersten 
Dringlichkeit der Vorhaben nach § 2 und der Gefährdung überragender öffentlicher Interes­
sen unter erheblichem Zeit- und Handlungsdruck stehen und von teilweise eigens für diese 
Ausnahmesituation geschaffenen gesetzlichen Erleichterungen und Beschleunigungsmög­
lichkeiten Gebrauch machen.

Satz 2 beschränkt die Höhe einer möglichen Geldsanktion auf 15 Prozent des Auftragswer­
tes. Dieses Maß bewegt sich innerhalb vergleichbarer Regelungen in anderen EU-Mitglied- 
staaten. So gilt etwa in Österreich allgemein eine Grenze von 20 % bzw. - unterhalb der 
Schwellenwerte - 10 % des Auftragswertes (siehe § 356 Absatz 10 des Österreichischen 
Bundesvergabegesetzes). Für die Vorhaben nach § 2 eröffnet die Obergrenze von 15 % 
zugleich ausreichend Raum für die Festlegung einer Geldsanktion im Einzelfall, die wirk­
sam, verhältnismäßig und abschreckend ist. Wird ein Vertrag für teilweise unwirksam er­
klärt, ist die Höchstgrenze von jenem Teil der Auftragssumme des Vertrages zu berechnen, 
der dem Teil des Vertrages entspricht, der nicht aufgehoben wurde.

Zu Nummer 7

Nummer 7 Satz 1 legt durch Gesetz fest, dass für Vorhaben nach § 2 angesichts der äu­
ßerst dringlichen Gründe für die schnellstmögliche Umsetzung der Vorhaben nach § 2 und 
der Gefährdung überragender öffentlicher Interessen die Tatbestandsvoraussetzungen für 
ein Verhandlungsverfahren ohne Teilnahmewettbewerb wegen besonderer Dringlichkeit 
gemäß § 14 Absatz 4 Nummer 3 VgV (a.) hinsichtlich der äußerst dringlichen zwingenden 
Gründen sowie dem Zusammenhang mit Ereignissen, die der betreffende Auftraggeber 
nicht voraussehen konnte, vorliegen, (b.) in der Regel die Mindestfristen nicht eingehalten 
werden können und (c.) die Umstände zur Begründung der äußersten Dringlichkeit dem 
Auftraggeber in der Regel nicht zuzurechnen sind.

Nummer 7 dreht das Regel-Ausnahme-Verhältnis für die Anwendung dieses Verhandlungs­
verfahrens ohne Teilnahmewettbewerb durch den Auftraggeber ausnahmsweise aufgrund 
der hier für die Realisierung der LNG-lnfrastrukturvorhaben gemäß § 2 vorliegenden äu­
ßerst dringlichen, zwingenden Gründe aufgrund unvorhersehbarer Ereignisse gesetzlich 
um. Die Tatbestandsvoraussetzungen des § 14 Absatz 4 Nummer 3 VgV, die Artikel 32 Ab­
satz 2 Buchstabe c) der Vergaberichtlinie 2014/24/EU7 umsetzen, sind zwar grundsätzlich 
im Einzelfall anzuwenden und eng auszulegen. Aufgrund der äußerst dringlichen, zwingen­
den Umstände, die im Zweck gemäß § 1 und im besonderen Interesse nach § 3 für Vorha­
ben nach § 2 gesetzlich dargelegt sind, und der Gefährdung überragender öffentlicher In­
teressen ist es gerechtfertigt, dass der Gesetzgeber für die in § 2 festgelegten Vorhaben 
die Tatbestandsvoraussetzungen der Dringlichkeitsvergabe in wesentlichen Teilen verbind­
lich festlegt. Das Verhandlungsverfahren ohne Teilnahmewettbewerb wegen besonderer 
Dringlichkeit wird damit für die meisten Beschaffungen für Vorhaben nach § 2 im Geltungs­
zeitraum nach § 15 zulässig sein.

7 Richtlinie 2014/24/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. Februar 2014 über die öffentliche 
Auftragsvergabe und zur Aufhebung der Richtlinie 2004/18/EG (ABI, L 094 vom 28.3.2014, S. 65), 
zuletzt geändert durch Delegierte Verordnung (EU) 2021/1952 der Kommission vom 10. November 
2021 zur Änderung der Richtlinie 2014/24/EU des Europäischen Parlaments und des Rates im Hinblick 
auf die Schwellenwerte für die Vergabe öffentlicher Liefer-, Dienstleistungs- und Bauaufträge sowie 
für Wettbewerbe (ABI. L 398 vom 11.11.2021, S. 23).
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Der russische Angriffskrieg gegen die Ukraine und die durch ihn ausgelösten Folgen und 
kurzfristigen Beschaffungsbedarfe waren und sind für die Beschaffungsstellen insgesamt 
und im Einzelnen unvorhersehbar. Der Krieg hat in ihrem Volumen und ihrer Art auch wei­
terhin unvorhersehbare Folgen ausgelöst, auf die Deutschland äußerst dringlich reagieren 
muss, um der Gefährdung überragender öffentlicher Interessen zu begegnen. Angesichts 
der Natur und des Ausmaßes des russischen Angriffs sind äußerst dringliche Aufgaben der 
Sicherheit Deutschlands und seiner Verbündeten entstanden, die insbesondere auch die 
wirtschaftliche und energiepolitische Unabhängigkeit Deutschlands von Russland umfas­
sen.

Vergabeverfahren unter Einhaltung der Mindestfristen sind in diesen Fällen schon allge­
mein regelmäßig nicht möglich, ohne dass dies den Beschaffungsstellen zuzurechnen ist 
oder von ihnen vorherzusehen war. Insbesondere für die überragend wichtigen, schnellst­
möglich zu errichtenden Vorhaben nach § 2 sind solche Verzögerungen aber nicht hin- 
nehmbar, da sie die Unabhängigkeit Deutschlands von den russischen Erdgaslieferungen 
und damit die Versorgungssicherheit Deutschlands, insbesondere für den Winter 
2022/2023, aber auch die gesicherte Produktion wichtiger Wirtschaftszweige in Deutsch­
land, erheblich gefährden würden.

Die in diesem Gesetz geregelte schnellstmögliche Errichtung der LNG-Infrastruktur ist zur 
Abwendung schwerster wirtschaftlicher Schäden sowie einer Unterversorgung der Bevöl­
kerung mit wichtigen Gütern sowie angesichts der Gefährdung der staatlichen Daseinsvor­
sorge und Energieversorgung für die Bürgerinnen und Bürger insbesondere aufgrund der 
dadurch entstehenden Unabhängigkeit von Russland auch für die Sicherheit in Deutschland 
und Europa äußerst dringlich. Die Realisierung der Vorhaben nach § 2 bedarf aus äußerst 
dringlichen, zwingenden Gründen überragender öffentlicher Interessen, insbesondere an 
der Energieversorgung, der schnellstmöglichen Umsetzung. Die schnellstmögliche Reali­
sierung dieser Vorhaben dient dem zentralen Interesse an einer sicheren und diversifizier­
ten Gasversorgung in Deutschland und ist daher aus Gründen eines überragenden öffent­
lichen Interesses und im Interesse der öffentlichen Sicherheit erforderlich.

Diese besondere Sachlage rechtfertigt es, hinsichtlich der Vorhaben nach § 2 im Geltungs­
zeitraum nach § 15 das Vorliegen der äußerst dringlichen zwingenden Gründe sowie des 
Zusammenhangs mit Ereignissen, die der betreffende Auftraggeber nicht voraussehen 
konnte, gesetzlich festzulegen. Zur weiteren Begründung der nicht vorhersehbaren Ereig­
nisse, der äußerst dringlichen, zwingenden Gründe und der Gefährdung überragender öf­
fentlicher Interessen für die Vorhaben nach §,2 wird im Übrigen zudem ausdrücklich auf die 
Begründungen zu §§ 1 bis 3 Bezug genommen.

Angesichts dieser äußerst dringlichen, zwingenden Gründe für die Vorhaben nach § 2 und 
der Gefährdung überragender öffentlicher Interessen aufgrund des russischen Angriffskrie­
ges gegen die Ukraine und seiner Folgen und zur überragend wichtigen und äußerst dring­
lichen und zwingenden Abwendung der Abhängigkeit von russischen Gaslieferungen wird 
für das Verhandlungsverfahren ohne Teilnahmewettbewerb für Vorhaben nach § 2 aus­
nahmsweise nach Nummer 7 zudem bestimmt, dass in der Regel die verkürzten Mindest­
fristen (siehe Nummer 8) nicht eingehalten werden können und die Umstände zur Begrün­
dung der äußersten Dringlichkeit dem Auftraggeber in der Regel nicht zuzurechnen ist. 
Diese Voraussetzungen werden für Vorhaben nach § 2 voraussichtlich nur in wenigen Aus­
nahmefällen nicht vorliegen, etwa wenn wegen anderer das Gesamtprojekt noch hemmen­
der Umstände, doch ein verkürzter Teilnahmewettbewerb ohne jegliche zeitliche Verzöge­
rung des Vorhabens insgesamt möglich ist. Für die Frage der Einhaltung der Mindestfristen 
ist auch der notwenige Zeitraum für die Erstellung der Vergabeunterlagen, für die Bekannt­
machung, ggf. für den Teilnahmewettbewerb, für die Angebotsabgabe und -auswertung, 
die Wartefrist und den Zuschlag zu berücksichtigen.

Soweit die Voraussetzungen der Nummer 7 im Einzelfall ausnahmsweise nicht vorliegen, 
schließt dies im Übrigen nicht aus, dass andere Tatbestände für ein Verhandlungsverfahren
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ohne Teilnahmewettbewerb (zum Beispiel wenn gern. § 14 Absatz 4 Nummer 2 von vorn­
herein nur ein bestimmtes Unternehmen in Betracht kommt) oder Ausnahmen vom Verga­
berecht (zum Beispiel wegen wesentlicher Sicherheitsinteressen gemäß § 107 Absatz 2 
GWB) vorliegen.

Die Europäische Kommission hat in Reaktion auf den russischen Angriffskrieg gegen die 
Ukraine ebenfalls allgemein festgestellt, dass für bestimmte Vergaben die Vorschriften für 
die dringende Vergabe öffentlicher Aufträge angewendet werden können (Mitteilung der 
Kommission, Europäische Solidarität mit Flüchtlingen und den Menschen, die vor dem 
Krieg in der Ukraine fliehen, KOM(2022)107 vom 8. März 2022, Seite 5, mit Verweis auf 
ihre Mitteilungen während der Migrationskrise 2015-2016 und der COVID-19-Pandemie).

Für Vergabeverfahren aufgrund Nummer 7 sind zudem folgende Folgeerleichterungen zu 
beachten, die ebenfalls der Beschleunigung des jeweiligen Vergabeverfahrens dienen. Auf­
traggeber können auch im Übrigen alle bereits bestehenden Beschleunigungsmöglichkei­
ten nutzen, um die Beschaffungen für die Vorhaben nach § 2 schnellstmöglich durchzufüh­
ren. -

Die äußerst dringlichen, zwingenden Gründe, im Zusammenhang mit Ereignissen, die der 
betreffende Auftraggeber nicht voraussehen konnte, muss der jeweilige Auftraggeber bei 
Beschaffungen für die Vorhaben nach § 2 nicht gesondert darlegen. Dass die Mindestfristen 
nicht eingehalten werden können und dies nicht dem Auftraggeber zuzurechnen ist, hat der 
jeweilige Auftraggeber nach allgemeinen Regeln grundsätzlich zu dokumentieren. An diese 
Dokumentation sind angesichts des überragend wichtigen Beschleunigungsinteresses ins­
besondere angesichts von § 1 und § 3 keine hohen Anforderungen zu stellen.

Bei der Herstellung eines Mindestmaßes an Wettbewerb ist die schnellstmögliche Umset­
zung der äußerst dringlichen Vorhaben nach § 2 und ihre grundlegende Bedeutung für die 
Versorgungssicherheit angesichts der Gefährdung überragender öffentlicher Interessen als 
herausragendes Gebot stets zu beachten.

Angebote können im Rahmen eines Verhandlungsverfahrens ohne Teilnahmewettbewerb 
formlos und ohne die Beachtung konkreter Fristvorgaben eingeholt werden. Mit der zurück­
liegenden Neuregelung des § 17 Abs. 6 VgV wurde durch einen entsprechenden Einschub 
klargestellt, dass die Mindestfrist von 30 Kalendertagen für Erstangebote nur für Verhand­
lungsverfahren mit Teilnahmewettbewerb gilt. Für Verhandlungsverfahren ohne Teilnahme­
wettbewerb kann der Auftraggeber somit auch eine kürzere Angebotsfrist wählen, solange 
diese angemessen ist (vgl. § 20 VgV). Aufgrund seines besonderen Ausnahmecharakters 
sind damit beim Verhandlungsverfahren ohne Teilnahmewettbewerb nach Würdigung der 
Gesamtumstände im Dringlichkeitsfall auch sehr kurze Fristen (bis hin zu 0 Tagen) denkbar.

§17 Abs. 15 VgV stellt zudem klar, dass der öffentliche Auftraggeber bei der Durchführung 
eines Verhandlungsverfahrens ohne Teilnahmewettbewerb wegen äußerster Dringlichkeit 
nach § 14 Abs. 4 Nummer 3 VgV von nachfolgenden Formanforderungen der VgV befreit 
ist;

- §§ 9 bis 13 VgV Vorgaben zur (elektronischen) Kommunikation,

- § 53 Abs. 1 VgV Übermittlung von Interessensbekundungen, Interessensbestätigungen, 
Teilnahmeanträge und Angeboten in elektronischer Form,

- § 54 VgV Aufbewahrung ungeöffneter Interessensbekundungen, Interessensbestätigun­
gen, Teilnahmeanträge und Angebote,

- § 55 VgV Öffnung der Interessenbestätigungen, Teilnahmeanträge und Angebote.
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Gemäß Satz 2 gilt Satz 1 (einschließlich seiner Begründung) entsprechend für die Tatbe­
standsvoraussetzungen eines Verhandlungsverfahrens ohne Teilnahmewettbewerb wegen 
besonderer Dringlichkeit nach SektVO, KonzVgV, VSVgV.

Gemäß Satz 3 gilt Satz 1 (einschließlich seiner Begründung) materiell entsprechend auch 
für Bauaufträge (Verhandlungsverfahren ohne Teilnahmewettbewerb wegen besonderer 
Dringlichkeit gemäß § 3a EU Absatz 3 Nummer 4 VOB/A).

Zu Nummer 8

Satz 1 legt angesichts der äußersten Dringlichkeit der Vorhaben nach § 2 und der Gefähr­
dung überragender öffentlicher Interessen durch Gesetz fest, dass für die Vorhaben nach 
§ 2 angesichts des Zwecks gemäß § 1 und des besonderen Interesses gern. § 3 eine Dring­
lichkeit hinreichend begründet ist, die die Einhaltung der regulären Angebotsfrist von 30 Ta­
gen unmöglich macht. Die Angebotsfrist im Verhandlungsverfahren mit Teilnahmewettbe­
werb kann somit auf zehn Tage verkürzt werden kann.

In Verhandlungsverfahren ohne Teilnahmewettbewerb gilt schon keine bestimmte Fristvor­
gabe, so dass die Angebotsfrist im Einzelfall bis hin auf null Tage verkürzt werden kann 
(siehe Begründung zu Nummer 7).

Satz 2 legt eine hinreichend begründete Dringlichkeit für Vorhaben nach § 2 auch für alle 
anderen Fristverkürzungsmöglichkeiten in den verschiedenen Verfahrensarten und den 
verschiedenen Vergabeverordnungen fest. Dies gilt entsprechend auch in den Fällen, in 
denen die Fristverkürzungsmöglichkeit allgemein gilt und nicht auf eine hinreichend begrün­
dete Dringlichkeit beschränkt ist (vgl. etwa in der SektVO). Im Überblick gilt dazu Folgen­
des; Im beschleunigten offenen Verfahren kann die Frist für die Einreichung der Angebote 
auf 15 Tage verkürzt werden. Im beschleunigten nicht offenen Verfahren und im beschleu­
nigten Verhandlungsverfahren können die Fristen für Teilnahmeanträge auf 15 Tage 
(VSVgV: auf zehn Tage bei elektronischen Teilnahmeanträgen) und für die Abgabe von 
Angeboten auf zehn Tage herabgesetzt werden.

Nach Satz 3 gilt das Vorliegen einer hinreichend begründeten Dringlichkeit für die verschie­
denen Fristverkürzungsmöglichkeiten in den Verfahrensarten entsprechend auch für Bau­
aufträge (vgl. §§ 10a EU Absatz 3, 10b EU Absatz 5 VOB/A, auch in Verbindung mit § 10c 
EU Absatz 1 VOB/A). [...]

Zu Nummer 9

Satz 1 legt angesichts der äußersten Dringlichkeit der Vorhaben nach § 2 und der Gefähr­
dung überragender öffentlicher Interessen gesetzlich Fälle fest, in denen bei Verhandlungs­
verfahren ohne Teilnahmewettbewerb wegen besonderer Dringlichkeit ausnahmsweise 
auch nur ein Unternehmen zur Angebotsabgabe aufgefordert werden kann.

Der Wortlaut entspricht den von der Europäischen Kommission anerkannten Fällen (siehe 
Mitteilung der Kommission, Leitlinien der Europäischen Kommission zur Nutzung des Rah­
mens für die Vergabe öffentlicher Aufträge in der durch die COVID-19-Krise verursachten 
Notsituation, 2020/C 108 1/01, S. 1).

Im Sinne einer effizienten Verwendung von Haushaltsmitteln empfiehlt es sich nach Mög­
lichkeit, mehrere Unternehmen zur Angebotsabgabe aufzufordern. Auch nach der nationa­
len Rechtsprechung ist im Rahmen der §§ 14 Absatz 4 Nummer 3,17 Absatz 5 VgV grund­
sätzlich so viel Wettbewerb wie möglich zu eröffnen; ein völliger Verzicht auf Wettbewerb 
kommt grundsätzlich nur als ultima ratio in Betracht (vgl. OLG Rostock, Beschluss vom 
11.11.2021, 17 Verg 4/20).

Bei Vorhaben nach § 2 bedingt es aber häufig die in § 1 und § 3 und der jeweiligen Begrün­
dung dargestellte äußerste Dringlichkeit angesichts der Gefährdung überragender



öffentlicher Interessen, dass nur ein Unternehmen in der Lage sein wird, den Auftrag unter 
den durch die zwingende Dringlichkeit auferlegten technischen und zeitlichen Zwängen zu 
erfüllen. Dann ist es den Auftraggebern auch erlaubt, in der Kürze der zur Verfügung ste­
henden Zeit nur mit diesem Unternehmen Verhandlungen zu führen.

Zwar handelt es sich um eine Prognoseentscheidung, ob nur das bestimmte Unternehmen 
unter den durch die äußerste Dringlichkeit bedingten technischen und zeitlichen Zwängen, 
in der Lage sein wird, die Leistung entsprechend zu erbringen. Die Gründe dafür, dass nur 
dieses Unternehmen dazu in der Lage ist, müssen aber grundsätzlich im Zeitpunkt der An­
sprache des einzelnen Unternehmens vorliegen.

Gemäß Satz 2 gilt Satz 1 (einschließlich seiner Begründung) entsprechend für Verhandlun­
gen mit nur einem Unternehmen in Verhandlungsverfahren ohne Teilnahmewettbewerb we­
gen besonderer Dringlichkeit nach SektVO, KonzVgV, VSVgV. Gemäß Satz 3 gilt Satz 1 
(einschließlich seiner Begründung) materiell entsprechend auch für Bauaufträge. Diese 
Verhandlungsmöglichkeit mit nur einem Unternehmen gilt für die Vergabeverordnungen 
und für die VOB/A auch, soweit sich der grundsätzliche Mindestwettbewerb von drei Unter­
nehmen nur aus allgemeinen Grundsätzen ergibt und nicht ausdrücklich oder nicht aus­
drücklich für Verhandlungsverfahren ohne Teilnahmewettbewerb erwähnt ist (vgl. etwa § 
21 III 3 VSVgV nur für Verfahren mit Teilnahmewettbewerb). Die Möglichkeit der Verhand­
lung mit nur einem Unternehmen im Ausnahmefall ist insoweit aufgrund der äußersten 
Dringlichkeit der Vorhaben nach § 2 und der Gefährdung überragender öffentlicher Interes­
sen eine materielle Klarstellung. Bereits bestehende Möglichkeiten bleiben unberührt.

Zu Absatz 2

Absatz 2 und 3 treffen Regelungen zum Vergaberechtsschutz ergänzend zu und abwei­
chend von §§ 155 ff. GWB. Ziel ist es, die Nachprüfungsverfahren überdas bereits geltende 
Beschleunigungsgebot des § 167 GWB hinaus bei Vorhaben nach § 2 angesichts ihrer äu­
ßersten Dringlichkeit und der Gefährdung überragender öffentlicher Interessen noch erheb­
lich schneller durchzuführen.

Dabei wird am grundsätzlich bewährten zweistufigen Rechtsschutz vor der Vergabekam­
mer und den Vergabesenaten der Oberlandesgerichte festgehalten. Dieser wird jedoch auf 
beiden Stufen weiter erheblich beschleunigt. Daneben werden in den bereits vorgesehenen 
Interessensabwägungen die Berücksichtigung des Zwecks des § 1 sowie des besonderen 
Interesses gemäß § 3 und dessen regelmäßiges Überwiegen angesichts der äußersten 
Dringlichkeit der Vorhaben nach § 2 und der Gefährdung überragender öffentlicher Interes­
sen ergänzt.

Die Änderungen berücksichtigen, dass im Bereich des Vergaberechtsschutzes der allge­
meine Justizgewährleistungsanspruch (Art. 20 Abs. 1 GG i.V.m. Art. 3 Abs.1 GG) den we­
sentlichen Maßstab darstellt und dem Gesetzgeber ein Ausgestaltungsspielraum zuzubilli­
gen ist (BVerfG, Beschluss vom 13. Juni 2006, 1 BvR 1160/03, BVerfGE 116, 135 (156)).

Absatz 2 enthält Maßgaben für die Nachprüfungsverfahren vor der Vergabekammer gemäß 
§§ 160 ff. GWB. Sie dienen vor allem der Beschleunigung und legen angesichts der äu­
ßersten Dringlichkeit der Vorhaben nach § 2 und der Gefährdung überragender öffentlicher 
Interessen die Berücksichtigung und das regelmäßige Überwiegen des überragend wichti­
gen Interesses an der schnellstmöglichen Umsetzung der Vorhaben fest.

Zu Nummer 1

Nummer 1 trifft gewisse Verfahrenserleichterungen für die Durchführung der Nachprü­
fungsverfahren.

Soweit es der Beschleunigung dient, kann die Vergabekammer bei Nachprüfungsverfahren 
über Vergaben für Vorhaben nach § 2 gemäß Satz 1 auch nach Lage der Akten
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entscheiden. Die Vergabekammer wird bei ihrer Entscheidung aber auch zu berücksichti­
gen haben, dass eine mündliche Verhandlung im Einzelfall ebenfalls der schnellen Ent­
scheidung dienen kann.

Satz 2 ermöglicht es der Vergabekammer ausdrücklich die mündliche Verhandlung im 
Wege der Bild- und Tonübertragung durchzuführen. Auch diese Möglichkeit soll der Be­
schleunigung im Einzelfall dienen. Entsprechend Absatz 3 Nummer 6 Satz 2 wird dazu auf 
§ 128a der Zivilprozessordnung verwiesen. Entsprechendes gilt aber zum Beispiel auch 
nach § 102a der Verwaltungsgerichtsordnung.

Zu Nummer 2

Um angesichts der äußersten Dringlichkeit der Vorhaben nach § 2 und der Gefährdung 
überragender öffentlicher Interessen die zügige Durchführung der Nachprüfungsverfahren 
für die im Lichte des § 1 und § 3 äußerst dringenden und schnellstmöglich umzusetzenden 
Vorhaben nach § 2 über den allgemeinen Beschleunigungsgrundsatz hinaus zu gewähr­
leisten, verkürzt Absatz 2 die Entscheidungsfrist für die Hauptsacheentscheidung weiter.

Satz 1 verkürzt die Entscheidungsfrist bei Vorhaben nach § 2 auf drei statt fünf Wochen.

Satz 2 legt fest, dass diese Frist höchstens um zwei Wochen verlängert werden kann und 
stellt klar, dass dies nur einmalig geschehen kann.

Die verkürzten Fristen bieten der Vergabekammer somit insgesamt dennoch ausreichend 
Zeit, bei diesen äußerst dringenden Vorhaben angesichts der Gefährdung überragender 
öffentlicher Interessen, dennoch angemessen entscheiden zu können, indem vom Grund­
fall (fünf Wochen) nur angemessen abgewichen wird (drei Wochen plus im Ausnahmefall 
zwei Wochen).

Die Auftraggeber von Beschaffungen für Vorhaben nach § 2 sollen die schnelle Entschei­
dung befördern, indem sie insbesondere sicherstellen, dass die Vergabeakte, jedenfalls 
ihre für die Entscheidung der Vergabekammer wesentlichen Teile, unverzüglich der Verga­
bekammer zur Verfügung gestellt wird. [...]

Zu Nummer 3

Nummer 3 stellt klar, dass bei Nachprüfungsverfahren betreffend Vorhaben nach § 2 bei 
der Auswahl der geeigneten Maßnahmen zur Beseitigung der Rechtsverletzung und Ver­
hinderung der Schädigung der betroffenen Interessen der Zweck des § 1 und die besonde­
ren Interessen des § 3 angesichts der äußersten Dringlichkeit der Vorhaben und der Ge­
fährdung überragender öffentlicher Interessen zu berücksichtigen sind. Dies bedeutet, dass 
die Vergabekammer bei der Auswahl der Maßnahmen insbesondere das überragende In­
teresse an der schnellstmöglichen Umsetzung der Vorhaben nach § 2 in der Regel als aus­
schlaggebend berücksichtigen muss. Maßnahmen, die das Vergabeverfahren oder die Um­
setzung des Vorhabens verzögern, verlängern oder sogar vereiteln, sind daher in der Regel 
keine angemessenen Maßnahmen im Sinne der Nummer 3.

Zu Nummer 4

Nummer 4 ergänzt § 169 GWB angesichts der äußersten Dringlichkeit der Vorhaben 
nach § 2 und der Gefährdung überragender öffentlicher Interessen hinsichtlich der Vorab­
gestattung des Zuschlags durch die Vergabekammer. Sie hat dabei das überragende Inte­
resse an der schnellstmöglichen Umsetzung der Vorhaben zu berücksichtigen, wobei die­
ses Interesse bei Vorhaben nach § 2 in der Regel überwiegt und eine Vorabgestattung des 
Zuschlags erforderlich macht. Dies ist ein Aspekt des für die Beschleunigung der Vorhaben 
nach § 2 besonders wichtigen Elements des vorzeitigen Maßnahmenbeginns bzw. der Ein­
schränkung der aufschiebenden Wirkung von Entscheidungen (siehe dazu insbesondere 
§11).
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Nummer 4 wird in der Praxis von Beschaffungen für Vorhaben nach § 2 jedoch nur dann 
zur Anwendung kommen, wenn nicht schon infolge der Zulässigkeit eines Verhandlungs- 
Verfahrens ohne Teilnahmewettbewerb und des schon bestehenden Entfalls der Informa­
tions- und Wartefrist ein wirksamer Zuschlag erfolgt ist, bevor Konkurrenten einen Nach­
prüfungsantrag stellen. Im Fall eines bereits wirksam erteilten Zuschlags gilt § 168 Absatz 2 
Satz 1 GWB und Rechtschutz ist gemäß § 135 GWB in Gestalt von Absatz 2 Nummer 3 bis 
5 zu gewähren.

Satz 1 und 2 gestalten die Abwägungsentscheidung über die Vorabgestattung des Zu­
schlags näher aus und folgen dabei der bestehenden Regelungssystematik in § 169 Absatz 
2 Satz 1, 2 und 3 GWB, nach denen entsprechend der Fälle für verteidigungs- oder sicher­
heitsspezifische Aufträge im Sinne von § 104 GWB besonders zu berücksichtigende As­
pekte des Interesses der Allgemeinheit an einem raschen Abschluss des Vergabeverfah­
rens und der nachteiligen Folgen einer Verzögerung der Vergabe bis zum Abschluss der 
Nachprüfung als Abwägungsinteresse festgelegt werden. Eine entsprechende Systematik 
für die Abwägungsentscheidung ist in Absatz 3 Nummer 3 Satz 2 und Nummer 4 Satz 1 
vorgesehen.

Für Vorhaben nach § 2 sind deshalb nach Satz 1 der Zweck des § 1 und das besondere 
Interesse nach § 3 ergänzend in der Abwägung zu berücksichtigen. Mithin ist das überra­
gende Interesse an der schnellstmöglichen Umsetzung der Vorhaben nach § 2 angesichts 
der äußerst dringlichen Gründe und der Gefährdung überragender öffentlicher Interessen 
in die Entscheidung über die Vorabgestattung des Zuschlags einzubeziehen.

Satz 2 legt zudem entsprechend der Systematik in § 169 Absatz 2 Satz 3 GWB angesichts 
der äußersten Dringlichkeit der Vorhaben nach § 2 und der Gefährdung überragender öf­
fentlicher Interessen fest, dass das besondere Interesse in der Regel überwiegt.

Satz 3 legt im überragenden Interesse der Beschleunigung und Gefährdungsabwehr fest, 
dass die Entscheidung über die Vorabgestattung unverzüglich und zwar längstens inner­
halb einer Woche zu treffen ist. Diese Regelungssystematik orientiert sich am bestehenden 
§ 176 Absatz 3 Satz 1,1. Halbsatz GWB. Die Frist kann nicht verlängert werden.

Satz 4 legt zudem fest, dass der Zuschlag dann auch unmittelbar und damit tatsächlich 
schneller als bisher nach § 169 Absatz 2 Satz 1 GWB erteilt werden kann, soweit die War­
tepflicht nicht noch läuft. Er setzt Artikel 2 Absatz 3 Satz 2 der Rechtsmittelrichtlinie 
89/665/EWG, Artikel 2 Absatz 3 Satz 2 der Sektoren-Rechtsmittelrichtlinie 92/13/EWG und 
Artikel 56 Absatz 3 Satz 2 der Verteidigungs- und Sicherheitsvergaberichtlinie 2009/81/EG 
um.

Soweit zu der Entscheidung ein isolierter Antrag an das Beschwerdegericht erfolgt, legt 
Satz 5 fest, dass bei der Entscheidung des Beschwerdegerichts dann ebenfalls das über­
ragende Beschleunigungs- und schnellstmögliche Umsetzungsinteresse angesichts der 
Gefährdung eines überragenden öffentlichen Interesses nach § 1 und § 3 zu beachten sind.

Zu Nummer 5

Nummer 5 stellt klar, dass die Vergabekammer Absatz 1 Nummer 4 bis 6 wegen der Ab­
weichungen von der bisherigen Unwirksamkeitsfolge des § 135 Absatz 1 GWB beachten 
muss, wenn sie im Nachprüfungsverfahren einen Verstoß im Sinne des § 135 Absatz I 
Nummer 1 oder 2 feststellt.

Statt der bisher automatischen gesetzlichen Folge der Unwirksamkeit bei Feststellung ei­
nes Verstoßes im Sinne des § 135 Absatz 1 Nummer 1 oder 2 GWB hat die Vergabekam­
mer zum einen gemäß Nummer 4 eine Abwägungsentscheidung über ein Absehen von der 
Unwirksamkeitsfolge gemäß den dortigen Voraussetzungen für die in der Abwägung, ins­
besondere der zu berücksichtigenden äußersten Dringlichkeit der Vorhaben nach § 2 und 
der Gefährdung überragender öffentlicher Interessen, zu treffen. In diesem Fall sowie bei
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der nun gemäß Nummer 5 vorgesehenen Unwirksamkeitsfolge allein für die Zukunft hat die 
Vergabekammer sie in ihrer Entscheidung zwingend alternative Sanktionen nach Num­
mer 6 zu erlassen.

Zu Absatz 3

Absatz 3 trifft Regelungen zur sofortigen Beschwerde vor den Vergabesenaten der Ober­
landesgerichte ergänzend zu und abweichend von §§171 ff. GWB. Diese sollen jeweils 
unter Wahrung der richterlichen Unabhängigkeit die Verfahren angesichts der äußersten 
Dringlichkeit der Vorhaben nach § 2 und der Gefährdung überragender öffentlicher Interes­
sen erheblich beschleunigen und die Maßstäbe für Abwägungen anpassen und ergänzen. 
Zu den allgemeinen Grundsätzen wird auf die Einführung der Begründung zu Absatz 2 hin­
gewiesen.

Zu Nummer 1

Nummer 1 stellt lediglich klar, dass die Fiktionswirkung nach § 171 Absatz 2 bereits nach 
Ablaufen der nach Absatz 3 Nummer 2 verkürzten Entscheidungsfrist der Vergabekammer 
von drei Wochen (ggf. verlängert um zwei Wochen) und nicht nach den bisherigen fünf 
Wochen plus etwaiger Verlängerung greift. Soweit die Vergabekammer bei Nachprüfungs­
verfahren über Beschaffungen für Vorhaben nach § 2 nicht innerhalb der Frist'von drei Wo­
chen (oder bei erfolgter Verlängerung von fünf Wochen) entschieden hat, gilt der Nachprü­
fungsantrag als abgelehnt. Diese Vorschrift dient der Beschleunigung der äußerst dringli­
chen Vorhaben angesichts der Gefährdung überragender öffentlicher Interessen. Keines­
falls ermächtigt sie Vergabekammern den Ablauf der Frist abzuwarten und nicht zu ent­
scheiden. Ziel ist es, dass die Vergabekammer innerhalb der gesetzlichen Fristen entschei­
det und zum Rechtsfrieden über die Vorhaben nach § 2 beiträgt.

Zu Nummer 2

Zur weiteren Beschleunigung der Nachprüfungsverfahren angesichts der äußersten Dring­
lichkeit der Vorhaben nach § 2 und der Gefährdung überragender öffentlicher Interessen 
verkürzt Nummer 2 die Frist zur Einlegung der sofortigen Beschwerde auf eine Woche. 
Diese ist als Notfrist nicht verlängerbar. Angesichts des Zweckes nach § 1 und des beson­
deren Interesses nach § 3 ist es auch den Beschwerdeführenden zuzumuten, ihren Antrag 
äußerst eilig zu erstellen. Der Vortrag kann im Laufe des Beschwerdeverfahrens zur Ge­
währleistung effektiven Rechtschutzes grundsätzlich noch ergänzt werden.

Zu Nummer 3

Nummer 3 ist zur Beschleunigung von Vorhaben nach § 2 in den Fällen besonders wichtig, 
in denen noch kein Zuschlag erteilt wurde, die Vergabekammer aber schon zugunsten des 
Auftraggebers in der Hauptsache entschieden hat.

Satz 1 legt angesichts ihrer äußersten Dringlichkeit und der Gefährdung überragender öf­
fentlicher Interessen fest, dass bei Vorhaben nach § 2 die aufschiebende Wirkung der so­
fortigen Beschwerde schon nach einer Woche (statt wie sonst nach zwei Wochen) entfällt. 
Soweit sie durch das Beschwerdegericht verlängert wird, kann dies nur bis zum Ende der 
Entscheidungsfrist über die sofortige Beschwerde, mithin um sechs Wochen, erfolgen (zu­
sammen sieben Wochen aufschiebende Wirkung entspricht fünf Wochen Entscheidungs­
frist plus maximal zwei Wochen Verlängerung nach Nummer 7 Satz 1 und 2).

Satz 2 legt fest, dass bei der Entscheidung über die Vorabgestattung des Zuschlags zu 
deren Gunsten auch § 1 und § 3 zu berücksichtigen sind, wobei das besondere Interesse 
nach § 3 in der Regel überwiegt. Dies entspricht für die besondere Eilbedürftigkeit der Vor­
haben nach § 2 der bereits bestehenden Regelungssystematik in § 173 Absatz 2 Satz 1, 2 
und 3 GWB für die Abwägung bei verteidigungs- und sicherheitsspezifischen Aufträgen. Die 
Entscheidung des Beschwerdegerichtes sollte angesichts der äußersten Dringlichkeit von
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Vorhaben nach § 2 und der Gefährdung überragender öffentlicher Interessen daher regel­
mäßig zugunsten der Vorabgestattung des Zuschlags ausfallen. Eine entsprechende Sys­
tematik für die Abwägungsentscheidung ist in Absatz 2 Nummer 4 Satz 1 und 2 und in Num­
mer 4 Satz 1 vorgesehen. [...]

Zu Nummer 4

Nummer 4 ist angesichts der äußersten Dringlichkeit der Vorhaben nach § 2 und der Ge­
fährdung überragender öffentlicher Interessen zur Beschleunigung dieser Vorhaben in den 
Fällen besonders wichtig, in denen noch kein Zuschlag erteilt wurde, die Vergabekammer 
aber in der Hauptsache bei Vorhaben nach § 2 ausnahmsweise gegen den Auftraggeber 
entschieden hat. Der unterlegene Auftraggeber kann im Fall einer sofortigen Beschwerde 
dann gemäß § 176 GWB die Vorabentscheidung über den Zuschlag beim Beschwerdege­
richt beantragen.

Entsprechend der Systematik für die Abwägungsentscheidung in Absatz 2 Nummer 4 
Satz 1 und 2 und in Nummer 3 Satz 2 hat das Beschwerdegericht auch in diesen Fällen 
ergänzend zur bisherigen Regelungssystematik in § 176 Absatz 1 Satz 1, 2 und 3 GWB 
gemäß Satz 1 bei der Abwägung den Zweck nach § 1 und das besondere Interesse nach 
§ 3, welches in der Regel überwiegt, zu berücksichtigen. Diese sind angesichts der äußers­
ten Dringlichkeit der Vorhaben nach § 2 und der Gefährdung überragender öffentlicher In­
teressen gemäß Satz 3 auch zu berücksichtigen, soweit das Beschwerdegericht aus­
nahmsweise die Entscheidungsfrist über den Antrag verlängert.

Satz 2 verkürzt die Entscheidungsfrist von bisher längstens fünf Wochen für Vorhaben nach 
§ 2 auf grundsätzlich eine Woche, um dem überragenden Beschleunigungsinteresse der 
Vorhaben nach § 2 gerecht zu werden. Die Verlängerungsmöglichkeit wird angesichts der 
äußersten Dringlichkeit von Vorhaben nach § 2 und der Gefährdung überragender öffentli­
cher Interessen der richterlichen Unabhängigkeit gerecht.

Zu Nummer 5

Nummer 5 bedingt für Vorhaben nach § 2 die Fiktionswirkung des § 177 GWB nach einer 
negativen Entscheidung über die Vorabgestattung des Zuschlags ab. Dies trägt zum effek­
tiven Rechtsschutz und zur Wahrung der richterlichen Unabhängigkeit bei, indem nicht au­
tomatisch mit der äußerst schnell zu fällenden Eilentscheidung die Möglichkeit zur Haupt­
sacheentscheidung entfällt.

Zu Nummer 6

Nummer 6 enthält angesichts der äußersten Dringlichkeit der Vorhaben nach § 2 und der 
Gefährdung überragender öffentlicher Interessen bestimmte Verfahrenserleichterungen zur 
Beschleunigung des Nachprüfungsverfahrens vor dem Vergabesenat.

Satz 1 ermöglicht unter bestimmten, im Einzelfall zu prüfenden Punkten eine Entscheidung 
nach Lage der Akten. Dieser Verzicht auf die mündliche Verhandlung erweitert die allge­
meinen Möglichkeiten nach § 175 Absatz 2 iVm § 65 Absatz 1 GWB. Durchführung oder 
Verzicht einer mündlichen Verhandlung über die sofortige Beschwerde sollen vor allem der 
schnellstmöglichen Durchführung des Nachprüfungsverfahrens betreffend ein Vorhaben 
nach § 2 dienen.

Satz 2 ermöglicht klarstellend ausdrücklich die Durchführung einer mündlichen Verhand­
lung im Wege der Bild- und Tonübertragung in Ergänzung zu den allgemeinen Möglichkei­
ten nach §§ 175 Absatz 2, 72 GWB iVm § 128a ZPO. Auch dies soll der Beschleunigung 
dienen.
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Zu Nummer 7

Nummer 7 Satz 1 gibt vor, dass die Beschwerdeentscheidung bei der Nachprüfung von 
Beschaffungen für Vorhaben nach § 2 angesichts ihrer äußersten Dringlichkeit und der Ge­
fährdung überragender öffentlicher Interessen erheblich beschleunigt, nämlich innerhalb 
einer Frist von fünf Wochen zu treffen ist. Sie hat ihr Vorbild insbesondere in der bereits 
bestehenden Frist für die Beschwerdegerichte zur Vorabentscheidung über den Zuschlag 
gemäß § 176 Absatz 3 GWB und der Entscheidungsfrist für die Vergabekammern nach 
§ 167 Absatz 1 GWB, Die Entscheidung des Beschwerdegerichtes nach § 176 Absatz 3 
GWB ist sogar unverzüglich und längstens innerhalb von fünf Wochen zu treffen. Die Re­
gelung in Satz 1 ist für die Hauptsacheentscheidung aber neu und betrifft die richterliche 
Unabhängigkeit. Sie ist angesichts des Zweckes nach § 1 und des besonderen Interesses 
nach § 3 sowie der insgesamt schnellstmöglichen Umsetzung der Vorhaben nach § 2 we­
gen ihrer äußersten Dringlichkeit und der Gefährdung überragender öffentlicher Interessen 
gerechtfertigt.

Die Frist ist zudem angemessen, da das Beschwerdegericht die Frist nach Satz 2 einmalig 
um zwei Wochen verlängern kann.

Satz 3 schränkt ebenfalls aus Gründen der überragend wichtigen Beschleunigung für Ent­
scheidungen über Vorhaben nach § 2 ein, dass das Beschwerdegericht stets in der Sache 
selbst entscheidet. Es kann daher nicht die Verpflichtung der Vergabekammer ausspre­
chen, unter Berücksichtigung der Rechtsauffassung des Gerichts über die Sache erneut zu 
entscheiden. [...]

Zu Nummer 8

Gemäß Nummer 8 hat das Beschwerdegericht entsprechend der Regelung für die Verga­
bekammern in Absatz 2 Nummer 5 zu beachten, dass es bei Feststellung eines Verstoßes 
im Sinne des § 135 Absatz 1 Nummer 1 oder 2 GWB eine Abwägungsentscheidung nach 
Absatz 1 Nummer 4 Satz 1 und 2 zu treffen und alternative Sanktionen nach Absatz 1 Num­
mer 4 Satz 3 oder Nummer 5 Satz 2, jeweils in Verbindung mit Nummer 6, in seiner Ent­
scheidung zu erlassen hat.

Zu Absatz 4

Aufgrund des Zweckes im Sinne des § 1 und des besonderen Interesses nach § 3 liegen 
bei Vorhaben nach § 2 besondere Umstände für den Abschluss von Verträgen über dies­
bezügliche Lieferungen und Leistungen vor (vgl. § 55 Absatz 1 Satz 1 Bundeshaushalts­
ordnung (BHO), § 30 Satz 1 Haushaltsgrundsätzegesetz (HGrG)). Satz 1 regelt daher, dass 
bei öffentlichen Aufträgen des Bundes abweichend von § 55 Absatz 1 Satz 1 BHO bei Vor­
haben nach § 2 unterhalb der EU-Schwellenwerte nach § 106 GWB keine öffentliche Aus­
schreibung oder beschränkte Ausschreibung mit Teilnahmewettbewerb und auch kein 
sonstiger Teilnahmewettbewerb durchzuführen ist. Insbesondere ist damit auch keine Ver­
handlungsvergabe mit Teilnahmewettbewerb durchzuführen, Diese Ausnahme wegen be­
sonderer Umstände im Sinne von § 55 Absatz 1 Satz 1 BHO (bzw. § 30 HGrG) ist für Vor­
haben nach § 2 gerechtfertigt, da mit dem Zweck des § 1 und dem besonderen Interesse 
nach § 3 eine äußerste Dringlichkeit der Vorhaben und eine Gefährdung überragender öf­
fentlicher Interessen vorliegen, die ein Absehen von einem förmlichen Vergabeverfahren 
rechtfertigen.

Satz 2 stellt klar, dass bei öffentlichen Aufträgen für Vorhaben nach § 2 unterhalb der EU- 
Schwellenwerte auch nicht nach einheitlichen Beschaffungsrichtlinien zu verfahren ist.

Beschaffungsstellen, die dem Bund zuzurechnen sind, haben aufgrund Satz 1 und 2 wäh­
rend der Laufzeit nach § 15 bei Beschaffungen für Vorhaben nach § 2 damit auch nicht die 
in Ziffer 2 der Verwaltungsvorschrift zu § 55 BHO angeordneten detaillierten



Verfahrensregeln der Unterschwellenvergabeordnung (UVgO) und des ersten Abschnitts 
der VOB/A anzuwenden.

Daneben bestehende etwaige Anforderungen, etwa im Einzelfall aufgrund eines grenzüber­
schreitenden Interesses, bleiben unberührt. Gründe für einen Verzicht auf einen öffentli­
chen Teilnahmewettbewerb sind entsprechend der Feststellungen des § 9 Absatz 1 Num­
mer 7 (einschließlich seiner Begründung) aber auch dabei stets zu berücksichtigen.

Die Länder können für ihr Haushaltsvergaberecht entsprechende Regelungen schaffen.

Zu Absatz 5

Es ist nicht ausgeschlossen, dass die Vergäbe von öffentlichen Aufträgen und Konzessio­
nen für Vorhaben nach § 2 nicht einer Nachprüfung gemäß Absatz 2 und 3 unterliegt (etwa 
bei Beschaffungen unterhalb der EU-Schwellenwerte oder soweit Bereichsausnahmen vom 
Vergaberecht vorliegen), ln diesen Fällen schreibt Absatz 5 Satz 1 angesichts der äußers­
ten Dringlichkeit der Vorhaben nach § 2 und der Gefährdung überragender öffentlicher In­
teressen dennoch die Berücksichtigung aller möglichen Beschleunigungspotentiale im 
Rechtsschutzverfahren vor. Insbesondere sind bei Abwägungsentscheidungen, etwa im 
vorläufigen Rechtsschutz, der Zweck gemäß § 1 und das besondere Interesse nach § 3 als 
besonderes Allgemeininteresse beziehungsweise öffentliches Interesse zu berücksichti­
gen, um eine schnellstmögliche Realisierung auch dieser Vorhaben wegen ihrer äußersten 
Dringlichkeit und der Gefährdung überragender öffentlicher Interessen zu erleichtern.

Satz 2 stellt klar, dass Satz 1 für die Geltendmachung von Schadensversatzansprüchen 
keine Anwendung findet. Die Sekundäransprüche können nach den allgemeinen Grunds­
ätzen ohne besonderes Beschleunigungsinteresse verfolgt werden. Dafür sind in der Regel 
die ordentlichen Gerichte zuständig (vgl. §§ 156 Absatz 3, 179 Absatz 1 GWB).

Zu § 10 (Weitere Verfahrensanordnungen)

Mit dem Planungssicherstellungsgesetz (PlanSiG) werden formwahrende Alternativen für 
Verfahrensschritte in Zulassungsverfahren sowie in besonderen Entscheidungsverfahren 
zur Verfügung gestellt. Soweit es um die Bekanntmachung von Unterlagen und anderen 
Informationen geht, sollen diese über das Internet zugänglich gemacht werden. Als Ersatz 
für durchzuführende Erörterungstermine, mündliche Verhandlungen oder Antragskonferen­
zen wird das Instrument einer Online-Konsultation eingeführt. Durch diese - zeitlich befris­
tete - Form der Beteiligung wird sichergestellt, dass Informationen unmittelbar allen Betei­
ligten zur Verfügung stehen.

Für die Verfahren nach diesem Gesetz sind die Vorschriften für die ortsüblichen und öffent­
lichen Bekanntmachungen (§ 2 PlanSiG), die Auslegung von Unterlagen oder Entscheidun­
gen (§ 3 PlanSiG) sowie Erörterungstermine, mündliche Verhandlungen und Antragskon­
ferenzen (§ 5 PlanSiG) relevant. Damit wird dem Erfordernis der Beschleunigung der Zu- 
lassungs- und Vergabeverfahren nach diesem Gesetz mit bereits bewährten Vorschriften 
Rechnung getragen.

Die in § 2 Absatz 1 Satz 1 und § 3 Absatz 1 Satz 1 PlanSiG angeordnete Einschränkung 
auf solche Bekanntmachungen und Auslegungen, deren Frist am 31. Dezember 2022 en­
det, wird durch § 10 Absatz 1 und 2 für Bekanntmachungen und Auslegungen nach diesem 
Gesetz aufgehoben. Darüber hinaus führt die starre Verweisung auf §§ 2, 3 und 5 PlanSiG 
dazu, dass diese auch über das Außerkrafttreten des PlanSiG hinaus weiterhin Anwendung 
finden.
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Zu § 11 {Rechtsbehelfe) 

Zu Absatz 1
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In Absatz 1 wird die sofortige Vollziehung gesetzlich angeordnet. Es handelt sich um Vor­
haben, deren zeitnahe Realisierung für die Gewährleistung der Versorgungssicherheit von 
großer Bedeutung ist. Sie sind gemäß § 2 aus Gründen eines überragenden öffentlichen 
Interesses erforderlich. Teilweise greift bereits eine gesetzliche Anordnung der sofortigen 
Vollziehung (z.B. § 43e EnWG für LNG-Anbindungsleitungen). Diese gesetzliche Anord­
nung wird auf alle Entscheidungen im Zusammenhang mit Vorhaben nach § 2 dieses Ge­
setzes ausgedehnt. Die Vorschrift trägt somit dem Interesse des Vorhabenträgers an Pla­
nungssicherheit Rechnung. Ausreichender Rechtsschutz entsprechend Artikel 19 Absatz 4 
des Grundgesetzes (GG) ist gewährleistet, da den Betroffenen die Möglichkeit bleibt, die 
Anordnung der aufschiebenden Wirkung nach § 80 Absatz 5 der Verwaltungsgerichtsord­
nung (VwGO) zu beantragen.

Zu Absatz 2

Absatz 2 regelt das Vorgehen, falls nachträglich Tatsachen eintreten, die die Anordnung 
der aufschiebenden Wirkung rechtfertigen.

Zu Absatz 3

Absatz 3 stellt klar, dass der bestehende Rechtsschutz im Übrigen durch dieses Gesetz 
nicht berührt wird. Damit wird auch klargestellt, dass der Rechtsschutz nach Artikel 9 Absatz 
2 des Übereinkommens über den Zugang zu Informationen, die Öffentlichkeitsbeteiligung 
an Entscheidungsverfahren und den Zugang zu Gerichten in Umweltangelegenheiten (Aar- 
hus-Konvention) weiter gewährleistet wird.

Zu Absatz 4

Im Anwendungsbereich des § 9 Absatz 2 und 3 gilt § 11 nicht. § 9 Absatz 2 und 3 sind die 
spezielle Regelung für die Nachprüfung von öffentlichen Aufträgen und Konzessionen 
durch Auftraggeber oberhalb der EU-Schwellenwerte. Außerhalb des Anwendungsberei­
ches von § 9 Absätz 2 und 3 ist § 9 Absatz 5 zu beachten.

Zu § 12 (Zuständigkeit des Bundesverwaltungsgerichts)

Durch die mit § 12 geschaffene Zuständigkeit des Bundesverwaltungsgerichts wird eine 
einheitliche Befassung und Entscheidungsgeschwindigkeit für Entscheidungen gewährleis­
tet, die Vorhaben nach § 2 betreffen.

Die erstinstanzliche Zuständigkeit des Bundesverwaltungsgerichts stellt eine Ausnahme 
dar. Sie ist aber im vorliegenden Fall geboten. Denn nur auf diese Weise wird eine erhebli­
che Verfahrensbeschleunigung erzielt, indem die Dauer möglicher gerichtlicher Verfahren 
verkürzt wird. Im Vergleich zum Rechtschutzverfahren vordem (Ober-) Verwaltungsgerich­
ten entfällt das Risiko eines anschließenden Revisionsverfahrens beim Bundesverwal­
tungsgericht. In einem Revisionsverfahren ist es möglich, dass das Revisionsgericht das 
Verfahren wieder an das (Ober-) Verwaltungsgericht verweist, um eine weitere Sachaufklä­
rung zu ermöglichen. Dieses kann letztendlich zu einer erheblichen Verzögerung bezüglich 
der Realisierung der erforderlichen LNG-Vorhaben führen.

Indem das Bundesverwaltungsgericht die abschließende Entscheidungsbefugnis über die 
Auslegung und Anwendung des relevanten Rechts für den LNG-Ausbau hat, wird eine ein­
heitliche Rechtsauslegung gewährleistet, was letztendlich der Verfahrensbeschleunigung 
dient. Der LNG-Ausbau ist erforderlich, um die Versorgungssicherheit zu gewährleisten. 
Eine sichere Energieversorgung ist von überragender Bedeutung für das gesamtstaatliche



Gemeinwohl. Deshalb muss schnellstmögliche Rechts- und Planungssicherheit erzielt wer­
den.

Könnte der Planfeststellungsbeschluss für ein solches Vorhaben vor dem Bundesverwal­
tungsgericht angegriffen werden, während der vorzeitige Baubeginn den normalen Instan­
zenzug durchlaufen müsste, könnte der Beschleunigungseffekt der Rechtswegverkürzung 
zunichtegemacht werden. Daher bezieht sich die Zuständigkeit auch auf alle mit dem Vor­
haben zusammenhängenden Entscheidungen.

Dieses Gesetz betrifft eine überschaubare Anzahl von Fällen. Es geht nur um die zeitnah 
zu realisierenden LNG-Vorhaben an maximal sechs Standorten. Diese Vorhaben sind in 
§ 2 und in der Anlage abschließend aufgelistet. Nur für diese Vorhaben gilt die erstinstanz­
liche Zuständigkeit. Durch die begrenzte Anzahl von Vorhaben wird die Zuständigkeitsbe­
gründung in quantitativer Hinsicht begrenzt. Im Ergebnis ist damit das Regel-Ausnahme- 
Prinzip gewahrt. Nach der derzeit möglichen Prognose ist davon auszugehen, dass durch 
die Verweisung an das Bundesverwaltungsgericht keine unvertretbaren Beeinträchtigun­
gen der Kernaufgaben des Bundesverwaltungsgerichts als Revisionsgericht ausgelöst wer­
den.

Insgesamt ist die ausnahmsweise Verlagerung zum Bundesverwaltungsgericht erforderlich, 
um auch bei der Ausgestaltung des Verwaltungsgerichtsverfahrens einen notwendigen Bei­
trag zur erforderlichen Beschleunigung des Ausbaus der LNG-Infrastruktur zu leisten.

Zu § 13 (Übergangsregelungen)

Zu Absatz 1

Auch bereits begonnene Zulassungsverfahren für die Errichtung und die Inbetriebnahme 
von Anlagen für Flüssigerdgas, für die dafür notwendigen Gewässerausbauten oder Ge­
wässerbenutzungen sowie von Leitungen sollen mit Hilfe der in diesem Gesetz geregelten 
Verfahrenserleichterungen weitergeführt werden können. Ein bereits begonnener Verfah­
rensschritt, der noch nicht abgeschlossen wurde, ist in diesem Fall jedoch nach neuem 
Recht zu wiederholen, es sei denn, er kann nach neuem Recht entfallen. Durch den Neu­
beginn des Verfahrensschritts, der nach diesem Gesetz geltenden Regelung, soll gewähr­
leistet werden, dass ein Wechsel auf die nach diesem Gesetz geltenden Verfahrensvor- 
schiften nicht während der Durchführung eines laufenden Verfahrensschrittes zu einer Frist­
verkürzung führt.

Zu Absatz 2

Nach Absatz 2 soll der Verfahrensschritt nach altem Recht weitergeführt und beendet wer­
den, wenn dies zur Beschleunigung des Verfahrens beiträgt.

Zu Absatz 3

Absatz 3 legt fest, dass Verfahrensschritte, die nach Inkrafttreten dieses Gesetzes bereits 
begonnen, aber noch nicht beendet wurden, weiterhin nach den Vorschriften dieses Geset­
zes durchgeführt werden können. Die Regelung bildet somit das Gegenstück zur Regelung 
des Absatzes 1 Satz 1,

Zu Absatz 4

Absatz 4 stellt klar, dass Fehlervorschriften (z.B. § 4 Abs. 1 UmwRG) keine Anwendung 
finden, wenn der Verfahrensschritt nach diesem Gesetz vollständig entfallen kann. So kann 
beispielsweise das Fehlen der Umweltverträglichkeitsprüfung nicht gerügt werden, wenn 
sie nach diesem Gesetz entfallen kann.
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Zu Absatz 5

Vergabeverfahren werden regelmäßig nach dem Recht zu Ende geführt, das zum Zeitpunkt 
der Einleitung des Verfahrens galt (vgl. § 186 Absatz 2 GWB). Das ist für Vorhaben nach 
§ 2 angesichts ihrer äußersten Dringlichkeit und der Gefährdung überragender öffentlicher 
Interessen aufgrund des Zweckes des Gesetzes nach § 1 und dem besonderen Interesse 
nach § 3 nicht sachgerecht. Sie sollen daher nach Satz 1, auch wenn sie bereits begonnen 
haben, grundsätzlich mit den Verfahrenserleichterungen und Beschleunigungsvorteilen des 
§ 9 durchgeführt werden können. Für materielle Regelungen, die an diese besondere Dring­
lichkeit anknüpfen (Losverzicht, Dringlichkeitsvergabe), kann dies aber nur für Vorhaben 
gelten, die nach dem Angriff Russlands gegen die Ukraine begonnen haben.

Satz 2 stellt klar, dass für Vorhaben nach § 2 insbesondere auch die Regelungen zur be­
schränkten Unwirksamkeitsfolge und zum beschleunigten Rechtsschutz Anwendung finden 
müssen, um für sie schnell Rechtssicherheit erreichen zu können, selbst wenn das Verga­
beverfahren bereits vor Inkrafttreten des Gesetzes abgeschlossen war bzw. der Zuschlag 
bereits vorher erfolgt ist.

Es wäre aber unangemessen, der Vergabekammer oder dem Beschwerdegericht rückwir­
kend beginnende Fristen aufzuerlegen, so dass nach Satz 3 dann mit Inkrafttreten des Ge­
setzes die neuen Fristen laufen, soweit im Sinne der Beschleunigung nicht die bisher gel­
tenden Fristen schon vorher ablaufen.

Zu § 14 (Inkrafttreten, Außerkrafttreten)

Zu Absatz 1

Aufgrund der Eilbedürftigkeit des Gesetzes ist ein schnellstmögliches Inkrafttreten nach der 
Verkündung erforderlich.

Zu Absatz 2

Das Gesetz zielt darauf ab, eine drohende Versorgungskrise mit Gas durch beschleunigte 
Verfahren abzuwenden. Aus diesem Grund sowie zur Umsetzung der Klimaschutzziele und 
der Einhaltung der Maßgaben des Bundes-Klimaschutzgesetzes, ist das Gesetz zu befris­
ten. Zur Sicherstellung, dass alle nach diesem Gesetz begonnenen Verfahrensschritte nach 
den Bestimmungen dieses Gesetzes zu Ende geführt werden, treten die Übergangsvor­
schriften erst zu einem späteren Zeitpunkt außer Kraft.

Um einen einheitlichen Rechtsschutz für alle, auch später eintretende Verfahren nach die­
sem Gesetz zu gewährleisten, treten diesbezügliche Regelungen nicht außer Kraft.

Die Regelung stellt sicher, dass auch § 5 Absatz 2 und § 9 Abs. 2, 3 und 5 nicht außer Kraft 
treten. Dies ist erforderlich, da § 5 Absatz 2 auch nach Außerkrafttreten des Gesetzes wei­
ter Wirkung entfaltet.

Zu der Anlage

In der Anlage werden im Hinblick auf die Erfüllung des Gesetzeszwecks besonders geeig­
net erscheinende Standorte abschließend aufgelistet. Es kann davon ausgegangen wer­
den, dass die darin enthaltenen Vorhaben nach § 2 Absatz 1 einen wesentlichen Beitrag 
zur Sicherung der Versorgung Deutschlands mit LNG leisten können.

Die aufgelisteten Vorhaben umfassen dabei neben den ausdrücklich benannten Anlagen 
nach § 2 Absatz 1 Nummer 1, Nummer 2 und den Leitungen nach § 2 Nummer 3 auch 
damit in unmittelbarem Zusammenhang stehende Gewässerausbauten nach Nummer 4.



Verbindlichen Festlegungen über die Ausführung eines Vorhabens oder den konkreten Ver­
lauf der Leitungen werden insoweit jedoch nicht getroffen.
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Version zur Kenntnis- Korrektutr
220505 Formulierungshilfe LNGG Vergleichsdokument 19.18+korr 
Uhr.docx; 220505 Formulierungshilfe LNGG eNorm-19.18+korr.docx

Kategorien: Wichtig!

Jeb Kollegen,
uns ist dank des Hinweises aus dem BMF aufgefallen, dass an einer Stelle in der Begründung zu § 5 Abs. 2 LNGG in 
der Eile nicht die Jahreszahl von 2041 korrekt auf 2044 geändert wurde.
Dies bitte ich zu entschuldigen. Anliegend füge ich die korrigierte Fassung im Änderungsmodus sowie in der e-Norm 

bei,

Viele Grüße

r7

G7 GERMANYmi

KB4
Bundesministerium für Wirtschaft und Klimaschutz | Scharnhorststr. 34-37 110115 Berlin 

Postanschrift: 11019 Berlin | Tel.

www.g7germany.de
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Betreff: AW; EILT SEHR: Ressortabstimmung LNG-Beschleunigungsgesetz finale Version zur Kenntnis

Liebe Kolleginnen und Kollegen,

anliegend erhalten Sie die kurzfristig politisch geeinigte Änderung des § 5 Abs. 1 Nr. 4 und § 5 Abs. 2. Die Jahreszahl 

wurde auf den 31.12.2043 verschoben. Statt auf sogenannten grünen Wasserstoff wird nunmehr auf 
klimaneutralen Wasserstoff Bezug genommen. Die Änderungen sind mit BMWK, BK und BMUV abgestimmt. Die 

Kabinettvorlage wird im Wege des Umlaufverfahrens am Freitag und Montag abgestimmt.
Zu Ihrer besseren Übersicht sind diese Mail daher folgende Dokumente beigefügt:

1. Sprechzettel mit den nach der Ressortabstimmung enthaltenen Änderungen

2. Sprechzettel als clean-Version
3. Anschreiben mit den nach der Ressortabstimmung enthaltenen Änderungen

4. Anschreiben als clean-Version
5. LNG-Gesetz mit den finalen Änderungen als Vergleichsversion im Verhältnis zu dem Dokument, das wir in 

die Ressortabstimmung gegeben haben
6. LNG-Gesetz in der e-Norm als clean-Version •

Für Ihre konstruktive Zusammenarbeit möchten wir uns bei Ihnen allen bedanken.

Im Auftrag

2
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eines überragenden öffentlichen Interesses und im Interesse der öffentlichen Sicherheit er­
forderlich.
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f-4-^Ausnahmen von der Umweltverträglichkeitsprüfung1

F4rV-Abweichend von S 1 Absatz 4 des Gesetzes über die Umweltverträqlichkeits-* 
Prüfung in der Fassung der Bekanntmachung vom 18. März 2021 (BGBl. I S. 540), das 
zuletzt durch Artikel 14 des Gesetzes vom 10. September 2021 (BGBl. I S. 4147) geändert 
worden ist, hat die für die Zulassungsentscheidung zuständige Behörde bei Vorhaben .nach 
§ 2 das Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung nach Maßgabe der Absätze 2 bis 5 
nicht anzuwenden, wenn eine beschleunigte Zulassung des konkreten Vorhabens geeignet 
ist, einen relevanten Beitrag zu leisten, um eine Krise der Gasversorgung zu bewältigen 
oder abzuwenden,A

(2) QV.Wird nach Absatz 1 keine Umweltverträalichkeitsprüfuna durchaeführt. entfal- Fnrmatiprt-srhriftart-Arial 
len auch die entsprechenden, in fachrechtlichen Vorschriften geregelten Pflichten der An­
tragsteller und Aufgaben der Behörden.
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(4) ffi-.Der Öffentlichkeit sind vor Erteilung der Zulassung folgende Informationen zu- ( Formatiert: Schriftart: Arial 
gänglich zu machen:

• ■ [ Formatiert: Schriftart: Arial
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1.

2.

der Entwurf der Zulassungsentscheidung einschließlich Begründung,

die wesentlichen Antragsunterlagen einschließlich der Unterlagen, mit denen die we­
sentlichen Auswirkungen des Vorhabens auf die Umweit .dargestellt werden,

Formatiert: Nummerierung (Stufe 1), Keine 
Aufzählungen oder Nummerierungen, Trennen

3. die Gründe für die Gewährung der Ausnahme nach Absatz 1 von den Anforderungen 
nach dem Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung.

Die Zugänglichmachung hat für die Dauer von vier Tagen mittels Auslegung in Räumen der*------ f Formatiert: Juristischer Absatz Folgeabsatz
Zulassungsbehörde und mittels Veröffentlichung auf der Internetseite der Zulassungsbe­
hörde zu erfolgen. *

____ § 4 dieses Gesetzes dient auch der Umsetzung folgender Richtlinie: Richtlinie 2011/92/EU des Europä­
ischen Parlaments und des Rates vom 13. Dezember 2011 über die Umweltverträglichkeitsprüfung bei 
bestimmten öffentlichen und privaten Projekten (ABI. L 26 vom 28.1.2012, S. 1), geändert durch Richt­
linie 2014/52/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. April 2014 (ABI. L 124 vom 
25.4.2014, S. 1).
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(5) (54-.Das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, nukleare Sicherheit und Ver- Formatiert; Schriftart: Arialbraucherschutz hat die Europäische Kommission vor Erteilung der Zulassungsentschei-
düng über die Gründe der Gewährung der Ausnahme nach Absatz 1 zu unterrichten und 
ihr die Informationen, die die zuständige Behörde der Öffentlichkeit nach Absatz 4 zugäng­
lich macht, zu übermitteln. Zu diesem Zweck hat die zuständige Behörde rechtzeitig, spä­
testens vier Tage vor der Entscheidung über die Zulassung des Vorhabens dem Bundes­
ministerium für Umwelt, Naturschutz, nukleare Sicherheit und Verbraucherschutz die Infor­
mationen nach Absatz 4 zu übermitteln.

i5
^-^IVlaßgabenJfür die Anvvendungdes Bundesdmrnissionsschutzgesetzes und der r ... 

Industriekläranlagen-Zufassungs- und Überwachungsverordnung2^

(1) fjrhDas Bundes-Immissionsschutzgesetz in der Fassung der Bekanntmachung* . ' 
vom 17. Mai 2013 (BGBl, i S. 1274; 2021 i S. 123), das zuletzt durch Artikel i des Gesetzes 
vom 24. September 2021 (BGBl. I S. 4458) geändert worden ist, ist für die Zulassung von 
Anlagen nach §2 Nummer 1 und 2 dieses Gesetzes .mit folgenden Maßgaben anzuwenden: A'-'S

1. .abweichend von § 10 Absatz 3 Satz 2 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes sind der*A \:}\ 
Antrag und die vom Antragsteller vorgelegten Unterlagen, mit Ausnahme derV; 
Unterlagen nach § 10 Absatz 2 Satz 1 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes, sowie
die entscheidungserheblichen Berichte und Empfehlungen, die der Behörde im’.p/;. 
Zeitpunkt der Bekanntmachung vorliegen, nach der Bekanntmachung eine Woche zur \\\\ 
Einsicht auszulegen, i|V

i \t v
2. abweichend von § 10 Absatz 3 Satz 4 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes, kann die \i'-, 

Öffentlichkeit bis eine Woche nach Ablauf1 der Auslegungsfrist gegenüber der \ 
zuständigen Behörde schriftlich oder elektronisch Einwendungen erheben; diese Frist \ 
gilt auch bei Anlagen nach der Richtlinie 2010/75/EU des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 24. November 2010 über Industrieemissionen (integrierte 
Vermeidung und Verminderung der Umweltverschmutzung) (ABI. L 334, 17.12.2010,
s. 17), y

3. die zuständige Behörde kann einen Erörterungstermin nach § 10 Absatz 6 des 
Bundes-Immissionsschutzgesetzes durchführen, soweit sie diesen für erforderlich oder 
zweckmäßig hält,

4. .die Genehmigung nach § 4 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes ist mit der 
Bestimmung zu erteilen, dass der Betrieb der Anlage mit flüssigemverflüssioterp 
Erdgas spätestens am 31. Dezember 20462043 einzustellen ist.
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1 Nr. 4 und Absatz 2 bezüglich der Jahreszahlen und 
dem Betrieb mit grünem Wasserstoff steht noch aus - 
strittig mit BMF / BK
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(2) (2)-AFür eine Anlage nach §2 Absatz 1 Nummer 1 und 2, die überden 31. Dezem-*- 

ber26402043 hinaus betrieben werden soll, kann die Genehmigung zum Weiterbetrieb nur 
für einen Betrieb mit klimaneutralem Wasserstoff der elektrochemisch durch den Vor 
brauch -von-Strom aus- erncucrbaren Energien hcrgcstcllt wurde,, und Derivaten
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2 § 5 dieses Gesetzes dient auch der Umsetzung folgender Richtlinien: Richtlinie 2010/75/EU des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 24. November 2010 über Industrieemissionen (integrierte Vermeidung 

■ und Verminderung der Umweltverschmutzung) (Neufassung) (ABI. L 334 vom 17.12.2010, S. 17) (Be­
richtigung, ABI. L 158 vom 19.06.2012, S. 25); Richtlinie 2012/18/EU des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 4. Juli 2012 zur Beherrschung der Gefahren schwerer Unfälle mit gefährlichen 
Stoffen, zur Änderung und anschließenden Aufhebung der Richtlinie 96/82/EG des Rates (ABI. L 197 
vom 24.7.2012, S. 1).
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hiervon erteilt werden. Die Genehmigung nach Satz 1 ist bis zum Ablauf des 1. Januar 2035
ZU beantragen.^_________________________ __________________________________  _____ - ~ [ formatiert: Schriftart: Arial ~

(3) (S^Für die Öffentjichkeitsbeteiligung nach § 4 der [ndustriekläraniagen:Zu[as- .,- -1 Formatiert; Schriftart: Arial, 11 Pt. 
sungs- und Überwachungsverordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 2. Mai 
2013 (BGBl. I S. 973, 1011), die zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 21. Mai 2003 
(BGBl. I S. 2873) geändert worden ist, gelten die Maßgaben des Absatzes 1 Nummer 1 bis 
3 entsprechend.
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L& ________ _____ ___________
§-6.Maßgaben für die Anwendung des Bundosnaturschutzgesetzos.

ßas Bundesnaturschutzgesetz vom 29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2542), das zuletzt-1., 
durch Artikel i des Gesetzes vom 18. August 2021 (BGBl. ,l S. 3908) geändert worden ist, ”, 
ist bei der Zulassung von Vorhaben nach § 2 mit folgenden Maßgaben anzuwenden:

1. 1. .abweichend von § 17 Absatz 1 des Bundesnaturschutzgesetzes kann die Festset­
zung von Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen nach § 15 Absatz 2 des Bundesnatur- 
schutzgesetzes bis zu zwei Jahre nach Erteilung der Zulassungsentscheidung erfol­
gen, hierfür hat der Verursacher die erforderlichen Angaben nach § 17 Absatz 4 Satz 
1 Nummer 2 des Bundesnaturschutzgesetzes nachträglich zu machen. § 15 Absatz 4 
Satz 2 des Bundesnaturschutzgesetzes ist entsprechend anzuwenden,
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Verbindung mit § 73 Absatz 3 Satz 1 des^eryyaltungsyerfahrensgesetzes in der Fas- 1-----------------------
sung der Bekanntmachung vom 23. Januar 2ÖÖ3 (BGBi. I S. 102), das zuletzt durch Formatiert: Schriftart: Arial _________
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Verbindung mit § 73 Absatz 4 Satz 1 des Verwaltungsverfahrensgesetzes kann jeder, 
dessen Belange durch das Vorhaben berührt werden, bis zu einer Woche nach Ablauf 
der Auslegungsfrist Einwendungen gegen den Plan erheben,

□
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4. dadurch die Entnahme und Wiedereinleitunq von Wasser zum Zweck der Reqasifizie-
[ Formatiert: Schriftart: 9 Pt.

rung verflüssigten Erdgases sind in der Regel keine schädlichen, auch durch den Er­
lass einzuhaltender Nebenbestimmungen nicht vermeidbaren oder nicht ausgleichba­
ren Gewässerveränderungen im Sinne des § 12 Absatz 1 Nummer 1 des Wasserhaus­
haltsgesetzes zu erwarten.

| Formatiert. Schriftart. Arial

§J

f^iyiaßgaben für dje Anwendung des Energiewirtschaftsgesetzes, ••

(1) ffl-.Das Enerqiewirtschaftsqesetz vom 7. Juli 2005 (BGBl. I S. 1970, 3621^ das*; 
zuletzt durch Artikel 84 des Gesetzes vom 10. August 2021 (BGBl. I S. 3436) geändert 
worden ist, ist bei der Zulassung nach § 2 mit folgenden Maßgaben anzuwenden:

1.. -1. ^abweichend von § 43a des Energiewirtschaftsgesetzes gilt für das Anhörungsver­
fahren, dass:

[ Formatiert: Schriftart: Arial

2.

3.

4.

a) der Plan abweichend von § 73 Absatz 3 des Verwaltungsverfahrensgesetzes für* 
die Dauer von einer Woche auszulegen ist,

b) Einwendungen nach § 73 Absatz 4 des Verwaltungsverfahrensgesetzes nur bis 
eine Woche nach Ablauf der Auslegungsfrist erhoben werden können,

c) ein Erörterungstermin in den Fällen des § 2 Nummer 3 stattfinden kann, soweit die 
zuständige Behörde diesen für erforderlich hält,

2. AKampfmitteIräumungen, archäologische Untersuchungen und Bergungen gelten als* 
Vorarbeiten im Sinne des § 44 des Energiewirtschaftsgesetzes, t _

_3v-ider yorhabenträger kann bereits nach Ablauf der Einyyendungsfrist verlangen, dass 
das Verfahren der vorzeitigen Besitzeinweisung nach § 44b des Energiewirtschaftsge­
setzes durchgeführt wird, A

_4r-/ür den yorzeitigen Baubeginn müssen die yoraussetzungen des § 44c Absatz 1 
Satz 1 Nummer 3 und 4 sowie des § 44c Absatz 1 Satz 2 des Energiewirtschaftsgeset­
zes nicht vorlieqen—: für die Zustellung nach S 44c Absatz 3 EnWG ist 5 74 Absatz 5 
VwVfG entsprechend anwendbar.
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(21 (?) .Soweit aufgrund der in Absatz. 1 vorgesehenen Verfahrensvereinfachungen 
RcqclungenVorschriftert des Enerqierechts entfallennicht anzuwenden sind, sind auch die 
RcgelungenVorschriftert des Vcrwaltungsverfahrensrechts, die diesen Verfahrensvereinfa- 
chungen sonst entgegenstehen würden, nicht anzuwenden. ^
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§-9-ABeschleunigto Vergabe- und Nachprüfungsverfahron3,

(1) W-.Für die Verfahren zur Vergabe öffentlicher Aufträge und Konzessionen für Vor *. \ 
haben nach § 2 sind die vergaberechtlichen Vorschriften mit folgenden Maßgaben anzu- \\ \ 
wenden:

1. § 97 Absatz 4 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen findet keine Anwen-*-, 
düng.

2. Mittelständische Interessen müssen auch bei der Vergabe öffentlicher Bauaufträge 
nicht vornehmlich berücksichtigt werden. Leistungen müssen nicht in der Menge auf­
geteilt und getrennt nach Art oder Fachgebiet vergeben werden. Wird ein Unterneh­
men, das nicht öffentlicher Auftraggeber ist, mit der Wahrnehmung oder Durchführung 
einer öffentlichen Aufgabe betraut, muss der öffentliche Auftraggeber das Unterneh­
men nicht verpflichten, sofern es Unteraufträge an Dritte vergibt, Leistungen in der 
Menge aufgeteilt und getrennt nach Art oder Fachgebiet zu vergeben.

3. Ergänzend zu § 134 Absatz 3 Satz 1 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkun­
gen entfällt die Informations-und Wartepflicht auch A Formatiert: Schriftart: Arial

ai_a)-Am Fällen, in denen das yerhandlungsyerfahren ohne Teilnahmewettbewerb ge-*- 
rechtfertigt ist, und
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3 § 9 dieses Gesetzes dient auch der Umsetzung folgender Richtlinien: Richtlinie 89/665/EWG des Rates vom 
21. Dezember 1989 zur Koordinierung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften für die Anwendung 
der Nachprüfungsverfahren im Rahmen der Vergabe öffentlicher Liefet- und Bauaufträge (ABI. L 395 
vom 30.12.1989, S. 33), zuletzt geändert durch Richtlinie 2014/23/EU des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 26. Februar 2014 über die Konzessionsvergabe (ABI. L 94 vom 28.3.2014, S. 1); 
Richtlinie 92/13/EWG des Rates vom 25. Februar 1992 zur Koordinierung der Rechts- und Verwal­
tungsvorschriften für die Anwendung der Gemeinschaftsvorschriften über die Auftragsvergabe durch 
Auftraggeber im Bereich der Wasser-, Energie- und Verkehrsversorgung sowie im Telekommunlkati- 
onssektor (ABI. L 76 vom 23.3.1992, S. 14), zuletzt geändert durch Richtlinie 2014/23/EU des Europä­
ischen Parlaments und des Rates vom 26. Februar 2014 über die Konzessionsvergabe (ABI. L 94 vom 
28.3.2014, S. 1); Richtlinie 2009/81/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 13. Juli 2009 
über die Koordinierung der Verfahren zur Vergabe bestimmter Bau-, Liefer- und Dienstleistungsauf­
träge in den Bereichen Verteidigung und Sicherheit und zur Änderung der Richtlinien 2004/17/EG und 
2004/18/EG (ABI. L 216 vom 20.8.2009, S. 76), zuletzt geändert durch Delegierte Verordnung (EU) 
2021/1950 der Kommission vom 10. November 2021 zur Änderung der Richtlinie 2009/81/EG des 
Europäischen Parlaments und des Rates im Hinblick auf die Schwellenwerte für Liefer-, Dienstleistungs­
und Bauaufträge (ABI. L 398 vom 11.11.2021, S. 19); Richtlinie 2014/23/EU des Europäischen Parla­
ments und des Rates vom 26. Februar 2014 über die Konzessionsvergabe (ABI. L 094 vom 28.3.2014, 
S. 1), zuletzt geändert durch Delegierte Verordnung (EU) 2021/1951 der Kommission vom 10. Novem­
ber 2021 zur Änderung der Richtlinie 2014/23/EU des Europäischen Parlaments und des Rates im 
Hinblick auf die Schwellenwerte für Konzessionen (ABI. L 398 vom 11.11.2021, S. 21); Richtlinie 
2014/24/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. Februar 2014 über die öffentliche 
Auftragsvergabe und zur Aufhebung der Richtlinie 2004/18/EG (ABI. L 094 vom 28.3.2014, S. 65), 
zuletzt geändert durch Delegierte Verordnung (EU) 2021/1952 der Kommission vom 10. November 
2021 zur Änderung der Richtlinie 2014/24/EU des Europäischen Parlaments und des Rates im Hinblick 
auf die Schwellenwerte für die Vergabe öffentlicher Liefer-, Dienstleistungs- und Bauaufträge sowie 
für Wettbewerbe (ABI, L 398 vom 11.11.2021, S. 23); Richtlinie 2014/25/EU des Europäischen Parla­
ments und des Rates vom 26. Februar 2014 über die Vergabe von Aufträgen durch Auftraggeber im 
Bereich der Wasser-, Energie- und Verkehrsversorgung sowie der Postdienste und zur Aufhebung der 
Richtlinie 2004/17/EG (ABI. L 094 vom 28.3.2014, S. 243), zuletzt geändert durch Delegierte Verord­
nung (EU) 2021/1953 der Kommission vom 10. November 2021 zur Änderung der Richtlinie 
2014/25/EU des Europäischen Parlaments und des Rates im Hinblick auf die Schwellenwerte für Liefer- 
, Dienstleistungs- und Bauaufträge sowie für Wettbewerbe (ABI. L 398 vom 11.11.2021, S. 25).
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b) o}jn Fällen, in denen der Bieter, dem der Zuschlag erteilt wird, der einzige Bieter 

ist und es keine weiteren Bewerber gibt.1-------------------------------------------------------------
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4. Abweichend von § 135 Absatz 1 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen- 
kann in einem Nachprüfungsverfahren in den Fällen der Absätze 2 und 3 bei Feststel­
lung eines Verstoßes des Auftraggebers im Sinne des § 135 Absatz 1 des Gesetzes 
gegen Wettbewerbsbeschränkungen auf Antrag des Auftraggebers oder von Amts we­
gen ein Vertrag nicht als unwirksam erachtet werden, wenn nach Prüfung aller maß­
geblichen Gesichtspunkte unter Berücksichtigung des Zweckes im Sinne des § 1 und 
des besonderen Interesses nach § 3 zwingende Gründe eines Allgemeininteresses es 
rechtfertigen, die Wirkung des Vertrages zu erhalten. Das besondere Interesse recht­
fertigt es in der Regel, die Wirkung des Vertrages zu erhalten. In Fällen des Satzes 1 
hat die Vergabekammer oder das Beschwerdegericht alternative Sanktionen zur Fest­
stellung der Unwirksamkeit nach Maßgabe der Nummer 6 zu erlassen, § 156 Absatz 
3, § 179 Absatz 1 und § 181 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen blei­
ben unberührt.

5. Wird in einem Nachprüfungsverfahren in den Fällen der Absätze 2 oder 3 die Unwirk­
samkeit eines Vertrages wegen eines Verstoßes des Auftraggebers im Sinne des § 135 
Absatz 1 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen festgestellt, ist die Wir­
kung der Unwirksamkeit abweichend von § 135 Absatz 1 des Gesetzes gegen Wettbe­
werbsbeschränkungen auf die Verpflichtungen beschränkt, die noch zu erfüllen sind.
In Fällen des Satzes 1 hat die Vergabekammer oder das Beschwerdegericht zusätzlich 
zur Feststellung nach Satz 1 alternative Sanktionen zur Feststellung der Unwirksamkeit 
nach Maßgabe der Nummer 6 zu erlassen. Nummer 4 Satz 4 gilt entsprechend.

6. Durch die Vergabekammer oder das Beschwerdegericht im Nachprüfungsverfahren in 
den Fällen der Absätze 2 und 3 zu erlassende alternative Sanktionen nach den Num­
mern 4 und 5 umfassen die Verhängung einer Geldsanktion gegen den Auftraggeber 
oder die Verkürzung der Laufzeit des Vertrages. Eine Geldsanktion darf höchstens 15 
Prozent des Auftragswertes betragen.

7. § 14 Absatz 4 Nummer 3 der Vergabeverordnung vom 12. April 2016 (BGBl. I S. 624),
die zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 9. Juni 2021 (BGBl. I S. 1691) geändert 
worden ist, ist mit der Maßgabe anzuwenden, dass, .....................................Formatiert: Schriftart: Arial

a) a);die äußerst dringlichen, zwingenden Gründe sowie der Zusammenhang mit Er--------
eignissen, die der betreffende Auftraggeber nicht voraussehen konnte, als vorlie- 
gend anzusehen sind,,

b) __l)),in der Regel die Mindestfriston nicht eingehalten werden können und,

cl eV.die Umstände zur Begründung der äußersten Dringlichkeit dem Auftraggeber in 
der Regel nicht zuzurechnen sind.,_______________________________________

Satz 1 gilt entsprechend für § 13 Absatz 2 Nummer 4 der Sektorenverordnung vom 12.- -, -
April 2016 (BGBl. I S. 624, 657), die zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 9. Juni 
2021 (BGBl. I S. 1691) geändert worden ist, und für § 12 Absatz 1 Nummer 1 Buch­
stabe b Doppelbuchstabe bb der Vergabeverordnung Verteidigung und Sicherheit vom 
12. Juli 2012 (BGBl. I S, 1509), die zuletzt durch Artikel 5 des Gesetzes vom 12. No­
vember 2020 (BGBl. I S. 2392) geändert worden ist. Satz 1 gilt ferner entsprechend für 
die Vergabe von Bauaufträgen hinsichtlich der Voraussetzungen zur Anwendung des 
Verhandlungsverfahrens ohne Teilnahmewettbewerb wegen besonderer Dringlichkeit.
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8. § 17 AbsatzS der Vergabeverordnung ist mit der Maßgabe anzuwenden, dass die hin-* 

reichend begründete Dringlichkeit als vorliegend anzusehen ist, Satz 1 gilt entspre­
chend für § 15 Absatz 3, § 16 Absatz 3 und 7 und § 17 Absatz 3 der Vergabeverord­
nung und für § 14 Absatz 3, § 15 Absatz 2 Satz 2 und Absatz 3 Satz 3 der Sektoren­
verordnung. Satz 1 gilt entsprechend hinsichtlich der besonderen Dringlichkeit für § 20 
Absatz Satz 2 und Absatz 3 Satz 2 der Vergabeverordnung Verteidigung und Sicher­
heit. Satz 1 gilt ferner entsprechend für die Vergabe von Bauaufträgen hinsichtlich der 
Verkürzung von Fristen wegen einer hinreichend begründeten Dringlichkeit.

9, Abweichend von § 51 Absatz 2 Satz 1 der Vergabeverordnung kann bei Vergabever­
fahren, die aufgrund der Nummer 7 Satz 1 als Verhandlungsverfahren ohne Teilnah­
mewettbewerb durchgeführt werden, auch nur ein Unternehmen zur Angebotsabgabe 
aufgefordert werden, sofern dieses Unternehmen als einziges in der Lage ist, den Auf­
trag innerhalb der durch die äußerste Dringlichkeit bedingten technischen und zeitli­
chen Zwänge zu erfüllen. Satz 1 gilt entsprechend für Verhandlungsverfahren ohne 
Teilnahmewettbewerb, die aufgrund der Nummer 7 Satz 2 nach der Sektorenverord­
nung oder der Vergabeverordnung Verteidigung und Sicherheit durchgeführt werden. 
Satz 1 gilt ferner entsprechend für die Vergabe von Bauaufträgen für Verhandlungs­
verfahren ohne Teilnahmewettbewerb wegen besonderer Dringlichkeit, die aufgrund 
Nummer 7 Satz 3 durchgeführt werden.

8

{2]_(2^Für Nachprüfungsverfahren vor der Vergabekammer sind für Vorhaben nach"- 
§-J2 die vergaberechtlichen Vorschriften mit folgenden Maßgaben anzuwenden:,.................

1. Ergänzend zu § 166 Absatz 1 Satz 3 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkun-*, 
gen kann auch nach Lage der Akten entschieden werden, soweit dies der Beschleuni­
gung dient. Die mündliche Verhandlung kann im Wege der Bild- und Tonübertragung 
nach § 128a der Zivilprozessordnung durchgeführt werden..

2. Abweichend von § 167 Absatz 1 Satz 1 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschrän­
kungen trifft und begründet die Vergabekammer ihre Entscheidung innerhalb einer Frist 
von drei Wochen ab Eingang des Nachprüfungsantrages. Abweichend von § 167 Ab­
satz 1 Satz 2 und 3 des Gesetzes kann die Entscheidungsfrist von drei Wochen nur 
einmalig und höchstens um zwei Wochen verlängert werden.

3. Bei der Auswahl der geeigneten Maßnahmen nach § 168 Absatz 1 Satz 1 des Geset­
zes gegen Wettbewerbsbeschränkungen hat die Vergabekammer auch den Zweck 
nach § 1 sowie das besondere Interesse nach § 3 zu berücksichtigen. . | Formatiert:Schriftart: Arial ~|

4. Bei der Abwägung nach § 169 Absatz 2 Satz 1 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbe­
schränkungen über die vorzeitige Gestattung des Zuschlags sind zusätzlich der Zweck 
nach § 1 sowie das besondere Interesse nach § 3 zu berücksichtigen. Das besondere 
Interesse überwiegt in der Regel. Die Entscheidung ist unverzüglich, spätestens inner­
halb von einer Woche nach Eingang des Antrags auf Voraberteilung des Zuschlags zu 
treffen und zu begründen. Der Zuschlag kann abweichend von § 169 Absatz 2 Satz 1 
des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen nach der Gestattung unmittelbar 
erteilt werden, sofern die Wartepflicht nach § 134 Absatz 2 des Gesetzes gegen Wett­
bewerbsbeschränkungen nicht noch läuft. Bei Entscheidungen nach § 169 Absatz 2 
Satz 6 und 7 und Absatz 3 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen ist auch
der Zweck nach § 1 sowie das besondere Interesse nach § 3 zu berücksichtigen, das ______ _________________
in der Regel überwiegt.._____________ ___________ ________________________________ ( Formatiert: Schriftart: Arial ]

5. Stellt die Vergabekammer im Nachprüfungsverfahren einen Verstoß des Auftraggebers 
im Sinne des § 135 Absatz 1 Nummer 1 oder 2 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbe­
schränkungen fest, hat sie den Absatz 1 Nummer 4 bis 6 zu beachten.
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.(3) (3);Für die sofortige Beschwerde sind für Vorhaben nach § 2 die vergaberechtli­

chen Vorschriften mit folgenden Maßgaben anzuwenden:*----------------------------------- -------------

1. § 171 Absatz 2 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen ist mit der Maß­
gabe anzuwenden, dass es auf die Frist in ihrer Ausgestaltung nach Absatz 2 Num­
mer 2 ankommt, t

2. Abweichend von § 172 Absatz 1 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen 
ist die sofortige Beschwerde innerhalb von einer Notfrist von einer Woche einzulegen.

3. Abweichend von § 173 Absatz 1 Satz 2 und 3 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbe­
schränkungen entfällt die aufschiebende Wirkung gegenüber der Entscheidung der 
Vergabekammer bereits eine Woche nach Ablauf der Beschwerdefrist und kann nur für 
bis zu sechs Wochen verlängert werden. Bei der Abwägung nach § 173 Absatz 2 
Satz 1 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen sind zusätzlich der Zweck 
nach § 1 sowie das besondere Interesse nach § 3 zu berücksichtigen, das in der Regel 
überwiegt. ,

4. Bei der Abwägung nach § 176 Absatz 1 Satz 1 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbe­
schränkungen sind zusätzlich der Zweck nach § 1 sowie das besondere Interesse nach 
§ 3 zu berücksichtigen, das in der Regel überwiegt. Abweichend von § 176 Absatz 3 
Satz 1 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen ist die Vorabentscheidung 
über den Zuschlag längstens innerhalb von einer Woche nach Eingang des Antrags zu 
treffen und im Fall einer ausnahmsweisen Verlängerung der Zweck nach § 1 sowie das 
besondere Interesse nach § 3 zu berücksichtigen, das in der Regel überwiegt. A

5. § 177 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen ist nicht anzuwenden. t

6. Ergänzend zu § 175 Absatz 2 in Verbindung mit § 65 Absatz 1 des Gesetzes gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen kann das Gericht im Ausnahmefall nach Lage der Akten 
entscheiden, insbesondere wenn dies der Beschleunigung dient und kein unmittelbarer 
Eindruck der Parteien oder direkter Austausch des tatsächlichen und rechtlichen Vor­
trags erforderlich ist. Die mündliche Verhandlung kann im Wege der Bild- und Tonüber­
tragung nach § 128a der Zivilprozessordnung durchgeführt werden.

7. § 178 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen ist mit der Maßgabe anzu­
wenden, dass die Beschwerdeentscheidung innerhalb einer Frist von fünf Wochen ab 
Eingang der sofortigen Beschwerde zu treffen und zu begründen ist. Bei besonderen 
tatsächlichen oder rechtlichen Schwierigkeiten kann der Vorsitzende im Ausnahmefall 
die Frist durch Mitteilung an die Beteiligten einmalig um höchstens zwei Wochen ver­
längern. Abweichend von § 178 Satz 2 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschrän­
kungen entscheidet das Gericht stets in der Sache selbst.

8. Für das Beschwerdegericht gilt Absatz 3 Nummer 5 entsprechend.

(4.) ,{4)/\bweichond von § 55 Absatz 1 Satz 1 der Bundeshaushaltsordnung muss auf-- 
grund der besonderen Umstände des Zweckes nach § 1 und des besonderen Interesses 
nach § 3 bei der Vergabe öffentlicher Aufträge für Vorhaben nach § 2 unterhalb der Schwel­
lenwerte des § 106 Absatz 2 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen dem Ab­
schluss von Verträgen über Lieferungen und Leistungen keine Öffentliche Ausschreibung, 
keine Beschränkte Ausschreibung mit Teilnahmewettbewerb und kein sonstiger Teilnah­
mewettbewerb vorausgehen. Abweichend von § 55 Absatz 2 der Bundeshaushaltsordnung 
ist bei öffentlichen Aufträgen im Sinne des Satzes 1 auch nicht nach einheitlichen Beschaf­
fungsrichtlinien zu verfahren. ^
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(5) rSVBei Verfahren vor Gerichten der Zivil- oder Veiwaltunqsaerichtsbarkeit über die 

Vergabe öffentlicher Aufträge und Konzessionen für Vorhaben nach § 2, für die ein Nach­
prüfungsverfahren nach Absatz 2 nicht statthaft ist, sind alle bestehenden Beschleuni­
gungsmöglichkeiten des jeweiligen Prozessrechts zu nutzen und Interessenabwägungen, 
insbesondere beim vorläufigen Rechtsschutz, unter Berücksichtigung des Zweckes nach 
§ 1 sowie des besonderen Interesses nach § 3 zu treffen. Dieser Absatz gilt nicht für die 
Geltendmachung von Schadensersatzansprüchen.
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§ 10

§ lOj/Veitere Verfahronsanordnungen

(1) ffl-.lst für ein Zulassunasverfahren für ein Vorhaben nach S 2 eine ortsübliche oder 
öffentliche Bekanntmachung angeordnet und ist nach den dafür geltenden Vorschriften der 
Anschlag an einer Amtstafel oder die Auslegung zur Einsichtnahme vorgesehen, ist § 2 des 
Planungssicherstellungsgesetzes vom 20. Mai 2020 (BGBl. I S. 1041), das zuletzt durch 
Artikel 1 des Gesetzes vom 18. März 2021 (BGBl. I S. 353) geändert worden ist, mit der 
Maßgabe anzuwenden, dass eine Befristung auf Bekanntmachungen, deren Frist mit dem 
Ablauf des 31. Dezember 2022 endet, nicht stattfindet.

(21 (ZI .Ist für ein Genehmigungsverfahren für ein Vorhaben nach § 2 die Auslegung ... - | Formatiert; Schriftart: Arial 
von Unterlagen oder Entscheidungen vorgesehen, auf die nach den für die Auslegung gel­
tenden Vorschriften nicht verzichtet werden kann, ist § 3 des Planungssicherstellungsge­
setzes mit der Maßgabe anzuwenden, dass eine Befristung auf Bekanntmachungen, deren 
Frist mit dem Ablauf des 31. Dezember 2022 endet, nicht stattfindet.

(31 f3V.lst für ein Genehmigungsverfahren fürein Vorhaben nach § 2 d[e Durchführunq 
eines Erörterungstermins oder einer mündlichen Verhandlung angeordnet oder hält die Be­
hörde einen Erörterungstermin für erforderlich, fmdetisi^ 5 des Planungssicherstellungs- 
gesetzes Anwendung.anzuwenden..

[ Formatiert; Schriftart: Arial

( Formatiert: Schriftart: Arial
[ Formatiert: Schriftart: Arial

-' [ Formatiert: Schriftart: Arial
( Formatiert: Paragraph Überschrift, Links
[ Formatiert: Juristischer Absatz (nummeriert)

Formatiert; Schriftart: Arial J

511

S^*i!?e?j]tsbehelf%.____________  ________ 1 Formatiert: Schriftart: Arial

(l^fi^Vyiderspruch und Anfechtungsklage gegen eine Zulassungsentscheidung für j Formatiert. Schriftart. Anal, Nicht Fett
die Vorhaben nach § 2 haben keine aufschiebende Wirkung. Der Antrag auf Anordnung der [ Formatiert: Schriftart: Arial_______
aufschiebenden Wirkung des Widerspruchs oder der Anfechtungsklage gegen eine Zulas­
sungsentscheidung nach § 80 Absatz 5 Satz 1 der Verwaltungsgerichtsordnung kann nur 
innerhalb eines Monats nach der Zustellung der Zulassungsentscheidung gestellt und be­
gründet werden. Darauf ist in der Rechtsbehelfsbelehrung hinzuweisen. § 58 der Verwal­
tungsgerichtsordnung gilt entsprechend.

(21 f3VJreten später Tatsachen ein, die die Anordnung der aufschiebenden Wirkung 
rechtfertigen, so kann der durch die Zulassungsentscheidung Beschwerte einen hierauf ge­
stützten Antrag nach ^SO Absat^ Sat^J der yetwaltungsgerichtsordnung innerhalb 
einer Frist von einem Monat stellen und begründen. Die Frist beginnt mit dem Zeitpunkt, in 
dem der Beschwerte von den Tatsachen Kenntnis erlangt.

(31 BT-.lm Übrigen bleibt der bestehende Rechtsschutz unberührt.

(41 (41-S-5.9 Absatz- 2 und 3 bleibt unberührt.
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§-ü-^uständigkeit des Bundesverwaltungsgerichts.

ßas BundesyerwaJtungsgericht entschejdet im ersten und letzten Rechtszug über 
sämtliche Streifigkeiten über Vorhaben nach §-J2. Satz-^1 ist auch anzuwenden für

1. auf diese Vorhaben und auf für deren Betrieb notwendige Anlagen bezogene Zulas--1-. \ 
sungen des vorzeitigen Baubeginns und Anzeigeverfahren sowie

2. Genehmigungen nach dem Bundes-Immissionsschutzgesetz für Anlagen, die für den 
Betrieb von Vorhaben nach §-^2 notwendig sind.
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§-13;Üborgangsregelungci\

f11 ftV.Die Regelungen dieses Gesetzes sind auf bereits vor Inkrafttreten dieses Ge- 
setzes begonnene, aber noch nicht abgeschlossene Verfahren über Zuiassungen für die 
Errichtung und die Inbetriebnahme von Anlagen nach § 2 Absatz 1 Nummer 1, 2 und 4 
sowie von Leitungen nach § 2 Absatz 1 Nummer 3 anzuwenden. Ein Verfahrensschritt, der 
bereits begonnen, aber noch nicht abgeschlossen wurde, ist neu zu beginnen, wenn er 
nach den Vorschriften dieses Gesetzes durchgeführt wird. Ein Verfahrensschritt nach Satz 
2 muss nicht beendet werden, wenn er nach diesem Gesetz entfallen kann.

(?) ..(2) ^Abweichend von Absatz 1 soll ein Verfahrensschritt, der bereits begonnen, 
aber noch nicht abgeschlossen wurde, nach den Vorschriften, die zum Zeitpunkt des Be­
ginns des Zulassungsverfahrens galten, beendet werden, wenn der Verfahrensschritt hier­
nach schneller abgeschlossen werden kann,

(3) (3) .Für Verfahronsschritte, bei denen von einer Regelung nach den §§ .3 bis 10 
Gebrauch gemacht worden ist und die mit Ablauf des 31. Juni 2025 noch nicht abgeschlos­
sen sind, gelten die Bestimmungen dieses Gesetzes bis zum Abschluss des jeweiligen Ver­
fahrensschrittes weiter.

(41 f44-.Fallen Verfahronsschritte nach diesem Gesetz weg, sind auch die entspre­
chenden Fehlerfolgenregelungen insoweit nicht anwendbar. t

(5) „{5),Die Regelungen des § 9 sind auch auf vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes 
begonnene, aber noch nicht abgeschlossene Vergabe- und Nachprüfungsverfahren anzu­
wenden, die die Vergabe öffentlicher Aufträge und Konzessionen für Vorhaben nach § 2 
zum Gegenstand haben; für§ 9Absatz 1 Nummer-J, 2, 7, 8 und 9 sowie Absatz 4 gilt dies 
nur, sofern das Vergabeverfahren nach dem 24, Februar 2022 begonnen hat. Insbesondere 
sind § 9 Absatz 1 Nummer 3 bis 6 sowie die Regelungen zum Rechtsschutz nach § 9 Ab­
satz 2, 3 und 5 auch anzuwenden, wenn bereits vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes das 
Vergabeverfahren abgeschlossen oder der Vertrag geschlossen wurde. Der Fristbeginn in 
Fällen des § 9 Absatz 2 und 3 fällt bei bereits vor Inkrafttreten dieses Gesetzes begennen- 
begonnenen Nachprüfunasverfahren frühestens auf den Tao des Inkrafttretens dieses Ge- 
setzes; soweit vordem Inkrafttreten dieses Gesetzes geltende Fristen in Nachprüfungsver­
fahren früher ablaufen als die Fristen nach § 9 Absatz 2 und 3, sind die vor Inkrafttreten 
dieses Gesetzes geltenden Fristen bis zu ihrem Ablauf anzuwenden.
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§14 Inkraftroten, Außerkrafttreten

flrHnkrafttreten, Außerkrafttreten

11) Dieses Gesetz tritt am Tag nach der yerkündung in Kraft.

(2) fü-V.Die SS-.1 bis 10 treten mit Ausnahme des S-,5 Absatz-,2 und des §-,9 Abs.-,2, ^
3 und 5 mit dem Ablauf des 3Ö.-Jun|-^Ö25 außer Kraft. §-J3 tritt mit Ablauf des\A 
30. Juni ^027 außer Kraft., "WS
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.Nr............. Vorhabenstandorte

.1- Brunsbüttel (Schleswip-Holstein)
1 

...... J1

.1-1_____ Anlage nach § 2 Absatz 1 Nr. 1 - FSRU (Standort: Hafen)

.1.2 Anlage nach § 2 Absatz 1 Nr. 2 - Flüssigerdqas-Terminal (Standort: German
LNG Terminal)

-H.1.3 Leitungen nach § 2 Absatz 1 Nr. 3 (Standort German LNG Terminal und
Standort Hafen - Anschlusspunkt Gasfernleitungsnetz)

.2. Wilhelmshaven (Niedersachsen)

^■1______ Anlage nach § 2 Absatz 1 Nr. 1 - FSRU (Standort; Voslapper Groden) --i

.22______ Anlage nach § 2 Absatz 1 Nr. 1 - FSRU (Standort: NWO Terminal) -H

.23______ Anlage nach § 2 Absatz 1 Nr. 2 - Flüssigerdgas-Terminal (Standort: 
Voslapper Groden)

---i

--i.2.4 Leitungen nach § 2 Absatz 1 Nr. 3 (Standort Voslapper Groden - Anschluss-
punkt Gasfernleitungsnetz)

,2.5 Leitungen nach ^ 2 Absatz 1 Nr. 3 (Standort NWO-Terminal-Anschlusspunkt
Gasfernleitungsnetz)

--i.3. Stade / Bützfleth (NiedersachsenJ

.3.1______ Anlage nach 5 2 Absatz 1 Nr. 1 - FSRU (Standort Hafen) --i

.3.2 ....... Anlage nach § 2 Absatz 1 Nr. 2 - Flüssigerdgas-Terminal (Standort: Hanse- 
atic Energy Hub)

.--f.3-3 Leitung nach 5 2 Absatz 1 Nr. 3 (Standort Hafen und Hanseatic Energy Hub
- Anschlusspunkt Gasfernleitungsnetz)

--i.4.______ Hamburg / Moorburg (Hamburg)

.4.1 Anlage nach § 2 Absatz 1 Nr. 1 - FSRU (Standort Hafen / Kraftwerk Moor-
bürg)

--f,4.2 Leitung nach § 2 Absatz 1 Nr. 3 (Standort Kraftwerk Moorburg - Anschluss-
punkt Gasfernleitungsnetz)
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.5. ....... Rostock / ÖlhafcnHafen (Mecklenburq-VorDommern)

.5.1............ Anlage nach § 2 Absatz 1 Nr. 1 - FSRU (Standort Rostock / ÖlhafefiHaferO

L2 Anlage nach § 2 Absatz 1 Nr. 2 - Flüssiqerdaas-Terminal (Standort Hafen)

.5.31
schlusGPunktan da&Gasfernleitunqsnetz}

.6- Lubmin (Mecklenburg-Vorpommern)

.6.1_____ Anlage nach § 2 Absatz 1 Nr. 1 - FSRU

.6.2.......... Leitung nach § 2 Absatz 1 Nr. 3 an das Gasfernleitungsnetz

( Formatiert: Schriftart: 9 Pt.
' ( Formatiert: Schriftart: Arial
( Formatiert: Schriftart: Arial

~ [ Formatiert: Schriftart: Arial
f Formatiert: Schriftart: Arial

Formatiert: Schriftart: Arial
Formatiert: Schriftart: Arial
Formatiert: Schriftart: Arial
Formatierte Tabelle

Formatiert: Schriftart: Arial
Formatiert: Schriftart: Arial
Formatiert: Schriftart: Arial
Formatiert: Schriftart: Arial
Formatiert: Schriftart: Arial
Formatiert: Schriftart: Arial
Formatiert: Juristischer Absatz (nummeriert)



.Beafbeilungssland: 05.05.2022 19:29,l'te.-iir>eiUniasstanil 08 0f> ?022 1B ?9
15

Formatiert: Schriftart: 9 Pt.



_i____________ jgearbeitunqsstand: 05.05.2022 19:29Bearbei{ufiqsstan4:-0&:05r2Q22-49:29

.Begründung^

16

Zu § 1

A. Allgemeiner Teil

Formatiert: Schriftart: 9 Pt.
Formatiert; Links: 3 cm, Oben: 2 cm, Breite: 21 cm, 
Höhe: 29,7 cm, Kopfzeilenabstand vom Rand: 1,25 cm, 

\ Fußzeilenabstand vom Rand: 1,25 cm___________
V\ Formatiert; Schriftart: Arial, 13 Pt.

, (Formatiert; Schriftart: Arial, Nicht Fett
Formatiert: Begründung Titel_______________

B. Besonderer Teil

Zu § 1 (Zweck)

.Mit dem am 24. Februar 2022 erfolgten Angriffskrieg Russlands gegen die Ukraine hat sich* 
die energie- und sicherheitspolitische Bewertung der Abhängigkeit von russischen Gaslie­
ferungen unvorhergesehen kurzfristig und fundamental geändert. In der Folge ist eine Un­
terbrechung der bis dato für die nationale Energieversorgung zentralen russischen Erdgas­
lieferungen an Deutschland (aktuell 40% der nationalen Gasversorgung, bei einem Ge­
samtverbrauch von rund 1.000 TWh oder 96 Mrd. m3 pro Jahr) nicht mehr ausgeschlossen. 
Hierdurch ist eine unvorhersehbare, außergewöhnliche und äußerst volatile Lage am Gas­
markt entstanden..

Vor diesem Hintergrund ist der unverzügliche und schnellstmögliche Aufbau einer unab-_________________
hängigeren nationalen Gasversorgung äußerst dringlich und zwingend erforderlich.. ( Formatiert; Schriftart: Arial

Aufgrund der geringen Substituierbarkeit von Gas durch andere Energieträger muss zur 
Sicherstellung der Versorgung zwingend Gas aus anderen Quellen beschafft werden. Eine 
der wenigen Möglichkeiten Deutschlands, auf dem Weltmarkt kurzfristig zusätzliche Gas­
mengen zu beschaffen, ist der Einkauf verflüssigten Erdgases (LNG). Um das LNG in 
Deutschland anlanden, regasifizieren und weiterleiten zu können, ist der umgehende Aus­
bau der LNG-Importinfrastruktur (vgl. auch Begründung zu § 2) unverzichtbar.. ... [ Formatiert: Schriftart: Arial

Zur Versorgung der Verbraucherinnen und Verbraucher im Frühjahr und Sommer 2022 ge­
nügen die derzeitigen Erdgas- und LNG-Importe in Verbindung mit den gegenwärtig vor­
handenen rd. 64 TWh (Stand: 05.04.2022) in den nationalen Gasspeichern aufgrund des 
geringen Heizbedarfs grundsätzlich. Für die darauffolgende Heizperiode ist eine flächende­
ckende Versorgung derzeitig jedoch noch nicht gesichert. Bereits im Winter 2021/2022 war 
die Versorgung Deutschlands mit Erdgas durch geringe Speicherfüllstände gekennzeich­
net, Im Falle einer kurzfristigen Unterbrechung oder eines Komplettausfalls russischer Gas­
lieferungen, würde eine hinreichende Befüllung der Speicher im Sommer in Vorbereitung 
auf den nächsten Winter jedoch unmöglich; u.a. die Erfüllung der mit dem Gasspeicherge­
setz und der geplanten EU-Regulierung gesetzten Füllstandsvorgaben stünde in Gefahr.
Eine solche Gasmangellage muss mit allen Kräften vermieden werden. Im Ergebnis könnte 
die staatliche Daseinsvorsorge- und die Energieversorgung für die Bürgerinnen und Bürger 
der Bundesrepublik Deutschland dann nicht mehr gewährleistet werden. Zudem könnte es 
zu hohen, in ihren Auswirkungen nur schwer abschätzbaren wirtschaftlichen Schäden kom­
men, insbesondere auch in Branchen, die zur kritischen Infrastruktur gehören (z.B. Pharma- 
oder Lebensmittelproduktion). Dort wäre mit Produktionsausfällen und damit einhergehen­
der Unterversorgung der Bevölkerung zu rechnen. Es liegt somit bei den Vorhaben nach §
2 neben den äußerst dringlichen Gründen auch eine Gefährdung überragender öffentlicher 
Interessen vor (vgl. auch Begründung zu § 3).
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Um die Möglichkeit für zusätzliche LNG-Importe zu schaffen, muss schnellstmöglich die 
Möglichkeit geschaffen werden, LNG auch in Deutschland zu regasifizieren und damit auf 
Ebene der Infrastruktur die Voraussetzung für den Bezug größerer LNG-Mengen zu ermög­
lichen. Die Kapazität der bisher vorhandenen, für Deutschland nur teilweise nutzbaren eu­
ropäischen LNG-Terminals kann - selbst bei einhundert prozentiger Auslastung - den Aus­
fall der russischen Lieferungen für Europa nur zu einem geringen Teil decken. Gleichzeitig 
sind mit dem Ausfall der russischen Pipeline- und LNG-Lieferungen massive Preissteige­
rungen für Erdgas auf dem europäischen und internationalen Markt zu erwarten.

Ohne die schnellstmögliche Errichtung der entsprechenden LNG-Infrastruktur ist eine Sub­
stituierung des russischen Gases in dem zur Abwendung schwerster wirtschaftlicher Schä­
den zwingend erforderlichen Umfang auf absehbare Zeit nicht möglich. Bei einer vollstän­
digen Einstellung der Erdgaslieferungen aus Russland reichen insbesondere auch die auf 
dem Weltmarkt verfügbaren FSRUs nicht aus, um den Ausfall in den kommenden Jahren 
gänzlich zu kompensieren.

Daher bedarf es neben der Genehmigung von schwimmenden Speicher- und Regasifizie- 
rungseinheiten (FSRU), die kurzfristig angemietet und in Betrieb genommen werden kön­
nen, auch der schnellstmöglichen Errichtung und Inbetriebnahme landgebundener LNG- 
Terminals. Für feste und schwimmende LNG-Anlagen müssen auch die infrastrukturellen
Voraussetzungen geschaffen werden. Die Anlagen müssen insbesondere an das Erdgas- ___________;_________ :
leitungsnetz angeschlossen und zum Teil Hafenanlagen angepasst werden. . _I Formatiert: Schriftart; Arial

Wegen der derzeitig bestehenden Ausnahmesituation, die eine schnelle und verlässliche 
Sicherung der Energieversorgung durch LNG erfordert, wird den Genehmigungsbehörden 
vorübergehend ermöglicht, von bestimmten Verfahrensanforderungen, insbesondere im 
Bereich der Umweltverträglichkeitsprüfung, abzusehen. Daneben wird Auftraggebern er­
möglicht, vorübergehend vergaberechtliche Erleichterungen zur Beschleunigung der 
Vergabe öffentlicher Aufträge und Konzessionen anzuwenden. Ziel des Gesetzes ist es, 
alle Zulassungs- und Genehmigungsverfahren sowie die Vergabe öffentlicher Aufträge und 
Konzessionen erheblich schneller zu durchlaufen, als dies nach aktueller Rechtslage mög­
lich ist, und so zu zügigen Genehmigungen und Einbindung von LNG in den deutschen 
Markt zu gelangen. Um die schnellstmögliche Umsetzung effektiv zu gewährleisten, ist pa­
rallel auch der entsprechende Rechtsschutz jeweils zu beschleunigen. Diese Anpassungen 
sind ein äußerst wichtiger Beitrag für die Versorgungssicherheit in Deutschland und auf­
grund der dadurch entstehenden Unabhängigkeit von Russland auch für die Sicherheit in 
Europa.

Die landgebundenen LNG-Terminals und die für die Anbindung der LNG Anlagen erforder­
lichen Erdgasleitungen sollen zudem kurz- und-mittetfrist-iebereits wasserstoff-readv ge­
plant werden, um eine möglichst frühzeitige Umstellung auf Wasserstoff umgcGtclIt wer:Formatiert:Schriftart: Arial
denzu ermöglichen. Dies wird in § 5 Absatz 2 auch rechtlich abgesichert. Das Gesetz steht____ f Formatiert; Schriftart- Arial
damit im Einklang mit den Klimaschutzzielen des Bundes-klimaschutzgesetzes und setet ^ ’ —
dieträgt der Vorgabe des Bundesverfassungsgerichts aus seinem Beschluss vom 24. März .-. -f Formatiert: Schriftart: Arial 
2021 ufflRechnung, frühzeitig transparente Maßgaben für die weitere Ausgestaltung der .. u rorm3ticrt:Schriftart-Arial 
Treibhausgasreduktion zu formulieren, die Orientierung bieten und ein hinreichendes Maß
an Entwicklungsdruck und Planungssicherheit vermitteln. ,______________________________ (Formatiert: Schriftart: Arial



_2____________ ^Bearbeitunqsstand: 05.05.2022 19:29Bearbeikinqsstand4-05TQ5r2Q33—t9f29
Zu ^ 2 (Anwendungsbereich)

/iktuell ändern sich in Deutschland die Grundlagen der Energieversorgung erheblich. Die; 
zügige Realisierung von LNG-Vorhaben in den Küstenregionen liefert einen bedeutenden 
Beitrag zur Gewährleistung der Versorgungssicherheit und zur Erreichung der in § 1 ge­
nannten Zwecke. Es gilt im Interesse einer sicheren und diversifizierten Gasversorgung in 
Deutschland die Voraussetzungen für einen schnellstmöglich zu realisierenden Ausbau der 
LNG-Infrastruktur in den Küstenregionen zu schaffen und damit einen Beitrag zur Bewälti­
gung der Krisensituation zu leisten.

Zu Absatz 1

Zu Absatz 1

/\bsatz 1 regelt den sachlichen Anwendungsbereich des Gesetzes. •

Dieser umfasst sowohl die stationären schwimmenden Anlagen (Nummer 1) und die stati­
onären landgebundenen Anlagen (Nummer 2) als auch den gesamten Leitungsausbau 
samt weiterer (Teil-) Anlagen, sofern sie nicht bereits unter die Nummern 1 und 2 fallen 
(Nummer 3) sowie die hierfür erforderlichen Gewässerausbauten und Gewässerbenutzun­
gen (Nummer 4).

Zu Nr. 1

Zu Nummer 1

18

.Erfasst werden stationäre schyyimrnende Anlagen zur Einfuhr, Entladung, Lagerung und* 
Wiederverdampfung von verflüssigtem Erdgas, auch bezeichnet ais „Floating Storage and 
Regasification Units“ (FSRU's). Kern der schwimmenden Anlage ist ein spezielles Schiff, 
welches mit bestehenden, den Stand der Technik entsprechenden Feuerunasanlaoen 
(Dampfkesseln, Verbrennunosmotorenanlagenl die Anlandung, Entladung, Speicherung 
und Wiederverdampfung von verflüssigtem Erdgas (LNG) ermöglicht. Flüssiges Erdgas 
wird dabei von einem LNG-Tanker in eine schwimmende Anlage umgeladen und durch 
Erhitzung erneut in einen gasförmigen Zustand umgewandelt. Für die Erwärmung des ver­
flüssigten Erdgases (LNG) wird regelmäßig Seewasser als Grundlage genutzt. Das wieder­
verdampfte Gas wird dann aus der schwimmenden Anlage über eine kurze Verbindungs­
leitung in die Flafenanlagen gepumpt und von dort ins Gasfernleitungsnetz eingespeist.

Zu Nr-, 2

Zu Nummer 2

.Erfasst werden stationäre landgebundene Anlagen zur Einfuhr, Entladung, Lagerung und* 
Wiederverdampfung von verflüssigtem Erdgas. Der Änlagenbegriff erfasst dabei insbeson­
dere sog. ortsfeste LNG-Terminals, welche zur Entladung von LNG-Tankern, Regasifizie- 
rung und Einspeisung des Erdgases in das Gasnetz dienen und/oder die Einlagerung des 
verflüssigten Erdgases bzw. den Weitertransport ermöglichen. t

Zu Nr. 3

Zu Nummer 3

.Bestandteil der Nummer 3 sind u.a, die Anbindungsleitungen von LNG-Anlagen an das* 
Fernleitungsnetz im Sinne des § 43 Absatz 1 Satz 1 Nummer 6 des Energiewirtschaftsge­
setzes (EnWG). Eine spätere Umstellung der neuen Leitungen auf eine
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Wasserstofftauglichkeit (sog. Wasserstoff-Readiness) ermöglicht bereits das geilende 
RechtT-vqlr-^ (&43I Absatz 8 EnWG). Diese soll aus Klimaschutzaründen so früh wie möq- . 
lieh erfolqeq.

| Formatiert: Schriftart; Arial
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Enthalten sind zudem die für den Betrieb von Anbindungsleitungen von LNG-Anlagen not­
wendigen Anlagen, welche auf Antrag des Vorhabenträgers in das Zulassungsverfahren 
integriert werden können.

ZU-Nfr4

Zu Nummer 4

.Erfasst werden Gewässerausbauten und Gewässerbenutzuhgen, die für Errichtung und*-..- - ( Formatiert; Schriftart: Arial
Betrieb der Anlagen nach Nummer 1 oder 2 erforderlich sind. Dies kann etwa das Schaffen 
oder Vergrößern von Zufahrten für LNG-Tankschiffe mittels Vertiefungen umfassen oder 
aberdie Nutzung von Seewasser zur Wiederverdampfung des verflüssigten Erdgases..

[ Formatiert: Text 
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Zu Absatz 2

iDer Absjtzyerwejst auf einzelne yorhaben in der Anlage.,

Die in der Anlage erfassten Standorte erscheinen für die Erfüllung des Gesetzeszwecks 
von herausragender Eignung. An diesen Standorten kann davon ausgegangen werden, 
dass durch LNG-Vorhaben ein zügiger und quantitativ wesentlicher Beitrag zur Sicherung 
der Versorgung Deutschlands mit LNG geleistet werden kann. Die Standorte verfügen 
sämtlich über die erforderlichen geografischen und nautischen Bedingungen, um LNG-Vor- 
haben grundsätzlich realisieren zu können bzw. zügig die entsprechenden Voraussetzun­
gen schaffen zu können.

Ob und wie ein Vorhaben beantragt, genehmigt und realisiert wird und ob im konkreten Fall 
die Verfahrenserleichterungen, die in diesem Gesetz vorgesehen sind, zur Anwendung 
kommen, wird erst in den Planungs- und Zulassungsverfahren entschieden. Die Anlage 
enthält keine verbindlichen Festlegungen über die Ausführung eines Vorhabens oder den 
konkreten Verlauf der Leitungen.

Vorhaben außerhalb des Anwendungsbereichs dieses Gesetzes können weiterhin realisiert 
werden und unterliegen den allgemeinen planungsrechtlichen Kriterien und Regelverfah­
ren.4_______________________ ___ ________

Zu Absatz 3

[ Formatiert: Schriftart: Arial
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Zu Absatz 3

/rbsatz 3 stellbklar, dass dieses Gesetz auch für die Vergabe öffentlicher Aufträge und Kon--1 
Zessionen für die Vorhaben nach Absatz 2 gilt. Für Beschaffungen für Vorhaben nach § 2 
sind daher insbesondere - aber nicht nur - die Regelungen über beschleunigte Vergabe- 
und Nachprüfungsverfahren nach § 9 zu beachten.
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Zu ^ 3 (Besonderes Interesse)

ßie Anlage enthält abschließend die .insgesamt 4718 Gesamtvorhaben, für die die Rege--'.,... | Formatiert: Schriftart: Arial 
lungen dieses Gesetzes gelten. Diese Vorhaben können der Gewährleistung der Versor- V-.fZ . ,
gungssicherheit in besonderem Maße dienen. Den Häfen in Norddeutschland kommt eine ~\L. .0-ffna ier' c ln 3 ■ na 
Schlüsselfunktion zu. Es bedarf eines Ausbaus der gesamten LNG-Infrastruktur, damit das | Formatiert: Text________
verflüssigte Gas nach Deutschland geliefert werden kann und in das Fernleitungsnetz ein­
gespeist werden kann. Derzeit steht der Bau von LNG-Terminals an den in der Anlage ge­
nannten Standorten in der Diskussion. Für diese Standorte schafft das Gesetz eine gesetz­
liche Planrechtfertigung und ein beschleunigtes Zulassungs- und Vergabeverfahren. Bei 
den in der Anlage erfassten Vorhaben handelt sich um Vorhaben von überregionaler Be­
deutung. Sie gehen nach Bedeutung und Auswirkung über das Gebiet eines Landes hinaus.
Die räumliche Verteilung der erfassten Infrastrukturen dient dazu, die Realisierung im ge­
samtstaatlichen Interesse zu steuern und so zur Verwirklichung der politischen Ziele der 
Gewährleistung der Versorgungssicherheit und der Schaffung einer zukunftsoffen diversifi­
zierten Gasversorgung beizutragen. Es besteht zudem eine besondere Dringlichkeit der 
Realisierung von einzelnen Vorhaben in der Küstenregion, die eine Aufnahme in die Anlage 
rechtfertigen. Der Ausbau der LNG-Infrastruktur in Deutschland und damit zusammenhän­
gend die Realisierung der Vorhaben sind von grundsätzlicher Bedeutung. Sie bedürfen aus 
zwingenden Gründen des öffentlichen Interesses einer schnellstmöglichen Umsetzung.

Mit der Aufnahme in der Anlage werden für die darin enthaltenen Vorhaben die energiewirt­
schaftliche Notwendigkeit und der Bedarf zur schnellstmöglichen Gewährleistung der Ver­
sorgung der Allgemeinheit mit Gas festgestellt. Damit liegt die Planrechtfertigung vor. Eine 
Verpflichtung zur Realisierung der Vorhaben entsteht durch die Aufnahme in die Anlage
nicht. Es handelt sich lediglich um eine Verfahrenserleichterung. A (Formatiert: Schriftart: Arial

Die Energieversorgung im Allgemeinen und die Sicherstellung einer auch ökologisch nach­
haltigen Energieversorgung dienen dem grundlegenden Gemeinwohlzweck. Daher wird mit 
Satz 4 für die dem Anwendungsbereich dieses Gesetzes unterfallenden Vorhaben ein über­
ragendes öffentliches Interesse festgestellt. Die Energieversorgung ist Teil der Daseinsvor­
sorge und nach der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts unerlässlich für die 
Sicherung einer menschenwürdigen Existenz (BVerfG Urt. v. 17,12.2013 - 1 BvR 3139/08,
1 BvR 3386/08 - BVerfGE 134, 242 ff, - Garzweiler II). Für die in der Anlage erfassten 
Vorhaben spricht daher ein überragender öffentlicher Zweck. Das normierte überragende 
öffentliche Interesse geht mit hohem Gewicht in sämtliche Abwägungsentscheidungen ein.
Die legislative Grundentscheidung wirkt auf alle Entscheidungen, z.B. auch und insbeson­
dere bei vorläufigen und endgültigen Entscheidungen in Vergabenachprüfungsverfahren 
(vgl. im Einzelnen in § 9 Absatz 2 und 3), sowie bei Duldungsverfügungen oder Entschei­
dungen über einen vorzeitigen Baubeginn. Insoweit besteht gleichfalls ein öffentliches Inte­
resse im Sinne von § 69 Absatz 2 des Wasserhaushaltsgesetzes (WHG) in Verbindung mit 
§ 17 Absatz 1 Nummer 2 WHG an dem vorzeitigen Beginn, da die frühzeitige Realisierung 
der Gewässerbenutzung aus Gründen des allgemeinen Wohls zu befürworten ist.

Zudem sind die Vorhaben im Interesse der öffentlichen Sicherheit erforderlich. Für ggf. not­
wendige naturschutzrechtliche Ausnahmegenehmigungen nach § 34 Absatz 4 bzw. § 45 
Abs. 7 Satz 1 Nummer 4 des Bundesnaturschutzgesetzes (BNatSchG) kommt die öffentli­
che Sicherheit als einer der aufgezählten Gründe in Betracht. Die Feststellung, dass die
Vorhaben im Interesse der öffentlichen Sicherheit erforderlich sind, dient ebenfalls einer ______________ ______
Zügigen Projektrealisierung, ^______________________ ;............................ _________ ____ ________-"(Formatiert: Schriftart: Arial
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Zu Absatz 1

Zu § 4 (Ausnahmen von der Umweltverträqlichkeitsprüfunq)

Zu Absatz 1

JVlit § 4 wi rd Artikel 2 Absatz 4 der Richtlinie 2011 /92/E U des Europäischen Parlaments und*x.. - - [ Formatiert: Schriftart: Arial
des Rates vom 13. Dezember 2011 über die Ümweltverträglichkeitsprüfung (ÜVP-Richtli- ''--rr------- :—“-----------------
nie) für die Sondersituation zur Abwendung einer drohenden Gasmangellage in Deutsch- [ Formatiert, ext----------
land aufgrund der Bedrohungslage durch Russland in das nationale Recht umgesetzt. Ab­
satz 1 sieht vor, dass die zuständige Behörde bei Vorhaben im Anwendungsbereich dieses 
Gesetzes das Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) nach Maßgabe der 
Absätze 2 bis 5 nicht anwendet, wenn sie bei der Prüfung der Zulassung für das konkrete 
Vorhaben zu der Einschätzung kommt, dass eine beschleunigte Zulassung unter Verzicht 
auf Verfahrensschritte nach dem UVPG einen relevanten Beitrag leisten kann, eine dro­
hende Krise der Gasversorgung in Deutschland zu bewältigen oder abzuwenden, weil in 
dieser Krisensituation auch eine in Monaten oder Wochen gemessene Verzögerung und 
damit potentielle Versorgungslücke unbedingt zu vermeiden ist. Damit sind sowohl die Fälle 
umfasst, in denen eine Krise der Gasversorgung bereits besteht, als auch Fälle, in denen 
eine Krise der Gasversorgung droht. Von einem relevanten Beitrag ist regelmäßig auszu­
gehen, wenn über die konkrete Anlage mehr als nur geringfügig LNG eingespeist werden 
kann und soll und die Gasmangellage weiterhin vorliegt oder weiter droht, wofür eine Gas­
warnstufe nach dem Notfallplan Gas nach der Verordnung (EU) 2017/1938 des Europäi­
schen Parlaments und des Rates vom 25. Oktober 2017 über Maßnahmen zur Gewährleis­
tung der sicheren Gasversorgung und zur Aufhebung der Verordnung (EU) Nr. 994/2010 
(SoS-VO) ein Indiz ist, und sie nicht zwischenzeitlich durch andere neu hinzugekommene 
sichere Bezugsquellen dauerhaft weggefallen ist. Von einem mengenmäßig relevanten Bei­
trag kann regelmäßig ausgegangen werden, wenn das Vorhaben eine jährliche Regasifi- 
zierungskapazität von zumindest 5 Mrd. m3 erreicht bzw. überschreitet. Anbindungsleitun­
gen nach § 2 Absatz 1 Nummer 3 leisten regelmäßig einen relevanten Beitrag dazu, eine 
Krise der Gasversorgung abzuwenden, wenn sie zur Anbindung einer Anlage, für die die 
Behörde nach ihrer Einschätzung von einem solchen Beitrag ausgeht, an das Fernleitungs­
netz benötigt werden: Entsprechendes gilt für Gewässerausbauten nach § 2 Absatz 1 Num­
mer 4, wenn diese für die Errichtung und den Betrieb der Anlage erforderlich sind.

Die Entscheidung von der Ausnahme Gebrauch zu machen, obliegt der zuständigen Be­
hörde im Einzelfall. Der europarechtlich zwingend vorgegebenen Anforderung aus der _____________________
UVP-Richtlinie, auch im ausnahmsweisen Fall der Berufung auf AfFArtikel 2 Absatz 4 den ,---| Fnrmatiprtr Schriftart- Arial 
Zielen der UVP-Richtlinie möglichst weitgehend zu entsprechen, wird Rechnung getragen 
insbesondere dadurch, dass die anderweitigen fachrechtlichen formellen und materiellen 
Anforderungen zum Schutze der Umwelt und damit auch der Schutzgüter der UVP-Richtli­
nie unberührt bleiben (s.u. zu § 4 Absatz 3) und zugleich ein unverzichtbarer Mindeststan­
dard für die Öffentlichkeitsbeteiligung gewahrt bleibt (s.u. zu § 5 ff,). Im Übrigen sieht der § __________________
4 Absatz 5 die Information der EU-Kommission über die Geltendmachung der Ausnahme . - - | Formatiert; Schriftart: Arial 
im Einzelfall vor; das vorgesehene Verfahren richtet sich hier eng an der von der EÜ-Kom- 
mission für diese Konstellationen vorgesehenen Vorgehensweise aus (s.u, § 4 Absatz 4 
und Absatz 5, vgl. auch die Bekanntmachung der EU-Kommission im Amtsblatt der Euro­
päischen Union vom 14.11.2019, DOK 2019 / C 386 / 05 „Leitfaden zur Anwendung der ____________________
Ausnahmen im Rahmen der Richtlinie über die Ümweltverträglichkeitsprüfung5)^ [Formatiert; Schriftart: Arial
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.Macht die zuständige Behörde nach Absatz 1 yon der Nichtanwendung des ÜVPG Ge-* 
brauch, so entfallen damit beispielsweise die Pflicht des Antragstellers zur Erstellung eines 
UVP-Berichts sowie die Aufgabe der zuständigen Behörde, die Öffentlichkeit nach den 
UVP-rechtlichen Vorschriften zu beteiligen (§§ 18 bis 22 UVPG) sowie zur Erstellung einer 
zusammenfassenden Darstellung (§ 24 UVPG) und einer begründeten Bewertung (§ 25 
Absatz 1 UVPG), nicht nur, soweit diese Vorgaben im UVPG geregelt sind, sondern auch, 
soweit sich solche die Umweltverträglichkeitsprüfung betreffenden Vorgaben aus anderen 
Gesetzen, ergeben..^So regelt grundsätzlich die Neunte Verordnung zur Durchführung des 
Bundes-Immissionsschutzgesetzes (Verordnung über das Genehmigungsverfahren - 9. 
Btmdes-Immissionsschutz-VerordfMfmBImSchV). welchen Anforderungen das immissions­
schutzrechtliche Genehmigungsverfahren für Anlagen genügen muss, für die nach dem 
Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung eine Umweltverträglichkeitsprüfung durch­
zuführen ist. Nur dann, wenn nach § 4 Absatz 1 des LNGG die gesetzlichen Vorgaben zur 
Umweltverträglichkeitsprüfung ausnahmsweise unangewendet bleiben, findet beispiels­
weise § 12 Absatz 1 Satz 2 der 9. BImSchV, wonach bei UVP-pflichtigen Vorhaben eine 
Einwendungsfrist von einem Monat nach Ablauf der Auslegungsfrist gilt, keine Anwendung.

Zu Absatz 3 . '

Zu Absatz 3

^Absatz 3 stellt klar, dass die weiteren Zulassungsvoraussetzungen nach anderen fachrecht-* 
liehen Vorschriften unberührt bleiben, soweit sich aus den nachfolgenden Bestimmungen 
nicht etwas anderes ergibt. Zu den nachfolgenden Bestimmungen gehören sowohl Absatz 
4 bis 5 als auch die §§6-8, 10 und 13. Das Schutzniveau für Umwelt und Gesundheit 
bleibt auf diese Weise gewahrt. Zugleich wird sichergestellt, dass durch die Inanspruch­
nahme der Ausnahmemöglichkeit nach Art. 2 Abs. 4 UVP-Richtlinie die Ziele der Richtlinie 
- d.h. der Schutz der Rechtsgüter dieser Richtlinie - auch ohne die Durchführung einer 
Umweltverträglichkeitsprüfung im Rahmen der Prüfung der Zulassungsvoraussetzungen 
Berücksichtigung finden.

Zu Absatz 4

Zu Absatz 4

Absatz 4 bestimmt, dass der Öffentlichkeit vor Erteilung der Zulassung bestimmte Informa-*' 
tionen zugänglich zu machen sind. Hierzu gehören der Entwurf der Zulassungsentschei­
dung einschließlich der Begründung, zumindest die wesentlichen Antragsunterlagen, ein­
schließlich der vorhandenen Unterlagen, mit denen die wesentlichen Auswirkungen des 
Vorhabens auf die Umwelt dargestellt werden, sowie die Gründe gern. § 4 Abs. 1 für die 
Gewährung der Ausnahme von den Anforderungen nach dem UVPG. Bei dem Entwurf der 
Zulassungsentscheidung nach Absatz 4 Nummer 1 handelt es sich um die Zulassungsent­
scheidung, wie sie die Behörde zu treffen beabsichtigt Die Behörde hat nach Absatz 4 Num­
mer 2 die aufgrund des Zulassungsverfahrens vorhandenen Unterlagen der Öffentlichkeit 
zugänglich zu machen.

Mit dieser Regelung soll entsprechend den europarechtlichen Anforderungen ein Mindest­
maß an Transparenz auch in der Ausnahmekonstellation sichergestellt werden, die einen 
Verzicht auf Vorgaben der UVP-Richtlinie erlaubt.

Die Vorgaben zur Zugänglichmachung gelten nur für die abschließenden Zulassungstatbe­
stände, Sie gelten nicht für vorläufige Entscheidungen über vorläufige Maßnahmen wie 
etwa einen vorzeitigen Baubeginn oder eine vorzeitige Besitzeinweisung.
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Die Zugänglichmachung erfolgt für die Dauer von vier Tagen. Diese erfolgt mittels Ausle­
gung in Räumen der Zulassungsbehörde und mittels Veröffentlichung auf der Internetseite 
der Zulassungsbehörde. Die Auslegung kann durch Auslegung der Unterlagen in Papier­
form oder mittels elektronischer Lesegeräte erfolgen. Soweit dies technisch und mit gerin­
gem Aufwand möglich ist und zu keinen Verzögerungen führt, sollte die zuständige Behörde 
die Informationen zusätzlich über das jeweils einschlägige zentrale Internetportal (UVP- 
Portal des Bundes oder der Länder) zugänglich machen, um die Transparenz zu erhöhen 
und die Auffindbarkeit der Informationen zu erleichtern.

Zu Absatz 5

23

Zu Absatz 5

Artikel 2 Absatz 4 UVR-Richtlinje sieht vor, dass die |Vlitgliedstaaten die Europäische Konv* 
mission vor Erteilung der Genehmigung über die Gründe für die Gewährung dieser Aus­
nahme unterrichten und ihr die Informationen übermitteln, die sie gegebenenfalls ihren ei­
genen Staatsangehörigen zur Verfügung stellen. Aus diesem Grund sieht Absatz 5 vor, 
dass die zuständige Behörde das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, nukleare 
Sicherheit und Verbraucherschutz über das Vorliegen der Voraussetzungen des Absatz 1 
für ein Zulassungsverfahren unterrichtet und ihm die Informationen, die es nach Absatz 4 
der Öffentlichkeit zugänglich macht, übermittelt. Das Bundesministerium für Umwelt, Natur­
schutz, nukleare Sicherheit und Verbraucherschutz unterrichtet dann die Europäische Kom­
mission und übermittelt ihr die Informationen nach Satz 1. Die Übermittlung der Informatio­
nen durch die zuständige Behörde hat mindestens vier Tage vor der Zulassungsentschei­
dung zu erfolgen, da die Europäische Kommission nach den Vorgaben der UVP-Richtlinie 
vor Erteilung der Genehmigung unterrichtet werden muss. Das für Angelegenheiten des 
Umweltschutzes zuständige Bundesministerium nimmt dabei keine inhaltliche Prüfung der 
Behördenentscheidung vor, sondern unterrichtet die Europäischen Kommission lediglich 
über die Entscheidung zur Gewährung der Ausnahme durch die zuständige Behörde.

1
Formatiert: Schriftart: Arial 
Formatiert; Text

Zu § 5

Zu S 5 (Maßgaben für die Anwendung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes und
der Industriekläranlagen-Zulassunqs- und Uberwachunqsverordnunq)

Zu Absatz 1

/ibsatz 1 enthält Maßgaben, soyyeit bei der Zulassung von unter dieses Gesetz fallenden-1 -(Forfnatiert; Schriftart: Arial 
Anlagen Regelungen des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) heranzuziehen “—

. . Formatiert: Text

Zu Nummer 1

Zu Nummer 1

.Die in § 10 Absatz 3 Satz 2 BImSchG vorgesehene Auslegungsfrist von einem Monat wird»; 
auf eine Woche verkürzt.

Zu Nummer 2
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ADie in § 10 Absatz 3 Satz 4 BImSchG vorgesehenen Einwendungsfristen von zwei Wochen»;,,.---] Formatiert; Schriftart: Arial 
beziehungsweise - bei Anlagen nach der Industrieemissions-Richtlinie - einem Monat wer­
den auf eine Woche verkürzt.

Zu Nummer 3

Formatiert: Text

Zu Nummer 3

ANach § 10 Absatz 6 BImSchG steht die Durchführung eines Erörterungstermins im Ermes-* ,. 
sen der Genehmigungsbehörde.

Mit dem Ziel einer Befriedung oder einer verstärkten Erläuterung kann die Genehmigungs­
behörde einen Erörterungstermin durchführen. Bei Vorhaben im Anwendungsbereich des 
Gesetzes kann wegen der hohen Eilbedürftigkeit der Realisierung auch auf den Erörte­
rungstermin verzichtet werden., ................................................ .............. ........................ .

Zu Nummer 4
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| Formatiert; Schriftart: Arial

Zu Nummer 4

.Nummer 4 bestimmt, dass eine Genehmigung nach § 4 des BImSchG für Anlagen nach 
2 Absatz 1 Nummer 1 und 2 zwingend zu befristen ist. Sie kann längstens bis zum 31. ''s/
Dezember 30402043, befristet erteilt werden. L

Das Bundesklimaschutzgesetz normiert das Ziel der Emissionsminderung bis 2040 um 
mind. 88 Prozent. Bis 2045 soll Treibhausgasneutralität erreicht werden. Aufgrund nicht 
vermeidbarer Emissionen in den Bereichen Industrie und Landwirtschaft ist es erforderlich, 
bis 2040 keine emissionsbehaftete Energiewandlung zur Strom- oder Wärmeproduktion in 
nennenswerten Umfang zuzulassen. Daher ist eine nahezu vollständige Dekarbonisierung 
der-EnergiewandlungBefristung bis 2040 erforderlich. 2043 vorgesehen, Erdgas wird als 
Energieträger zu diesem Zeitpunkt nahezu vollständig ersetzt sein. "t
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Die Regelung stellt Kohärenz zwischen dem Bedürfnis kurz- bis mittelfristig zusätzliche Ka­
pazitäten zur Einspeisung von Erdgas in das Fernleitungsnetz aufgrund der veränderten 
energie- und sicherheitspolitischen Bewertung der Abhängigkeit von russischen Erdgaslie­
ferungen zu schaffen und der Einhaltung der gesetzlich normierten Klimaschutzziele. So 
schafft die Regelung im Einklang und zur Umsetzung der Vorgaben des Bundesverfas­
sungsgerichts aus seinem Beschluss vom 24. März 2021 (vgl, Begründung zu § 1) auch 
Planungssicherheit für die Betreiber und erlaubt es ihnen, die Befristung bereits im Vor­
hinein kalkulatorisch ZU berücksichtigen., _ ,____ Formatiert: Schriftart: Arial

Zu Absatz 2

Zu Absatz 2

.Absatz 2 Satz 1 bestimmt, dass eine Genehmigung hach § 4 BImSchG für den Betrieb einer- , 
Anlage nach § 2 Absatz 1 Nummer 1 und 2 über das Jahr 26402043 hinaus nur für den 
Betrieb mit;
rochcmisch durch den Verbrauch von Strom aus emcueFbareft-Energien-hergestellt-wurde^
oder für den Betrieb mit einem Derivat von gfürrefflklimaneutralem Wasserstoff erteilt wer­
den kann. Die Regelung trägt dem Umstand Rechnung, dass mit der Dekarbonisierung der 
Energiewandlung ein erhöhter Bedarf an grünem .Wasserstoff einhergehen wird. Der Wei­
terbetrieb der Anlagen, die zunächst im Rahmen dieses Gesetzes zur Schaffung
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zusätzlicher Kapazitäten zur Einspeisung von Erdgas in das Fernleistungsnetz zwecks Ab­
wendung einer Versorgungskrise beschleunigt zugelassen werden, ab Mitte des nächsten 
Jahrzehnts, spätestens jedoch ab dem,! Januar 20442044. auf Basis von grünemk! 
maneutralem Wasserstoff oder einem Derivat hiervon ist daher sinnvojl und beabsichtigt. 
Dabei steht es den Betreibern frei, ob sie ihre Anlagen über das Jahr 36482645 weiterbe- 
treiben wollen. Mit der Regelung wird den Betreibern jedoch bereits vor Inbetriebnahme der 
Anlage ein Weg zur Nutzung überdas Jahr 30402043, hinaus, aufgezeiat. Auch dies schafft 
Planungssicherheit.

Nach Absatz 2 Satz 2 ist die Genehmigung nach Satz 1 spätestens zum 1, Januar 2035 zu 
beantragen. Die Regelung trägt dem Umstand Rechnung, dass neben regulären Genehmi­
gungsverfahren auch Umbauten an den Anlagen zu erfolgen haben. Damit soll sicherge­
stellt werden, dass der Weiterbetrieb der Anlagen, sofern dieser durch die Betreiber beab­
sichtigt ist, spätestens zum ! Januar30402044.erfolgen kann..
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Zu Absatz 3

yAbsatz 3 verweist für die Öffentlichkeitsbeteijigung nacji § 4 der Industriekläranlagen-Zu-- 
lassungs- und Überwachungsverorclnung (IzDvj auf die Maßgaben des Absatzes 1 Nr. 1 
bis 3.

7u-§ 6

Zu S 6 (Maßgaben für die Anwendung des Bundesnaturschutzqesetzes)

Jm Rahmen des Verfahrens zur Zulassung von Anlagen nach § 2. kann - nach Maßgabe* 
des Fachrechts - die naturschutzrechtliche Eingriffsregelung der §§ 13 ff. des BNatSchG 
zu prüfen sein. Diese sieht vor, dass erhebliche Beeinträchtigungen von Natur und Land­
schaft zu vermeiden und - soweit unvermeidbar - zu kompensieren sind. Zur Kompensa­
tion werden in § 6 konkretisierende Regelungen getroffen.

Die Übrigen Regelungen des BNatSchG, insbesondere § 18, bleiben unberührt.

Zu Nummer 1

Zu Nummer 1

,Es wird geregelt, unteFvyelchen yoraussetzungen und nach welchen Maßgaben die Fest-* 
Setzung von Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen im Sinne der Eingriffsregelung von der 
Zulassungsentscheidung über ein Vorhaben im Sinne von § 2 zeitlich entkoppelt werden 
kann.
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Der Zulassungsbehörde wird die Möglichkeit eingeräumt, die Festsetzung von Ausgleichs­
und Ersatzmaßnahmen im Sinne des § 15 Absatz 2 des BNatSchG von der Zulassung 
eines Vorhabens im Sinne des § 2 zeitlich zu entkoppeln. So kann die Festsetzung der 
Maßnahmen bis zu zwei Jahre nach der Erteilung der Zulassungsentscheidung erfolgen. 
Eine zeitliche Entkoppelung ist in Konstellationen sinnvoll, in denen die Dringlichkeit zur 
Erteilung einer Zulassung besteht und das Zulassungsverfahren nicht durch die Konzipie­
rung von Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen und die behördliche Prüfung der vorgeschla­
genen Maßnahmen verzögert werden soll. , Formatiert: Schriftart: Arial
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Absatz 1 Nummer 1 Satz 2 stellt klar, dass die erforderlichen Angaben im Sinne des § 17 
Absatz 4 Satz 1 Nummer 2 BNatSchG - insbesondere solche zum Ausgleich und Ersatz 
des Eingriffs - vom Vorhabenträger nicht bereits bei der Zulassungsentscheidung über das 
Vorhaben, sondern erst nachträglich vor der Entscheidung über die nachträgliche Festset­
zung zu machen sind.

Durch Absatz 1 Nummer 1 Satz 3 wird klargestellt, dass § 15 Absatz 4 Satz 2 BNatSchG, 
der die Festsetzung des Unterhaltungszeitraums von Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen 
im Zulassungsbescheid vorsieht, entsprechend anzuwenden ist. Dies bedeutet, dass bei
einer nachträglichen Festsetzung im Sinne des Absatzes 1 Nummer 1 Satz 1 auch der ______________ ______
Unterhaltungszeitraum erst mit dieser Entscheidung festgesetzt wird. LJ | Formatiert: Schriftart: Arial
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.Es wird zudem der Zeitraum der Umsetzung von festgesetzten Ausgleichs- und Ersatzmaß-- - - • | Formatiert: Schriftart Arial
nahmen flexibilisiert. Demnach steht dem Vorhabenträger nach der -gegebenenfalls nach- ------------—--------------------
träglich im Sinne des Absatz 1 erfolgten - Festsetzung ein Zeitraum von weiteren drei Jah- LFormat|ert: Ie.xL — 

ren zur Verfügung um mit der Umsetzung der Maßnahmen zu beginnen. . . - [ Formatiert: Schriftart: Arial

Zu Nummer 3

fe-wird klargestcllt, dass der § 18 BNatSchG, der dos Verhältnis der Eingriffsrcgclung zum
Baurecht regelt, auch in den Vorfahren zur Zulassung von Vorhaben nach § 2 zu bcrück-
siehtigen ist. Die Eingriffsrcgclung ist demnach nur nach den cntsprcchendeB-Maßgebefl

Zu 5 7 (Maßgaben für die Anwendung des Wasserhaushaltsgesetzes)

.Die Regelung .enthält Maßgaben zur Anwendung der betreffenden yorschriften des Was:-,.. • -1 Formatiert: Schriftart: Arial 
serhaushaltsgesetzes (WHG). ’N-7“-------- . ,----------------

' ' [ Formatiert: Text______
In den Nummern 1 - 3 werden Abweichungen vom Verfahrensrecht geregelt.

Zu Nummer 1

.Nummer 1 bestimmt, dass der Plan für die Dauer von mindestens einer Woche zur Einsicht* 
auszulegen ist. Ziel der Regelung ist es, das behördliche Verfahren deutlich zu beschleuni­
gen, Dies ist zur Erreichung des Gesetzeszwecks zwingend geboten. Die in den Anwen­
dungsbereich des Gesetzes fallenden Vorhaben können nur dann unverzüglich realisiert 
werden, wenn ein insgesamt beschleunigtes Zulassungsverfahren die in allen Verfahrens­
schritten notwendigen zeitlichen Raffungen ermöglicht..
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Zu Nummer 2

.Nummer 2 verkürzt zudem die von der zuständigen Behörde festzulegende Frist für das^>,.-f 
Erheben von Einwendungen gegen den Plan für jeden, dessen Belange durch das Vorha- ' -r 
ben berührt werden, auf eine Woche. Die kurze Frist dient auch hier der Straffung des ge­
samten Verfahrens und somit der unverzüglichen Realisierung der betreffenden Vorhaben.. ..-- f
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.Nach Nummer 3 Satz l soll die zuständige Behörde vom obligatorischen Erörterungstermin­
absehen, da hierdurch dem Ziel der größtmögiichen Verfahrensbeschleunigung Rechnung 
getragen werden kann. Die Möglichkeit des Abhaltens eines Erörterungstermins bleibt der 
zuständigen Behörde jedoch weiterhin erhalten, wenn diese die Durchführung eines Erör­
terungstermin etwa als potentiell befriedend und somit verfahrensbeschleunigend beurteilt.

( Formatiert: Schriftart: Arial
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Nummer 3 Satz 2 eröffnet der Behörde die Möglichkeit, die Art der Durchführung des Erör­
terungstermins frei zu wählen.,......... ..................................... .....................................  ............. ..........--(Formatiert: Schriftart: Arial

Zu Nummer 4

.Nach Nr. 4 wird durch eine Regelvermutung im Sinne der Verfahrensbeschleunigung klar-*: 
gestellt, dass durch die Entnahme und Wiedereinleitung von Wasser zum Zwecke der Re- 
gasifizierung von verflüssigtem Erdgas keine schädlichen, auch durch Nebenbestimmun­
gen nicht vermeidbaren oder nicht ausgleichbaren Gewässerveränderungen im Sinne des 
§ 12 Absatz 1 Nummer 1 WHG zu erwarten sind. Bei der Entnahme und Wiedereinleitung 
von Wasser zu den genannten Zwecken muss insbesondere sichergestellt werden, dass 
Kühlwasserfrei von Schadorganismen (insbesondere Bakterien und Legionellen) bleibt. Zu 
diesem Zwecke muss durch Auflagen zugunsten des betroffenen Gewässers zusätzlich si­
chergestellt werden, dass bei der Vermeidung des Entstehens von Schadorganismen auf 
den Einsatz von Bioziden verzichtet wird und diese durch entsprechende biozidfreie Stoffe 
ersetzt werden. Darüber hinaus sind in den Nebenbestimmungen standortspezifisch Rege­
lungen im Hinblick auf die Gewässertemperatur angezeigt. 4
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Zu § 8 (Maßgaben für die Anwendung des Enerqiewirtschaftsqesetzes)

,Der Ausbau der LNG:lnfrastruktur in peutschland ist ein sehr wichtiges Anliegen und Vo^ 
raussetzung für die Aufnahme von ING in das nationale Leitungsnetz. Die Fernieitungs- 
netzbetreibersind aufgrund der Gasnetzzugangsverordnung verpflichtet, die erforderlichen 
Leitungen zwischen LNG-Anlagen und dem Fernleitungsnetz zu errichten und die LNG- 
Anlagen an das Fernleitungsnetz anzuschließen. Dies dient dem zentralen Interesse an 
einer sicheren und diversifizierten Gasversorgung in Deutschland.

Um den Beteiligten eine möglichst frühzeitige Rechts- und Planungssicherheit bei der Er­
richtung von LNG-Anschlussleitungen zu ermöglichen, bedarf es der Anpassung der Vor­
gaben des Energiewirtschaftsgesetzes. Die Maßgaben stellen sicher, dass die erforderli­
chen Anbindungsleitungen zeitnah realisiert werden können..
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Zu Nummer 1

Zu Absatz 1 

Zu Nummer 1

,Die spezialgesetzlichen Vorschriften in den §§ 43 ff. des Energiewirtschaftsgesetzes* , [ Formatiert; Schriftart: Arial
(EnWG) ändern die allgemeinen Regelungen über das Planfeststellungsverfahren im Ver- '■(T------- '----------------
waltungsverfahrensgesetz zum Zweck der Verfahrensstraffung und -beschleunigung teil- [ ormatiert: ext----------
weise ab. Der Ablauf des Planfeststellungsverfahrens ist im Wesentlichen in § 73 des
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Verwaltungsverfahrensgesetzes (VwVfG) bzw. in den Verwaltungsverfahrensgesetzen der
Länder festgeschrieben. Diese Vorschrift wird bereits durch § 43a EnWG modifiziert. 4 ~] Formatiert: Schriftart: Arial
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Zum Zwecke der weiteren Beschleunigung der Errichtung der LNG-Anbindungsleitungen 
nach § 43 Absatz 1 Nummer 6 EnWG bedarf es für die Fälle, in denen nach § 4 UVPG nicht 
durchzuführen ist, einerweiteren Verfahrensbeschleunigung. In diesem Zusammenhang ist 
jedoch zu berücksichtigen, dass es bei Anbindungsleitungen von mehr als 800 mm Durch­
messer und mehr als 40 km Länge in unmittelbarer Anwendung der Vorgaben der Aarhus 
Konvention zur Öffentlichkeitsbeteiligung stets einer Planfeststellung bedarf, die Erteilung 
einer Plangenehmigung nach § 74 Absatz 6 VwVfG ist nicht zulässig.

Im Einzelnen finden sich in Absatz 1 Nummer 1 Maßgaben zu der Vorschrift des § 43a 
EnWG zum Anhörungsverfahren für die Anbindungsleitungen.

Die verkürzte Auslegungs- und Einwendungsfrist auf jeweils eine Woche dient der weiteren 
Verfahrensbeschleunigung. Um das Ziel einer deutlich beschleunigten Realisierung der 
Vorhaben im Anwendungsbereich dieses Gesetzes zu erreichen, sind alle Verfahrens­
schritte soweit wie möglich zu straffen. Auf eine Beteiligung der Öffentlichkeit soll dennoch 
nicht gänzlich verzichtet werden., .......

Den Vorgaben nach Artikel 6 in Verbindung mit Anhang I Nr. 14 der der Aarhus Konvention 
zur Öffentlichkeitsbeteiligung wird damit auch nach Wegfall der Pflicht zur Umweltverträg­
lichkeitsprüfung durch § 4 dieses Gesetzes Rechnung getragen. Die Auslegung erfolgt u.a. 
auf der Internetseite der Zulassungsbehörde, so dass die Unterlagen jederzeit - nicht nur 
zu begrenzten Öffnungszeiten - einsehbar sind.

Ein Erörterungstermin findet bislang in den Fällen des § 43a Nummer 3 EnWG nicht statt. 
In der Regel ist ein Erörterungstermin auch wegen der nach § 4 nicht erforderlichen Um­
weltverträglichkeitsprüfung nicht durchzuführen. Soweit Im Übrigen kann.die zuständige.Be- 
hörde einen Erörterungstermin im Übrigen durchführen, soweit sie diesen für erforderlich

Zu Nummer 2

Zu Nummer 2
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,Karnpfmittelräumungen, archäologische Untersuchungen und Bergungen stellen Vorarbei-- 
ten im Sinne des § 44 EnWG dar. Dies kann zu einer deutlichen Beschleunigung der Rea­
lisierung der Vorhaben führen. Gerade archäologische Bergungen und Kampfmittelbergun­
gen können sich über einen längeren Zeitraum erstrecken oder nur zu bestimmten Jahres­
zeiten durchgeführt werden. In der Praxis ist oftmals eine archäologische Bergung unmit­
telbar im Anschluss an die Voruntersuchung erforderlich, um beispielsweise Raubgrabun­
gen oder witterungsbedingte Schäden zu vermeiden. Mit der Regelung wird sichergestellt, 
dass entsprechende Arbeiten bereits durchgeführt werden können, bevor der Planfeststel­
lungsbeschluss oder die Plangenehmigung ergeht.

Zu Nummer 3
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Zu Nummer 3

Abweichend von § 44b Absatz 1 a EnWG kann der yorhabenträger bereits nach Ablauf der» 
Einwendungsfrist verlangen, dass eine vorzeitige Besitzeinweisung durchgeführt wird. Es 
ist nicht der Abschluss des Anhörungsverfahrens erforderlich. Es ist davon auszugehen, 
dass die Behörde auch zu einem früheren Zeitpunkt über ausreichende Kenntnisse über 
das Vorhaben verfügt, um eine Prognoseentscheidung zu treffen. Dies gewährleistet eine
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frühzeitige Klarheit über den weiteren Verfahrensgang und ermöglicht damit zugleich die
zügige bauliche Umsetzung der hier relevanten Vorhaben nach Erlass des Planfeststel- ____________________
lungsbeschlusses bzw. der Plangenehmigung.4................................................ ..................... .......[ Formatiert: Schriftart: Arial
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pie Ausnahmeregelung zu § 44c EnVVG schafft yoraussetzungen für den yorzeitigen Bau:»;>-- -l Formatiert: Schriftart: Arial
beginn von Änbindungsleitungen, die sich an den Vorgaben des § 8a BImSchG bzw. des § -------- ;—~----------------
17 WHG orientieren. § 8a BImSchG ist für die Vorhaben relevant, die eine immissions- L °rmatieri. ext-------------
schutzrechtlichen Genehmigung erfordern. § 17 WHG regelt die Zulassung des vorzeitigen 
Beginns in wasserrechtlichen Erlaubnis- oder Bewilligungsverfahren. Die hier eingefügte 
Ausnahmeregelung ermöglicht eine Synchronisierung des Baus der Anlage mit der Errich­
tung des Netzanschlusses. Für beide gelten die gleichen Voraussetzungen für den vorzei­
tigen Baubeginn.

Bei den Anbindungsleitungen der LNG-Anlagen an das Fernleitungsnetz handelt es sich 
um Vorhaben, die aufgrund eines überragenden öffentlichen Interesses und im Interesse 
der öffentlichen Sicherheit zu realisieren sind. Es sind Vorhaben, die wesentlich zur Versor­
gungssicherheit in Deutschland beitragen. Mit, Bück auf die zukünftige Ermöglichung des 
Transports von Wasserstoff werden die Anbindungsleitungen wasserstofffest ausgebaut.
Für diese Vorhaben bedarf es einer Regelung zur Erleichterung des vorzeitigen Baube­
ginns.

Für die vom Anwendungsbereich dieses Gesetzes erfassten Vorhaben sind - wie bei § 8a 
BImSchG und § 17 WHG - bestimmte Anforderungen einzuhalten. Es muss mit einer Ent­
scheidung zu Gunsten des Antragstellers gerechnet werden können (§ 44c Absatz 1 Satz 
1 Nummer 1 EnWG). Die Behörde muss hierfür eine ausreichende Kenntnis des zu bewer­
tenden Vorhabens haben. Das berechtigte Interesse des Vorhabenträgers bzw. das öffent­
liche Interesse an der Zulassung des vorzeitigen Baubeginns (§ 44c Absatz 1 Satz 1 Num­
mer 2 EnWG) ist bereits aufgrund des überragenden öffentlichen Interesses bzw. des Inte­
resses der öffentlichen Sicherheit gegeben. Der Vorhabenträger verpflichtet sich, alle Schä­
den zu ersetzen, die bis zur Entscheidung im Planfeststellungs- oder Piangenehmigungs- 
verfahren durch die Maßnahmen verursacht worden sind, und sofern kein Planfeststel­
lungsbeschluss oder keine Plangenehmigung erfolgt, den früheren Zustand wiederherzu­
stellen (§ 44c Absatz 1 Satz 1 Nummer 5 EnWG).

Die Voraussetzung des § 44c Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 bzw. Satz 2 EnWG kommen in 
diesem Ausnahmefall nur eingeschränkt zur Anwendung. Es gelten die gleichen Voraus­
setzungen wie für die Anlage, die dem Immissionsschutzrecht oder dem Wasserrecht un­
terfällt. Ziel ist es, eine Verfahrenserleichterung zu schaffen. Die Verfahrenserleichterung 
trägt dazu bei, dass die Fernleitungsnetzbetreiber ihre in § 15 Absatz 1 EnWG gesetzlich 
festgeschriebene Aufgabe erfüllen können und zu einer sicheren Energieversorgung bei­
tragen.

Ebenso kann in diesen Ausnahmefällen auf das Vorliegen der privaten Rechte verzichtet 
werden, so dass § 44c Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 EnWG für Vorhaben nach § 2 Nummer 
3 nicht greift. Der Planfeststellungsbeschluss bzw. die Planfeststellungsgenehmigung ent­
falten eine enteignungsrechtliche Vorwirkung. Spätestens dann liegen alle Voraussetzun­
gen zur Erlangung der erforderlichen privaten Rechte vor.

Mit diesen Maßgaben wird die Möglichkeit geschaffen, bereits vorzeitig, d.h. vor Feststel­
lung des Planfeststellungsbeschlusses mit Teilen der Errichtung eines Vorhabens bzw. mit 
den dazugehörigen Vorarbeiten im Sinne des § 44c EnWG zu beginnen. Zu den
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Vorarbeiten zählen z.B. auch naturschutzrechtliche Maßnahmen, insbesondere des euro­
päischen Arten- und Gebietsschutzes (Maßnahmen zur Schadensbegrenzung, vorgezo­
gene Ausgleichsmaßnahmen nach § 44 Absatz 5 BNatSchG sowie Maßnahmen zur Kohä­
renzsicherung nach§ 34 Absatz 5 BNatSchG), vgl. bereits BR-Drucksache 11/19, S. 70.

Zu-Absatz 2

Zur Verfahrensbeschleuniqunq ist für die Verfahren der Zulassung des vorzeitigen Baube­
ginns zusätzlich die Regelung des $ 74 Abs. 5 VwVfG anwendbar. Danach können Zustel­
lungen durch öffentliche Bekanntmachung ersetzt werden, wenn außer an den Vorhaben- 
träaer des Vorhabens mehr als 50 Zustellungen vorzunehmen sind.

Zu Absatz 2

Absatz 2 dient der Klarstellung, dass durch die üinfügung von beschleunigenden Verfah-» [ 
renserleichterungen nicht die allgemeinen Vorschriften des Verwaltungsverfahrensrechts

- (
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Zu §9

Zu § 9 (Beschleunigte Vergabe- und Nachprüfunqsverfahrenl

.Beschaffungen für Vorhaben nach § 2 können demyergaberecht gemäß dem Gesetz ge:* 
gen Wettbewerbsbeschränkungen (GWB) bzw. dem Haushaltsrecht unterliegen, so dass 
für sie grundsätzlich Ausschreibungsverfahren mit unter anderem entsprechenden Mindest­
fristen zur Auswahl der zu beauftragenden Unternehmen durchzuführen wären. Die dem 
Vertragsschluss vorausgehenden Vergabe- und ggf. Nachprüfungsverfahren können die 
äußerst dringlichen, schnellstmöglich durchzuführenden Vorhaben nach § 2 jedoch nicht 
unerheblich verzögern und somit die nach § 1 und § 3 erforderliche schnellstmögliche Si­
cherstellung der überragenden öffentlichen Interessen an der Versorgung mit Gas erheblich 
verzögern oder gefährden. Für diese besonderen, durch den Anwendungsbereich des Ge­
setzes stark eingegrenzten, aufgrund der Zeitenwende des russischen Angriffskriegs gegen 
die Ukraine aber für die nationale Unabhängigkeit und Sicherheit überragend wichtigen 
Vorhaben sollen daher vorübergehend erhebliche vergaberechtliche Verfahrenserleichte­
rungen geschaffen werden, soweit dies europa- und verfassungsrechtlich zulässig ist. .

1
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Absätze 1 bis 3 regeln für Vorhaben nach § 2 während der Laufzeit gern. § 15 Erleichterun­
gen und Ergänzungen zum GWB-Vergaberecht oberhalb der EU-Schwellenwerte.t .. S Formatiert: Schriftart: Arial

Absatz 1 betrifft dabei die Durchführung der Vergabeverfahren selbst, einschließlich von
Bestimmungen zur Informations- und Wartepflicht sowie zur Unwirksamkeit.. , Formatiert: Schriftart: Arial

Absätze 2 und 3 treffen abweichende und ergänzende Regelungen für diesbezügliche
Nachprüfungsverfahren gern. §§ 155 ff. GWB..................... ........ Formatiert: Schriftart: ahÜF

Absatz 4 suspendiert den Anwendungsbefehl für die detaillierten Regeln für die Durchfüh- _
rung von Vergabeverfahren unterhalb der EU-Schwellenwerte.. Formatiert: Schriftart: Arial

Absatz 5 betrifft den Rechtsschutz für Beschaffungen von Vorhaben nach § 2, die nicht den
speziellen vergaberechtlichen Nachprüfungsverfahren unterliegen.. ................... -- I Formatiert: Schriftart: Arial
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PJe §§ 9/ ff. GWB sowie die aufgrund § 113 GWB erlassenen Vergabüordnungon gelten* .. ■ Formatiert; Schriftart: Arial
für die Vergabe öffentlicher Aufträge und Konzessionen (§ 103 bis 105 GWB) durch Auf- '--f"
traggeber (§ 98 bis 101 GWB) oberhalb der EU-Schwellenwerte (§ 106 GWB), soweit keine l orma ier. ex-------------
Ausnahme vom Vergaberecht (§§ 107 ff. GWB u.a.) vorliegt. Nicht bei allen Vorhaben nach 
§ 2 werden die §§ 97 ff. GWB anwendbar sein, insbesondere falls schon kein öffentlicher 
Auftraggeber oder Sektorenauftraggeber Leistungen beschafft, keine Sektorentätigkeit (ins­
besondere im Bereich Gas oder Häfen) vorliegt, kein Beschaffungscharakter vorliegt, die 
Entgeltlichkeit fehlt oder im Einzelfall besondere Ausnahmen - etwa auch bei wesentlichen 
Sicherheitsinteressen (§ 107 Abs. 2 GWB) - greifen.

Soweit aber öffentliche Aufträge oder Konzessionen für Vorhaben nach § 2 den §§ 97 ff.
GWB und den entsprechenden untergesetzlichen Anforderungen unterliegen, sind die be­
sonderen Regeln der Absätze 1 bis 3 für die Vergabe- und Nachprüfungsverfahren anzu­
wenden. Für die Laufzeit des Gesetzes gehen diese bei Beschaffungen für Vorhaben nach 
§ 2 wegen äußerst dringlicher Gründe und der Gefährdung überragender öffentlicher Inte­
ressen den allgemeinen Regeln vor (siehe dazu insbesondere auch die Begründungen zu 
§ 1 und § 3).

Angesichts des Zweckes des Gesetzes gemäß § 1 und dem besonderen Interesse gemäß 
§ 3 sehen die Absätze 1 bis 3 für die Vergabe- und Nachprüfungsverfahren Beschleunigun­
gen, Erleichterungen und eine Stärkung des Allgemeininteresses an einer schnellstmögli­
chen Umsetzung der Vorhaben nach § 2 im Rahmen von Interessensabwägungen vor.

Absatz 1 trifft ergänzende und abweichende Regeln für die Durchführung von Vergabever­
fahren. Er regelt dabei auch Abweichungen von § 135 Absatz 1 GWB hinsichtlich der Wirk­
samkeit von Verträgen.

Ziel der Regelungen des Absatzes 1 ist es, das Vergabeverfahren angesichts der äußers­
ten Dringlichkeit der Vorhaben nach § 2 und der Gefährdung überragender öffentlicher In­
teressen rechtssicher zu beschleunigen und die schnellstmögliche, ggf. vorzeitige Durch­
führung der Beschaffungen bei gleichzeitig verringertem Risiko einer enorm verzögernd ___________________
wirkenden potentiellen Rückabwicklung von Verträgen sicherzustellen. ^ - [ Formatiert: Schriftart: Arial

Zu Nummer 1

jGemäß.Nummer 1 findet § 97 Absatz 4 GWB keine Anwendung. Mittelständ[sehe Interes--s...-(Formatiert: Schriftart: Arial 
sen müssen bei den eng umgrenzten Vorhaben nach § 2 für den Geltungszeitraum nach 'f Formatiert-Text
§ 15 daher nicht vornehmlich berücksichtigt werden. Aufgrund der äußerst dringlichen Um- [ orma ier . ex-----------------
setzung der Vorhaben nach § 2 und der Gefährdung überragender öffentlicher Interessen 
treten sie hinter dem Beschleunigungsinteresse zurück. Insbesondere müssen bei Vorha­
ben nach § 2 die Leistungen auch nicht in der Menge oder nach Art oder Fachgebiet in 
Lose aufgeteilt werden. Andernfalls käme es zu einer Vielzahl von Vergabeverfahren, die 
der schnellstmöglichen Umsetzung der Vorhaben nach § 2 entgegenstehen.

Durch die fehlende Anwendung des § 97 Absatz 4 GWB entfallen seine Vorgaben sowohl 
für Vergabeverfahren nach der Vergabeverordnung (VgV), der Sektorenverordnung 
(SektVO), der Konzessionsvergabeverordnung (KonzVgV) und der Vergabeverordnung 
Verteidigung und Sicherheit (VSVgV). Für sie ist anders als für die VOB/A in Nummer 2
keine gesonderte Regelung zu treffen, da sie das Gebot des § 97 Absatz 4 GWB nicht wie- _____________________
derholen. t............................... ................... ............. ................................................ ........ --- 'I Formatiert: Schriftart: Arial
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PJe Begrü ndu ng zu N ummer 1 gilt ebenso für die § 97 Absatz 4 GWB im Wesentlichen» , - - - ( Formatiert; Schriftart: Arial
wiederhofende Regelung in § 5 EÜ Absatz 2 Nummer i der Vergabe- und Vertragsordnung ' -.j----------;——------------------
für Bauleistungen Teil A (VOB/A). Diese inhaltliche Regelung in der VOB/A wird durch Num- [ Formatiert: Text-----------
mer 2 für die Vorhaben nach § 2 materiell abbedungen. Ohne Gebot der Losaufteilung ent­
fällt im Übrigen auch das Begründungsgebot nach § 5 EU Absatz 2 Nummer 2 VOB/A.(Formatiert: Schriftart: Arial
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JfJummer 3 enthält eine ergänzende Regelung zur bereits bestehenden Ausnahme von der- - - -1 Formatiert; Schriftart: Arial
Informationspflicht in Fällen, in denen das Verhandlungsverfahren ohne Teilnahmewettbe- -------- ;——-------------- -
werb wegen besonderer Dringlichkeit gerechtfertigt ist (§ 134 Absatz 3 Satz 1 GWB). [ ormatiert: Text-------------

Zum einen wird klargestellt und ausdrücklich geregelt, dass damit nicht nur die Informati­
onspflicht nach § 134 Absatz 1 GWB, sondern auch die Wartepflicht gemäß § 134 Absatz 2 
GWB entfällt. Insbesondere wird aber der Anwendungsbereich für die eng umgrenzten Vor­
haben nach § 2 für die Geltungsdauer des Gesetzes nach § 15 neben Fällen der besonde­
ren Dringlichkeit auf (a.) alle Verhandlungsverfahren ohne Teilnahmewettbewerb sowie (b.) 
auf alle Verfahren, in denen es nur noch einen Bieter und keine weiteren betroffenen Be­
werber gibt, erweitert. Damit wird Gebrauch gemacht von der Möglichkeit des Artikel 2b 
Buchstabe a) und b) der Rechtmittelrichtlinie 89/665/EWG4, Artikel 2b Buchstabe a) und b) 
der Sektorenrechtsmittelrichtlinie 92/13/EWG5 und Artikel 58 Buchstabe a) und b) der Ver- 
teidigungs- und Sicherheitsvergaberichtlinie 200,9/81/EG6). Diese sind auch für die Ausle­
gung der Nummer 3 heranzuziehen (insbesondere hinsichtlich der betroffenen Bewerber).

Das Entfallen der Informations- und Wartepflicht in diesen Fällen dient angesichts der äu­
ßersten Dringlichkeit der Vorhaben nach § 2 und der Gefährdung überragender öffentlicher 
Interessen der schnellstmöglichen Umsetzung der Vorhaben.

Die mit dem Entfallen einhergehende Möglichkeit von mehr zulässig erteilten Zuschlägen, 
die grundsätzlich nicht aufgehoben werden können (§ 168 Absatz 2 Satz 1 GWB), bevor 
andere interessierte Unternehmen von der Vergabe oder dem beabsichtigten Zuschlag er­
fahren, ist angesichts der äußersten Dringlichkeit der Vorhaben nach § 2 und der Gefähr­
dung überragender öffentlicher Interessen, denen mit diesem Gesetz begegnet wird,

^ Richtlinie 89/665/EWG des Rates vom 21. Dezember 1989 zur Koordinierung der Rechts- und Verwaltungs­
vorschriften für die Anwendung der Nachprüfungsverfahren im Rahmen der Vergabe öffentlicher Lie- 
fer- und Bauaufträge (ABI. 1395 vom 30.12.1989, S. 33), zuletzt geändert durch Richtlinie 2014/23/EU 
des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. Februar 2014 über die Konzessionsvergabe (ABI. 
L 94 vom 28.3.2014, S. 1).

5 Richtlinie 92/13/EWG des Rates vom 25. Februar 1992 zur Koordinierung der Rechts- und Verwaltungsvor­
schriften für die Anwendung der Gemeinschaftsvorschriften über die Auftragsvergabe durch Auftrag­
geber im Bereich der Wasser-, Energie- und Verkehrsversorgung sowie im Telekommunikationssektor 
(ABI. L 76 vom 23.3.1992, S. 14), zuletzt geändert durch Richtlinie 2014/23/EU des Europäischen Par­
laments und des Rates vom 26. Februar 2014 über die Konzessionsvergabe (ABI. L 94 vom 28.3.2014, 
S. 1).

6 Richtlinie 2009/81/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 13. Juli 2009 über die Koordinierung
der Verfahren zur Vergabe bestimmter Bau-, tiefer- und Dienstleistungsaufträge in den Bereichen Ver-, 
teidigung und Sicherheit und zur Änderung der Richtlinien 2004/17/EG und 2004/18/EG (ABI. L 216 
vom 20.8.2009, S. 76), zuletzt geändert durch Delegierte Verordnung (EU) 2021/1950 der Kommission 
vom 10. November 2021 zur Änderung der Richtlinie 2009/81/EG des Europäischen Parlaments und 
des Rates im Hinblick auf die Schwellenwerte für tiefer-, Dienstleistungs- und Bauaufträge (ABI. L 398 
vom 11.11.2021, S. 19).
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hinzunehmen. Andere Unternehmen können weiterhin grundsätzlich insbesondere Rechts­
schutz über die Zulässigkeit der Vergabe ohne Teilnahmewettbewerb bzw. ohne Informati­
onsschreiben gemäß § 135 GWB nach Maßgabe von Nummer 4 bis 6 erlangen. ,

Zu Nummer 4

Zu Nummer 4
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.Nummer 4 bis 6 regeln abweichend von der bisher alternativlosen Rechtsfolge der von An-* 
fang an festzustellenden Unwirksamkeit des § 135 GWB entsprechend der Möglichkeiten 
der europäischen Rechtmittelrichtlinien alternative Sanktionsmöglichkeiten angesichts der 
äußersten Dringlichkeit der Vorhaben nach § 2 und der Gefährdung überragender öffentli­
cher Interessen, Dieses ausnahmsweise Abweichen von der rückwirkenden Unwirksamkeit 
und vollständigen Rückabwicklung ist angesichts der schnellstmöglichen dauerhaften Um­
setzung der Vorhaben nach §2 überragend wichtig. Eine Rückabwicklung würde die äu­
ßerst dringlichen Verfahren ansonsten konterkarieren und damit überragende öffentliche 
Interessen gefährden. Effektiver Rechtsschutz und abschreckende Wirkung werden durch 
die alternativen Sanktionen und die daneben unberührt bleibende Möglichkeit der Geltend­
machung von Schadensersatz weiterhin gewährleistet, ohne die zwingend benötigte Be­
schleunigung einzuschränken. .

Nummer 4 bis 6 befinden sich als Abweichung von § 135 GWB bei den Maßgaben zu den 
Vergabeverfahren in Absatz 1, da die Unwirksamkeitsfolge des § 135 Absatz 1 GWB im 
Kapitel Vergabeverfahren, Unterabschnitt 2 - Vergabeverfahren und Auftragsausführung 
des 4. Teils des GWB steht. Absatz 2 Nummer 5 und Absatz 3 Nummer 8 stellen über ihren 
Verweis auf Nummer 4 bis 6 klar, dass die Abweichung von der bisherigen zwingenden 
Unwirksamkeitsfolge für im Nachprüfungsverfahren festgestellte Verstöße im Sinne des 
§ 135 Absatz 1 Nummer 1 oder 2 vor allem in den Nachprüfungsverfahren nach Absatz 2 
und Absatz 3 durch die Vergabekammern und Beschwerdegerichte zu beachten ist. Statt 
der automatischen Folge der Unwirksamkeit bei Feststellung eines Verstoßes im Sinne des 
§ 135 Absatz 1 Nummer 1 oder 2 GWB haben die Nachprüfungsinstanzen gemäß Num­
mer 4 zum einen eine Abwägungsentscheidung über ein Absehen von der Unwirksamkeits­
folge zu treffen. In diesem Fall sowie bei der nun gemäß Nummer 5 für Vorhaben nach § 2 
vorgesehenen Unwirksamkeitsfolge allein für die Zukunft haben sie in ihrer Entscheidung 
zwingend alternative Sanktionen nach Nummer 6 zu erlassen..

Nummer 4 Satz 1 setzt Artikel 2d Absatz 3 Unterabsatz 1 der Rechtsmittelrichtlinie 
89/665/EWG, Artikel 2d Absatz 3 Unterabsatz 1 der Sektoren-Rechtsmittelrichtlinie 
92/13/EWG und Artikel 60 Absatz 3 Unterabsatz 1 der Verteidigungs- und Sicherheitsver­
gaberichtlinie 2009/81/EG um. Damit wird den Nachprüfungsinstanzen erstmals ein Ermes­
sen gegeben, von der zwingenden Unwirksamkeitsfolge des § 135 Absatz 1 GWB abzuse­
hen, indem sie eine Abwägungsentscheidung über die Unwirksamkeit oder alternative 
Sanktionen treffen können. In die Abwägung sind angesichts der äußersten Dringlichkeit 
der Vorhaben nach § 2 und der Gefährdung überragender öffentlicher Interessen die zwin­
genden Gründe eines Allgemeininteresses für ein Absehen von der Unwirksamkeit bei Vor­
haben nach § 2 angesichts des Zweckes von § 1 und des besonderen Interesses nach § 3 
einzubeziehen.. _________________________________________________________

Satz 2 legt dazu fest, dass das besondere Interesse in der Regel ein Absehen von der 
Unwirksamkeitsfolge rechtfertigt. Für Vorhaben nach § 2 sollten daher angesichts der äu­
ßersten Dringlichkeit der Vorhaben nach § 2 und der Gefährdung überragender öffentlicher 
Interessen außer in besonderen Ausnahmefällen nicht allein die Unwirksamkeit des Ver­
trags in Frage kommen, sondern wegen ihrer Dringlichkeit und dem überwiegenden Inte­
resse an ihrem Fortbestehen gemäß Satz 3 stattdessen alternative Sanktionen nach Num­
mer 6 festgelegt werden, die wirksam, verhältnismäßig und abschreckend sein müssen.
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Satz 4 stellt klar, dass daneben die Möglichkeit des Antragstellers, Schadensersatz geltend 
zu machen (vgl. §§ 156 Absatz 3,179 Absatz 1 181 GWB, insbesondere § 181 Satz 2 GWB 
in Verbindung mit den Grundsätzen der culpa in contrahendo), unberührt bleibt. Die Kom­
pensation des Antragstellers kann in solchen Fällen damit nicht wie allgemein häufig in 
einem möglichen neuen Vergabeverfahren bestehen, sondern in der Möglichkeit, beruhend 
auf der Nachprüfungsentscheidung Schadensersatz im Sekundärrechtsschutz geltend zu 
machen. Aufgrund europarechtlicher Vorgaben darf die Zuerkennung des Schadensersat­
zes nicht als alternative Sanktion vorgesehen werden (Artikel 2e Absatz 2 Unterabsatz 3 
der Rechtsmittelrichtlinie 89/665/EWG, Artikel 2e Absatz 2 Unterabsatz 3 der Sektoren­
rechtsmittelrichtlinie 92/13/EWG, Artikel 61 Absatz 2 Unterabsatz 3 Verteidigungs- und Si­
cherheitsvergaberichtlinie 2009/81/EG). Er muss somit separat verfolgt und erklärt werden. ,------------------------------------
r \...... ............ ...........:___ _______ ___ ___________________________________ Formatiert: Schriftart: Arial

34 _________ _______

Zu Nummer 5

Zu Nummer 5

gelbst wenn eine Nachprüfungsinstanz die Unwirksamkeit eines Vertrages ausnahmsweise- 
trotz der Äbwägungsregeln nach Nummer 4 feststellt, regelt Nummer 5 Satz i, dass die 
Unwirksamkeit abweichend von § 135 Absatz 1 GWB für die Vorhaben nach § 2 angesichts 
ihrer äußersten Dringlichkeit und der Gefährdung überragender öffentlicher Interessen nur 
für die noch zu erfüllenden Verpflichtungen gilt. Dies setzt Artikel 2d Absatz 2 Unterabsatz 2 
der Rechfsmittelrichtlinie 89/665/EWG, Artikel 2d Absatz 2 Unterabsatz 2 der Sektoren- 
Rechtsmittelrichtlinie 92/13/EWG und Artikel 60 Absatz 2 Satz 2 und 3 der Verteidigungs­
und Sicherheitsvergaberichtlinie 2009/81/EG um.

Formatiert; Schriftart: Arial 
Formatiert: Text

Die Unwirksamkeit gilt damit nur für die Zukunft. Sie gilt nicht rückwirkend. Eine Rückab­
wicklung des Vertrages erfolgt somit nicht. Dies ist angesichts der äußersten Dringlichkeit 
der Vorhaben nach § 2 und dem überwiegenden Interesse an ihrem Fortbestand zur Ver­
hinderung der Gefährdung überragender öffentlicher Interessen von herausragender Be­
deutung.

Satz 2 regelt, dass dann neben der Unwirksamkeitsfolge für die Zukunft auch alternative 
Sanktionen nach Nummer 6 festzulegen sind. Diese sind in Umsetzung der Richtlinienvor­
gaben ausdrücklich zusätzlich zur Feststellung der Unwirksamkeit zu treffen, da die Unwirk­
samkeit nach Nummer 5 nur noch die zukünftig zu erfüllenden Verpflichtungen betrifft.

Satz 3 stellt über den Verweis wie auch Nummer 4 Satz 4 klar, dass die Möglichkeit der
Geltendmachung von Schadensersatz als Kompensation daneben unberührt bleibt.^ ( Formatiert: Schriftart; Arial
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.Nummer 6 legt die alternativen Sanktionen, die angesichts der äußersten pringlichkeit der»--1 Formatiert: Schriftart: Arial 
Vorhaben nach § 2 und der Gefährdung überragender öffentlicher Interessen statt (Num- -
mer 4) oder neben (Nummer 5) der gemäß Nummer 5 Satz 1 ex nunc wirkenden Unwirk- [ orma iert: Tex------------
samkeit im Falle von Verstößen im Sinne des § 135 Absatz 1 Nummer 1 oder 2 anzuwen­
den sind, fest.

Satz 1 setzt Artikel 2e Absatz 2 Unterabsatz 1 und 2 der Rechtsmittelrichtlinie 89/665/EWG,
Artikel 2e Absatz 2 Unterabsatz 1 und 2 der Sektoren-Rechtsmittelrichtlinie 92/13/EWG 
und Artikel 61 Absatz 2 Unterabsatz 1 und 2 der Verteidigungs- und Sicherheitsvergabe­
richtlinie 2009/81/EG um, nach denen alternative Sanktionen die „Verhängung von Geldbu­
ßen oder bzw. -strafen" gegen den Auftraggeber oder die Verkürzung der Laufzeit des
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Vertrages umfassen. Den Nachprüfungsinstanzen wird hierein weiter Ermessensspielraum 
eingeräumt, damit sie alle relevanten Faktoren berücksichtigen können, einschließlich der 
Schwere des Verstoßes, des Verhaltens des Auftraggebers und ggf. dem Umfang, in dem 
der Vertrag seine Gültigkeit beibehält. Bei der Festlegung gilt aufgrund der europarechtli­
chen Bestimmungen, dass die alternativen Sanktionen wirksam, verhältnismäßig und ab­
schreckend sein müssen. Bei den relevanten Faktoren ist auch die äußerste Dringlichkeit 
der Vorhaben nach § 2 und die Gefährdung überragender öffentlicher Interessen einzube­
ziehen. Zu beachten ist bei der Bewertung der Schwere des Verstoßes und des Verhaltens 
des Auftraggebers insbesondere auch, dass die Auftraggeber aufgrund der äußersten 
Dringlichkeit der Vorhaben nach § 2 und der Gefährdung überragender öffentlicher Interes­
sen unter erheblichem Zeit- und Handlungsdruck stehen und von teilweise eigens für diese 
Ausnahmesituation geschaffenen gesetzlichen Erleichterungen und Beschleunigungsmög­
lichkeiten Gebrauch machen.

Satz 2 beschränkt die Höhe einer möglichen Geldsanktion auf 15 Prozent des Auftragswer­
tes. Dieses Maß bewegt sich innerhalb vergleichbarer Regelungen in anderen EU-Mitglied- 
staaten. So gilt etwa in Österreich allgemein eine Grenze von 20 % bzw. - unterhalb der 
Schwellenwerte - 10 % des Auftragswertes (siehe § 356 Absatz 10 des Österreichischen 
Bundesvergabegesetzes). Für die Vorhaben nach § 2 eröffnet die Obergrenze von 15 % 
zugleich ausreichend Raum für die Festlegung einer Geldsanktion im Einzelfall, die wirk­
sam, verhältnismäßig und abschreckend ist. Wird ein Vertrag für teilweise unwirksam er­
klärt, ist die Höchstgrenze von jenem Teil der Auftragssumme des Vertrages zu berechnen, 
der dem Teil des Vertrages entspricht, der nicht aufgehoben wurde.
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.Nummer 7 Satz 1 legt durch Gesetz fest. dass für Vorhaben nach § 2 angesichts der äu-* , - [ Formatiert: Schriftart: Arial
ßerst dringlichen Gründe für die schnellstmögliche Umsetzung der Vorhaben nach § 2 und ' ' .VT
der Gefährdung überragender öffentlicher Interessen die Tatbestandsvoraussetzungen für l °r-.a.icr' ex--------------
ein Verhandlungsverfahren ohne Teilnahmewettbewerb wegen besonderer Dringlichkeit 
gemäß § 14 Absatz 4 Nummer 3 VgV (a.) hinsichtlich der äußerst dringlichen zwingenden 
Gründen sowie dem Zusammenhang mit Ereignissen, die der betreffende Auftraggeber 
nicht voraussehen konnte, vorliegen, (b.) in der Regel die Mindestfristen nicht eingehalten 
werden können und (c.) die Umstände zur Begründung der äußersten Dringlichkeit dem 
Auftraggeber in der Regel nicht zuzurechnen sind.

Nummer 7 dreht das Regel-Ausnahme-Verhältnis für die Anwendung dieses Verhandlungs­
verfahrens ohne Teilnahmewettbewerb durch den Auftraggeber ausnahmsweise aufgrund 
der hier für die Realisierung der LNG-Infrastrukturvorhaben gemäß § 2 vorliegenden äu­
ßerst dringlichen, zwingenden Gründe aufgrund unvorhersehbarer Ereignisse gesetzlich 
um. Die Tatbestandsvoraussetzungen des § 14 Absatz 4 Nummer 3 VgV, die Artikel 32 Ab­
satz 2 Buchstabe c) der Vergaberichtlinie 2014/24/EU7 umsetzen, sind zwar grundsätzlich 
im Einzelfall anzuwenden und eng auszulegen. Aufgrund der äußerst dringlichen, zwingen­
den Umstände, die im Zweck gemäß § 1 und im besonderen Interesse nach § 3 für Vorha­
ben nach § 2 gesetzlich dargelegt sind, und der Gefährdung überragender öffentlicher In­
teressen ist es gerechtfertigt, dass der Gesetzgeber für die in § 2 festgelegten Vorhaben 
die Tatbestandsvoraussetzungen der Dringlichkeitsvergabe in wesentlichen Teilen

7 Richtlinie 2014/24/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. Februar 2014 über die öffentliche 
Auftragsvergabe und zur Aufhebung der Richtlinie 2004/18/EG (ABI. L 094 vom 28.3.2014, S. 65), 
zuletzt geändert durch Delegierte Verordnung (EU) 2021/1952 der Kommission vom 10. November 
2021 zur Änderung der Richtlinie 2014/24/EU des Europäischen Parlaments und des Rates Im Hinblick 
auf die Schwellenwerte für die Vergabe öffentlicher tiefer-, Dlenstleistungs- und Bauaufträge sowie 
für Wettbewerbe (ABI. L 398 vom 11.11.2021, S. 23).
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verbindlich festlegt. Das Verhandlungsverfahren ohne Teilnahmewettbewerb wegen beson­
derer Dringlichkeit wird damit für die meisten Beschaffungen für Vorhaben nach § 2 im Gel­
tungszeitraum nach § 15 zulässig sein.,.................... ......................... ............................... .................Formatiert: Schriftart: Ari^l
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Der russische Angriffskrieg gegen die Ukraine und die durch ihn ausgelösten Folgen und 
kurzfristigen Beschaffungsbedarfe waren und sind für die Beschaffungsstellen insgesamt 
und im Einzelnen unvorhersehbar. Der Krieg hat in ihrem Volumen und ihrer Art auch wei­
terhin unvorhersehbare Folgen ausgelöst, auf die Deutschland äußerst dringlich reagieren 
muss, um der Gefährdung überragender öffentlicher Interessen zu begegnen. Angesichts 
der Natur und des Ausmaßes des russischen Angriffs sind äußerst dringliche Aufgaben der 
Sicherheit Deutschlands und seiner Verbündeten entstanden, die insbesondere auch die 
wirtschaftliche und energiepolitische Unabhängigkeit Deutschlands von Russland umfas­
sen.

Vergabeverfahren unter Einhaltung der Mindestfristen sind in diesen Fällen schon allge­
mein regelmäßig nicht möglich, ohne dass dies den Beschaffungsstellen zuzurechnen ist 
oder von ihnen vorherzusehen war. Insbesondere für die überragend wichtigen, schnellst­
möglich zu errichtenden Vorhaben nach § 2 sind solche Verzögerungen aber nicht hin- 
nehmbar, da sie die Unabhängigkeit Deutschlands von den russischen Erdgaslieferungen 
und damit die Versorgungssicherheit Deutschlands, insbesondere für den Winter 
2022/2023, aber auch die gesicherte Produktion wichtiger Wirtschaftszweige in Deutsch­
land, erheblich gefährden würden.

Die in diesem Gesetz geregelte schnellstmögliche Errichtung der LNG-Infrastruktur ist zur 
Abwendung schwerster wirtschaftlicher Schäden sowie einer Unterversorgung der Bevöl­
kerung mit wichtigen Gütern sowie angesichts der Gefährdung der staatlichen Daseinsvor­
sorge und Energieversorgung für die Bürgerinnen und Bürger insbesondere aufgrund der 
dadurch entstehenden Unabhängigkeit von Russland auch für die Sicherheit in Deutschland 
und Europa äußerst dringlich. Die Realisierung der Vorhaben nach § 2 bedarf aus äußerst 
dringlichen, zwingenden Gründen überragender öffentlicher Interessen, insbesondere an 
der Energieversorgung, der schnellstmöglichen Umsetzung. Die schnellstmögliche Reali­
sierung dieser Vorhaben dient dem zentralen Interesse an einer sicheren und diversifizier­
ten Gasversorgung in Deutschland und ist daher aus Gründen eines überragenden öffent­
lichen Interesses und im Interesse der öffentlichen Sicherheit erforderlich.

Diese besondere Sachlage rechtfertigt es,’ hinsichtlich der Vorhaben nach § 2 im Geltungs­
zeitraum nach § 15 das Vorliegen der äußerst dringlichen zwingenden Gründe sowie des 
Zusammenhangs mit Ereignissen, die der betreffende Auftraggeber nicht voraussehen 
konnte, gesetzlich festzulegen. Zur weiteren Begründung der nicht vorhersehbaren Ereig­
nisse, der äußerst dringlichen, zwingenden Gründe und der Gefährdung überragender öf­
fentlicher Interessen für die Vorhaben nach § 2 wird im Übrigen zudem ausdrücklich auf die 
Begründungen zu §§ 1 bis 3 Bezug genommen.

Angesichts dieser äußerst dringlichen, zwingenden Gründe für die Vorhaben nach § 2 und 
der Gefährdung überragender öffentlicher Interessen aufgrund des russischen Angriffskrie­
ges gegen die Ukraine und seiner Folgen und zur überragend wichtigen und äußerst dring­
lichen und zwingenden Abwendung der Abhängigkeit von russischen Gaslieferungen wird 
für das Verhandlungsverfahren ohne Teilnahmewettbewerb für Vorhaben nach § 2 aus­
nahmsweise nach Nummer 7 zudem bestimmt, dass in der Regel die verkürzten Mindest­
fristen (siehe Nummer 8) nicht eingehalten werden können und die Umstände zur Begrün­
dung der äußersten Dringlichkeit dem Auftraggeber in der Regel nicht zuzurechnen ist. 
Diese Voraussetzungen werden für Vorhaben nach § 2 voraussichtlich nur in wenigen Aus­
nahmefällen nicht vorliegen, etwa wenn wegen anderer das Gesamtprojekt noch hemmen­
der Umstände, doch ein verkürzter Teilnahmewettbewerb ohne jegliche zeitliche Verzöge­
rung des Vorhabens insgesamt möglich ist. Für die Frage der Einhaltung der Mindestfristen
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ist auch der notwenige Zeitraum für die Erstellung der Vergabeunterlagen, für die Bekannt­
machung, ggf. für den Teilnahmewettbewerb, für die Angebotsabgabe und -auswertung, 
die Wartefrist und den Zuschlag zu berücksichtigen.

Soweit die Voraussetzungen der Nummer 7 im Einzelfall ausnahmsweise nicht vorliegen, 
schließt dies im Übrigen nicht aus, dass andere Tatbestände für ein Verhandlungsverfahren 
ohne Teilnahmewettbewerb (zum Beispiel wenn gern. § 14 Absatz 4 Nummer 2 von vorn­
herein nur ein bestimmtes Unternehmen in Betracht kommt) oder Ausnahmen vom Verga­
berecht (zum Beispiel wegen wesentlicher Sicherheitsinteressen gemäß § 107 Absatz 2 
GWB) vorliegen.

Die Europäische Kommission hat in Reaktion auf den russischen Angriffskrieg gegen die 
Ukraine ebenfalls allgemein festgestellt, dass für bestimmte Vergaben die Vorschriften für 
die dringende Vergabe öffentlicher Aufträge angewendet werden können (Mitteilung der 
Kommission, Europäische Solidarität mit Flüchtlingen und den Menschen, die vor dem 
Krieg in der Ukraine fliehen, KOM(2022)107 vom 8. März 2022, Seite 5, mit Verweis auf 
ihre Mitteilungen während der Migrationskrise 2015-2016 und der COVID-19-Pandemie),

Für Vergabeverfahren aufgrund Nummer 7 sind zudem folgende Folgeerleichterungen zu 
beachten, die ebenfalls der Beschleunigung des jeweiligen Vergabeverfahrens dienen. Auf­
traggeber können auch im Übrigen alle bereits bestehenden Beschleunigungsmöglichkei­
ten nutzen, um die Beschaffungen für die Vorhaben nach § 2 schnellstmöglich durchzufüh-
ren- i..................... ............ ................. . ____ _______ ___________________________________  ____ ~ ( Formatiert: Schriftart: Arial_________________ J

Die äußerst dringlichen, zwingenden Gründe, im Zusammenhang mit Ereignissen, die der 
betreffende Auftraggeber nicht voraussehen konnte, muss der jeweilige Auftraggeber bei 
Beschaffungen für die Vorhaben nach § 2 nicht gesondert darlegen. Dass die Mindestfristen 
nicht eingehalten werden können und dies nicht dem Auftraggeber zuzurechnen ist, hat der 
jeweilige Auftraggeber nach allgemeinen Regeln grundsätzlich zu dokumentieren. An diese 
Dokumentation sind angesichts des überragend wichtigen Beschleunigungsinteresses ins­
besondere angesichts von § 1 und § 3 keine hohen Anforderungen zu stellen.

Bei der Herstellung eines Mindestmaßes an Wettbewerb ist die schnellstmögliche Umset­
zung der äußerst dringlichen Vorhaben nach § 2 und ihre grundlegende Bedeutung für die 
Versorgungssicherheit angesichts der Gefährdung überragender öffentlicher Interessen als 
herausragendes Gebot stets zu beachten.

Angebote können im Rahmen eines Verhandlungsverfahrens ohne Teilnahmewettbewerb 
formlos und ohne die Beachtung konkreter Fristvorgaben eingeholt werden. Mit der zurück­
liegenden Neuregelung des § 17 Abs. 6 VgV wurde durch einen entsprechenden Einschub 
klargestellt, dass die Mindestfrist von 30 Kalendertagen für Erstangebote nur für Verhand­
lungsverfahren mit Teilnahmewettbewerb gilt. Für Verhandlungsverfahren ohne Teilnahme­
wettbewerb kann der Auftraggeber somit auch eine kürzere Angebotsfrist wählen, solange 
diese angemessen ist (vgl. § 20 VgV). Aufgrund seines besonderen Ausnahmecharakters 
sind damit beim Verhandlungsverfahren ohne Teilnahmewettbewerb nach Würdigung der 
Gesamtumstände im Dringlichkeitsfall auch sehr kurze Fristen (bis hinzu 0 Tagen) denkbar.

§ 17 Abs. 15 VgV stellt zudem klar, dass der öffentliche Auftraggeber bei der Durchführung 
eines Verhandlungsverfahrens ohne Teilnahmewettbewerb wegen äußerster Dringlichkeit 
nach § 14 Abs. 4 Nummer 3 VgV von nachfolgenden Formanforderungen der VgV befreit 
ist:

[Formatiert: Text, Einzug: Links: 0 cm, Hängend: 0,5 cm ]§§ 9 bis 13 VgV Vorgaben zur (elektronischen) Kommunikation,
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- § 53 Abs. 1 VgV Übermittlung von Interessensbekundungen, Interessensbestätigungen,

Teilnahmeanträge und Angeboten in elektronischer Form,

- § 54 VgV Aufbewahrung ungeöffneter Interessensbekundungen, Interessensbestätigun­
gen, Teilnahmeanträge und Angebote,

- § 55 VgV Öffnung der Interessenbestätigungen, Teilnahmeanträge und Angebote.

Gemäß Satz 2 gilt Satz 1 (einschließlich seiner Begründung) entsprechend für die Tatbe--1 ( Formatiert: Text 
Standsvoraussetzungen eines Verhandlungsverfahrens ohne Teilnahmewettbewerb wegen 
besonderer Dringlichkeit nach SektVO, KonzVgV, VSVgV.

Gemäß Satz 3 gilt Satz 1 (einschließlich seiner Begründung) materiell entsprechend auch
für Bauaufträge (Verhandlungsverfahren ohne Teilnahmewettbewerb wegen besonderer __
Dringlichkeit gemäß § 3a EU Absatz 3 Nummer 4 VOB/A).^ ____________________________ f Formatiert: Schriftart: ÄriäT

Zu Nummer 8

Zu Nummer 8
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,Satz 1 legt angesichts der äußersten Dringlichkeit der Vorhaben nach § 2 und der Gefähr­
dung überragender öffentlicher Interessen durch Gesetz fest, dass für die Vorhaben nach 
§ 2 angesichts des Zwecks gemäß § 1 und des besonderen Interesses gern. § 3 eine Dring­
lichkeit hinreichend begründet ist, die die Einhaltung der regulären Angebotsfrist von 30 Ta­
gen unmöglich macht. Die Angebotsfrist im Verhandlungsverfahren mit Teilnahmewettbe­
werb kann somit auf zehn Tage verkürzt werden kann.

' ( Formatiert; Schriftart: Arial
| Formatiert: Text

In Verhandlungsverfahren ohne Teilnahmewettbewerb gilt schon keine bestimmte Fristvor­
gabe, so dass die Angebotsfrist im Einzelfall bis hin auf null Tage verkürzt werden kann 
(siehe Begründung zu Nummer 7).

Satz 2 legt eine hinreichend begründete Dringlichkeit für Vorhaben nach § 2 auch für alle 
anderen Fristverkürzungsmöglichkeiten in den verschiedenen Verfahrensarten und den 
verschiedenen Vergabeverordnungen fest. Dies gilt entsprechend auch in den Fällen, in 
denen die Fristverkürzungsmöglichkeit allgemein gilt und nicht auf eine hinreichend begrün­
dete Dringlichkeit beschränkt ist (vgl. etwa in der SektVO). Im Überblick gilt dazu Folgen­
des: Im beschleunigten offenen Verfahren kann die Frist für die Einreichung der Angebote 
auf 15 Tage verkürzt werden. Im beschleunigten nicht offenen Verfahren und im beschleu­
nigten Verhandlungsverfahren können die Fristen für Teilnahmeanträge auf 15 Tage 
(VSVgV: auf zehn Tage bei elektronischen Teilnahmeanträgen) und für die Abgabe von 
Angeboten auf zehn Tage herabgesetzt werden.

Nach Satz 3 gilt das Vorliegen einer hinreichend begründeten Dringlichkeit für die verschie­
denen Fristverkürzungsmöglichkeiten in den Verfahrensarten entsprechend auch für Bau­
aufträge (vgl. §§ 10a EU Absatz 3, 10b EU Absatz 5 VOB/A, auch in Verbindung mit § 10c 
EU Absatz 1 VOB/A). I...1 *

*7i i Mi O
Z-U Nui i ii i y

Zu Nummer 9

.Satz 1 legt angesichts der äußersten Dringlichkeit der Vorhaben nach § 2 und der Gefähr-- 
düng überragender öffentlicher Interessen gesetzlich Fälle fest, in denen bei Verhandlungs­
verfahren ohne Teilnahmewettbewerb wegen besonderer Dringlichkeit ausnahmsweise 
auch nur ein Unternehmen zur Angebotsabgabe aufgefordert werden kann.

( Formatiert: Schriftart: Arial □
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Der Wortlaut entspricht den von der Europäischen Kommission anerkannten Fällen (siehe 
Mitteilung der Kommission, Leitlinien der Europäischen Kommission zur Nutzung des Rah­
mens für die Vergabe öffentlicher Aufträge in der durch die COVID-19-Krise verursachten 
Notsituation, 2020/C 108 1/01, S. 1),

Im Sinne einer effizienten Verwendung von Haushaltsmitteln empfiehlt es sich nach Mög­
lichkeit, mehrere Unternehmen zur Angebotsabgabe aufzufordern. Auch nach der nationa­
len Rechtsprechung ist im Rahmen der §§ 14 Absatz 4 Nummer 3,17 Absatz 5 VgV grund­
sätzlich so viel Wettbewerb wie möglich zu eröffnen; ein völliger Verzicht auf Wettbewerb 
kommt grundsätzlich nur als ultima ratio in Betracht (vgl. OLG Rostock, Beschluss vom 
11.11.2021, 17 Verg 4/20).

Bei Vorhaben nach § 2 bedingt es aber häufig die in § 1 und § 3 und der jeweiligen Begrün­
dung dargestellte äußerste Dringlichkeit angesichts der Gefährdung überragender öffentli­
cher Interessen, dass nur ein Unternehmen in der Lage sein wird, den Auftrag unter den 
durch die zwingende Dringlichkeit auferlegten technischen und zeitlichen Zwängen zu er­
füllen. Dann ist es den Auftraggebern auch erlaubt, in der Kürze der zur Verfügung stehen­
den Zeit nur mit diesem Unternehmen Verhandlungen zu führen.

Zwar handelt es sich um eine Prognoseentscheidung, ob nur das bestimmte Unternehmen 
unter den durch die äußerste Dringlichkeit bedingten technischen und zeitlichen Zwängen, 
in der Lage sein wird, die Leistung entsprechend zu erbringen. Die Gründe dafür, dass nur 
dieses Unternehmen dazu in der Lage ist, müssen aber grundsätzlich im Zeitpunkt der An­
sprache des einzelnen Unternehmens vorliegen.

Gemäß Satz 2 gilt Satz 1 (einschließlich seiner Begründung) entsprechend für Verhandlun­
gen mit nur einem Unternehmen in Verhandlungsverfahren ohne Teilnahmewettbewerb we­
gen besonderer Dringlichkeit nach SektVO, KonzVgV, VSVgV. Gemäß Satz 3 gilt Satz 1 
(einschließlich seiner Begründung) materiell entsprechend auch für Bauaufträge. Diese 
Verhandlungsmöglichkeit mit nur einem Unternehmen gilt für die Vergabeverordnungen 
und für die VOB/A auch, soweit sich der grundsätzliche Mindestwettbewerb von drei Unter­
nehmen nur aus allgemeinen Grundsätzen ergibt und nicht ausdrücklich oder nicht aus­
drücklich für Verhandlungsverfahren ohne Teilnahmewettbewerb erwähnt ist (vgl. etwa §
21 III 3 VSVgV nur für Verfahren mit Teilnahmewettbewerb). Die Möglichkeit der Verhand­
lung mit nur einem Unternehmen im Ausnahmefall ist insoweit aufgrund der äußersten
Dringlichkeit der Vorhaben nach § 2 und der Gefährdung überragender öffentlicher Interes-____________________
sen eine materielle Klarstellung. Bereits bestehende Möglichkeiten bleiben unberührt. ^____ . - [ Formatiert; Schriftart: Arial
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Zu Absatz 2
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Absatz 2 und. 3 treffen Regelungen.zum yergaberechtssch ergänzend zu .und abweL-^. - - - j Formatiert Schriftart Arial 
chend von §§ 155 ff. GWB. Ziel ist es, die Nachprüfungsverfahren überdas bereits geltende '- rT
Beschleunigungsgebot des § 167 GWB hinaus bei Vorhaben nach § 2 angesichts ihrer äu- ( orma ier. ex--------------
ßersten Dringlichkeit und der Gefährdung überragender öffentlicher Interessen noch erheb­
lich schneller durchzuführen.

Dabei wird am grundsätzlich bewährten zweistufigen Rechtsschutz vor der Vergabekam­
mer und den Vergabesenaten der Oberlandesgerichte festgehalten. Dieser wird jedoch auf 
beiden Stufen weiter erheblich beschleunigt. Daneben werden in den bereits vorgesehenen 
Interessensabwägungen die Berücksichtigung des Zwecks des § 1 sowie des besonderen 
Interesses gemäß § 3 und dessen regelmäßiges Überwiegen angesichts der äußersten 
Dringlichkeit der Vorhaben nach § 2 und der Gefährdung überragender öffentlicher Interes­
sen ergänzt.
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Die Änderungen berücksichtigen, dass im Bereich des Vergaberechtsschutzes der allge­
meine Justizgewährleistungsanspruch (Art. 20 Abs. 1 GG i.V.m. Art. 3 Abs.1 GG) den we­
sentlichen Maßstab darstellt und dem Gesetzgeber ein Ausgestaltungsspielraum zuzubilli­
gen ist (BVerfG, Beschluss vom 13. Juni 2006, 1 BvR 1160/03, BVerfGE 116, 135 (156)).

Absatz 2 enthält Maßgaben für die Nachprüfungsverfahren vor der Vergabekammer gemäß 
§§ 160 ff. GWB. Sie dienen vor allem der Beschleunigung und legen angesichts der äu­
ßersten Dringlichkeit der Vorhaben nach § 2 und der Gefährdung überragender öffentlicher 
Interessen die Berücksichtigung und das regelmäßige Überwiegen des überragend wichti­
gen Interesses an der schnellstmöglichen Umsetzung der Vorhaben fest.^ | Formatiert: Schriftart: Arial

Zu Nummer 1

Zu Nummer 1

^Nummer 1 trifft gewisse yerfahrenserleichterungen für die Durchführung der Nachprü-*;>,..--| Formatiert: Schriftart: Arial
fungsverfahren. --------- '

[ Formatiert: Text______
Soweit es der Beschleunigung dient, kann die Vergabekammer bei Nachprüfungsverfahren 
über Vergaben für Vorhaben nach § 2 gemäß Satz 1 auch nach Lage der Akten entschei­
den. Die Vergabekammer wird bei ihrer Entscheidung aber auch zu berücksichtigen haben, 
dass eine mündliche Verhandlung im Einzelfall ebenfalls der schnellen Entscheidung die­
nen kann.

Satz 2 ermöglicht es der Vergabekammer ausdrücklich die mündliche Verhandlung im 
Wege der Bild- und Tonübertragung durchzuführen. Auch diese Möglichkeit soll der Be­
schleunigung im Einzelfall dienen. Entsprechend Absatz 3 Nummer 6 Satz 2 wird dazu auf 
§ 128a der Zivilprozessordnung verwiesen. Entsprechendes gilt aber zum Beispiel auch
nach § 102a der Verwaltungsgerichtsordnung................ ...................... ......... ...................- Formatiert: Schriftart: Aria[

Zu-Nummcr 2

Zu Nummer 2

.Um angesichts der äußersten Dringlichkeit der Vorhaben nach § 2 und der Gefährdung­
überragender öffentlicher Interessen die zügige Durchführung der Nachprüfungsverfahren 
für die im Lichte des § 1 und § 3 äußerst dringenden und schnellstmöglich umzusetzenden 
Vorhaben nach § 2 über den allgemeinen Beschleunigungsgrundsatz hinaus zu gewähr­
leisten, verkürzt Absatz 2 die Entscheidungsfrist für die Hauptsacheentscheidung weiter.

Satz 1 verkürzt die Entscheidungsfrist bei Vorhaben nach § 2 auf drei statt fünf Wochen.

Satz 2 legt fest, dass diese Frist höchstens um zwei Wochen verlängert werden kann und 
stellt klar, dass dies nur einmalig geschehen kann. .

Die verkürzten Fristen bieten der Vergabekammer somit insgesamt dennoch ausreichend 
Zeit, bei diesen äußerst dringenden Vorhaben angesichts der Gefährdung überragender 
öffentlicher Interessen, dennoch angemessen entscheiden zu können, indem vom Grund- 
fali (fünf Wochen) nur angemessen abgewichen wird (drei Wochen plus im Ausnahmefall 
zwei Wochen).

Die Auftraggeber von Beschaffungen für Vorhaben nach § 2 sollen die schnelle Entschei­
dung befördern, indem sie insbesondere sicherstellen, dass die Vergabeakte, jedenfalls 
ihre für die Entscheidung der Vergabekammer wesentlichen Teile, unverzüglich der Verga­
bekammer zur Verfügung gestellt wird.'-[...1
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Zu Nummer 3

Zu Nummer 3

Jtommer 3 «teilt klar, dass bei Nachprüfungsverfahren betreffend Vorhaben nach S 2 bei* 
der Auswahl der geeigneten Maßnahmen zur Beseitigung der Rechtsverletzung und Ver­
hinderung der Schädigung der betroffenen Interessen der Zweck des § 1 und die besonde­
ren Interessen des § 3 angesichts der äußersten Dringlichkeit der Vorhaben und der Ge­
fährdung überragender öffentlicher Interessen zu berücksichtigen sind. Dies bedeutet, dass 
die Vergabekammer bei der Auswahl der Maßnahmen insbesondere das überragende In­
teresse an der schnellstmöglichen Umsetzung der Vorhaben nach § 2 in der Regel als aus­
schlaggebend berücksichtigen muss. Maßnahmen, die das Vergabeverfahren oder die Um­
setzung des Vorhabens verzögern, verlängern oder sogar vereiteln, sind daher in der Regel 
keine angemessenen Maßnahmen im Sinne der Nummer 3..

*7i i Mi /IzrtrTTumrnci “
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Zu Nummer 4

.Nummer 4 ergänzt § 169 GWB angesichts der äußersten Dringlichkeit der Vorhaben-1 
nach § 2 und der Gefährdung überragender öffentlicher Interessen hinsichtlich der Vorab­
gestattung des Zuschlags durch die Vergabekammer. Sie hat dabei das überragende Inte­
resse an der schnellstmöglichen Umsetzung der Vorhaben zu berücksichtigen, wobei die­
ses Interesse bei Vorhaben nach § 2 in der Regel überwiegt und eine Vorabgestattung des 
Zuschlags erforderlich macht. Dies ist ein Aspekt des für die Beschleunigung der Vorhaben 
nach § 2 besonders wichtigen Elements des vorzeitigen Maßnahmenbeginns bzw. der Ein­
schränkung der aufschiebenden Wirkung von Entscheidungen (siehe dazu insbesondere 
§11).

Nummer 4 wird in der Praxis von Beschaffungen für Vorhaben nach § 2 jedoch nur dann 
zur Anwendung kommen, wenn nicht schon infolge der Zulässigkeit eines Verhandlungs­
verfahrens ohne Teilnahmewettbewerb und des schon bestehenden Entfalls der Informa­
tions- und Wartefrist ein wirksamer Zuschlag erfolgt ist, bevor Konkurrenten einen Nach­
prüfungsantrag stellen. Im Falleines bereits wirksam erteilten Zuschlags gilt § 168 Absatz 2 
Satz 1 GWB und Rechtschutz ist gemäß § 135 GWB in Gestalt von Absatz 2 Nummer 3 bis 
5 zu gewähren.

Satz 1 und 2 gestalten die Abwägungsentscheidung über die Vorabgestattung des Zu­
schlags näher aus und folgen dabei der bestehenden Regelungssystematik in § 169 Absatz 
2 Satz 1,2 und 3 GWB, nach denen entsprechend der Fälle für verteidigungs- oder sicher­
heitsspezifische Aufträge im Sinne von § 104 GWB besonders zu berücksichtigende As­
pekte des Interesses der Allgemeinheit an einem raschen Abschluss des Vergabeverfah­
rens und der nachteiligen Folgen einer Verzögerung der Vergabe bis zum Abschluss der 
Nachprüfung als Abwägungsinteresse festgelegt werden. Eine entsprechende Systematik 
für die Abwägungsentscheidung ist in Absatz 3 Nummer 3 Satz 2 und Nummer 4 Satz 1 
vorgesehen.

Für Vorhaben nach § 2 sind deshalb nach Satz 1 der Zweck des § 1 und das besondere 
Interesse nach § 3 ergänzend in der Abwägung zu berücksichtigen. Mithin ist das überra­
gende Interesse an der schnellstmöglichen Umsetzung der Vorhaben nach § 2 angesichts 
der äußerst dringlichen Gründe und der Gefährdung überragender öffentlicher Interessen 
in die Entscheidung über die Vorabgestattung des Zuschlags einzubeziehen.

Formatiert: Schriftart: Arial
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Satz 2 legt zudem entsprechend der Systematik in § 169 Absatz 2 Satz 3 GWB angesichts 
der äußersten Dringlichkeit der Vorhaben nach § 2 und der Gefährdung überragender öf­
fentlicher Interessen fest, dass das besondere Interesse in der Regel überwiegt.

Satz 3 legt im überragenden Interesse der Beschleunigung und Gefährdungsabwehr fest, 
dass die Entscheidung über die Vorabgestattung unverzüglich und zwar längstens inner­
halb einer Woche zu treffen ist. Diese Regelungssystematik orientiert sich am bestehenden 
§ 176 Absatz 3 Satz 1,1. Halbsatz GWB. Die Frist kann nicht verlängert werden.

Satz 4 legt zudem fest, dass der Zuschlag dann auch unmittelbar und damit tatsächlich 
schneller als bisher nach § 169 Absatz 2 Satz 1 GWB erteilt werden kann, soweit die War­
tepflicht nicht noch läuft. Er setzt Artikel 2 Absatz 3 Satz 2 der Rechtsmittelrichtlinie 
89/665/EWG, Artikel 2 Absatz 3 Satz 2 der Sektoren-Rechtsmittelrichtlinie 92/13/EWG und 
Artikel 56 Absatz 3 Satz 2 der Verteidigungs- und Sicherheitsvergaberichtlinie 2009/81/EG 
um.

Soweit zu der Entscheidung ein isolierter Antrag an das Beschwerdegericht erfolgt, legt 
Satz 5 fest, dass bei der Entscheidung des Beschwerdegerichts dann ebenfalls das über­
ragende Beschleunigungs- und schnellstmögliche Umsetzungsinteresse angesichts der ___ _________________
Gefährdung eines überragenden öffentlichen Interesses nach § 1 und § 3 zu beachten sind.» [ Formatiert: Schriftart; Arial

Zu Nummer 5

Zu Nummer 5
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JNumrner 5 stellt klar, dass die Vergabekammer Absatz 1 Nummer 4 bis 6 wegen der Ab- ■, .. [ Formatiert: Schriftart: Arial
weictiungen von der bisherigen Ünwirksamkeitsfolge des § 135 Absatz 1 GWB beachten ' - r.------- ;—“-----------------
muss, wenn sie im Nachprüfungsverfahren einen Verstoß im Sinne des § 135 Absatz 1 |- ormatlert: Text-------------

Nummer 1 oder 2 feststellt.

Statt der bisher automatischen gesetzlichen Folge der Unwirksamkeit bei Feststellung ei­
nes Verstoßes im Sinne des § 135 Absatz 1 Nummer 1 oder 2 GWB hat die Vergabekam­
mer zum einen gemäß Nummer 4 eine Abwägungsentscheidung über ein Absehen von der 
Unwirksamkeitsfolge gemäß den dortigen Voraussetzungen für die in der Abwägung, ins­
besondere der zu berücksichtigenden äußersten Dringlichkeit der Vorhaben nach § 2 und 
der Gefährdung überragender öffentlicher Interessen, zu treffen. In diesem Fall sowie bei 
der nun gemäß Nummer 5 vorgesehenen Unwirksamkeitsfolge allein für die Zukunft hat die 
Vergabekammer sie in ihrer Entscheidung zwingend alternative Sanktionen nach Num­
mere zu erlassen.

Zu Absatz-3

Zu Absatz 3

Absatz 3 trifft Regelungen zur sofortigen Beschwerde vor den Vergabesenaten der Ober-:*;:,,.- { Formatiert; Schriftart: Arial
landesgerichte ergänzend zu und abweichend von §§171 ff. GWB. Diese sollen jeweils ' -■j-----------°;-------------------
unter Wahrung der richterlichen Unabhängigkeit die Verfahren angesichts der äußersten lFormatlert: Text-------------

Dringlichkeit der Vorhaben nach § 2 und der Gefährdung überragender öffentlicher Interes­
sen erheblich beschleunigen und die Maßstäbe für Abwägungen anpassen und, ergänzen.
Zu den allgemeinen Grundsätzen wird auf die Einführung der Begründung zu Absatz 2 hin­
gewiesen.
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Zu Nummer 1

.Nummer 1 stellt lediglich klar, dass die Fiktionswirkung nach § 171 Absatz 2 bereits nach-1 
Abläufen der nach Absatz 3 Nummer 2 verkürzten Entscheidungsfrist der Vergabekammer 
von drei Wochen (ggf, verlängert um zwei Wochen) und nicht nach den bisherigen fünf 
Wochen plus etwaiger Verlängerung greift. Soweit die Vergabekammer bei Nachprüfungs­
verfahren über Beschaffungen für Vorhaben nach § 2 nicht innerhalb der Frist von drei Wo­
chen (oder bei erfolgter Verlängerung von fünf Wochen) entschieden hat, gilt der Nachprü­
fungsantrag als abgelehnt. Diese Vorschrift dient der Beschleunigung der äußerst dringli­
chen Vorhaben angesichts der Gefährdung überragender öffentlicher Interessen. Keines­
falls ermächtigt sie Vergabekammern den Ablauf der Frist abzuwarten und nicht zu ent­
scheiden. Ziel ist es, dass die Vergabekammer innerhalb der gesetzlichen Fristen entschei­
det und zum Rechtsfrieden über die Vorhaben nach § 2 beiträgt..

Zu Nummer 2

Zu Nummer 2

^Zur weiteren Beschleunigung der Nachprüfungsverfahren angesichts der äußersten Dringe 
lichkeit der Vorhaben nach § 2 und der Gefährdung überragender öffentlicher Interessen 
verkürzt Nummer 2 die Frist zur Einlegung der sofortigen Beschwerde auf eine Woche. 
Diese ist als Notfrist nicht verlängerbar. Angesichts des Zweckes nach § 1 und des beson­
deren Interesses nach § 3 ist es auch den Beschwerdeführenden zuzumuten, ihren Antrag 
äußerst eilig zu erstellen. Der Vortrag kann im Laufe des Beschwerdeverfahrens zur Ge­
währleistung effektiven Rechtschutzes grundsätzlich noch ergänzt werden..______________

Zu Nummer 3

Zu Nummer 3

.Nummer 3 ist zur Beschleunigung von Vorhaben nach § 2 in den Fällen besonders wichtig*;, 
in denen noch kein Zuschlag erteilt wurde, die Vergabekammer aber schon zugunsten des 
Auftraggebers in der Hauptsache entschieden hat. .

Satz 1 legt angesichts ihrer äußersten Dringlichkeit und der Gefährdung überragender öf­
fentlicher Interessen fest, dass bei Vorhaben nach § 2 die aufschiebende Wirkung der so­
fortigen Beschwerde schon nach einer Woche (statt wie sonst nach zwei Wochen) entfällt. 
Soweit sie durch das Beschwerdegericht verlängert wird, kann dies nur bis zum Ende der 
Entscheidungsfrist über die sofortige Beschwerde, mithin um sechs Wochen, erfolgen (zu­
sammen sieben Wochen aufschiebende Wirkung entspricht fünf Wochen Entscheidungs­
frist plus maximal zwei Wochen Verlängerung nach Nummer 7 Satz 1 und 2). .

Satz 2 legt fest, dass bei der Entscheidung über die Vorabgestattung des Zuschlags zu 
deren Gunsten auch § 1 und § 3 zu berücksichtigen sind, wobei das besondere Interesse 
nach § 3 in der Regel überwiegt. Dies entspricht für die besondere Eilbedürftigkeit der Vor­
haben nach § 2 der bereits bestehenden Regelungssystematik in § 173 Absatz 2 Satz 1,2 
und 3 GWB für die Abwägung bei verteidigungs- und sicherheitsspezifischen Aufträgen. Die 
Entscheidung des Beschwerdegerichtes sollte angesichts der äußersten Dringlichkeit von 
Vorhaben nach § 2 und der Gefährdung überragender öffentlicher Interessen daher regel­
mäßig zugunsten der Vorabgestattung des Zuschlags ausfallen. Eine entsprechende Sys­
tematik für die Abwägungsentscheidung ist in Absatz 2 Nummer 4 Satz 1 und 2 und in Num- _____________________
mer4 Satz 1 vorgesehen. f...l________________________________________________________{ Formatiert: Schriftart: Arial
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,Nummer 4 ist angesichts der äußersten Dringlichkeit der Vorhaben nach § 2 und der Ge-- 
fährdung überragender öffentlicher Interessen zur Beschleunigung dieser Vorhaben in den 
Fällen besonders wichtig, in denen noch kein Zuschlag erteilt wurde, die Vergabekammer 
aber in der Hauptsache bei Vorhaben nach § 2 ausnahmsweise gegen den Auftraggeber 
entschieden hat. Der unterlegene Auftraggeber kann im Fall einer sofortigen Beschwerde 
dann gemäß § 176 GWB die Vorabentscheidung überden Zuschlag beim Beschwerdege­
richt beantragen.

( Formatiert: Schriftart: 9 Pt.
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Entsprechend der Systematik für die Abwägungsentscheidung in Absatz 2 Nummer 4 
Satz 1 und 2 und in Nummer 3 Satz 2 hat das Beschwerdegericht auch in diesen Fällen 
ergänzend zur bisherigen Regelungssystematik in § 176 Absatz 1 Satz 1, 2 und-3 GWB 
gemäß Satz 1 bei der Abwägung den Zweck nach § 1 und das besondere Interesse nach 
§ 3, welches in der Regel überwiegt, zu berücksichtigen. Diese sind angesichts der äußers­
ten Dringlichkeit der Vorhaben nach § 2 und der Gefährdung überragender öffentlicher In­
teressen gemäß Satz 3 auch zu berücksichtigen, soweit das Beschwerdegericht aus- 
nahfnsweise die Entscheidungsfrist über den Antrag verlängert.

Satz 2 verkürzt die Entscheidungsfrist von bisher längstens fünf Wochen für Vorhaben nach 
§ 2 auf grundsätzlich eine Woche, um dem überragenden Beschleunigungsinteresse der 
Vorhaben nach § 2 gerecht zu werden. Die Verlängerungsmöglichkeit wird angesichts der
äußersten Dringlichkeit von Vorhaben nach § 2 und der Gefährdung überragender öffentli- ________________ __
eher Interessen der richterlichen Unabhängigkeit gerecht.^ ..--j Formatiert: Schriftart: Arial

Zu Nummer 5

Zu Nummer 5

.Nummer 5 bedingt für Vorhaben nach § 2 die Fiktionswirkung des § 177 GWB nach einer­
negativen Entscheidung über die Vorabgestattung des Zuschlags ab. Dies trägt zum effek­
tiven Rechtsschutz und zur Wahrung der richterlichen Unabhängigkeit bei, indem nicht au­
tomatisch mit der äußerst schnell zu fällenden Eilentscheidung die Möglichkeit zur Haupt­
sacheentscheidung entfällt..

Zu Nummer 6

Zu Nummer 6
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.Nummer 6 enthält angesichts der äußersten Dringlichkeit der Vorhaben nach § 2 und der* - | Formatiert; Schriftart: Arial
Gefährdung überragender öffentiieher Interessen bestimmte Verfahrenserleichterungen zur ----------------
Beschleunigung des Nachprüfungsverfahrens vor dem Vergabesenat. ^Formatiert: Text-----------

Satz 1 ermöglicht unter bestimmten, im Einzelfall zu prüfenden Punkten eine Entscheidung 
nach Lage der Akten. Dieser Verzicht auf die mündliche Verhandlung erweitert die allge­
meinen Möglichkeiten nach § 175 Absatz 2 IVm § 65 Absatz 1 GWB. Durchführung oder 
Verzicht einer mündlichen Verhandlung über die sofortige Beschwerde sollen vor allem der 
schnellstmöglichen Durchführung des Nachprüfungsverfahrens betreffend ein Vorhaben 
nach § 2 dienen.

Satz 2 ermöglicht klarstellend ausdrücklich die Durchführung einer mündlichen Verhand­
lung im Wege der Bild- und Tonübertragung in Ergänzung zu den allgemeinen Möglichkei­
ten nach §§ 175 Absatz 2, 72 GWB iVm § 128a ZPO. Auch dies soll der Beschleunigung
dienen. ............. ......................... ............................... ................................................................... .............. .-""^Formatiert: Schriftart: Arial
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Zu Nummer 7

.Nummer 7 Satz 1 gibt vor, dass die Beschwerdeentscheidung bei der Nachprüfung yon- 
Beschaffungen für Vorhaben nach § 2 angesichts ihrer äußersten Dringlichkeit und der Ge­
fährdung überragender öffentlicher Interessen erheblich beschleunigt, nämlich innerhalb 
einer Frist von fünf Wochen zu treffen ist. Sie hat ihr Vorbild insbesondere in der bereits 
bestehenden Frist für die Beschwerdegerichte zur Vorabentscheidung über den Zuschlag 
gemäß § 176 Absatz 3 GWB und der Entscheidungsfrist für die Vergabekammern nach 
§ 167 Absatz 1 GWB. Die Entscheidung des Beschwerdegerichtes nach § 176 Absatz 3 
GWB ist sogar unverzüglich und längstens innerhalb von fünf Wochen zu treffen. Die Re­
gelung in Satz 1 ist für die Flauptsacheentscheidung aber neu und betrifft die richterliche 
Unabhängigkeit. Sie ist angesichts des Zweckes nach § 1 und des besonderen Interesses 
nach § 3 sowie der insgesamt schnellstmöglichen Umsetzung der Vorhaben nach § 2 we­
gen ihrer äußersten Dringlichkeit und der Gefährdung überragender öffentlicher Interessen 
gerechtfertigt.

Die Frist ist zudem angemessen, da das Beschwerdegericht die Frist nach Satz 2 einmalig 
um zwei Wochen verlängern kann.

Satz 3 schränkt ebenfalls aus Gründen der überragend wichtigen Beschleunigung für Ent­
scheidungen über Vorhaben nach § 2 ein, dass das Beschwerdegericht stets in der Sache 
selbst entscheidet. Es kann daher nicht die Verpflichtung der Vergabekammer ausspre­
chen, unter Berücksichtigung der Rechtsauffassung des Gerichts über die Sache erneut zu 
entscheiden. LJ.................... ...................... ...........................................................

Zu Nummer 8

Zu Nummer 8
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.Gemäß Nummer 8 hat das Beschwerdegericht entsprechend der Regelung für die Verga-- 
bekammern in Absatz 2 Nummer 5 zu beachten, dass es bei Feststellung eines Verstoßes 
im Sinne des § 135 Absatz 1 Nummer 1 oder 2 GWB eine Abwägungsentscheidung nach 
Absatz 1 Nummer 4 Satz 1 und 2 zu treffen und alternative Sanktionen nach Absatz 1 Num­
mer 4 Satz 3 oder Nummer 5 Satz 2, jeweils in Verbindung mit Nummer 6, in seiner Ent­
scheidung zu erlassen hat,.

Zu Absatz 4
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■Auftirund des Zweckes im Sinne des § 1 und des besonderen Interesses nach § 3 liegen* ;.c.- - (Formatiert: Schriftart: Arial 
bei Vorhaben nach § 2 besondere Umstände für den Abschluss von Verträgen über dies- ''--r“
bezügliche Lieferungen und Leistungen vor (vgl. § 55 Absatz 1 Satz 1 Bundeshaushalts- f ormatiert, ext------------
Ordnung (BHO), § 30 Satz 1 Haushaltsgrundsätzegesetz (HGrG)). Satz 1 regelt daher, dass 
bei öffentlichen Aufträgen des Bundes abweichend von § 55 Absatz 1 Satz 1 BHO bei Vor­
haben nach § 2 unterhalb der EU-Schwellenwerte nach § 106 GWB keine öffentliche Aus­
schreibung oder beschränkte Ausschreibung mit Teilnahmewettbewerb und auch kein 
sonstiger Teilnahmewettbewerb durchzuführen ist. Insbesondere ist damit auch keine Ver­
handlungsvergabe mit Teilnahmewettbewerb durchzuführen. Diese Ausnahme wegen be­
sonderer Umstände im Sinne von § 55 Absatz 1 Satz 1 BHO (bzw. § 30 HGrG) ist für Vor­
haben nach § 2 gerechtfertigt, da mit dem Zweck des § 1 und dem besonderen Interesse 
nach § 3 eine äußerste Dringlichkeit der Vorhaben und eine Gefährdung überragender öf­
fentlicher Interessen vorliegen, die ein Absehen von einem förmlichen Vergabeverfahren 
rechtfertigen.
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Satz 2 stellt klar, dass bei öffentlichen Aufträgen für Vorhaben nach § 2 unterhalb der EU- 
Schwellenwerte auch nicht nach einheitlichen Beschaffungsrichtlinien zu verfahren ist.

Beschaffungsstellen, die dem Bund zuzurechnen sind, haben aufgrund Satz 1 und 2 wäh­
rend der Laufzeit nach § 15 bei Beschaffungen für Vorhaben nach § 2 damit auch nicht die 
in Ziffer 2 der Verwaltungsvorschrift zu § 55 BHO angeordneten detaillierten Verfahrensre­
geln der Unterschwellenvergabeordnung (UVgO) und des ersten Abschnitts der VOB/A an­
zuwenden.

Daneben bestehende etwaige Anforderungen, etwa im Einzelfall aufgrund eines grenzüber­
schreitenden Interesses, bleiben unberührt. Gründe für einen Verzicht auf einen öffentli­
chen Teilnahmewettbewerb sind entsprechend der Feststellungen des § 9 Absatz 1 Num­
mer 7 (einschließlich seiner Begründung) aber auch dabei stets zu berücksichtigen.

Die Länder können für ihr Haushaltsvergaberecht entsprechende Regelungen schaffen.^ .. (Formatiert: Schriftart: Arial
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Zu Absatz 5

Jrs ist nicht ausgeschlossen^dass die Vergabe von öffentlichen Aufträgen und Konzessio-- 
nen für Vorhaben nach § 2 nicht einer Nachprüfung gemäß Absatz 2 und 3 unterliegt (etwa 
bei Beschaffungen unterhalb der EU-Schwellenwerte oder soweit Bereichsausnahmen vom 
Vergaberecht vorliegen). In diesen Fällen schreibt Absatz 5 Satz 1 angesichts der äußers­
ten Dringlichkeit der Vorhaben nach § 2 und der Gefährdung überragender öffentlicher In­
teressen dennoch die Berücksichtigung aller möglichen Beschleunigungspotentiale im 
Rechtsschutzverfahren vor. Insbesondere sind bei Abwägungsentscheidungen, etwa im 
vorläufigen Rechtsschutz, der Zweck gemäß § 1 und das besondere Interesse nach § 3 als 
besonderes Allgemeininteresse beziehungsweise öffentliches Interesse zu berücksichti­
gen, um eine schnellstmögliche Realisierung auch dieser Vorhaben wegen ihrer äußersten 
Dringlichkeit und der Gefährdung überragender öffentlicher Interessen zu erleichtern.

Satz 2 stellt klar, dass Satz 1 für die Geltendmachung von Schadensversatzansprüchen 
keine Anwendung findet. Die Sekundäransprüche können nach den allgemeinen Grunds­
ätzen ohne besonderes Beschleunigungsinteresse verfolgt werden. Dafür sind in der Regel 
die ordentlichen Gerichte zuständig (vgl. §§ 156 Absatz 3, 179 Absatz 1 GWB).
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Zu § 10 (Weitere Verfahrensanordnunqen)

.Mit dem Planungssicherstellungsgesetz (PlanSiG) werden formwahrende Alternativen für* ... ( Formatiert; Schriftart: Arial
Verfahrensschritte in Zulassungsverfahren sowie in besonderen Entscheidungsverfahren ' •)— . _ —■
zur Verfügung gestellt. Soweit es um die Bekanntmachung von Unterlagen und anderen ( Formatiert: Text-----------
Informationen geht, sollen diese über das Internet zugänglich gemacht werden. Als Ersatz 
für durchzuführende Erörterungstermine, mündliche Verhandlungen oder Antragskonferen­
zen wird das Instrument einer Online-Konsultation eingeführt. Durch diese - zeitlich befris­
tete - Form der Beteiligung wird sichergestellt, dass Informationen unmittelbar allen Betei­
ligten zur Verfügung stehen.

Für die Verfahren nach diesem Gesetz sind die Vorschriften für die ortsüblichen und öffent­
lichen Bekanntmachungen (§ 2 PlanSiG), die Auslegung von Unterlagen oder Entscheidun­
gen (§ 3 PlanSiG) sowie Erörterungstermine, mündliche Verhandlungen und Antragskon­
ferenzen (§ 5 PlanSiG) relevant. Damit wird dem Erfordernis der Beschleunigung der
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Zu § 11

Die in 5 2 Absatz 1 Satz 1 und § 3 Absatz 1 Satz 1 PlanSiG angeordnete Einschränkung
auf solche Bekanntmachungen und Auslegungen, deren Frist am 31. Dezember 2022 en­
det. wird durch § 10 Absatz 1 und 2 für Bekanntmachungen und Auslegungen nach diesem 
Gesetz aufgehoben. Darüber hinaus führt die starre Verweisung auf SS 2. 3 und 5 PlanSiG
dazu, dass diese auch überdas Außerkrafttreten des PlanSiG hinaus weiterhin Anwendung
finden.

Zu § 11 (Rechtsbehelfe)

Zu Absatz 1

Jn Absatz 1 wird die sofortige yollziehung gesetzlich angeordnet. Es handelt sich um Vor-*v.- - | Formatiert: Schriftart: Arial 
haben, deren zeitnahe Realisierung für die Gewährleistung der Versorgungssicherheit von fp rm tiert: Text
großer Bedeutung ist. Sie sind gemäß § 2 aus Gründen eines überragenden öffentlichen [_ormajer ._iex_--------------
Interesses erforderlich. Teilweise greift bereits eine gesetzliche Anordnung der sofortigen 
Vollziehung (z.B. § 43e EnWG für LNG-Anbindungsleitungen). Diese gesetzliche Anord­
nung wird auf alle Entscheidungen im Zusammenhang mit Vorhaben nach § 2 dieses Ge­
setzes ausgedehnt. Die Vorschrift trägt somit dem Interesse des Vorhabenträgers an Pla­
nungssicherheit Rechnung. Ausreichender Rechtsschutz entsprechend Artikel 19 Absatz 4 
des Grundgesetzes (GG) ist gewährleistet, da den Betroffenen die Möglichkeit bleibt, die 
Anordnung der aufschiebenden Wirkung nach § 80 Absatz 5 der Verwaltungsgerichtsord­
nung (VwGO) zu beantragen.

Zu Absatz 2

Zu Absatz 2

Absatz 2 regelt das Vorgehen, falls nachträglich Tatsachen eintreten, die die Anordnung 
der aufschiebenden Wirkung rechtfertigen.

Zu Absatz 3
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Zu Absatz 3

/\bsatz 3 stellt klar, dass der bestehende Rechtsschutz im Übrigen durch dieses Gesetz- 
nicht berührt wird. Damit wird auch klargestellt, dass der Rechtsschutz nach Artikel 9 Absatz 
2 des Übereinkommens über den Zugang zu Informationen, die Öffentlichkeitsbeteiligung 
an Entscheidungsverfahren und den Zugang zu Gerichten in Umweltangelegenheiten (Aar- 
hus-Konvention) weiter gewährleistet wird.
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Zu Absatz 4

Zu Absatz 4

Jm Anwend ungsbereich des § 9 Absatz 2 und 3 gilt § 11 nicht. § 9 Absatz 2 und 3 sind die* . ,. - - ( Formatiert; Schriftart: Arial 
spezielle Regelung für die Nachprüfung von öffentlichen Aufträgen und Konzessionen '[ Formatiert- Text
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durch Auftraggeber oberhalb der EU-Schwellenwerte. Außerhalb des Anwendungsberei­
ches von § 9 Absatz 2 und 3 ist § 9 Absatz 5 zu beachten.,,
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Zu § 12

Zu § 12 (Zuständigkeit des Bundesverwaltungsgerichts)

.Durch die mit § 12 geschaffene Zuständigkeit des Bundesverwaltungsgerichts wird eine*-.,,.. | Formatiert;Schriftart: Arial
einheitliche Befassung und Entscheidungsgeschwindigkeit für Entscheidungen gewährleis- ' u1-------------------
tet, die Vorhaben nach § 2 betreffen.

Die erstinstanzliche Zuständigkeit des Bundesverwaltungsgerichts stellt eine Ausnahme 
dar. Sie ist aber im vorliegenden Fall geboten. Denn nur auf diese Weise wird eine erhebli­
che Verfahrensbeschleunigung erzielt, indem die Dauer möglicher gerichtlicher Verfahren 
verkürzt wird. Im Vergleich zum Rechtschutzverfahren vordem (Ober-) Verwaltungsgerich­
ten entfällt das Risiko eines anschließenden Revisionsverfahrens beim Bundesverwal­
tungsgericht. In einem Revisionsverfahren ist es möglich, dass das Revisionsgericht das 
Verfahren wieder an das (Ober-) Verwaltungsgericht verweist, um eine weitere Sachaufklä­
rung zu ermöglichen. Dieses kann letztendlich zu einer erheblichen Verzögerung bezüglich 
der Realisierung der erforderlichen LNG-Vorhaben führen.

Indem das Bundesverwaltungsgericht die abschließende Entscheidungsbefugnis über die 
Auslegung und Anwendung des relevanten Rechts für den LNG-Ausbau hat, wird eine ein­
heitliche Rechtsauslegung gewährleistet, was letztendlich der Verfahrensbeschleunigung 
dient. Der LNG-Ausbau ist erforderlich, um die Versorgungssicherheit zu gewährleisten.
Eine sichere Energieversorgung ist'von überragender Bedeutung für das gesamtstaatliche 
Gemeinwohl. Deshalb muss schnellstmögliche Rechts- und Planungssicherheit erzielt wer­
den.

Könnte der Planfeststellungsbeschluss für ein solches Vorhaben vor dem Bundesverwal­
tungsgericht angegriffen werden, während der vorzeitige Baubeginn den normalen Instan­
zenzug durchlaufen müsste, könnte der Beschleunigungseffekt der Rechtswegverkürzung 
zunichtegemacht werden. Daher bezieht sich die Zuständigkeit auch auf alle mit dem Vor­
haben zusammenhängenden Entscheidungen.

Dieses Gesetz betrifft eine überschaubare Anzahl von Fällen. Es geht nur um die zeitnah 
zu realisierenden LNG-Vorhäben an maximal sechs Standorten. Diese Vorhaben sind in 
§-.2 und in der Anlage abschließend aufgelistet. Nur für diese Vorhaben gilt die erstinstanz- ,.- - ( Formatiert: Schriftart: Arial 
liehe Zuständigkeit. Durch die begrenzte Anzahl von Vorhaben wird die Zuständigkeitsbe­
gründung in quantitativer Hinsicht begrenzt. Im Ergebnis ist damit das Regel-Ausnahme- 
Prinzip gewahrt. Nach der derzeit möglichen Prognose ist davon auszugehen, dass durch 
die Verweisung an das Bundesverwaltungsgericht keine unvertretbaren Beeinträchtigun­
gen der Kernaufgaben des Bundesverwaltungsgerichts als Revisionsgericht ausgelöst wer­
den.

Insgesamt ist die ausnahmsweise Verlagerung zum Bundesverwaltungsgericht erforderlich, 
um auch bei der Ausgestaltung des Verwaltungsgerichtsverfahrens einen notwendigen Bei­
trag zur erforderlichen Beschleunigung des Ausbaus der LNG-Infrastrukturzu leisten.
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Zu ^ 13 (Überqanqsreqelunqen)

Zu Absatz 1

/\uch bereits begonnene Zulassungsyerfahren für die Errichtung und die Inbetriebnahme-' 
von Anlagen für Flüssigerdgas, für die dafür notwendigen Gewässerausbauten oder Ge­
wässerbenutzungen sowie von Leitungen sollen mit Hilfe der in diesem Gesetz geregelten 
Verfahrenserleichterungen weitergeführt werden können. Ein bereits begonnener Verfah­
rensschritt, der noch nicht abgeschlossen wurde, ist in diesem Fall jedoch nach neuem 
Recht zu wiederholen, es sei denn, er kann nach neuem Recht entfallen. Durch den Neu­
beginn des Verfahrensschritts, der nach diesem Gesetz geltenden Regelung, soll gewähr­
leistet werden, dass ein Wechsel auf die nach diesem Gesetz geltenden Verfahrensvor- 
schiften nicht während der Durchführung eines laufenden Verfahrensschrittes zu einer Frist­
verkürzung führt.

[fo
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Zu Absatz-2

Zu Absatz 2

^Nach Absatz 2 soll der yerfahrensschritt nach altem RecW weitergeführt und beendet wer­
den, wenn dies zur Beschleunigung des Verfahrens beiträgt. t

Zu Absatz 3
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Zu Absatz 3

/ibsatz 3 legt fest, dass Verfahrensschritte, die nach Inkrafttreten dieses Gesetzes bereits* 
begonnen, aber noch nicht beendet wurden, weiterhin nach den Vorschriften dieses Geset­
zes durchgeführt werden können. Die Regelung bildet somit das Gegenstück zur Regelung 
des Absatzes 1 Satz1.t........................

.. ( Formatiert; Schriftart: Arial
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Zu Absatz 4

Absatz 4 stellt klar, dass Fehlervorschriften (z.B. § 4 Abs. 1 UmwRG) keine Anwendung* 
finden, wenn der Verfahrensschritt nach diesem Gesetz vollständig entfallen kann. So kann 
beispielsweise das Fehlen der Umweltverträglichkeitsprüfung nicht gerügt werden, wenn 
sie nach diesem Gesetz entfallen kann.t
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Zu Absatz 5

,Vergabeverfahren werden regelmäßig nach dem Recht zu Ende geführt, das zum Zeitpunkt*- -1 Formatiert: Schriftart: Arial 
der Einleitung des Verfahrens galt (vgl. § 186 Absatz 2 GWB), Das ist für Vorhaben nach (f rm ti rt-T xt ”
§ 2 angesichts ihrer äußersten Dringlichkeit und der Gefährdung überragender öffentlicher [ orma ier: _ex-------------
Interessen aufgrund des Zweckes des Gesetzes nach § 1 und dem besonderen Interesse 
nach § 3 nicht sachgerecht. Sie sollen daher nach Satz 1, auch wenn sie bereits begonnen 
haben, grundsätzlich mit den Verfahrenserleichterungen und Beschleunigungsvorteilen des 
§ 9 durchgeführt werden können. Für materielle Regelungen, die an diese besondere Dring­
lichkeit anknüpfen (Losverzicht, Dringlichkeitsvergabe), kann dies aber nur für Vorhaben 
gelten, die nach dem Angriff Russlands gegen die Ukraine begonnen haben.
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Satz 2 stellt klar, dass für Vorhaben nach § 2 insbesondere auch die Regelungen zur be­
schränkten Unwirksamkeitsfolge und zum beschleunigten Rechtsschutz Anwendung finden 
müssen, um für sie schnell Rechtssicherheit erreichen zu können, selbst wenn das Verga­
beverfahren bereits vor Inkrafttreten des Gesetzes abgeschlossen war bzw. der Zuschlag 
bereits vorher erfolgt ist.

Es wäre aber unangemessen, der Vergabekammer oder dem Beschwerdegericht rückwir­
kend beginnende Fristen aufzuerlegen, so dass nach Satz 3 dann mit Inkrafttreten des Ge­
setzes die neuen Fristen laufen, soweit im Sinne der Beschleunigung nicht die bisher gel­
tenden Fristen schon vorher ablaufen.

Zu § 14

Zu Absatz 1

Zu § 14 (Inkrafttreten. Außerkrafttreten)

Zu Absatz 1

Aufgrund der ENbedürftigkeit des Gesetzes ist ein schnellstmögliches Inkrafttreten nach der- .. . ( Formatiert: Schriftart: Arial 
Verkündung erfordedich.. ................ ■------ ------- ------------------------------------ ------ ---------- ] Formatiert; Text__________
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Zu Absatz 2

ßas Gesetz zielt darauf ab, eine drohende yersorgungskrise mit Gas durch beschleunigte- 
Verfahren abzuwenden. Aus diesem Grund sowie zur Umsetzung der Klimaschutzzieie und 
der Einhaltung der Maßgaben des Bundes-Klimaschutzgesetzes, ist das Gesetz zu befris­
ten. Zur Sicherstellung, dass alle nach diesem Gesetz begonnenen Verfahrensschritte nach 
den Bestimmungen dieses Gesetzes zu Ende geführt werden, treten die Qbergangsvor- 
schriften erst zu einem späteren Zeitpunkt außer Kraft.

Um einen einheitlichen Rechtsschutz für alle, auch später eintretende Verfahren nach die­
sem Gesetz zu gewährleisten, treten diesbezügliche Regelungen nicht außer Kraft.

Die Regelung stellt sicher, dass auch § 5 Absatz 2 und § 9 Abs. 2, 3 und 5 nicht Außerkraft- 
außer Kraft treten. Dies ist erforderlich, da § 5 Absatz 2 auch nach Außerkrafttreten des 
Gesetzes weiter Wirkung entfaltet.
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Zur-Anfage

Zu der Anlage

Jn der Anlage yyerden im Hinblick auf die Erfüllung des Gesetzeszwecks besonders geeig-- , 
net erscheinende Standorte abschließend aufgelistet. Es kann davon ausgegangen wer­
den, dass die darin enthaltenen Vorhaben nach § 2 Absatz 1 einen wesentlichen Beitrag 
zur Sicherung der Versorgung Deutschlands mit LNG leisten können.

Die aufgelisteten Vorhaben umfassen dabei neben den ausdrücklich benannten Anlagen 
nach § 2 Absatz 1 Nummer 1, Nummer 2 und den Leitungen nach § 2 Nummer 3 auch 
damit in unmittelbarem Zusammenhang stehende Gewässerausbauten nach Nummer 4.
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Verbindlichen Festlegungen über die Ausführung eines Vorhabens öder den köhWeten Ver­
lauf der Leitungen werden insoweit jedoch nicht getroffen.
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Formulierungshilfe

Formulierungshilfe für den Entwurf eines Gesetzes zur Beschleu­
nigung des Einsatzes verflüssigten Erdgases

(LNG-Beschleunigungsgesetz - LNGG))

Vom ...

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das folgende Gesetz beschlos­
sen:

§1

Zweck

(1) Dieses Gesetz dient der Sicherung der nationalen Energieversorgung durch die 
zügige Einbindung verflüssigten Erdgases in das bestehende Fernleitungsnetz.

(2) Mit den Vorschriften dieses Gesetzes sollen die Zulassung von Errichtung und In­
betriebnahme der in § 2 bezeichneten Vorhaben sowie die Durchführung von Verfahren für 
die Vergabe öffentlicher Aufträge und Konzessionen dieser Vorhaben beschleunigt werden.

§2

Anwendungsbereich

(1) Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des Absatzes 2 für die Zulassung von:

1. stationären schwimmenden Anlagen zur Einfuhr, Entladung, Lagerung und Wieden/er- 
dampfung verflüssigten Erdgases,

2. stationären landgebundenen Anlagen zur Einfuhr, Entladung, Lagerung und Wieder­
verdampfung verflüssigten Erdgases,

3. Leitungen, die der Anbindung von Anlagen nach Nummer 1 oder Nummer 2 an die 
Gasversorgungsnetze dienen (LNG-Anbindungsleitungen),

4. Gewässerausbauten und Gewässerbenutzungen, die für Errichtung und Betrieb der 
Anlagen nach Nummer 1 oder Nummer 2 erforderlich sind.

(2) Dieses Gesetz gilt nur für die in der Anlage bezeichneten Vorhaben.

(3) Dieses Gesetz gilt zudem für die Vergabe öffentlicher Aufträge und Konzessionen 
für Vorhaben nach Absatz 2.

§3

Besonderes Interesse

Die in der Anlage bezeichneten Vorhaben sind für die sichere Gasversorgung Deutsch­
lands besonders dringlich. Für diese Vorhaben wird die energiewirtschaftliche
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Notwendigkeit und der Bedarf zur Gewährleistung der Versorgung der Allgemeinheit mit 
Gas festgestellt. Die schnellstmögliche Durchführung dieser Vorhaben dient dem zentralen 
Interesse an einer sicheren und diversifizierten Gasversorgung in Deutschland und ist aus 
Gründen eines überragenden öffentlichen Interesses und im Interesse der öffentlichen Si­
cherheit erforderlich.

§4

Ausnahmen von der Umweltverträglichkeitsprüfung1

(1) Abweichend von § 1 Absatz 4 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprü­
fung in der Fassung der Bekanntmachung vom 18. März 2021 (BGBl. I S. 540), das zuletzt 
durch Artikel 14 des Gesetzes vom 10. September 2021 (BGBl. I S. 4147) geändert worden 
ist, hat die für die Zulassungsentscheidung zuständige Behörde bei Vorhaben nach § 2 das 
Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung nach Maßgabe der Absätze 2 bis 5 nicht 
anzuwenden, wenn eine beschleunigte Zulassung des konkreten Vorhabens geeignet ist, 
einen relevanten Beitrag zu leisten, um eine Krise der Gasversorgung zu bewältigen oder 
abzuwenden.

(2) Wird nach Absatz 1 keine Umweltverträglichkeitsprüfung durchgeführt, entfallen 
auch die entsprechenden, in fachrechtlichen Vorschriften geregelten Pflichten der Antrag­
steller und Aufgaben der Behörden.

(3) Die weiteren Zulassungsvoraussetzungen nach den fachrechtlichen Vorschriften 
bleiben unberührt, soweit sich nicht aus den nachfolgenden Bestimmungen dieses Geset­
zes etwas anderes ergibt.

(4) Der Öffentlichkeit sind vor Erteilung der Zulassung folgende Informationen zugäng­
lich zu machen:

1. der Entwurf der Zulassungsentscheidung einschließlich Begründung,

2. die wesentlichen Antragsunterlagen einschließlich der Unterlagen, mit denen die we­
sentlichen Auswirkungen des Vorhabens auf die Umwelt dargestellt werden,

3. die Gründe für die Gewährung der Ausnahme nach Absatz 1 von den Anforderungen
nach dem Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung.

Die Zugänglichmachung hat für die Dauer von vier Tagen mittels Auslegung in Räumen der 
Zulassungsbehörde und mittels Veröffentlichung auf der Internetseite der Zulassungsbe­
hörde zu erfolgen.

(5) Das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, nukleare Sicherheit und Ver­
braucherschutz hat die Europäische Kommission vor Erteilung der Zulassungsentschei­
dung über die Gründe der Gewährung der Ausnahme nach Absatz 1 zu unterrichten und 
ihr die Informationen, die die zuständige Behörde der Öffentlichkeit nach Absatz 4 zugäng­
lich macht, zu übermitteln. Zu diesem Zweck hat die zuständige Behörde rechtzeitig, spä­
testens vier Tage vor der Entscheidung über die Zulassung des Vorhabens dem Bundes­
ministerium für Umwelt, Naturschutz, nukleare Sicherheit und Verbraucherschutz die Infor­
mationen nach Absatz 4 zu übermitteln.

') § 4 dieses Gesetzes dient auch der Umsetzung folgender Richtlinie: Richtlinie 2011/92/EU des Europä­
ischen Parlaments und des Rates vom 13. Dezember 2011 über die Umweltverträglichkeitsprüfung bei 
bestimmten öffentlichen und privaten Projekten (ABI. L 26 vom 28.1.2012, S. 1), geändert durch Richt­
linie 2014/52/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. April 2014 (ABI. L 124 vom 
25.4.2014, S. 1).
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§5

[Wlaßgabenjfür die Anwendung des Bundes-Jmm}ssionsschutzgesetzes und der In- 
dustriekläraniagen-Zulassungs- und Überwachungsverordnung2

(1) Das Bundes-Immissionsschutzgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 
17. Mai 2013 (BGBl. I S. 1274; 2021 I S. 123), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 
24. September 2021 (BGBl. I S. 4458) geändert worden ist, ist für die Zulassung von Anla­
gen nach § 2 Nummer 1 und 2 dieses Gesetzes mit folgenden Maßgaben anzuwenden:

1. abweichend von § 10 Absatz 3 Satz 2 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes sind der 
Antrag und die vom Antragsteller vorgelegten Unterlagen, mit Ausnahme der 
Unterlagen nach § 10 Absatz 2 Satz 1 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes, sowie 
die entscheidungserheblichen Berichte und Empfehlungen, die der Behörde im 
Zeitpunkt der Bekanntmachung vorliegen, nach der Bekanntmachung eine Woche zur 
Einsicht auszulegen,

2. abweichend von § 10 Absatz 3 Satz 4 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes kann die 
Öffentlichkeit bis eine Woche nach Ablauf der Auslegungsfrist gegenüber der 
zuständigen Behörde schriftlich oder elektronisch Einwendungen erheben; diese Frist 
gilt auch bei Anlagen nach der Richtlinie 2010/75/EU des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 24. November 2010 über Industrieemissionen (integrierte 
Vermeidung und Verminderung der Umweltverschmutzung) (ABI. L 334, 17.12.2010,
S. 17),

3. die zuständige Behörde kann einen Erörterungstermin nach § 10 Absatz 6 des 
Bundes-Immissionsschutzgesetzes durchführen, soweit sie diesen für erforderlich oder 
zweckmäßig hält,

4. die Genehmigung nach § 4 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes ist mit der 
Bestimmung zu erteilen, dass der Betrieb der Anlage mit verflüssigtem Erdgas 
spätestens am 31. Dezember 2043 einzustellen ist.

(2) Für eine Anlage nach § 2 Absatz 1 Nummer 1 und 2, die über den 31. Dezember 
2043 hinaus betrieben werden soll, kann die Genehmigung zum Weiferbetrieb nur für einen 
Betrieb mit klimaneutralem Wasserstoff und Derivaten hiervon erteilt werden. Die Geneh­
migung nach Satz 1 ist bis zum Ablauf des 1. Januar 2035 zu beantragen.

(3) Für die Öffentlichkeitsbeteiligung nach § 4 der Industriekläranlagen-Zulassungs- 
und Überwachungsverordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 2. Mai 2013 
(BGBl. I S. 973, 1011), die zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 21. Mai 2003 (BGBl. I
5. 2873) geändert worden ist, gelten die Maßgaben des Absatzes 1 Nummer 1 bis 3 ent­
sprechend.

Kommentiert [Gil]; Ueitungsentscheidung zu Absatz 1 
Nr. 4 und Absatz 2 bezüglich der Jahreszahlen und 
dem Betrieb mit grünem Wasserstoff steht noch aus - 
strittig mit BMF / BK

2 § 5 dieses Gesetzes dient auch der Umsetzung folgender Richtlinien: Richtlinie 2010/75/EU des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 24. November 2010 über Industrieemissionen (integrierte Vermeidung 
und Verminderung der Umweltverschmutzung) (Neufassung) (ABI. L 334 vom 17.12.2010, S. 17) (Be­
richtigung, ABI. L 158 vom 19.06.2012, S. 25); Richtlinie 2012/18/EU des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 4. Juli 2012 zur Beherrschung der Gefahren schwerer Unfälle mit gefährlichen 
Stoffen, zur Änderung und anschließenden Aufhebung der Richtlinie 96/82/EG des Rates (ABI. L 197 
vom 24.7.2012, S. 1).
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§6

Maßgaben für die Anwendung des Bundesnaturschutzgesetzes

Das Bundesnaturschutzgesetz vom 29. Juli 2009 (BGBl, I S. 2542), das zuletzt durch 
Artikel 1 des Gesetzes vom 18. August 2021 (BGBl, l S. 3908) geändert worden ist, ist bei 
der Zulassung von Vorhaben nach § 2 mit folgenden Maßgaben anzuwenden:

1. abweichend von § 17 Absatz 1 des Bundesnaturschutzgesetzes kann die Festsetzung 
von Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen nach § 15 Absatz 2 des Bundesnaturschutz­
gesetzes bis zu zwei Jahre nach Erteilung der Zulassungsentscheidung erfolgen, hier­
für hat der Verursacher die erforderlichen Angaben nach § 17 Absatz 4 Satz 1 Nummer 
2 des Bundesnaturschutzgesetzes nachträglich zu machen. § 15 Absatz 4 Satz 2 des 
Bundesnaturschutzgesetzes ist entsprechend anzuwenden,

2. mit der Umsetzung der Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen ist innerhalb von drei Jah­
ren nach der Festsetzung zu beginnen.

§7

Maßgaben für die Anwendung des Wasserhaushaltsgesetzes

Das Wasserhaushaitsgesetz vom 31. Juli 2009 (BGBl. I S. 2585), das zuletzt durch
Artikel 2 des Gesetzes vom 18. August 2021 (BGBl. I S. 3901) geändert worden ist, ist bei
der Zulassung von Vorhaben nach § 2 mit folgenden Maßgaben anzuwenden:

1. abweichend von § 70 Absatz 1 Satz 1 Flalbsatz 2 des Wasserhaushaltsgesetzes in 
Verbindung mit § 73 Absatz 3 Satz 1 des Verwaltungsverfahrensgeselzes in der Fas­
sung der Bekanntmachung vom 23. Januar 2003 (BGBl. I S. 102), das zuletzt durch 
Artikel 24 Absatz 3 des Gesetzes vom 25. Juni 2021 (BGBl. I S. 2154) geändert worden 
ist, ist der Plan für die Dauer von mindestens einer Woche zur Einsicht auszulegen,

2. abweichend von § 70 Absatz 1 Satz 1 Flalbsatz 2 des Wasserhaushaltsgesetzes in 
Verbindung mit § 73 Absatz 4 Satz 1 des Verwaltungsverfahrensgesetzes kann jeder, 
dessen Belange durch das Vorhaben berührt werden, bis zu einer Woche nach Ablauf 
der Auslegungsfrist Einwendungen gegen den Plan erheben,

3. abweichend von § 70 Absatz 1 Satz 1 Flalbsatz 2 des Wasserhaushaltsgesetzes in 
Verbindung mit § 73 Absatz 6 Satz 1 des Verwaltungsverfahrensgesetzes kann die 
zuständige Behörde einen Erörterungstermin durchführen, sofern sie diesen für erfor­
derlich hält,

4. durch die Entnahme und Wiedereinleitung von Wasser zum Zweck der Regasifizierung 
verflüssigten Erdgases sind in der Regel keine schädlichen, auch durch den Erlass 
einzuhaltender Nebenbestimmungen nicht vermeidbaren oder nicht ausgleichbaren 
Gewässerveränderungen im Sinne des § 12 Absatz 1 Nummer 1 des Wasserhaus­
haltsgesetzes zu erwarten.

§8

Maßgaben für die Anwendung des Energiewirtschaftsgesetzes

(1) Das Energiewirtschaftsgesetz vom 7. Juli 2005 (BGBl. I S. 1970, 3621), das zuletzt 
durch Artikel 84 des Gesetzes vom 10. August 2021 (BGBl. I S. 3436) geändert worden ist, 
ist bei der Zulassung nach § 2 mit folgenden Maßgaben anzuwenden:



1. abweichend von § 43a des Energiewirtschaftsgesetzes gilt für das Anhörungsverfah­
ren, dass:

a) der Plan abweichend von § 73 Absatz 3 des Verwaltungsverfahrensgesetzes für 
die Dauer von einer Woche auszulegen ist,

b) Einwendungen nach § 73 Absatz 4 des Verwaltungsverfahrensgesetzes nur bis 
eine Woche nach Ablauf der Auslegungsfrist erhoben werden können,

c) ein Erörterungstermin in den Fällen des § 2 Nummer 3 stattfinden kann, soweit die 
zuständige Behörde diesen für erforderlich hält,

2. Kampfmittelräumungen, archäologische Untersuchungen und Bergungen gelten als 
Vorarbeiten im Sinne des § 44 des Energiewirtschaftsgesetzes,

3. der Vorhabenträger kann bereits nach Ablauf der Einwendungsfrist verlangen, dass 
das Verfahren der vorzeitigen Besitzeinweisung nach § 44b des Energiewirtschaftsge­
setzes durchgeführt wird,

4. für den vorzeitigen Baubeginn müssen die Voraussetzungen des § 44c Absatz 1 Satz 
1 Nummer 3 und 4 sowie des § 44c Absatz 1 Satz 2 des Energiewirtschaftsgesetzes 
nicht vorliegen; für die Zustellung nach § 44c Absatz 3 EnWG ist § 74 Absatz 5 VwVfG 
entsprechend anwendbar.

(2) Soweit aufgrund der in Absatz 1 vorgesehenen Verfahrensvereinfachungen Vor­
schriften des Energierechts nicht anzuwenden sind, sind auch die Vorschriften des Verwal­
tungsverfahrensrechts, die diesen Verfahrensvereinfachungen sonst entgegenstehen wür­
den, nicht anzuwenden.
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§9

Beschleunigte Vergabe- und Nachprüfungsverfahren3

(1) Für die Verfahren zur Vergabe öffentlicher Aufträge und Konzessionen für Vorha­
ben nach § 2 sind die vergaberechtlichen Vorschriften mit folgenden Maßgaben anzuwen­
den:

3 § 9 dieses Gesetzes dient auch der Umsetzung folgender Richtlinien; Richtlinie 89/665/EWG des Rates vom 
21. Dezember 1989 zur Koordinierung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften für die Anwendung 
der Nachprüfungsverfahren im Rahmen der Vergabe öffentlicher tiefer- und Bauaufträge (ABI. L 395 
vom 30.12.1989, S. 33), zuletzt geändert durch Richtlinie 201‘1/23/EU des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 26. Februar 2014 über die Konzessionsvergabe (ABI. L 94 vom 28.3.2014, S. 1); 
Richtlinie 92/13/EW6 des Rates vom 25. Februar 1992 zur Koordinierung der Rechts- und Verwal­
tungsvorschriften für die Anwendung der Gemeinschaftsvorschriften über die Auftragsvergabe durch 
Auftraggeber im Bereich der Wasser-, Energie- und Verkehrsversorgung sowie im Telekommunikati­
onssektor (ABI. L 76 vom 23.3.1992, S. 14), zuletzt geändert durch Richtlinie 2014/23/EU des Europä­
ischen Parlaments und des Rates vom 26. Februar 2014 Uber die Konzessionsvergabe (ABI. L 94 vom 
28.3.2014, S. 1); Richtlinie 2009/81/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 13. Juli 2009 
über die Koordinierung der Verfahren zur Vergabe bestimmter Bau-, Liefer- und Dienstleistungsauf­
träge in den Bereichen Verteidigung und Sicherheit und zur Änderung der Richtlinien 2004/17/EG und 
2004/18/EG (ABI. L 216 vom 20.8.2009, S. 76), zuletzt geändert durch Delegierte Verordnung (EU) 
2021/1950 der Kommission vom 10. November 2021 zur Änderung der Richtlinie 2009/81/E6 des 
Europäischen Parlaments und des Rates im Hinblick auf die Schwellenwerte für Liefer-, Dienstleistungs­
und Bauaufträge (ABI. L 398 vom 11.11.2021, S. 19); Richtlinie 2014/23/EU des Europäischen Parla­
ments und des Rates vom 26. Februar 2014 über die Konzessionsvergabe (ABI. L 094 vom 28.3.2014, 
S. 1), zuletzt geändert durch Delegierte Verordnung (EU) 2021/1951 der Kommission vom 10, Novem­
ber 2021 zur Änderung der Richtlinie 2014/23/EU des Europäischen Parlaments und des Rates im 
Hinblick auf die Schwellenwerte für Konzessionen (ABI, L 398 vom 11.11.2021, S. 21); Richtlinie 
2014/24/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. Februar 2014 über die öffentliche



1. § 97 Absatz 4 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen findet keine Anwen­
dung.

2. Mittelständische Interessen müssen auch bei der Vergabe öffentlicher Bauaufträge 
nicht vornehmlich berücksichtigt werden. Leistungen müssen nicht in der Menge auf­
geteilt und getrennt nach Art oder Fachgebiet vergeben werden. Wird ein Unterneh­
men, das nicht öffentlicher Auftraggeber ist, mit der Wahrnehmung oder Durchführung 
einer öffentlichen Aufgabe betraut, muss der öffentliche Auftraggeber das Unterneh­
men nicht verpflichten, sofern es Unteraufträge an Dritte vergibt, Leistungen in der 
Menge aufgeteilt und getrennt nach Art oder Fachgebiet zu vergeben.

3. Ergänzend zu § 134 Absatz 3 Satz 1 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkun­
gen entfällt die Informations- und Wartepflicht auch

a) in Fällen, in denen das Verhandlungsverfahren ohne Teilnahmewettbewerb ge­
rechtfertigt ist, und

b) in Fällen, in denen der Bieter, dem der Zuschlag erteilt wird, der einzige Bieter ist 
und es keine weiteren Bewerber gibt.

4. Abweichend von § 135 Absatz 1 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen 
kann in einem Nachprüfungsverfahren in den Fällen der Absätze 2 und 3 bei Feststel­
lung eines Verstoßes des Auftraggebers im Sinne des § 135 Absatz 1 des Gesetzes 
gegen Wettbewerbsbeschränkungen auf Antrag des Auftraggebers oder von Amts we­
gen ein Vertrag nicht als unwirksam erachtet werden, wenn nach Prüfung aller maß­
geblichen Gesichtspunkte unter Berücksichtigung des Zweckes im Sinne des § 1 und 
des besonderen Interesses nach § 3 zwingende Gründe eines Allgemeininteresses es 
rechtfertigen, die Wirkung des Vertrages zu erhalten. Das besondere Interesse recht­
fertigt es in der Regel, die Wirkung des Vertrages zu erhalten. In Fällen des Satzes 1 
hat die Vergabekammer oder das Beschwerdegericht alternative Sanktionen zur Fest­
stellung der Unwirksamkeit nach Maßgabe der Nummer 6 zu erlassen. § 156 Absatz 
3, § 179 Absatz 1 und § 181 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen blei­
ben unberührt.

5. Wird in einem Nachprüfungsverfahren in den Fällen der Absätze 2 oder 3 die Unwirk­
samkeit eines Vertrages wegen eines Verstoßes des Auftraggebers im Sinne des § 135 
Absatz 1 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen festgestellt, ist die Wir­
kung der Unwirksamkeit abweichend von § 135 Absatz 1 des Gesetzes gegen Wettbe­
werbsbeschränkungen auf die Verpflichtungen beschränkt, die noch zu erfüllen sind. 
In Fällen des Satzes 1 hat die Vergabekammer oder das Beschwerdegericht zusätzlich 
zur Feststellung nach Satz 1 alternative Sanktionen zur Feststellung der Unwirksamkeit 
nach Maßgabe der Nummer 6 zu erlassen. Nummer 4 Satz 4 gilt entsprechend.

6. Durch die Vergabekammer oder das Beschwerdegericht im Nachprüfungsverfahren in 
den Fällen der Absätze 2 und 3 zu erlassende alternative Sanktionen nach den Num­
mern 4 und 5 umfassen die Verhängung einer Geldsanktion gegen den Auftraggeber
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oder die Verkürzung der Laufzeit des Vertrages. Eine Geldsanktion darf höchstens 15 
Prozent des Auftragswertes betragen.

7. § 14 Absatz 4 Nummer 3 der Vergabeverordnung vom 12. April 2016 (BGBl. I S. 624), 
die zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 9. Juni 2021 (BGBl. I S. 1691) geändert 
worden ist, ist mit der Maßgabe anzuwenden, dass

a) die äußerst dringlichen, zwingenden Gründe sowie der Zusammenhang mit Ereig­
nissen, die der betreffende Auftraggeber nicht voraussehen konnte, als vorliegend 
anzusehen sind,

b) in der Regel die Mindestfristen nicht eingehalten werden können und

c) die Umstände zur Begründung der äußersten Dringlichkeit dem Auftraggeber in 
der Regel nicht zuzurechnen sind,

Satz 1 gilt entsprechend für § 13 Absatz 2 Nummer 4 der Sekforenverordnung vom 12. 
April 2016 (BGBl. I S. 624, 657), die zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 9, Juni 
2021 (BGBl. I S. 1691) geändert worden ist, und für § 12 Absatz 1 Nummer 1 Buch­
stabe b Doppelbuchstabe bb der Vergabeverordnung Verteidigung und Sicherheit vom 
12. Juli 2012 (BGBl. I S. 1509), die zuletzt durch Artikel 5 des Gesetzes vom 12. No­
vember 2020 (BGBl. I S. 2392) geändert worden ist, Satz 1 gilt ferner entsprechend für 
die Vergabe von Bauaufträgen hinsichtlich der Voraussetzungen zur Anwendung des 
Verhandlungsverfahrens ohne Teilnahmewettbewerb wegen besonderer Dringlichkeit.

8. § 17 Absatz 8 der Vergabeverordnung ist mit der Maßgabe anzuwenden, dass die hin­
reichend begründete Dringlichkeit als vorliegend anzusehen ist. Satz 1 gilt entspre­
chend für § 15 Absatz 3, § 16 Absatz 3 und 7 und § 17 Absatz 3 der Vergabeverord­
nung und für § 14 Absatz 3, § 15 Absatz 2 Satz 2 und Absatz 3 Satz 3 der Sektoren­
verordnung. Satz 1 gilt entsprechend hinsichtlich der besonderen Dringlichkeit für § 20 
Absatz Satz 2 und Absatz 3 Satz 2 der Vergabeverordnung Verteidigung und Sicher­
heit, Satz 1 gilt ferner entsprechend für die Vergabe von Bauaufträgen hinsichtlich der 
Verkürzung von Fristen wegen einer hinreichend begründeten Dringlichkeit.

9. Abweichend von § 51 Absatz 2 Satz 1 der Vergabeverordnung kann bei Vergabever­
fahren, die aufgrund der Nummer 7 Satz 1 als Verhandlungsverfahren ohne Teilnah­
mewettbewerb durchgeführt werden, auch nur ein Unternehmen zur Angebolsabgabe 
aufgefordert werden, sofern dieses Unternehmen als einziges in der Lage ist, den Auf­
trag innerhalb der durch die äußerste Dringlichkeit bedingten technischen und zeitli­
chen Zwänge zu erfüllen. Satz 1 gilt entsprechend für Verhandlungsverfahren ohne 
Teilnahmewettbewerb, die aufgrund der Nummer 7 Satz 2 nach der Sektorenverord­
nung oder der Vergabeverordnung Verteidigung und Sicherheit durchgeführt werden. 
Satz 1 gilt ferner entsprechend für die Vergabe von Bauaufträgen für Verhandlungs­
verfahren ohne Teilnahmewettbewerb wegen besonderer Dringlichkeit, die aufgrund 
Nummer 7 Satz 3 durchgeführt werden.

(2) Für Nachprüfungsverfahren vor der Vergabekammer sind für Vorhaben nach § 2 
die vergaberechtlichen Vorschriften mit folgenden Maßgaben anzuwenden;

1. Ergänzend zu § 166 Absatz 1 Satz 3 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkun­
gen kann auch nach Lage der Akten entschieden werden, soweit dies der Beschleuni­
gung dient. Die mündliche Verhandlung kann im Wege der Bild- und Tonübertragung 
nach § 128a der Zivilprozessordnung durchgeführt werden.

2. Abweichend von § 167 Absatz 1 Satz 1 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschrän­
kungen trifft und begründet die Vergabekammer ihre Entscheidung innerhalb einer Frist 
von drei Wochen ab Eingang des Nachprüfungsantrages. Abweichend von § 167
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Absatz 1 Satz 2 und 3 des Gesetzes kann die Entscheidungsfrist von drei Wochen nur 
einmalig und höchstens um zwei Wochen verlängert werden.

3. Bei der Auswahl der geeigneten Maßnahmen nach § 168 Absatz 1 Satz 1 des Geset­
zes gegen Wettbewerbsbeschränkungen hat die Vergabekammer auch den Zweck 
nach § 1 sowie das besondere Interesse nach § 3 zu berücksichtigen.

4. Bei der Abwägung nach § 169 Absatz 2 Satz 1 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbe­
schränkungen über die vorzeitige Gestattung des Zuschlags sind zusätzlich der Zweck 
nach § 1 sowie das besondere Interesse nach § 3 zu berücksichtigen. Das besondere 
Interesse überwiegt in der Regel. Die Entscheidung ist unverzüglich, spätestens inner­
halb von einer Woche nach Eingang des Antrags auf Voraberteilung des Zuschlags zu 
treffen und zu begründen. Der Zuschlag kann abweichend von § 169 Absatz 2 Satz 1 
des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen nach der Gestattung unmittelbar 
erteilt werden, sofern die Wartepflicht nach § 134 Absatz 2 des Gesetzes gegen Wett­
bewerbsbeschränkungen nicht noch läuft. Bei Entscheidungen nach § 169 Absatz 2 
Satz 6 und 7 und Absatz 3 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen ist auch 
der Zweck nach § 1 sowie das besondere Interesse nach § 3 zu berücksichtigen, das 
in der Regel übenwiegt.

5. Stellt die Vergabekammer im Nachprüfungsverfahren einen Verstoß des Auftraggebers 
im Sinne des § 135 Absatz 1 Nummer 1 oder 2 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbe­
schränkungen fest, hat sie den Absatz 1 Nummer 4 bis 6 zu beachten.

(3) Für die sofortige Beschwerde sind für Vorhaben nach § 2 die vergaberechtlichen
Vorschriften mit folgenden Maßgaben anzuwenden:

1. § 171 Absatz 2 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen ist mit der Maß­
gabe anzuwenden, dass es auf die Frist in ihrer Ausgestaltung nach Absatz 2 Num­
mer 2 ankommt.

2. Abweichend von § 172 Absatz 1 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen 
ist die sofortige Beschwerde innerhalb von einer Notfrist von einer Woche einzulegen,

3. Abweichend von § 173 Absatz 1 Satz 2 und 3 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbe­
schränkungen entfällt die aufschiebende Wirkung gegenüber der Entscheidung der 
Vergabekammer bereits eine Woche nach Ablauf der Beschwerdefrist und kann nur für 
bis zu sechs Wochen verlängert werden. Bei der Abwägung nach § 173 Absatz 2 
Satz 1 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen sind zusätzlich der Zweck 
nach § 1 sowie das besondere Interesse nach § 3 zu berücksichtigen, das in der Regel 
überwiegt.

4. Bei der Abwägung nach § 176 Absatz 1 Satz 1 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbe­
schränkungen sind zusätzlich der Zweck nach § 1 sowie das besondere Interesse nach 
§ 3 zu berücksichtigen, das in der Regel überwiegt. Abweichend von § 176 Absatz 3 
Satz 1 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen ist die Vorabentscheidung 
überden Zuschlag längstens innerhalb von einer Woche nach Eingang des Antrags zu 
treffen und im Fall einer ausnahmsweisen Verlängerung der Zweck nach § 1 sowie das 
besondere Interesse nach § 3 zu berücksichtigen, das in der Regel überwiegt.

5. § 177 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen ist nicht anzuwenden.

6. Ergänzend zu § 175 Absatz 2 in Verbindung mit § 65 Absatz 1 des Gesetzes gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen kann das Gericht im Ausnahmefall nach Lage der Akten 
entscheiden, insbesondere wenn dies der Beschleunigung dient und kein unmittelbarer 
Eindruck der Parteien oder direkter Austausch des tatsächlichen und rechtlichen Vor­
trags erforderlich ist. Die mündliche Verhandlung kann im Wege der Bild- und Tonüber­
tragung nach § 128a der Zivilprozessordnung durchgeführt werden.
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7. § 178 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen ist mit der Maßgabe anzu­
wenden, dass die Beschwerdeentscheidung innerhalb einer Frist von fünf Wochen ab 
Eingang der sofortigen Beschwerde zu treffen und zu begründen ist. Bei besonderen 
tatsächlichen oder rechtlichen Schwierigkeiten kann der Vorsitzende im Ausnahmefall 
die Frist durch Mitteilung an die Beteiligten einmalig um höchstens zwei Wochen ver­
längern. Abweichend von § 178 Satz 2 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschrän­
kungen entscheidet das Gericht stets in der Sache selbst.

8. Für das Beschwerdegericht gilt Absatz 3 Nummer 5 entsprechend.

(4) Abweichend von § 55 Absatz 1 Satz 1 der Bundeshaushaltsordnung muss auf­
grund der besonderen Umstände des Zweckes nach § 1 und des besonderen Interesses 
nach § 3 bei der Vergabe öffentlicher Aufträge für Vorhaben nach § 2 unterhalb der Schwel­
lenwerte des § 106 Absatz 2 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen dem Ab­
schluss von Verträgen über Lieferungen und Leistungen keine Öffentliche Ausschreibung, 
keine Beschränkte Ausschreibung mit Teilnahmewettbewerb und kein sonstiger Teilnah­
meweltbewerb vorausgehen. Abweichend von § 55 Absatz 2 der Bundeshaushaltsordnung 
ist bei öffentlichen Aufträgen im Sinne des Satzes 1 auch nicht nach einheitlichen Beschaf­
fungsrichtlinien zu verfahren.

(5) Bei Verfahren vor Gerichten der Zivil- oder Verwaltungsgerichtsbarkeit über die 
Vergabe öffentlicher Aufträge und Konzessionen für Vorhaben nach § 2, für die ein Nach­
prüfungsverfahren nach Absatz 2 nicht statthaft ist, sind alle bestehenden Beschleuni­
gungsmöglichkeiten des jeweiligen Prozessrechts zu nutzen und Interessenabwägungen, 
insbesondere beim vorläufigen Rechtsschutz, unter Berücksichtigung des Zweckes nach 
§ 1 sowie des besonderen Interesses nach § 3 zu treffen. Dieser Absatz gilt nicht für die 
Geltendmachung von Schadensersatzansprüchen.

§10

Weitere Verfahrensanordnungen

(1) Ist für ein Zulassungsverfahren für ein Vorhaben nach § 2 eine ortsübliche oder 
öffentliche Bekanntmachung angeordnet und ist nach den dafür geltenden Vorschriften der 
Anschlag an einer Amtstafel oder die Auslegung zur Einsichtnahme vorgesehen, ist § 2 des 
Planungssicherstellungsgesetzes vom 20. Mai 2020 (BGBl. I S. 1041), das zuletzt durch 
Artikel 1 des Gesetzes vom 18. März 2021 (BGBl. I S. 353) geändert worden ist, mit der 
Maßgabe anzuwenden, dass eine Befristung auf Bekanntmachungen, deren Frist mit dem 
Ablauf des 31. Dezember 2022 endet, nicht stattfindet.

(2) Ist für ein Genehmigungsverfahren für ein Vorhaben nach § 2 die Auslegung von 
Unterlagen oder Entscheidungen vorgesehen, auf die nach den für die Auslegung gelten­
den Vorschriften nicht verzichtet werden kann, ist § 3 des Planungssicherstellungsgesetzes 
mit der Maßgabe anzuwenden, dass eine Befristung auf Bekanntmachungen, deren Frist 
mit dem Ablauf des 31. Dezember 2022 endet, nicht stattfindet,

(3) Ist für ein Genehmigungsverfahren für ein Vorhaben nach § 2 die Durchführung 
eines Erörferungstermins oder einer mündlichen Verhandlung angeordnet oder hält die Be­
hörde einen Erörterungstermin für erforderlich, ist § 5 des Planungssicherstellungsgesetzes 
anzuwenden.



§11

Rechtsbehelfe

(1) Widerspruch und Anfechtungsklage gegen eine Zulassungsentscheidung für die 
Vorhaben nach § 2 haben keine aufschiebende Wirkung. Der Antrag auf Anordnung der 
aufschiebenden Wirkung des Widerspruchs oder der Anfechtungsklage gegen eine Zulas­
sungsentscheidung nach § 80 Absatz 5 Satz 1 der Verwaltungsgerichtsordnung kann nur 
innerhalb eines Monats nach der Zustellung der Zuiassungsentscheidung gestellt und be­
gründet werden. Darauf ist in der Rechtsbehelfsbelehrung hinzuweisen. § 58 der Verwal- 
tungsgerichtsordnung gilt entsprechend.

(2) Treten später Tatsachen ein, die die Anordnung der aufschiebenden Wirkung 
rechtfertigen, so kann der durch die Zulassungsentscheidung Beschwerte einen hierauf ge­
stützten Antrag nach § 80 Absatz 5 Satz 1 derVerwaltungsgerichtsordnung innerhalb einer 
Frist von einem Monat stellen und begründen. Die Frist beginnt mit dem Zeitpunkt, in dem 
der Beschwerte von den Tatsachen Kenntnis erlangt.

(3) Im Übrigen bleibt der bestehende Rechtsschutz unberührt.

(4) § 9 Absatz 2 und 3 bleibt unberührt.
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§ 12

Zuständigkeit des Bundesverwaltungsgerichts

Das Bundesverwaitungsgericht entscheidet im ersten und letzten Rechtszug über 
sämtliche Streitigkeiten über Vorhaben nach § 2. Satz 1 ist auch anzuwenden für

1. auf diese Vorhaben und auf für deren Betrieb notwendige Anlagen bezogene Zulas­
sungen des vorzeitigen Baubeginns und Anzeigeverfahren sowie

2. Genehmigungen nach dem Bundes-Immissionsschutzgesetz für Anlagen, die für den 
Betrieb von Vorhaben nach § 2 notwendig sind.

§13

Übergangsregelungen

(1) Die Regelungen dieses Gesetzes sind auf bereits vor Inkrafttreten dieses Geset­
zes begonnene, aber noch nicht abgeschlossene Verfahren über Zulassungen für die Er­
richtung und die Inbetriebnahme von Anlagen nach § 2 Absatz 1 Nummer 1,2 und 4 sowie 
von Leitungen nach § 2 Absatz 1 Nummer 3 anzuwenden. Ein Verfahrensschritt, der bereits 
begonnen, aber noch nicht abgeschlossen wurde, ist neu zu beginnen, wenn er nach den 
Vorschriften dieses Gesetzes durchgeführt wird. Ein Verfahrensschritt nach Satz 2 muss 
nicht beendet werden, wenn er nach diesem Gesetz entfallen kann.

(2) Abweichend von Absatz 1 soll ein Verfahrensschritt, der bereits begonnen, aber 
noch nicht abgeschlossen wurde, nach den Vorschriften, die zum Zeitpunkt des Beginns 
des Zulassungsverfahrens galten, beendet werden, wenn der Verfahrensschritt hiernach 
schneller abgeschlossen werden kann.

(3) Für Verfahrensschritte, bei denen von einer Regelung nach den §§ 3 bis 10 Ge­
brauch gemacht worden ist und die mit Ablauf des 31. Juni 2025 noch nicht abgeschlossen



sind, gelten die Bestimmungen dieses Gesetzes bis zum Abschluss des jeweiligen Verfah­
rensschrittes weiter.

(4) Fallen Verfahrensschritte nach diesem Gesetz weg, sind auch die entsprechenden 
Fehlerfolgenregelungen insoweit nicht anwendbar,

(5) Die Regelungen des § 9 sind auch auf vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes be­
gonnene, aber noch nicht abgeschlossene Vergabe- und Nachprüfungsverfahren anzuwen­
den, die die Vergabe öffentlicher Aufträge und Konzessionen für Vorhaben nach § 2 zum 
Gegenstand haben; für § 9 Absatz 1 Nummer 1, 2, 7, 8 und 9 sowie Absatz 4 gilt dies nur, 
sofern das Vergabeverfahren nach dem 24, Februar 2022 begonnen hat. Insbesondere 
sind § 9 Absatz 1 Nummer 3 bis 6 sowie die Regelungen zum Rechtsschutz nach § 9 Ab­
satz 2, 3 und 5 auch anzuwenden, wenn bereits vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes das 
Vergabeverfahren abgeschlossen oder der Vertrag geschlossen wurde. Der Fristbeginn in 
Fällen des § 9 Absatz 2 und 3 fällt bei bereits vor Inkrafttreten dieses Gesetzes begonnenen 
Nachprüfungsverfahren frühestens auf den Tag des Inkrafttretens dieses Gesetzes; soweit 
vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes geltende Fristen in Nachprüfungsverfahren früher 
ablaufen als die Fristen nach § 9 Absatz 2 und 3, sind die vor Inkrafttreten dieses Gesetzes 
geltenden Fristen bis zu ihrem Ablauf anzuwenden.
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§14

Inkrafttreten, Außerkrafttreten

(1) Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft.

(2) Die §§ 1 bis 10 treten mit Ausnahme des § 5 Absatz 2 und des § 9 Abs. 2, 3 und 
5 mit dem Ablauf des 30. Juni 2025 außer Kraft. § 13 tritt mit Ablauf des 30. Juni 2027 au­
ßer Kraft.

Anlage

(zu § 2)

Nr, Vorhabenstandorte

1. Brunsbüttel (Schleswig-Holstein)

1.1 Anlage nach § 2 Absatz 1 Nr. 1 - FSRU (Standort: Hafen)

1.2 Anlage nach § 2 Absatz 1 Nr. 2 - Flüssigerdgas-Terminal (Standort: German 
LNG Terminal)

1.3 Leitungen nach § 2 Absatz 1 Nr. 3 (Standort German LNG Terminal und 
Standort Hafen - Anschiusspunkt Gasfernleitungsnetz)

2. Wilhelmshaven (Niedersachsen)

2.1 Anlage nach § 2 Absatz 1 Nr. 1 - FSRU (Standort: Voslapper Groden)

2,2 Anlage nach § 2 Absatz 1 Nr. 1 - FSRU (Standort: NWO Terminal)
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2.3 Anlage nach § 2 Absatz 1 Nr. 2 - Flüssigerdgas-Terminal (Standort: 
Voslapper Groden)

2.4 Leitungen nach § 2 Absatz 1 Nr. 3 (Standort Voslapper Groden - Anschluss­
punkt Gasfernleitungsnetz)

2.5 Leitungen nach § 2 Absatz 1 Nr. 3 (Standort NWO-Terminal-Anschlusspunkt 
Gasfernleitungsnetz)

3. Stade / Bützfleth (Niedersachsen)

3.1 Anlage nach § 2 Absatz 1 Nr. 1 - FSRU (Standort Hafen)

3.2 Anlage nach § 2 Absatz 1 Nr. 2 - Flüssigerdgas-Terminal (Standort: Hanse- 
atic Energy Hub)

3,3 Leitung nach § 2 Absatz 1 Nr. 3 (Standort Hafen und Hanseatic Energy Hub 
- Anschlusspunkt Gasfernleitungsnetz)

4. Hamburg / Moorburg (Hamburg)

4,1 Anlage nach § 2 Absatz 1 Nr, 1 - FSRU (Standort Hafen / Kraftwerk Moor­
burg)

4.2 Leitung nach § 2 Absatz 1 Nr. 3 (Standort Kraftwerk Moorburg - Anschlüss- 
punkt Gasfernleitungsnetz)

5. Rostock / Hafen (Mecklenburg-Vorpommern)

5.1 Anlage nach § 2 Absatz 1 Nr. 1 - FSRU (Standort Hafen)

5.2 Anlage nach § 2 Absatz 1 Nr. 2 - Flüssigerdgas-Terminal (Standort Hafen)

5.3 Leitungen nach § 2 Absatz 1 Nr. 3 an das Gasfernleitungsnetz

6. Lubmin (Mecklenburg-Vorpommern)

6.1 Anlage nach § 2 Absatz 1 Nr, 1 - FSRU

6.2 Leitung nach § 2 Absatz 1 Nr. 3 an das Gasfernleitungsnetz
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Begründung

A. Allgemeiner Teil

B. Besonderer Teil 

Zu § 1 (Zweck)

Mit dem am 24. Februar 2022 erfolgten Angriffskrieg Russlands gegen die Ukraine hat sich 
die energie- und sicherheilspolitische Bewertung der Abhängigkeit von russischen Gaslie­
ferungen unvorhergesehen kurzfristig und fundamental geändert. In der Folge ist eine Un­
terbrechung der bis dato für die nationale Energieversorgung zentralen russischen Erdgas­
lieferungen an Deutschland (aktuell 40% der nationalen Gasversorgung, bei einem Ge­
samtverbrauch von rund 1.000 TWh oder 96 Mrd. m3 pro Jahr) nicht mehr ausgeschlossen. 
Hierdurch ist eine unvorhersehbare, außergewöhnliche und äußerst volatile Lage am Gas­
markt entstanden.

Vor diesem Hintergrund ist der unverzügliche und schnellstmögliche Aufbau einer unab­
hängigeren nationalen Gasversorgung äußerst dringlich und zwingend erforderlich.

Aufgrund der geringen Substituierbarkeit von Gas durch andere Energieträger muss zur 
Sicherstellung der Versorgung zwingend Gas aus anderen Quellen beschafft werden. Eine 
der wenigen Möglichkeiten Deutschlands, auf dem Weltmarkt kurzfristig zusätzliche Gas­
mengen zu beschaffen, ist der Einkauf verflüssigten Erdgases (LNG). Um das LNG in 
Deutschland anlanden, regasifizieren und weiterleiten zu können, ist der umgehende Aus­
bau der LNG-Importinfrastruktur (vgl. auch Begründung zu § 2) unverzichtbar,

Zur Versorgung der Verbraucherinnen und Verbraucher im Frühjahr und Sommer 2022 ge­
nügen die derzeitigen Erdgas- und LNG-Importe in Verbindung mit den gegenwärtig vor­
handenen rd. 64 TWh (Stand; 05.04.2022) in den nationalen Gasspeichern aufgrund des 
geringen Heizbedarfs grundsätzlich. Für die darauffolgende Heizperiode ist eine flächende­
ckende Versorgung derzeitig jedoch noch nicht gesichert. Bereits im Winter 2021/2022 war 
die Versorgung Deutschlands mit Erdgas durch geringe Speicherfüllstände gekennzeich­
net. Im Falle einer kurzfristigen Unterbrechung odereines Komplettausfalls russischer Gas­
lieferungen, würde eine hinreichende Befüllung der Speicher im Sommer in Vorbereitung 
auf den nächsten Winter jedoch unmöglich; u.a. die Erfüllung der mit dem Gasspeicherge­
setz und der geplanten EU-Regulierung gesetzten Füllstandsvorgaben stünde in Gefahr. 
Eine solche Gasmangellage muss mit allen Kräften vermieden werden. Im Ergebnis könnte 
die staatliche Daseinsvorsorge- und die Energieversorgung für die Bürgerinnen und Bürger 
der Bundesrepublik Deutschland dann nicht mehr gewährleistet werden. Zudem könnte es 
zu hohen, in ihren Auswirkungen nur schwer abschätzbaren wirtschaftlichen Schäden kom­
men, insbesondere auch in Branchen, die zur kritischen Infrastruktur gehören (z.B. Pharma- 
oder Lebensmittelproduktion). Dort wäre mit Produktionsausfällen und damit einhergehen­
der Unterversorgung der Bevölkerung zu rechnen. Es liegt somit bei den Vorhaben nach § 
2 neben den äußerst dringlichen Gründen auch eine Gefährdung überragender öffentlicher 
Interessen vor (vgl. auch Begründung zu § 3).

Um die Möglichkeit für zusätzliche LNG-Importe zu schaffen, muss schnellstmöglich die 
Möglichkeit geschaffen werden, LNG auch in Deutschland zu regasifizieren und damit auf 
Ebene der Infrastruktur die Voraussetzung für den Bezug größerer LNG-Mengen zu ermög­
lichen. Die Kapazität der bisher vorhandenen, für Deutschland nur teilweise nutzbaren eu­
ropäischen LNG-Terminals kann - selbst bei einhundert prozentiger Auslastung - den Aus­
fall der russischen Lieferungen für Europa nur zu einem geringen Teil decken, Gleichzeitig
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sind mit dem Ausfall der russischen Pipeline- und LNG-Lieferungen massive Preissteige­
rungen für Erdgas auf dem europäischen und internationalen Markt zu erwarten.

Ohne die schnellstmögliche Errichtung der entsprechenden LNG-Infrastruktur ist eine Sub­
stituierung des russischen Gases in dem zur Abwendung schwerster wirtschaftlicher Schä­
den zwingend erforderlichen Umfang auf absehbare Zeit nicht möglich. Bei einer vollstän­
digen Einstellung der Erdgaslieferungen aus Russland reichen insbesondere auch die auf 
dem Weltmarkt verfügbaren FSRUs nicht aus, um den Ausfall in den kommenden Jahren 
gänzlich zu kompensieren.

Daher bedarf es neben der Genehmigung von schwimmenden Speicher- und Regasifizie- 
rungseinheiten (FSRU), die kurzfristig angemietet und in Betrieb genommen werden kön­
nen, auch der schnellstmöglichen Errichtung und Inbetriebnahme landgebundener LNG- 
Terminais. Für feste und schwimmende LNG-Anlagen müssen auch die infrastrukturellen 
Voraussetzungen geschaffen werden. Die Anlagen müssen insbesondere an das Erdgas­
leitungsnetz angeschlossen und zum Teil Hafenanlagen angepasst werden.

Wegen der derzeitig bestehenden Ausnahmesituation, die eine schnelle und verlässliche 
Sicherung der Energieversorgung durch LNG erfordert, wird den Genehmigungsbehörden 
vorübergehend ermöglicht, von bestimmten Verfahrensanforderungen, insbesondere im 
Bereich der Umweltverträglichkeitsprüfung, abzusehen. Daneben wird Auftraggebern er­
möglicht, vorübergehend vergaberechtliche Erleichterungen zur Beschleunigung der 
Vergabe öffentlicher Aufträge und Konzessionen anzuwenden. Ziel des Gesetzes ist es, 
alle Zulassungs- und Genehmigungsverfahren sowie die Vergabe öffentlicher Aufträge und 
Konzessionen erheblich schneller zu durchlaufen, als dies nach aktueller Rechtslage mög­
lich ist, und so zu zügigen Genehmigungen und Einbindung von LNG in den deutschen 
Markt zu gelangen. Um die schnellstmögliche Umsetzung effektiv zu gewährleisten, ist pa­
rallel auch der entsprechende Rechtsschutz jeweils zu beschleunigen. Diese Anpassungen 
sind ein äußerst wichtiger Beitrag für die Versorgungssicherheit in Deutschland und auf­
grund der dadurch entstehenden Unabhängigkeit von Russland auch für die Sicherheit in 
Europa.

Die landgebundenen LNG-Terminals und die für die Anbindung der LNG Anlagen erforder­
lichen Erdgasleitungen sollen bereits wasserstoff-ready geplant werden, um eine möglichst 
frühzeitige Umstellung auf Wasserstoff zu ermöglichen. Dies wird in § 5 Absatz 2 auch 
rechtlich abgesichert. Das Gesetz steht damit im Einklang mit den Klimaschutzzielen des 
Bundes-Klimaschutzgesetzes und trägt der Vorgabe des Bundesverfassungsgerichts aus 
seinem Beschluss vom 24. März 2021 Rechnung, frühzeitig transparente Maßgaben für die 
weitere Ausgestaltung der Treibhausgasreduktion zu formulieren, die Orientierung bieten 
und ein hinreichendes Maß an Entwicklungsdruck und Planungssicherheit vermitteln.

Zu § 2 (Anwendungsbereich)

Aktuell ändern sich in Deutschland die Grundlagen der Energieversorgung erheblich. Die 
zügige Realisierung von LNG-Vorhaben in den Küstenregionen liefert einen bedeutenden 
Beitrag zur Gewährleistung der Versorgungssicherheit und zur Erreichung der in § 1 ge­
nannten Zwecke. Es gilt im Interesse einer sicheren und diversifizierten Gasversorgung in 
Deutschland die Voraussetzungen für einen schnellstmöglich zu realisierenden Ausbau der 
LNG-Infrastruktur in den Küstenregionen zu schaffen und damit einen Beitrag zur Bewälti­
gung der Krisensituation zu leisten.

Zu Absatz 1

Absatz 1 regelt den sachlichen Anwendungsbereich des Gesetzes.

Dieser umfasst sowohl die stationären schwimmenden Anlagen (Nummer 1) und die stati­
onären iandgebundenen Anlagen (Nummer 2) als auch den gesamten Leitungsausbau 
samt weiterer (Teil-) Anlagen, sofern sie nicht bereits unter die Nummern 1 und 2 fallen



(Nummer 3) sowie die hierfür erforderlichen Gewässerausbauten und Gewässerbenutzun­
gen (Nummer 4).

Zu Nummer 1

Erfasst werden stationäre schwimmende Anlagen zur Einfuhr, Entladung, Lagerung und 
Wiederverdampfung von verflüssigtem Erdgas, auch bezeichnet als „Floating Storage and 
Regasification Units“ (FSRU's). Kern der schwimmenden Anlage ist ein spezielles Schiff, 
welches mit bestehenden, den Stand der Technik entsprechenden Feuerungsanlagen 
(Dampfkesseln, Verbrennungsmotorenanlagen) die Anlandung, Entladung, Speicherung 
und Wiederverdampfung von verflüssigtem Erdgas (LNG) ermöglicht. Flüssiges Erdgas 
wird dabei von einem LNG-Tanker in eine schwimmende Anlage umgeladen und durch 
Erhitzung erneut in einen gasförmigen Zustand umgewandelt. Für die Erwärmung des ver­
flüssigten Erdgases (LNG) wird regelmäßig Seewasser als Grundlage genutzt. Das wieder­
verdampfte Gas wird dann aus der schwimmenden Anlage über eine kurze Verbindungs­
leitung in die Hafenanlagen gepumpt und von dort ins Gasfernleitungsnetz eingespeist.

Zu Nummer 2

Erfasst werden stationäre landgebundene Anlagen zur Einfuhr, Entladung, Lagerung und 
Wiederverdampfung von verflüssigtem Erdgas, Der Anlagenbegriff erfasst dabei insbeson­
dere sog. ortsfeste LNG-Terminals, welche zur Entladung von LNG-Tankern, Regasifizie- 
rung und Einspeisung des Erdgases in das Gasnetz dienen und/oder die Einlagerung des 
verflüssigten Erdgases bzw. den Weitertransport ermöglichen.

Zu Nummer 3

Bestandteil der Nummer 3 sind u.a. die Anbindungsleitungen von LNG-Anlagen an das 
Fernleitungsnetz im Sinne des § 43 Absatz 1 Satz 1 Nummer 6 des Energiewirtschaftsge­
setzes (EnWG). Eine spätere Umstellung der neuen Leitungen auf eine Wasserstofftaug­
lichkeit (sog, Wasserstoff-Readiness) ermöglicht bereits das geltende Recht (§ 43I Absatz 
8 EnWG). Diese soll aus Klimaschutzgründen so früh wie möglich erfolgen.

Enthalten sind zudem die für den Betrieb von Anbindungsleitungen von LNG-Anlagen not­
wendigen Anlagen, welche auf Antrag des Vorhabenträgers in das Zulassungsverfahren 
integriert werden können.

Zu Nummer 4

Erfasst werden Gewässerausbauten und Gewässerbenutzungen, die für Errichtung und 
Betrieb der Anlagen nach Nummer 1 oder 2 erforderlich sind. Dies kann etwa das Schaffen 
oder Vergrößern von Zufahrten für LNG-Tankschiffe mittels Vertiefungen umfassen oder 
aber die Nutzung von Seewasser zur Wiederverdampfung des verflüssigten Erdgases.

Zu Absatz 2

Der Absatz verweist auf einzelne Vorhaben in der Anlage.

Die in der Anlage erfassten Standorte erscheinen für die Erfüllung des Gesetzeszwecks 
von herausragender Eignung. An diesen Standorten kann davon ausgegangen werden, 
dass durch LNG-Vorhaben ein zügiger und quantitativ wesentlicher Beitrag zur Sicherung 
der Versorgung Deutschlands mit LNG geleistet werden kann. Die Standorte verfügen 
sämtlich über die erforderlichen geografischen und nautischen Bedingungen, um LNG-Vor­
haben grundsätzlich realisieren zu können bzw. zügig die entsprechenden Voraussetzun­
gen schaffen zu können.

Ob und wie ein Vorhaben beantragt, genehmigt und realisiert wird und ob im konkreten Fall 
die Verfahrenserleichterungen, die in diesem Gesetz vorgesehen sind, zur Anwendung
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kommen, wird erst in den Planungs- und Zulassungsverfahren entschieden. Die Anlage 
enthält keine verbindlichen Festlegungen über die Ausführung eines Vorhabens oder den 
konkreten Verlauf der Leitungen.

Vorhaben außerhalb des Anwendungsbereichs dieses Gesetzes können weiterhin realisiert 
werden und unterliegen den allgemeinen pianungsrechtlichen Kriterien und Regelverfah­
ren.

Zu Absatz 3

Absatz 3 stellt klar, dass dieses Gesetz auch für die Vergabe öffentlicher Aufträge und Kon­
zessionen für die Vorhaben nach Absatz 2 gilt. Für Beschaffungen für Vorhaben nach § 2 
sind daher insbesondere - aber nicht nur - die Regelungen über beschleunigte Vergabe- 
und Nachprüfungsverfahren nach § 9 zu beachten.

Zu § 3 (Besonderes Interesse)

Die Anlage enthält abschließend die insgesamt 18 Gesamtvorhaben, für die die Regelun­
gen dieses Gesetzes gelten. Diese Vorhaben können der Gewährleistung der Versorgungs­
sicherheit in besonderem Maße diene.n. Den Häfen in Norddeutschland kommt eine Schlüs­
selfunktion zu. Es bedarf eines Ausbaus der gesamten LNG-Infrastruktur, damit das ver­
flüssigte Gas nach Deutschland geliefert werden kann und in das Fernleitungsnetz einge­
speist werden kann. Derzeit steht der Bau von LNG-Terminals an den in der Anlage ge­
nannten Standorten in der Diskussion. Für diese Standorte schafft das Gesetz eine gesetz­
liche Planreohtfertigung und ein beschleunigtes Zulassungs- und Vergabeverfahren. Bei 
den in der Anlage erfassten Vorhaben handelt sich um Vorhaben von überregionaler Be­
deutung; Sie gehen nach Bedeutung und Auswirkung über das Gebiet eines Landes hinaus. 
Die räumliche Verteilung der erfassten Infrastrukturen dient dazu, die Realisierung im ge­
samtstaatlichen Interesse zu steuern und so zur Verwirklichung der politischen Ziele der 
Gewährleistung der Versorgungssicherheit und der Schaffung einer zukunftsoffen diversifi­
zierten Gasversorgung beizutragen. Es besteht zudem eine besondere Dringlichkeit der 
Realisierung von einzelnen Vorhaben in der Küstenregion, die eine Aufnahme in die Anlage 
rechtfertigen. Der Ausbau der LNG-Infrastruktur in Deutschland und damit zusammenhän­
gend die Realisierung der Vorhaben sind von grundsätzlicher Bedeutung. Sie bedürfen aus 
zwingenden Gründen des öffentlichen Interesses einer schnellstmöglichen Umsetzung,

Mit der Aufnahme in der Anlage werden für die darin enthaltenen Vorhaben die energiewirt­
schaftliche Notwendigkeit und der Bedarf zur schnellstmöglichen Gewährleistung der Ver­
sorgung der Allgemeinheit mit Gas festgestelit. Damit liegt die Planrechtfertigung vor. Eine 
Verpflichtung zur Realisierung der Vorhaben entsteht durch die Aufnahme in die Anlage 
nicht. Es handelt sich lediglich um eine Verfahrenserleichterung.

Die Energieversorgung im Allgemeinen und die Sicherstellung einer auch ökologisch nach­
haltigen Energieversorgung dienen dem grundlegenden Gemeinwohlzweck. Daher wird mit 
Satz 4 für die dem Anwendungsbereich dieses Gesetzes unlerfallenden Vorhaben ein über­
ragendes öffentliches Interesse festgestellt. Die Energieversorgung ist Teil der Daseinsvor­
sorge und nach der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts unerlässlich für die 
Sicherung einer menschenwürdigen Existenz (BVerfG Urt. v. 17.12.2013 - 1 BvR 3139/08, 
1 BvR 3386/08 - BVerfGE 134, 242 ff. - Garzweiler II). Für die in der Anlage erfassten 
Vorhaben spricht daher ein überragender öffentlicher Zweck. Das normierte überragende 
öffentliche Interesse geht mit hohem Gewicht in sämtliche Abwägungsentscheidungen ein. 
Die legislative Grundentscheidung wirkt auf alle Entscheidungen, z.B. auch und insbeson­
dere bei vorläufigen und endgültigen Entscheidungen in Vergabenachprüfungsverfahren 
(vgl. im Einzelnen in § 9 Absatz 2 und 3), sowie bei Duldungsverfügungen oder Entschei­
dungen über einen vorzeitigen Baubeginn. Insoweit besteht gleichfalls ein öffentliches Inte­
resse im Sinne von § 69 Absatz 2 des Wasserhaushaltsgesetzes (WHG) in Verbindung mit
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§ 17 Absatz 1 Nummer 2 WHG an dem vorzeitigen Beginn, da die frühzeitige Realisierung 
der Gewässerbenutzung aus Gründen des allgemeinen Wohls zu befürworten ist.

Zudem sind die Vorhaben im Interesse der öffentlichen Sicherheit erforderlich. Für ggf. not­
wendige naturschutzrechtliche Ausnahmegenehmigungen nach § 34 Absatz 4 bzw. § 45 
Abs. 7 Satz 1 Nummer 4 des Bundesnaturschutzgesetzes (BNatSchG) kommt die öffentli­
che Sicherheit als einer der aufgezählten Gründe in Betracht. Die Feststellung, dass die 
Vorhaben im Interesse der öffentlichen Sicherheit erforderlich sind, dient ebenfalls einer 
zügigen Projektrealisierung.

Zu § 4 (Ausnahmen von der Umweltverträglichkeitsprüfung)

Zu Absatz 1

Mit § 4 wird Artikel 2 Absatz 4 der Richtlinie 2011/92/EU des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 13. Dezember 2011 über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP-Richtli- 
nie) für die Sondersituation zur Abwendung einer drohenden Gasmangellage in Deutsch­
land aufgrund der Bedrohungslage durch Russland in das nationale Recht umgesetzt. Ab­
satz 1 sieht vor, dass die zuständige Behörde bei Vorhaben im Anwendungsbereich dieses 
Gesetzes das Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) nach Maßgabe der 
Absätze 2 bis 5 nicht anwendet, wenn sie bei der Prüfung der Zulassung für das konkrete 
Vorhaben zu der Einschätzung kommt, dass eine beschleunigte Zulassung unter Verzicht 
auf Verfahrensschritte nach dem UVPG einen relevanten Beitrag leisten kann, eine dro­
hende Krise der Gasversorgung in Deutschland zu bewältigen oder abzuwenden, weil in 
dieser Krisensituation auch eine in Monaten oder Wochen gemessene Verzögerung und 
damit potentielle Versorgungslücke unbedingt zu vermeiden ist. Damit sind sowohl die Fälle 
umfasst, in denen eine Krise der Gasversorgung bereits besteht, als auch Fälle, in denen 
eine Krise der Gasversorgung droht. Von einem relevanten Beitrag ist regelmäßig auszu­
gehen, wenn über die konkrete Anlage mehr als nur geringfügig LNG eingespeist werden 
kann und soll und die Gasmangellage weiterhin voriiegt oder weiter droht, wofür eine Gas­
warnstufe nach dem Notfallplan Gas nach der Verordnung (EU) 2017/1938 des Europäi­
schen Parlaments und des Rates vom 25. Oktober 2017 über Maßnahmen zur Gewährleis­
tung der sicheren Gasversorgung und zur Aufhebung der Verordnung (EU) Nr. 994/2010 
(SoS-VO) ein Indiz ist, und sie nicht zwischenzeitlich durch andere neu hinzugekommene 
sichere Bezugsquellen dauerhaft weggefailen ist. Von einem mengenmäßig relevanten Bei­
trag kann regelmäßig ausgegangen werden, wenn das Vorhaben eine jährliche Regasifi- 
zierungskapazität von zumindest 5 Mrd. m3 erreicht bzw. überschreitet. Anbindungsleitun­
gen nach § 2 Absatz 1 Nummer 3 leisten regelmäßig einen relevanten Beitrag dazu, eine 
Krise der Gasversorgung abzuwenden, wenn sie zur Anbindung einer Anlage, für die die 
Behörde nach ihrer Einschätzung von einem solchen Beitrag ausgeht, an das Fernleitungs­
netz benötigt werden. Entsprechendes gilt für Gewässerausbauten nach § 2 Absatz 1 Num­
mer 4, wenn diese für die Errichtung und den Betrieb der Anlage erforderlich sind.

Die Entscheidung von der Ausnahme Gebrauch zu machen, obliegt der zuständigen Be­
hörde im Einzelfall. Der europarechtlich zwingend vorgegebenen Anforderung aus der 
UVP-Richtlinie, auch im ausnahmsweisen Fall der Berufung auf Artikel 2 Absatz 4 den Zie­
len der UVP-Richtlinie möglichst weitgehend zu entsprechen, wird Rechnung getragen ins­
besondere dadurch, dass die anderweitigen fachrechtlichen formellen und materiellen An­
forderungen zum Schutze der Umwelt und damit auch der Schutzgüter der UVP-Richtlinie 
unberührt bleiben (s.u. zu § 4 Absatz 3) und zugleich ein unverzichtbarer Mindeststandard 
für die Öffentlichkeitsbeteiligung gewahrt bleibt (s.u. zu § 5 ff.). Im Übrigen sieht der § 4 
Absatz 5 die Information der EU-Kommission über die Geltendmachung der Ausnahme im 
Einzelfali vor; das vorgesehene Verfahren richtet sich hier eng an der von der EU-Kommis­
sion für diese Konstellationen vorgesehenen Vorgehensweise aus (s.u. § 4 Absatz 4 und 
Absatz 5, vgl. auch die Bekanntmachung der EU-Kommission im Amtsblatt der Europäi­
schen Union vom 14,11.2019, DOK 2019/C386/05 „Leitfaden zur Anwendung der Aus­
nahmen im Rahmen der Richtlinie über die Umweltverträglichkeitsprüfung“).
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Zu Absatz 2

Macht die zuständige Behörde nach Absatz 1 von der Nichtanwendung des UVPG Ge­
brauch, so entfallen damit beispielsweise die Pflicht des Antragstellers zur Erstellung eines 
UVP-Berichts sowie die Aufgabe der zuständigen Behörde, die Öffentlichkeit nach den 
UVP-rechtlichen Vorschriften zu beteiligen (§§ 18 bis 22 UVPG) sowie zur Erstellung einer 
zusammenfassenden Darstellung (§ 24 UVPG) und einer begründeten Bewertung {§ 25 
Absatz 1 UVPG), nicht nur, soweit diese Vorgaben im UVPG geregelt sind, sondern auch, 
soweit sich solche die Umweltverträglichkeitsprüfung betreffenden Vorgaben aus anderen 
Gesetzen, ergeben. So regelt grundsätzlich die Neunte Verordnung zur Durchführung des 
Bundes-Immissionsschutzgesetzes (Verordnung über das Genehmigungsverfahren - 9. 
BImSchV), welchen Anforderungen das immissionsschutzrechtliche Genehmigungsverfah­
ren für Anlagen genügen muss, für die nach dem Gesetz über die Umwellverträglichkeits­
prüfung eine Umweltverträglichkeitsprüfung durchzuführen ist. Nur dann, wenn nach § 4 
Absatz 1 des LNGG die gesetzlichen Vorgaben zur Umweltverträglichkeitsprüfung aus­
nahmsweise unangewendet bleiben, findet beispielsweise § 12 Absatz 1 Satz 2 der 9. BIm­
SchV, wonach bei UVP-pflichtigen Vorhaben eine Einwendungsfrist von einem Monat nach 
Ablauf der Auslegungsfrisl gilt, keine Anwendung.

Zu Absatz 3

Absatz 3 stellt klar, dass die weiteren Zulassungsvoraussetzungen nach anderen fachrecht­
lichen Vorschriften unberührt bleiben, soweit sich aus den nachfolgenden Bestimmungen 
nicht etwas anderes ergibt. Zu den nachfolgenden Bestimmungen gehören sowohl Absatz 
4 bis 5 als auch die §§6-8, 10 und 13. Das Schutzniveau für Umwelt und Gesundheit 
bleibt auf diese Weise gewahrt. Zugleich wird sichergestellt, dass durch die Inanspruch­
nahme der Ausnahmemöglichkeit nach Art. 2 Abs. 4 UVP-Richtlinie die Ziele der Richtlinie 
- d.h. der Schulz der Rechtsgüter dieser Richtlinie - auch ohne die Durchführung einer 
Umweltverträglichkeitsprüfung im Rahmen der Prüfung der Zulassungsvoraussetzungen 
Berücksichtigung finden.

Zu Absatz 4

Absatz 4 bestimmt, dass der Öffentlichkeit vor Erteilung der Zulassung bestimmte Informa­
tionen zugänglich zu machen sind. Hierzu gehören der Entwurf der Zulassüngsentschei- 
dung einschließlich der Begründung, zumindest die wesentlichen Antragsunterlagen, ein­
schließlich der vorhandenen Unterlagen, mit denen die wesentlichen Auswirkungen des 
Vorhabens auf die Umwelt dargestellt werden, sowie die Gründe gern. § 4 Abs. 1 für die 
Gewährung der Ausnahme von den Anforderungen nach dem UVPG. Bei dem Entwurf der 
Zulassungsentscheidung nach Absatz 4 Nummer 1 handelt es sich um die Zulassungsent­
scheidung, wie sie die Behörde zu treffen beabsichtigt Die Behörde hat nach Absatz 4 Num­
mer 2 die aufgrund des Zulassungsverfahrens vorhandenen Unterlagen der Öffentlichkeit 
zugänglich zu machen.

Mit dieser Regelung soll entsprechend den europarechtlichen Anforderungen ein Mindest­
maß an Transparenz auch in der Ausnahmekonstellation sichergestellt werden, die einen 
Verzicht auf Vorgaben der UVP-Richtlinie erlaubt.

Die Vorgaben zur Zugänglichmachung gelten nur für die abschließenden Zulassungstatbe­
stände. Sie gelten nicht für vorläufige Entscheidungen über vorläufige Maßnahmen wie 
etwa einen vorzeitigen Baubeginn oder eine vorzeitige Besitzeinweisung.

Die Zugänglichmachung erfolgt für die Dauer von vier Tagen. Diese erfolgt mittels Ausle­
gung in Räumen der Zulassungsbehörde und mittels Veröffentlichung auf der Internetseite 
der Zulassungsbehörde. Die Auslegung kann durch Auslegung der Unterlagen in Papier­
form oder mittels elektronischer Lesegeräte erfolgen. Soweit dies technisch und mit gerin­
gem Aufwand möglich ist und zu keinen Verzögerungen führt, sollte die zuständige Behörde 
die Informationen zusätzlich über das jeweils einschlägige zentrale Internetportal (UVP-
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Portal des Bundes oder der Lander) zugänglich machen, um die Transparenz zu erhöhen 
und die Auffindbarkeit der Informationen zu erleichtern.

Zu Absatz 5

Artikel 2 Absatz 4 UVP-Richtlinie sieht vor, dass die Mitgliedstaaten die Europäische Kom­
mission vor Erteilung der Genehmigung über die Gründe für die Gewährung dieser Aus­
nahme unterrichten und ihr die Informationen übermitteln, die sie gegebenenfalls ihren ei­
genen Staatsangehörigen zur Verfügung stellen. Aus diesem Grund sieht Absatz 5 vor, 
dass die zuständige Behörde das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, nukleare 
Sicherheit und Verbraucherschutz über das Vorliegen der Voraussetzungen des Absatz 1 
für ein Zulassungsverfahren unterrichtet und ihm die Informationen, die es nach Absatz 4 
der Öffentlichkeit zugänglich macht, übermittelt. Das Bundesministerium für Umwelt, Natur­
schutz, nukleare Sicherheit und Verbraucberschutz unterrichtet dann die Europäische Kom­
mission und übermittelt ihr die Informationen nach Satz 1. Die Übermittlung der Informatio­
nen durch die zuständige Behörde hat mindestens vier Tage vor der Zulassungsentschei­
dung zu erfolgen, da die Europäische Kommission nach den Vorgaben der UVP-Richtlinie 
vor Erteilung der Genehmigung unterrichtet werden muss. Das für Angelegenheiten des 
Umweltschutzes zuständige Bundesministerium nimmt dabei keine inhaltliche Prüfung der 
Behördenentscheidung vor, sondern unterrichtet die Europäischen Kommission lediglich 
über die Entscheidung zur Gewährung der Ausnahme durch die zuständige Behörde.

Zu § 5 (Maßgaben für die Anwendung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes und 
der Industriekläranlagen-Zulassungs- und Überwachungsverordnung)

Zu Absatz 1

Absatz 1 enthält Maßgaben, soweit bei der Zulassung von unter dieses Gesetz fallenden 
Anlagen Regelungen des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) heranzuziehen 
sind.

Zu Nummer 1

Die in § 10 Absatz 3 Satz 2 BImSchG vorgesehene Auslegungsfrist von einem Monat wird 
auf eine Woche verkürzt.

Zu Nummer 2

Die in § 10 Absatz 3 Satz 4 BImSchG vorgesehenen Einwendungsfristen von zwei Wochen 
beziehungsweise - bei Anlagen nach der Industrieemissions-Richtlinie - einem Monat wer­
den auf eine Woche verkürzt.

Zu Nummer 3

Nach § 10 Absatz 6 BImSchG steht die Durchführung eines Erörterungstermins im Ermes­
sen der Genehmigungsbehörde.

Mit dem Ziel einer Befriedung oder einer verstärkten Erläuterung kann die Genehmigungs­
behörde einen Erörterungstermin durchführen. Bei Vorhaben im Anwendungsbereich des 
Gesetzes kann wegen der hohen Eilbedürftigkeit der Realisierung auch auf den Erörte­
rungstermin verzichtet werden.

Zu Nummer 4

Nummer 4 bestimmt, dass eine Genehmigung nach § 4 des BImSchG für Anlagen nach § 
2 Absatz 1 Nummer 1 und 2 zwingend zu befristen ist. Sie kann längstens bis zum 31. 
Dezember 2043 befristet erteilt werden.
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Das Bundesklimaschutzgesetz normiert das Ziel der Emissionsminderung bis 2040 um 
mind. 88 Prozent. Bis 2045 soll Treibhausgasneutralität erreicht werden. Aufgrund nicht 
vermeidbarer Emissionen in den Bereichen Industrie und Landwirtschaft ist es erforderlich, 
bis 2040 keine emissionsbehaftete Energiewandlung zur Strom- oder Wärmeproduktion in 
nennenswerten Umfang zuzulassen. Daher ist eine Befristung bis 2043 vorgesehen. Erd­
gas wird als Energieträger zu diesem Zeitpunkt nahezu vollständig ersetzt sein.

Die Regelung stellt Kohärenz zwischen dem Bedürfnis kurz- bis mittelfristig zusätzliche Ka­
pazitäten zur Einspeisung von Erdgas in das Fernleitungsnetz aufgrund der veränderten 
energie- und sicherheitspolitischen Bewertung der Abhängigkeit von russischen Erdgaslie­
ferungen zu schaffen und der Einhaltung der gesetzlich normierten Klimaschutzziele. So 
schafft die Regelung im Einklang und zur Umsetzung der Vorgaben des Bundesverfas­
sungsgerichts aus seinem Beschluss vom 24. März 2021 (vgi. Begründung zu § 1) auch 
Planungssicherheit für die Betreiber und erlaubt es ihnen, die Befristung bereits im Vor­
hinein kalkulatorisch zu berücksichtigen.

Zu Absatz 2

Absatz 2 Satz 1 bestimmt, dass eine Genehmigung nach § 4 BImSchG für den Betrieb einer 
Anlage nach § 2 Absatz 1 Nummer 1 und 2 über das Jahr 2043 hinaus nur für den Betrieb 
mit klimaneutralen Wasserstoff oder für den Betrieb mit einem Derivat von klimaneutralem 
Wasserstoff erteilt werden kann. Die Regelung trägt dem Umstand Rechnung, dass mit der 
Dekarbonisierung der Energiewandlung ein erhöhter Bedarf an Wasserstoff einhergehen 
wird. Der Weiterbetrieb der Anlagen, die zunächst im Rahmen dieses Gesetzes zur Schaf­
fung zusätzlicher Kapazitäten zur Einspeisung von Erdgas in das Fernleistungsnetz zwecks 
Abwendung einer Versorgungskrise beschleunigt zugelassen werden, ab Mitte des nächs­
ten Jahrzehnts, spätestens jedoch ab dem 1. Januar 2044 auf Basis von klimaneutralem 
Wasserstoff oder einem Derivat hiervon ist daher sinnvoll und beabsichtigt. Dabei steht es 
den Betreibern frei, ob sie ihre Anlagen über das Jahr 2043 weiterbetreiben wollen. Mit der 
Regelung wird den Betreibern jedoch bereits vor Inbetriebnahme der Anlage ein Weg zur 
Nutzung über das Jahr 2043 hinaus, aufgezeigt. Auch dies schafft Planungssicherheit.

Nach Absatz 2 Satz 2 ist die Genehmigung nach Satz 1 spätestens zum 1. Januar 2035 zu 
beantragen. Die Regelung trägt dem Umstand Rechnung, dass neben regulären Genehmi­
gungsverfahren auch Umbauten an den Anlagen zu erfolgen haben. Damit soll sicherge­
stellt werden, dass der Weiterbetrieb der Anlagen, sofern dieser durch die Betreiber beab­
sichtigt ist, spätestens zum 1. Januar 2044 erfolgen kann.

Zu Absatz 3

Absatz 3 verweist für die Öffentlichkeitsbeteiligung nach § 4 der Industriekiäranlagen-Zu- 
lassungs- und Überwachungsverordnung (IZÜV) auf die Maßgaben des Absatzes 1 Nr. 1 
bis 3.

Zu § 6 (Maßgaben für die Anwendung des Bundesnaturschutzgesetzes)

Im Rahmen des Verfahrens zur Zulassung von Anlagen nach § 2 kann - nach Maßgabe 
des Fachrechts - die naturschutzrechtliche Eingriffsregelung der §§ 13 ff. des BNatSchG 
zu prüfen sein. Diese sieht vor, dass erhebliche Beeinträchtigungen von Natur und Land­
schaft zu vermeiden und - soweit unvermeidbar - zu kompensieren sind. Zur Kompensa­
tion werden in § 6 konkretisierende Regelungen getroffen.

Die Übrigen Regelungen des BNatSchG, insbesondere § 18, bleiben unberührt.

Zu Nummer 1

Es wird geregelt, unter welchen Voraussetzungen und nach welchen Maßgaben die Fest­
setzung von Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen im Sinne der Eingriffsregelung von der
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Zulassungsentscheidung über ein Vorhaben im Sinne von § 2 zeitlich entkoppelt werden 
kann.

Der Zulassungsbehörde wird die Möglichkeit eingeräumt, die Festsetzung von Ausgleichs­
und Ersatzmaßnahmen im Sinne des § 15 Absatz 2 des BNatSchG von der Zulassung 
eines Vorhabens im Sinne des § 2 zeitlich zu entkoppeln. So kann die Festsetzung der 
Maßnahmen bis zu zwei Jahre nach der Erteilung der Zulassungsentscheidung erfolgen. 
Eine zeitliche Entkoppelung ist in Konstellationen sinnvoll, in denen die Dringlichkeit zur 
Erteilung einer Zulassung besteht und das Zulassungsverfahren nicht durch die Konzipie­
rung von Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen und die behördliche Prüfung der vorgeschla­
genen Maßnahmen verzögert werden soll.

Absatz 1 Nummer 1 Satz 2 stellt klar, dass die erforderlichen Angaben im Sinne des § 17 
Absatz 4 Satz 1 Nummer 2 BNatSchG - insbesondere solche zum Ausgleich und Ersatz 
des Eingriffs - vom Vorhabenträger nicht bereits bei der Zulassungsentscheidung über das 
Vorhaben, sondern erst nachträglich vor der Entscheidung über die nachträgliche Festset­
zung zu machen sind.

Durch Absatz 1 Nummer 1 Satz 3 wird klargestellt, dass § 15 Absatz 4 Satz 2 BNatSchG, 
der die Festsetzung des Unterhaltungszeitraums von Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen 
im Zulassungsbescheid vorsieht, entsprechend anzuwenden ist, Dies bedeutet, dass bei 
einer nachträglichen Festsetzung im Sinne des Absatzes 1 Nummer 1 Satz 1 auch der 
Unterhaltungszeitraum erst mit dieser Entscheidung festgesetzt wird. [...]

Zu Nummer 2

Es wird zudem der Zeitraum der Umsetzung von festgesetzten Ausgleichs- und Ersatzmaß­
nahmen flexibilisiert. Demnach steht dem Vorhabenträger nach der -gegebenenfalls nach­
träglich im Sinne des Absatz 1 erfolgten - Festsetzung ein Zeitraum von weiteren drei Jah­
ren zur Verfügung um mit der Umsetzung der Maßnahmen zu beginnen.

Zu § 7 (Maßgaben für die Anwendung des Wasserhaushaltsgesetzes)

Die Regelung enthält Maßgaben zur Anwendung der betreffenden Vorschriften des Was­
serhaushaltsgesetzes (WHG).

In den Nummern 1 - 3 werden Abweichungen vom Verfahrensrecht geregelt.

Zu Nummer 1

Nummer 1 bestimmt, dass der Plan für die Dauer von mindestens einer Woche zur Einsicht 
auszulegen ist. Ziel der Regelung ist es, das behördliche Verfahren deutlich zu beschleuni­
gen. Dies, ist zur Erreichung des Gesetzeszwecks zwingend geboten. Die in den Anwen­
dungsbereich des Gesetzes fallenden Vorhaben können nur dann unverzüglich realisiert 
werden, wenn ein insgesamt beschleunigtes Zulassungsverfahren die in allen Verfahrens­
schritten notwendigen zeitlichen Raffungen ermöglicht.

Zu Nummer 2

Nummer 2 verkürzt zudem die von der zuständigen Behörde festzulegende Frist für das 
Erheben von Einwendungen gegen den Plan für jeden, dessen Belange durch das Vorha­
ben berührt werden, auf eine Woche. Die kurze Frist dient auch hier der Straffung des ge­
samten Verfahrens und somit der unverzüglichen Realisierung der betreffenden Vorhaben.

Zu Nummer 3

Nach Nummer 3 Satz 1 soll die zuständige Behörde vom obligatorischen Erörterungstermin 
absehen, da hierdurch dem Ziel der größtmöglichen Verfahrensbeschleunigung Rechnung
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getragen werden kann. Die Möglichkeit des Abhaltens eines Erörterungstermins bleibt der 
zuständigen Behörde jedoch weiterhin erhalten, wenn diese die Durchführung eines Erör­
terungstermin etwa als potentiell befriedend und somit verfahrensbeschleunigend beurteilt.

Nummer 3 Satz 2 eröffnet der Behörde die Möglichkeit, die Art der Durchführung des Erör- 
terungstermins frei zu wählen.

Zu Nummer 4

Nach Nr. 4 wird durch eine Regelvermutung im Sinne der Verfahrensbeschleunigung klar- 
gestelit, dass durch die Entnahme und Wiedereinleitung von Wasser zum Zwecke der Re- 
gasifizierung von verflüssigtem Erdgas keine schädlichen, auch durch Nebenbestimmun­
gen nicht vermeidbaren oder nicht ausgleichbaren Gewässerveränderungen im Sinne des 
§ 12 Absatz 1 Nummer 1 WHG zu erwarten sind. Bei der Entnahme und Wiedereinleitung 
von Wasser zu den genannten Zwecken muss insbesondere sichergestellt werden, dass 
Kühlwasserfrei von Schadorganismen (insbesondere Bakterien und Legionellen) bleibt. Zu 
diesem Zwecke muss durch Auflagen zugunsten des betroffenen Gewässers zusätzlich si­
chergestellt werden, dass bei der Vermeidung des Entstehens von Schadorganismen auf 
den Einsatz von Bioziden verzichtet wird und diese durch entsprechende biozidfreie Stoffe 
ersetzt werden. Darüber hinaus sind in den Nebenbestimmungen standortspezifisch Rege­
lungen im Hinblick auf die Gewässertemperatur angezeigt.

Zu § 8 (Maßgaben für die Anwendung des Energiewirtschaftsgesetzes)

Der Ausbau der LNG-Infrastruktur in Deutschland ist ein sehr wichtiges Anliegen und Vo­
raussetzung für die Aufnahme von LNG in das nationale Leitungsnetz. Die Fernleitungs­
netzbetreibersind aufgrund der Gasnetzzugangsverordnung verpflichtet, die erforderlichen 
Leitungen zwischen LNG-Anlagen und dem Fernleitungsnetz zu errichten und die LNG- 
Anlagen an das Fernleitungsnetz anzuschließen. Dies dient dem zentralen Interesse an 
einer sicheren und diversifizierten Gasversorgung in Deutschland.

Um den Beteiligten eine möglichst frühzeitige Rechts- und Planungssicherheit bei der Er­
richtung von LNG-Anschlussleitungen zu ermöglichen, bedarf es der Anpassung der Vor­
gaben des Energiewirtschaftsgesetzes. Die Maßgaben stellen sicher, dass die erforderli­
chen Anbindungsleitungen zeitnah realisiert werden können.

Zu Absatz 1

Zu Nummer 1

Die spezialgesetzlichen Vorschriften in den. §§ 43 ff. des Energiewirtschaftsgesetzes 
(EnWG) ändern die allgemeinen Regelungen über das Planfeststellungsverfahren im Ver­
waltungsverfahrensgesetz zum Zweck der Verfahrensstraffung und -beschleunigung teil­
weise ab. Der Ablauf des Planfeststeilungsverfahrens ist im Wesentlichen in § 73 des Ver­
waltungsverfahrensgesetzes (VwVfG) bzw. in den Verwaltungsverfahrensgesetzen der 
Länder festgeschrieben. Diese Vorschrift wird bereits durch § 43a EnWG modifiziert.

Zum Zwecke der weiteren Beschleunigung der Errichtung der LNG-Anbindungsleitungen 
nach § 43 Absatz 1 Nummer 6 EnWG bedarf es für die Fälle, in denen nach § 4 UVPG nicht 
durchzuführen ist, einerweiteren Verfahrensbeschleunigung. In diesem Zusammenhang ist 
jedoch zu berücksichtigen, dass es bei Anbindungsleitungen von mehr als 800 mm Durch­
messer und mehr als 40 km Länge in unmittelbarer Anwendung der Vorgaben der Aarhus 
Konvention zur Öffentlichkeitsbeteiligung stets einer Planfeststellung bedarf, die Erteilung 
einer Plangenehmigung nach § 74 Absatz 6 VwVfG ist nicht zulässig.

Im Einzelnen finden sich in Absatz 1 Nummer 1 Maßgaben zu der Vorschrift des § 43a 
EnWG zum Anhörungsverfahren für die Anbindungsleitungen.
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Die verkürzte Auslegungs- und Einwendungsfrist auf jeweils eine Woche dient der weiteren 
Verfahrensbeschleunigung. Um das Ziel einer deutlich beschleunigten Realisierung der 
Vorhaben im Anwendungsbereich dieses Gesetzes zu erreichen, sind alle Verfahrens­
schritte soweit wie möglich zu straffen. Auf eine Beteiligung der Öffentlichkeit soll dennoch 
nicht gänzlich verzichtet werden.

Den Vorgaben nach Artikel 6 in Verbindung mit Anhang I Nr, 14 der der Aarhus Konvention 
zur Öffentlichkeitsbeteiligung wird damit auch nach Wegfall der Pflicht zur Umweltverträg­
lichkeitsprüfung durch § 4 dieses Gesetzes Rechnung getragen. Die Auslegung erfolgt u.a. 
auf der Internetseite der Zulassungsbehörde, so dass die Unterlagen Jederzeit - nicht nur 
zu begrenzten Öffnungszeiten - einsehbar sind.

Ein Erörterungstermin findet bislang in den Fällen des § 43a Nummer 3 EnWG nicht statt. 
In der Regel ist ein Erörterungstermin auch wegen der nach § 4 nicht erforderlichen Um- 
weltverträglichkeitsprüfung nicht durchzuführen. Im Übrigen kann die Behörde einen Erör­
terungstermin durchführen, soweit sie diesen für erforderlich hält.

Zu Nummer 2

Kampfmittelräumungen, archäologische Untersuchungen und Bergungen stellen Vorarbei­
ten im Sinne des § 44 EnWG dar. Dies kann zu einer deutlichen Beschleunigung der Rea­
lisierung der Vorhaben führen. Gerade archäologische Bergungen und Kampfmittelbergun­
gen können sich übereinen längeren Zeitraum erstrecken oder nur zu bestimmten Jahres­
zeiten durchgeführt werden. In der Praxis ist oftmals eine archäologische Bergung unmit­
telbar im Anschluss an die Voruntersuchung erforderlich, um beispielsweise Raubgrabun­
gen oder witterungsbedingte Schäden zu vermeiden. Mit der Regelung wird sichergestellt, 
dass entsprechende Arbeiten bereits durchgeführt werden können, bevor der Planfeststel­
lungsbeschluss oder die Plangenehmigung ergeht.

Zu Nummer 3

Abweichend von § 44b Absatz 1 a EnWG kann der Vorhabenträger bereits nach Ablauf der 
Einwendungsfrist verlangen, dass eine vorzeitige Besitzeinweisung durchgeführt wird. Es 
ist nicht der Abschluss des Anhörungsverfahrens erforderlich. Es ist davon auszugehen, 
dass die Behörde auch zu einem früheren Zeitpunkt über ausreichende Kenntnisse über 
das Vorhaben verfügt, um eine Prognoseentscheidung zu treffen. Dies gewährleistet eine 
frühzeitige Klarheit über den weiteren Verfahrensgang und ermöglicht damit zugleich die 
zügige bauliche Umsetzung der hier relevanten Vorhaben nach Erlass des Planfeststel­
lungsbeschlusses bzw. der Plangenehmigung.

Zu Nummer 4

Die Ausnahmeregelung zu § 44c EnWG schafft Voraussetzungen für den vorzeitigen Bau­
beginn von Anbindungsleitungen, die sich an den Vorgaben des § 8a BImSchG bzw. des § 
17 WHG orientieren. § 8a BImSchG ist für die Vorhaben relevant, die eine immissions­
schutzrechtlichen Genehmigung erfordern. § 17 WHG regelt die Zulassung des vorzeitigen 
Beginns in wasserrechtlichen Erlaubnis- oder Bewilligungsverfahren. Die hier eingefügte 
Ausnahmeregelung ermöglicht eine Synchronisierung des Baus der Anlage mit der Errich­
tung des Netzanschlusses. Für beide gelten die gleichen Voraussetzungen für den vorzei­
tigen Baubeginn.

Bei den Anbindungsleitungen der LNG-Anlagen an das Fernleitungsnetz handelt es sich 
um Vorhaben, die aufgrund eines überragenden öffentlichen Interesses und im Interesse 
der öffentlichen Sicherheit zu realisieren sind. Es sind Vorhaben, die wesentlich zur Versor­
gungssicherheit in Deutschland beitragen. Mil Blick auf die zukünftige Ermöglichung des 
Transports von Wasserstoff werden die Anbindungsleitungen wasserstofffest ausgebaut. 
Für diese Vorhaben bedarf es einer Regelung zur Erleichterung des vorzeitigen Baube­
ginns.
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Für die vom Anwendungsbereich dieses Gesetzes erfassten Vorhaben sind - wie bei § 8a 
BImSchG und § 17 WHG - bestimmte Anforderungen einzuhalten. Es muss mit einer Ent­
scheidung zu Gunsten des Antragstellers gerechnet werden können {§ 44c Absatz 1 Satz 
1 Nummer 1 EnWG). Die Behörde muss hierfür eine ausreichende Kenntnis des zu bewer­
tenden Vorhabens haben. Das berechtigte Interesse des Vorhabenträgers bzw, das öffent­
liche Interesse an der Zulassung des vorzeitigen Baubeginns (§ 44c Absatz 1 Satz 1 Num­
mer 2 EnWG) ist bereits aufgrund des überragenden öffentlichen Interesses bzw. des Inte­
resses der öffentlichen Sicherheit gegeben. DerVorhabenlräger verpflichtet sich, alle Schä­
den zu ersetzen, die bis zur Entscheidung im Planfeststellungs- oder Plangenehmigungs­
verfahren durch die Maßnahmen verursacht worden sind, und sofern kein Planfeststel­
lungsbeschluss oder keine Plangenehmigung erfolgt, den früheren Zustand wiederherzu­
stellen (§ 44c Absatz 1 Satz 1 Nummer 5 EnWG).

Die Voraussetzung des § 44c Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 bzw. Satz 2 EnWG kommen in 
diesem Ausnahmefall nur eingeschränkt zur Anwendung, Es gelten die gleichen Voraus­
setzungen wie für die Anlage, die dem Immissionsschutzrecht oder dem Wasserrecht un­
terfällt. Ziel ist es, eine Verfahrenserleichterung zu schaffen. Die Verfahrenserleichterung 
trägt dazu bei, dass die Fernleitungsnetzbetreiber ihre in § 15 Absatz 1 EnWG gesetzlich 
festgeschriebene Aufgabe erfüllen können und zu einer sicheren Energieversorgung bei­
tragen.

Ebenso kann in diesen Ausnahmefällen auf das Vorliegen der privaten Rechte verzichtet 
werden, so dass § 44c Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 EnWG für Vorhaben nach § 2 Nummer 
3 nicht greift. Der Planfeststellungsbeschluss bzw. die Planfeststellungsgenehmigung ent­
falten eine enteignungsrechtliche Vorwirkung. Spätestens dann liegen alle Voraussetzun­
gen zur Erlangung der erforderlichen privaten Rechte vor.

Mit diesen Maßgaben wird die Möglichkeit geschaffen, bereits vorzeitig, d.h. vor Feststel­
lung des Planfeststellungsbeschlusses mit Teilen der Errichtung eines Vorhabens bzw. mit 
den dazugehörigen Vorarbeiten im Sinne des § 44c EnWG zu beginnen. Zu den Vorarbei­
ten zählen z.B. auch naturschutzrechtliche Maßnahmen, insbesondere des europäischen 
Arten- und Gebietsschutzes (Maßnahmen zur Schadensbegrenzung, vorgezogene Aus­
gleichsmaßnahmen nach § 44 Absatz 5 BNatSchG sowie Maßnahmen zur Kohärenzsiche­
rung nach§ 34 Absatz 5 BNatSchG), vgl. bereits BR-Drucksache 11/19, S. 70.

Zur Verfahrensbeschleunigung ist für die Verfahren der Zulassung des vorzeitigen Baube­
ginns zusätzlich die Regelung des § 74 Abs, 5 VwVfG anwendbar. Danach können Zustel­
lungen durch öffentliche Bekanntmachung ersetzt werden, wenn außer an den Vorhaben- 
träger des Vorhabens mehr als 50 Zustellungen vorzunehmen sind.

Zu Absatz 2

Absatz 2 dient der Klarstellung, dass durch die Einfügung von beschleunigenden Verfah­
renserleichterungen nicht die allgemeinen Vorschriften des Verwaltungsverfahrensrechts 
Wiederaufleben.

Zu § 9 (Beschleunigte Vergabe- und Nachprüfungsverfahren)

Beschaffungen für Vorhaben nach § 2 können dem Vergaberecht gemäß dem Gesetz ge­
gen Wettbewerbsbeschränkungen (GWB) bzw. dem Flaushaltsrecht unterliegen, so dass 
für sie grundsätzlich Ausschreibungsverfahren mit unter anderem entsprechenden Mindest­
fristen zur Auswahl der zu beauftragenden Unternehmen durchzuführen wären. Die dem 
Vertragsschluss vorausgehenden Vergabe- und ggf. Nachprüfungsverfahren können die 
äußerst dringlichen, schnellstmöglich durchzuführenden Vorhaben nach § 2 jedoch nicht 
unerheblich verzögern und somit die nach § 1 und § 3 erforderliche schnellstmögliche Si­
cherstellung der überragenden öffentlichen Interessen an der Versorgung mit Gas erheblich 
verzögern oder gefährden. Für diese besonderen, durch den Anwendungsbereich des Ge­
setzes stark eingegrenzten, aufgrund der Zeitenwende des russischen Angriffskriegs gegen
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die Ukraine aber für die nationale Unabhängigkeit und Sicherheit überragend wichtigen 
Vorhaben sollen daher vorübergehend erhebliche vergaberechtliche Verfahrenserleichte­
rungen geschaffen werden, soweit dies europa- und verfassungsrechtlich zulässig ist,

Absätze 1 bis 3 regeln für Vorhaben nach § 2 während der Laufzeit gern. § 15 Erleichterun­
gen und Ergänzungen zum GWB-Vergaberecht oberhalb der EU-Schwellenwerte.

Absatz 1 betrifft dabei die Durchführung der Vergabeverfahren selbst, einschließlich von 
Bestimmungen zur Informations- und Wartepflicht sowie zur Unwirksamkeit.

Absätze 2 und 3 treffen abweichende und ergänzende Regelungen für diesbezügliche 
Nachprüfungsverfahren gern. §§ 155 ff. GWB.

Absatz 4 suspendiert den Anwendungsbefehl für die detaillierten Regeln für die Durchfüh­
rung von Vergabeverfahren unterhalb der EU-Schwellenwerte,

Absatz 5 betrifft den Rechtsschutz für Beschaffungen von Vorhaben nach § 2, die nicht den 
speziellen vergaberechtlichen Nachprüfungsverfahren unterliegen.

Zu Absatz 1

Die §§ 97 ff. GWB sowie die aufgrund § 113 GWB erlassenen Vergabeordnungen gelten 
für die Vergabe öffentlicher Aufträge und Konzessionen (§ 103 bis 105 GWB) durch Auf­
traggeber (§ 98 bis 101 GWB) oberhalb der EU-Schwellenwert'e (§ 106 GWB), soweit keine 
Ausnahme vom Vergaberecht (§§ 107 ff. GWB u.a.) vorliegt. Nicht bei allen Vorhaben nach 
§ 2 werden die §§ 97 ff. GWB anwendbar sein, insbesondere falls schon kein öffentlicher 
Auftraggeber oder Sektorenauftraggeber Leistungen beschafft, keine Sektorentätigkeit (ins­
besondere im Bereich Gas oder Häfen) vorliegt, kein Beschaffungscharakter vorliegt, die 
Entgeltlichkeit fehlt oder im Einzelfall besondere Ausnahmen - etwa auch bei wesentlichen 
Sicherheitsinteressen (§ 107 Abs. 2 GWB) - greifen.

Soweit aber öffentliche Aufträge oder Konzessionen für Vorhaben nach § 2 den §§ 97 ff. 
GWB und den entsprechenden untergesetzlichen Anforderungen unterliegen, sind die be­
sonderen Regeln der Absätze 1 bis 3 für die Vergabe- und Nachprüfungsverfahren anzu­
wenden. Für die Laufzeit des Gesetzes gehen diese bei Beschaffungen für Vorhaben nach 
§ 2 wegen äußerst dringlicher Gründe und der Gefährdung überragender öffentlicher Inte­
ressen den allgemeinen Regeln vor (siehe dazu insbesondere auch die Begründungen zu 
§ 1 und § 3).

Angesichts des Zweckes des Gesetzes gemäß § 1 und dem besonderen Interesse gemäß 
§ 3 sehen die Absätze 1 bis 3 für die Vergabe- und Nachprüfungsverfahren Beschleunigun­
gen, Erleichterungen und eine Stärkung des Allgemeininteresses an einer schnellstmögli­
chen Umsetzung der Vorhaben nach § 2 im Rahmen von Interessensabwägungen vor.

Absatz 1 trifft ergänzende und abweichende Regeln für die Durchführung von Vergabever­
fahren. Er regelt dabei auch Abweichungen von § 135 Absatz 1 GWB hinsichtlich der Wirk­
samkeit von Verträgen.

Ziel der Regelungen des Absatzes 1 ist es, das Vergabeverfahren angesichts der äußers­
ten Dringlichkeit der Vorhaben nach § 2 und der Gefährdung überragender öffentlicher In­
teressen rechtssicher zu beschleunigen und die schnellstmögliche, ggf. vorzeitige Durch­
führung der Beschaffungen bei gleichzeitig verringertem Risiko einer enorm verzögernd 
wirkenden potentiellen Rückabwicklung von Verträgen sicherzustellen.

Zu Nummer 1

Gemäß Nummer 1 findet § 97 Absatz 4 GWB keine Anwendung. Mittelständische Interes­
sen müssen bei den eng umgrenzten Vorhaben nach § 2 für den Geltungszeitraum nach
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§ 15 daher nicht vornehmlich berücksichtigt werden. Aufgrund der äußerst dringlichen Um­
setzung der Vorhaben nach § 2 und der Gefährdung überragender öffentlicher Interessen 
treten sie hinter dem Beschleunigungsinteresse zurück. Insbesondere müssen bei Vorha­
ben nach § 2 die Leistungen auch nicht in der Menge oder nach Art oder Fachgebiet in 
Lose aufgeteilt werden. Andernfalls käme es zu einer Vielzahl von Vergabeverfahren, die 
der schnellstmöglichen Umsetzung der Vorhaben nach § 2 entgegenstehen.

Durch die fehlende Anwendung des § 97 Absatz 4 GWB entfallen seine Vorgaben sowohl 
für Vergabeverfahren nach der Vergabeverordnung (VgV), der Sektorenverordnung 
(SektVO), der Konzessionsvergabeverordnung (KonzVgV) und der Vergabeverordnung 
Verteidigung und Sicherheit (VSVgV). Für sie ist anders als für die VOB/A in Nummer 2 
keine gesonderte Regelung zu treffen, da sie das Gebot des § 97 Absatz 4 GWB nicht wie­
derholen.

Zu Nummer 2

Die Begründung zu Nummer 1 gilt ebenso für die § 97 Absatz 4 GWB im Wesentlichen 
wiederholende Regelung in § 5 EU Absatz 2 Nummer 1 der Vergabe- und Vertragsordnung 
für Bauleistungen Teil A (VOB/A). Diese inhaltliche Regelung in der VOB/A wird durch Num­
mer 2 für die Vorhaben nach § 2 materiell abbedungen. Ohne Gebot der Losaufteilung ent­
fällt im Übrigen auch das Begründungsgebot nach § 5 EU Absatz 2 Nummer 2 VOB/A.

Zu Nummer 3

Nummer 3 enthält eine ergänzende Regelung zur bereits bestehenden Ausnahme von der 
Informationspflicht in Fällen, in denen das Verhandlungsverfahren ohne Teilnahmewettbe­
werb wegen besonderer Dringlichkeit gerechtfertigt ist (§ 134 Absatz 3 Satz 1 GWB).

Zum einen wird klargestellt und ausdrücklich geregelt, dass damit nicht nur die Informati­
onspflicht nach § 134 Absatz 1 GWB, sondern auch die Wartepflicht gemäß § 134 Absatz 2 
GWB entfällt. Insbesondere wird aber der Anwendungsbereich für die eng umgrenzten Vor­
haben nach § 2 für die Geltungsdauer des Gesetzes nach § 15 neben Fällen der besonde­
ren Dringlichkeit auf (a.) alle Verhandlungsverfahren ohne Teilnahmewettbewerb sowie (b.) 
auf alle Verfahren, in denen es nur noch einen Bieter und keine weiteren betroffenen Be­
werber gibt, erweitert. Damit wird Gebrauch gemacht von der Möglichkeit des Artikel 2b 
Buchstabe a) und b) der Rechtmittelrichtlinie 89/665/EWG4, Artikel 2b Buchstabe a) und b) 
der Sektorenrechtsmittelrichtlinie 92/13/EWG5 und Artikel 58 Buchstabe a) und b) der Ver- 
teidigungs- und Sicherheitsvergaberichtlinie 2009/81/EG6), Diese sind auch für die Ausle­
gung der Nummer 3 heranzuziehen (insbesondere hinsichtlich der betroffenen Bewerber).

^ Richtlinie 89/665/EWG des Rates vom 21. Dezember 1989 zur Koordinierung der Rechts- und Verwaltungs­
vorschriften für die Anwendung der Nachprüfungsverfahren im Rahmen der Vergabe öffentlicher Lie- 
fer- und Bauaufträge (ABI. L 395 vom 30,12,1989, S. 33), zuletzt geändert durch Richtlinie 2014/23/EU 
des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. Februar 2014 über die Konzessionsvergabe (ABI. 
L 94 vom 28.3.2014, S. 1).

5 Richtlinie 92/13/EWG des Rates vom 25. Februar 1992 zur Koordinierung der Rechts- und Verwaltungsvor­
schriften für die Anwendung der Gemeinschaftsvorschriften über die Auftragsvergabe durch Auftrag­
geber im Bereich der Wasser-, Energie- und Verkehrsversorgung sowie im Telekommunikationssektor 
(ABI. L 76 vom 23.3.1992, S. 14), zuletzt geändert durch Richtlinie 2014/23/EU des Europäischen Par­
laments und des Rates vom 26. Februar 2014 über die Konzessionsvergabe (ABI. L 94 vom 28.3.2014, 
S. 1).

6 Richtlinie 2009/81/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 13. Juli 2009 über die Koordinierung
. der Verfahren zur Vergabe bestimmter Bau-, tiefer- und Dienstleistungsaufträge in den Bereichen Ver­

teidigung und Sicherheit und zur Änderung der Richtlinien 2004/17/EG und 2004/18/EG (ABI. L 216 
vom 20.8.2009, S. 76), zuletzt geändert durch Delegierte Verordnung (EU) 2021/1950 der Kommission 
vom 10. November 2021 zur Änderung der Richtlinie 2009/81/EG des Europäischen Parlaments und 
des Rates im Hinblick auf die Schwellenwerte für tiefer-, Dienstleistungs- und Bauaufträge (ABI. L 398 
vom 11.11.2021,5. 19).
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Das Entfallen der Informations- und Wartepfiicht in diesen Fällen dient angesichts der äu­
ßersten Dringlichkeit der Vorhaben nach § 2 und der Gefährdung überragender öffentlicher 
Interessen der schnellstmöglichen Umsetzung der Vorhaben.

Die mit dem Entfallen einhergehende Möglichkeit von mehr zulässig erteilten Zuschlägen, 
die grundsätzlich nicht aufgehoben werden können (§ 168 Absatz 2 Satz 1 GWB), bevor 
andere interessierte Unternehmen von der Vergabe oder dem beabsichtigten Zuschlag er­
fahren, ist angesichts der äußersten Dringlichkeit der Vorhaben nach § 2 und der Gefähr­
dung überragender öffentlicher Interessen, denen mit diesem Gesetz begegnet wird, hin­
zunehmen. Andere Unternehmen können weiterhin grundsätzlich insbesondere Rechts­
schutz über die Zulässigkeit der Vergabe ohne Teilnahmewettbewerb bzw. ohne Informati­
onsschreiben gemäß § 135 GWB nach Maßgabe von Nummer 4 bis 6 erlangen.

Zu Nummer 4

Nummer 4 bis 6 regeln abweichend von der bisher alternativlosen Rechtsfolge der von An­
fang an festzustellenden Unwirksamkeit des § 135 GWB entsprechend der Möglichkeiten 
der europäischen Rechfmiffelrichtlinieh alternative Sanktionsmögfichkeiten angesichts der 
äußersten Dringlichkeit der Vorhaben nach § 2 und der Gefährdung überragender öffentli­
cher Interessen. Dieses ausnahmsweise Abweichen von der rückwirkenden Unwirksamkeit 
und vollständigen Rückabwicklung ist angesichts der schnellstmöglichen dauerhaften Um­
setzung der Vorhaben nach § 2 überragend wichtig. Eine Rückabwicklung würde die äu­
ßerst dringlichen Verfahren ansonsten konterkarieren und damit überragende öffentliche 
Interessen gefährden. Effektiver Rechtsschutz und abschreckende Wirkung werden durch 
die alternativen Sanktionen und die daneben unberührt bleibende Möglichkeit der Geltend­
machung von Schadensersatz weiterhin gewährleistet, ohne die zwingend benötigte Be­
schleunigung einzuschränken.

Nummer 4 bis 6 befinden sich als Abweichung von § 135 GWB bei den Maßgaben zu den 
Vergabeverfahren in Absatz 1, da die Unwirksamkeitsfolge des § 135 Absatz 1 GWB im 
Kapitel Vergabeverfahren, Unterabschnitt 2 - Vergabeverfahren und Auftragsausführung 
des 4. Teils des GWB steht. Absatz 2 Nummer 5 und Absatz 3 Nummer 8 stellen über ihren 
Verweis auf Nummer 4 bis 6 klar, dass die Abweichung von der bisherigen zwingenden 
Unwirksamkeitsfolge für im Nachprüfungsverfahren festgestellte Verstöße im Sinne des 
§ 135 Absatz 1 Nummer 1 oder 2 vor allem in den Nachprüfungsverfahren nach Absatz 2 
und Absatz 3 durch die Vergabekammern und Beschwerdegerichte zu beachten ist. Statt 
der automatischen Folge der Unwirksamkeit bei Feststellung eines Verstoßes im Sinne des 
§ 135 Absatz 1 Nummer 1 oder 2 GWB haben die Nachprüfungsinstanzen gemäß Num­
mer 4 zum einen eine Abwägungsentscheidung über ein Absehen von der Unwirksamkeits­
folge zu treffen. In diesem Fall sowie bei der nun gemäß Nummer 5 für Vorhaben nach § 2 
vorgesehenen Unwirksamkeitsfolge allein für die Zukunft haben sie in ihrer Entscheidung 
zwingend alternative Sanktionen nach Nummer 6 zu erlassen.

Nummer 4 Satz 1 setzt Artikel 2d Absatz 3 Unterabsatz 1 der Rechtsmittelrichtlinie 
89/665/EWG, Artikel 2d Absatz 3 Unterabsatz 1 der Sektoren-Rechtsmittelrichtlinie 
92/13/EWG und Artikel 60 Absatz 3 Unterabsatz 1 der Verteidigungs- und Sicherheitsver­
gaberichtlinie 2009/81/EG um. Damit wird den Nachprüfungsinstanzen erstmals ein Ermes­
sen gegeben, von der zwingenden Unwirksamkeitsfolge des § 135 Absatz 1 GWB abzuse­
hen, indem sie eine Abwägungsentscheidung über die Unwirksamkeit oder alternative 
Sanktionen treffen können. In die Abwägung sind angesichts der äußersten Dringlichkeit 
der Vorhaben nach § 2 und der Gefährdung überragender öffentlicher Interessen die zwin­
genden Gründe eines Allgemeininteresses für ein Absehen von der Unwirksamkeit bei Vor­
haben nach § 2 angesichts des Zweckes von § 1 und des besonderen Interesses nach § 3 
einzubeziehen.

Satz 2 legt dazu fest, dass das besondere Interesse in der Regel ein Absehen von der 
Unwirksamkeitsfolge rechtfertigt. Für Vorhaben nach §2 sollten daher angesichts der
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äußersten Dringlichkeit der Vorhaben nach § 2 und der Gefährdung überragender öffentli­
cher Interessen außer in besonderen Ausnahmefällen nicht allein die Unwirksamkeit des 
Vertrags in Frage kommen, sondern wegen ihrer Dringlichkeit und dem überwiegenden In­
teresse an ihrem Fortbestehen gemäß Satz 3 stattdessen alternative Sanktionen nach 
Nummer 6 festgelegt werden, die wirksam, verhältnismäßig und abschreckend sein müs­
sen.

Satz 4 stellt klar, dass daneben die Möglichkeit des Antragstellers, Schadensersatz geltend 
zu machen (vgl. §§ 156 Absatz 3,179 Absatz 1 181 GWB, insbesondere § 181 Satz2GWB 
in Verbindung mit den Grundsätzen der culpa in contrahendo), unberührt bleibt. Die Kom­
pensation des Antragstellers kann in solchen Fällen damit nicht wie allgemein häufig in 
einem möglichen neuen Vergabeverfahren bestehen, sondern in der Möglichkeit, beruhend 
auf der Nachprüfungsentscheidung Schadensersatz im Sekundärrechtsschutz geltend zu 
machen. Aufgrund europarechtlicher Vorgaben darf die Zuerkennung des Schadensersat­
zes nicht als alternative Sanktion vorgesehen werden (Artikel 2e Absatz 2 Unterabsatz 3 
der Rechtsmittelrichtlinie 89/665/EWG, Artikel 2e Absatz 2 Unterabsatz 3 der Sektoren­
rechtsmittelrichtlinie 92/13/EWG, Artikel 61 Absatz 2 Unterabsatz 3 Verteidigungs- und Si­
cherheitsvergaberichtlinie 2009/81/EG). Er muss somit separat verfolgt und erklärt werden. 
[...)

Zu Nummer 5

Selbst wenn eine Nachprüfungsinstanz die Unwirksamkeit eines Vertrages ausnahmsweise 
trotz der Abwägungsregeln nach Nummer 4 feststellt, regelt Nummer 5 Satz 1, dass die 
Unwirksamkeit abweichend von § 135 Absatz 1 GWB für die Vorhaben nach § 2 angesichts 
ihrer äußersten Dringlichkeit und der Gefährdung überragender öffentlicher Interessen nur 
für die noch zu erfüllenden Verpflichtungen gilt. Dies setzt Artikel 2d Absatz 2 Unterabsatz 2 
der Rechtsmittelrichtlinie 89/665/EWG, Artikel 2d Absatz 2 Unterabsatz 2 der Sektoren- 
Rechtsmittelrichtlinie 92/13/EWG und Artikel 60 Absatz 2 Satz 2 und 3 der Verteidigungs­
und Sicherheitsvergaberichtlinie 2009/81/EG um.

Die Unwirksamkeit gilt damit nur für die Zukunft. Sie gilt nicht rückwirkend. Eine Rückab­
wicklung des Vertrages erfolgt somit nicht. Dies ist angesichts der äußersten Dringlichkeit 
der Vorhaben nach § 2 und dem überwiegenden Interesse an ihrem Fortbestand zur Ver­
hinderung der Gefährdung überragender öffentlicher Interessen von herausragender Be­
deutung.

Satz 2 regelt, dass dann neben der Unwirksamkeitsfolge für die Zukunft auch alternative 
Sanktionen nach Nummer 6 festzulegen sind. Diese sind in Umsetzung der Richtlinienvor- 
gaben ausdrücklich zusätzlich zur Feststellung der Unwirksamkeit zu treffen, da die Unwirk­
samkeit nach Nummer 5 nur noch die zukünftig zu erfüllenden Verpflichtungen betrifft.

Satz 3 stellt über den Verweis wie auch Nummer 4 Satz 4 klar, dass die Möglichkeit der 
Geltendmachung von Schadensersatz als Kompensation daneben unberührt bleibt.

Zu Nummer 6

Nummer 6 legt die alternativen Sanktionen, die angesichts der äußersten Dringlichkeit der 
Vorhaben nach § 2 und der Gefährdung überragender öffentlicher Interessen statt (Num­
mer 4) oder neben (Nummer 5) der gemäß Nummer 5 Satz 1 ex nunc wirkenden Unwirk­
samkeit im Falle von Verstößen im Sinne des § 135 Absatz 1 Nummer 1 oder 2 anzuwen­
den sind, fest.

Satz 1 setzt Artikel 2e Absatz 2 Unterabsatz 1 und 2 der Rechtsmittelrichtlinie 89/665/EWG, 
Artikel 2e Absatz 2 Unterabsatz 1 und 2 der Sektoren-Rechtsmittelrichtlinie 92/13/EWG 
und Artikel 61 Absatz 2 Unterabsatz 1 und 2 der Verteidigungs- und Sicherheitsvergabe­
richtlinie 2009/81/EG um, nach denen alternative Sanktionen die „Verhängung von Geldbu­
ßen oder bzw. -strafen“ gegen den Auftraggeber oder die Verkürzung der Laufzeit des
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Vertrages umfassen. Den Nachprüfungsinstanzen wird hierein weiter Ermessensspielraum 
eingeräumt, damit sie alle relevanten Faktoren berücksichtigen können, einschließlich der 
Schwere des Verstoßes, des Verhaltens des Auftraggebers und ggf, dem Umfang, in dem 
der Vertrag seine Gültigkeit beibehält. Bei der Festlegung gilt aufgrund der europarechtli­
chen Bestimmungen, dass die alternativen Sanktionen wirksam, verhältnismäßig und ab­
schreckend sein müssen. Bei den relevanten Faktoren ist auch die äußerste Dringlichkeit 
der Vorhaben nach § 2 und die Gefährdung überragender öffentlicher Interessen einzube­
ziehen, Zu beachten ist bei der Bewertung der Schwere des Verstoßes und des Verhaltens 
des Auftraggebers insbesondere auch, dass die Auftraggeber aufgrund der äußersten 
Dringlichkeit der Vorhaben nach § 2 und der Gefährdung überragender öffentlicher Interes­
sen unter erheblichem Zeit- und Flandlungsdruck stehen und von teilweise eigens für diese 
Ausnahmesituation geschaffenen gesetzlichen Erleichterungen und Beschleunigungsmög­
lichkeiten Gebrauch machen.

Satz 2 beschränkt die Höhe einer möglichen Geldsanktion auf 15 Prozent des Auftragswer­
tes. Dieses Maß bewegt sich innerhalb vergleichbarer Regelungen in anderen EU-Mitglied- 
staaten. So gilt etwa in Österreich allgemein eine Grenze von 20 % bzw. - unterhalb der 
Schwellenwerte - 10 % des Auftragswertes (siehe § 356 Absatz 10 des Österreichischen 
Bundesvergabegesetzes). Für die Vorhaben nach § 2 eröffnet die Obergrenze von 15 % 
zugleich ausreichend Raum für die Festlegung einer Geldsanktion im Einzelfall, die wirk­
sam, verhältnismäßig und abschreckend ist. Wird ein Vertrag für teilweise unwirksam er­
klärt, ist die Höchstgrenze von jenem Teil der Auftragssumme des Vertrages zu berechnen, 
der dem Teil des Vertrages entspricht, der nicht aufgehoben wurde.

Zu Nummer 7

Nummer 7 Satz 1 legt durch Gesetz fest, dass für Vorhaben nach § 2 angesichts der äu­
ßerst dringlichen Gründe für die schnellstmögliche Umsetzung der Vorhaben nach § 2 und 
der Gefährdung überragender öffentlicher Interessen die Tatbestandsvoraussetzungen für 
ein Verhandlungsverfahren ohne Teilnahmewettbewerb wegen besonderer Dringlichkeit 
gemäß § 14 Absatz 4 Nummer 3 VgV (a.) hinsichtlich der äußerst dringlichen zwingenden 
Gründen sowie dem Zusammenhang mit Ereignissen, die der betreffende Auftraggeber 
nicht voraussehen konnte, vorliegen, (b.) in der Regel die Mindestfristen nicht eingehalten 
werden können und (c.) die Umstände zur Begründung der äußersten Dringlichkeit dem 
Auftraggeber in der Regel nicht zuzurechnen sind.

Nummer 7 dreht das Regel-Ausnahme-Verhältnis für die Anwendung dieses Verhandlungs­
verfahrens ohne Teilnahmewettbewerb durch den Auftraggeber ausnahmsweise aufgrund 
der hier für die Realisierung der LNG-Infrastrukturvorhaben gemäß § 2 vorliegenden äu­
ßerst dringlichen, zwingenden Gründe aufgrund unvorhersehbarer Ereignisse gesetzlich 
um. Die Tafbestandsvoraussetzungen des § 14 Absatz 4 Nummer 3 VgV, die Artikel 32 Ab­
satz 2 Buchstabe c) der Vergaberichtlinie 2014/24/EU7 umsetzen, sind zwar grundsätzlich 
im Einzelfall anzuwenden und eng auszuiegen. Aufgrund der äußerst dringlichen, zwingen­
den Umstände, die im Zweck gemäß § 1 und im besonderen Interesse nach § 3 für Vorha­
ben nach § 2 gesetzlich dargelegt sind, und der Gefährdung überragender öffentlicher In­
teressen ist es gerechtfertigt, dass der Gesetzgeber für die in § 2 festgelegten Vorhaben 
die Tatbestandsvoraussetzungen der Dringlichkeitsvergabe in wesentlichen Teilen verbind­
lich festlegt. Das Verhandlungsverfahren ohne Teilnahmewettbewerb wegen besonderer 
Dringlichkeit wird damit für die meisten Beschaffungen für Vorhaben nach § 2 im Geltungs­
zeitraum nach § 15 zulässig sein.

? Richtlinie 20M/24/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. Februar 2014 über die öffentliche 
Auftragsvergabe und zur Aufhebung der Richtlinie 2004/18/EG (ABI. L 094 vom 28.3.2014, S. 65), 
zuletzt geändert durch Delegierte Verordnung (EU) 2021/1952 der Kommission vom 10. November 
2021 zur Änderung der Richtlinie 2014/24/EU des Europäischen Parlaments und des Rates im Hinblick 
auf die Schwellenwerte für die Vergabe öffentlicher tiefer-, Dienstlelstungs- und Bauaufträge sowie 
für Wettbewerbe (ABI. L 398 vom 11.11.2021, S. 23).
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Der russische Angriffskrieg gegen die Ukraine und die durch ihn ausgelösten Folgen und 
kurzfristigen Beschaffungsbedarfe waren und sind für die Beschaffungsstellen insgesamt 
und im Einzelnen unvorhersehbar. Der Krieg hat in ihrem Volumen und ihrer Art auch wei­
terhin unvorhersehbare Folgen ausgelöst, auf die Deutschland äußerst dringlich reagieren 
muss, um der Gefährdung überragender öffentlicher Interessen zu begegnen. Angesichts 
der Natur und des Ausmaßes des russischen Angriffs sind äußerst dringliche Aufgaben der 
Sicherheit Deutschlands und seiner Verbündeten entstanden, die insbesondere auch die 
wirtschaftliche und energiepolitische Unabhängigkeit Deutschlands von Russland umfas­
sen,

Vergabeverfahren unter Einhaltung der Mindestfristen sind in diesen Fällen schon allge­
mein regelmäßig nicht möglich, ohne dass dies den Beschaffungsstellen zuzurechnen ist 
oder von ihnen vorherzusehen war. Insbesondere für die überragend wichtigen, schnellst­
möglich zu errichtenden Vorhaben nach § 2 sind solche Verzögerungen aber nicht hin- 
nehmbar, da sie die Unabhängigkeit Deutschlands von den russischen Erdgaslieferungen 
und damit die Versorgungssicherheit Deutschlands, insbesondere für den Winter 
2022/2023, aber auch die gesicherte Produktion wichtiger Wirtschaftszweige in Deutsch­
land, erheblich gefährden würden.

Die in diesem Gesetz geregelte schnellstmögliche Errichtung der LNG-Infrastruktur ist zur 
Abwendung schwerster wirtschaftlicher Schäden sowie einer Unterversorgung der Bevöl­
kerung mit wichtigen Gütern sowie angesichts der Gefährdung der staatlichen Daseinsvor­
sorge und Energieversorgung für die Bürgerinnen und Bürger insbesondere aufgrund der 
dadurch entstehenden Unabhängigkeit von Russland auch für die Sicherheit in Deutschland 
und Europa äußerst dringlich. Die Realisierung der Vorhaben nach § 2 bedarf aus äußerst 

, dringlichen, zwingenden Gründen überragender öffentlicher Interessen, insbesondere an 
der Energieversorgung, der schnellstmöglichen Umsetzung. Die schnellstmögliche Reali­
sierung dieser Vorhaben dient dem zentralen Interesse an einer sicheren und diversifizier­
ten Gasversorgung in Deutschland und ist daher aus Gründen eines überragenden öffent­
lichen Interesses und im Interesse der öffentlichen Sicherheit erforderlich.

Diese besondere Sachlage rechtfertigt es, hinsichtlich der Vorhaben nach § 2 im Geltungs­
zeitraum nach § 15 das Vorliegen der äußerst dringlichen zwingenden Gründe sowie des 
Zusammenhangs mit Ereignissen, die der betreffende Auftraggeber nicht voraussehen 
konnte, gesetzlich festzulegen. Zur weiteren Begründung der nicht vorhersehbaren Ereig­
nisse, der äußerst dringlichen, zwingenden Gründe und der Gefährdung überragender öf­
fentlicher Interessen für die Vorhaben nach § 2 wird im Übrigen zudem ausdrücklich auf die 
Begründungen zu §§ 1 bis 3 Bezug genommen.

Angesichts dieser äußerst dringlichen, zwingenden Gründe für die Vorhaben nach § 2 und 
der Gefährdung überragender öffentlicher Interessen aufgrund des russischen Angriffskrie­
ges gegen die Ukraine und seiner Folgen und zur überragend wichtigen und äußerst dring­
lichen und zwingenden Abwendung der Abhängigkeit von russischen Gaslieferungen wird 
für das Verhandlungsverfahren ohne Teilnahmewettbewerb für Vorhaben nach § 2 aus­
nahmsweise nach Nummer 7 zudem bestimmt, dass in der Regel die verkürzten Mindest­
fristen (siehe Nummer 8) nicht eingehalten werden können und die Umstände zur Begrün­
dung der äußersten Dringlichkeit dem Auftraggeber in der Regel nicht zuzurechnen ist. 
Diese Voraussetzungen werden für Vorhaben nach § 2 voraussichtlich nur in wenigen Aus­
nahmefällen nicht vorliegen, etwa wenn wegen anderer das Gesamtprojekt noch hemmen­
der Umstände, doch ein verkürzter Teilnahmewettbewerb ohne jegliche zeitliche Verzöge­
rung des Vorhabens insgesamt möglich ist. Für die Frage der Einhaltung der Mindestfristen 
ist auch der notwenige Zeitraum für die Erstellung der Vergabeunterlagen, für die Bekannt­
machung, ggf. für den Teilnahmewettbewerb, für die Angebotsabgabe und -auswertung, 
die Wartefrist und den Zuschlag zu berücksichtigen.

Soweit die Voraussetzungen der Nummer 7 im Einzelfall ausnahmsweise nicht vorliegen, 
schließt dies im Übrigen nicht aus, dass andere Tatbestände für ein Verhandlungsverfahren
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ohne Teilnahmewettbewerb (zum Beispiel wenn gern. § 14 Absatz 4 Nummer 2 von vorn­
herein nur ein bestimmtes Unternehmen in Betracht kommt) oder Ausnahmen vom Verga­
berecht (zum Beispiel wegen wesentlicher Sicherheitsinteressen gemäß § 107 Absatz 2 
GWB) vorliegen.

Die Europäische Kommission hat in Reaktion auf den russischen Angriffskrieg gegen die 
Ukraine ebenfalls allgemein festgestellt, dass für bestimmte Vergaben die Vorschriften für 
die dringende Vergabe öffentlicher Aufträge angewendet werden können (Mitteilung der 
Kommission, Europäische Solidarität mit Flüchtlingen und den Menschen, die vor dem 
Krieg in der Ukraine fliehen, KOM(2022)107 vom 8. März 2022, Seite 5, mit Verweis auf 
ihre Mitteilungen während der Migrationskrise 2015-2016 und der COVID-19-Pandemie).

Für Vergabeverfahren aufgrund Nummer 7 sind zudem folgende Folgeerleichterungen zu 
beachten, die ebenfalls der Beschleunigung des jeweiligen Vergabeverfahrens dienen. Auf­
traggeber können auch im Übrigen alle bereits bestehenden Beschleunigungsmöglichkei­
ten nutzen, um die Beschaffungen für die Vorhaben nach § 2 schnellstmöglich durchzufüh­
ren.

Die äußerst dringlichen, zwingenden Gründe, im Zusammenhang mit Ereignissen, die der 
betreffende Auftraggeber nicht voraussehen konnte, muss der jeweilige Auftraggeber bei 
Beschaffungen für die Vorhaben nach § 2 nicht gesondert darlegen. Dass die Mindestfristen 
nicht eingehalten werden können und dies nicht dem Auftraggeber zuzurechnen ist, hat der 
jeweilige Auftraggeber nach allgemeinen Regeln grundsätzlich zu dokumentieren. An diese 
Dokumentation sind angesichts des überragend wichtigen Beschleunigungsinteresses ins­
besondere angesichts von § 1 und § 3 keine hohen Anforderungen zu stellen.

Bei der Herstellung eines Mindestmaßes an Wettbewerb ist die schnellstmögliche Umset­
zung der äußerst dringlichen Vorhaben nach § 2 und ihre grundlegende Bedeutung für die 
Versorgungssicherheit angesichts der Gefährdung überragender öffentlicher Interessen als 
herausragendes Gebot stets zu beachten.

Angebote können im Rahmen eines Verhandlungsverfahrens ohne Teilnahmewettbewerb 
formlos und ohne die Beachtung konkreter Frisfvorgaben eingeholt werden. Mit der zurück­
liegenden Neuregelung des § 17 Abs, 6 VgV wurde durch einen entsprechenden Einschub 
klargestellt, dass die Mindestfrist von 30 Kalendertagen für Erstangebote nur für Verhand­
lungsverfahren mit Teilnahmewettbewerb gilt. Für Verhandlungsverfahren ohne Teilnahme­
wettbewerb kann der Auftraggeber somit auch eine kürzere Angebotsfrist wählen, solange 
diese angemessen ist (vgl. § 20 VgV), Aufgrund seines besonderen Ausnahmecharakters 
sind damit beim Verhandlungsverfahren ohne Teilnahmewettbewerb nach Würdigung der 
Gesamtumstände im Dringlichkeitsfall auch sehr kurze Fristen (bis hinzu 0 Tagen) denkbar.

§ 17 Abs. 15 VgV stellt zudem klar, dass der öffentliche Auftraggeber bei der Durchführung 
eines Verhandlungsverfahrens ohne Teilnahmewettbewerb wegen äußerster Dringlichkeit 
nach § 14 Abs. 4 Nummer 3 VgV von nachfolgenden Formanforderungen der VgV befreit 
ist:

- §§ 9 bis 13 VgV Vorgaben zur (elektronischen) Kommunikation,

- § 53 Abs. 1 VgV Übermittlung von Interessensbekundungen, Interessensbestätigungen, 
Teilnahmeanträge und Angeboten in elektronischer Form,

- § 54 VgV Aufbewahrung ungeöffneter Interessensbekundungen, Interessensbestätigun­
gen, Teilnahmeanträge und Angebote,

- § 55 VgV Öffnung der Interessenbestätigungen, Teilnahmeanträge und Angebote.
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Gemäß Satz 2 gilt Satz 1 (einschließlich seiner Begründung) entsprechend für die Tatbe­
standsvoraussetzungen eines Verhandlungsverfahrens ohne Teilnahmewettbewerb wegen 
besonderer Dringlichkeit nach SektVO, KonzVgV, VSVgV.

Gemäß Satz 3 gilt Satz 1 (einschließlich seiner Begründung) materiell entsprechend auch 
für Bauaufträge (Verhandlungsverfahren ohne Teilnahmewettbewerb wegen besonderer 
Dringlichkeit gemäß § 3a EU Absatz 3 Nummer 4 VOB/A).

Zu Nummer 8

Satz 1 legt angesichts der äußersten Dringlichkeit der Vorhaben nach § 2 und der Gefähr­
dung überragender öffentlicher Interessen durch Gesetz fest, dass für die Vorhaben nach 
§ 2 angesichts des Zwecks gemäß § 1 und des besonderen Interesses gern. § 3 eine Dring­
lichkeit hinreichend begründet ist, die die Einhaltung der regulären Angebotsfrist von 30 Ta­
gen unmöglich macht. Die Angebotsfrist im Verhandlungsverfahren mit Teilnahmewettbe­
werb kann somit auf zehn Tage verkürzt werden kann.

In Verhandlungsverfahren ohne Teitnahmewettbewerb gilt schon keine bestimmte Fristvor­
gabe, so dass die Angebotsfrist im Einzelfall bis hin auf null Tage verkürzt werden kann 
(siehe Begründung zu Nummer 7).

Satz 2 legt eine hinreichend begründete Dringlichkeit für Vorhaben nach § 2 auch für alle 
anderen Fristverkürzungsmöglichkeiten in den verschiedenen Verfahrensarten und den 
verschiedenen Vergabeverordnungen fest. Dies gilt entsprechend auch in den Fällen, in 
denen die Fristverkürzungsmöglichkeit allgemein gilt und nicht auf eine hinreichend begrün­
dete Dringlichkeit beschränkt ist (vgl. etwa in der SektVO). Im Überblick gilt dazu Folgen­
des: Im beschleunigten offenen Verfahren kann die Frist für die Einreichung der Angebote 
auf 15 Tage verkürzt werden. Im beschleunigten nicht offenen Verfahren und im beschleu­
nigten Verhandlungsverfahren können die Fristen für Teiinahmeanträge auf 15 Tage 
(VSVgV: auf zehn Tage bei elektronischen Teilnahmeanträgen) und für die Abgabe von 
Angeboten auf zehn Tage herabgesetzt werden.

Nach Satz 3 gilt das Vorliegen einer hinreichend begründeten Dringlichkeit für die verschie­
denen Fristverkürzungsmöglichkeiten in den Verfahrensarten entsprechend auch für Bau­
aufträge (vgl. §§ 10a EU Absatz 3, 10b EU Absatz 5 VOB/A, auch in Verbindung mit § 10c 
EU Absatz 1 VOB/A). [...]

Zu Nummer 9

Satz 1 legt angesichts der äußersten Dringlichkeit der Vorhaben nach § 2 und der Gefähr­
dung überragender öffentlicher Interessen gesetzlich Fälle fest, in denen bei Verhandlungs­
verfahren ohne Teilnahmewettbewerb wegen besonderer Dringlichkeit ausnahmsweise 
auch nur ein Unternehmen zur Angebotsabgabe aufgefordert werden kann.

Der Wortlaut entspricht den von der Europäischen Kommission anerkannten Fällen (siehe 
Mitteilung der Kommission, Leitlinien der Europäischen Kommission zur Nutzung des Rah­
mens für die Vergabe öffentlicher Aufträge in der durch die COVID-19-Krise verursachten 
Notsituation, 2020/C 108 1/01, S. 1).

Im Sinne einer effizienten Verwendung von Haushaltsmitteln empfiehlt es sich nach Mög­
lichkeit, mehrere Unternehmen zur Angebotsabgabe aufzufordern. Auch nach der nationa­
len Rechtsprechung ist im Rahmen der §§ 14 Absatz 4 Nummer 3,17 Absatz 5 VgV grund­
sätzlich so viel Wettbewerb wie möglich zu eröffnen; ein völliger Verzicht auf Wettbewerb 
kommt grundsätzlich nur als ultima ratio in Betracht (vgl. OLG Rostock, Beschluss vom 
11.11.2021, 17 Verg 4/20).

Bei Vorhaben nach § 2 bedingt es aber häufig die in § 1 und § 3 und der jeweiligen Begrün­
dung dargestellte äußerste Dringlichkeit angesichts der Gefährdung überragender
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öffentlicher Interessen, dass nur ein Unternehmen in der Lage sein wird, den Auftrag unter 
den durch die zwingende Dringlichkeit auferlegten technischen und zeitlichen Zwängen zu 
erfüllen. Dann ist es den Auftraggebern auch erlaubt, in der Kürze der zur Verfügung ste­
henden Zeit nur mit diesem Unternehmen Verhandlungen zu führen.

Zwar handelt es sich um eine Prognoseentscheidung, ob nur das bestimmte Unternehmen 
unter den durch die äußerste Dringlichkeit bedingten technischen und zeitlichen Zwängen, 
in der Lage sein wird, die Leistung entsprechend zu erbringen. Die Gründe dafür, dass nur 
dieses Unternehmen dazu in der Lage ist, müssen aber grundsätzlich im Zeitpunkt der An­
sprache des einzelnen Unternehmens vorliegen.

Gemäß Satz 2 gilt Satz 1 (einschließlich seiner Begründung) entsprechend für Verhandlun­
gen mit nur einem Unternehmen in Verhandlungsverfahren ohne Teilnahmewettbewerb we­
gen besonderer Dringlichkeit nach SektVO, KonzVgV, VSVgV. Gemäß Satz 3 gilt Satz 1 
(einschließlich seiner Begründung) materiell entsprechend auch für Bauaufträge. Diese 
Verhandlungsmöglichkeit mit nur einem Unternehmen gilt für die Vergabeverordnungen 
und für die VOB/A auch, soweit sich der grundsätzliche Mindestwettbewerb von drei Unter­
nehmen nur aus allgemeinen Grundsätzen ergibt und nicht ausdrücklich oder nicht aus­
drücklich für Verhandlungsverfahren ohne Teilnahmewettbewerb erwähnt ist (vgl. etwa § 
21 III 3 VSVgV nur für Verfahren mit Teilnahmewettbewerb). Die Möglichkeit der Verhand­
lung mit nur einem Unternehmen im Ausnahmefall ist insoweit aufgrund der äußersten 
Dringlichkeit der Vorhaben nach § 2 und der Gefährdung überragender öffentlicher Interes­
sen eine materielle Klarstellung. Bereits bestehende Möglichkeiten bleiben unberührt.

Zu Absatz 2

Absatz 2 und 3 treffen Regelungen zum Vergaberechtsschutz ergänzend zu und abwei­
chend von §§ 155 ff. GWB. Ziel ist es, die Nachprüfungsverfahren überdas bereits geltende 
Beschleunigungsgebot des § 167 GWB hinaus bei Vorhaben nach § 2 angesichts ihrer äu­
ßersten Dringlichkeit und der Gefährdung überragender öffentlicher Interessen noch erheb­
lich schneller durchzuführen.

Dabei wird am grundsätzlich bewährten zweistufigen Rechtsschutz vor der Vergabekam­
mer und den Vergabesenaten der Oberlandesgerichte festgehalten. Dieser wird jedoch auf 
beiden Stufen weiter erheblich beschleunigt. Daneben werden in den bereits vorgesehenen 
Interessensabwägungen die Berücksichtigung des Zwecks des § 1 sowie des besonderen 
Interesses gemäß § 3 und dessen regelmäßiges Überwiegen angesichts der äußersten 
Dringlichkeit der Vorhaben nach § 2 und der Gefährdung überragender öffentlicher Interes­
sen ergänzt.

Die Änderungen berücksichtigen, dass im Bereich des Vergaberechtsschutzes der allge­
meine Justizgewährleistungsanspruch (Art. 20 Abs. 1 GG i.V.m. Art. 3 Abs.1 GG) den we­
sentlichen Maßstab darstellt und dem Gesetzgeber ein Ausgestaltungsspielraum zuzubilli­
gen ist (BVerfG, Beschluss vom 13. Juni 2006, 1 BvR 1160/03, BVerfGE 116, 135 (156)).

Absatz 2 enthält Maßgaben für die Nachprüfungsverfahren vor der Vergabekammer gemäß 
§§ 160 ff. GWB. Sie dienen vor allem der Beschleunigung und legen angesichts der äu­
ßersten Dringlichkeit der Vorhaben nach § 2 und der Gefährdung überragender öffentlicher 
Interessen die Berücksichtigung und das regelmäßige Überwiegen des überragend wichti­
gen Interesses an der schnellstmöglichen Umsetzung der Vorhaben fest.

Zu Nummer 1

Nummer 1 trifft gewisse Verfahrenserleichterungen für die Durchführung der Nachprü­
fungsverfahren.

Soweit es der Beschleunigung dient, kann die Vergabekammer bei Nachprüfungsverfahren 
über Vergaben für Vorhaben nach § 2 gemäß Satz 1 auch nach Lage der Akten
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entscheiden. Die Vergabekammer wird bei ihrer Entscheidung aber auch zu berücksichti­
gen haben, dass eine mündliche Verhandlung im Einzelfall ebenfalls der schnellen Ent­
scheidung dienen kann.

Satz 2 ermöglicht es der Vergabekammer ausdrücklich die mündliche Verhandlung im 
Wege der Bild- und Tonübertragung durchzuführen. Auch diese Möglichkeit soll der Be­
schleunigung im Einzelfall dienen. Entsprechend Absatz 3 Nummer 6 Satz 2 wird dazu auf 
§ 128a der Zivilprozessordnung verwiesen. Entsprechendes gilt aber zum Beispiel auch 
nach § 102a der Verwaltungsgerichtsordnung.

Zu Nummer 2

Um angesichts der äußersten Dringlichkeit der Vorhaben nach § 2 und der Gefährdung 
überragender öffentlicher Interessen die zügige Durchführung der Nachprüfungsverfahren 
für die im Lichte des § 1 und § 3 äußerst dringenden und schnellstmöglich umzusetzenden 
Vorhaben nach §2 über den allgemeinen Beschleunigungsgrundsatz hinaus zu gewähr­
leisten, verkürzt Absatz 2 die Entscheidungsfrist für die Hauptsacheentscheidung weiter.

Satz 1 verkürzt die Entscheidungsfrist bei Vorhaben nach § 2 auf drei statt fünf Wochen.

Satz 2 legt fest, dass diese Frist höchstens um zwei Wochen verlängert werden kann und 
stellt klar, dass dies nur einmalig geschehen kann.

Die verkürzten Fristen bieten der Vergabekammer somit insgesamt dennoch ausreichend 
Zeit, bei diesen äußerst dringenden Vorhaben angesichts der Gefährdung überragender 
öffentlicher Interessen, dennoch angemessen entscheiden zu können, indem vom Grund­
fall (fünf Wochen) nur angemessen abgewichen wird (drei Wochen plus im Ausnahmefall 
zwei Wochen).

Die Auftraggeber von Beschaffungen für Vorhaben nach § 2 sollen die schnelle Entschei­
dung befördern, indem sie insbesondere sicherstellen, dass die Vergabeakte, jedenfalls 
ihre für die Entscheidung der Vergabekammer wesentlichen Teile, unverzüglich der Verga­
bekammer zur Verfügung gestellt wird. [...]

Zu Nummer 3

Nummer 3 stellt klar, dass bei Nachprüfungsverfahren betreffend Vorhaben nach § 2 bei 
der Auswahl der geeigneten Maßnahmen zur Beseitigung der Rechtsverletzung und Ver­
hinderung der Schädigung der betroffenen Interessen der Zweck des § 1 und die besonde­
ren Interessen des § 3 angesichts der äußersten Dringlichkeit der Vorhaben und der Ge­
fährdung überragender öffentlicher Interessen zu berücksichtigen sind. Dies bedeutet, dass 
die Vergabekammer bei der Auswahl der Maßnahmen insbesondere das überragende In­
teresse an der schnellstmöglichen Umsetzung der Vorhaben nach § 2 in der Regel als aus­
schlaggebend berücksichtigen muss. Maßnahmen, die das Vergabeverfahren oder die Um­
setzung des Vorhabens verzögern, verlängern oder sogar vereiteln, sind daher in der Regel 
keine angemessenen Maßnahmen im Sinne der Nummer 3.

Zu Nummer 4

Nummer 4 ergänzt § 169 GWB angesichts der äußersten Dringlichkeit der Vorhaben 
nach § 2 und der Gefährdung überragender öffentlicher Interessen hinsichtlich der Vorab­
gestattung des Zuschlags durch die Vergabekammer. Sie hat dabei das überragende Inte­
resse an der schnellstmöglichen Umsetzung der Vorhaben zu berücksichtigen, wobei die­
ses Interesse bei Vorhaben nach § 2 in der Regel überwiegt und eine Vorabgestattung des 
Zuschlags erforderlich macht. Dies ist ein Aspekt des für die Beschleunigung der Vorhaben 
nach § 2 besonders wichtigen Elements des vorzeitigen Maßnahmenbeginns bzw. der Ein­
schränkung der aufschiebenden Wirkung von Entscheidungen (siehe dazu insbesondere 
§11).
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Nummer 4 wird in der Praxis von Beschaffungen für Vorhaben nach § 2 jedoch nur dann 
zur Anwendung kommen, wenn nicht schon infolge der Zulässigkeit eines Verhandlungs­
verfahrens ohne Teilnahmewettbewerb und des schon bestehenden Entfalls der Informa­
tions- und Wartefrist ein wirksamer Zuschlag erfolgt ist, bevor Konkurrenten einen Nach­
prüfungsantrag stellen. Im Fall eines bereits wirksam erteilten Zuschlags gilt § 168 Absatz 2 
Satz 1 GWB und Rechtschutz ist gemäß § 135 GWB in Gestalt von Absatz 2 Nummer 3 bis 
5 zu gewähren.

SatzT und 2 gestalten die Abwägungsentscheidung über die Vorabgestattung des Zu­
schlags näher aus und folgen dabei der bestehenden Regelungssystematik in § 169 Absatz 
2 Satz 1,2 und 3 GWB, nach denen entsprechend der Fälle für verteidigungs- oder sicher­
heitsspezifische Aufträge im Sinne von § 104 GWB besonders zu berücksichtigende As­
pekte des Interesses der Allgemeinheit an einem raschen Abschluss des Vergabeverfah­
rens und der nachteiligen Folgen einer Verzögerung der Vergabe bis zum Abschluss der 
Nachprüfung als Abwägungsinteresse festgelegt werden. Eine entsprechende Systematik 
für die Abwägungsentscheidung ist in Absatz 3 Nummer 3 Satz 2 und Nummer 4 Satz 1 
vorgesehen.

Für Vorhaben nach § 2 sind deshalb nach Satz 1 der Zweck des § 1 und das besondere 
Interesse nach § 3 ergänzend in der Abwägung zu berücksichtigen. Mithin ist das überra­
gende Interesse an der schnellstmöglichen Umsetzung der Vorhaben nach § 2 angesichts 
der äußerst dringlichen Gründe und der Gefährdung überragender öffentlicher Interessen 
in die Entscheidung über die Vorabgestattung des Zuschlags einzubeziehen.

Satz 2 legt zudem entsprechend der Systematik in § 169 Absatz 2 Satz 3 GWB angesichts 
der äußersten Dringlichkeit der Vorhaben nach § 2 und der Gefährdung überragender öf­
fentlicher Interessen fest, dass das besondere Interesse in der Regel überwiegt,

Satz 3 legt im überragenden Interesse der Beschleunigung und Gefährdungsabwehr fest, 
dass die Entscheidung über die Vorabgestattung unverzüglich und zwar längstens inner­
halb einer Woche zu treffen ist. Diese Regelungssystematik orientiert sich am bestehenden 
§ 176 Absatz 3 Satz 1,1, Haibsatz GWB. Die Frist kann nicht verlängert werden.

Satz 4 legt zudem fest, dass der Zuschlag dann auch unmittelbar und damit tatsächlich 
schneller als bisher nach § 169 Absatz 2 Satz 1 GWB erteilt werden kann, soweit die War­
tepflicht nicht noch läuft. Er setzt Artikel 2 Absatz 3 Satz 2 der Rechtsmittelrichtlinie 
89/665/EWG, Artikel 2 Absatz 3 Satz 2 der Sektoren-Rechtsmitlelrichtlinie 92/13/EWG und 
Artikel 56 Absatz 3 Satz 2 der Verteidigungs- und Sicherheitsvergaberichtlinie 2009/81/EG

Soweit zu der Entscheidung ein isolierter Antrag an das Beschwerdegericht erfolgt, legt 
Satz 5 fest, dass bei der Entscheidung des Beschwerdegerichts dann ebenfalls das über­
ragende Beschleunigungs- und schnellstmögliche Umsetzungsinteresse angesichts der 
Gefährdung eines überragenden öffentlichen Interesses nach § 1 und § 3 zu beachten sind.

Zu Nummer 5

Nummer 5 stellt klar, dass die Vergabekammer Absatz 1 Nummer 4 bis 6 wegen der Ab­
weichungen von der bisherigen Unwirksamkeitsfolge des § 135 Absatz 1 GWB beachten 
muss, wenn sie im Nachprüfungsverfahren einen Verstoß im Sinne des § 135 Absatz 1 
Nummer 1 oder 2 feststellt.

Statt der bisher automatischen gesetzlichen Folge der Unwirksamkeit bei Feststellung ei­
nes Verstoßes im Sinne des § 135 Absatz 1 Nummer 1 oder 2 GWB hat die Vergabekam­
mer zum einen gemäß Nummer 4 eine Abwägungsentscheidung über ein Absehen von der 
Unwirksamkeilsfolge gemäß den dortigen Voraussetzungen für die in der Abwägung, ins­
besondere der zu berücksichtigenden äußersten Dringlichkeit der Vorhaben nach § 2 und 
der Gefährdung überragender öffentlicher Interessen, zu treffen. In diesem Fall sowie bei
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der nun gemäß Nummer 5 vorgesehenen Unwirksamkeitsfolge allein für die Zukunft hat die 
Vergabekammer sie in ihrer Entscheidung zwingend alternative Sanktionen nach Num­
mer 6 zu erlassen.

Zu Absatz 3

Absatz 3 trifft Regelungen zur sofortigen Beschwerde vor den Vergabesenaten der Ober­
landesgerichte ergänzend zu und abweichend von §§171 ff, GWB, Diese sollen jeweils 
unter Wahrung der richterlichen Unabhängigkeit die Verfahren angesichts der äußersten 
Dringlichkeit der Vorhaben nach §2 und der Gefährdung überragender öffentlicher Interes­
sen erheblich beschleunigen und die Maßstäbe für Abwägungen anpassen und ergänzen. 
Zu den allgemeinen Grundsätzen wird auf die Einführung der Begründung zu Absatz 2 hin­
gewiesen.

Zu Nummer 1

Nummer 1 stellt lediglich klar, dass die Fiktionswirkung nach § 171 Absatz 2 bereits nach 
Ablaufen der nach Absatz 3 Nummer 2 verkürzten Entscheidungsfrist der Vergabekammer 
von drei Wochen (ggf. verlängert um zwei Wochen) und nicht nach den bisherigen fünf 
Wochen plus etwaiger Verlängerung greift. Soweit die Vergabekammer bei Nachprüfungs­
verfahren über Beschaffungen für Vorhaben nach § 2 nicht innerhalb der Frist von drei Wo­
chen (oder bei erfolgter Verlängerung von fünf Wochen) entschieden hat, gilt der Nachprü­
fungsantrag als abgelehnt. Diese Vorschrift dient der Beschleunigung der äußerst dringli­
chen Vorhaben angesichts der Gefährdung überragender öffentlicher Interessen. Keines­
falls ermächtigt sie Vergabekammern den Ablauf der Frist abzuwarten und nicht zu ent­
scheiden. Ziel ist es, dass die Vergabekammer innerhalb der gesetzlichen Fristen entschei­
det und zum Rechtsfrieden über die Vorhaben nach § 2 beiträgt.

Zu Nummer 2

Zur weiteren Beschleunigung der Nachprüfungsverfahren angesichts der äußersten Dring­
lichkeit der Vorhaben nach § 2 und der Gefährdung überragender öffentlicher Interessen 
verkürzt Nummer 2 die Frist zur Einlegung der sofortigen Beschwerde auf eine Woche. 
Diese ist als Notfrist nicht veriängerbar. Angesichts des Zweckes nach § 1 und des beson­
deren Interesses nach § 3 ist es auch den Beschwerdeführenden zuzumuten, ihren Antrag 
äußerst eilig zu erstellen. Der Vortrag kann im Laufe des Beschwerdeverfahrens zur Ge­
währleistung effektiven Rechtschutzes grundsätzlich noch ergänzt werden.

Zu Nummer 3

Nummer 3 ist zur Beschleunigung von Vorhaben nach § 2 in den Fällen besonders wichtig, 
in denen noch kein Zuschlag erteilt wurde, die Vergabekammer aber schon zugunsten des 
Auftraggebers in der Hauptsache entschieden hat,

Satz 1 legt angesichts ihrer äußersten Dringlichkeit und der Gefährdung überragender öf­
fentlicher Interessen fest, dass bei Vorhaben nach § 2 die aufschiebende Wirkung der so­
fortigen Beschwerde schon nach einer Woche (statt wie sonst nach zwei Wochen) entfällt. 
Soweit sie durch das Beschwerdegericht verlängert wird, kann dies nur bis zum Ende der 
Entscheidungsfrist über die sofortige Beschwerde, mithin um sechs Wochen, erfolgen (zu­
sammen sieben Wochen aufschiebende Wirkung entspricht fünf Wochen Entscheidungs­
frist plus maximal zwei Wochen Verlängerung nach Nummer 7 Satz 1 und 2).

Satz 2 legt fest, dass bei der Entscheidung über die Vorabgestattung des Zuschlags zu 
deren Gunsten auch § 1 und § 3 zu berücksichtigen sind, wobei das besondere Interesse 
nach § 3 in der Regel überwiegt. Dies entspricht für die besondere Eilbedürftigkeit der Vor­
haben nach § 2 der bereits bestehenden Regelungssystematik in § 173 Absatz 2 Satz 1, 2 
und 3 GWB für die Abwägung bei verteidigungs- und sicherheitsspezifischen Aufträgen. Die 
Entscheidung des Beschwerdegerichtes sollte angesichts der äußersten Dringlichkeit von
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Vorhaben nach § 2 und der Gefährdung überragender öffentlicher Interessen daher regel­
mäßig zugunsten der Vorabgestattung des Zuschlags ausfallen. Eine entsprechende Sys­
tematik für die Abwägungsentscheidung ist in Absatz 2 Nummer 4 Satz 1 und 2 und in Num­
mer 4 Satz 1 vorgesehen. [...]

Zu Nummer 4

Nummer 4 ist angesichts der äußersten Dringlichkeit der Vorhaben nach § 2 und der Ge­
fährdung überragender öffentlicher Interessen zur Beschleunigung dieser Vorhaben in den 
Fällen besonders wichtig, in denen noch kein Zuschlag erteilt wurde, die Vergabekammer 
aber in der Hauptsache bei Vorhaben nach § 2 ausnahmsweise gegen den Auftraggeber 
entschieden hat. Der unterlegene Auftraggeber kann im Fall einer sofortigen Beschwerde 
dann gemäß § 176 GWB die Vorabentscheidung über den Zuschlag beim Beschwerdege­
richt beantragen.

Entsprechend der Systematik für die Abwägungsentscheidung in Absatz 2 Nummer 4 
Satz 1 und 2 und in Nummer 3 Satz 2 hat das Beschwerdegericht auch in diesen Fällen 
ergänzend zur bisherigen Regelungssystematik in § 176 Absatz 1 Satz 1, 2 und 3 GWB 
gemäß Satz 1 bei der Abwägung den Zweck nach § 1 und das besondere Interesse nach 
§ 3, welches in der Regel überwiegt, zu berücksichtigen. Diese sind angesichts der äußers­
ten Dringlichkeit der Vorhaben nach § 2 und der Gefährdung überragender öffentlicher In­
teressen gemäß Satz 3 auch zu berücksichtigen, soweit das Beschwerdegericht aus­
nahmsweise die Entscheidungsfrist über den Antrag verlängert.

Satz 2 verkürzt die Entscheidungsfrist von bisher längstens fünf Wochen für Vorhaben nach 
§ 2 auf grundsätzlich eine Woche, um dem überragenden Beschleunigungsinteresse der 
Vorhaben nach § 2 gerecht zu werden. Die Verlängerungsmöglichkeit wird angesichts der 
äußersten Dringlichkeit von Vorhaben nach § 2 und der Gefährdung überragender öffentli­
cher Interessen der richterlichen Unabhängigkeit gerecht.

Zu Nummer 5

Nummer 5 bedingt für Vorhaben nach § 2 die Fiktionswirkung des § 177 GWB nach einer 
negativen Entscheidung über die Vorabgestattung des Zuschlags ab. Dies trägt zum effek­
tiven Rechtsschutz und zur Wahrung der richterlichen Unabhängigkeit bei, indem nicht au­
tomatisch mit der äußerst schnell zu fällenden Eilentscheidung die Möglichkeit zur Haupt- 
sacheenlscheidung entfällt.

Zu Nummer 6

Nummer6 enthält angesichts der äußersten Dringlichkeit der Vorhaben nach § 2 und der 
Gefährdung überragender öffentlicher Interessen bestimmte Verfahrenserieichterungen zur 
Beschleunigung des Nachprüfungsverfahrens vor dem Vergabesenat.

Satz 1 ermöglicht unter bestimmten, im Einzelfall zu prüfenden Punkten eine Entscheidung 
nach Lage der Akten. Dieser Verzicht auf die mündliche Verhandlung erweitert die allge­
meinen Möglichkeiten nach § 175 Absatz 2 iVm § 65 Absatz 1 GWB. Durchführung oder 
Verzicht einer mündlichen Verhandlung über die sofortige Beschwerde sollen vor allem der 
schnellstmöglichen Durchführung des Nachprüfungsverfahrens betreffend ein Vorhaben 
nach § 2 dienen.

Satz 2 ermöglicht klarstellend ausdrücklich die Durchführung einer mündlichen Verhand­
lung im Wege der Bild- und Tonübertragung in Ergänzung zu den allgemeinen Möglichkei­
ten nach §§ 175 Absatz 2, 72 GWB iVm § 128a ZPO. Auch dies soll der Beschleunigung 
dienen.
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Zu Nummer 7

Nummer 7 Satz 1 gibt vor, dass die Beschwerdeentscheidung bei der Nachprüfung von 
Beschaffungen für Vorhaben nach § 2 angesichts ihrer äußersten Dringlichkeit und der Ge­
fährdung überragender öffentlicher Interessen erheblich beschleunigt, nämlich innerhalb 
einer Frist von fünf Wochen zu treffen ist. Sie hat ihr Vorbild insbesondere in der bereits 
bestehenden Frist für die Beschwerdegerichte zur Vorabentscheidung über den Zuschlag 
gemäß § 176 Absatz 3 GWB und der Enlscheidungsfrist für die Vergabekammern nach 
§ 167 Absatz 1 GWB. Die Entscheidung des Beschwerdegerichtes nach § 176 Absatz 3 
GWB ist sogar unverzüglich und längstens innerhalb von fünf Wochen zu treffen. Die Re­
gelung in Satz 1 ist für die Hauptsacheentscheidung aber neu und betrifft die richterliche 
Unabhängigkeit. Sie ist angesichts des Zweckes nach § 1 und des besonderen Interesses 
nach § 3 sowie der insgesamt schnellstmöglichen Umsetzung der Vorhaben nach § 2 we­
gen ihrer äußersten Dringlichkeit und der Gefährdung überragender öffentlicher Interessen 
gerechtfertigt.

Die Frist ist zudem angemessen, da das Beschwerdegericht die Frist nach Satz 2 einmalig 
um zwei Wochen verlängern kann.

Satz 3 schränkt ebenfalls aus Gründen der überragend wichtigen Beschleunigung für Ent­
scheidungen über Vorhaben nach § 2 ein, dass das Beschwerdegericht stets in der Sache 
selbst entscheidet. Es kann daher nicht die Verpflichtung der Vergabekammer ausspre­
chen, unter Berücksichtigung der Rechtsauffassung des Gerichts über die Sache erneut zu 
entscheiden. [...]

Zu Nummer 8

Gemäß Nummer 8 hat das Beschwerdegericht entsprechend der Regelung für die Verga­
bekammern in Absatz 2 Nummer 5 zu beachten, dass es bei Feststellung eines Verstoßes 
im Sinne des § 135 Absatz 1 Nummer 1 oder 2 GWB eine Abwägungsentscheidung nach 
Absatz 1 Nummer 4 Satz 1 und 2 zu treffen und alternative Sanktionen nach Absatz 1 Num­
mer 4 Satz 3 oder Nummer 5 Satz 2, Jeweils in Verbindung mit Nummer 6, in seiner Ent­
scheidung zu erlassen hat.

Zu Absatz 4

Aufgrund des Zweckes im Sinne des § 1 und des besonderen Interesses nach § 3 liegen 
bei Vorhaben nach § 2 besondere Umstände für den Abschluss von Verträgen über dies­
bezügliche Lieferungen und Leistungen vor (vgl. § 55 Absatz 1 Satz 1 Bundeshaushalts­
ordnung (BHO), § 30 Satz 1 Haushaltsgrundsätzegesetz (HGrG)). Satz 1 regelt daher, dass 
bei öffentlichen Aufträgen des Bundes abweichend von § 55 Absatz 1 Satz 1 BHO bei Vor­
haben nach § 2 unterhalb der EU-Schwellenwerte nach § 106 GWB keine öffentliche Aus­
schreibung oder beschränkte Ausschreibung mit Teilnahmewettbewerb und auch kein 
sonstiger Teilnahmewettbewerb durchzuführen ist. Insbesondere ist damit auch keine Ver­
handlungsvergabe mit Teilnahmewettbewerb durchzuführen. Diese Ausnahme wegen be­
sonderer Umstände im Sinne von § 55 Absatz 1 Satz 1 BHO (bzw. § 30 HGrG) ist für Vor­
haben nach § 2 gerechtfertigt, da mit dem Zweck des § 1 und dem besonderen Interesse 
nach § 3 eine äußerste Dringlichkeit der Vorhaben und eine Gefährdung überragender öf­
fentlicher Interessen vorliegen, die ein Absehen von einem förmlichen Vergabeverfahren 
rechtfertigen.

Satz 2 stellt klar, dass bei öffentlichen Aufträgen für Vorhaben nach § 2 unterhalb der EU- 
Schwellenwerte auch nicht nach einheitlichen Beschaffungsrichtlinien zu verfahren ist.

Beschaffungsstellen, die dem Bund zuzurechnen sind, haben aufgrund Satz 1 und 2 wäh­
rend der Laufzeit nach § 15 bei Beschaffungen für Vorhaben nach § 2 damit auch nicht die 
in Ziffer 2 der Verwaltungsvorschrift zu § 55 BHO angeordneten detaillierten
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Verfahrensregeln der Unterschwellenvergabeordnung (UVgO) und des ersten Abschnitts 
der VOB/A anzuwenden.

Daneben bestehende etwaige Anforderungen, etwa im Einzelfall aufgrund eines grenzüber­
schreitenden Interesses, bleiben unberührt. Gründe für einen Verzicht auf einen öffentli­
chen Teilnahmewettbewerb sind entsprechend der Feststellungen des § 9 Absatz 1 Num­
mer 7 (einschließlich seiner Begründung) aber auch dabei stets zu berücksichtigen.

Die Länder können für ihr Haushaltsvergaberecht entsprechende Regelungen schaffen.

Zu Absatz 5

Es ist nicht ausgeschlossen, dass die Vergabe von öffentlichen Aufträgen und Konzessio­
nen für Vorhaben nach § 2 nicht einer Nachprüfung gemäß Absatz 2 und 3 unterliegt (etwa 
bei Beschaffungen unterhalb der EU-Schwellenwerte oder soweit Bereichsausnahmen vom 
Vergaberecht vorliegen). In diesen Fällen schreibt Absatz 5 Satz 1 angesichts der äußers­
ten Dringlichkeit der Vorhaben nach § 2 und der Gefährdung überragender öffentlicher In­
teressen dennoch die Berücksichtigung aller möglichen Beschleunigungspotentiale im 
Rechtsschutzverfahren vor. Insbesondere sind bei Abwägungsentscheidungen, etwa im 
vorläufigen Rechtsschutz, der Zweck gemäß § 1 und das besondere Interesse nach § 3 als 
besonderes Ailgemeininteresse beziehungsweise öffentliches Interesse zu berücksichti­
gen, um eine schnellstmögliche Realisierung auch dieser Vorhaben wegen ihrer äußersten 
Dringlichkeit und der Gefährdung überragender öffentlicher Interessen zu erleichtern.

Satz 2 stellt klar, dass Satz 1 für die Geltendmachung von Schadensversatzansprüchen 
keine Anwendung findet. Die Sekundäransprüche können nach den allgemeinen Grunds­
ätzen ohne besonderes Beschleunigungsinteresse verfolgt werden. Dafür sind in der Regel 
die ordentlichen Gerichte zuständig (vgl. §§ 156 Absatz 3, 179 Absatz 1 GWB).

Zu § 10 (Weitere Verfahrensanordnungen)

Mit dem Planungssicherstellungsgesetz (PlanSIG) werden formwahrende Alternativen für 
Verfahrensschritte in Zulassungsverfahren sowie in besonderen Entscheidungsverfahren 
zur Verfügung gestellt. Soweit es um die Bekanntmachung von Unterlagen und anderen 
Informationen geht, sollen diese überdas Internet zugänglich gemacht werden, Als Ersatz 
für durchzuführende Erörterungstermine, mündliche Verhandlungen oder Antragskonferen­
zen wird das Instrument einer Online-Konsultation eingeführt. Durch diese - zeitlich befris­
tete - Form der Beteiligung wird sichergestellt, dass Informationen unmittelbar allen Betei­
ligten zur Verfügung stehen.

Für die Verfahren nach diesem Gesetz sind die Vorschriften für die ortsüblichen und öffent­
lichen Bekanntmachungen (§ 2 PlanSiG), die Auslegung von Unterlagen oder Entscheidun­
gen (§ 3 PlanSiG) sowie Erörterungstermine, mündliche Verhandlungen und Antragskon­
ferenzen (§ 5 PlanSiG) relevant. Damit wird dem Erfordernis der Beschleunigung der Zu- 
lassungs- und Vergabeverfahren nach diesem Gesetz mit bereits bewährten Vorschriften 
Rechnung getragen.

Die in § 2 Absatz 1 Satz 1 und § 3 Absatz 1 Satz 1 PlanSiG angeordnete Einschränkung 
auf solche Bekanntmachungen und Auslegungen, deren Frist am 31. Dezember 2022 en­
det, wird durch § 10 Absatz 1 und 2 für Bekanntmachungen und Auslegungen nach diesem 
Gesetz aufgehoben. Darüber hinaus führt die starre Verweisung auf §§ 2, 3 und 5 PlanSiG 
dazu, dass diese auch über das Außerkrafttreten des PlanSiG hinaus weiterhin Anwendung 
finden.



Zu § 11 (Rechtsbehelfe) 

Zu Absatz 1
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ln Absatz 1 wird die sofortige Vollziehung gesetzlich angeordnet. Es handelt sich um Vor­
haben, deren zeitnahe Realisierung für die Gewährleistung der Versorgungssicherheit von 
großer Bedeutung ist. Sie sind gemäß § 2 aus Gründen eines überragenden öffentlichen 
Interesses erforderlich. Teilweise greift bereits eine gesetzliche Anordnung der sofortigen 
Vollziehung (z.B. § 43e EnWG für LNG-Anbindungsleitungen). Diese gesetzliche Anord­
nung wird auf alle Entscheidungen im Zusammenhang mit Vorhaben nach § 2 dieses Ge­
setzes ausgedehnt. Die Vorschrift trägt somit dem Interesse des Vorhabenträgers an Pla­
nungssicherheit Rechnung. Ausreichender Rechtsschutz entsprechend Artikel 19 Absatz 4 
des Grundgesetzes (GG) ist gewährleistet, da den Betroffenen die Möglichkeit bleibt, die 
Anordnung der aufschiebenden Wirkung nach § 80 Absatz 5 der Verwaltungsgerichtsord­
nung (VwGO) zu beantragen.

Zu Absatz 2

Absatz 2 regelt das Vorgehen, falls nachträglich Tatsachen eintreten, die die Anordnung 
der aufschiebenden Wirkung rechtfertigen.

Zu Absatz 3

Absatz 3 stellt klar, dass der bestehende Rechtsschutz im Übrigen durch dieses Gesetz 
nicht berührt wird. Damit wird auch klargestellt, dass der Rechtsschutz nach Artikel 9 Absatz 
2 des Übereinkommens über den Zugang zu Informationen, die Öffentlichkeitsbeteiligung 
an Entscheidungsverfahren und den Zugang zu Gerichten in Umweltangelegenheiten (Aar- 
hus-Konvention) weiter gewährleistet wird.

Zu Absatz 4

Im Anwendungsbereich des § 9 Absatz 2 und 3 gilt § 11 nicht, § 9 Absatz 2 und 3 sind die 
spezielle Regelung für die Nachprüfung von öffentlichen Aufträgen und Konzessionen 
durch Auftraggeber oberhalb der EU-Schwellenwerte. Außerhalb des Anwendungsberei­
ches von § 9 Absatz 2 und 3 ist § 9 Absatz 5 zu beachten.

Zu § 12 (Zuständigkeit des Bundesverwaltungsgerichts)

Durch die mit § 12 geschaffene Zuständigkeit des Bundesverwaltungsgerichts wird eine 
einheitliche Befassung und Entscheidungsgeschwindigkeit für Entscheidungen gewährleis­
tet, die Vorhaben nach § 2 betreffen.

Die erstinstanzliche Zuständigkeit des Bundesverwaltungsgerichts stellt eine Ausnahme 
dar. Sie ist aber im vorliegenden Fall geboten. Denn nur auf diese Weise wird eine erhebli­
che Verfahrensbeschleunigung erzielt, indem die Dauer möglicher gerichtlicher Verfahren 
verkürzt wird. Im Vergleich zum Rechtschutzverfahren vor dem (Ober-) Verwaltungsgerich­
ten entfällt das Risiko eines anschließenden Revisionsverfahrens beim Bundesverwal­
tungsgericht. In einem Revisionsverfahren ist es möglich, dass das Revisionsgericht das 
Verfahren wieder an das (Ober-) Verwaltungsgericht verweist, um eine weitere Sachaufklä­
rung zu ermöglichen. Dieses kann letztendlich zu einer erheblichen Verzögerung bezüglich 
der Realisierung der erforderlichen LNG-Vorhaben führen.

Indem das Bundesverwaltungsgericht die abschließende Entscheidungsbefugnis über die 
Auslegung und Anwendung des relevanten Rechts für den LNG-Ausbau hat, wird eine ein­
heitliche Rechtsauslegung gewährleistet, was letztendlich der Verfahrensbeschleunigung 
dient. Der LNG-Ausbau ist erforderlich, um die Versorgungssicherheit zu gewährleisten. 
Eine sichere Energieversorgung ist von überragender Bedeutung für das gesamtstaatliche
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Gemeinwohl. Deshalb muss schnellstmögliche Rechts- und Planungssicherheit erzielt wer­
den.

Könnte der Planfeststellungsbeschluss für ein solches Vorhaben vor dem Bundesverwal­
tungsgericht angegriffen werden, während der vorzeitige Baubeginn den normalen Instan­
zenzug durchlaufen müsste, könnte der Beschleunigungseffekt der Rechtswegverkürzung 
zunichtegemacht werden. Daher bezieht sich die Zuständigkeit auch auf alle mit dem Vor­
haben zusammenhängenden Entscheidungen.

Dieses Gesetz betrifft eine überschaubare Anzahl von Fällen. Es geht.nur um die zeitnah 
zu realisierenden LNG-Vorhaben an maximal sechs Standorten. Diese Vorhaben sind in 
§ 2 und in der Anlage abschließend aufgelistet. Nur für diese Vorhaben gilt die erstinstanz­
liche Zuständigkeit. Durch die begrenzte Anzahl von Vorhaben wird die Zuständigkeitsbe­
gründung in quantitativer Hinsicht begrenzt. Im Ergebnis ist damit das Regel-Ausnahme- 
Prinzip gewahrt. Nach der derzeit möglichen Prognose ist davon auszugehen, dass durch 
die Verweisung an das Bundesverwaltungsgericht keine unvertretbaren Beeinträchtigun­
gen der Kernaufgaben des Bundesverwaltungsgerichts als Revisionsgericht ausgelöst wer­
den.

Insgesamt ist die ausnahmsweise Verlagerung zum Bundesverwaltungsgericht erforderlich, 
um auch bei der Ausgestaltung des Verwaltungsgerichtsverfahrens einen notwendigen Bei­
trag zur erforderlichen Beschleunigung des Ausbaus der LNG-Infrastruktur zu leisten.

Zu § 13 (Übergangsregelungen)

Zu Absatz 1

Auch bereits begonnene Zulassungsverfahren für die Errichtung und die Inbetriebnahme 
von Anlagen für Flüssigerdgas, für die dafür notwendigen Gewässerausbauten oder Ge­
wässerbenutzungen sowie von Leitungen sollen mit Hilfe der in diesem Gesetz geregelten 
Verfahrenserleichterungen weitergeführt werden können. Ein bereits begonnener Verfah­
rensschritt, der noch nicht abgeschlossen wurde, ist in diesem Fall jedoch nach neuem 
Recht zu wiederholen, es sei denn, er kann nach neuem Recht entfallen. Durch den Neu­
beginn des Verfahrensschritts, der nach diesem Gesetz geltenden Regelung, soll gewähr­
leistet werden, dass ein Wechsel auf die nach diesem Gesetz geltenden Verfahrensvor- 
schiften nicht während der Durchführung eines laufenden Verfahrensschrittes zu einer Frist­
verkürzung führt.

Zu Absatz 2

Nach Absatz 2 soll der Verfahrensschritt nach altem Recht weitergeführt und beendet wer­
den, wenn dies zur Beschleunigung des Verfahrens beiträgt.

Zu Absatz 3

Absatz 3 legt fest, dass Verfahrensschritte, die nach Inkrafttreten dieses Gesetzes bereits 
begonnen, aber noch nicht beendet wurden, weiterhin nach den Vorschriften dieses Geset­
zes durchgeführt werden können. Die Regelung bildet somit das Gegenstück zur Regelung 
des Absatzes 1 Satz 1.

Zu Absatz 4

Absatz 4 stellt klar, dass Fehlervorschriften (z.B. § 4 Abs. 1 UmwRG) keine Anwendung 
finden, wenn der Verfahrensschrift nach diesem Gesetz vollständig entfallen kann. So kann 
beispielsweise das Fehlen der Umweltverträglichkeitsprüfung nicht gerügt werden, wenn 
sie nach diesem Gesetz entfallen kann.
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Zu Absatz 5

Vergabeverfahren werden regelmäßig nach dem Recht zu Ende geführt, das zum Zeitpunkt 
der Einleitung des Verfahrens galt (vgl. § 186 Absatz 2 GWB). Das ist für Vorhaben nach 
§ 2 angesichts ihrer äußersten Dringlichkeit und der Gefährdung überragender öffentlicher 
Interessen aufgrund des Zweckes des Gesetzes nach § 1 und dem besonderen Interesse 
nach § 3 nicht sachgerecht. Sie sollen daher nach Satz 1, auch wenn sie bereits begonnen 
haben, grundsätzlich mit den Verfahrenserleichterungen und Beschleunigungsvorteilen des 
§ 9 durchgeführt werden können. Für materielle Regelungen, die an diese besondere Dring­
lichkeit anknüpfen (Losverzicht, Dringlichkeitsvergabe), kann dies aber nur für Vorhaben 
gelten, die nach dem Angriff Russlands gegen die Ukraine begonnen haben.

Satz 2 stellt klar, dass für Vorhaben nach § 2 insbesondere auch die Regelungen zur be­
schränkten Unwirksamkeitsfolge und zum beschleunigten Rechtsschutz Anwendung finden 
müssen, um für sie schnell Rechtssicherheit erreichen zu können, selbst wenn das Verga­
beverfahren bereits vor Inkrafttreten des Gesetzes abgeschlossen war bzw. der Zuschlag 
bereits vorher erfolgt ist.

Es wäre aber unangemessen, der Vergabekammer oder dem Beschwerdegericht rückwir­
kend beginnende Fristen aufzueriegen, so dass nach Satz 3 dann mit Inkrafttreten des Ge­
setzes die neuen Fristen laufen, soweit im Sinne der Beschleunigung nicht die bisher gel­
tenden Fristen schon vorher ablaufen.

Zu § 14 (Inkrafttreten, Außerkrafttreten)

Zu Absatz 1

Aufgrund der Eilbedürftigkeit des Gesetzes ist ein schnellstmögliches Inkrafttreten nach der 
Verkündung erforderlich.

Zu Absatz 2

Das Gesetz zielt darauf ab, eine drohende Versorgungskrise mit Gas durch beschleunigte 
Verfahren abzuwenden. Aus diesem Grund sowie zur Umsetzung der Klimaschutzziele und 
der Einhaltung der Maßgaben des Bundes-Klimaschutzgesetzes, ist das Gesetz zu befris­
ten. Zur Sicherstellung, dass alle nach diesem Gesetz begonnenen Verfahrensschritte nach 
den Bestimmungen dieses Gesetzes zu Ende geführt werden, treten die Übergangsvor- 
schriflen erst zu einem späteren Zeitpunkt außer Kraft.

Um einen einheitlichen Rechtsschutz für alle, auch später eintretende Verfahren nach die­
sem Gesetz zu gewährleisten, treten diesbezügliche Regelungen nicht außer Kraft.

Die Regelung stellt sicher, dass auch § 5 Absatz 2 und § 9 Abs .2,3 und 5 nicht außer Kraft 
treten. Dies ist erforderlich, da § 5 Absatz 2 auch nach Außerkrafttreten des Gesetzes wei­
ter Wirkung entfaltet.

Zu der Anlage

In der Anlage werden im Hinblick auf die Erfüllung des Gesetzeszwecks besonders geeig­
net erscheinende Standorte abschließend aufgelistet. Es kann davon ausgegangen wer­
den, dass die darin enthaltenen Vorhaben nach § 2 Absatz 1 einen wesentlichen Beitrag 
zur Sicherung der Versorgung Deutschlands mit LNG leisten können.

Die aufgelisteten Vorhaben umfassen dabei neben den ausdrücklich benannten Anlagen 
nach § 2 Absatz 1 Nummer 1, Nummer 2 und den Leitungen nach § 2 Nummer 3 auch 
damit in unmittelbarem Zusammenhang stehende Gewässerausbauten nach Nummer 4.
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Verbindlichen Festlegungen über die Ausführung eines Vorhabens oder den konkreten Ver­
lauf der Leitungen werden insoweit jedoch nicht getroffen.
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Wichtig!

Liebe Kolleginnen und Kollegen,

anliegend erhalten Sie die kurzfristig politisch geeinigte Änderung des § 5 Abs. 1 Nr. 4 und § 5 Abs. 2. Die Jahreszahl 

wurde auf den 31.12.2043 verschoben. Statt auf sogenannten grünen Wasserstoff wird nunmehr auf 
klimaneutralen Wasserstoff Bezug genommen. Die Änderungen sind mit BMWK, BK und BMÜV abgestimmt. Die 

Kabinettvorlage wird im Wege des Umlaufverfahrens am Freitag und Montag abgestimmt.
Zu Ihrer besseren Übersicht sind diese Mail daher folgende Dokumente beigefügt;

1. Sprechzettel mit den nach der Ressortabstimmung enthaltenen Änderungen

2. Sprechzettel als clean-Version
3. Anschreiben mit den nach der Ressortabstimmung enthaltenen Änderungen

1



4. Anschreiben als clean-Version
5. LNG-Gesetz mit den finalen Änderungen als Vergleichsversion im Verhältnis zu dem Dokument, das wir in 

die Ressortabstimmung gegeben haben
6. LNG-Gesetz in der e-Norm als clean-Version

Für Ihre konstruktive Zusammenarbeit möchten wir uns bei Ihnen allen bedanken.

Im Auftrag

2



Anlage 2
zur Kabinettvorlage des BMWK 

Datenblatt-Nr. 20/09036

Sprechzettel für den Regierungssprecher

Das Bundeskabinett hat heute die vom Bundesminister für Wirtschaft und Klimaschutz 

vorgelegte Formulierungshilfe für einen Gesetzentwurf zur Beschleunigung des Einsat­

zes verflüssigten Erdgases beschlossen.

Der völkerrechtswidrige Angriff Russlands auf die Ukraine hat die energie- und sicher­

heitspolitische Bewertung der Abhängigkeit von russischen Gaslieferungen unvorherge­

sehen kurzfristig und fundamental geändert. Eine Unterbrechung der bis dato für die na­

tionale Energieversorgung zentralen russischen Erdgaslieferungen an Deutschland ist 

nicht mehr ausgeschlossen. Der unverzügliche und schnellstmögliche Aufbau einer von 

Russland ünabhängigeren Gasversorgung ist äußerst dringlich und zwingend erforder­

lich.

Das Gesetz zur Beschleunigung des Einsatzes verflüssigten Erdgases dient der Siche­

rung der nationalen Energieversorgung durch die zügige Einbindung verflüssigten Erd­

gases in das bestehende Fernleitungsnetz, Durch das Gesetz werden die Verfahren zur 

Zulassung von Errichtung und Inbetriebnahme von festen LNG- und schwimmenden 

LNG-Anlagen sowie den erforderlichen Anbindungsleitungen zum Gasversorgungsnetz 

zur Bewältigung dieser Versorgungskrise wesentlich beschleunigt.

Das Gesetz sönkt die materiellen Zulassungsvoraussetzungen nicht ab, Umwelt- und 

Naturschutzstandards bleiben erhalten. Es eröffnet aber Möglichkeiten zur wesentlichen 

Verfahrensbeschleunigung. So kann in den Ländern bereits im Sommer mit dem Bau 

von Gasleitungen und Infrastruktur für Flüssiggasterminals begonnen werden. Neben 

den Zulassungsverfahren werden auch die Vergabe- und Nachprüfungsverfahren für 

die Vergabe öffentlicher Aufträge und Konzessionen für die äußerst dringlichen Vorha­

ben bedeutend beschleunigt.

Die in Betracht kommenden Standorte werden in einer Anlage zum Gesetz näher be­

zeichnet, um den Anwendungsbereich des Gesetzes gezielt auf die für die Bewältigung



der Gasversorgungskrise notwendigen Vorhaben auszurichten. Alle diese Vorhaben lie­

gen im überragenden öffentlichen Interesse und im Interesse der öffentlichen Sicherheit.

Welche Standorte realisiert werden, hängt von verschieden rechtlichen, fachlichen und 

wirtschaftlichen Faktoren ab. Mit dem Gesetz wird für die Zulassungsbehörden und Auf­

traggeber die Möglichkeit geschaffen, die erforderlichen Verfahren im Einklang mit uni­

onsrechtlichen Vorgaben deutlich zu beschleunigen.
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zes verflüssigten Erdgases beschlossen.

Der völkerrechtswidrige Angriff Russlands auf die Ukraine hat die energie- und sicher­
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reits im Sommer mit dem Bau von Gasleitungen und Infrastruktur für Flüssiggastermi­

nals begonnen werden. Neben den Zulassungsverfahren werden auch die Vergabe- 

und Nachprüfungsverfahren für die Vergabe öffentlicher Aufträge und Konzessionen für 

die äußerst dringlichen Vorhaben bedeutend beschleunigt.

Die in Betracht kommenden Standorte werden in einer Anlage zum Gesetz näher be­
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der Gasversorgungskrise notwendigen Vorhaben auszurichten. -Alle diese Vorhaben lie­

gen im überragenden öffentlichen Interesse und im Interesse der öffentlichen Sicherheit.

Welche Standorte realisiert werden, hängt von verschieden rechtlichen, fachlichen und 

wirtschaftlichen Faktoren ab. Mit dem Gesetz wird für die Zulassungsbehörden und Auf­

traggeber die Möglichkeit geschaffen, die erforderlichen Verfahren im Einklang mit uni­
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Kabinettsache 
Datenblatt Nr.: 20/09036

Entwurf eines Gesetzes zur Beschleunigung des Einsatzes verflüssigten Erd­
gases;
hier: Formulierungshilfe für die Koalitionsfraktionen für einen aus der Mitte des 

Deutschen Bundestages einzubringenden Gesetzentwurf

Anlagen: - 3 -

Anliegende Formulierungshilfe nebst Beschlussvorschlag sowie Sprechzettel für den 

Regierungssprecher übersende ich mit der Bitte, die Zustimmung der Bundesregie­

rung im Wege des Umlaufverfahrens herbeizuführen.

Der völkerrechtswidrige Angriff Russlands auf die Ukraine hat die energie- und sicher­

heitspolitische Bewertung der Abhängigkeit von russischen Gaslieferungen unvorher­

gesehen kurzfristig und fundamental geändert. Eine Unterbrechung der bis dato für die 

nationale Energieversorgung zentralen russischen Erdgaslieferungen an Deutschland 

ist nicht mehr ausgeschlossen. Hierdurch ist eine unvorhersehbare, außergewöhnliche
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und äußerst volatile Lage am Gasmarkt entstanden. Vor diesem Hintergrund ist der 

unverzügliche und schnellstmögliche Aufbau einer von Russland unabhängigeren na- 

tionalen-Gasversorgung äußerst dringlich und zwingend erforderlich.

Das Gesetz zur Beschleunigung des Einsatzes verflüssigten Erdgases (LNG-Be- 

schleunigungsgesetz- LNGG) dient der Sicherung der nationalen Energieversorgung 

durch die zügige Einbindung verflüssigten Erdgaäes in das bestehende Gasversor­

gungsnetz. Mit den Vorschriften dieses Gesetzes sollen die Verfahren zur Zulassung 

von Errichtung und Inbetriebnahme der im Anwendungsbereich dieses Gesetzes be- 

zeichneten Vorhaben wesentlich beschleunigt werden. Dies umfasst die beschleunigte 

Durchführung von Verfahren für die Vergabe öffentlicher Aüffi^ge und Konzessionen 

für diese Vorhaben.

Das Gesetz erfasst sowohl landoebundenefeste LNG- als auch schwimmende LNG- 

Terminals sowie die erforderlichen Anbindungsleitungen an das Gasversorgungsnetz. 

Die hierzu in Betracht kommenden Standorte werden in der Anlage zum Gesetz näher 

bezeichnet. Alle im Gesetz bezeichneten Vorhaben, liegen im überragenden öffentli­

chen Interesse und im Interesse der öffentlichen Sicherheit. Die energiewirtschaftliche 

Notwendigkeit und Bedarf der Vorhaben sind gesetzlich festgestellt.

Das Gesetz eröffnet die Möglichkeit zur Ausnahme von einer Umweltverträglichkeits­

prüfung (UVP). Die zuständige Behörde karw-hat bei dem konkreten Vorhaben von 

einer UVP abzusehen, wenn sie festqestellt hat, dass das konkrete Vorhaben geeignet 

ist, einen relevanten Beitrag zu leisten, die Krise der Gasversorgung zu bewältigen 

oder abzuwenden. Eine nach dem Fachrecht erforderliche Öffentlichkeitsbeteiligung 

findet auch bei den im Gesetzentwurf genannten LNG-Vorhaben weiterhin statt. Sie 

wird aber in ihrer zeitlichen Dauer auf zwei Wochen und somit deutlich reduziert.

Die materiellen, fachrechtlichen Zulassungsvoraussetzungen für LNG-Anlagen und 

Leitungen bleiben erhalten und werden nicht abgesenkt. Dies gilt insbesondere für die 

Anforderungen nach dem Immissionsschutz- und Wasserrecht. Im Naturschutzrecht
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kann flexibler und zeitlich entkoppelt ein Eingriff kompensiert werden. Ferner werden 

im Leitungsbaurecht die Anforderungen für einen vorzeitigen Baubeginn gelockert.

Vergabeverfahren werden im Einklang mit den unionsrechtlichen Vorgaben aufgrund 

der äußersten Dringlichkeit der Vorhaben deutlich schneller und flexibler durchgeführt 

werden können. Entsprechend werden diesbezügliche Nachprüfungsverfahren be­

deutend beschleunigt und die Abwägung in Eilentscheidungen zugunsten der Vorha­

ben gestärkt. Dabei wird die Planungssicherheit für geschlossene Verträge auch im 

Fall eines Nachprüfungsverfahrens erhöht.

Rechtsbehelfe gegen LNG-Vorhaben entfalten nach dem Gesetzentwurf keine auf­

schiebende Wirkung und der Rechtsweg im Zusammenhang mit LNG-Vorhaben soll 

direkt zum Bundesverwaltungsgericht führen und wird somit auf eine Instanz verkürzt.

(Im Einklang mit den Klimaschutzzielen Deutschlands und zur Vermeidung von sog. 

Lock-in-Effekten haben die Behörden die Genehmigung für LNG-Anlagen im Anwen­

dungsbereich dieses Gesetzes bis längstens zum 31. Dezember £304012043 zu befris­

ten. Ein Weiterbetrieb dieser Anlagen über diesen Zeitpunkt hinaus kann nur für klima­

neutralen Wasserstoff und dessen Derivate genehmigt werden. (Damit wird den Anfor­

derungen des Bundesverfassungsgerichts aus dem Beschluss vom 24. März 2021 

zum Bundes-Klimaschutzqesetz Rechnung getragen.

Die Ressortabstimmung ist abgeschlossen. Das Bundesministerium für Umwelt, Na­

turschutz, nukleare Sicherheit und Verbraucherschutz, das Bundesministerium des 

Innern und für Heimat, das Bundesministerium der Finanzen und das Bundesministe­

rium für Bildung und Forschung haben dem Gesetzentwurf zugestimmt. Die anderen 

Ressorts haben keine Einwände erhoben. Dem Bundesministerium der Justiz wurde 

der Gesetzentwurf zur rechtsförmlichen und rechtssystematischen Prüfung über­

sandt (Rechtsprüfung gemäß § 46 Absatz 1 GGO). In Anbetracht des engen Zeitrah­

mens konnte die Rechtsprüfung nicht abgeschlossen werden. Sie wird während des 

parlamentarischen Verfahrens fortgesetzt. Aus Sicht des Bundesministeriums für

Kommentiert [Al]; Anpassung an die noch ausstehende finale 
Gesetzesfassung- Rücklauf BK steht noch aus



Wirtschaft und Klimaschutz steht, die noch nicht abgeschlossene Rechtsprüfung einer 

Kabinettbefassung nicht im Wege; das Bundesministerium der Justiz ist dem nicht 

entgegengetreten.

Das Gesetz bedarf der Zustimmung des Bundesrates.

-4-

Vier Abdrucke dieses Schreibens mit Anlagen sind beigefügt.



ßundesministerium 
für Wirtschaft 
und Klimaschutz

G7 GERMANY
2022

Dr. Robert Habeck, MdB
Bundesminisler

Chef des Bundeskanzleramtes hausanschrift
POSTANSCHRIFT

nachrichtlich: tel

FAX
Bundesministerinnen und Bundesminister e-mail

DATUM
Chefin des Bundespräsidialamtes

Präsident des Bundesrechnungshofes Az.
Bearb.:

Chef des Presse- und Informationsamtes 

der Bundesregierung

Beauftragte der Bundesregierung für Kultur 

und Medien

Scharnhorslslraße 34 - 37,10115 Berlin

info@bmwi.bund.de 

Berlin, XX. Mai 2022

Kabinettsache 
Datenblatt Nr.: 20/09036

Entwurf eines Gesetzes zur Beschleunigung des Einsatzes verflüssigten Erd­
gases;
hier: Formulierungshilfe für die Koalitionsfraktionen für einen aus der Mitte des 

Deutschen Bundestages einzubringenden Gesetzentwurf

Anlagen: - 3 -

Anliegende Formulierungshilfe nebst Beschlussvorschlag sowie Sprechzettel für den 

Regierungssprecher übersende ich mit der Bitte, die Zustimmung der Bundesregie­

rung im Wege des Umlaufverfahrens herbeizuführen.

Der völkerrechtswidrige Angriff Russlands auf die Ukraine hat die energie- und sicher­

heitspolitische Bewertung der Abhängigkeit von russischen Gaslieferungen unvorher­

gesehen kurzfristig und fundamental geändert. Eine Unterbrechung der bis dato für die 

nationale Energieversorgung zentralen russischen Erdgaslieferungen an Deutschland 

ist nicht mehr ausgeschlossen. Hierdurch ist eine unvorhersehbare, außergewöhnliche
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und äußerst volatile Lage am Gasmarkt entstanden. Vor diesem Hintergrund ist der 

unverzügliche und schnellstmögliche Aufbau einer von Russland unabhängigeren 

Gasversorgung äußerst dringlich und zwingend erforderlich.

Das Gesetz zur Beschleunigung des Einsatzes verflüssigten Erdgases (LNG-Be- 

schleunigungsgesetz- LNGG) dient der Sicherung der nationalen Energieversorgung 

durch die zügige Einbindung verflüssigten Erdgäsesjn'ää's ^stehende Gasversor­

gungsnetz. Mit den Vorschriften dieses Gesetzes sollen die Verfahren zur Zulassung 

von Errichtung und Inbetriebnahme der im Anwendungsbereich dieses Gesetzes be- 

zeichneten Vorhaben wesentlich beschleunigt werden. Dies umfasst die beschleunigte 

Durchführung von Verfahren für die Vergabe öffentlicher Aufträge und Konzessionen 

für diese Vorhaben.

Das Gesetz erfasst sowohl landgebundene LNG- als auch schwimmende LNG-Termi- 

nals sowie die erforderlichen Anbindungsleitungen an das Gasversorgungsnetz. Die 

hierzu in Betracht kommenden Standorte werden in der Anlage zum Gesetz näher 

bezeichnet. Alle im Gesetz bezeichneten Vorhaben, liegen im überragenden öffentli­

chen Interesse und im Interesse der öffentlichen Sicherheit. Die energiewirtschaftliche 

Notwendigkeit und Bedarf der Vorhaben sind gesetzlich festgestellt.

Das Gesetz eröffnet die Möglichkeit zur Ausnahme von einer Umweltverträglichkeits­

prüfung (UVF). Die zuständige Behörde hat bei dem konkreten Vorhaben von einer 

UVF abzusehen, wenn sie festgestellt hat, dass das konkrete Vorhaben geeignet ist, 

einen relevanten Beitrag zu leisten, die Krise der Gasversorgung zu bewältigen oder 

abzuwenden. Eine nach dem Fachrecht erforderliche Öffentlichkeitsbeteiligung findet 

auch bei den im Gesetzentwurf genannten LNG-Vorhaben weiterhin statt. Sie wird 

aber in ihrer zeitlichen Dauer auf zwei Wochen und somit deutlich reduziert.

Die materiellen, fachrechtlichen Zulassungsvoraussetzungen für LNG-Anlagen und 

Leitungen bleiben erhalten und werden nicht abgesenkt. Dies gilt insbesondere für die 

Anforderungen nach dem Immissionsschutz- und Wasserrecht. Im Naturschutzrecht
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kann flexibler und zeitlich entkoppelt ein Eingriff kompensiert werden. Ferner werden 

im Leitungsbaurecht die Anforderungen für einen vorzeitigen Baubeginn gelockert.

Vergabeverfahren werden im Einklang mit den unionsrechtlichen Vorgaben aufgrund 

der äußersten Dringlichkeit der Vorhaben deutlich schneller und flexibler durchgeführt 

werden können. Entsprechend werden diesbezügliche Nachprüfungsverfahren be­

deutend beschleunigt und die Abwägung in Eilentscheidungen zugunsten der Vorha­

ben gestärkt. Dabei wird die Planungssicherheit für geschlossene Verträge auch im 

Fall eines Nachprüfungsverfahrens erhöht,

Rechtsbehelfe gegen LNG-Vorhaben entfalten nach dem Gesetzentwurf keine auf­

schiebende Wirkung und der Rechtsweg im Zusammenhang mit LNG-Vorhaben soll 

direkt zum Bundesverwaltungsgericht führen und wird somit auf eine Instanz verkürzt.

Im Einklang mit den Klimaschutzzielen Deutschlands und zur Vermeidung von sog. 

Lock-in-Effekten haben die Behörden die Genehmigung für LNG-Anlagen im Anwen­

dungsbereich dieses Gesetzes bis längstens zum 31. Dezember 2043 zu befristen. 

Ein Weiterbetrieb dieser Anlagen über diesen Zeitpunkt hinaus kann nur für klimaneut­

ralen Wasserstoff und dessen Derivate genehmigt werden. Damit wird den Anforde­

rungen des Bundesverfassungsgerichts aus dem Beschluss vom 24. März 2021 zum 

Bundes-Klimaschutzgesetz Rechnung getragen.

Kommentiert [Al]: Anpassung an die noch ausstehende finale 
Gesetzesfassung- Rücklauf BK steht noch aus

Die Ressortabstimmung ist abgeschlossen. Das Bundesministerium für Umwelt, Na­

turschutz, nukleare Sicherheit und Verbraucherschutz, das Bundesministerium des 

Innern und für Heimat, das Bundesministerium der Finanzen und das Bundesministe­

rium für Bildung und Forschung haben dem Gesetzentwurf zugestimmt. Die anderen 

Ressorts haben keine Einwände erhoben. Dem Bundesministerium der Justiz wurde 

der Gesetzentwurf zur rechtsförmlichen und rechtssystematischen Prüfung über­

sandt (Rechtsprüfung gemäß § 46 Absatz 1 GGO). In Anbetracht des engen Zeitrah­

mens konnte die Rechtsprüfung nicht abgeschlossen werden. Sie wird während des 

parlamentarischen Verfahrens fortgesetzt. Aus Sicht des Bundesministeriums für
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Wirtschaft und Klimaschutz steht die noch nicht abgeschlossene Rechtsprüfung einer 

Kabinettbefassung nicht im Wege; das Bundesministerium der Justiz ist dem nicht 

entgegengetreten.

Das Gesetz bedarf der Zustimmung des Bundesrates.

Vier Abdrucke dieses Schreibens mit Anlagen sind beigefügt.
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Formulierungshilfe

Formulierungshilfe für den Entwurf eines Gesetzes zur Beschleu­
nigung des Einsatzes verflüssigten Erdgases

(LNG-Beschleunigungsgesetz - LNGG)>

Vom ...

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das folgende Gesetz beschlos­
sen:

§1

Zweck

(1) Dieses Gesetz dient der Sicherung der nationalen Energieversorgung durch die 
zügige Einbindung verflüssigten Erdgases in das bestehende Fernleitungsnetz.

(2) Mit den Vorschriften dieses Gesetzes sollen die Zulassung von Errichtung und In­
betriebnahme der in § 2 bezeichneten Vorhaben sowie die Durchführung von Verfahren für 
die Vergabe öffentlicher Aufträge und Konzessionen dieserVorhaben beschleunigt werden.

§2

Anwendungsbereich

(1) Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des Absatzes 2 für die Zulassung von:

1. stationären schwimmenden Anlagen zur Einfuhr, Entladung, Lagerung und Wiederver­
dampfung verflüssigten Erdgases,

2. stationären landgebundenen Anlagen zur Einfuhr, Entladung, Lagerung und Wieder­
verdampfung verflüssigten Erdgases,

3. Leitungen, die der Anbindung von Anlagen nach Nummer 1 oder Nummer 2 an die 
Gasversorgungsnetze dienen (LNG-Anbindungsleitungen),

4. Gewässerausbauten und Gewässerbenutzungen, die für Errichtung und Betrieb der 
Anlagen nach Nummer 1 oder Nummer 2 erforderlich sind.

(2) Dieses Gesetz gilt nur für die in der Anlage bezeichneten Vorhaben,

(3) Dieses Gesetz gilt zudem für die Vergabe öffentlicher Aufträge und Konzessionen 
für Vorhaben nach Absatz 2.

§3

Besonderes Interesse

Die in der Anlage bezeichneten Vorhaben sind für die sichere Gasversorgung Deutsch­
lands besonders dringlich. Für diese Vorhaben wird die energiewirtschaftliche
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Notwendigkeit und der Bedarf zur Gewährleistung der Versorgung der Allgemeinheit mit 
Gas festgestellt. Die schnellstmögliche Durchführung dieser Vorhaben dient dem zentralen 
Interesse an einer sicheren und diversifizierten Gasversorgung in Deutschland und ist aus 
Gründen eines überragenden öffentlichen Interesses und im Interesse der öffentlichen Si­
cherheit erforderlich.

§4

Ausnahmen von der Umweltverträglichkeitsprüfung1

(1) Abweichend von § 1 Absatz 4 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprü­
fung in der Fassung der Bekanntmachung vom 18. März 2021 (BGBl. I S. 540), das zuletzt 
durch Artikel 14 des Gesetzes vom 10, September 2021 (BGBl. I S. 4147) geändert worden 
ist, hat die für die Zulassungsentscheidung zuständige Behörde bei Vorhaben nach § 2 das 
Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung nach Maßgabe der Absätze 2 bis 5 nicht 
anzuwenden, wenn eine beschleunigte Zulassung des konkreten Vorhabens geeignet ist, 
einen relevanten Beitrag zu leisten, um eine Krise der Gasversorgung zu bewältigen oder 
abzuwenden.

(2) Wird nach Absatz 1 keine Umweltverträglichkeitsprüfung durchgeführt, entfallen 
auch die entsprechenden, in fachrechtlichen Vorschriften geregelten Pflichten der Antrag­
steller und Aufgaben der Behörden.

(3) Die weiteren Zulassungsvoraussetzungen nach den fachrechtiichen Vorschriften 
bleiben unberührt, soweit sich nicht aus den nachfolgenden Bestimmungen dieses Geset­
zes etwas anderes ergibt.

(4) Der Öffentlichkeit sind vor Erteilung der Zulassung folgende Informationen zugäng­
lich zu machen;

1. der Entwurf der Zulassungsentscheidung einschließlich Begründung,

2. die wesentlichen Antragsunterlagen einschließlich der Unterlagen, mit denen die we­
sentlichen Auswirkungen des Vorhabens auf die Umwelt dargestellt werden,

3. die Gründe für die Gewährung der Ausnahme nach Absatz 1 von den Anforderungen
nach dem Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung.

Die Zugänglichmachung hat für die Dauer von vier Tagen mittels Auslegung in Räumen der 
Zulassungsbehörde und mittels Veröffentlichung auf der Internetseite der Zulassungsbe­
hörde zu erfolgen.

(5) Das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, nukleare Sicherheit und Ver­
braucherschutz hat die Europäische Kommission vor Erteilung der Zulassungsentschei­
dung über die Gründe der Gewährung der Ausnahme nach Absatz 1 zu unterrichten und 
ihr die Informationen, die die zuständige Behörde der Öffentlichkeit nach Absatz 4 zugäng­
lich macht, zu übermitteln. Zu diesem Zweck hat die zuständige Behörde rechtzeitig, spä­
testens vier Tage vor der Entscheidung über die Zulassung des Vorhabens dem Bundes­
ministerium für Umwelt, Naturschutz, nukleare Sicherheit und Verbraucherschutz die Infor­
mationen nach Absatz 4 zu übermitteln.

') § 4 dieses Gesetzes dient auch der Umsetzung folgender Richtlinie; Richtlinie 2011/92/EU des Europä­
ischen Parlaments und des Rates vom 13. Dezember 2011 Uber die Umwettverträglichkeitsprüfung bei 
bestimmten öffentlichen und privaten Projekten (ABI. L 26 vom 28.1.2012, S. 1), geändert durch Richt­
linie 2014/52/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. April 2014 (ABI. L 124 vom 
25.4.2014, S. 1).
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§5

|Maßgaben|für die Anwendung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes und der ln- 
dustriekläraniagen-Zulassungs- und Überwachungsverordnung2

(1) Das Bundes-Immissionsschutzgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 
17. Mai 2013 (BGBl, I S. 1274; 2021 I S. 123), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 
24. September 2021 (BGBl. I S, 4458) geändert worden ist, ist für die Zulassung von Anla­
gen nach § 2 Nummer 1 und 2 dieses Gesetzes mit folgenden Maßgaben anzuwenden:

1. abweichend von § 10 Absatz 3 Satz 2 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes sind der 
Antrag und die vom Antragsteller vorgelegten Unterlagen, mit Ausnahme der 
Unterlagen nach § 10 Absatz 2 Satz 1 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes, sowie 
die entscheidungserheblichen Berichte und Empfehlungen, die der Behörde im 
Zeitpunkt der Bekanntmachung vorliegen, nach der Bekanntmachung eine Woche zur 
Einsicht auszulegen,

2. abweichend von § 10 Absatz 3 Satz 4 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes kann die 
Öffentlichkeit bis eine Woche nach Ablauf der Auslegungsfrist gegenüber der 
zuständigen Behörde schriftlich oder elektronisch Einwendungen erheben; diese Frist 
gilt auch bei Anlagen nach der Richtlinie 2010/75/EU des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 24. November 2010 über Industrieemissionen (integrierte 
Vermeidung und Verminderung der Umweltverschmutzung) (ABI. L 334, 17.12.2010, 
S, 17),

3. die zuständige Behörde kann einen Erörterungstermin nach § 10 Absatz 6 des 
Bundes-Immissionsschutzgesetzes durchführen, soweit Sie diesen für erforderlich oder 
zweckmäßig hält,

4. die Genehmigung nach § 4 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes ist mit der 
Bestimmung zu erteilen, dass der Betrieb der Anlage mit verflüssigtem Erdgas 
spätestens am 31. Dezember 2043 einzustellen ist.

(2) Für eine Anlage nach § 2 Absatz 1 Nummer 1 und 2, die über den 31. Dezember 
2043 hinaus betrieben werden soll, kann die Genehmigung zum Weiterbetrieb nur für einen 
Betrieb mit klimaneutralem Wasserstoff und Derivaten hiervon erteilt werden. Die Geneh­
migung nach Satz 1 ist bis zum Ablauf des 1. Januar 2035 zu beantragen.

(3) Für die Öffentlichkeitsbeteiligung nach § 4 der Industriekläranlagen-Zulassungs- 
und Überwachungsverordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 2. Mai 2013 
(BGBl. I S. 973, 1011), die zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 21. Mai 2003 (BGBl. I
5. 2873) geändert worden ist, gelten die Maßgaben des Absatzes 1 Nummer 1 bis 3 ent­
sprechend.

Kommentiert [Gil]: Leitungsenlsoheidung zu Absatz 1 
Nr. 4 und Absatz 2 bezüglich der Jahreszahlen und 
dem Betrieb mit grünem Wasserstoff steht noch aus - 
strittig mit BMF / BK

2 § 5 dieses Gesetzes dient auch der Umsetzung folgender Richtlinien; Richtlinie 2010/75/EU des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 24. November 2010 über Industrieemissionen (integrierte Vermeidung 
und Verminderung der Umweltverschmutzung) (Neufassung) (ABI. L 334 vom 17.12.2010, S. 17) (Be­
richtigung, ABI. I 158 vom 19.06.2012, S. 25); Richtlinie 2012/18/EU des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 4. Juli 2012 zur Beherrschung der Gefahren schwerer Unfälle mit gefährlichen 
Stoffen, zur Änderung und anschließenden Aufhebung der Richtlinie 96/82/EG des Rates (ABI. L 197 
vom 24.7.2012, S. 1).
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§6

Maßgaben für die Anwendung des Bundesnaturschutzgesetzes

Das Bundesnaturschutzgesetz vom 29. Juli 2009 (BGBl. I S, 2542), das zuletzt durch 
Artikel 1 des Gesetzes vom 18. August 2021 (BGBl. I S. 3908) geändert worden ist, ist bei 
der Zulassung von Vorhaben nach § 2 mit folgenden Maßgaben anzuwenden:

1. abweichend von § 17 Absatz 1 des Bundesnaturschutzgesetzes kann die Festsetzung 
von Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen nach § 15 Absatz 2 des Bundesnaturschutz­
gesetzes bis zu zwei Jahre nach Erteilung der Zulassungsentscheidung erfolgen, hier­
für hat der Verursacher die erforderlichen Angaben nach § 17 Absatz 4 Satz 1 Nummer 
2 des Bundesnaturschutzgesetzes nachträglich zu machen. § 15 Absatz 4 Satz 2 des 
Bundesnaturschutzgesetzes ist entsprechend anzuwenden,

2. mit der Umsetzung der Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen ist innerhalb von drei Jah­
ren nach der Festsetzung zu beginnen.

§7

Maßgaben für die Anwendung des Wasserhaushaltsgesetzes

Das Wasserhaushaltsgesetz vom 31. Juli 2009 (BGBl. I S. 2585), das zuletzt durch
Artikel 2 des Gesetzes vom 18. August 2021 (BGBl. I S. 3901) geändert worden ist, ist bei
der Zulassung von Vorhaben nach § 2 mit folgenden Maßgaben anzuwenden:

1. abweichend von § 70 Absatz 1 Satz 1 Flalbsatz 2 des Wasserhaushaltsgesetzes in 
Verbindung mit § 73 Absatz 3 Satz 1 des Verwaltungsverfahrensgesetzes in der Fas­
sung der Bekanntmachung vom 23. Januar 2003 (BGBl. I S. 102), das zuletzt durch 
Artikel 24 Absatz 3 des Gesetzes vom 25. Juni 2021 (BGBl. I S. 2154) geändert worden 
ist, ist der Plan für die Dauer von mindestens einer Woche zur Einsicht auszulegen,

2. abweichend von § 70 Absatz 1 Satz 1 Halbsatz 2 des Wasserhaushaltsgesetzes in 
Verbindung mit § 73 Absatz 4 Satz 1 des Verwaltungsverfahrensgesetzes kann jeder, 
dessen Belange durch das Vorhaben berührt werden, bis zu einer Woche nach Ablauf 
der Auslegungsfrist Einwendungen gegen den Plan erheben,

3. abweichend von § 70 Absatz 1 Satz 1 Halbsatz 2 des Wasserhaushaltsgesetzes in 
Verbindung mit § 73 Absatz 6 Satz 1 des Verwaltungsverfahrensgesetzes kann die 
zuständige Behörde einen Erörterungstermin durchführen, sofern sie diesen für erfor­
derlich hält,

4. durch die Entnahme und Wiedereinleitung von Wasser zum Zweck der Regasifizierung 
verflüssigten Erdgases sind in der Regel keine schädlichen, auch durch den Erlass 
einzuhaltender Nebenbestimmungen nicht vermeidbaren oder nicht ausgleichbaren 
Gewässerveränderungen im Sinne des § 12 Absatz 1 Nummer 1 des Wasserhaus­
haltsgesetzes zu erwarten.

§8

Maßgaben für die Anwendung des Energiewirtschaftsgesetzes

(1) Das Energiewirtschaftsgesetz vom 7. Juli 2005 (BGBl. I S. 1970, 3621), das zuletzt 
durch Artikel 84 des Gesetzes vom 10. August 2021 (BGBl. I S. 3436) geändert worden ist, 
ist bei der Zulassung nach § 2 mit folgenden Maßgaben anzuwenden:



1. abweichend von § 43a des Energiewirtschaftsgesetzes gilt für das Anhörungsverfah­
ren, dass:

a) der Plan abweichend von § 73 Absatz 3 des Verwaltungsverfahrensgesetzes für 
die Dauer von einer Woche auszulegen ist,

b) Einwendungen nach § 73 Absatz 4 des Verwaltungsverfahrensgesetzes nur bis 
eine Woche nach Ablauf der Auslegungsfrist erhoben werden können,

c) ein Erörterungstermin in den Fällen des § 2 Nummer 3 stattfinden kann, soweit die 
zuständige Behörde diesen für erforderlich hält,

2. Kampfmittelräumungen, archäologische Untersuchungen und Bergungen gelten als 
Vorarbeiten im Sinne des § 44 des Energiewirtschaftsgesetzes,

3. der Vorhabenträger kann bereits nach Ablauf der Einwendungsfrist verlangen, dass 
das Verfahren der vorzeitigen Besitzeinweisung nach § 44b des Energiewirtschaftsge­
setzes durchgeführt wird,

4. für dep vorzeitigen Baubeginn müssen die Voraussetzungen des § 44c Absatz 1 Satz 
1 Nummer 3 und 4 sowie des § 44c Absatz 1 Satz 2 des Energiewirtschaftsgesetzes 
nicht vorliegen; für die Zustellung nach § 44c Absatz 3 EnWG ist § 74 Absatz 5 VwVfG 
entsprechend anwendbar.

(2) Soweit aufgrund der in Absatz 1 vorgesehenen Verfahrensvereinfachungen Vor­
schriften des Energierechts nicht anzuwenden sind, sind auch die Vorschriften des Verwal­
tungsverfahrensrechts, die diesen Verfahrensvereinfachungen sonst entgegenstehen wür­
den, nicht anzuwenden.
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§9

Beschleunigte Vergabe- und Nachprüfungsverfahren3

(1) Für die Verfahren zur Vergabe öffentlicher Aufträge und Konzessionen für Vorha­
ben nach § 2 sind die vergaberechtlichen Vorschriften mit folgenden Maßgaben anzuwen­
den:

3 § 9 dieses Gesetzes dient auch der Umsetzung folgender Richtlinien: Richtlinie 89/665/EWG des Rates vom 
21, Dezember 1989 zur Koordinierung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften für die Anwendung 
der Nachprüfungsverfahren im Rahmen der Vergabe öffentlicher Liefer- und Bauaufträge (ABI. L 395 
vom 30.12.1989, S. 33), zuletzt geändert durch Richtlinie 2014/23/EU des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 26. Februar 2014 über die Konzessionsvergabe (ABI. L 94 vom 28.3.2014, S. 1); 
Richtlinie 92/13/EWG des Rates vom 25. Februar 1992 zur Koordinierung der Rechts- und Verwal­
tungsvorschriften für die Anwendung der Gemeinschaftsvorschriften über die Auftragsvergabe durch 
Auftraggeber im Bereich der Wasser-, Energie- und Verkehrsversorgung sowie im Telekommunikati­
onssektor (ABI. L 76 vom 23.3.1992, S. 14), zuletzt geändert durch Richtlinie 2014/23/EU des Europä­
ischen Parlaments und des Rates vom 26. Februar 2014 über die Konzessionsvergabe (ABI. L 94 vom 
28.3.2014, S. 1); Richtlinie 2009/81/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 13. Juli 2009 
über die Koordinierung der Verfahren zur Vergabe bestimmter Bau-, Liefer- und Dienstleistungsauf­
träge In den Bereichen Verteidigung und Sicherheit und zur Änderung der Richtlinien 2004/17/EG und 
2004/18/EG (ABI. L 216 vom 20.8.2009, S. 76), zuletzt geändert durch Delegierte Verordnung (EU) 
2021/1950 der Kommission vom 10. November 2021 zur Änderung der Richtlinie 2009/81/EG des 
Europäischen Parlaments und des Rates im Hinblick auf die Schwellenwerte für Liefer-, Dienstleistungs­
und Bauaufträge (ABI. L 398 vom 11.11.2021, S. 19); Richtlinie 2014/23/EU des Europäischen Parla­
ments und des Rates vom 26. Februar 2014 über die Konzessionsvergabe (ABI. L 094 vom 28.3.2014, 
S. 1), zuletzt geändert durch Delegierte Verordnung (EU) 2021/1951 der Kommission vom 10. Novem­
ber 2021 zur Änderung der Richtlinie 2014/23/EU des Europäischen Parlaments und des Rates im 
Hinblick auf die Schwellenwerte für Konzessionen (ABI. L 398 vom 11.11.2021, S. 21); Richtlinie 
2014/24/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. Februar 2014 über die öffentliche



1. § 97 Absatz 4 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen findet keine Anwen­
dung.

2. Mittelständische Interessen müssen auch bei der Vergabe öffentlicher Bauaufträge 
nicht vornehmlich berücksichtigt werden. Leistungen müssen nicht in der Menge auf­
geteilt und getrennt nach Art oder Fachgebiet vergeben werden. Wird ein Unterneh­
men, das nicht öffentlicher Auftraggeber ist, mit der Wahrnehmung oder Durchführung 
einer öffentlichen Aufgabe betraut, muss der öffentliche Auftraggeber das Unterneh­
men nicht verpflichten, sofern es Unteraufträge an Dritte vergibt, Leistungen in der 
Menge aufgeteilt und getrennt nach Art oder Fachgebiet zu vergeben.

3. Ergänzend zu § 134 Absatz 3 Satz 1 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkun­
gen entfällt die Informations- und Wartepflicht auch

a) in Fällen, in denen das Verhandlungsverfahren ohne Teilnahmewettbewerb ge­
rechtfertigt ist, und

b) in Fällen, in denen der Bieter, dem der Zuschlag erteilt wird, der einzige Bieter ist 
und es keine weiteren Bewerber gibt.

4. Abweichend von § 135 Absatz 1 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen 
kann in einem Nachprüfungsverfahren in den Fällen der Absätze 2 und 3 bei Feststel­
lung eines Verstoßes des Auftraggebers im Sinne des § 135 Absatz 1 des Gesetzes 
gegen Wettbewerbsbeschränkungen auf Antrag des Auftraggebers oder von Amts we­
gen ein Vertrag nicht als unwirksam erachtet werden, wenn nach Prüfung aller maß­
geblichen Gesichtspunkte unter Berücksichtigung des Zweckes im Sinne des § 1 und 
des besonderen Interesses nach § 3 zwingende Gründe eines Allgemeininteresses es 
rechtfertigen, die Wirkung des Vertrages zu erhalten. Das besondere Interesse recht­
fertigt es in der Regel, die Wirkung des Vertrages zu erhalten. In Fällen des Satzes 1 
hat die Vergabekammer oder das Beschwerdegericht alternative Sanktionen zur Fest­
stellung der Unwirksamkeit nach Maßgabe der Nummer 6 zu erlassen. § 156 Absatz 
3, § 179 Absatz 1 und § 181 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen blei­
ben unberührt.

5. Wird in einem Nachprüfungsverfahren in den Fällen der Absätze 2 oder 3 die Unwirk­
samkeit eines Vertrages wegen eines Verstoßes des Auftraggebers im Sinne des § 135 
Absatz 1 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen festgestellt, ist die Wir­
kung der Unwirksamkeit abweichend von § 135 Absatz 1 des Gesetzes gegen Wettbe­
werbsbeschränkungen auf die Verpflichtungen beschränkt, die noch zu erfüllen sind. 
In Fällen des Satzes 1 hat die Vergabekammer oder das Beschwerdegericht zusätzlich 
zur Feststellung nach Satz 1 alternative Sanktionen zur Feststellung der Unwirksamkeit 
nach Maßgabe der Nummer 6 zu erlassen. Nummer 4 Satz 4 gilt entsprechend.

6. Purch die Vergabekammer oder das Beschwerdegericht im Nachprüfungsverfahren in 
den Fällen der Absätze 2 und 3 zu erlassende alternative Sanktionen nach den Num­
mern 4 und 5 umfassen die Verhängung einer Geldsanktion gegen den Auftraggeber
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Auftragsvergabe und zur Aufhebung der Richtlinie 2004/18/EG (ABI. L 094 vom 28.3.2014, S. 65), 
zuletzt geändert durch Delegierte Verordnung (EU) 2021/1952 der Kommission vom 10. November 
2021 zur Änderung der Richtlinie 2014/24/EU des Europäischen Parlaments und des Rates im Hinblick 
auf die Schwellenwerte für die Vergabe öffentlicher Liefer-, Dienstleistungs- und Bauaufträge sowie 
für Wettbewerbe (ABI. L 398 vom 11.11.2021, S. 23); Richtlinie 2014/25/EÜ des Europäischen Parla­
ments und des Rates vom 26. Februar 2014 über die Vergabe von Aufträgen durch Auftraggeber im 
Bereich der Wasser-, Energie- und Verkehrsversorgung sowie der Postdienste und zur Aufhebung der 
Richtlinie 2004/17/EG (ABI. L 094 vom 28.3.2014, S. 243), zuletzt geändert durch Delegierte Verord­
nung (EU) 2021/1953 der Kommission vom 10. November 2021 zur Änderung der Richtlinie 
2014/25/EU des Europäischen Parlaments und des Rates im Hinblick auf die Schwellenwerte für Llefer- 
, Dienstleistungs- und Bauaufträge sowie für Wettbewerbe (ABI. L 398 vom 11.11.2021, S. 25).



oder die Verkürzung der Laufzeit des Vertrages. Eine Geldsanktion darf höchstens 15 
Prozent des Auftragswertes betragen.

7. § 14 Absatz 4 Nummer 3 der Vergabeverordnung vom 12. April 2016 (BGBl. I S. 624), 
die zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 9. Juni 2021 (BGBl. I S. 1691) geändert 
worden ist, ist mit der Maßgabe anzuwenden, dass

a) die äußerst dringlichen, zwingenden Gründe sowie der Zusammenhang mit Ereig­
nissen, die der betreffende Auftraggeber nicht voraussehen konnte, als vorliegend 
anzusehen sind,

b) in der Regel die Mindestfristen nicht eingehalten werden können und

c) die Umstände zur Begründung der äußersten Dringlichkeit dem Auftraggeber in 
der Regel nicht zuzurechnen sind.

Satz 1 gilt entsprechend für § 13 Absatz 2 Nummer 4 der Sektorenverordnung vom 12.
, April 2016 (BGBl. I S. 624, 657), die zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 9. Juni 

2021 (BGBl. I S. 1691) geändert worden ist, und für § 12 Absatz 1 Nummer 1 Buch­
stabe b Doppelbuchstabe bb der Vergabeverordnung Verteidigung und Sicherheit vom 
12. Juli 2012 (BGBl. I S. 1509), die zuletzt durch Artikel 5 des Gesetzes vom 12. No­
vember 2020 (BGBl. I S. 2392) geändert worden ist. Satz 1 gilt ferner entsprechend für 
die Vergabe von Bauaufträgen hinsichtlich der Voraussetzungen zur Anwendung des 
Verhandlungsverfahrens ohne Teilnahmewettbewerb wegen besonderer Dringlichkeit.

8. § 17 Absatz 8 der Vergabeverordnung ist mit der Maßgabe anzuwenden, dass die hin­
reichend begründete Dringlichkeit als vorliegend anzusehen ist. Satz 1 gilt entspre­
chend für § 15 Absatz 3, § 16 Absatz 3 und 7 und § 17 Absatz 3 der Vergabeverord­
nung und für § 14 Absatz 3, § 15 Absatz 2 Satz 2 und Absatz 3 Satz 3 der Sektoren­
verordnung. Satz 1 gilt entsprechend hinsichtlich der besonderen Dringlichkeit für § 20 
Absatz Satz 2 und Absatz 3 Satz 2 der Vergabeverordnung Verteidigung und Sicher­
heit. Satz 1 gilt ferner entsprechend für die Vergabe von Bauaufträgen hinsichtlich der 
Verkürzung von Fristen wegen einer hinreichend begründeten Dringlichkeit.

9. Abweichend von § 51 Absatz 2 Satz 1 der Vergabeverordnung kann bei Vergabever­
fahren, die aufgrund der Nummer 7 Satz 1 als Verhandlungsverfahren ohne Teilnah­
mewettbewerb durchgeführt werden, auch nur ein Unternehmen zur Angebotsabgabe 
aufgefordert werden, sofern dieses Unternehmen als einziges in der Lage ist, den Auf­
trag innerhalb der durch die äußerste Dringlichkeit bedingten technischen und zeitli­
chen Zwänge zu erfüllen. Satz 1 gilt entsprechend für Verhandlungsverfahren ohne 
Teilnahmewetlbewerb, die aufgrund der Nummer 7 Satz 2 nach der Sektorenverord­
nung oder der Vergabeverordnung Verteidigung und Sicherheit durchgeführt werden. 
Satz 1 gilt ferner entsprechend für die Vergabe von Bauaufträgen für Verhandlungs­
verfahren ohne Teilnahmewettbewerb wegen besonderer Dringlichkeit, die aufgrund 
Nummer 7 Satz 3 durchgeführt werden.

(2) Für Nachprüfungsverfahren vor der Vergabekammer sind für Vorhaben nach § 2 
die vergaberechtlichen Vorschriften mit folgenden Maßgaben anzuwenden:

1. Ergänzend zu § 166 Absatz 1 Satz 3 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkun­
gen kann auch nach Lage der Akten entschieden werden, soweit dies der Beschleuni­
gung dient. Die mündliche Verhandlung kann im Wege der Bild- und Tonübertragung 
nach § 128a der Zivilprozessordnung durchgeführt werden.

2. Abweichend von § 167 Absatz 1 Satz 1 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschrän­
kungen trifft und begründet die Vergabekammer ihre Entscheidung innerhalb einer Frist 
von drei Wochen ab Eingang des Nachprüfungsantrages. Abweichend von § 167
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Absatz 1 Satz 2 und 3 des Gesetzes kann die Entscheidungsfrist von drei Wochen nur 
einmalig und höchstens um zwei Wochen verlängert werden.

3. Bei der Auswahl der geeigneten Maßnahmen nach § 168 Absatz 1 Satz 1 des Geset­
zes gegen Wettbewerbsbeschränkungen hat die, Vergabekammer auch den Zweck 
nach § 1 sowie das besondere Interesse nach § 3 zu berücksichtigen.

4. Bei der Abwägung nach § 169 Absatz 2 Satz 1 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbe­
schränkungen über die vorzeitige Gestattung des Zuschlags sind zusätzlich der Zweck 
nach § 1 sowie das besondere Interesse nach § 3 zu berücksichtigen. Das besondere 
Interesse überwiegt in der Regel. Die Entscheidung ist unverzüglich, spätestens inner­
halb von einer Woche nach Eingang des Antrags auf Voraberteilung des Zuschlags zu 
treffen und zu begründen. Der Zuschlag kann abweichend von § 169 Absatz 2 Satz i 
des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen nach der Gestattung unmittelbar 
erteilt werden, sofern die Wartepflicht nach § 134 Absatz 2 des Gesetzes gegen Wett­
bewerbsbeschränkungen nicht noch läuft. Bei Entscheidungen nach § 169 Absatz 2 
Satz 6 und 7 und Absatz 3 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen ist auch 
der Zweck nach § 1 sowie das besondere Interesse nach § 3 zu berücksichtigen, das 
in der Regel überwiegt.

5. Stellt die Vergabekammer im Nachprüfungsverfähren einen Verstoß des Auftraggebers . 
im Sinne des § 135 Absatz 1 Nummer 1 oder 2 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbe­
schränkungen fest, hat sie den Absatz 1 Nummer 4 bis 6 zu beachten.

(3) Für die sofortige Beschwerde sind für Vorhaben nach § 2 die vergaberechtlichen
Vorschriften mit folgenden Maßgaben anzuwenden:

1. § 171 Absatz 2 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen ist mit der Maß­
gabe anzuwenden, dass es auf die Frist in ihrer Ausgestaltung nach Absatz 2 Num­
mer 2 ankommt.

2. Abweichend von § 172 Absatz 1 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen 
ist die sofortige Beschwerde innerhalb von einer Notfrist von einer Woche einzulegen.

3, Abweichend von § 173 Absatz 1 Satz 2 und 3 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbe­
schränkungen entfällt die aufschiebende Wirkung gegenüber der Entscheidung der 
Vergabekammer bereits eine Woche nach Ablauf der Beschwerdefrist und kann nur für 
bis zu sechs Wochen verlängert werden. Bei der Abwägung nach § 173 Absatz 2 
Satz 1 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen sind zusätzlich der Zweck 
nach § 1 sowie das besondere Interesse nach § 3 zu berücksichtigen, das in der Regel 
überwiegt.

4, Bei der Abwägung nach § 176 Absatz 1 Satz 1 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbe­
schränkungen sind zusätzlich der Zweck nach § 1 sowie das besondere Interesse nach 
§ 3 zu berücksichtigen, das in der Regel überwiegt. Abweichend von § 176 Absatz 3 
Satz 1 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen ist die Vorabentscheidung 
über den Zuschlag längstens innerhalb von einer Woche nach Eingang des Antrags zu 
treffen und im Fall einer ausnahmsweisen Verlängerung der Zweck nach § 1 sowie das 
besondere Interesse nach § 3 zu berücksichtigen, das in der Regel überwiegt.

5, § 177 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen ist nicht anzuwenden.

6. Ergänzend zu §.175 Absatz 2 in Verbindung mit § 65 Absatz 1 des Gesetzes gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen kann das Gericht im Ausnahmefall nach Lage der Akten 
entscheiden, insbesondere wenn dies der Beschleunigung dient und kein unmittelbarer 
Eindruck der Parteien oder direkter Austausch des tatsächlichen und rechtlichen Vor­
trags erforderlich ist. Die mündliche Verhandlung kann im Wege der Bild- und Tonüber­
tragung nach § 128a der Zivilprozessordnung durchgeführl werden.
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7. § 178 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen ist mit der Maßgabe anzu­
wenden, dass die Beschwerdeentscheidung innerhalb einer Frist von fünf Wochen ab 
Eingang der sofortigen Beschwerde zu treffen und zu begründen ist. Bei besonderen 
tatsächlichen oder rechtlichen Schwierigkeiten kann der Vorsitzende im Ausnahmefall 
die Frist durch Mitteilung an die Beteiligten einmalig um höchstens zwei Wochen ver­
längern. Abweichend von § 178 Satz 2 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschrän­
kungen entscheidet das Gericht stets in der Sache selbst.

8. Für das Beschwerdegericht gilt Absatz 3 Nummer 5 entsprechend.

(4) Abweichend von § 55 Absatz 1 Satz 1 der Bundeshaushaltsordnung muss auf­
grund der besonderen Umstände des Zweckes nach § 1 und des besonderen Interesses 
nach § 3 bei der Vergabe öffentlicher Aufträge für Vorhaben nach § 2 unterhalb der Schwel­
lenwerte des § 106 Absatz 2 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen dem Ab­
schluss von Verträgen über Lieferungen und Leistungen keine Öffentliche Ausschreibung, 
keine Beschränkte Ausschreibung mit Teilnahmewettbewerb und kein sonstiger Teilnah­
meweltbewerb vorausgehen. Abweichend von § 55 Absatz 2 der Bundeshaushaltsordnung 
ist bei öffentlichen Aufträgen im Sinne des Satzes 1 auch nicht nach einheitlichen Beschaf­
fungsrichtlinien zu verfahren.

(5) Bei Verfahren vor Gerichten der Zivil- oder Verwaltungsgerichtsbarkeit über die 
Vergabe öffentlicher Aufträge und Konzessionen für Vorhaben nach § 2, für die ein Nach­
prüfungsverfahren nach Absatz 2 nicht statthaft ist, sind alle bestehenden Beschleuni­
gungsmöglichkeiten des jeweiligen Prozessrechts zu nutzen und Interessenabwägungen, 
insbesondere beim vorläufigen Rechtsschutz, unter Berücksichtigung des Zweckes nach 
§ 1 sowie des besonderen Interesses nach § 3 zu treffen. Dieser Absatz gilt nicht für die 
Geltendmachung von Schadensersatzansprüchen.

§10

Weitere Verfahrensanordnungen

(1) Ist für ein Zulassungsverfahren für ein Vorhaben nach § 2 eine ortsübliche oder 
öffentliche Bekanntmachung angeordnet und ist nach den dafür geltenden Vorschriften der 
Anschlag an einer Amtstafel oder die Auslegung zur Einsichtnahme vorgesehen, ist § 2 des 
Planungssicherstellungsgesetzes vom 20. Mai 2020 (BGBl. I S. 1041), das zuletzt durch 
Artikel 1 des Gesetzes vom 18. März 2021 (BGBl. I S, 353) geändert worden ist, mit der 
Maßgabe anzuwenden, dass eine Befristung auf Bekanntmachungen, deren Frist mit dem 
Ablauf des 31. Dezember 2022 endet, nicht stattfindet,

(2) Ist für ein Genehmigungsverfahren für ein Vorhaben nach § 2 die Auslegung von 
Unterlagen oder Entscheidungen vorgesehen, auf die nach den für die Auslegung gelten­
den Vorschriften nicht verzichtet werden kann, ist § 3 des Planungssicherstellungsgesetzes 
mit der Maßgabe anzuwenden, dass eine Befristung auf Bekanntmachungen, deren Frist 
mit dem Ablauf des 31. Dezember 2022 endet, nicht stattfindet.

(3) Ist für ein Genehmigungsverfahren für ein Vorhaben nach § 2 die Durchführung 
eines Erörterungstermins oder einer mündlichen Verhandlung angeordnet oder hält die Be­
hörde einen Erörterungstermin für erforderlich, ist § 5 des Planungssicherstellungsgesetzes 
anzuwenden.



§11

Rechtsbehelfe

(1) Widerspruch und Anfechtungsklage gegen eine Zulassungsentscheidung für die 
Vorhaben nach § 2 haben keine aufschiebende Wirkung. Der Antrag auf Anordnung der 
aufschiebenden Wirkung des Widerspruchs oder der Anfechtungsklage gegen eine Zulas­
sungsentscheidung nach § 80 Absatz 5 Satz 1 der Verwaltungsgerichtsordnung kann nur 
innerhalb eines Monats nach der Zustellung der Zulassungsentscheidung gestellt und be­
gründet werden. Darauf ist in der Rechtsbehelfsbelehrung hinzuweisen. § 58 der Verwal- 
tungsgerichtsordnung gilt entsprechend,

(2) Treten später Tatsachen ein, die die Anordnung der aufschiebenden Wirkung 
rechtfertigen, so kann der durch die Zulassungsentscheidung Beschwerte einen hierauf ge­
stützten Antrag nach § 80 Absatz 5 Satz 1 der Verwaltungsgerichtsordnung innerhalb einer 
Frist von einem Monat stellen und begründen. Die Frist beginnt mit dem Zeitpunkt, in dem 
der Beschwerte von den Tatsachen Kenntnis erlangt.

(3) Im Übrigen bleibt der bestehende Rechtsschutz unberührt.

(4) § 9 Absatz 2 und 3 bleibt unberührt.
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§12

Zuständigkeit des Bundesverwaltungsgerichts

Das Bundesverwaltungsgericht entscheidet im ersten und letzten Rechtszug über 
sämtliche Streitigkeiten über Vorhaben nach § 2. Satz 1 ist auch anzuwenden für

1. auf diese Vorhaben und auf für deren Betrieb notwendige Anlagen bezogene Zulas­
sungen des vorzeitigen Baubeginns und Anzeigeverfahren sowie

2. Genehmigungen nach dem Bundes-Immissionsschutzgesetz für Anlagen, die für den
Betrieb von Vorhaben nach § 2 notwendig sind.

§13

Übergangsregelungen

(1) Die Regelungen dieses Gesetzes sind auf bereits vor Inkrafttreten dieses Geset­
zes begonnene, aber noch nicht abgeschlossene Verfahren über Zulassungen für die Er­
richtung und die Inbetriebnahme von Anlagen nach § 2 Absatz 1 Nummer 1, 2 und 4 sowie 
von Leitungen nach § 2 Absatz 1 Nummer 3 anzuwenden. Ein Verfahrensschritt, der bereits 
begonnen, aber noch nicht abgeschlossen wurde, ist neu zu beginnen, wenn er nach den 
Vorschriften dieses Gesetzes durchgeführt wird. Ein Verfahrensschritt nach Satz 2 muss 
nicht beendet werden, wenn er nach diesem Gesetz entfallen kann.

(2) Abweichend von Absatz 1 soll ein Verfahrensschritt, der bereits begonnen, aber 
noch nicht abgeschlossen wurde, nach den Vorschriften, die zum Zeitpunkt des Beginns 
des Zulassungsverfahrens galten, beendet werden, wenn der Verfahrensschritt hiernach 
schneller abgeschlossen werden kann.

(3) Für Verfahrensschritte, bei denen von einer Regelung nach den §§ 3 bis 10 Ge­
brauch gemacht worden ist und die mit Ablauf des 31. Juni 2025 noch nicht abgeschlossen



sind, gelten die Bestimmungen dieses Gesetzes bis zum Abschluss des jeweiligen Verfah­
rensschrittes weiter.

(4) Fallen Verfahrensschritte nach diesem Gesetz weg, sind auch die entsprechenden 
Fehlerfolgenregelungen insoweit nicht anwendbar.

(5) Die Regelungen des § 9 sind auch auf vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes be­
gonnene, aber noch nicht abgeschlossene Vergabe- und Nachprüfungsverfahren anzuwen­
den, die die Vergabe öffentlicher Aufträge und Konzessionen für Vorhaben nach § 2 zum 
Gegenstand haben; für § 9 Absatz 1 Nummer 1, 2, 7, 8 und 9 sowie Absatz 4 gilt dies nur, 
sofern das Vergabeverfahren nach dem 24. Februar 2022 begonnen hat. Insbesondere 
sind § 9 Absatz 1 Nummer 3 bis 6 sowie die Regelungen zum Rechtsschutz nach § 9 Ab­
satz 2, 3 und 5 auch anzuwenden, wenn bereits vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes das 
Vergabeverfahren abgeschlossen oder der Vertrag geschlossen wurde. Der Fristbeginn in 
Fällen des § 9 Absatz 2 und 3 fällt bei bereits vor Inkrafttreten dieses Gesetzes begonnenen 
Nachprüfungsverfahren frühestens auf den Tag des Inkrafttretens dieses Gesetzes; soweit 
vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes geltende Fristen in Nachprüfungsverfahren früher 
ablaufen als die Fristen nach § 9 Absatz 2 und 3, sind die vor Inkrafttreten dieses Gesetzes 
geltenden Fristen bis zu ihrem Ablauf anzuwenden.
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§14

Inkrafttreten, Außerkrafttreten

(1) Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft.

(2) Die §§ 1 bis 10 treten mit Ausnahme des § 5 Absatz 2 und des § 9 Abs. 2, 3 und 
5 mit dem Ablauf des 30. Juni 2025 außer Kraft, § 13 tritt mit Ablauf des 30. Juni 2027 au­
ßer Kraft.

Anlage 

(zu § 2)

Nr. Vorhabenstandorte

1. Brunsbüttel (Schleswig-Holstein)

1.1 Anlage nach § 2 Absatz 1 Nr. 1 - FSRU (Standort: Hafen)

1.2 Anlage nach § 2 Absatz 1 Nr. 2 - Flüssigerdgas-Terminal (Standort: German 
LNG Terminal)

1.3 Leitungen nach § 2 Absatz 1 Nr. 3 (Standort German LNG Terminal und 
Standort Hafen - Anschlusspunkt Gasfernleitungsnetz)

2. Wilhelmshaven (Niedersachsen)

2.1 Anlage nach § 2 Absatz 1 Nr. 1 - FSRU (Standort; Voslapper Groden)

2.2 Anlage nach § 2 Absatz 1 Nr. 1 - FSRU (Standort; NWO Terminal)
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2.3 Anlage nach § 2 Absatz 1 Nr. 2 - Flüssigerdgas-Terminal (Standort: 
Voslapper Groden)

2.4 Leitungen nach § 2 Absatz 1 Nr. 3 (Standort Voslapper Groden - Anschluss­
punkt Gasfernleitungsnetz)

2.5 Leitungen nach § 2 Absatz 1 Nr. 3 (Standort NWO-Terminal-Anschlusspunkt 
Gasfernleitungsnetz)

3. Stade / Bützfleth (Niedersachsen)

3.1 Anlage nach § 2 Absatz 1 Nr. 1 - FSRU (Standort Hafen)

3.2 Anlage nach § 2 Absatz 1 Nr. 2 - Flüssigerdgas-Terminal (Standort: Hanse- 
atic Energy Hub)

3.3 Leitung nach § 2 Absatz 1 Nr. 3 (Standort Hafen und Hanseatic Energy Hub 
- Anschlusspunkt Gasfernleitungsnetz)

4. Hamburg / Moorburg (Hamburg)

4.1 Anlage nach § 2 Absatz 1 Nr. 1 - FSRU (Standort Hafen / Kraftwerk Moor­
burg)

4.2 Leitung nach § 2 Absatz 1 Nr. 3 (Standort Kraftwerk Moorburg - Anschluss­
punkt Gasfernleitungsnetz)

5. Rostock / Hafen {Mecklenburg-Vorpommern)

5.1 Anlage nach § 2 Absatz 1 Nr. 1 - FSRU (Standort Hafen)

5.2 Anlage nach § 2 Absatz 1 Nr. 2 - Flüssigerdgas-Terminal (Standort Hafen)

5.3 Leitungen nach § 2 Absatz 1 Nr. 3 an das Gasfernleitungsnetz

6. Lubmin (Mecklenburg-Vorpommern)

6.1 Anlage nach § 2 Absatz 1 Nr. 1 - FSRU

6,2 Leitung nach § 2 Absatz 1 Nr. 3 an das Gasfernleitungsnetz
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Begründung

A. Allgemeiner Teil

B. Besonderer Teil 

Zu § 1 (Zweck)

Mit dem am 24, Februar 2022 erfolgten Angriffskrieg Russlands gegen die Ukraine hat sich 
die energie- und sicherheitspolitische Bewertung der Abhängigkeit von russischen Gaslie­
ferungen unvorhergesehen kurzfristig und fundamental geändert. In der Folge ist eine Un­
terbrechung der bis dato für die nationale Energieversorgung zentralen russischen Erdgas­
lieferungen an Deutschland (aktuell 40% der nationalen Gasversorgung, bei einem Ge­
samtverbrauch von rund 1.000 TWh oder 96 Mrd. m3 pro Jahr) nicht mehr ausgeschlossen. 
Hierdurch ist eine unvorhersehbare, außergewöhnliche und äußerst volatile Lage am Gas­
markt entstanden.

Vor diesem Hintergrund ist der unverzügliche und schnellstmögliche Aufbau einer unab­
hängigeren nationalen Gasversorgung äußerst dringlich und zwingend erforderlich.

Aufgrund der geringen Substituierbarkeit von Gas durch andere Energieträger muss zur 
Sicherstellung der Versorgung zwingend Gas aus anderen Quellen beschafft werden. Eine 
der wenigen Möglichkeiten Deutschlands, auf dem Weltmarkt kurzfristig zusätzliche Gas­
mengen zu beschaffen, ist der Einkauf verflüssigten Erdgases (LNG). Um das LNG in 
Deutschland anlanden, regasifizieren und weiterleiten zu können, ist der umgehende Aus­
bau der LNG-Importinfrastruktur (vgl. auch Begründung zu § 2) unverzichtbar.

Zur Versorgung der Verbraucherinnen und Verbraucher im Frühjahr und Sommer 2022 ge­
nügen die derzeitigen Erdgas- und LNG-Importe in Verbindung mit den gegenwärtig vor­
handenen rd. 64 TWh (Stand: 05.04.2022) in den nationalen Gasspeichern aufgrund des 
geringen Heizbedarfs grundsätzlich. Für die darauffolgende Heizperiode ist eine flächende­
ckende Versorgung derzeitig jedoch noch nicht gesichert. Bereits im Winter 2021/2022 war 
die Versorgung Deutschlands mit Erdgas durch geringe Speicherfüllstände gekennzeich­
net. Im Falle einer kurzfristigen Unterbrechung oder eines Komplettausfalls russischer Gas­
lieferungen, würde eine hinreichende Befüllung der Speicher im Sommer in Vorbereitung 
auf den nächsten Winter jedoch unmöglich; u.a. die Erfüllung der mit dem Gasspeicherge­
setz und der geplanten EU-Regulierung gesetzten Füllstandsvorgaben stünde in Gefahr. 
Eine solche Gasmangellage muss mit allen Kräften vermieden werden. Im Ergebnis könnte 
die staatliche Daseinsvorsorge- und die Energieversorgung für die Bürgerinnen und Bürger 
der Bundesrepublik Deutschland dann nicht mehr gewährleistet werden. Zudem könnte es 
zu hohen, in ihren Auswirkungen nur schwer abschätzbaren wirtschaftlichen Schäden kom­
men, insbesondere auch in Branchen, die zur kritischen Infrastruktur gehören (z.B. Pharma- 
oder Lebensmittelproduktion). Dort wäre mit Produktionsausfällen und damit einhergehen­
der Unterversorgung der Bevölkerung zu rechnen. Es liegt somit bei den Vorhaben nach § 
2 neben den äußerst dringlichen Gründen auch eine Gefährdung überragender öffentlicher 
Interessen vor (vgl. auch Begründung zu § 3).

Um die Möglichkeit für zusätzliche LNG-Importe zu schaffen, muss schnellstmöglich die 
Möglichkeit geschaffen werden, LNG auch in Deutschland zu regasifizieren und damit auf 
Ebene der Infrastruktur die Voraussetzung für den Bezug größerer LNG-Mengen zu ermög­
lichen. Die Kapazität der bisher vorhandenen, für Deutschland nur teilweise nutzbaren eu­
ropäischen LNG-Terminals kann-selbst bei einhundert prozentiger Auslastung - den Aus­
fall der russischen Lieferungen für Europa nur zu einem geringen Teil decken. Gleichzeitig
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sind mit dem Ausfall der russischen Pipeline- und LNG-Lieferungen massive Preissteige­
rungen für Erdgas auf dem europäischen und internationalen Markt zu erwarten.

Ohne die schnellstmögliche Errichtung der entsprechenden LNG-Infrastruktur ist eine Sub­
stituierung des russischen Gases in dem zur Abwendung schwerster wirtschaftlicher Schä­
den zwingend erforderlichen Umfang auf absehbare Zeit nicht möglich. Bei einer vollstän­
digen Einstellung der Erdgaslieferungen aus Russland reichen insbesondere auch die auf 
dem Weltmarkt verfügbaren FSRUs nicht aus, um den Ausfall in den kommenden Jahren 
gänzlich zu kompensieren.

Daher bedarf es neben der Genehmigung von schwimmenden Speicher- und Regasifizie- 
rungseinheiten (FSRU), die kurzfristig angemietet und in Betrieb genommen werden kön­
nen, auch der schnellstmöglichen Errichtung und Inbetriebnahme landgebundener LNG- 
Terminals. Für feste und schwimmende LNG-Anlagen müssen auch die infrastrukturellen 
Voraussetzungen geschaffen werden. Die Anlagen müssen insbesondere an das Erdgas­
leitungsnetz angeschlossen und zum Teil Hafenanlagen angepasst werden.

Wegen der derzeitig bestehenden Ausnahmesituation, die eine schnelle und verlässliche 
Sicherung der Energieversorgung durch LNG erfordert, wird den Genehmigungsbehörden 
vorübergehend ermöglicht, von bestimmten Verfahrensanforderungen, insbesondere im 
Bereich der Umweltverträglichkeitsprüfung, abzusehen. Daneben wird Auftraggebern er­
möglicht, vorübergehend vergaberechtliche Erleichterungen zur Beschleunigung der 
Vergabe öffentlicher Aufträge und Konzessionen anzuwenden, Ziel des Gesetzes ist es, 
alle Zulassungs- und Genehmigungsverfahren sowie die Vergabe öffentlicher Aufträge und 
Konzessionen erheblich schneller zu durchlaufen, als dies nach aktueller Rechtslage mög­
lich ist, und so zu zügigen Genehmigungen und Einbindung von LNG in den deutschen 
Markt zu gelangen. Um die schnellstmögliche Umsetzung effektiv zu gewährleisten, ist pa­
rallel auch der entsprechende Rechtsschutz jeweils zu beschleunigen. Diese Anpassungen 
sind ein äußerst wichtiger Beitrag für die Versorgungssicherheit in Deutschland und auf­
grund der dadurch entstehenden Unabhängigkeit von Russland auch für die Sicherheit in 
Europa.

Die landgebundenen LNG-Terminals und die für die Anbindung der LNG Anlagen erforder­
lichen Erdgasleitungen sollen bereits wasserstoff-ready geplant werden, um eine möglichst 
frühzeitige Umstellung auf Wasserstoff zu ermöglichen. Dies wird in § 5 Absatz 2 auch 
rechtlich abgesichert. Das Gesetz steht damit im Einklang mit den Klimaschutzzielen des 
Bundes-Klimaschutzgesetzes und trägt der Vorgabe des Bundesyerfassungsgerichts aus 
seinem Beschluss vom 24. März 2021 Rechnung, frühzeitig transparente Maßgaben für die 
weitere Ausgestaltung der Treibhausgasreduktion zu formulieren, die Orientierung bieten 
und ein hinreichendes Maß an Entwicklungsdruck und Planungssicherheit vermitteln.

Zu § 2 (Anwendungsbereich)

Aktuell ändern sich in Deutschland die Grundlagen der Energieversorgung erheblich. Die 
zügige Realisierung von LNG-Vorhaben in den Küstenregionen liefert einen bedeutenden 
Beitrag zur Gewährleistung der Versorgungssicherheit und zur Erreichung der in § 1 ge­
nannten Zwecke. Es gilt im Interesse einer sicheren und diversifizierten Gasversorgung in 
Deutschland die Voraussetzungen für einen schnellstmöglich zu realisierenden Ausbau der 
LNG-Infrastruktur in den Küstenregionen zu schaffen und damit einen Beitrag zur Bewälti­
gung der Krisensituation zu leisten.

Zu Absatz 1

Absatz 1 regelt den sachlichen Anwendungsbereich des Gesetzes.

Dieser umfasst sowohl die stationären schwimmenden Anlagen (Nummer 1) und die stati­
onären landgebundenen Anlagen (Nummer 2) als auch den gesamten Leitungsausbau 
samt weiterer (Teil-) Anlagen, sofern sie nicht bereits unter die Nummern 1 und 2 fallen



(Nummer 3) sowie die hierfür erforderlichen Gewässerausbauten und Gewässerbenutzun­
gen (Nummer 4).

Zu Nummer 1

Erfasst werden stationäre schwimmende Anlagen zur Einfuhr, Entladung, Lagerung und 
Wiederverdampfung von verflüssigtem Erdgas, auch bezeichnet als „Floating Storage and 
Regasification Units“ (FSRU's), Kern der schwimmenden Anlage ist ein spezielles Schiff, 
welches mit bestehenden, den Stand der Technik entsprechenden Feuerungsanlagen 
(Dampfkesseln, Verbrennungsmotorenanlagen) die Anlandung, Entladung, Speicherung 
und Wiederverdampfung von verflüssigtem Erdgas (LNG) ermöglicht. Flüssiges Erdgas 
wird dabei von einem LNG-Tanker in eine schwimmende Anlage umgeladen und durch 
Erhitzung erneut in einen gasförmigen Zustand umgewandelt. Für die Erwärmung des ver­
flüssigten Erdgases (LNG) wird regelmäßig Seewasser als Grundlage genutzt. Das wieder­
verdampfte Gas wird dann aus der schwimmenden Anlage über eine kurze Verbindungs­
leitung in die Hafenanlagen gepumpt und von dort ins Gasfernleitungsnetz eingespeist.

Zu Nummer 2

Erfasst werden stationäre landgebundene Anlagen zur Einfuhr, Entladung, Lagerung und 
Wiederverdampfung von verflüssigtem Erdgas. Der Anlagenbegriff erfasst dabei insbeson­
dere sog. ortsfeste LNG-Terminals, welche zur Entladung von LNG-Tankern, Regasifizie- 
rung und Einspeisung des Erdgases in das Gasnetz dienen und/oder die Einlagerung des 
verflüssigten Erdgases bzw. den Weitertransport ermöglichen.

Zu Nummer 3

Bestandteil der Nummer 3 sind u.a. die Anbindungsleitungen von LNG-Anlagen an das 
Fernleitungsnetz im Sinne des § 43 Absatz 1 Satz 1 Nummer 6 des Energiewirtschaftsge­
setzes (EnWG). Eine spätere Umstellung der neuen Leitungen auf eine Wasserstofftaug­
lichkeit (sog. Wasserstoff-Readiness) ermöglicht bereits das geltende Recht (§ 43I Absatz 
8 EnWG). Diese soll aus Klimaschutzgründen so früh wie möglich erfolgen.

Enthalten sind zudem die für den Betrieb von Anbindungsleitungen von LNG-Anlagen not­
wendigen Anlagen, welche auf Antrag des Vorhabenträgers in das Zulassungsverfahren 
integriert werden können.

Zu Nummer 4

Erfasst werden Gewässerausbauten und Gewässerbenutzungen, die für Errichtung und 
Betrieb der Anlagen nach Nummer 1 oder 2 erforderlich sind. Dies kann etwa das Schaffen 
oder Vergrößern von Zufahrten für LNG-Tankschiffe mittels Vertiefungen umfassen oder 
aber die Nutzung von Seewasser zur Wiederverdampfung des verflüssigten Erdgases,

Zu Absatz 2

Der Absatz ven/veist auf einzelne Vorhaben in der Anlage.

Die in der Anlage erfassten Standorte erscheinen für die Erfüllung des Gesetzeszwecks 
von herausragender Eignung. An diesen Standorten kann davon ausgegangen werden, 
dass durch LNG-VorHaben ein zügiger und quantitativ wesentlicher Beitrag zur Sicherung 
der Versorgung Deutschlands mit LNG geleistet werden kann. Die Standorte verfügen 
sämtlich überdie erforderlichen geografischen und nautischen Bedingungen, um LNG-Vor- 
haben grundsätzlich realisieren zu können bzw. zügig die entsprechenden Voraussetzun­
gen schaffen zu können.

Ob und wie ein Vorhaben beantragt, genehmigt und realisiert wird und ob im konkreten Fall 
die Verfahrenserieichterungen, die in diesem Gesetz vorgesehen sind, zur Anwendung
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kommen, wird erst in den Planungs- und Zulassungsverfahren entschieden. Die Anlage 
enthält keine verbindlichen Festlegungen über die Ausführung eines Vorhabens oder den 
konkreten Verlauf der Leitungen.

Vorhaben außerhalb des Anwendungsbereichs dieses Gesetzes können weiterhin realisiert 
werden und unterliegen den allgemeinen planungsrechtlichen Kriterien und Regelverfah- 
ren.

Zu Absatz 3

Absatz 3 stellt klar, dass dieses Gesetz auch für die Vergabe öffentlicher Aufträge und Kon­
zessionen für die Vorhaben nach Absatz 2 gilt. Für Beschaffungen für Vorhaben nach § 2 
sind daher insbesondere - aber nicht nur - die Regelungen über beschleunigte Vergabe- 
und Nachprüfungsverfahren nach § 9 zu beachten.

Zu § 3 (Besonderes Interesse)

Die Anlage enthält abschließend die insgesamt 18 Gesamtvorhaben, für die die Regelun­
gen dieses Gesetzes gelten. Diese Vorhaben können der Gewährleistung der Versorgungs­
sicherheit in besonderem Maße dienen. Den Häfen in Norddeutschland kommt eine Schlüs- 
seifunktion zu. Es bedarf eines Ausbaus der gesamten LNG-Infrastruktur, damit das ver­
flüssigte Gas nach Deutschland geliefert werden kann und in das Fernleitungsnetz einge­
speist werden kann. Derzeit steht der Bau von LNG-Terminals an den in der Anlage ge­
nannten Standorten in der Diskussion. Für diese Standorte schafft das Gesetz eine gesetz­
liche Planrechtfertigung und ein beschleunigtes Zulassungs- und Vergabeverfahren. Bei 
den in der Anlage erfassten Vorhaben handelt sich um Vorhaben von überregionaler Be­
deutung. Siegehen nach Bedeutung und Auswirkung überdas Gebieteines Landes hinaus. 
Die räumliche Verteilung der erfassten Infrastrukturen dient dazu, die Realisierung im ge­
samtstaatlichen Interesse zu steuern und so zur Verwirklichung der politischen Ziele der 
Gewährleistung der Versorgungssicherheit und der Schaffung einer zukunftsoffen diversifi­
zierten Gasversorgung beizutragen. Es besteht zudem eine besondere Dringlichkeit der 
Realisierung von einzelnen Vorhaben in der Küstenregion, die eine Aufnahme in die Anlage 
rechtfertigen. Der Ausbau der LNG-Infrastruktur in Deutschland und damit zusammenhän­
gend die.Realisierung der Vorhaben sind von grundsätzlicher Bedeutung. Sie bedürfen aus 
zwingenden Gründen des öffentlichen Interesses einer schnellstmöglichen Umsetzung.

Mit der Aufnahme in der Anlage werden für die darin enthaltenen Vorhaben die energiewirt­
schaftliche Notwendigkeit und der Bedarf zur schnellstmöglichen Gewährleistung der Ver­
sorgung der Allgemeinheit mit Gas festgestellt. Damit liegt die Planrechtfertigung vor. Eine 
Verpflichtung zur Realisierung der Vorhaben entsteht durch die Aufnahme in die Anlage 
nicht. Es handelt sich lediglich um eine Verfahrenserleichterung.

Die Energieversorgung im Allgemeinen und die Sicherstellung einer auch ökologisch nach­
haltigen Energieversorgung dienen dem grundlegenden Gemeinwohlzweck. Daher wird mit 
Satz 4 für die dem Anwendungsbereich dieses Gesetzes unterfallenden Vorhaben ein über^ 
ragendes öffentliches Interesse festgestellt. Die Energieversorgung ist Teil der Daseinsvor­
sorge und nach der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts unerlässlich für die 
Sicherung einer menschenwürdigen Existenz (BVerfG Urt. v. 17,12.2013 -1 BvR 3139/08, 
1 BvR 3386/08 - BVerfGE 134, 242 ff. - Garzweiler II). Für die in der Anlage erfassten 
Vorhaben spricht daher ein überragender öffentlicher Zweck. Das normierte überragende 
öffentliche Interesse geht mit hohem Gewicht in sämtliche Abwägungsentscheidungen ein. 
Die legislative Grundentscheidung wirkt auf alle Entscheidungen, z.B. auch und insbeson­
dere bei vorläufigen und endgültigen Entscheidungen in Vergabenachprüfungsverfahren 
(vgl. im Einzelnen in § 9 Absatz 2 und 3), sowie bei Duldungsverfügungen oder Entschei­
dungen über einen vorzeitigen Baubeginn, Insoweit besteht gleichfalls ein öffentliches Inte­
resse im Sinne von § 69 Absatz 2 des Wasserhaushallsgesetzes (WHG) in Verbindung mit
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§ 17 Absatz 1 Nummer 2 WHG an dem vorzeitigen Beginn, da die frühzeitige Realisierung 
der Gewässerbenutzung aus Gründen des allgemeinen Wohls zu befürworten ist.

Zudem sind die Vorhaben im Interesse der öffentlichen Sicherheit erforderlich. Für ggf. not­
wendige naturschutzrechtliche Ausnahmegenehmigungen nach § 34 Absatz 4 bzw. § 45 
Abs. 7 Satz 1 Nummer 4 des Bundesnaturschutzgesetzes (BNatSchG) kommt die öffentli­
che Sicherheit als einer der aufgezählten Gründe in Betracht. Die Feststellung, dass die 
Vorhaben im Interesse der öffentlichen Sicherheit erforderlich sind, dient ebenfalls einer 
zügigen Projektrealisierung.

Zu § 4 (Ausnahmen von der Umweltverträglichkeitsprüfung)

Zu Absatz 1

Mit § 4 wird Artikel 2 Absatz 4 der Richtlinie 2011/92/EÜ des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 13. Dezember 2011 über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP-Richtli- 
nie) für die Sondersituation zur Abwendung einer drohenden Gasmangellage in Deutsch­
land aufgrund der Bedrohungsiage durch Russland in das nationale Recht umgesetzf, Ab­
satz 1 sieht vor, dass die zuständige Behörde bei Vorhaben im Anwendungsbereich dieses 
Gesetzes das Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) nach Maßgabe der 
Absätze 2 bis 5 nicht anwendet, wenn sie bei der Prüfung der Zulassung für das konkrete 
Vorhaben zu der Einschätzung kommt, dass eine beschleunigte Zulassung unter Verzicht 
auf Verfahrensschritte nach dem UVPG einen relevanten Beitrag leisten kann, eine dro­
hende Krise der Gasversorgung in Deutschland zu bewältigen oder abzuwenden, weil in 
dieser Krisensituation auch eine in Monaten oder Wochen gemessene Verzögerung und 
damit potentielle Versorgungslücke unbedingt zu vermeiden ist. Damit sind sowohl die Fälle 
umfasst, in denen eine Krise der Gasversorgung bereits besteht, als auch Fälle, in denen 
eine Krise der Gasversorgung droht. Von einem relevanten Beitrag ist regelmäßig auszu­
gehen, wenn über die konkrete Anlage mehr als nur geringfügig LNG eingespeist werden 
kann und soll und die Gasmangellage weiterhin vorliegt oder weiter droht, wofür eine Gas­
warnstufe nach dem Notfallplan Gas nach der Verordnung (EU) 2017/1938 des Europäi­
schen Parlaments und des Rates vom 25. Oktober 2017 über Maßnahmen zur Gewährleis­
tung der sicheren Gasversorgung und zur Aufhebung der Verordnung (EU) Nr. 994/2010 
(SoS-VO) ein Indiz ist, und sie nicht zwischenzeitlich durch andere neu hinzugekommene 
sichere Bezugsquellen dauerhaft weggefallen ist. Von einem mengenmäßig relevanten Bei­
trag kann regelmäßig ausgegangen werden, wenn das Vorhaben eine jährliche Regasifi- 
zierungskapazität von zumindest 5 Mrd. m3 erreicht bzw. überschreitet, Anbindungsleitun­
gen nach § 2 Absatz 1 Nummer 3 leisten regelmäßig einen relevanten Beitrag dazu, eine 
Krise der Gasversorgung abzuwenden, wenn sie zur Anbindung einer Anlage, für die die 
Behörde nach ihrer Einschätzung von einem solchen Beitrag ausgeht, an das Fernleitungs­
netz benötigt werden. Entsprechendes gilt für Gewässerausbauten nach § 2 Absatz 1 Num­
mer 4, wenn diese für die Errichtung und den Betrieb der Anlage erforderlich sind.

Die Entscheidung von der Ausnahme Gebrauch zu machen, obliegt der zuständigen Be­
hörde im Einzelfall. Der europarechtlich zwingend vorgegebenen Anforderung aus der 
UVP-Richtlinie, auch im ausnahmsweisen Fall der Berufung auf Artikel 2 Absatz 4 den Zie­
len der UVP-Richtlinie möglichst weitgehend zu entsprechen, wird Rechnung getragen ins­
besondere dadurch, dass die anderweitigen fachrechtlichen formellen und materiellen An­
forderungen zum Schutze der Umwelt und damit auch der Schutzgüter der UVP-Richtlinie 
unberührt bleiben (s.u. zu § 4 Absatz 3) und zugleich ein unverzichtbarer Mindeststandard 
für die Öffentlichkeitsbeteiligung gewahrt bleibt (s.u. zu § 5 ff,). Im Übrigen sieht der § 4 
Absatz 5 die Information der EU-Kommission über die Geltendmachung der Ausnahme im 
Einzelfall vor; das vorgesehene Verfahren richtet sich hier eng an der von der EU-Kommis­
sion für diese Konstellationen vorgesehenen Vorgehensweise aus (s.u. § 4 Absatz 4 und 
Absatz 5, vgl. auch die Bekanntmachung der EU-Kommission im Amtsblatt der Europäi­
schen Union vom 14.11,2019, DOK 2019 / C 386 / 05 „Leitfaden zur Anwendung der Aus­
nahmen im Rahmen der Richtlinie über die Umweltverträglichkeitsprüfung“).
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Zu Absatz 2

Macht die zuständige Behörde nach Absatz 1 von der Nichtanwendung des UVPG Ge­
brauch, so entfallen damit beispielsweise die Pflicht des Antragstellers zur Erstellung eines 
UVP-Berichts sowie die Aufgabe der zuständigen Behörde, die Öffentlichkeit nach den 
UVP-rechtlichen Vorschriften zu beteiligen (§§ 18 bis 22 UVPG) sowie zur Erstellung einer 
zusammenfassenden Darstellung (§ 24 UVPG) und einer begründeten Bewertung (§ 25 
Absatz 1 UVPG), nicht nur, soweit diese Vorgaben im UVPG geregelt sind, sondern auch, 
soweit sich solche die Umweltverträglichkeitsprüfung betreffenden Vorgaben aus anderen 
Gesetzen, ergeben. So regelt grundsätzlich die Neunte Verordnung zur Durchführung des 
Bundes-Immissionsschutzgesetzes (Verordnung über das Genehmigungsverfahren - 9. 
BImSchV), welchen Anforderungen das immissionsschutzrechtliche Genehmigungsverfah­
ren für Anlagen genügen muss, für die nach dem Gesetz über die Umweitverträglichkeits­
prüfung eine Umweltverträglichkeitsprüfung durchzuführen ist. Nur dann, wenn nach § 4 
Absatz 1 des LNGG die gesetzlichen Vorgaben zur Umweltverträglichkeitsprüfung aus­
nahmsweise unangewendet bleiben, findet beispielsweise § 12 Absatz 1 Satz 2 der 9. BIm­
SchV, wonach bei UVP-pflichtigen Vorhaben eine Einwendungsfrist von einem Monat nach 
Ablauf der Auslegungsfrist gilt, keine Anwendung,

Zu Absatz 3

Absatz 3 stellt klar, dass die weiteren Zulassungsvoraussetzungen nach anderen fachrecht­
lichen Vorschriften unberührt bleiben, soweit sich aus den nachfolgenden Bestimmungen 
nicht etwas anderes ergibt. Zu den nachfolgenden Bestimmungen gehören sowohl Absatz 
4 bis 5 als auch die §§6-8, 10 und 13. Das Schutzniveau für Umwelt und Gesundheit 
bleibt auf diese Weise gewahrt. Zugleich wird sichergestellt, dass durch die Inanspruch­
nahme der Ausnahmemöglichkeit nach Art. 2 Abs. 4 UVP-Richtlinie die Ziele der Richtlinie 
- d.h. der Schutz der Rechtsgüter dieser Richtlinie - auch ohne die Durchführung einer 
Umweltverträglichkeitsprüfung im Rahmen der Prüfung der Zulassungsvoraussetzungen 
Berücksichtigung finden.

Zu Absatz 4

Absatz 4 bestimmt, dass der Öffentlichkeit vor Erteilung der Zulassung bestimmte Informa­
tionen zugänglich zu machen sind. Hierzu gehören der Entwurf der Zulassungsentschei­
dung einschließlich der Begründung, zumindest die wesentlichen Antragsunterlagen, ein­
schließlich der vorhandenen Unterlagen, mit denen die wesentlichen Auswirkungen des 
Vorhabens auf die Umwelt dargestellt werden, sowie die Gründe gern. § 4 Abs, 1 für die 
Gewährung der Ausnahme von den Anforderungen nach dem UVPG. Bei dem Entwurf der 
Zulassungsentscheidung nach Absatz 4 Nummer 1 handelt es sich um die Zulassungsent­
scheidung, wie sie die Behörde zu treffen beabsichtigt Die Behörde hat nach Absatz 4 Num­
mer 2 die aufgrund des Zulassungsverfahrens vorhandenen Unterlagen der Öffentlichkeit 
zugänglich zu machen.

Mit dieser Regelung soll entsprechend den europarechtlichen Anforderungen ein Mindest­
maß an Transparenz auch in der Ausnahmekonstellation sichergestellt werden, die einen 
Verzicht auf Vorgeben der UVP-Richtlinie erlaubt.

Die Vorgaben zur Zugänglichmachung gelten nur für die abschließenden Zulassungstatbe­
stände. Sie gelten nicht für vorläufige Entscheidungen über vorläufige Maßnahmen wie 
etwa einen vorzeitigen Baubeginn oder eine vorzeitige Besitzeinweisung.

Die Zugänglichmachung erfolgt für die Dauer von vier Tagen, Diese erfolgt mittels Ausle­
gung in Räumen der Zulassungsbehörde und mittels Veröffentlichung auf der Internetseite 
der Zulassungsbehörde. Die Auslegung kann durch Auslegung der Unterlagen in Papier­
form oder mittels elektronischer Lesegeräte erfolgen. Soweit dies technisch und mit gerin­
gem Aufwand möglich ist und zu keinen Verzögerungen führt, sollte die zuständige Behörde 
die Informationen zusätzlich über das jeweils einschlägige zentrale Internetportal (UVP-



Portal des Bundes oder der Länder) zugänglich machen, um die Transparenz zu erhöhen 
und die Auffindbarkeit der Informationen zu erleichtern.

Zu Absatz 5

Artikel 2 Absatz 4 UVP-Richtlinie sieht vor, dass die Mitgliedstaaten die Europäische Kom­
mission vor Erteilung der Genehmigung über die Gründe für die Gewährung dieser Aus­
nahme unterrichten und ihr die Informationen übermitteln, die sie gegebenenfalls ihren ei­
genen Staatsangehörigen zur Verfügung stellen. Aus diesem Grund sieht Absatz 5 vor, 
dass die zuständige Behörde das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, nukleare 
Sicherheit und Verbraucherschutz über das Vorliegen der Voraussetzungen des Absatz 1 
für ein Zulassungsverfahren unterrichtet und ihm die Informationen, die es nach Absatz 4 
der Öffentlichkeit zugänglich macht, übermittelt. Das Bundesministerium für Umwelt, Natur­
schutz, nukleare Sicherheit und Verbraucherschutz unterrichtet dann die Europäische Kom­
mission und übermittelt ihr die Informationen nach Satz 1. Die Übermittlung der Informatio­
nen durch die zuständige Behörde hat mindestens vier Tage vor der Zulassungsentschei­
dung zu erfolgen, da die Europäische Kommission nach den Vorgaben der UVP-Richtlinie 
vor Erteilung der Genehmigung unterrichtet werden muss. Das für Angelegenheiten des 
Umweltschutzes zuständige Bundesministerium nimmt dabei keine inhaltliche Prüfung der 
Behördenentscheidung vor, sondern unterrichtet die Europäischen Kommission lediglich 
über die Entscheidung zur Gewährung der Ausnahme durch die zuständige Behörde.

Zu § 5 (Maßgaben für die Anwendung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes und 
der Industriekiäranlagen-Zulassungs- und Überwachungsverordnung)

Zu Absatz 1

Absatz 1 enthält Maßgaben, soweit bei der Zulassung von unter dieses Gesetz fallenden 
Anlagen Regelungen des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) heranzuziehen 
sind.

Zu Nummer 1

Die in § 10 Absatz 3 Satz 2 BImSchG vorgesehene Auslegungsfrist von einem Monat wird 
auf eine Woche verkürzt.

Zu Nummer 2

Die in § 10 Absatz 3 Satz 4 BImSchG vorgesehenen Einwendungsfristen von zwei Wochen 
beziehungsweise - bei Anlagen nach der Industrieemissions-Richtlinie - einem Monat wer­
den auf eine Woche verkürzt.

Zu Nummer 3

Nach § 10 Absatz 6 BImSchG steht die Durchführung eines Erörterungstermins im Ermes­
sen der Genehmigungsbehörde.

Mit dem Ziel einer Befriedung oder einer verstärkten Erläuterung kann die Genehmigungs­
behörde einen Erörterungstermin durchführen. Bei Vorhaben im Anwendungsbereich des 
Gesetzes kann wegen der hohen Eilbedürftigkeit der Realisierung auch auf den Erörte­
rungstermin verzichtet werden.

Zu Nummer 4

Nummer 4 bestimmt, dass eine Genehmigung nach § 4 des BImSchG für Anlagen nach § 
2 Absatz 1 Nummer 1 und 2 zwingend zu befristen ist. Sie kann längstens bis zum 31. 
Dezember 2043 befristet erteilt werden.
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Das Bundesklimaschutzgesetz normiert das Ziel der Emissionsminderung bis 2040 um 
mind. 88 Prozent. Bis 2045 soll Treibhausgasneutralität erreicht werden. Aufgrund nicht 
vermeidbarer Emissionen in den Bereichen Industrie und Landwirtschaft ist es erforderlich, 
bis 2040 keine emissionsbehaftete Energiewandlung zur Strom- oder Wärmeproduktion in 
nennenswerten Umfang zuzulassen. Daher ist eine Befristung bis 2043 vorgesehen. Erd­
gas wird als Energieträger zu diesem Zeitpunkt nahezu vollständig ersetzt sein.

Die Regelung stellt Kohärenz zwischen dem Bedürfnis kurz- bis mittelfristig zusätzliche Ka­
pazitäten zur Einspeisung von Erdgas in das Fernieitungsnetz aufgrund der veränderten 
energie- und sicherheitspolitischen Bewertung der Abhängigkeit von russischen Erdgaslie­
ferungen zu schaffen und der Einhaltung der gesetzlich normierten Klimaschutzziele. So 
schafft die Regelung im Einklang und zur Umsetzung der Vorgaben des Bundesverfas­
sungsgerichts aus seinem Beschluss vom 24. März 2021 (vgl. Begründung zu § 1) auch 
Planungssicherheit für die Betreiber und erlaubt es ihnen, die Befristung bereits im Vor­
hinein kalkulatorisch zu berücksichtigen.

Zu Absatz 2

Absatz 2 Satz 1 bestimmt, dass eine Genehmigung nach § 4 BImSchG für den Betrieb einer 
Anlage nach § 2 Absatz 1 Nummer 1 und 2 über das Jahr 2043 hinaus nur für den Betrieb 
mit klimaneutralen Wasserstoff oder für den Betrieb mit einem Derivat von klimaneutralem 
Wasserstoff erteilt werden kann. Die Regelung trägt dem Umstand Rechnung, dass mit der 
Dekarbonisierung der Energiewandlung ein erhöhter Bedarf an Wasserstoff einhergehen 
wird. Der Weiterbetrieb der Anlagen, die zunächst im Rahmen dieses Gesetzes zur Schaf­
fung zusätzlicher Kapazitäten zur Einspeisung von Erdgas in das Fernleistungsnetz zwecks 
Abwendung einer Versorgungskrise beschleunigt zugelassen werden, ab Mitte des nächs­
ten Jahrzehnts, spätestens jedoch ab dem 1. Januar 2041 auf Basis von klimaneutralem 
Wasserstoff oder einem Derivat hiervon ist daher sinnvoll und beabsichtigt. Dabei steht es 
den Betreibern frei, ob sie ihre Anlagen über das Jahr 2043 weiterbetreiben wollen. Mit der 
Regelung wird den Betreibern jedoch bereits vor Inbetriebnahme der Anlage ein Weg zur 
Nutzung über das Jahr 2043 hinaus, aufgezeigt. Auch dies schafft Planungssicherheit.

Nach Absatz 2 Satz 2 ist die Genehmigung nach Satz 1 spätestens zum 1. Januar 2035 zu 
beantragen. Die Regelung trägt dem Umstand Rechnung, dass neben regulären Genehmi­
gungsverfahren auch Umbauten an den Anlagen zu erfolgen haben. Damit soll sicherge­
stellt werden, dass der Weiterbetrieb der Anlagen, sofern dieser durch die Betreiber beab­
sichtigt ist, spätestens zum 1. Januar 2044 erfolgen kann.

Zu Absatz 3

Absatz 3 verweist für die Öffentlichkeitsbeteiligung nach § 4 der Industrieklärahlagen-Zu- 
lassungs- und Überwachungsverordnung (IZÜV) auf die Maßgaben des Absatzes 1 Nr. 1 
bis 3.

Zu § 6 (Maßgaben für die Anwendung des Bundesnaturschutzgesetzes)

im Rahmen des Verfahrens zur Zulassung von Anlagen nach § 2 kann - nach Maßgabe 
des Fachrechts - die naturschutzrechtliche Eingriffsregelung der §§ 13 ff. des BNatSchG 
zu prüfen sein. Diese sieht vor, dass erhebliche Beeinträchtigungen von Natur und Land­
schaft zu vermeiden und - soweit unvermeidbar - zu kompensieren sind. Zur Kompensa­
tion werden in § 6 konkretisierende Regelungen getroffen.

Die Übrigen Regelungen des BNatSchG, insbesondere § 18, bleiben unberührt.

Zu Nummer 1

Es wird geregelt, unter weichen Voraussetzungen und nach welchen Maßgaben die Fest­
setzung von Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen im Sinne der Eingriffsregelung von der
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Zulassungsentscheidung über ein Vorhaben im Sinne von § 2 zeitlich entkoppelt werden 
kann.

Der Zulassungsbehörde wird die Möglichkeit eingeräumt, die Festsetzung von Ausgleichs­
und Ersatzmaßnahmen im Sinne des § 15 Absatz 2 des BNatSchG von der Zulassung 
eines Vorhabens im Sinne des § 2 zeitlich zu entkoppeln. So kann die Festsetzung der 
Maßnahmen bis zu zwei Jahre nach der Erteilung der Zulassungsentscheidung erfolgen. 
Eine zeitliche Entkoppelung ist in Konstellationen sinnvoll, in denen die Dringlichkeit zur 
Erteilung einer Zulassung besteht und das Zulassungsverfahren nicht durch die Konzipie­
rung von Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen und die behördliche Prüfung der vorgeschla­
genen Maßnahmen verzögert werden soll.

Absatz 1 Nummer 1 Satz 2 stellt klar, dass die erforderlichen Angaben im Sinne des § 17 
Absatz 4 Satz 1 Nummer 2 BNatSchG - insbesondere solche zum Ausgleich und Ersatz 
des Eingriffs - vom Vorhabenträger nicht bereits bei der Zulassungsentscheidung über das 
Vorhaben, sondern erst nachträglich vor der Entscheidung über die nachträgliche Festset­
zung zu machen sind.

Durch Absatz 1 Nummer 1 Satz 3 wird klargestellt, dass § 15 Absatz 4 Satz 2 BNatSchG, 
der die Festsetzung des Unterhaitungszeitraums von Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen 
im Zulassungsbescheid vorsieht, entsprechend anzuwenden ist. Dies bedeutet, dass bei 
einer nachträglichen Festsetzung im Sinne des Absatzes 1 Nummer 1 Satz 1 auch der 
Unterhaltungszeitraum erst mit dieser Entscheidung festgesetzt wird. [...]

Zu Nummer 2

Es wird zudem der Zeitraum der Umsetzung von festgesetzten Ausgleichs- und Ersatzmaß­
nahmen flexibilisiert. Demnach steht dem Vorhabenträger nach der-gegebenenfalls nach­
träglich im Sinne des Absatz 1 erfolgten - Festsetzung ein Zeitraum von weiteren drei Jah­
ren zur Verfügung um mit der Umsetzung der Maßnahmen zu beginnen.

Zu § 7 (Maßgaben für die Anwendung des Wasserhaushaltsgesetzes)

Die Regelung enthält Maßgaben zur Anwendung der betreffenden Vorschriften des Was­
serhaushaltsgesetzes (WHG).

In den Nummern 1 - 3 werden Abweichungen vom Verfahrensrecht geregelt.

Zu Nummer 1

Nummer 1 bestimmt, dass der Plan für die Dauer von mindestens einer Woche zur Einsicht 
auszulegen ist. Ziel der Regelung ist es, das behördliche Verfahren deutlich zu beschleuni­
gen. Dies ist zur Erreichung des Gesetzeszwecks zwingend geboten. Die in den Anwen­
dungsbereich des Gesetzes fallenden Vorhaben können nur dann unverzüglich realisiert 
werden, wenn ein insgesamt beschleunigtes Zulassungsverfahren die in allen Verfahrens­
schritten notwendigen zeitlichen Raffungen ermöglicht.

Zu Nummer 2

Nummer 2 verkürzt zudem die von der zuständigen Behörde festzulegende Frist für das 
Erheben von Einwendungen gegen den Plan für jeden, dessen Belange durch das Vorha­
ben berührt werden, auf eine Woche. Die kurze Frist dient auch hier der Straffung des ge­
samten Verfahrens und somit der unverzüglichen Realisierung der betreffenden Vorhaben.

Zu Nummer 3

Nach Nummer 3 Satz 1 soll die zuständige Behörde vom obligatorischen Erörterungstermin 
absehen, da hierdurch dem Ziel der größtmöglichen Verfahrensbeschleunigung Rechnung
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getragen werden kann. Die Möglichkeit des Abhaitens eines Erörterungstermins bleibt der 
zuständigen Behörde jedoch weiterhin erhalten, wenn diese die Durchführung eines Erör­
terungstermin etwa als potentiell befriedend und somit verfahrensbeschieunigend beurteilt.

Nummer 3 Satz 2 eröffnet der Behörde die Möglichkeit, die Art der Durchführung des Erör­
terungstermins frei zu wählen.

Zu Nummer 4

Nach Nr. 4 wird durch eine Regelvermutung im Sinne der Verfahrensbeschleunigung klar­
gestellt, dass durch die Entnahme und Wiedereinleitung von Wasser zum Zwecke der Re- 
gasifizierung von verflüssigtem Erdgas keine schädlichen, auch durch Nebenbestimmun­
gen nicht vermeidbaren oder nicht ausgleichbaren Gewässerveränderungen im Sinne des 
§ 12 Absatz 1 Nummer 1 WHG zu erwarten sind. Bei der Entnahme und Wiedereinleitung 
von Wasser zu den genannten Zwecken muss insbesondere sichergestellt werden, dass 
Kühlwasserfrei von Schadorganismen (insbesondere Bakterien und Legionellen) bleibt. Zu 
diesem Zwecke muss durch Auflagen zugunsten des betroffenen Gewässers zusätzlich si­
chergestellt werden, dass bei der Vermeidung des Entstehens von Schadorganismen auf 
den Einsatz von Bioziden verzichtet wird und diese durch entsprechende biozidfreie Stoffe 
ersetzt werden. Darüber hinaus sind in den Nebenbestimmungen standortspezifisch Rege­
lungen im Hinblick auf die Gewässertemperatur angezeigt.

Zu § 8 (Maßgaben für die Anwendung des Energiewirtschaftsgesetzes)

Der Ausbau der LNG-Infrastruktur in Deutschland ist ein sehr wichtiges Anliegen und Vo­
raussetzung für die Aufnahme von LNG in das nationale Leitungsnetz. Die Fernleitungs­
netzbetreiber sind aufgrund der Gasnetzzugangsverordnung verpflichtet, die erforderlichen 
Leitungen zwischen LNG-Anlagen und dem Fernleitungsnetz zu errichten und die LNG- 
Anlagen an das Fernleitungsnetz anzuschließen. Dies dient dem zentralen Interesse an 
einer sicheren und diversifizierten Gasversorgung in Deutschland.

Um den Beteiligten eine möglichst frühzeitige Rechts- und Planungssicherheit bei der Er­
richtung von LNG-Anschlussleitungen zu ermöglichen, bedarf es der Anpassung der Vor­
gaben des Energiewirtschaftsgesetzes. Die Maßgaben stellen sicher, dass die erforderli­
chen Anbindungsleitungen zeitnah realisiert werden können.

Zu Absatz 1

Zu Nummer 1

Die spezialgesetzlichen Vorschriften in den §§ 43 ff. des Energiewirtschaftsgesetzes 
(EnWG) ändern die allgemeinen Regelungen über das Planfeststellungsverfahren im Ver­
waltungsverfahrensgesetz zum Zweck der Verfahrensstraffung und -beschleunigung teil­
weise ab. Der Ablauf des Planfeststellungsverfahrens ist im Wesentlichen in § 73 des Ver­
waltungsverfahrensgesetzes (VwVfG) bzw. in den Verwaltungsverfahrensgesetzen der 
Länder festgeschrieben. Diese Vorschrift wird bereits durch § 43a EnWG modifiziert.

Zum Zwecke der weiteren Beschleunigung der Errichtung der LNG-Anbindungsleitungen 
nach § 43 Absatz 1 Nummer 6 EnWG bedarf es für die Fälle, in denen nach § 4 UVPG nicht 
durchzuführen ist, einerweiteren Verfahrensbeschleunigung. In diesem Zusammenhang ist 
jedoch zu berücksichtigen, dass es bei Anbindungsleitungen von mehr als 800 mm Durch­
messer und mehr als 40 km Länge in unmittelbarer Anwendung der Vorgaben der Aarhus 
Konvention zur Öffentlichkeitsbeteiligung stets einer Planfeststellung bedarf, die Erteilung 
einer Plangenehmigung nach § 74 Absatz 6 VwVfG ist nicht zulässig.

Im Einzelnen finden sich in Absatz 1 Nummer 1 Maßgaben zu der Vorschrift des § 43a 
EnWG zum Anhörungsverfahren für die Anbindungsleitungen.
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Die verkürzte Auslegungs- und Einwendungsfrist auf jeweils eine Woche dient der weiteren 
Verfahrensbeschleunigung. Um das Ziel einer deutlich beschleunigten Realisierung der 
Vorhaben im Anwendungsbereich dieses Gesetzes zu erreichen, sind alle Verfahrens­
schritte soweit wie möglich zu straffen. Auf eine Beteiligung der Öffentlichkeit soll dennoch 
nicht gänzlich verzichtet werden.

Den Vorgaben nach Artikel 6 in Verbindung mit Anhang I Nr. 14 der der Aarhus Konvention 
zur Öffentlichkeitsbeteiligung wird damit auch nach Wegfall der Pflicht zur Umweltverträg­
lichkeitsprüfung durch § 4 dieses Gesetzes Rechnung getragen. Die Auslegung erfolgt u.a. 
auf der Internetseite der Zulassungsbehörde, so dass die Unterlagen jederzeit - nicht nur 
zu begrenzten Öffnungszeiten - einsehbar sind.

Ein Erörterungstermin findet bislang in den Fällen des § 43a Nummer 3 EnWG nicht statt. 
In der Regel ist ein Erörterungstermin auch wegen der nach § 4 nicht erforderlichen Um­
weltverträglichkeitsprüfung nicht durchzuführen. Im Übrigen kann die Behörde einen Erör­
terungstermin durchführen, soweit sie diesen für erforderlich hält.

Zu Nummer 2

Kampfmittelräumungen, archäologische Untersuchungen und Bergungen stellen Vorarbei­
ten im Sinne des § 44 EnWG dar. Dies kann zu einer deutlichen Beschleunigung der Rea­
lisierung der Vorhaben führen. Gerade archäologische Bergungen und Kampfmittelbergun­
gen können sich über einen längeren Zeitraum erstrecken oder nur zu bestimmten Jahres­
zeiten durchgeführl werden. In der Praxis ist oftmals eine archäologische Bergung unmit­
telbar im Anschluss an die Voruntersuchung erforderlich, um beispielsweise Raubgrabun­
gen oder witterungsbedingte Schäden zu vermeiden. Mit der Regelung wird sichergestellt, 
dass entsprechende Arbeiten bereits durchgeführt werden können, bevor der Planfeststel­
lungsbeschluss oder die Plangenehmigung ergeht.

Zu Nummer 3

Abweichend von § 44b Absatz 1 a EnWG kann der Vorhabenträger bereits nach Ablauf der 
Einwendungsfrist verlangen, dass eine vorzeitige Besitzeinweisung durchgeführt wird. Es 
ist nicht der Abschluss des Anhörungsverfahrens erforderlich. Es ist davon auszugehen, 
dass die Behörde auch zu einem früheren Zeitpunkt über ausreichende Kenntnisse über 
das Vorhaben verfügt, um eine Prognoseentscheidung zu treffen. Dies gewährleistet eine 
frühzeitige Klarheit über den weiteren Verfahrensgang und ermöglicht damit zugleich die 
zügige bauliche Umsetzung der hier relevanten Vorhaben nach Erlass des Planfeststel­
lungsbeschlusses bzw. der Plangenehmigung.

Zu Nummer 4

Die Ausnahmeregelung zu § 44c EnWG schafft Voraussetzungen für den vorzeitigen Bau­
beginn von Anbindungsleitungen, die sich an den Vorgaben des § 8a BImSchG bzw. des § 
17 WHG orientieren. § 8a BImSchG ist für die Vorhaben relevant, die eine immissions­
schutzrechtlichen Genehmigung erfordern, § 17 WHG regelt die Zulassung des vorzeitigen 
Beginns in wasserrechtlichen Erlaubnis- oder Bewilligungsverfahren. Die hier eingefügte 
Ausnahmeregelung ermöglicht eine Synchronisierung des Baus der Anlage mit der Errich­
tung des Netzanschlusses. Für beide gelten die gleichen Voraussetzungen für den vorzei­
tigen Baubeginn.

Bei den Anbindungsleitungen der LNG-Anlagen an das Fernleitungsnetz handelt es sich 
um Vorhaben, die aufgrund eines überragenden öffentlichen Interesses und im Interesse 
der öffentlichen Sicherheit zu realisieren sind. Es sind Vorhaben, die wesentlich zur Versor­
gungssicherheit in Deutschland beitragen. Mit Blick auf die zukünftige Ermöglichung des 
Transports von Wasserstoff werden die Anbindungsleitungen wasserstofffest ausgebaut. 
Für diese Vorhaben bedarf es einer Regelung zur Erleichterung des vorzeitigen Baube­
ginns.
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Für die vom Anwendungsbereich dieses Gesetzes erfassten Vorhaben sind - wie bei § 8a 
BImSchG und § 17 WHG - bestimmte Anforderungen einzuhalten. Es muss mit einer Ent­
scheidung zu Gunsten des Antragstellers gerechnet werden können (§ 44c Absatz 1 Satz 
1 Nummer 1 EnWG). Die Behörde muss hierfür eine ausreichende Kenntnis des zu bewer­
tenden Vorhabens haben. Das berechtigte Interesse des Vorhabenträgers bzw. das öffent­
liche Interesse an der Zulassung des vorzeitigen Baubeginns (§ 44c Absatz 1 Satz 1 Num­
mer 2 EnWG) ist bereits aufgrund des überragenden öffentlichen Interesses bzw. des Inte­
resses der öffentlichen Sicherheit gegeben. Der Vorhabenträger verpflichtet sich, alle Schä­
den zu ersetzen, die bis zur Entscheidung im Planfeststellungs- oder Plangenehmigungs­
verfahren durch die Maßnahmen verursacht worden sind, und sofern kein Planfeststel­
lungsbeschluss oder keine Plangenehmigung erfolgt, den früheren Zustand wiederherzu-, 
stellen (§ 44c Absatz 1 Satz 1 Nummer 5 EnWG).

Die Voraussetzung des § 44c Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 bzw. Satz 2 EnWG kommen in 
diesem Ausnahmefall nur eingeschränkt zur Anwendung. Es gelten die gleichen Voraus­
setzungen wie für die Anlage, die dem Immissionsschutzrecht oder dem Wasserrecht un­
terfällt. Ziel ist es, eine Verfahrenserleichterung zu schaffen. Die Verfahrenserleichterung 
trägt dazu bei, dass die Fernleitungsnetzbetreiber ihre in § 15 Absatz 1 EnWG gesetzlich 
festgeschriebene Aufgabe erfüllen können und zu einer sicheren Energieversorgung bei­
tragen.

Ebenso kann in diesen Ausnahmefälien auf das Vorliegen der privaten Rechte verzichtet 
werden, so dass § 44c Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 EnWG für Vorhaben nach § 2 Nummer 
3 nicht greift. Der Planfeststellungsbeschluss bzw. die Planfeslstellungsgenehmigung ent­
falten eine enteignungsrechtliche Vorwirkung. Spätestens dann liegen alle Voraussetzun­
gen zur Erlangung der erforderlichen privaten Rechte vor.

Mit diesen Maßgaben wird die Möglichkeit geschaffen, bereits vorzeitig, d.h. vor Feststel­
lung des Planfeststellungsbeschlusses mit Teilen der Errichtung eines Vorhabens bzw. mit 
den dazugehörigen Vorarbeiten im Sinne des § 44c EnWG zu beginnen. Zu den Vorarbei­
ten zählen z.B. auch naturschutzrechtliche Maßnahmen, insbesondere des europäischen 
Arten- und Gebietsschutzes (Maßnahmen zur Schadensbegrenzung, vorgezogene Aus­
gleichsmaßnahmen nach § 44 Absatz 5 BNatSchG sowie Maßnahmen zur Kohärenzsiche­
rung nach§ 34 Absatz 5 BNatSchG), vgl. bereits BR-Drucksache 11/19, S. 70.

Zur Verfahrensbeschleunigung ist für die Verfahren der Zulassung des vorzeitigen Baube­
ginns zusätzlich die Regelung des § 74 Abs. 5 VwVfG anwendbar. Danach können Zustel­
lungen durch öffentliche Bekanntmachung ersetzt werden, wenn außer an den Vorhaben­
träger des Vorhabens mehr als 50 Zustellungen vorzunehmen sind.

Zu Absatz 2

Absatz 2 dient der Klarstellung, dass durch die Einfügung von beschleunigenden Verfah­
renserleichterungen nicht die allgemeinen Vorschriften des Verwaltungsverfahrensrechts 
Wiederaufleben.

Zu § 9 (Beschleunigte Vergabe- und Nachprüfungsverfahren)

Beschaffungen für Vorhaben nach § 2 können dem Vergaberecht gemäß dem Gesetz ge­
gen Wettbewerbsbeschränkungen (GWB) bzw, dem Haushaltsrecht unterliegen, so dass 
für sie grundsätzlich Ausschreibungsverfahren mit unter anderem entsprechenden Mindest­
fristen zur Auswahl der zu beauftragenden Unternehmen durchzuführen wären. Die dem 
Vertragsschluss vorausgehenden Vergabe- und ggf. Nachprüfungsverfahren können die 
äußerst dringlichen, schnellstmöglich durchzuführenden Vorhaben nach § 2 jedoch nicht 
unerheblich verzögern und somit die nach § 1 und § 3 erforderliche schnellstmögliche Si­
cherstellung der überragenden öffentlichen Interessen an der Versorgung mit Gas erheblich 
verzögern oder gefährden. Für diese besonderen, durch den Anwendungsbereich des Ge­
setzes stark eingegrenzten, aufgrund der Zeitenwende des russischen Angriffskriegs gegen
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die Ukraine aber für die nationale Unabhängigkeit und Sicherheit überragend wichtigen 
Vorhaben sollen daher vorübergehend erhebliche vergaberechtliche Verfahrenserleichte­
rungen geschaffen werden, soweit dies europa- und verfassungsrechtlich zulässig ist.

Absätze 1 bis 3 regeln für Vorhaben nach § 2 während der Laufzeit gern. § 15 Erleichterun­
gen und Ergänzungen zum GWB-Vergaberecht oberhalb der EU-Schwellenwerte.

Absatz 1 betrifft dabei die Durchführung der Vergabeverfahren selbst, einschließlich von 
Bestimmungen zur Informations- und Wartepflicht sowie zur Unwirksamkeit,

Absätze 2 und 3 treffen abweichende und ergänzende Regelungen für diesbezügliche 
Nachprüfungsverfahren gern. §§ 155 ff. GWB.

Absatz 4 suspendiert den Anwendungsbefehl für die detaillierten Regeln für die Durchfüh­
rung von Vergabeverfahren unterhalb der EU-Schwellenwerte.

Absatz 5 betrifft den Rechtsschutz für Beschaffungen von Vorhaben nach § 2, die nicht den 
speziellen vergaberechtlichen Nachprüfungsverfahren unterliegen.

Zu Absatz 1

Die §§ 97 ff. GWB sowie die aufgrund § 113 GWB erlassenen Vergabeordnungen gelten 
für die Vergabe öffentlicher Aufträge und Konzessionen (§ 103 bis 105 GWB) durch Auf­
traggeber (§ 98 bis 101 GWB) oberhalb der EU-Schwellenwerte (§ 106 GWB), soweit keine 
Ausnahme vom Vergaberecht (§§ 107 ff. GWB u.a.) vorliegt. Nicht bei allen Vorhaben nach 
§ 2 werden die §§ 97 ff. GWB anwendbar sein, insbesondere falls schon kein öffentlicher 
Auftraggeber oder Sektorenauftraggeber Leistungen beschafft, keine Sektorentätigkeit (ins­
besondere im Bereich Gas oder Häfen) vorliegt, kein Beschaffungscharakter vorliegt, die 
Entgeltlichkeit fehlt oder im Einzelfall besondere Ausnahmen - etwa auch bei wesentlichen 
Sicherheitsinteressen (§ 107 Abs. 2 GWB) - greifen.

Soweit aber öffentliche Aufträge oder Konzessionen für Vorhaben nach § 2 den §§ 97 ff, 
GWB und den entsprechenden untergesetzlichen Anforderungen unterliegen, sind die be­
sonderen Regeln der Absätze 1 bis 3 für die Vergabe- und Nachprüfungsverfahren anzu­
wenden. Für die Laufzeit des Gesetzes gehen diese bei Beschaffungen für Vorhaben nach 
§ 2 wegen äußerst dringlicher Gründe und der Gefährdung überragender öffentlicher Inte­
ressen den allgemeinen Regeln vor (siehe dazu insbesondere auch die Begründungen zu 
§ 1 und § 3).

Angesichts des Zweckes des Gesetzes gemäß § 1 und dem besonderen Interesse gemäß 
§ 3 sehen die Absätze 1 bis 3 für die Vergabe- und Nachprüfungsverfahren Beschleunigun­
gen, Erleichterungen und eine Stärkung des Allgemeininteresses an einer schnellstmögli­
chen Umsetzung der Vorhaben nach § 2 im Rahmen von Interessensabwägungen vor.

Absatz 1 trifft ergänzende und abweichende Regeln für die Durchführung von Vergabever­
fahren. Er regelt dabei auch Abweichungen von § 135 Absatz 1 GWB hinsichtlich der Wirk­
samkeit von Verträgen.

Ziel der Regelungen des Absatzes 1 ist es, das Vergabeverfahren angesichts der äußers­
ten Dringlichkeit der Vorhaben nach § 2 und der Gefährdung überragender öffentlicher In­
teressen rechtssicher zu beschleunigen und die schnellstmögliche, ggf. vorzeitige Durch­
führung der Beschaffungen bei gleichzeitig verringertem Risiko einer enorm verzögernd 
wirkenden potentiellen Rückabwicklung von Verträgen sicherzustellen.

Zu Nummer 1

Gemäß Nummer 1 findet § 97 Absatz 4 GWB keine Anwendung. Mittelständische Interes­
sen müssen bei den eng umgrenzten Vorhaben nach § 2 für den Geltungszeitraum nach
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§ 15 daher nicht vornehmlich berücksichtigt werden. Aufgrund der äußerst dringlichen Um­
setzung der Vorhaben nach § 2 und der Gefährdung überragender öffentlicher Interessen 
treten sie hinter dem Beschleunigungsinteresse zurück. Insbesondere müssen bei Vorha­
ben nach § 2 die Leistungen auch nicht in der Menge oder nach Art oder Fachgebiet in 
Lose aufgeteilt werden. Andernfalls käme es zu einer Vielzahl von Vergabeverfahren, die 
der schnellstmöglichen Umsetzung der Vorhaben nach § 2 entgegenstehen.

Durch die fehlende Anwendung des § 97 Absatz 4 GWB entfallen seine Vorgaben sowohl 
für Vergabeverfahren nach der Vergabeverordnung (VgV), der Sektorenverordnung 
(SeklVO), der Konzessionsvergabeverordnung (KonzVgV) und der Vergabeverordnung 
Verteidigung und Sicherheit (VSVgV). Für sie ist anders als für die VOB/A in Nummer 2 
keine gesonderte Regelung zu treffen, da sie das Gebot des § 97 Absatz 4 GWB nicht wie­
derholen.

Zu Nummer 2

Die Begründung zu Nummer 1 gilt ebenso für die § 97 Absatz 4 GWB im Wesentlichen 
wiederholende Regelung in § 5 EU Absatz 2 Nummer 1 der Vergabe- und Vertragsordnung 
für Bauieistungen Teil A (VOB/A). Diese inhaltliche Regelung in der VOB/A wird durch Num­
mer 2 für die Vorhaben nach § 2 materiell abbedungen. Ohne Gebot der Losaufteilung ent­
fällt im Übrigen auch das Begründungsgebot nach § 5 EU Absatz 2 Nummer 2 VOB/A.

Zu Nummer 3

Nummer 3 enthält eine ergänzende Regelung zur bereits bestehenden Ausnahme von der 
Informationspfiicht in Fällen, in denen das Verhandlungsverfahren ohne Teilnahmewettbe­
werb wegen besonderer Dringlichkeit gerechtfertigt ist (§ 134 Absatz 3 Satz 1 GWB).

Zum einen wird klargestellt und ausdrücklich geregelt, dass damit nicht nur die Informati­
onspflicht nach § 134 Absatz 1 GWB, sondern auch die Wartepflicht gemäß § 134 Absatz 2 
GWB entfällt. Insbesondere wird aber der Anwendungsbereich für die eng umgrenzten Vor­
haben nach § 2 für die Geltungsdauer des Gesetzes nach § 15 neben Fällen der besonde­
ren Dringlichkeit auf (a.) alle Verhandlungsverfahren ohne Teilnahmewettbewerb sowie (b.) 
auf alle Verfahren, in denen es nur noch einen Bieter und keine weiteren betroffenen Be­
werber gibt, erweitert. Damit wird Gebrauch gemacht von der Möglichkeit des Artikel 2b 
Buchstabe a) und b) der Rechtmittelrichtlinie 89/665/EWG4, Artikel 2b Buchstabe a) und b) 
der Sektorenrechlsmittelrichtlinie 92/13/EWG5 und Artikel 58 Buchstabe a) und b) der Ver- 
teidigungs- und Sicherheitsvergaberichtlinie 2009/81/EG6). Diese sind auch für die Ausle­
gung der Nummer 3 heranzuziehen (insbesondere hinsichtlich der betroffenen Bewerber).

4 Richtlinie 89/665/EWG des Rates vom 21. Dezember 1989 zur Koordinierung der Rechts- und Verwaltungs­
vorschriften für die Anwendung der Nachprüfungsverfahren im Rahmen der Vergabe öffentlicher tie­
fer- und Bauaufträge (ABI. L395 vom 30.12.1989, S. 33), zuletzt geändert durch Richtlinie 2014/23/EU 
des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. Februar 2014 über die Konzessionsvergabe (ABI. 
L 94 vom 28.3.2014, S. 1).

5 Richtlinie 92/13/EWG des Rates vom 25. Februar 1992 zur Koordinierung der Rechts- und Verwaltungsvor­
schriften für die Anwendung der Gemeinschaftsvorschriften über die Auftragsyergabe durch Auftrag­
geber im Bereich der Wasser-, Energie- und Verkehrsversorgung sowie im Telekommunikationssektor 
(ABI. L 76 vom 23.3.1992, S. 14), zuletzt geändert durch Richtlinie 2014/23/EU des Europäischen Par­
laments und des Rates vom 26. Februar 2014 über die Konzessionsvergabe (ABI. L 94 vom 28.3.2014, 
S. 1).

6 Richtlinie 2009/81/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 13. Juli 2009 über die Koordinierung
der Verfahren zur Vergabe bestimmter Bau-, Llefer- und Dienstleistungsaufträge in den Bereichen Ver­
teidigung und Sicherheit und zur Änderung der Richtlinien 2004/17/EG und 2004/18/EG (ABI. L 216 
vom 20.8.2009, S. 76), zuletzt geändert durch Delegierte Verordnung (EU) 2021/1950 der Kommission 
vom 10. November 2021 zur Änderung der Richtlinie 2009/81/EG des Europäischen Parlaments und 
des Rates Im Hinblick auf die Schwellenwerte für Liefer-, Dienstleistungs- und Bauaufträge (ABI. L 398 
vom 11.11.2021, S. 19).
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Das Entfallen der Informations- und Wartepflicht in diesen Fällen dient angesichts der äu­
ßersten Dringlichkeit der Vorhaben nach § 2 und der Gefährdung überragender öffentlicher 
Interessen der schnellstmöglichen Umsetzung der Vorhaben.

Die mit dem Entfallen einhergehende Möglichkeit von mehr zulässig erteilten Zuschlägen, 
die grundsätzlich nicht aufgehoben werden können (§ 168 Absatz 2 Satz 1 GWB), bevor 
andere interessierte Unternehmen von der Vergabe oder dem beabsichtigten Zuschlag er­
fahren, ist angesichts der äußersten Dringlichkeit der Vorhaben nach § 2 und der Gefähr­
dung überragender öffentlicher Interessen, denen mit diesem Gesetz begegnet wird, hin­
zunehmen. Andere Unternehmen können weiterhin grundsätzlich insbesondere Rechts­
schutz über die Zulässigkeit der Vergabe ohne Teilnahmewettbewerb bzw. ohne Informati­
onsschreiben gemäß § 135 GWB nach Maßgabe von Nummer 4 bis 6 erlangen.

Zu Nummer 4

Nummer 4 bis 6 regeln abweichend von der bisher alternativlosen Rechtsfolge der von An­
fang an festzustelienden Unwirksamkeit des § 135 GWB entsprechend der Möglichkeiten 
der europäischen Rechtmittelrichtlinien alternative Sanktionsmöglichkeiten angesichts der 
äußersten Dringlichkeit der Vorhaben nach § 2 und der Gefährdung überragender öffentli­
cher Interessen. Dieses ausnahmsweise Abweichen von der rückwirkenden Unwirksamkeit 
und vollständigen Rückabwicklung ist angesichts der schnellstmöglichen dauerhaften Um­
setzung der Vorhaben nach § 2 überragend wichtig. Eine Rückabwicklung würde die äu­
ßerst dringlichen Verfahren ansonsten konterkarieren und damit überragende öffentliche 
Interessen gefährden. Effektiver Rechtsschutz und abschreckende Wirkung werden durch 
die alternativen Sanktionen und die daneben unberührt bleibende Möglichkeit der Geltend­
machung von Schadensersatz weiterhin gewährleistet, ohne die zwingend benötigte Be­
schleunigung einzuschränken.

Nummer 4 bis 6 befinden sich als Abweichung von § 135 GWB bei den Maßgaben zu den 
Vergabeverfahren in Absatz 1, da die Unwirksamkeitsfolge des § 135 Absatz 1 GWB im 
Kapitel Vergabeverfahren, Unterabschnitt 2 - Vergabeverfahren und Auftragsausführung 
des 4. Teils des GWB steht. Absatz 2 Nummer 5 und Absatz 3 Nummer 8 stellen über ihren 
Verweis auf Nummer 4 bis 6 klar, dass die Abweichung von der bisherigen zwingenden 
Unwirksamkeitsfolge für im Nachprüfungsverfahren festgestellte Verstöße im Sinne des 
§ 135 Absatz 1 Nummer 1 oder 2 vor allem in den Nachprüfungsverfahren nach Absatz 2 
und Absatz 3 durch die Vergabekammern und Beschwerdegerichte zu beachten ist. Statt 
der automatischen Folge der Unwirksamkeit bei Feststellung eines Verstoßes im Sinne des 
§135 Absatz 1 Nummer 1 oder 2 GWB haben die Nachprüfungsinstanzen gemäß Num­
mer 4 zum einen eine Abwägungsentscheidung über ein Absehen von der Unwirksamkeits­
folge zu treffen. In diesem Fall sowie bei der nun gemäß Nummer 5 für Vorhaben nach § 2 
vorgesehenen Unwirksamkeitsfolge allein für die Zukunft haben sie in ihrer Entscheidung 
zwingend alternative Sanktionen nach Nummer 6 zu erlassen.

Nummer 4 Satz 1 setzt Artikel 2d Absatz 3 Unterabsatz 1 der Rechtsmittelrichtlinie 
89/665/EWG, Artikel 2d Absatz 3 Unlerabsatz 1 der Sektoren-Rechtsmittelrichtlinie 
92/13/EWG und Artikel 60 Absatz 3 Unterabsatz 1 der Verteidigungs- und Sicherheitsver­
gaberichtlinie 2009/81/EG um. Damit wird den Nachprüfungsinstanzen erstmals ein Ermes­
sen gegeben, von der zwingenden Unwirksamkeitsfolge des § 135 Absatz 1 GWB abzuse­
hen, indem sie eine Abwägungsentscheidung über die Unwirksamkeit oder alternative 
Sanktionen treffen können. In die Abwägung sind angesichts der äußersten Dringlichkeit 
der Vorhaben nach § 2 und der Gefährdung überragender öffentlicher Interessen die zwin­
genden Gründe eines Allgemeininteresses für ein Absehen von der Unwirksamkeit bei Vor­
haben nach § 2 angesichts des Zweckes von § 1 und des besonderen Interesses nach § 3 
einzubeziehen.

Salz 2 legt dazu fest, dass das besondere Interesse in der Regel ein Absehen von der 
Unwirksamkeitsfolge rechtfertigt. Für Vorhaben nach § 2 sollten daher angesichts der
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äußersten Dringlichkeit der Vorhaben nach § 2 und der Gefährdung überragender öffentli­
cher Interessen außer in besonderen Ausnahmefällen nicht allein die Unwirksamkeit des 
Vertrags in Frage kommen, sondern wegen ihrer Dringlichkeit und dem überwiegenden In­
teresse an ihrem Fortbestehen gemäß Satz 3 stattdessen alternative Sanktionen nach 
Nummer 6 festgelegt werden, die wirksam, verhältnismäßig und abschreckend sein müs­
sen.

Satz 4 stellt klar, dass daneben die Möglichkeit des Antragstellers, Schadensersatz geltend 
zu machen (vgl. §§ 156 Absatz 3,179 Absatz 1 181 GWB, insbesondere § 181 Satz 2GWB 
in Verbindung mit den Grundsätzen der culpa in contrahendo), unberührt bleibt. Die Kom­
pensation des Antragstellers kann in solchen Fällen damit nicht wie allgemein häufig in 
einem möglichen neuen Vergabeverfahren bestehen, sondern in der Möglichkeit, beruhend 
auf der Nachprüfungsentscheidung Schadensersatz im Sekundärrechtsschutz geltend zu 
machen. Aufgrund europarechtlicher Vorgaben darf die Zuerkennung des Schadensersat­
zes nicht als alternative Sanktion vorgesehen werden (Artikel 2e Absatz 2 Unterabsatz 3 
der Rechtsmittelrichtlinie 89/665/EWG, Artikel 2e Absatz 2 Unterabsatz 3 der Sektoren­
rechtsmittelrichtlinie 92/13/EWG, Artikel 61 Absatz 2 Unterabsatz 3 Verteidigungs- und Si­
cherheitsvergaberichtlinie 2009/81/EG). Er muss somit separat verfolgt und erklärt werden.

Zu Nummer 5

Selbst wenn eine Nachprüfungsinstanz die Unwirksamkeit eines Vertrages ausnahmsweise 
trotz der Abwägungsregeln nach Nummer 4 feststem, regelt Nummer 5 Satz 1, dass die 
Unwirksamkeit abweichend von § 135 Absatz 1 GWB für die Vorhaben nach § 2 angesichts 
ihrer äußersten Dringlichkeit und der Gefährdung überragender öffentlicher Interessen nur 
für die noch zu erfüllenden Verpflichtungen gilt. Dies setzt Artikel 2d Absatz 2 Unterabsatz 2 
der Rechtsmittelrichtlinie 89/665/EWG, Artikel 2d Absatz 2 Unterabsatz 2 der Sektoren- 
Rechtsmittelrichtlinie 92/13/EWG und Artikel 60 Absatz 2 Satz 2 und 3 der Verteidigungs­
und Sicherheitsvergaberichtlinie 2009/81/EG um.

Die Unwirksamkeit gilt damit nur für die Zukunft. Sie gilt nicht rückwirkend. Eine Rückab­
wicklung des Vertrages erfolgt somit nicht. Dies ist angesichts der äußersten Dringlichkeit 
der Vorhaben nach § 2 und dem überwiegenden Interesse an ihrem Fortbestand zur Ver­
hinderung der Gefährdung überragender öffentlicher Interessen von herausragender Be­
deutung.

Satz 2 regelt, dass dann neben der Unwirksamkeitsfolge für die Zukunft auch alternative 
Sanktionen nach Nummere festzulegen sind. Diese sind in Umsetzung der Richtlinienvor­
gaben ausdrücklich zusätzlich zur Feststellung der Unwirksamkeit zu treffen, da die Unwirk­
samkeit nach Nummer 5 nur noch die zukünftig zu erfüllenden Verpflichtungen betrifft.

Satz 3 stellt über den Verweis wie auch Nummer 4 Satz 4 klar, dass die Möglichkeit der 
Geltendmachung von Schadensersatz als Kompensation daneben unberührt bleibt.

Zu Nummer 6

Nummer 6 legt die alternativen Sanktionen, die angesichts der äußersten Dringlichkeit der 
Vorhaben nach § 2 und der Gefährdung überragender öffentlicher Interessen statt (Num­
mer 4) oder neben (Nummer 5) der gemäß Nummer 5 Satz 1 ex nunc wirkenden Unwirk­
samkeit im Falle von Verstößen im Sinne des § 135 Absatz 1 Nummer 1 oder 2 anzuwen­
den sind, fest.

Satz 1 setzt Artikel 2e Absatz 2 Unterabsatz 1 und 2 der Rechtsmittelrichtlinie 89/665/EWG, 
Artikel 2e Absatz 2 Unterabsatz 1 und 2 der Sektoren-Rechtsmittelrichtlinie 92/13/EWG 
und Artikel 61 Absatz 2 Unterabsatz 1 und 2 der Verteidigungs- und Sicherheitsvergabe­
richtlinie 2009/81/EG um, nach denen alternative Sanktionen die „Verhängung von Geldbu­
ßen oder bzw. -strafen“ gegen den Auftraggeber oder die Verkürzung der Laufzeit des
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Vertrages umfassen. Den Nachprüfungsinstanzen wird hierein weiter Ermessensspielraum 
eingeräumt, damit sie alle relevanten Faktoren berücksichtigen können, einschließlich der 
Schwere des Verstoßes, des Verhaltens des Auftraggebers und ggf, dem Umfang, in dem 
der Vertrag seine Gültigkeit beibehält. Bei der Festlegung gilt aufgrund der europarechtli­
chen Bestimmungen, dass die alternativen Sanktionen wirksam, verhältnismäßig und ab­
schreckend sein müssen. Bei den relevanten Faktoren ist auch die äußerste Dringlichkeit 
der Vorhaben nach § 2 und die Gefährdung überragender öffentlicher Interessen einzube­
ziehen. Zu beachten ist bei der Bewertung der Schwere des Verstoßes und des Verhaltens 
des Auftraggebers insbesondere auch, dass die Auftraggeber aufgrund der äußersten 
Dringlichkeit der Vorhaben nach § 2 und der Gefährdung überragender öffentlicher Interes­
sen unter erheblichem Zeit- und Handlungsdruck stehen und von teilweise eigens für diese 
Ausnahmesituation geschaffenen gesetzlichen Erleichterungen und Beschleunigungsmög­
lichkeiten Gebrauch machen,

Satz 2 beschränkt die Höhe einer möglichen Geldsanktion auf 15 Prozent des Auftragswer­
tes. Dieses Maß bewegt sich innerhalb vergleichbarer Regelungen in anderen EU-Mitglied- 
staaten. So gilt etwa in Österreich allgemein eine Grenze von 20 % bzw. - unterhalb der 
Schwellenwerte - 10 % des Auftragswertes (siehe § 356 Absatz 10 des Österreichischen 
Bundesvergabegesetzes). Für die Vorhaben nach § 2 eröffnet die Obergrenze von 15 % 
zugleich ausreichend Raum für die Festlegung einer Geldsanktion im Einzelfall, die wirk­
sam, verhältnismäßig und abschreckend ist. Wird ein Vertrag für teilweise unwirksam er­
klärt, ist die Höchstgrenze von jenem Teil der Auftragssumme des Vertrages zu berechnen, 
der dem Teil des Vertrages entspricht, der nicht aufgehoben wurde.

Zu Nummer 7

Nummer 7 Satz 1 legt durch Gesetz fest, dass für Vorhaben nach § 2 angesichts der äu­
ßerst dringlichen Gründe für die schnellstmögliche Umsetzung der Vorhaben nach § 2 und 
der Gefährdung überragender öffentlicher Interessen die Tatbestandsvoraussetzungen für 
ein Verhandlungsverfahren ohne Teilnahmewettbewerb wegen besonderer Dringlichkeit 
gemäß § 14 Absatz 4 Nummer 3 VgV (a.) hinsichtlich der äußerst dringlichen zwingenden 
Gründen sowie dem Zusammenhang mit Ereignissen, die der betreffende Auftraggeber 
nicht voraussehen konnte, vorliegen, (b.) in der Regel die Mindestfristen nicht eingehalten 
werden können und (c.) die Umstände zur Begründung der äußersten Dringlichkeit dem 
Auftraggeber in der Regel nicht zuzurechnen sind.

Nummer 7 dreht das Regel-Ausnahme-Verhältnis für die Anwendung dieses Verhandlungs­
verfahrens ohne Teilnahmewettbewerb durch den Auftraggeber ausnahmsweise aufgrund 
der hier für,die Realisierung der LNG-Infrastrukturvorhaben gemäß § 2 vorliegenden äu­
ßerst dringlichen, zwingenden Gründe aufgrund unvorhersehbarer Ereignisse gesetzlich 
um. Die Tatbestandsvoraussetzungen des § 14 Absatz 4 Nummer 3 VgV, die Artikel 32 Ab­
satz 2 Buchstabe c) der Vergaberichtlinie 2014/24/EU7 umsetzen, sind zwar grundsätzlich 
im Einzelfall anzuwenden und eng auszulegen. Aufgrund der äußerst dringlichen, zwingen­
den Umstände, die im Zweck gemäß § 1 und im besonderen Interesse nach § 3 für Vorha­
ben nach § 2 gesetzlich dargelegt sind, und der Gefährdung überragender öffentlicher In­
teressen ist es gerechtfertigt, dass der Gesetzgeber für die in § 2 festgelegten Vorhaben 
die Tatbestandsvoraussetzungen der Dringlichkeitsvergabe in wesentlichen Teilen verbind­
lich festlegt. Das Verhandlungsverfahren ohne Teilnahmewettbewerb wegen besonderer 
Dringlichkeit wird damit für die meisten Beschaffungen für Vorhaben nach § 2 im Geltungs­
zeitraum nach § 15 zulässig sein.

7 Richtlinie 2014/24/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. Februar 2014 über die öffentliche 
Auftragsvergabe und zur Aufhebung der Richtlinie 2004/18/EG (ABI. L 094 vom 28.3.2014, S. 65), 
zuletzt geändert durch Delegierte Verordnung (EU) 2021/1952 der Kommission vom 10. November 
2021 zur Änderung der Richtlinie 2014/24/EU des Europäischen Parlaments und des Rates im Hinblick 
auf die Schwellenwerte für die Vergabe öffentlicher tiefer-, Dienstleistungs- und Bauaufträge sowie 
für Wettbewerbe (ABI. L 398 vom 11.11.2021, S. 23).
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Der russische Angriffskrieg gegen die Ukraine und die durch ihn ausgelösten Folgen und 
kurzfristigen Beschaffungsbedarfe waren und sind für die Beschaffungsstellen insgesamt 
und im Einzelnen unvorhersehbar. Der Krieg hat in ihrem Volumen und ihrer Art auch wei­
terhin unvorhersehbare Folgen ausgelöst, auf die Deutschland äußerst dringlich reagieren 
muss, um der Gefährdung überragender öffentlicher Interessen zu begegnen. Angesichts 
der Natur und des Ausmaßes des russischen Angriffs sind äußerst dringliche Aufgaben der 
Sicherheit Deutschlands und seiner Verbündeten entstanden, die insbesondere auch die 
wirtschaftliche und energiepolitische Unabhängigkeit Deutschlands von Russland umfas­
sen.

Vergabeverfahren unter Einhaltung der Mindestfristen sind in diesen Fällen schon allge­
mein regelmäßig nicht möglich, ohne dass dies den Beschaffungsstellen zuzurechnen ist 
oder von ihnen vorherzusehen war. Insbesondere für die überragend wichtigen, schnellst­
möglich zu errichtenden Vorhaben nach § 2 sind solche Verzögerungen aber nicht hin- 
nehmbar, da sie die Unabhängigkeit Deutschlands von den russischen Erdgaslieferungen 
und damit die Versorgungssicherheit Deutschlands, insbesondere für den Winter 
2022/2023, aber auch die gesicherte Produktion wichtiger Wirtschaftszweige in Deutsch­
land, erheblich gefährden würden.

Die in diesem Gesetz geregelte schnellstmögliche Errichtung der LNG-Infrastruktur ist zur 
Abwendung schwerster wirtschaftlicher Schäden sowie einer Unterversorgung der Bevöl­
kerung mit wichtigen Gütern sowie angesichts der Gefährdung der staatlichen Daseinsvor­
sorge und Energieversorgung für die Bürgerinnen und Bürger insbesondere aufgrund der 
dadurch entstehenden Unabhängigkeit von Russland auch fürdie Sicherheit in Deutschland 
und Europa äußerst dringlich. Die Realisierung der Vorhaben nach § 2 bedarf aus äußerst 
dringlichen, zwingenden Gründen überragender öffentlicher Interessen, insbesondere an 
der Energieversorgung, der schnellstmöglichen Umsetzung. Die schnellstmögliche Reali­
sierung dieser Vorhaben dient dem zentralen Interesse an einer sicheren und diversifizier­
ten Gasversorgung in Deutschland und ist daher aus Gründen eines überragenden öffent­
lichen Interesses und im Interesse der öffentlichen Sicherheit erforderlich.

Diese besondere Sachlage rechtfertigt es, hinsichtlich der Vorhaben nach § 2 im Geltungs­
zeitraum nach § 15 das Voriiegen der äußerst dringlichen zwingenden Gründe sowie des 
Zusammenhangs mit Ereignissen, die der betreffende Auftraggeber nicht voraussehen 
konnte, gesetzlich festzulegen. Zur weiteren Begründung der nicht vorhersehbaren Ereig­
nisse, der äußerst dringlichen, zwingenden Gründe und der Gefährdung überragender öf­
fentlicher Interessen für die Vorhaben nach § 2 wird im Übrigen zudem ausdrücklich auf die 
Begründungen zu §§ 1 bis 3 Bezug genommen.

Angesichts dieser äußerst dringlichen, zwingenden Gründe für die Vorhaben nach § 2 und 
der Gefährdung überragender öffentlicher Interessen aufgrund des russischen Angriffskrie­
ges gegen die Ukraine und seiner Folgen und zur überragend wichtigen und äußerst dring­
lichen und zwingenden Abwendung der Abhängigkeit von russischen Gaslieferungen wird 
für das Verhandlungsverfahren ohne Teilnahmewettbewerb für Vorhaben nach § 2 aus­
nahmsweise nach Nummer 7 zudem bestimmt, dass in der Regel die verkürzten Mindest­
fristen (siehe Nummer 8) nicht eingehalten werden können und die Umstände zur Begrün­
dung der äußersten Dringlichkeit dem Auftraggeber in der Regel nicht zuzurechnen ist. 
Diese Voraussetzungen werden für Vorhaben nach § 2 voraussichtlich nur in wenigen Aus­
nahmefällen nicht vorliegen, etwa wenn wegen anderer das Gesamtprojekt noch hemmen­
der Umstände, doch ein verkürzter Teilnahmewettbewerb ohne jegliche zeitliche Verzöge­
rung des Vorhabens insgesamt möglich ist. Für die Frage der Einhaltung der Mindestfristen 
ist auch der notwenige Zeitraum für die Erstellung der Vergabeunterlagen, für die Bekannt­
machung, ggf. für den Teilnahmewettbewerb, für die Angebotsabgabe und -auswertung, 
die Wartefrist und den Zuschlag zu berücksichtigen.

Soweit die Voraussetzungen der Nummer 7 im Einzelfall ausnahmsweise nicht vorliegen, 
schließt dies im Übrigen nicht aus, dass andere Tatbestände für ein Verhandlungsverfahren
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ohne Teilnahmewettbewerb (zum Beispiel wenn gern. § 14 Absatz 4 Nummer 2 von vorn­
herein nur ein bestimmtes Unternehmen in Betracht kommt) oder Ausnahmen vom Verga­
berecht (zum Beispiel wegen wesentlicher Sicherheitsinteressen gemäß § 107 Absatz 2 
GWB) vorliegen.

Die Europäische Kommission hat in Reaktion auf den russischen Angriffskrieg gegen die 
Ukraine ebenfalls allgemein festgestellt, dass für bestimmte Vergaben die Vorschriften für 
die dringende Vergabe öffentlicher Aufträge angewendet werden können (Mitteilung der 
Kommission, Europäische Solidarität mit Flüchtlingen und den Menschen, die vor dem 
Krieg in der Ukraine fliehen, KOM(2022)107 vom 8. März 2022, Seite 5, mit Verweis auf 
ihre Mitteilungen während der Migrationskrise 2015-2016 und der COVID-19-Pandemie).

Für Vergabeverfahren aufgrund Nummer 7 sind zudem folgende Folgeerleichterungen zu 
beachten, die ebenfalls der Beschleunigung des jeweiligen Vergabeverfahrens dienen. Auf­
traggeber können auch im Übrigen alle bereits bestehenden Beschleunigungsmöglichkei­
ten nutzen, um die Beschaffungen für die Vorhaben nach § 2 schnellstmöglich durchzufüh­
ren.

Die äußerst dringlichen, zwingenden Gründe, im Zusammenhang mit Ereignissen, die der 
betreffende Auftraggeber nicht voraussehen konnte, muss der jeweilige Auftraggeber bei 
Beschaffungen für die Vorhaben nach § 2 nicht gesondert dariegen. Dass die Mindestfristen 
nicht eingehalten werden können und dies nicht dem Auftraggeber zuzurechnen ist, hat der 
jeweilige Auftraggeber nach allgemeinen Regeln grundsätzlich zu dokumentieren. An diese 
Dokumentation sind angesichts des überragend wichtigen Beschleunigungsinteresses ins­
besondere angesichts von § 1 und § 3 keine hohen Anforderungen zu stellen.

Bei der Herstellung eines Mindestmaßes an Wettbewerb ist die schnellstmögliche Umset­
zung der äußerst dringlichen Vorhaben nach § 2 und ihre grundlegende Bedeutung für die 
Versorgungssicherheit angesichts der Gefährdung überragender öffentlicher Interessen als 
herausragendes Gebot stets zu beachten.

Angebote können im Rahmen eines Verhandlungsverfahrens ohne Teilnahmewettbewerb 
formlos und ohne die Beachtung konkreter Fristvorgaben eingeholt werden. Mit der zurück­
liegenden Neuregelung des § 17 Abs. 6 VgV wurde durch einen entsprechenden Einschub 
klargestellt, dass die Mindestfrist von 30 Kalendertagen für Erstangebote nur für Verhand­
lungsverfahren mit Teilnahmewettbewerb gilt. Für Verhandlungsverfahren ohne Teilnahme­
wettbewerb kann der Auftraggeber somit auch eine kürzere Angebolsfrist wählen, solange 
diese angemessen ist (vgl. § 20 VgV). Aufgrund seines besonderen Ausnahmecharakters 
sind damit beim Verhandlungsverfahren ohne Teilnahmewettbewerb nach Würdigung der 
Gesamtumstände im Dringlichkeitsfall auch sehr kurze Fristen (bis hin zu 0 Tagen) denkbar.

§17 Abs. 15 VgV stellt zudem klar, dass der öffentliche Auftraggeber bei der Durchführung 
eines Verhandlungsverfahrens ohne Teilnahmewettbewerb wegen äußerster Dringlichkeit 
nach § 14 Abs. 4 Nummer 3 VgV von nachfolgenden Formanforderungen der VgV befreit 
ist:

- §§ 9 bis 13 VgV Vorgaben zur (elektronischen) Kommunikation,

- § 53 Abs. 1 VgV Übermittlung von Interessensbekundungen, Interessensbestätigungen, 
Teilnahmeanträge und Angeboten in elektronischer Form,

- § 54 VgV Aufbewahrung ungeöffneter Interessensbekundungen, Interessensbestätigun­
gen, Teilnahmeanträge und Angebote,

- § 55 VgV Öffnung der Interessenbestätigungen, Teilnahmeanträge und Angebote.
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Gemäß Satz 2 gilt Satz 1 (einschließlich seiner Begründung) entsprechend für die Tatbe­
standsvoraussetzungen eines Verhandlungsverfahrens ohne Teilnahmewettbewerb wegen 
besonderer Dringlichkeit nach SektVO, KonzVgV, VSVgV.

Gemäß Satz 3 gilt Satz 1 (einschließlich seiner Begründung) materiell entsprechend auch 
für Bauaufträge (Verhandlungsverfahren ohne Teilnahmewettbewerb wegen besonderer 
Dringlichkeit gemäß § 3a EU Absatz 3 Nummer 4 VOB/A).

Zu Nummer 8

Satz 1 legt angesichts der äußersten Dringlichkeit der Vorhaben nach § 2 und der Gefähr­
dung überragender öffentlicher Interessen durch Gesetz fest, dass für die Vorhaben nach 
§ 2 angesichts des Zwecks gemäß § 1 und des besonderen Interesses gern. § 3 eine Dring­
lichkeit hinreichend begründet ist, die die Einhaltung der regulären Angebotsfrist von 30 Ta­
gen unmöglich macht. Die Angebotsfrist im Verhandlungsverfahren mit Teilnahmewettbe­
werb kann somit auf zehn Tage verkürzt werden kann.

In Verhandlungsverfahren ohne Teiinahmewettbewerb gilt schon keine bestimmte Fristvor­
gabe, so dass die Angebotsfrist im Einzelfall bis hin auf null Tage verkürzt werden kann 
(siehe Begründung zu Nummer 7).

Satz 2 legt eine hinreichend begründete Dringlichkeit für Vorhaben nöch § 2 auch für alle 
anderen Fristverkürzungsmöglichkeiten in den verschiedenen Verfahrensarten und den 
verschiedenen Vergabeverordnungen fest. Dies gilt entsprechend auch in den Fällen, in 
denen die Fristverkürzungsmöglichkeit allgemein gilt und nicht auf eine hinreichend begrün­
dete Dringlichkeit beschränkt ist (vgl. etwa in der SektVO). Im Überblick gilt dazu Folgen­
des: Im beschleunigten offenen Verfahren kann die Frist für die Einreichung der Angebote 
auf 15 Tage verkürzt werden. Im beschleunigten nicht offenen Verfahren und im beschleu­
nigten Verhandlungsverfahren können die Fristen für Teilnahmeanträge auf 15 Tage 
(VSVgV: auf zehn Tage bei elektronischen Teilnahmeanträgen) und für die Abgabe von 
Angeboten auf zehn Tage herabgesetzt werden.

Nach Satz 3 gilt das Vorliegen einer hinreichend begründeten Dringlichkeit für die verschie­
denen Fristverkürzungsmöglichkeiten in den Verfahrensarten entsprechend auch für Bau­
aufträge (vgl. §§ 10a EU Absatz 3, 10b EU Absatz 5 VOB/A, auch in Verbindung mit § 10c 
EU Absatz 1 VOB/A). [...]

Zu Nummer 9

Satz 1 legt angesichts der äußersten Dringlichkeit der Vorhaben nach § 2 und der Gefähr­
dung überragender öffentlicher Interessen gesetzlich Fälle fest, in denen bei Verhandlungs­
verfahren ohne Teilnahmewettbewerb wegen besonderer Dringlichkeit ausnahmsweise 
auch nur ein Unternehmen zur Angebotsabgabe aufgefordert werden kann.

Der Wortlaut entspricht den von der Europäischen Kommission anerkannten Fällen (siehe 
Mitteilung der Kommission, Leitlinien der Europäischen Kommission zur Nutzung des Rah­
mens für die Vergabe öffentlicher Aufträge in der durch die COVID-19-Krise verursachten 
Notsituation, 2020/C 108 1/01, S. 1).

Im Sinne einer effizienten Verwendung von Haushaltsmitteln empfiehlt es sich nach Mög­
lichkeit, mehrere Unternehmen zur Angebotsabgabe aufzufordern. Auch nach der nationa­
len Rechtsprechung ist im Rahmen der §§ 14 Absatz 4 Nummer 3,17 Absatz 5 VgV grund­
sätzlich so viel Wettbewerb wie möglich zu eröffnen; ein völliger Verzicht auf Wettbewerb 
kommt grundsätzlich nur als ultima ratio in Betracht (vgl. OLG Rostock, Beschluss vom 
11.11.2021, 17 Verg 4/20),

Bei Vorhaben nach § 2 bedingt es aber häufig die in § 1 und § 3 und der jeweiligen Begrün­
dung dargestellte äußerste Dringlichkeit angesichts der Gefährdung überragender
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öffentlicher Interessen, dass nur ein Unternehmen in der Lage sein wird, den Auftrag unter 
den durch die zwingende Dringlichkeit auferlegten technischen und zeitlichen Zwängen zu 
erfüllen. Dann ist es den Auftraggebern auch erlaubt, in der Kürze der zur Verfügung ste­
henden Zeit nur mit diesem Unternehmen Verhandlungen zu führen.

Zwar handelt es sich um eine Prognoseentscheidung, ob nur das bestimmte Unternehmen 
unter den durch die äußerste Dringlichkeit bedingten technischen und zeitlichen Zwängen, 
in der Lage sein wird, die Leistung entsprechend zu erbringen. Die Gründe dafür, dass nur 
dieses Unternehmen dazu in der Lage ist, müssen aber grundsätzlich im Zeitpunkt der An­
sprache des einzelnen Unternehmens vorliegen.

Gemäß Satz 2 gilt Satz 1 (einschließlich seiner Begründung) entsprechend für Verhandlun­
gen mit nur einem Unternehmen in Verhandlungsverfahren ohne Teilnahmewettbewerb we­
gen besonderer Dringlichkeit nach SektVO, KonzVgV, VSVgV. Gemäß Satz 3 gilt Satz 1 
(einschließlich seiner Begründung) materiell entsprechend auch für Bauaufträge. Diese 
Verhandlungsmöglichkeit mit nur einem Unternehmen gilt für die Vergabeverordnungen 
und für die VOB/A auch, soweit sich der grundsätzliche Mindestwettbewerb von drei Unter­
nehmen nur aus allgemeinen Grundsätzen ergibt und nicht ausdrücklich oder nicht aus­
drücklich für Verhandlungsverfahren ohne Teilnahmewettbewerb erwähnt ist (vgl. etwa § 
21 III 3 VSVgV nur für Verfahren mit Teilnahmewettbewerb). Die Möglichkeit der Verhand­
lung mit nur einem Unternehmen im Ausnahmefall ist insoweit aufgrund der äußersten 
Dringlichkeit der Vorhaben nach § 2 und der Gefährdung überragender öffentlicher Interes­
sen eine materielle Klarstellung. Bereits bestehende Möglichkeiten bleiben unberührt.

Zu Absatz 2

Absatz 2 und 3 treffen Regelungen zum Vergaberechtsschutz ergänzend zu und abwei­
chend von §§ 155 ff. GWB, Ziel ist es, die Nachprüfungsverfahren überdas bereits geltende 
Beschleunigungsgebot des § 167 GWB hinaus bei Vorhaben nach § 2 angesichts ihrer äu­
ßersten Dringlichkeit und der Gefährdung überragender öffentlicher Interessen noch erheb­
lich schneller durchzuführen.

Dabei wird am grundsätzlich bewährten zweistufigen Rechtsschutz vor der Vergabekam­
mer und den Vergabesenaten der Oberlandesgerichte festgehalten, Dieser wird jedoch auf 
beiden Stufen weiter erheblich beschleunigt. Daneben werden in den bereits vorgesehenen 
Interessensabwägungen die Berücksichtigung des Zwecks des § 1 sowie des besonderen 
Interesses gemäß § 3 und dessen regelmäßiges Überwiegen angesichts der äußersten 
Dringlichkeit der Vorhaben nach § 2 und der Gefährdung überragender öffentlicher Interes­
sen ergänzt.

Die Änderungen berücksichtigen, dass im Bereich des Vergaberechtsschutzes der allge­
meine Justizgewährleistungsanspruch (Art. 20 Abs. 1 GG i.V.m. Art. 3 Abs.1 GG) den we­
sentlichen Maßstab darstellt und dem Gesetzgeber ein Ausgestaltungsspielraum zuzubilli­
gen ist (BVerfG, Beschluss vom 13. Juni 2006, 1 BvR 1160/03, BVerfGE 116, 135 (156)).

Absatz 2 enthält Maßgaben für die Nachprüfungsverfahren vor der Vergabekammer gemäß 
§§ 160 ff. GW6. Sie dienen vor allem der Beschleunigung und legen angesichts der äu­
ßersten Dringlichkeit der Vorhaben nach § 2 und der Gefährdung überragender öffentlicher 
Interessen die Berücksichtigung und das regelmäßige Überwiegen des überragend wichti­
gen Interesses an der schnellstmöglichen Umsetzung der Vorhaben fest.

Zu Nummer 1

Nummer 1 trifft gewisse Verfahrenserleichterungen für die Durchführung der Nachprü­
fungsverfahren,

Soweit es der Beschleunigung dient, kann die Vergabekammer bei Nachprüfungsverfahren 
über Vergaben für Vorhaben nach § 2 gemäß Satz 1 auch nach Lage der Akten
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entscheiden. Die Vergabekammer wird bei ihrer Entscheidung aber auch zu berücksichti­
gen haben, dass eine mündliche Verhandlung im Einzelfall ebenfalls der schnellen Ent­
scheidung dienen kann.

Satz 2 ermöglicht es der Vergabekammer ausdrücklich die mündliche Verhandlung im 
Wege der Bild- und Tonübertragung durchzuführen. Auch diese Möglichkeit soll der Be­
schleunigung im Einzelfall dienen. Entsprechend Absatz 3 Nummer 6 Satz 2 wird dazu auf 
§ 128a der Zivilprozessordnung verwiesen. Entsprechendes gilt aber zum Beispiel auch 
nach § 102a der Verwaltungsgerichtsordnung.

Zu Nummer 2

Um angesichts der äußersten Dringlichkeit der Vorhaben nach § 2 und der Gefährdung 
überragender öffentlicher Interessen die zügige Durchführung der Nachprüfungsverfahren 
für die im Lichte des § 1 und § 3 äußerst dringenden und schnellstmöglich umzusetzenden 
Vorhaben nach § 2 über den allgemeinen Beschleunigungsgrundsatz hinaus zu gewähr­
leisten, verkürzt Absatz 2 die Entscheidungsfrist für die Hauptsacheentscheidung weiter.

Satz 1 verkürzt die Entscheidungsfrist bei Vorhaben nach § 2 auf drei statt fünf Wochen.

Satz 2 legt fest, dass diese Frist höchstens um zwei Wochen verlängert werden kann und 
stellt klar, dass dies nur einmalig geschehen kann.

Die verkürzten Fristen bieten der Vergabekammer somit insgesamt dennoch ausreichend 
Zeit, bei diesen äußerst dringenden Vorhaben angesichts der Gefährdung überragender 
öffentlicher Interessen, dennoch angemessen entscheiden zu können, indem vom Grund­
fall (fünf Wochen) nur angemessen abgewichen wird (drei Wochen plus im Ausnahmefall 
zwei Wochen).

Die Auftraggeber von Beschaffungen für Vorhaben nach § 2 sollen die schnelle Entschei­
dung befördern, indem sie insbesondere sicherstellen, dass die Vergabeakte, Jedenfalls 
ihre für die Entscheidung der Vergabekammer wesentlichen Teile, unverzüglich der Verga­
bekammer zur Verfügung gestellt wird. [...]

Zu Nummer 3

Nummer 3 stellt klar, dass bei Nachprüfungsverfahren betreffend Vorhaben nach § 2 bei 
der Auswahl der geeigneten Maßnahmen zur Beseitigung der Rechtsverletzung und Ver­
hinderung der Schädigung der betroffenen Interessen der Zweck des § 1 und die besonde­
ren Interessen des § 3 angesichts der äußersten Dringlichkeit der Vorhaben und der Ge­
fährdung überragender öffentlicher Interessen zu berücksichtigen sind. Dies bedeutet, dass 
die Vergabekammer bei der Auswahl der Maßnahmen insbesondere das überragende In­
teresse an der schnellstmöglichen Umsetzung der Vorhaben nach § 2 in der Regel als aus­
schlaggebend berücksichtigen muss. Maßnahmen, die das Vergabeverfahren oder die Um­
setzung des Vorhabens verzögern, verlängern oder sogar vereiteln, sind daher in der Regel 
keine angemessenen Maßnahmen im Sinne der Nummer 3.

Zu Nummer 4

Nummer 4 ergänzt § 169 GWB angesichts der äußersten Dringlichkeit der Vorhaben 
nach § 2 und der Gefährdung überragender öffentlicher Interessen hinsichtlich der Vorab­
gestattung des Zuschlags durch die Vergabekammer. Sie hat dabei das überragende Inte­
resse an der schnellstmöglichen Umsetzung der Vorhaben zu berücksichtigen, wobei die­
ses Interesse bei Vorhaben nach § 2 in der Regel überwiegt und eine Vorabgestattung des 
Zuschlags erforderlich macht. Dies ist ein Aspekt des für die Beschleunigung der Vorhaben 
nach § 2 besonders wichtigen Elements des vorzeitigen Maßnahmenbeginns bzw. der Ein­
schränkung der aufschiebenden Wirkung von Entscheidungen (siehe dazu insbesondere 
§11)-
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Nummer 4 wird in der Praxis von Beschaffungen für Vorhaben nach § 2 jedoch nur dann 
zur Anwendung kommen, wenn nicht schon infolge der Zulässigkeit eines Verhandlungs­
verfahrens ohne Teilnahmewettbewerb und des schon bestehenden Entfalls der Informa­
tions- und Wartefrist ein wirksamer Zuschlag erfolgt ist, bevor Konkurrenten einen Nach­
prüfungsantrag stellen. Im Fall eines bereits wirksam erteilten Zuschlags gilt § 168 Absatz 2 
Satz 1 GWB und Rechtschutz ist gemäß § 135 GWB in Gestalt von Absatz 2 Nummer 3 bis 
5 zu gewähren.

Satz 1 und 2 gestalten die Abwägungsentscheidung über die Vorabgestattung des Zu­
schlags näher aus und folgen dabei der bestehenden Regelungssystematik in § 169 Absatz 
2 Satz 1, 2 und 3 GWB, nach denen entsprechend der Fälle für verteidigungs- oder sicher­
heitsspezifische Aufträge im Sinne von § 104 GWB besonders zu berücksichtigende As­
pekte des Interesses der Allgemeinheit an einem raschen Abschluss des Vergabeverfah­
rens und der nachteiligen Folgen einer Verzögerung der Vergabe bis zum Abschluss der 
Nachprüfung als Abwägungsinteresse festgelegt werden. Eine entsprechende Systematik 
für die Abwägungsentscheidung ist in Absatz 3 Nummer 3 Satz 2 und Nummer 4 Satz 1 
vorgesehen.

Für Vorhaben nach § 2 sind deshalb nach Satz 1 der Zweck des § 1 und das besondere 
Interesse nach § 3 ergänzend in der Abwägung zu berücksichtigen. Mithin ist das überra­
gende Interesse an der schnellstmöglichen Umsetzung der Vorhaben nach § 2 angesichts 
der äußerst dringlichen Gründe und der Gefährdung überragender öffentlicher Interessen 
in die Entscheidung über die Vorabgestattung des Zuschlags einzubeziehen.

Satz 2 legt zudem entsprechend der Systematik in § 169 Absatz 2 Satz 3 GWB angesichts 
der äußersten Dringlichkeit der Vorhaben nach § 2 und der Gefährdung überragender öf­
fentlicher Interessen fest, dass das besondere Interesse in der Regel überwiegt,

Satz 3 legt im überragenden Interesse der Beschleunigung und Gefährdungsabwehr fest, 
dass die Entscheidung über die Vorabgestattung unverzüglich und zwar längstens inner­
halb einer Woche zu treffen ist. Diese Regelungssystematik orientiert sich am bestehenden 
§ 176 Absatz 3 Satz 1,1. Halbsatz GWB. Die Frist kann nicht verlängert werden.

Satz 4 legt zudem fest, dass der Zuschlag dann auch unmittelbar und damit tatsächlich 
schneller als bisher nach § 169 Absatz 2 Satz 1 GWB erteilt werden kann, soweit die War­
tepflicht nicht noch läuft. Er setzt Artikel 2 Absatz 3 Satz 2 der Rechtsmittelrichtlinie 
89/665/EWG, Artikel 2 Absatz 3 Satz 2 der Sektoren-Rechtsmittelrichtlinie 92/13/EWG und 
Artikel 56 Absatz 3 Satz 2 der Verteidigungs- und Sicherheitsvergaberichtlinie 2009/81/EG 
um.

Soweit zu der Entscheidung ein isolierter Antrag an das Beschwerdegericht erfolgt, legt 
Satz 5 fest, dass bei der Entscheidung des Beschwerdegerichts dann ebenfalls das über­
ragende Beschleunigungs- und schnellstmögliche Umsetzungsinteresse angesichts der 
Gefährdung eines überragenden öffentlichen Interesses nach § 1 und § 3 zu beachten sind.

Zu Nummer 5

Nummer 5 stellt klar, dass die Vergabekammer Absatz 1 Nummer 4 bis 6 wegen der Ab­
weichungen von der bisherigen Unwirksamkeitsfolge des § 135 Absatz 1 GWB beachten 
muss, wenn sie im Nachprüfungsverfahren einen Verstoß im Sinne des § 135 Absatz 1 
Nummer 1 oder 2 feststellt.

Statt der bisher automatischen gesetzlichen Folge der Unwirksamkeit bei Feststellung ei­
nes Verstoßes im Sinne des § 135 Absatz 1 Nummer 1 oder 2 GWB hat die Vergabekam­
mer zum einen gemäß Nummer 4 eine Abwägungsentscheidung über ein Absehen von der 
Unwirksamkeitsfolge gemäß den dortigen Voraussetzungen für die in der Abwägung, ins­
besondere der zu berücksichtigenden äußersten Dringlichkeit der Vorhaben nach § 2 und 
der Gefährdung überragender öffentlicher Interessen, zu treffen. In diesem Fall sowie bei
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der nun gemäß Nummer 5 vorgesehenen Unwirksamkeitsfolge allein für die Zukunft hat die 
Vergabekammer sie in ihrer Entscheidung zwingend alternative Sanktionen nach Num­
mer 6 zu erlassen.

Zu Absatz 3

Absatz 3 trifft Regelungen zur sofortigen Beschwerde vor den Vergabesenaten der Ober­
landesgerichte ergänzend zu und abweichend von §§ 171 ff. GWB. Diese sollen jeweils 
unter Wahrung der richterlichen Unabhängigkeit die Verfahren angesichts der äußersten 
Dringlichkeit der Vorhaben nach § 2 und der Gefährdung überragender öffentlicher Interes­
sen erheblich beschleunigen und die Maßstäbe für Abwägungen anpassen und ergänzen. 
Zu den allgemeinen Grundsätzen wird auf die Einführung der Begründung zu Absatz 2 hin­
gewiesen.

Zu Nummer 1

Nummer 1 stellt lediglich klar, dass die Fiktionswirkung nach § 171 Absatz 2 bereits nach 
Ablaufen der nach Absatz 3 Nummer 2 verkürzten Entscheidungsfrist der Vergabekammer 
von drei Wochen (ggf. verlängert um zwei Wochen) und nicht nach den bisherigen fünf 
Wochen plus etwaiger Verlängerung greift. Soweit die Vergabekammer bei Nachprüfungs­
verfahren über Beschaffungen für Vorhaben nach § 2 nicht innerhalb der Frist von drei Wo­
chen (oder bei erfolgter Verlängerung von fünf Wochen) entschieden hat, gilt der Nachprü­
fungsantrag als abgelehnt. Diese Vorschrift dient der Beschleunigung der äußerst dringli­
chen Vorhaben angesichts der Gefährdung überragender öffentlicher Interessen. Keines­
falls ermächtigt sie Vergabekammern den Ablauf der Frist abzuwarten und nicht zu ent­
scheiden. Ziel ist es, dass die Vergabekammer innerhalb der gesetzlichen Fristen entschei­
det und zum Rechtsfrieden über die Vorhaben nach § 2 beiträgt.

Zu Nummer 2

Zur weiteren Beschleunigung der Nachprüfungsverfahren angesichts der äußersten Dring­
lichkeit der Vorhaben nach § 2 und der Gefährdung überragender öffentlicher Interessen 
verkürzt Nummer 2 die Frist zur Einlegung der sofortigen Beschwerde auf eine Woche. 
Diese ist als Notfrist nicht verlängerbar. Angesichts des Zweckes nach § 1 und des beson­
deren Interesses nach § 3 ist es auch den Beschwerdeführenden zuzumuten, ihren Antrag 
äußerst eilig zu erstellen. Der Vortrag kann im Laufe des Beschwerdeverfahrens zur Ge­
währleistung effektiven Rechtschutzes grundsätzlich noch ergänzt werden.

Zu Nummer 3

Nummer 3 ist zur Beschleunigung von Vorhaben nach § 2 in den Fällen besonders wichtig, 
in denen noch kein Zuschlag erteilt wurde, die Vergabekammer aber schon zugunsten des 
Auftraggebers in der Hauptsache entschieden hat.

Satz 1 legt angesichts ihrer äußersten Dringlichkeit und der Gefährdung überragender öf­
fentlicher Interessen fest, dass bei Vorhaben nach § 2 die aufschiebende Wirkung der so­
fortigen Beschwerde schon nach einer Woche (statt wie sonst nach zwei Wochen) entfällt. 
Soweit sie durch das Beschwerdegericht verlängert wird, kann dies nur bis zum Ende der 
Entscheidungsfrist über die sofortige Beschwerde, mithin um sechs Wochen, erfolgen (zu­
sammen sieben Wochen aufschiebende Wirkung entspricht fünf Wochen Entscheidungs­
frist plus maximal zwei Wochen Verlängerung nach Nummer 7 Satz 1 und 2).

Satz 2 legt fest, dass bei der Entscheidung über die Vorabgestattung des Zuschlags zu 
deren Gunsten auch § 1 und § 3 zu berücksichtigen sind, wobei das besondere Interesse 
nach § 3 in der Regel üben/viegt. Dies entspricht für die besondere Eilbedürftigkeit der Vor­
haben nach § 2 der bereits bestehenden Regelungssystematik in § 173 Absatz 2 Satz 1,2 
und 3 GWB für die Abwägung bei verteidigungs- und sicherheitsspezifischen Aufträgen. Die 
Entscheidung des Beschwerdegerichtes sollte angesichts der äußersten Dringlichkeit von
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Vorhaben nach § 2 und der Gefährdung überragender öffentlicher Interessen daher regel­
mäßig zugunsten der Vorabgestattung des Zuschlags ausfallen. Eine entsprechende Sys­
tematik für die Abwägungsentscheidung ist in Absatz 2 Nummer 4 Satz 1 und 2 und in Num­
mer 4 Satz 1 vorgesehen. [...]

Zu Nummer 4

Nummer 4 ist angesichts der äußersten Dringlichkeit der Vorhaben nach § 2 und der Ge­
fährdung überragender öffentlicher Interessen zur Beschleunigung dieser Vorhaben in den 
Fällen besonders wichtig, in denen noch kein Zuschlag erteilt wurde, die Vergabekammer 
aber in der Hauptsache bei Vorhaben nach § 2 ausnahmsweise gegen den Auftraggeber 
entschieden hat. Der unterlegene Auftraggeber kann im Fall einer sofortigen Beschwerde 
dann gemäß § 176 GWB die Vorabentscheidung überden Zuschlag beim Beschwerdege­
richt beantragen.

Entsprechend der Systematik für die Abwägungsentscheidung in Absatz 2 Nummer 4 
Satz 1 und 2 und in Nummer 3 Satz 2 hat das Beschwerdegericht auch in diesen Fällen 
ergänzend zur bisherigen Regelungssystematik in § 176 Absatz 1 Satz 1, 2 und 3 GWB 
gemäß Satz 1 bei der Abwägung den Zweck nach § 1 und das besondere Interesse nach 
§ 3, welches in der Regel überwiegt, zu berücksichtigen. Diese sind angesichts der äußers­
ten Dringlichkeit der Vorhaben nach § 2 und der Gefährdung überragender öffentlicher In­
teressen gemäß Satz 3 auch zu berücksichtigen, soweit das Beschwerdegericht aus­
nahmsweise die Entscheidungsfrist über den Antrag verlängert.

Satz 2 verkürzt die Entscheidungsfrist von bisher längstens fünf Wochen für Vorhaben nach 
§ 2 auf grundsätzlich eine Woche, um dem überragenden Beschleunigungsinteresse der 
Vorhaben nach § 2 gerecht zu werden. Die Verlängerungsmöglichkeit wird angesichts der 
äußersten Dringlichkeit von Vorhaben nach § 2 und der Gefährdung überragender öffentli­
cher Interessen der richterlichen Unabhängigkeit gerecht.

Zu Nummer 5

Nummer 5 bedingt für Vorhaben nach § 2 die Fiktionswirkung des § 177 GWB nach einer 
negativen Entscheidung über die Vorabgestattung des Zuschlags ab. Dies trägt zum effek­
tiven Rechtsschutz und zur Wahrung der richterlichen Unabhängigkeit bei, indem nicht au­
tomatisch mit der äußerst schnell zu fällenden Eilentscheidung die Möglichkeit zur Haupt­
sacheentscheidung entfällt.

Zu Nummer 6

Nummer6 enthält angesichts der äußersten Dringlichkeit der Vorhaben nach § 2 und der 
Gefährdung überragender öffentlicher Interessen bestimmte Verfahrenserleichterungen zur 
Beschleunigung des Nachprüfungsverfahrens vor dem Vergabesenat.

Satz 1 ermöglicht unter bestimmten, im Einzelfall zu prüfenden Punkten eine Entscheidung 
nach Lage der Akten. Dieser Verzicht auf die mündliche Verhandlung erweitert die allge­
meinen Möglichkeiten nach § 175 Absatz 2 iVm § 65 Absatz 1 GWB. Durchführung oder 
Verzicht einer mündlichen Verhandlung über die sofortige Beschwerde sollen vor allem der 
schnellstmöglichen Durchführung des Nachprüfungsverfahrens betreffend ein Vorhaben 
nach § 2 dienen.

Satz 2 ermöglicht klarstellend ausdrücklich die Durchführung einer mündlichen Verhand­
lung im Wege der Bild- und Tonübertragung in Ergänzung zu den allgemeinen Möglichkei­
ten nach §§ 175 Absatz 2, 72 GWB IVm § 128a ZPO. Auch dies soll der Beschleunigung 
dienen.
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Zu Nummer 7

Nummer 7 Satz 1 gibt vor, dass die Beschwerdeentscheidung bei der Nachprüfung von 
Beschaffungen für Vorhaben nach § 2 angesichts ihrer äußersten Dringlichkeit und der Ge­
fährdung überragender öffentlicher Interessen erheblich beschleunigt, nämlich innerhalb 
einer Frist von fünf Wochen zu treffen ist. Sie hat ihr Vorbild insbesondere in der bereits 
bestehenden Frist für die Beschwerdegerichte zur Vorabentscheidung über den Zuschlag 
gemäß § 176 Absatz 3 GWB und der Entscheidungsfrist für die Vergabekammern nach 
§ 167 Absatz 1 GWB. Die Entscheidung des Beschwerdegerichtes nach § 176 Absatz 3 
GWB ist sogar unverzüglich und längstens innerhalb von fünf Wochen zu treffen. Die Re­
gelung in Satz 1 ist für die Hauptsacheentscheidung aber neu und betrifft die richterliche 
Unabhängigkeit. Sie ist angesichts des Zweckes nach § 1 und des besonderen Interesses 
nach § 3 sowie der insgesamt schnellstmöglichen Umsetzung der Vorhaben nach § 2 we­
gen ihrer äußersten Dringlichkeit und der Gefährdung überragender öffentlicher Interessen 
gerechtfertigt.

Die Frist ist zudem angemessen, da das Beschwerdegericht die Frist nach Satz 2 einmalig 
um zwei Wochen verlängern kann.

Satz 3 schränkt ebenfalls aus Gründen der überragend wichtigen Beschleunigung für Ent­
scheidungen über Vorhaben nach § 2 ein, dass das Beschwerdegericht stets in der Sache 
selbst entscheidet. Es kann daher nicht die Verpflichtung der Vergabekammer ausspre­
chen, unter Berücksichtigung der Rechtsauffassung des Gerichts über die Sache erneut zu 
entscheiden. [...]

Zu Nummer 8

Gemäß Nummer 8 hat das Beschwerdegericht entsprechend der Regelung für die Verga­
bekammern in Absatz 2 Nummer 5 zu beachten, dass es bei Feststellung eines Verstoßes 
im Sinne des § 135 Absatz 1 Nummer 1 oder 2 GWB eine Abwägungsentscheidung nach 
Absatz 1 Nummer 4 Satz 1 und 2 zu treffen und alternative Sanktionen nach Absatz 1 Num­
mer 4 Satz 3 oder Nummer 5 Satz 2, jeweils in Verbindung mit Nummer 6, in seiner Ent­
scheidung zu erlassen hat.

Zu Absatz 4

Aufgrund des Zweckes im Sinne des § 1 und des besonderen Interesses nach § 3 liegen 
bei Vorhaben nach § 2 besondere Umstände für den Abschluss von Verträgen über dies­
bezügliche Lieferungen und Leistungen vor (vgl. § 55 Absatz 1 Satz 1 Bundeshaushalts­
ordnung (BHO), § 30 Satz 1 Haushaltsgrundsätzegesetz (HGrG)). Satz 1 regelt daher, dass 
bei öffentlichen Aufträgen des Bundes abweichend von § 55 Absatz 1 Satz 1 BHO bei Vor­
haben nach § 2 unterhalb der EU-Schwellenwerte nach § 106 GWB keine öffentliche Aus­
schreibung oder beschränkte Ausschreibung mit Teilnahmewettbewerb und auch kein 
sonstiger Teilnahmewettbewerb durchzuführen ist. Insbesondere ist damit auch keine Ver­
handlungsvergabe mit Teilnahmewettbewerb durchzuführen. Diese Ausnahme wegen be­
sonderer Umstände im Sinne von § 55 Absatz 1 Satz 1 BHO (bzw. § 30 HGrG) ist für Vor­
haben nach § 2 gerechtfertigt, da mit dem Zweck des § 1 und dem besonderen Interesse 
nach § 3 eine äußerste Dringlichkeit der Vorhaben und eine Gefährdung überragender öf­
fentlicher Interessen voriiegen, die ein Absehen von einem förmlichen Vergabeverfahren 
rechtfertigen.

Satz 2 stellt klar, dass bei öffentlichen Aufträgen für Vorhaben nach § 2 unterhalb der EU- 
Schwellenwerte auch nicht nach einheitlichen Beschaffungsrichtlinien zu verfahren ist.

Beschaffungsstellen, die dem Bund zuzurechnen sind, haben aufgrund Satz 1 und 2 wäh­
rend der Laufzeit nach § 15 bei Beschaffungen für Vorhaben nach § 2 damit auch nicht die 
in Ziffer 2 der Verwaltungsvorschrift zu § 55 BHO angeordneten detaillierten



Verfahrensregeln der Unterschwellenvergabeordnung (UVgO) und des ersten Abschnitts 
der VOB/A anzuwenden.

Daneben bestehende etwaige Anforderungen, etwa im Einzelfall aufgrund eines grenzüber­
schreitenden Interesses, bleiben unberührt. Gründe für einen Verzicht auf einen öffentli­
chen Teilnahmewettbewerb sind entsprechend der Feststellungen des § 9 Absatz 1 Num­
mer 7 (einschließlich seiner Begründung) aber auch dabei stets zu berücksichtigen.

Die Länder können für ihr Haushaltsvergaberecht entsprechende Regelungen schaffen.

Zu Absatz 5

Es ist nicht ausgeschlossen, dass die Vergabe von öffentlichen Aufträgen und Konzessio­
nen für Vorhaben nach § 2 nicht einer Nachprüfung gemäß Absatz 2 und 3 unterliegt (etwa 
bei Beschaffungen unterhalb der EU-Schwellenwerte oder soweit Bereichsausnahmen vom 
Vergaberecht vorliegen). In diesen Fällen schreibt Absatz 5 Satz 1 angesichts der äußers­
ten Dringlichkeit der Vorhaben nach § 2 und der Gefährdung überragender öffentlicher In­
teressen dennoch die Berücksichtigung aller möglichen Beschleunigungspotentiale im 
Rechtsschutzverfahren vor. Insbesondere sind bei Abwägungsentscheidungen, etwa im 
vorläufigen Rechtsschutz, der Zweck gemäß § 1 und das besondere Interesse nach § 3 als 
besonderes Allgemeininteresse beziehungsweise öffentliches Interesse zu berücksichti­
gen, um eine schnellstmögliche Realisierung auch dieser Vorhaben wegen ihrer äußersten 
Dringlichkeit und der Gefährdung überragender öffentlicher Interessen zu erleichtern.

Satz 2 stellt klar, dass Satz 1 für die Geltendmachung von Schadensversatzansprüchen 
keine Anwendung findet. Die Sekundäransprüche können nach den allgemeinen Grunds­
ätzen ohne besonderes Beschleunigungsinteresse verfolgt werden. Dafür sind in der Regel 
die ordentlichen Gerichte zuständig (vgl. §§ 156 Absatz 3,179 Absatz 1 GWB).

Zu § 10 (Weitere Verfahrensanordnungen)

Mit dem Planungssicherstellungsgesetz (PlanSiG) werden formwahrende Alternativen für 
Verfahrensschritte in Zulassungsverfahren sowie in besonderen Entscheidungsverfahren 
zur Verfügung gestellt. Soweit es um die Bekanntmachung von Unterlagen und anderen 
Informationen geht, sollen diese überdas Internet zugänglich gemacht werden. Als Ersatz 
für durchzuführende Erörterungstermine, mündliche Verhandlungen oder Antragskonferen­
zen wird das Instrument einer Online-Konsultation eingeführt. Durch diese - zeitlich befris­
tete - Form der Beteiligung wird sichergestellt, dass Informationen unmittelbar allen Betei­
ligten zur Verfügung stehen.

Für die Verfahren nach diesem Gesetz sind die Vorschriften für die ortsüblichen und öffent­
lichen Bekanntmachungen (§ 2 PlanSiG), die Auslegung von Unterlagen oder Entscheidun­
gen (§ 3 PlanSiG) sowie Erörterungstermine, mündliche Verhandlungen und Antragskon­
ferenzen (§ 5 PlanSiG) relevant. Damit wird dem Erfordernis der Beschleunigung der Zu- 
lassungs- und Vergabeverfahren nach diesem Gesetz mit bereits bewährten Vorschriften 
Rechnung getragen.

Die in § 2 Absatz 1 Satz 1 und § 3 Absatz 1 Satz 1 PlanSiG angeordnete Einschränkung 
auf solche Bekanntmachungen und Auslegungen, deren Frist am 31. Dezember 2022 en­
det, wird durch § 10 Absatz 1 und 2 für Bekanntmachungen und Auslegungen nach diesem 
Gesetz aufgehoben. Darüber hinaus führt die starre Verweisung auf §§ 2, 3 und 5 PlanSiG 
dazu, dass diese auch überdas Außerkrafttreten des PlanSiG hinaus weiterhin Anwendung 
finden.
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Zu § 11 (Rechtsbehelfe) 

Zu Absatz 1
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In Absatz 1 wird die sofortige Vollziehung gesetzlich angeordnet. Es handelt sich um Vor­
haben, deren zeitnahe Realisierung für die Gewährleistung der Versorgungssicherheit von 
großer Bedeutung ist. Sie sind gemäß § 2 aus Gründen eines überragenden öffentlichen 
Interesses erforderlich. Teilweise greift bereits eine gesetzliche Anordnung der sofortigen 
Vollziehung (z.B. § 43e EnWG für LNG-Anbindungsleitungen). Diese gesetzliche Anord­
nung wird auf alle Entscheidungen im Zusammenhang mit Vorhaben nach § 2 dieses Ge­
setzes ausgedehnt. Die Vorschrift trägt somit dem Interesse des Vorhabenträgers an Pla­
nungssicherheit Rechnung. Ausreichender Rechtsschutz entsprechend Artikel 19 Absatz 4 
des Grundgesetzes (GG) ist gewährleistet, da den Betroffenen die Möglichkeit bleibt, die 
Anordnung der aufschiebenden Wirkung nach § 80 Absatz 5 der Verwaltungsgerichtsord­
nung (VwGO) zu beantragen.

Zu Absatz 2

Absatz 2 regelt das Vorgehen, falls nachträglich Tatsachen eintreten, die die Anordnung 
der aufschiebenden Wirkung rechtfertigen.

Zu Absatz 3

Absatz 3 stellt klar, dass der bestehende Rechtsschutz im Übrigen durch dieses Gesetz 
nicht berührt wird. Damit wird auch klargestellt, dass der Rechtsschutz nach Artikel 9 Absatz 
2 des Übereinkommens über den Zugang zu Informationen, die Öffentlichkeitsbeteiligung 
an Entscheidungsverfahren und den Zugang zu Gerichten in Umweltangelegenheiten (Aar- 
hus-Konvention) weiter gewährleistet wird.

Zu Absatz 4

Im Anwendungsbereich des § 9 Absatz 2 und 3 gilt § 11 nicht. § 9 Absatz 2 und 3 sind die 
spezielle Regelung für die Nachprüfung von öffentlichen Aufträgen und Konzessionen 
durch Auftraggeber oberhalb der EU-Schwellenwerte. Außerhalb des Anwendungsberei­
ches von § 9 Absatz 2 und 3 ist § 9 Absatz 5 zu beachten.

Zu § 12 (Zuständigkeit des Bundesverwaltungsgerichts)

Durch die mit § 12 geschaffene Zuständigkeit des Bundesverwaltungsgerichts wird eine 
einheitliche Befassung und Entscheidungsgeschwindigkeit für Entscheidungen gewährleis­
tet, die Vorhaben nach § 2 betreffen.

Die erstinstanzliche Zuständigkeit des Bundesverwaltungsgerichts stellt eine Ausnahme 
dar. Sie ist aber im vorliegenden Fall geboten. Denn nur auf diese Weise wird eine erhebli­
che Verfahrensbeschleunigung erzielt, indem die Dauer möglicher gerichtlicher Verfahren 
verkürzt wird. Im Vergleich zum Rechtschutzverfahren vor dem (Ober-) Verwaltungsgerich­
ten entfällt das Risiko eines anschließenden Revisionsverfahrens beim Bundesverwal­
tungsgericht. In einem Revisionsverfahren ist es möglich, dass das Revisionsgericht das 
Verfahren wieder an das (Ober-) Verwaltungsgericht verweist, um eine weitere Sachaufklä­
rung zu ermöglichen. Dieses kann letztendlich zu einer erheblichen Verzögerung bezüglich 
der Realisierung der erforderlichen LNG-Vorhaben führen.

Indem das Bundesverwaltungsgericht die abschließende Entscheidungsbefugnis über die 
Auslegung und Anwendung des relevanten Rechts für den LNG-Ausbau hat, wird eine ein­
heitliche Rechtsauslegung gewährleistet, was letztendlich der Verfahrensbeschleunigung 
dient. Der LNG-Ausbau ist erforderlich, um die Versorgungssicherheit zu gewährleisten. 
Eine sichere Energieversorgung ist von überragender Bedeutung für das gesamtstaatliche



Gemeinwohl. Deshalb muss schnellstmögliche Rechts- und Planungssicherheit erzielt wer­
den.

Könnte der Planfeststellungsbeschluss für ein solches Vorhaben vor dem Bundesverwal­
tungsgericht angegriffen werden, während der vorzeitige Baubeginn den normalen Instan­
zenzug durchlaufen müsste, könnte der Beschleunigungseffekt der Rechtswegverkürzung 
zunichtegemacht werden. Daher bezieht sich die Zuständigkeit auch auf alle mit dem Vor­
haben zusammenhängenden Entscheidungen.

Dieses Gesetz betrifft eine überschaubare Anzahl von Fällen. Es geht nur um die zeitnah 
zu realisierenden LNG-Vorhaben an maximal sechs Standorten. Diese Vorhaben sind in 
§ 2 und in der Anlage abschließend aufgelistet. Nur für diese Vorhaben gilt die erstinstanz^ 
liehe Zuständigkeit. Durch die begrenzte Anzahl von Vorhaben wird die Zuständigkeitsbe­
gründung in quantitativer Hinsicht begrenzt. Im Ergebnis ist damit das Regel-Ausnahme- 
Prinzip gewahrt. Nach der derzeit möglichen Prognose ist davon auszugehen, dass durch 
die Verweisung an das Bundesverwaltungsgericht keine unvertretbaren Beeinträchtigun­
gen der Kernaufgaben des Bundesverwaltungsgerichts als Revisionsgericht ausgelöst wer­
den.

Insgesamt ist die ausnahmsweise Verlagerung zum Bundesverwaltungsgericht erforderlich, 
um auch bei der Ausgestaltung des Verwaltungsgerichtsverfahrens einen notwendigen Bei­
trag zur erforderlichen Beschleunigung des Ausbaus der LNG-Infrastruktur zu leisten.

Zu § 13 (Übergangsregelungen)

Zu Absatz 1

Auch bereits begonnene Zulassungsverfahren für die Errichtung und die Inbetriebnahme 
von Anlagen für Flüssigerdgas, für die dafür notwendigen Gewässerausbauten oder Ge­
wässerbenutzungen sowie von Leitungen sollen mit Hilfe der in diesem Gesetz geregelten 
Verfahrenserleichlerungen weitergeführt werden können. Ein bereits begonnener Verfah­
rensschritt, der noch nicht abgeschlossen wurde, ist in diesem Fall jedoch nach neuem 
Recht zu wiederholen, es sei denn, er kann nach neuem Recht entfallen. Durch den Neu­
beginn des Verfahrensschritts, der nach diesem Gesetz geltenden Regelung, soll gewähr­
leistet werden, dass ein Wechsel auf die nach diesem Gesetz geltenden Verfahrensvor- 
schiften nicht während der Durchführung eines laufenden Verfahrensschrittes zu einer Frist­
verkürzung führt.

Zu Absatz 2

Nach Absatz 2 soll der Verfahrensschritt nach altem Recht weitergeführt und beendet wer­
den, wenn dies zur Beschleunigung des Verfahrens beiträgt.

Zu Absatz 3

Absatz 3 legt fest, dass Verfahrensschritte, die nach Inkrafttreten dieses Gesetzes bereits 
begonnen, aber noch nicht beendet wurden, weiterhin nach den Vorschriften dieses Geset­
zes durchgeführt werden können. Die Regelung bildet somit das Gegenstück zur Regelung 
des Absatzes 1 Satz 1.

Zu Absatz 4

Absatz 4 stellt klar, dass Fehlervorschriften (z.B. § 4 Abs. 1 DmwRG) keine Anwendung 
finden, wenn der Verfahrensschritt nach diesem Gesetz vollständig entfallen kann. So kann 
beispielsweise das Fehlen der Umweltverträglichkeitsprüfung nicht gerügt werden, wenn 
sie nach diesem Gesetz entfallen kann.
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Zu Absatz 5

Vergabeverfahren werden regelmäßig nach dem Recht zu Ende geführt, das zum Zeitpunkt 
der Einleitung des Verfahrens galt (vgl. § 186 Absatz 2 GWB). Das ist für Vorhaben nach 
§ 2 angesichts ihrer äußersten Dringlichkeit und der Gefährdung überragender öffentlicher 
Interessen aufgrund des Zweckes des Gesetzes nach § 1 und dem besonderen Interesse 
nach § 3 nicht sachgerecht. Sie sollen daher nach Satz 1, auch wenn sie bereits begonnen 
haben, grundsätzlich mit den Verfahrenserieichterungen und Beschleunigungsvorteilen des 
§ 9 durchgeführt werden können. Für materielle Regelungen, die an diese besondere Dring­
lichkeit anknüpfen (Losverzicht, Dringlichkeitsvergabe), kann dies aber nur für Vorhaben 
gelten, die nach dem Angriff Russlands gegen die Ukraine begonnen haben.

Satz 2 stellt klar, dass für Vorhaben nach § 2 insbesondere auch die Regelungen zur be­
schränkten Unwirksamkeitsfolge und zum beschleunigten Rechtsschutz Anwendung finden 
müssen, um für sie schnell Rechtssicherheit erreichen zu können, selbst wenn das Verga­
beverfahren bereits vor Inkrafttreten des Gesetzes abgeschlossen war bzw. der Zuschlag 
bereits vorher erfolgt ist.

Es wäre aber unangemessen, der Vergabekammer oder dem Beschwerdegericht rückwir­
kend beginnende Fristen aufzuerlegen, so dass nach Satz 3 dann mit Inkrafttreten des Ge­
setzes die neuen Fristen laufen, soweit im Sinne der Beschleunigung nicht die bisher gel­
tenden Fristen schon vorher ablaufen.

Zu § 14 (Inkrafttreten, Außerkrafttreten)

Zu Absatz 1

Aufgrund der Eilbedürftigkeit des Gesetzes ist ein schnellstmögliches Inkrafttreten nach der 
Verkündung erforderlich.

Zu Absatz 2

Das Gesetz zielt darauf ab, eine drohende Versorgungskrise mit Gas durch beschleunigte 
Verfahren abzuwenden. Aus diesem Grund sowie zur Umsetzung der Klimaschutzziele und 
der Einhaltung der Maßgaben des Bundes-Klimaschutzgesetzes, ist das Gesetz zu befris­
ten. Zur Sicherstellung, dass alle nach diesem Gesetz begonnenen Verfahrensschritte nach 
den Bestimmungen dieses Gesetzes zu Ende geführt werden, treten die Übergangsvor­
schriften erst zu einem späteren Zeitpunkt außer Kraft.

Um einen einheitlichen Rechtsschutz für alle, auch später eintretende Verfahren nach die­
sem Gesetz zu gewährleisten, treten diesbezügliche Regelungen nicht außer Kraft.

Die Regelung stellt sicher, dass auch § 5 Absatz 2 und § 9 Abs. 2, 3 und 5 nicht außer Kraft 
treten. Dies ist erforderlich, da § 5 Absatz 2 auch nach Außerkrafttreten des Gesetzes wei­
ter Wirkung entfaltet.

Zu der Anlage

In der Anlage werden im Hinblick auf die Erfüllung des Gesetzeszwecks besonders geeig­
net erscheinende Standorte abschließend aufgelistet. Es kann davon ausgegangen wer­
den, dass die darin enthaltenen Vorhaben nach § 2 Absatz 1 einen wesentlichen Beitrag 
zur Sicherung der Versorgung Deutschlands mit LNG leisten können.

Die aufgelisteten Vorhaben umfassen dabei neben den ausdrücklich benannten Anlagen 
nach § 2 Absatz 1 Nummer 1, Nummer 2 und den Leitungen nach § 2 Nummer 3 auch 
damit in unmittelbarem Zusammenhang stehende Gewässerausbauten nach Nummer 4.



Verbindlichen Festlegungen über die Ausführung eines Vorhabens oder den konkreten Ver­
lauf der Leitungen werden insoweit jedoch nicht getroffen.
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IS-^jyiaßsabenifür die Anvvendung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes und der ■ 
Industriekläranlagen-Zufassungs- und Überwachungsverordnung2^

(1) tfk-Das Bundes-Immissionsschutzgesetz in der Fassung der Bekanntmachung- 
vom 17. Mai 2013 (BGBl. I S. 1274; 2021 IS. 123), das zuletzt durch Artikel 1 des .Gesetzes 
vom 24. September 2021 (BGBl. I S. 4458) geändert worden ist, ist für die Zulassung von

^abweichend von § 10 Absatz 3 Satz 2 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes sind der-; 
Antrag und die vom Antragsteller vorgelegten Unterlagen, mit Ausnahme

2.

3.

die entscheidungserheblichen Berichte und Empfehlungen, die der Behörde im 
Zeitpunkt der Bekanntmachung vorliegen, nach der Bekanntmachung eine Woche zur 
Einsicht auszulegen,

abweichend von § 10 Absatz 3 Satz 4 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes.kann die 
Öffentlichkeit bis eine Woche nach Ablauf der Auslegungsfrist gegenüber der' 
zuständigen Behörde schriftlich oder elektronisch Einwendungen erheben; diese Frist 
gilt auch bei Anlagen nach der Richtlinie 2010/75/EU des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 24. November 2010 über Industrieemissionen (integrierte 
Vermeidung und Verminderung der Umweltverschmutzung) (ABI. L 334, 17.12.2010, 
S. 17),

die zuständige Behörde kann einen Erörterungstermin nach § 10 Absatz 6 des 
Bundes-Immissionsschutzgesetzes durchführen, soweit sie diesen für erforderlich oder 
zweckmäßig hält,

4. jjlie Genehmigung nach § 4 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes ist mit der

Erdgas spätestens am 31. Dezember 20462043 einzustellen ist.

(2)
ber 20462043 hinaus betrieben werden soll, kann die Genehmigung zum VVeiterbetneb n^ 
für einen Betrieb mit klimaneutralem Wasserstoff,-der-etoktfechcmisch durch den Ver 
brauch von-Strem-atis-emeuerbaren Energien horgestcllt-wurdej. und Derivaten

! § 5 dieses Gesetzes dient auch der Umsetzung folgender Richtlinien: Richtlinie 2010/75/EU des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 24. November 2010 über Industrieemissionen (integrierte Vermeidung 
und Verminderung der Umweltverschmutzung) (Neufassung) (ABI. L 334 vom 17.12.2010, S. 17) (Be­
richtigung, ABI. L 158 vom 19.06.2012, S. 25); Richtlinie 2012/18/EU des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 4. Juli 2012 zur Beherrschung der Gefahren schwerer Unfälle mit gefährlichen 
Stoffen, zur Änderung und anschließenden Aufhebung der Richtlinie 96/82/EG des Rates (ABI. L 197 
vom 24.7.2012, S. 1).

♦
% Kommentiert [BAK1]: Leitungsentscheidung zu Absatz

1 Nr. 4 und Absatz 2 bezüglich der Jahreszahlen und 
dem Betrieb mit grünem Wasserstoff steht noch aus - 
strittig mit BMF / BK

n>', tf<>(

\ '.’.V'.V'

Kommentiert [Gi2]: Leitungsentscheidung zu Absatz 1 
Nr. 4 und Absatz 2 bezüglich der Jahreszahlen und 
dem Betrieb mit grünem Wasserstoff steht noch aus - 
strittig mit BMF / BK
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hiervon erteilt werden. Die Genehmigung nach Satz 1 ist bis zum Ablauf des 1. Januar2035
ZU beantragen.^ ............................................................................................................... ................ ;__ Formatiert: Schriftart: Arial

(3) (3)-f ür d[e Öffentlichkeitsbeteiligung nach § 4 der [ndustriekläranlagen:Zu[as- [ Formatiert: Schriftart: Arial, n Pt. 
sungs- und Überwachungsverordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 2. Mai 
2013 (BGBl. I S. 973, 1011), die zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 21. Mai 2003 
(BGBl. I S. 2873) geändert worden ist, gelten die Maßgaben des Absatzes 1 Nummer 1 bis 
3 entsprechend.

4

1&.

§-&-.Maßgaben für die Anwendung des Bundesnaturschutzgesetzes.

.Das Bundesnaturschutzgesetz vom 29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2542), das zuletzt* \\ 
durch Artikel i des Gesetzes vom 18. August 2Ö21 (BGBi, I S. 3908) geändert worden ist, '• \ ' 
ist bei der Zulassung von Vorhaben nach § 2 mit folgenden Maßgaben anzuwenden:

1. Jrr-Aabweichend von § 17 Absatz 1 des Bundesnaturschutzgesetzes kann die Festset­
zung von Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen nach § 15 Absatz 2 des Bundesnatur­
schutzgesetzes bis zu zwei Jahre nach Erteilung der Zulassungsentscheidung erfol­
gen, hierfür hat der Verursacher die erforderlichen Angaben nach § 17 Absatz 4 Satz 
1 Nummer 2 des Bundesnaturschutzgesetzes nachträglich zu machen. § 15 Absatz 4 
Satz 2 des Bundesnaturschutzgesetzes ist entsprechend anzuwenden,

2. i-/nit der Umsetzung der Ausgleichs-und Ersatzmaßnahmen ist innerhalb von drei Formatiert: Schriftart: Arial, 11 Pt.
Jahren nach der Festsetzung zu beginnen;:;;:;;;:::;;;;;;;:;;;::;:;;;:;;;;;;;;;;;::;;;;;;;;:^..... iFo^atiertschriftartA^npt. ]

Formatiert: Schriftart: Arial, Nicht Fett
Formatiert: Paragraph Bezeichner, Vom nächsten 
Absatz trennen
Formatiert: Schriftart: Arial
Formatiert: Paragraph Überschrift, Links, Vom nächsten 
Absatz trennen
Formatiert; Schriftart: Arial, Nicht Fett 
Formatiert: Schriftart: Arial, 11 Pt.
Formatiert: Juristischer Absatz (nicht nummeriert) 
Formatiert: Schriftart: Arial, 11 Pt.

iZ ___________ ______________

§ Z JVlaßgaben für die Anwendung des Wasserhaushaltsgesetzes.
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Pas Wasserhaushaltsgesetz vom 31. Juli 2009 (BGBl. I S. 2585), das zuletzt durch*, \''j 

Artikel 2 des Gesetzes vom 18. August 2021 (BGBi. I S. 3901) geändert worden ist, ist bei \ V 
der Zulassung von Vorhaben nach § 2 mit folgenden Maßgaben anzuwenden: v-, l

1. t .■ .abweichend von § 70 Absatz 1 Satz 1 Halbsatz 2 des Wasserhaushaltsgesetzes in 'i 
Verbindung mit § 73 Absatz 3 Satz 1 des .Verwaltungsverfahrensgesetzes in der Fas-I 
sung der Bekanntmachung vom 23. Januar 2003 (BGBl. I S. 102), das zuletzt durch I 
Artikel 24 Absatz 3 des Gesetzes vom 25. Juni 2021 (BGBI. I S, 2154) geändert worden
ist, jst der Plan für die Dauer von mindestens einer VVoche zur Einsicht auszulegen,...... ....... j

2. Zr-abweichond von § 70 Absatz 1 Satz 1 Halbsatz 2 des Wasserhaushaltsgesetzes in . 
Verbindung mit § 73 Absatz 4 Satz 1 des Verwaltungsverfahrensgesefzes kann jeder, 
dessen Belange durch das Vorhaben berührt werden, bis zu einer Woche nach Ablauf 
der Auslegungsfrist Einwendungen gegen den Plan erheben,
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zuständige Behörde einen Erörterungstermin durchführen, sofern sie diesen für erfor­
derlich hält,
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4.__^durch die Entnahme und Wiedereinleitung von Wasser zum Zweck der Regasifizie- .. - (Formatiert: Schriftart: Arial
rung verflüssigten Erdgases sind in der Regel keine schädlichen, auch durch den Er­
lass einzuhaltender Nebenbestimmungen nicht vermeidbaren oder nicht ausgleichba­
ren Gewässerveränderungen im Sinne des § 12 Absatz 1 Nummer 1 des Wasserhaus­
haltsgesetzes zu erwarten.

§-8-jVlaßgaben für die Anwendung des Energiewirtschaftsgesetzes^

(1t fjrV-.Das Energiewirtschaftsgesetz vom 7__JuJi 2005 (BGBl. I S. 1970, SKIjj das- 
zuletzt durch Artikel 84 des Gesetzes vom 10. August 2021 (BGBl. I S. 3436) geändert 
worden ist, ist bei der Zulassung nach § 2 mit folgenden Maßgaben anzuwenden:

1.__1. ^abweichend von § 43a des Energiewirtschaftsgesetzes gilt für das Anhörungsver­
fahren, dass:

f Formatiert: Schriftart: Arial______________
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die Dauer von einer Woche auszulegen ist, Aufzählungen oder Nummerierungen_____

b) Einwendungen nach § 73 Absatz 4 des Verwaltungsverfahrensgesetzes nur bis 
eine Woche nach Ablauf der Auslegungsfrist erhoben werden können,

c) ein Erörterungstermin in den Fällen des § 2 Nummer 3 stattfinden kann, soweit die 
zuständige Behörde diesen für erforderlich hält,

2. A-Kampfmittelräumungen. archäologische Untersuchungen und Bergungen gelten als- 
Vorarbeiten im Sinne des § 44 des Energiewirlschaffsgesetzes, 4

3. 3nder Vorhabenträqer kann bereits nach Ablauf der Einwendungsfrist verlangen, dass 
das Verfahren der vorzeitigen Besitzeinweisung nach § 44b des Energiewirtschaftsge­
setzes durchgeführt wird, A

4. 4r-für den vorzeitigen Baubeginn müssen die yoraussetzungen des § 44c Absatz 1
Satz 1 Nummer 3 und 4 sowie des § 44c Absatz 1 Satz 2 des Energiewirtschaftsgeset­
zes nicht vorliegen-: für die Zustellung nach 8 44c Absatz 3 EnWG ist S 74 Absatz 5 
VwVfG entsprechend anwendbar, ................................................................ .............. ..........

[ Formatiert: Nummerierung (Stufe 1)
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(2) (ZVSoweit aufgrund der in Absatz 1 yorgesehenen Verfahrensvereinfachungen 
RcqelungenVorschrifiea des Enerqierechts ontfalicnnicht anzuwenden sind, sind auch die 
ReqelurtqenVgrschriften. des Venwaltungsverfahrensrechts, die diesen yerfahrensyereinfa- 
chungen sonst entgegenstehen würden, nicht anzuwenden. t
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§-&-.Beschleunigte Vergabe- und Nachprüfungsverfahren3. ♦ ■

tt^Fürdie Verfahren zur Vergabe öffentlicher Aufträge und Konzessionen flSryor-<<> ' 
haben nach § 2 sind die vergaberechtlichen Vorschriften mit folgenden Maßgaben anzu- \\ 
wenden:

1. § 97 Absatz 4 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen findet keine Anwen-»-, 
düng.

2. Mittelständische Interessen müssen auch bei der Vergabe öffentlicher Bauaufträge 
nicht vornehmlich berücksichtigt werden. Leistungen müssen nicht in der Menge auf­
geteilt und getrennt nach Art oder Fachgebiet vergeben werden. Wird ein Unterneh-

. men, das nicht öffentlicher Auftraggeber ist, mit der Wahrnehmung oder Durchführung 
einer öffentlichen Aufgabe betraut, muss der öffentliche Auftraggeber das Unterneh­
men nicht verpflichten, sofern es Unteraufträge an Dritte vergibt, Leistungen in der 
Menge aufgeteilt und getrennt nach Art oder Fachgebiet zu vergeben.

3. Ergänzend zu § 134 Absatz 3 Satz 1 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkun­
gen entfällt die Informations-und Wartepflicht auch A

al aVJn Fällen, in denen das Verhandlunasverfahren ohne Teilnahmewettbewerb ge--*- -■ 
rechtfertigt ist, und

6

3 § 9 dieses Gesetzes dient auch der Umsetzung folgender Richtlinien: Richtlinie 89/665/EWG des Rates vom 
21. Dezember 1989 zur Koordinierung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften für die Anwendung 
der Nachprüfungsverfahren im Rahmen der Vergabe öffentlicher Liefer- und Bauaufträge (ABI. L 395 
vom 30.12.1989, S. 33), zuletzt geändert durch Richtlinie 2014/23/EU des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 26. Februar 2014 über die Konzessionsvergabe (ABI. L 94 vom 28.3.2014, S. 1); 
Richtlinie 92/13/EWG des Rates vom 25. Februar 1992 zur Koordinierung der Rechts- und Verwal­
tungsvorschriften für die Anwendung der Gemeinschaftsvorschriften über die Auftragsvergabe durch 
Auftraggeber im Bereich der Wasser-, Energie- und Verkehrsversorgung sowie im Telekommunikati- 

' onssektor (ABI. L 76 vom 23.3.1992, S. 14), zuletzt geändert durch Richtlinie 2014/23/EU des Europä­
ischen Parlaments und des Rates vom 26. Februar 2014 über die Konzessionsvergabe (ABI. L 94 vom 
28.3.2014, S. 1); Richtlinie 2009/81/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 13. Juli 2009 
über die Koordinierung der Verfahren zur Vergabe bestimmter Bau-, Liefer- und Dienstleistungsauf­
träge in den Bereichen Verteidigung und Sicherheit und zur Änderung der Richtlinien 2004/17/EG und 
2004/18/EG (ABI. L 216 vom 20.8.2009, S. 76), zuletzt geändert durch Delegierte Verordnung (EU) 
2021/1950 der Kommission vom 10. November 2021 zur Änderung der Richtlinie 2009/81/EG des 
Europäischen Parlaments und des Rates im Hinblick auf die Schwellenwerte für Liefer-, Dienstleistungs­
und Bauaufträge (ABI, L 398 vom 11.11.2021, S. 19); Richtlinie 2014/23/EU des Europäischen Parla­
ments und des Rates vom 26. Februar 2014 über die Konzessionsvergabe (ABI. L 094 vom 28.3.2014, 
S. 1), zuletzt geändert durch Delegierte Verordnung (EU) 2021/1951 der Kommission vom 10. Novem­
ber 2021 zur Änderung der Richtlinie 2014/23/EU des Europäischen Parlaments und des Rates im 
Hinblick auf die Schwellenwerte für Konzessionen (ABI. L 398 vom 11.11.2021, S. 21); Richtlinie 
2014/24/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. Februar 2014 über die öffentliche 
Auftragsvergabe und zur Aufhebung der Richtlinie 2004/18/EG (ABI. L 094 vom 28.3.2014, S. 65), 
zuletzt geändert durch Delegierte Verordnung (EU) 2021/1952 der Kommission vom 10. November 
2021 zur Änderung der Richtlinie 2014/24/EU des Europäischen Parlaments und des Rates im Hinblick 
auf die Schwellenwerte für die Vergabe öffentlicher Liefer-, Dienstleistungs- und Bauaufträge sowie 
für Wettbewerbe (ABI. L 398 vom 11.11.2021, S. 23); Richtlinie 2014/25/EU des Europäischen Parla­
ments und des Rates vom 26. Februar 2014 über die Vergabe von Aufträgen durch Auftraggeber im 
Bereich der Wasser-, Energie- und Verkehrsversorgung sowie der Postdienste und zur Aufhebung der 
Richtlinie 2004/17/EG (ABI. L 094 vom 28.3.2014, S. 243), zuletzt geändert durch Delegierte Verord­
nung (EU) 2021/1953 der Kommission vom 10. November 2021 zur Änderung der Richtlinie 
2014/25/EU des Europäischen Parlaments und des Rates im Hinblick auf die Schwellenwerte für Liefer- 
, Dienstleistungs- und Bauaufträge sowie für Wettbewerbe (ABI. L 398 vom 11.11.2021, S. 25). '
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b}__b}-jn Fällen. in denen der Bieter. dem der Zuschlag erteilt wird, dor einzige Bieter

ist und es keine weiteren Bewerber gibt.'---------------------------------------- ------- ------------ -

7

4. Abweichend von § 135 Absatz 1 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen» 
kann in einem Nachprüfungsverfahren in den Fällen der Absätze 2 und 3 bei Feststel­
lung eines Verstoßes des Auftraggebers im Sinne des § 135 Absatz 1 des Gesetzes 
gegen Wettbewerbsbeschränkungen auf Antrag des Auftraggebers oder von Amts we­
gen ein Vertrag nicht als unwirksam erachtet werden, wenn nach Prüfung aller maß­
geblichen Gesichtspunkte unter Berücksichtigung des Zweckes im Sinne des § 1 und 
des besonderen Interesses nach § 3 zwingende Gründe eines Allgemeininteresses es 
rechtfertigen, die Wirkung des Vertrages zu erhalten. Das besondere Interesse recht­
fertigt es in der Regel, die Wirkung des Vertrages zu erhalten. In Fällen des Satzes 1 
hat die Vergabekammer oder das Beschwerdegericht alternative Sanktionen zur Fest­
stellung der Unwirksamkeit nach Maßgabe der Nummer 6 zu erlassen. § 156 Absatz 
3, § 179 Absatz 1 und § 181 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen blei­
ben unberührt.

5. Wird in einem Nachprüfungsverfahren in den Fällen der Absätze 2 oder 3 die Unwirk­
samkeit eines Vertrages wegen eines Verstoßes des Auftraggebers im Sinne des § 135 
Absatz 1 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen festgestellt, ist die Wir­
kung der Unwirksamkeit abweichend von § 135 Absatz 1 des Gesetzes gegen Wettbe­
werbsbeschränkungen auf die Verpflichtungen beschränkt, die noch zu erfüllen sind.
In Fällen des Satzes 1 hat die Vergabekammer oder das Beschwerdegericht zusätzlich 
zur Feststellung nach Satz 1 alternative Sanktionen zur Feststellung der Unwirksamkeit 
nach Maßgabe der Nummer 6 zu erlassen. Nummer 4 Satz 4 gilt entsprechend.

6. Durch die Vergabekammer oder das Beschwerdegericht im Nachprüfungsverfahren in 
den Fällen der Absätze 2 und 3 zu erlassende alternative Sanktionen nach den Num­
mern 4 und 5 umfassen die Verhängung einer Geldsanktion gegen den Auftraggeber 
oder die Verkürzung der Laufzeit des Vertrages. Eine Geldsanktion darf höchstens 15 
Prozent des Auftragswertes betragen.

7. § 14 Absatz 4 Nummer 3 der Vergabeverordnung vom 12. April 2016 (BGBl. I S. 624),
die zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 9. Juni 2021 (BGBl. I S. 1691) geändert _____________________
worden ist, ist mit der Maßgabe anzuwenden, dass. . (Formatiert: Schriftart: Arial

a) _ a).die äußerst dringlichen, zwingenden Gründe sowie der Zusammenhang mit Er-^......
eignissen, die der betreffende Auftraggeber nicht voraussehen konnte, als vorlie- 
gend anzusehen sind,.

b) b)-jn der Regel die Mindestfristen nicht eingehalten werden können und.

c) eklie Umstände zur Begründung der äußersten Dringlichkeit dem Auftraggeber in 's
der Regel nicht zuzurechnen sind.. __

Satz 1 gilt entsprechend für § 13 Absatz 2 Nummer 4 der Sektorenverordnung vom 12.» - '•
April 2016 (BGBl. I S. 624, 657), die zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 9. Juni 
2021 (BGBl, I S. 1691) geändert worden ist, und für § 12 Absatz 1 Nummer 1 Buch­
stabe b Doppelbuchstabe bb der Vergabeverordnung Verteidigung und Sicherheit vom 
12, Juli 2012 (BGBl. I S. 1509), die zuletzt durch Artikel 5 des Gesetzes vom 12. No­
vember 2020 (BGBl. I S. 2392) geändert worden ist. Satz 1 gilt ferner entsprechend für 
die Vergabe von Bauaufträgen hinsichtlich der Voraussetzungen zur Anwendung des 
Verhandlungsverfahrens ohne Teilnahmewettbewerb wegen besonderer Dringlichkeit.
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8. § 17 Absatz 8 der Vergabeverordnung ist, mit der Maßgabe anzuwenden, dass die hin--*-- 

reichend begründete Dringlichkeit als vorliegend anzusehen ist. Satz 1 gilt entspre­
chend für § 15 Absatz 3, § 16 Absatz 3 und 7 und § 17 Absatz 3 der Vergabeverord­
nung und für § 14 Absatz 3, § 15 Absatz 2 Satz 2 und Absatz 3 Satz 3 der Sektoren­
verordnung. Satz 1 gilt entsprechend hinsichtlich der besonderen Dringlichkeit für § 20 
Absatz Satz 2 und Absatz 3 Satz 2 der Vergabeverordnung Verteidigung und Sicher­
heit. Satz 1 gilt ferner entsprechend für die Vergabe von Bauaufträgen hinsichtlich der 
Verkürzung von Fristen wegen einer hinreichend begründeten Dringlichkeit.

9. Abweichend von § 51 Absatz 2 Satz 1 der Vergabeverordnung kann bei Vergabever­
fahren, die aufgrund der Nummer 7 Satz 1 als Verhandlungsverfahren ohne Teilnah­
mewettbewerb durchgeführt werden, auch nur ein Unternehmen zur Angebotsabgabe 
aufgefordert werden, sofern dieses Unternehmen als einziges in der Lage ist, den Auf­
trag innerhalb der durch die äußerste Dringlichkeit bedingten technischen und zeitli­
chen Zwänge zu erfüllen. Satz 1 gilt entsprechend für Verhandlungsverfahren ohne 
Teilnahmewettbewerb, die aufgrund der Nummer 7 Satz 2 nach der Sektorenverord­
nung oder der Vergabeverordnung Verteidigung und Sicherheit durchgeführt werden. 
Satz 1 gilt ferner entsprechend für die Vergabe von Bauaufträgen für Verhandlungs­
verfahren ohne Teilnahmewettbewerb wegen besonderer Dringlichkeit, die aufgrund 
Nummer 7 Satz 3 durchgeführt werden.

(2) ttV-Für Nachprüfungsverfahren vor der yergabekammer sind für Vorhaben nach"
§ J2 die vergaberechtlichen Vorschriften mit folgenden Maßgaben anzuvyenden: .

1. Ergänzend zu § 166 Absatz 1 Satz 3 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkun-». ' 
gen kann auch nach Lage der Akten entschieden werden, soweit dies der Beschleuni- \ 
gung dient. Die mündliche Verhandlung kann im Wege der Bild- und Tonübertragung 
nach § 128a der Zivilprozessordnung durchgeführt werden. 4

2. Abweichend von § 167 Absatz 1 Satz 1 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschrän­
kungen trifft und begründet die Vergabekammer ihre Entscheidung innerhalb einer Frist 
von drei Wochen ab Eingang des Nachprüfungsantrages. Abweichend von § 167 Ab­
satz 1 Satz 2 und 3 des Gesetzes kann die Entscheidungsfrist von drei Wochen nur 
einmalig und höchstens um zwei Wochen verlängert werden.

3. Bei der Auswahl der geeigneten Maßnahmen nach § 168 Absatz 1 Satz 1 des Geset­
zes gegen Wettbewerbsbeschränkungen hat die Vergabekammer auch den Zweck 
nach § 1 sowie das besondere Interesse nach § 3 zu berücksichtigen. .

4. Bei der Abwägung nach § 169 Absatz 2 Satz 1 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbe­
schränkungen über die vorzeitige Gestattung des Zuschlags sind zusätzlich der Zweck 
nach § 1 sowie das besondere Interesse nach § 3 zu berücksichtigen. Das besondere 
Interesse überwiegt in der Regel. Die Entscheidung ist unverzüglich, spätestens inner­
halb von einer Woche nach Eingang des Antrags auf Voraberteilung des Zuschlags zu 
treffen und zu begründen. Der Zuschlag kann abweichend von § 169 Absatz 2 Satz 1 
des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen nach der Gestattung unmittelbar 
erteilt werden, sofern die Wartepflicht nach § 134 Absatz 2 des Gesetzes gegen Wett­
bewerbsbeschränkungen nicht noch läuft. Bei Entscheidungen nach § 169 Absatz 2 
Satz 6 und 7 und Absatz 3 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen ist auch 
der Zweck nach § 1 sowie das besondere Interesse nach § 3 zu berücksichtigen, das 
in der Regel überwiegt.4

5. Stellt die Vergabekammer im Nachprüfungsverfahren einen Verstoß des Auftraggebers 
im Sinne des § 135 Absatz 1 Nummer 1 oder 2 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbe­
schränkungen fest, hat sie den Absatz 1 Nummer 4 bis 6 zu beachten.
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(3) {34-für die sofortige Beschwerde sind für Vorhaben nach § 2 die yergaberechtli:-,>.<• - 

chen Vorschriften mit folgenden Maßgaben anzuwenden: ----------------------------------------------- X

1. § 171 Absatz 2 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen ist mit der Maß-^-, 
gäbe anzuwenden, dass es auf die Frist in ihrer Ausgestaltung nach Absatz 2 Num­
mer 2 ankommt. t

9

2. Abweichend von § 172 Absatz 1 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen_____________________
ist die sofortige Beschwerde innerhalb von einer Notfrist von einer Woche einzuiegen.^... | Formatiert: Schriftart: Arial

3. Abweichend von § 173 Absatz 1 Satz 2 und 3 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbe­
schränkungen entfällt die aufschiebende Wirkung gegenüber der Entscheidung der 
Vergabekammer bereits eine Woche nach Ablauf der Beschwerdefrist und kann nur für 
bis zu sechs Wochen verlängert werden. Bei der Abwägung nach § 173 Absatz 2 
Satz 1 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen sind zusätzlich der Zweck 
nach § 1 sowie das besondere Interesse nach § 3 zu berücksichtigen, das in der Regel 
überwiegt. 4 ;

4. Bei der Abwägung nach § 176 Absatz 1 Satz 1 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbe­
schränkungen sind zusätzlich der Zweck nach § 1 sowie das besondere Interesse nach 
§ 3 zu berücksichtigen, das in der Regel überwiegt. Abweichend von § 176 Absatz 3 
Satz 1 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen ist die Vorabentscheidung 
über den Zuschlag längstens innerhalb von einer Woche nach Eingang des Antrags zu
treffen und im Fall einer ausnahmsweisen Verlängerung der Zweck nach § 1 sowie das _____________________
besondere Interesse nach § 3 zu berücksichtigen, das in der Regel überwiegt. A ( Formatiert: Schriftart: Arial

5. § 177 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen ist nicht anzuwenden.A [Formatiert; Schriftart: Arial

6. Ergänzend zu § 175 Absatz 2 in Verbindung mit § 65 Absatz 1 des Gesetzes gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen kann das Gericht im Ausnahmefall nach Lage der Akten 
entscheiden, insbesondere wenn dies der Beschleunigung dient und kein unmittelbarer 
Eindruck der Parteien oder direkter Austausch des tatsächlichen und rechtlichen Vor­
trags erforderlich ist. Die mündliche Verhandlung kann im Wege der Bild- und Tonüber­
tragung nach § 128a der Zivilprozessordnung durchgeführt werden.

7. § 178 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen ist mit der Maßgabe anzu­
wenden, dass die Beschwerdeentscheidung innerhalb einer Frist von fünf Wochen ab 
Eingang der sofortigen Beschwerde zu treffen und zu begründen ist. Bei besonderen 
tatsächlichen oder rechtlichen Schwierigkeiten kann der Vorsitzende im Ausnahmefall 
die Frist durch Mitteilung an die Beteiligten einmalig um höchstens zwei Wochen ver­
längern. Abweichend von § 178 Satz 2 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschrän­
kungen entscheidet das Gericht stets in der Sache selbst.

8. Für das Beschwerdegericht gilt Absatz 3 Nummer 5 entsprechend.

(41 {^Abweichend von § 55 Absatz 1 Satz 1 der Bundeshaushaltsordnung muss auf.« 
grund der besonderen Ümstände des Zweckes nach § i und des besonderen Interesses 
nach § 3 bei der Vergabe öffentlicher Aufträge für Vorhaben nach § 2 unterhalb der Schwel­
lenwerte des § 106 Absatz 2 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen dem Ab­
schluss von Verträgen über Lieferungen und Leistungen keine Öffentliche Ausschreibung, 
keine Beschränkte Ausschreibung mit Teilnahmewettbewerb und kein sonstiger Teilnah­
mewettbewerb vorausgehen. Abweichend von § 55 Absatz 2 der Bundeshaushaltsordnung 
ist bei öffentlichen Aufträgen im Sinne des Satzes 1 auch nicht nach einheitlichen Beschaf­
fungsrichtlinien zu verfahren. A ;
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(SY rS4-Bel Verfahren vor Gerichten der Zivil- oder yerwaltungsgerichtsbarkeit über die (Formatiert: Schriftart: Arial 
Vergabe öffentlicher Aufträge und Konzessionen für Vorhaben nach § 2, für die ein Nach­
prüfungsverfahren nach Absatz 2 nicht statthaft ist, sind alle bestehenden Beschleuni­
gungsmöglichkeiten des jeweiligen Prozessrechts zu nutzen und Interessenabwägungen, 
insbesondere beim vorläufigen Rechtsschutz, unter Berücksichtigung des Zweckes nach 
§ 1 sowie des besonderen Interesses nach § 3 zu treffen. Dieser Absatz gilt nicht für die 
Geltendmachung von Schadensersatzansprüchen.

■SJO

§ 10.Weitere Verfahrensanordnungen

(1) fiV.lst für ein Zulassungsverfahren für ein Vorhaben nach § 2 eine ortsübliche oder- 
öffentliche Bekanntmachung angeordnet und ist nach den dafür geltenden Vorschriften der 
Anschlag an einer Amtstafel oder die Auslegung zur Einsichtnahme vorgesehen, ist § 2 des 
Planungssicherstellungsgesetzes vom 20. Mai 2020 (BGBl. I S. 1041), das zuletzt durch 
Artikel 1 des Gesetzes vom 18. März 2021 (BGBl. I S. 353) geändert worden ist, mit der 
Maßgabe anzuwenden, dass eine Befristung auf Bekanntmachungen, deren Frist mit dem 
Ablauf des 31. Dezember 2022 endet, nicht stattfindet.

(2) f2)-.lst für ein Genehmiaunasverfahren für ein Vorhaben nach 8 2 die Auslegung crhriftart- Arial
von Unterlagen oder Entscheidungen vorgesehen, auf die nach den für die Auslegung gel­
tenden Vorschriften nicht verzichtet werden kann, ist § 3 des Planungssicherstellungsge­
setzes mit der Maßgabe anzuwenden, dass eine Befristung auf Bekanntmachungen, deren
Frist mit dem Ablauf des 31. Dezember 2022 endet, nicht stattfindet.

(3) BVIst für ein Genehmigungsverfahren für ein Vorhaben nach § 2 die Durchführung Formatiert: Schriftart: Arial
eines Erörterungstermins oder einer mündlichen Verhandlung angeordnet oder hält die Be­
hörde einen Erörterungstermin für erforderlich, fmdetisl§ 5 des Planungssicherstollungs- (Formatiert; Schriftart: Arial 
aesetzes Anwondunq.anzuwenden., .rz .............
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[ Formatiert: Schriftart: Arial
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§**-J?8Chtebehe)Jf%........ .................... ............... ......{ Formatiert: Schriftart: Arial
(1) fjV-.Widerspruch und Anfechtungsklage gegen eine Zulassungsentscheidung für | Formatiert. Schriftart. Arial, Nicht Fe»

die Vorhaben nach § 2 haben keine aufschiebende Wirkung. Der Antrag auf Anordnung der " [ Formatiert: Schriftart: Arial_______
aufschiebenden Wirkung des Widerspruchs oder der Anfechtungsklage gegen eine Zulas­
sungsentscheidung nach § 80 Absatz 5 Satz 1 der Verwaltungsgerichtsordnung kann nur 
innerhalb eines Monats nach der Zustellung der Zulassungsentscheidung gestellt und be­
gründet werden. Darauf ist in der Rechtsbehelfsbelehrung hinzuweisen. § 58 der Verwal­
tungsgerichtsordnung gilt entsprechend.

(2) faKTreten später Tatsachen ein, die die Anordnung der aufschiebenden Wirkung 
rechtfertigen, so kann der durch die Zulassungsentscheidung Beschwerte einen hierauf ge­
stützten Antrag nach §-JB0 Absatz ß Satz J der Verwaltungsgorichtsordnung innerhalb 
einer Frist von einem Monat stellen und begründen. Die Frist beginnt mit dem Zeitpunkt, in 
dem der Beschwerte von den Tatsachen Kenntnis erlangt.

(3) (.3) Jm Übrigen bleibt der bestehende Rechtsschutz unberührt,

(4) f4V5-S.9 Absatz-2 und 3 bleibt unberührt.
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£J2

§-ü-£uständigkeit des Bundesverwaltungsgerichts.___________

.Das Bundesverwaltungsgericht entscheidet im ersten und letzten Rechtszug über 
sämtliche Streitigkeiten über Vorhaben nach §-^. Satz-J ist auch anzuyyenden für

1. auf diese Vorhaben und auf für deren Betrieb notwendige Anlagen bezogene Zulas-v 
sungen des vorzeitigen Baubeginns und Anzeigeverfahren sowie

2. Genehmigungen nach dem Bundes-Immissionsschutzgesetz für Anlagen, die für den 
Betrieb von Vorhaben nach §-^ notyyendig sind.
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§ 13 - (^Formatiert: Paragraph Bezeichner

§-43-.Übergangsregelunget\________________ ____ ( Formatiert: Schriftart: Arial
(1) (44-.Die Regelungen dieses Gesetzes sind auf bereits vor Inkrafttreten dieses Ge- (Formatiert. Schriftart. Anal, Nicht Fett

setzes begonnene, aber noch nicht abgeschlossene Verfahren über Zulassungen für die | Formatiert; Schriftart: Arial_______
Errichtung und die Inbetriebnahme von Anlagen nach § 2 Absatz 1 Nummer 1, 2 und 4
sowie von Leitungen nach § 2 Absatz 1 Nummer 3 anzuwenden. Ein Verfahrensschritt, der 
bereits begonnen, aber noch nicht abgeschlossen wurde, ist neu zu beginnen, wenn er 
nach den Vorschriften dieses Gesetzes durchgeführt wird. Ein Verfahrensschritt nach Satz 
2 muss nicht beendet werden, wenn er nach diesem Gesetz entfallen kann.

(2) ttVAbweichend von Absatz 1 soll ein yerfahrensschritt, der bereits begonnen, ,..-■{ Formatiert; Schriftart: Arial 
aber noch nicht abgeschlossen wurde, nach den Vorschriften, die zum Zeitpunkt des Be­
ginns des Zulassungsverfahrens galten, beendet werden, wenn der Verfahrensschritt hier­
nach schneller abgeschlossen werden kann.

f3V QV-Für Verfahrensschritte, bei denen von einer Regelung nach den §§-,3 bis 10 
Gebrauch gemacht worden ist und die mit Ablauf des 31. Juni 2025 noch nicht abgeschlos­
sen sind, gelten die Bestimmungen dieses Gesetzes bis zum Abschluss des jeweiligen Ver­
fahrensschrittes weiter.

(4) ,{4) .Fallen Verfahrensschritto nach diesem Gesetz weg, sind auch die entspre­
chenden Fehlerfoigenregelungen insoweit nicht anwendbar..

(51 (5) Die Regelungen des § 9 sind auch auf vordem Inkrafttreten dieses Gesetzes 
begonnene, aber noch nicht abgeschlossene Vergabe- und Nachprüfungsverfahren anzu­
wenden, die die Vergabe öffentlicher Aufträge und Konzessionen für Vorhaben nach § 2 
zum Gegenstand haben; für § 9 Absatz 1 Nummer-J, 2, 7, 8 und 9 sowie Absatz 4 gilt dies 
nur, sofern das Vergabeverfahren nach dem 24, Februar 2022 begonnen hat. Insbesondere 
sind § 9 Absatz 1 Nummer 3 bis 6 sowie die Regelungen zum Rechtsschutz nach § 9 Ab­
satz 2, 3 und 5 auch anzuwenden, wenn bereits vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes das 
Vergabeverfahren abgeschlossen oder der Vertrag geschlossen wurde. Der Fristbeginn in 
Fällen des § 9 Absatz 2 und 3 fällt bei bereits vor Inkrafttreten dieses Gesetzes begefmen- 
beqonneneg Nachprüfunqsverfahren frühestens auf den Tag des Inkrafttretens dieses Ge­
setzes; soweit vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes geltende Fristen in Nachprüfungsver­
fahren früher ablaufen als die Fristen nach § 9 Absatz 2 und 3, sind die vor Inkrafttreten 
dieses Gesetzes geltenden Fristen bis zu ihrem Ablauf anzuwenden.
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§ XA Inkraftroten, Außcrkraftrctcn
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{44-lnkrafttreten, Außerkrafttreten

<11 Dieses'Gesetz tritt am Tao nach der Verkündung in Kraft.

(2)_(2>.Die §§-J bis 10 treten mit Ausnahme des §-.5 Absatz-,? und des §-Abs.-^,
3 und 5 mit dem Ablauf des 3Ö.-Juni7^025 außer Kraft. §-J3 tritt mit Abjauf des 
30.-Juni-^027 außer Kraft.. fe.

[ Formatiert:

( Formatiert: Juristischer Absatz (nummeriert)
f Formatiert: Schriftart: Arial
( Formatiert: Schriftart: Arial

. ( Formatiert; Schriftart: Arial
^Formatiert: Schriftart: Arial
[ Formatiert:

■t: Schriftart: Arial

Schriftart: Arial
; Schriftart: Arial[ Formatiert: t

.(^Formatiert: Schriftart: Arial
'.( Formatiert: Schriftart: Arial
.[Formatiert: Schriftart: Arial
.(Formatiert;

r Schriftart: Arial
Formatiert; Schriftart: Arial
Formatiert: Schriftart: Arial



Bearbeitungsstand: 05.05.2022 19:29 _________________
AnlaqeAfttage t ' (Formatiert: Schriftart: Arial

(zu § 2)

13

.Nr. ... Vorhabenstandorte %c '"f Formatiert: Schriftart: Arial

J- Brunsbüttel (Schleswig-Holstein)
| Formatierte Tabelle
j Formatiert; Schriftart: Arial

.1.1 Anlage nach § 2 Absatz 1 Nr. 1 - FSRU (Standort: Hafen) Formatiert: Schriftart: Arial

.1-2______ Anlage nach § 2 Absatz 1 Nr, 2 - Flüssigerdqas-Terminal (Standort: German ..-■"f Formatiert; Schriftart: Arial
LNG Terminal)

.1-3______ Leitungen nach § 2 Absatz 1 Nr. 3 (Standort German LNG Terminal und . " j Formatiert: Schriftart: Arial
Standort Hafen - Anschlusspunkt Gasfernleitungsnetz)

Wilhelmshaven (Niedersachsen) ' ( Formatiert: Schriftart: Arial

^1_____ Anlage nach § 2 Absatz 1 Nr. 1 - FSRU (Standort: Voslapper Groden) ( Formatiert: Schriftart: Arial

2.2 Anlage nach § 2 Absatz 1 Nr. 1 - FSRU (Standort: NWO Terminal) Formatiert: Schriftart: Arial
■

2-3 Anlage nach § 2 Absatz 1 Nr. 2 - Flüssigerdqas-Terminal (Standort: | Formatiert: Schriftart: Arial
Voslapper Groden)

24_____ Leitungen nach § 2 Absatz 1 Nr. 3 (Standort Voslapper Groden - Anschluss- . f Formatiert: Schriftart: Arial
punkt Gasfernleitungsnetz)

2-5 Leitungen nach ? 2 Absatz 1 Nr. 3 (Standort NWO-Terminal-Anschlusspunkt .. [ Formatiert; Schriftart: Arial
Gasfernleitungsnetz)

.3. Stade / Bützfleth (Niedersachsen) { Formatiert; Schriftart: Arial

.3.1 Anlage nach § 2 Absatz 1 Nr. 1 - FSRU (Standort Hafen) . Formatiert: Schriftart: Arial

.3.2 Anlage nach § 2 Absatz 1 Nr. 2 - Flüssigerdqas-Terminal (Standort: Hanse- Formatiert; Schriftart: Arial
atic Energy Hub)

.33 Leitung nach § 2 Absatz 1 Nr. 3 (Standort Hafen und Hanseatic Energy Hub Formatiert: Schriftart: Arial
- Anschlusspunkt Gasfernleitungsnetz)

.4-...... . - -" { Formatiert: Schriftart: Arial

.4-1 Anlage nach § 2 Absatz 1 Nr, 1 - FSRU (Standort Hafen / Kraftwerk Moor- - ( Formatiert: Schriftart: Arial
bürg)

.42 Leitung nach § 2 Absatz 1 Nr. 3 (Standort Kraftwerk Moorburg - Anschluss- - [ Formatiert; Schriftart: Arial
punkt Gasfernleitungsnetz)
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.5. Rostock / ÖlhafcnHafen (Mecklenbura-Voroommern)

.5.1............ Anlage nach § 2 Absatz 1 Nr. 1 - FSRU (Standort Rostock / ÖlhafcnHaferd

5.2 Anlage nach § 2 Absatz 1 Nr. 2 - Flüssiqerdaas-Terminal (Standort Hafen!

.5.21
schlusspunktan daaGasfernleitunqsnetz}

.6- Lubmin (Mecklenburg-Vorpommern)

.6.1______ Anlage nach § 2 Absatz 1 Nr. 1 - FSRU

.62______ Leitung nach § 2 Absatz 1 Nr. 3 an das Gasfernleitungsnetz
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JBegründung^

Zu § 1

A. Allgemeiner Teil
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B. Besonderer Teil

Zu S 1 (Zweck)

jyiit dem am 24. Februar 2022 erfolgten Angriffskrieg Russlands gegen die Ukraine hat sich-1 
die energie- und sicherheitspolitische Bewertung der Abhängigkeit von russischen Gaslie­
ferungen unvorhergesehen kurzfristig und fundamental geändert. In der Folge ist eine Un­
terbrechung der bis dato für die nationale Energieversorgung zentralen russischen Erdgas­
lieferungen an Deutschland (aktuell 40% der nationalen Gasversorgung, bei einem Ge­
samtverbrauch von rund 1.000 TWh oder 96 Mrd. m3 pro Jahr) nicht mehr ausgeschlossen. 
Hierdurch ist eine unvorhersehbare, außergewöhnliche und äußerst volatile Lage am Gas­
markt entstanden.4

Vor diesem Hintergrund ist der unverzügliche und schnellstmögliche Aufbau einer unab-_____________________
hängigeren nationalen Gasversorgung äußerst dringlich und zwingend erforderlich.. [ Formatiert: Schriftart: Arial

Aufgrund der geringen Substituierbarkeit von Gas durch andere Energieträger muss zur 
Sicherstellung der Versorgung zwingend Gas aus anderen Quellen beschafft werden. Eine 
der wenigen Möglichkeiten Deutschlands, auf dem Weltmarkt kurzfristig zusätzliche Gas­
mengen zu beschaffen, ist der Einkauf verflüssigten Erdgases (LNG). Um das LNG in 
Deutschland anlanden, regasifizieren und weiterleiten zu können, ist der umgehende Aus­
bau der LNG-Importinfrastruktur (vgl. auch Begründung zu § 2) unverzichtbar.. [ Formatiert: Schriftart: Arial

Zur Versorgung der Verbraucherinnen und Verbraucher im Frühjahr und Sommer 2022 ge­
nügen die derzeitigen Erdgas- und LNG-Importe in Verbindung mit den gegenwärtig vor­
handenen rd. 64 TWh (Stand: 05.04.2022) in den nationalen Gasspeichern aufgrund des 
geringen Heizbedarfs grundsätzlich. Für die darauffolgende Heizperiode ist eine flächende­
ckende Versorgung derzeitig jedoch noch nicht gesichert. Bereits im Winter 2021/2022 war 
die Versorgung Deutschlands mit Erdgas durch geringe Speicherfüllstände gekennzeich­
net. Im Falle einer kurzfristigen Unterbrechung oder eines Komplettausfalls russischer Gas­
lieferungen, würde eine hinreichende Befüllung der Speicher im Sommer in Vorbereitung 
auf den nächsten Winter jedoch unmöglich; u.a. die Erfüllung der mit dem Gasspeicherge­
setz und der geplanten EU-Regulierung gesetzten Füllstandsvorgaben stünde in Gefahr.
Eine solche Gasmangellage muss mit allen Kräften vermieden werden. Im Ergebnis könnte 
die staatliche Daseinsvorsorge- und die Energieversorgung für die Bürgerinnen und Bürger 
der Bundesrepublik Deutschland dann nicht mehr gewährleistet werden. Zudem könnte es 
zu hohen, in ihren Auswirkungen nur schwer abschätzbaren wirtschaftlichen Schäden kom­
men, insbesondere auch in Branchen, die zur kritischen Infrastruktur gehören (z.B. Pharma- 
oder Lebensmittelproduktion). Dort wäre mit Produktionsausfällen und damit einhergehen­
der Unterversorgung der Bevölkerung zu rechnen. Es liegt somit bei den Vorhaben nach §
2 neben den äußerst dringlichen Gründen auch eine Gefährdung überragender öffentlicher 
Interessen vor (vgl. auch Begründung zu § 3).
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Um die Möglichkeit für zusätzliche LNG-Importe zu schaffen, muss schnellstmöglich die 
Möglichkeit geschaffen werden, LNG auch in Deutschland zu regasifizieren und damit auf 
Ebene der Infrastruktur die Voraussetzung für den Bezug größerer LNG-Mengen zu ermög­
lichen. Die Kapazität der bisher vorhandenen, für Deutschland nur teilweise nutzbaren eu­
ropäischen LNG-Terminals kann - selbst bei einhundert prozentiger Auslastung - den Aus­
fall der russischen Lieferungen für Europa nur zu einem geringen Teil decken. Gleichzeitig 
sind mit dem Ausfall der russischen Pipeline- und LNG-Lieferungen massive Preissteige­
rungen für Erdgas auf dem europäischen und internationalen Markt zu erwarten.

Ohne die schnellstmögliche Errichtung der entsprechenden LNG-Infrastruktur ist eine Sub­
stituierung des russischen Gases in dem zur Abwendung schwerster wirtschaftlicher Schä­
den zwingend erforderlichen Umfang auf absehbare Zeit nicht möglich. Bei einer vollstän­
digen Einstellung der Erdgaslieferungen aus Russland reichen insbesondere auch die auf 
dem Weltmarkt verfügbaren FSRUs picht aus, um den Ausfall in den kommenden Jahren 
gänzlich zu kompensieren.

Daher bedarf es neben der Genehmigung von schwimmenden Speicher- und Regasifizie- 
rungseinheiten (FSRU), die kurzfristig angemietet und in Betrieb genommen werden kön­
nen, auch der schnellstmöglichen Errichtung und Inbetriebnahme landgebundener LNG- 
Terminals. Für feste und schwimmende LNG-Anlagen müssen auch die infrastrukturellen 
Voraussetzungen geschaffen werden. Die Anlagen müssen insbesondere an das Erdgas­
leitungsnetz angeschlossen und zum Teil Hafenanlagen angepasst werden. 4

Wegen der derzeitig bestehenden Ausnahmesituation, die eine schnelle und verlässliche 
Sicherung der Energieversorgung durch LNG erfordert, wird den Genehmigungsbehörden 
vorübergehend ermöglicht, von bestimmten Verfahrensanforderungen, insbesondere im 
Bereich der Umweltverträglichkeitsprüfung, abzusehen. Daneben wird Auftraggebern er­
möglicht, vorübergehend vergaberechtliche Erleichterungen zur Beschleunigung der 
Vergabe öffentlicher Aufträge und Konzessionen anzuwenden. Ziel des Gesetzes ist es, 
alle Zulassungs- und Genehmigungsverfahren sowie die Vergabe öffentlicher Aufträge und 
Konzessionen erheblich schneller zu durchlaufen, als dies nach aktueller Rechtslage mög­
lich ist, und so zu zügigen Genehmigungen und Einbindung von LNG in den deutschen 
Markt zu gelangen. Um die schnellstmögliche Umsetzung effektiv zu gewährleisten, ist pa­
rallel auch der entsprechende Rechtsschutz jeweils zu beschleunigen. Diese Anpassungen 
sind ein äußerst wichtiger Beitrag für die Versorgungssicherheit in Deutschland und auf­
grund der dadurch entstehenden Unabhängigkeit von Russland auch für die Sicherheit in 
Europa.

Die landgebundenen LNG-Terminals und die für die Anbindung der LNG Anlagen erforder­
lichen Erdgasleitungen sollen zudem kurz- und mittelfristiobereits wasserstoff-readv ge­
plant werden, um eine möglichst frühzeitige Umstellung auf Wasserstoff umgosteltt-wef- 
denzu ermöglichen. .Dies wird in § 5 Absatz 2 auch rechtlich abgesichert. Das Gesetz steht 
damit im Einklang mit den klimaschutzzielen des Bundes-Klimaschutzgesetzes und setet 
dieträat der. Vorgabe des Bundesverfassungsgerichts aus seinem Beschluss vom 24. März 
2021 tmRechnung frühzeitig transparente Maßgaben für die weitere Ausgestaltung der 
Treibhausgasreduktion zu formulieren, die Orientierung bieten und ein hinreichendes Maß 
an Entwicklungsdruck und Planungssicherheit vermitteln. ,
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Aktuell ändern sich in Deutschland die Grundlagen der Energieversorgung erheblich. Die- 
zügige Realisierung von LNG-Vorhaben in den Küstenregionen liefert einen bedeutenden 
Beitrag zur Gewährleistung der Versorgungssicherheit und zur Erreichung der in § 1 ge­
nannten Zwecke. Es gilt im Interesse einer sicheren und diversifizierten Gasversorgung in 
Deutschland die Voraussetzungen für einen schnellstmöglich zu realisierenden Ausbau der 
LNG-Infrastruktur in den Küstenregionen zu schaffen und damit einen Beitrag zur Bewälti­
gung der Krisensituation zu leisten.

Zu-Atoatz 1

Zu Absatz 1

/Absatz 1 regelt den sachlichen Anwendungsbereich des Gesetzes. ■>

Dieser umfasst sowohl die stationären schwimmenden Anlagen (Nummer 1) und die stati­
onären landgebundenen Anlagen (Nummer 2) als auch den gesamten Leitungsausbau 
samt weiterer (Teil-) Anlagen, sofern sie nicht bereits unter die Nummern 1 und 2 fallen 
(Nummer 3) sowie die hierfür erforderlichen Gewässerausbauten und Gewässerbenutzun­
gen (Nummer 4).

Za-Nf- 1-

Zu Nummer 1

.Erfasst werden stationäre schwimmende Anlagen zur Einfuhr, Entladung, Lagerung und* 
Wiederverdampfung von verflüssigtem Erdgas, auch bezeichnet als „Floating Storage and 
Regasification Units“ (FSRU's). Kern der schwimmenden Anlage ist ein spezielles Schiff, 
welches mit bestehenden, den Stand der Technik entsprechenden Feuerunosanlaaen 
(Dampfkesseln. Verbrennunqsmotorenanlaqen) die Anlandung. Entladung, Speicherung 
und Wiederverdampfung von verflüssigtem Erdgas (LNG) ermöglicht. Flüssiges Erdgas 
wird dabei von einem LNG-Tanker in eine schwimmende Anlage umgeladen und durch 
Erhitzung erneut in einen gasförmigen Zustand umgewandelt. Für die Erwärmung des ver­
flüssigten Erdgases (LNG) wird regelmäßig Seewasser als Grundlage genutzt. Das wieder­
verdampfte Gas wird dann aus der schwimmenden Anlage über eine kurze Verbindungs­
leitung in die Flafenanlagen gepumpt und von dort ins Gasfern leitu ngs netz eingespeist.

Zu Nr. 2

Zu Nummer 2

.Erfasst werden stationäre landgebundene Anlagen zur Einfuhr, Entladung, Lagerung und* 
Wiederverdampfung von verflüssigtem Erdgas. Der Änlagenbegriff erfasst dabei insbeson­
dere sog. ortsfeste LNG-Terminals, welche zur Entladung von LNG-Tankern, Regasifizie- 
rung und Einspeisung des Erdgases in das Gasnetz dienen und/oder die Einlagerung des 
verflüssigten Erdgases bzw. den Weitertransport ermöglichen..

Zu Nr. 3

Zu Nummer 3

.Bestandteil der Nummer 3 sind u.a. die Anbindungsleitungen von LNG-Anlagen an das* 
Fernleitungsnetz im Sinne des § 43 Absatz i Satz 1 Nummer 6 des Energiewirtschaftsge­
setzes (EnWG), Eine spätere Umstellung der neuen Leitungen auf eine
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Zu S 2 (Anwendungsbereich)
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Wasserstofftauglichkeit (sog. Wasserstoff-Readiness) ermöglicht bereits das geltende 
RechtrVqfr-^ (S43I Absatz 8 EnWG). Diese soll aus Klimaschutzqründen so früh wie mög­
lich erfolgen. ............................. ....................................................................................... ........

Enthalten sind zudem die für den Betrieb von Anbindungsleitungen von LNG-Anlagen not­
wendigen Anlagen, welche auf Antrag des Vorhabenträgers in das Zulassungsverfahren 
integriert werden können.
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Zu Nr. 4

Zu Nummer 4

.Erfasst werden Gewässerausbauten und Gewässerbenutzungen, die für Errichtung und* 
Betrieb der Anlagen nach Nummer 1 oder 2 erforderlich sind. Dies kann etwa das Schaffen 
oder Vergrößern von Zufahrten für LNG-Tankschiffe mittels Vertiefungen umfassen oder 
aber die Nutzung von Seewasser zur Wiederverdampfung des verflüssigten Erdgases..
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Zu Absotz 2

Zu Absatz 2

Psr^bsatzveiweist aufjjnzejne Vorhabenjn derArrlage.*____________________ Formatiert! Schriftart Arial

Die in der Anlage erfassten Standorte erscheinen für die Erfüllung des Gesetzeszwecks 
von herausragender Eignung. An diesen Standorten kann davon ausgegangen werden, 
dass durch LNG-Vorhaben ein zügiger und quantitativ wesentlicher Beitrag zur Sicherung 
der Versorgung Deutschlands mit LNG geleistet werden kann. Die Standorte verfügen 
sämtlich über die erforderlichen geografischen und nautischen Bedingungen, um LNG-Vor- 
haben grundsätzlich realisieren zu können bzw. zügig die entsprechenden Voraussetzun­
gen schaffen zu können.

Ob und wie ein Vorhaben beantragt, genehmigt und realisiert wird und ob im konkreten Fall 
die Verfahrenserleichterungen, die in diesem Gesetz vorgesehen sind, zur Anwendung 
kommen, wird erst in den Planungs- und Zulassungsverfahren entschieden. Die Anlage 
enthält keine verbindlichen Festlegungen über die Ausführung eines Vorhabens oder den 
konkreten Verlauf der Leitungen.

Vorhaben außerhalb des Anwendungsbereichs dieses Gesetzes können weiterhin realisiert 
werden und unterliegen den allgemeinen planungsrechtlichen Kriterien und Regelverfah­
ren..____________________ ______________

Zu Absatz 3

Zu Absatz 3

Absatz 3 stellt klar, dass dieses Gesetz auch für die Vergabe öffentlicher Aufträge und Kon-* 
Zessionen für die Vorhaben nach Absatz 2 gilt. Für Beschaffungen für Vorhaben nach § 2 
sind daher insbesondere - aber nicht nur - die Regelungen über beschleunigte Vergabe- 
und Nachprüfungsverfahren nach § 9 zu beachten.
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.Die Anlage enthält abschließend die insgesamt • /Iß. Gesamtvorhaben, für die die Rege-* ,, - - -1 Formatiert: Schriftart: Arial 
lungen dieses Gesetzes gelten. Diese Vorhaben können der Gewährleistung der Versor- ’ 
gungssicherheit in besonderem Maße dienen. Den Häfen in Norddeutschland kommt eine 
Schlüsselfunktion zu. Es bedarf eines Ausbaus der gesamten LNG-Infrastruktur, damit das 
verflüssigte Gas nach Deutschland geliefert werden kann und in das Fernleitungsnetz ein­
gespeist werden kann. Derzeit steht der Bau von LNG-Terminals an den in der Anlage ge­
nannten Standorten in der Diskussion. Für diese Standorte schafft das Gesetz eine gesetz­
liche Planrechtfertigung und ein beschleunigtes Zulassungs- und Vergabeverfahren. Bei 
den in der Anlage erfassten Vorhaben handelt sich um Vorhaben von überregionaler Be­
deutung. Sie gehen nach Bedeutung und Auswirkung überdas Gebiet eines Landes hinaus.
Die räumliche Verteilung der erfassten Infrastrukturen dient dazu, die Realisierung im ge­
samtstaatlichen Interesse zu steuern und so zur Verwirklichung der politischen Ziele der 
Gewährleistung der Versorgungssicherheit und der Schaffung einer zukunftsoffen diversifi­
zierten Gasversorgung beizutragen. Es besteht zudem eine besondere Dringlichkeit der 
Realisierung von einzelnen Vorhaben in der Küstehregion, die eine Aufnahme in die Anlage 
rechtfertigen. Der Ausbau der LNG-Infrastruktur in Deutschland und damit zusammenhän­
gend die Realisierung der Vorhaben sind von grundsätzlicher Bedeutung. Sie bedürfen aus 
zwingenden Gründen des öffentlichen Interesses einer schnellstmöglichen Umsetzung,

Mit der Aufnahme in der Anlage werden für die darin enthaltenen Vorhaben die energiewirt­
schaftliche Notwendigkeit und der Bedarf zur schnellstmöglichen Gewährleistung der Ver­
sorgung der Allgemeinheit mit Gas festgestellt. Damit liegt die Planrechtfertigung vor. Eine 
Verpflichtung zur Realisierung der Vorhaben entsteht durch die Aufnahme in die Anlage 
nicht. Es handelt sich lediglich um eine Verfahrenserleichterung..
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Zu_§ 3 (Besonderes Interesse)

Die Energieversorgung im Allgemeinen und die Sicherstellung einer auch ökologisch nach­
haltigen Energieversorgung dienen dem grundlegenden Gemeinwohlzweck. Daher wird mit 
Satz 4 für die dem Anwendungsbereich dieses Gesetzes unterfallenden Vorhaben ein über­
ragendes öffentliches Interesse festgestellt. Die Energieversorgung ist Teil der Daseinsvor­
sorge und nach der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts unerlässlich für die 
Sicherung einer menschenwürdigen Existenz (BVerfG Urt. v. 17.12.2013 - 1 BvR 3139/08, 
1 BvR 3386/08 - BVerfGE 134, 242 ff. - Garzweiler II). Für die in der Anlage erfassten 
Vorhaben spricht daher ein überragender öffentlicher Zweck. Das normierte überragende 
öffentliche Interesse geht mit hohem Gewicht in sämtliche Abwägungsentscheidungen ein. 
Die legislative Grundentscheidung wirkt auf alle Entscheidungen, z.B. auch und insbeson­
dere bei vorläufigen und endgültigen Entscheidungen in Vergabenachprüfungsverfahren 
(vgl. im Einzelnen in § 9 Absatz 2 und 3), sowie bei Duldungsverfügungen oder Entschei­
dungen über einen vorzeitigen Baubeginn. Insoweit besteht gleichfalls ein öffentliches Inte­
resse im Sinne von § 69 Absatz 2 des Wasserhaushaltsgesetzes (WHG) in Verbindung mit 
§ 17 Absatz 1 Nummer 2 WHG an dem vorzeitigen Beginn, da die frühzeitige Realisierung 
der Gewässerbenutzung aus Gründen des allgemeinen Wohls zu befürworten ist.

Zudem sind die Vorhaben im Interesse der öffentlichen Sicherheit erforderlich. Für ggf. not­
wendige naturschutzrechtliche Ausnahmegenehmigungen nach § 34 Absatz 4 bzw. § 45 
Abs. 7 Satz 1 Nummer 4 des Bundesnaturschutzgesetzes (BNatSchG) kommt die öffentli­
che Sicherheit als einer der aufgezählten Gründe in Betracht. Die Feststellung, dass die 
Vorhaben im Interesse der öffentlichen Sicherheit erforderlich sind, dient ebenfalls einer 
zügigen Projektrealisierung,. -{Formatiert; Schriftart: Arial
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Zu § 4 (Ausnahmen von der Umweltverträqlichkeitsprüfunq)
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Zu-Absatz 1

Zu Absatz 1

.Mit § 4 wird Artikel 2 Absatz 4 der Richtlinie 2011 /92/EU des Europäischen Parlaments und*: 
des Rates vom 13. Dezember 2011 über die Ümweltverträgiichkeitsprüfung (ÜVP-Richtli- 
nie) für die Sondersituation zur Abwendung einer drohenden Gasmangellage in Deutsch­
land aufgrund der Bedrohungslage durch Russland in das nationale Recht umgesetzt. Ab­
satz 1 sieht vor, dass die zuständige Behörde bei Vorhaben im Anwendungsbereich dieses 
Gesetzes das Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) nach Maßgabe der 
Absätze 2 bis 5 nicht anwendet, wenn sie bei der Prüfung der Zulassung für das konkrete 
Vorhaben zu der Einschätzung kommt, dass eine beschleunigte Zulassung unter Verzicht 
auf Verfahrensschritte nach dem UVPG einen relevanten Beitrag leisten kann, eine dro­
hende Krise der Gasversorgung in Deutschland zu bewältigen oder abzuwenden, weil in 
dieser Krisensituation auch eine in Monaten oder Wochen gemessene Verzögerung und 
damit potentielle Versorgungslücke unbedingt zu vermeiden ist. Damit sind sowohl die Fälle 
umfasst, in denen eine Krise der Gasversorgung bereits besteht, als auch Fälle, in denen 
eine Krise der Gasversorgung droht. Von einem relevanten Beitrag ist regelmäßig auszu­
gehen, wenn über die konkrete Anlage mehr als nur geringfügig ING eingespeist werden 
kann und soll und die Gasmangellage weiterhin vorliegt oder weiter droht, wofür eine Gas- 
warnstufe nach dem Notfallplan Gas nach der Verordnung (EU) 2017/1938 des Europäi­
schen Parlaments und des Rates vom 25. Oktober 2017 über Maßnahmen zur Gewährleis­
tung der sicheren Gasversorgung und zur Aufhebung der Verordnung (EU) Nr. 994/2010 
(SoS-VO) ein Indiz ist, und sie nicht zwischenzeitlich durch andere neu hinzugekommene 
sichere Bezugsquellen dauerhaft weggefallen ist. Von einem mengenmäßig relevanten Bei­
trag kann regelmäßig ausgegangen werden, wenn das Vorhaben eine jährliche Regasifi- 
zierungskapazität von zumindest 5 Mrd. m3 erreicht bzw. überschreitet. Anbindungsleitun­
gen nach § 2 Absatz 1 Nummer 3 leisten regelmäßig einen relevanten Beitrag dazu, eine 
Krise der Gasversorgung abzuwenden, wenn sie zur Anbindung einer Anlage, für die die 
Behörde nach ihrer Einschätzung von einem solchen Beitrag ausgeht, an das Fernleitungs­
netz benötigt werden. Entsprechendes gilt für Gewässerausbauten nach § 2 Absatz 1 Num­
mer 4, wenn diese für die Errichtung und den Betrieb der Anlage erforderlich sind.
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Die Entscheidung von der Ausnahme Gebrauch zu machen, obliegt der zuständigen Be­
hörde im Einzelfall. Der europarechtlich zwingend vorgegebenen Anforderung aus der
UVP-Richtlinie, auch im ausnahmsweisen Fall der Berufung auf AftrArtikei 2 Absatz 4 den ( Formatiert: Schriftart: Arial 
Zielen der UVP-Richtlinie möglichst weitgehend zu entsprechen, wird Rechnung getragen 
insbesondere dadurch, dass die anderweitigen fachrechtlichen formellen und materiellen 
Anforderungen zum Schutze der Umwelt und damit auch der Schutzgüter der UVP-Richtli­
nie unberührt bleiben (s.u. zu § 4 Absatz 3) und zugleich ein unverzichtbarer Mindeststan­
dard für die Öffentlichkeitsbeteiligung gewahrt bleibt (s.u. zu § 5 ff.). Im Übrigen sieht der §___________________
4 Absatz 5. die Information der EU-Kommission über die Geltendmachung der Ausnahme | Formatiert; Schriftart: Arial 
im Einzelfall vor; das vorgesehene Verfahren richtet sich hier eng an der von der EÜ-Kom- 
mission für diese Konstellationen vorgesehenen Vorgehensweise aus (s.u. § 4 Absatz 4 
und Absatz 5, vgl. auch die Bekanntmachung der EU-Kommission im Amtsblatt der Euro­
päischen Union vom 14.11.2019, DOK 2019 / C 386 / 05 „Leitfaden zur Anwendung der ____________________
Ausnahmen im Rahmen der Richtlinie über die Ümweltverträgiichkeitsprüfung^^ ( Formatiert: Schriftart: Arial
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Zu Absatz 2

22
Bearbeitungsstand: 05.05.2022 19:29

.Macht die zuständige Behörde nach Absatz 1 von der Nichtanwendung des UVPG Ge-- 
brauch, so entfallen damit beispielsweise die Pflicht des Antragstellers zur Erstellung eines 
UVP-Berichts sowie die Aufgabe der zuständigen Behörde, die Öffentlichkeit nach den 
UVP-rechtlichen Vorschriften zu beteiligen (§§ 18 bis 22 UVPG) sowie zur Erstellung einer 
zusammenfassenden Darstellung (§ 24 UVPG) und einer begründeten Bewertung (§ 25 
Absatz 1 UVPG), nicht nur, soweit diese Vorgaben im UVPG geregelt sind, sondern auch, 
soweit sich solche die Umweltverträglichkeitsprüfung betreffenden Vorgaben aus anderen 
Gesetzen, ergeben-^So regelt grundsätzlich die Neunte yerordnung_zur Durchführung des 
Bundes-Immissionsschutzgesetzes (Verordnung über das Genehmigungsverfahren - 9. 
Bundes ImmissionsGchutz-VerordnunqBImSchV). welchen Anforderungen das immissions­
schutzrechtliche Genehmigungsverfahren für Anlagen genügen muss, für die nach dem 
Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung eine Umweltverträglichkeitsprüfung durch­
zuführen ist. Nur dann, wenn nach § 4 Absatz 1 des LNGG die gesetzlichen Vorgaben zur 
Umweltverträglichkeitsprüfung ausnahmsweise unangewendet bleiben, findet beispiels­
weise § 12 Absatz 1 Satz 2 der 9. BImSchV, wonach bei UVP-pflichtigen Vorhaben eine 
Einwendungsfrist von einem Monat nach Ablauf der Auslegungsfrist gilt, keine Anwendung.

Zu Absatz 3

/ibsatz 3 stellt klar, dass die vyeiteren Zulassungsvoraussetzungen nach anderen fachrecht--' 
liehen Vorschriften unberührt bleiben, soweit sich aus den nachfolgenden Bestimmungen 
nicht etwas anderes ergibt. Zu den nachfolgenden Bestimmungen gehören sowohl Absatz 
4 bis 5 als auch die §§6-8, 10 und 13. Das Schutzniveau für Umwelt und Gesundheit 
bleibt auf diese Weise gewahrt. Zugleich wird sichergestellt, dass durch die Inanspruch­
nahme der Ausnahmemöglichkeit nach Art. 2 Abs. 4 UVP-Richtlinie die Ziele der Richtlinie 
- d.h. der Schutz der Rechtsgüter dieser Richtlinie - auch ohne die Durchführung einer 
Umweltverträglichkeitsprüfung im Rahmen der Prüfung der Zulassungsvoraussetzungen 
Berücksichtigung finden.

Zu-Atoatz 4

Zu Absatz 4

/Absatz 4 bestimmt, dass der Öffentlichkeit vor Erteilung der Zulassung bestimmte Informa-* 
tionen zugänglich zu machen sind. Hierzu gehören der Entwurf der Zulassungsentschei­
dung einschließlich der Begründung, zumindest die wesentlichen Antragsunterlagen, ein­
schließlich der vorhandenen Unterlagen, mit denen die wesentlichen Auswirkungen des 
Vorhabens auf die Umwelt dargestellt werden, sowie die Gründe gern. § 4 Abs. 1 für die 
Gewährung der Ausnahme von den Anforderungen nach dem UVPG. Bei dem Entwurf der 
Zulassungsentscheidung nach Absatz 4 Nummer 1 handelt es sich um die Zulassungsent­
scheidung, wie sie die Behörde zu treffen beabsichtigt Die Behörde hat nach Absatz 4 Num­
mer 2 die aufgrund des Zulassungsverfahrens vorhandenen Unterlagen der Öffentlichkeit 
zugänglich zu machen.

Mit dieser Regelung soll entsprechend den europarechtlichen Anforderungen ein Mindest­
maß an Transparenz auch in der Ausnahmekonstellation sichergestellt werden, die einen 
Verzicht auf Vorgaben der UVP-Richtlinie erlaubt.

Die Vorgaben zur Zugänglichmachung gelten nur für die abschließenden Zulassungstatbe­
stände. Sie gelten nicht für vorläufige Entscheidungen über vorläufige Maßnahmen wie 
etwa einen vorzeitigen Baubeginn odereine vorzeitige Besitzeinweisung.
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Die Zugänglichmachung erfolgt für die Dauer von vier Tagen. Diese erfolgt mittels Ausle­
gung in Räumen der Zulassungsbehörde und mittels Veröffentlichung auf der Internetseite 
der Zulassungsbehörde. Die Auslegung kann durch Auslegung der Unterlagen in Papier­
form oder mittels elektronischer Lesegeräte erfolgen. Soweit dies technisch und mit gerin­
gem Aufwand möglich ist und zu keinen Verzögerungen führt, sollte die zuständige Behörde 
die Informationen zusätzlich über das jeweils einschlägige zentrale Internetportal (UVP- 
Portal des Bundes oder der Länder) zugänglich machen, um die Transparenz zu erhöhen 
und die Auffindbarkeit der Informationen zu erleichtern.

Zu Absatz 5

Zu Absatz 5

/irtikel 2 Absatz 4 UyP:Richtlinie sieht vor, dass die Mitgliedstaaten die_Europäische Kom-»;^.- -| Formatiert: Schriftart: Arial
mission vor Erteilung der Genehmigung über die Gründe für die Gewährung dieser Aus- '--j—-------;—-------------
nähme unterrichten und ihr die Informationen übermitteln, die sie gegebenenfalls ihren ei- [ ormatiert: exj------------

genen Staatsangehörigen zur Verfügung stellen. Aus diesem Grund sieht Absatz 5 vor, 
dass die zuständige Behörde das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, nukleare 
Sicherheit und Verbraucherschutz über das Vorliegen der Voraussetzungen des Absatz 1 
für ein Zulassungsverfahren unterrichtet und ihm die Informationen, die es nach Absatz 4 
der Öffentlichkeit zugänglich macht, übermittelt. Das Bundesministerium für Umwelt, Natur­
schutz, nukleare Sicherheit und Verbraucherschutz unterrichtet dann die Europäische Kom­
mission und übermittelt ihr die Informationen nach Satz 1. Die Übermittlung der Informatio­
nen durch die zuständige Behörde hat mindestens vier Tage vor der Zulassungsentschei­
dung zu erfolgen, da die Europäische Kommission nach den Vorgaben der UVP-Richtlinie 
vor Erteilung der Genehmigung unterrichtet werden muss. Das für Angelegenheiten des 
Umweltschutzes zuständige Bundesministerium nimmt dabei keine inhaltliche Prüfung der 
Behördenentscheidung vor, sondern unterrichtet die Europäischen Kommission lediglich 
über die Entscheidung zur Gewährung der Ausnahme durch die zuständige Behörde.

23

Zu §-5

Zu Absatz 1

Zu S 5 (Maßgaben für die Anwendung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes und
der Industriekläranlaqen-Zulassunqs- und Uberwachunqsverordnunq)

Zu Absatz 1

^Absatz 1 enthält Maßgaben, soweit bei der Zulassung von unter dieses Gesetz fallenden* , [ Formatiert: Schriftart: Arial 
Anlagen Regelungen des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) heranzuziehen f Formatier,-Text ~

Zu Nummer 1-

Zu Nummer 1

ßie in § 10 Absatz 3 Satz 2 BImSchG vorgesehene Auslegungsfrist von einem Monat wird*; 
auf eine Woche verkürzt.
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Zu Nummer 2

.Die in § 10 Absatz 3 Satz 4 BImSchG vorgesehenen liinwendungsfristen von zwei Wochen* -. ( Formatiert: Schriftart: Arial
beziehungsweise - bei Anlagen nach der Industrieemissions-Richtlinie- einem Monat wer- ' - ■ 
den auf eine Woche verkürzt.

( Formatiert: Text

Zu Nummer 3

.Nach § 10 Absatz 6 BImSchG steht die Durchführung eines Erörterungstermins im Ermes-»-..-- '| Formatiert: Schriftart: Arial
sen der Genehmigungsbehörde. [^Formatiert: Text

Mit dem Ziel einer Befriedung oder einer verstärkten Erläuterung kann die Genehmigungs­
behörde einen Erörterungstermin durchführen. Bei Vorhaben im Anwendungsbereich des 
Gesetzes kann wegen der hohen Eilbedürftigkeit der Realisierung auch auf den Erörte-

-

rungstermin verzichtet werden.. 'I Formatiert; Schriftart: Arial

Zu Nummer 4

.Nummer 4 bestimmt, dass eine Genehmigung nach § 4 des BImSchG für Anlagen nach §■ 
2 Absatz i Nummer 1 und 2 zwingend zu befristen ist. Sie kann längstens bis zum 31. 
Dezember 20402043. befristet erteilt werden.

Das Bundesklimaschutzgesetz normiert das Ziel der Emissionsminderung bis 2040 um 
mind. 88 Prozent. Bis 2045 soll Treibhausgasneutralität erreicht werden. Aufgrund nicht 
vermeidbarer Emissionen in den Bereichen Industrie und Landwirtschaft ist es erforderlich, 
bis 2040 keine emissionsbehaftete Energiewandlung zur Strom- oder Wärmeproduktion in 
nennenswerten Umfang zuzulassen. Daher ist eine nahezu vollständige Dokorbonioicrung

Energieträger zu diesem Zeitpunkt nahezu vollständig ersetzt sein.

Die Regelung stellt Kohärenz zwischen dem Bedürfnis kurz- bis mittelfristig zusätzliche Ka­
pazitäten zur Einspeisung von Erdgas in das Fernleitungsnetz aufgrund der veränderten 
energie- und sicherheitspolitischen Bewertung der Abhängigkeit von russischen Erdgaslie­
ferungen zu schaffen und der Einhaltung der gesetzlich normierten Klimaschutzziele. So 
schafft die Regelung im Einklang und zur Umsetzung der Vorgaben des Bundesverfas­
sungsgerichts aus seinem Beschluss vom 24. März 2021 (vgl. Begründung zu § 1) auch 
Planungssicherheit für die Betreiber und erlaubt es ihnen, die Befristung bereits im Vor­
hinein kalkulatorisch zu berücksichtigen.. ;

Zu Absatz 2

f Formatiert: Schriftart: Arial
| Formatiert; Text______
( Formatiert: Schriftart: Arial

Formatiert: Schriftart: Arial 
Formatiert: Schriftart: Arial

{Formatiert; Schriftart: Arial

: Schriftart: Arial
: Text

Zu Absatz 2

^Absatz 2 Satz 1 bestimmt, dass eine Genehrnigung nach § 4 BImSchG für den Betrieb einer-;,-.:' |ForiTlatiert' ~

Anlage nach § 2 Absatz 1 Nummer 1 und 2 über das Jahr 26462043 hinaus nur für den I Formatiert: 1
rochcmiGch durch den Verbrauch von Strom ous crncucrbarcn Energien hcrqesteHt-wurde,. '"-J.. .. * _ , .. ., , 

oder für den Betrieb mit einem Derivat von orüncmklimaneutralem Wasserstoff erteilt wer- ——
den kann. Die Regelung trägt dem Umstand Rechnung, dass mit der Dekarbonisierung der | Formatiert: Schriftart: Arial 
Energiewandlung ein erhöhter Bedarf an grünem .Wasserstoff einhergehen wird. Der W'ei- (Formatiert; Schriftart: Arial
terbetrieb der Anlagen, die zunächst im Rahmen dieses Gesetzes zur Schaffung '' --fl .. . r . ^ ,3 3 1 Formatiert: Schriftart: Anal
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zusätzlicher Kapazitäten zur Einspeisung von Erdgas in das Fernleistungsnetz zwecks Ab­
wendung einer Versorgungskrise beschleunigt zugelassen werden, ab Mitte des nächsten 
Jahrzehnts, spätestens jedoch ab dem 1. Januar 2041 auf Basis von afäflerriklimaneutra- 
lem Wasserstoff oder einem Derivat hiervon ist daher sinnvoll und beabsichtigt. Dabei steht 
es den Betreibern frei, ob sie ihre Anlagen über das Jahr 20462043 weiterbetreiben wollen. 
Mit der Regelung wird den Betreibern jedoch bereits vor Inbetriebnahme der Anlage ein 
Weg zur Nutzung über das Jahr 20402043 hinaus, aufgezeigt. Auch dies schafft Planungs­
sicherheit.
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Nach Absatz 2 Satz 2 ist die Genehmigung nach Satz 1 spätestens zum 1. Januar 2035 zu 
beantragen. Die Regelung trägt dem Umstand Rechnung, dass neben regulären Genehmi­
gungsverfahren auch Umbauten an den Anlagen zu erfolgen haben. Damit soll sicherge­
stellt werden, dass der Weiterbetrieb der Anlagen, sofern dieser durch die Betreiber beab- _____________________
sichtigt ist, spätestens zum 1. Januar 26402044, erfolgen kann.._________________________Formatiert: Schriftart: Arial
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Zu Absatz 3

Absatz 3 yerweist für die Öffentlichkeitsbeteiligung nach § 4 der lndustriekläranlagen-Zu-’,:>.- -( Formatiert: Schriftart: Arial
lassungs- und Überwachungsverordnung (IZÜV) auf die Maßgaben des Absatzes 1 Nr. 1 "f ^0’rmatiert;7e^
bis 3. I orma ler. ex--------------

Zu §6

Zu § 6 (Maßgaben für die Anwendung des Bundesnaturschutzqesetzes)

Jm Rahmen des Verfahrens zur Zulassung von Anlagen nach § 2 kann - nach Maßgabe* 
des Fachrechts - die naturschutzrechlliche Eingriffsregelung der §§ 13 ff. des BNatSchG 
zu prüfen sein. Diese sieht vor, dass erhebliche Beeinträchtigungen von Natur und Land­
schaft zu vermeiden und - soweit unvermeidbar - zu kompensieren sind. Zur Kompensa­
tion werden in § 6 konkretisierende Regelungen getroffen.

Die Übrigen Regelungen des BNatSchG, insbesondere § 18, bleiben unberührt.

:riiFormatiert; Schriftart: Arial
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Zu Nummer 1

Zu Nummer 1

JEs wird geregelt, unter welchen Voraussetzungen und nach welchen Maßgaben die Fest-» 
Setzung von Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen im Sinne der Eingriffsregelung von der 
Zulassungsentscheidung über ein Vorhaben im Sinne von § 2 zeitlich entkoppelt werden 
kann.

(Formatiert; Schriftart: Arial
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Der Zulassungsbehörde wird die Möglichkeit eingeräumt, die Festsetzung von Ausgleichs­
und Ersatzmaßnahmen im Sinne des § 15 Absatz 2 des BNatSchG von der Zulassung 
eines Vorhabens im Sinne des § 2 zeitlich zu entkoppeln. So kann die Festsetzung der 
Maßnahmen bis zu zwei Jahre nach der Erteilung der Zulassungsentscheidung erfolgen.
Eine zeitliche Entkoppelung ist in Konstellationen sinnvoll, in denen die Dringlichkeit zur 
Erteilung einer Zulassung besteht und das Zulassungsverfahren nicht durch die Konzipie­
rung von Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen und die behördliche Prüfung der vorgeschla- ___________________
genen Maßnahmen verzögert werden soll. ,___________ ___ ___________________________ ,---( Formatiert: Schriftart: Arial
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Absatz 1 Nummer 1 Satz 2 stellt klar, dass die erforderlichen Angaben im Sinne des § 17 
Absatz 4 Satz 1 Nummer 2 BNatSchG - insbesondere solche zum Ausgleich und Ersatz 
des Eingriffs - vom Vorhabehträger nicht bereits bei der Zulassungsentscheidung über das 
Vorhaben, sondern erst nachträglich vor der Entscheidung über die nachträgliche Festset­
zung zu machen sind.

Durch Absatz 1 Nummer 1 Satz 3 wird klargestellt, dass § 15 Absatz 4 Satz 2 BNatSchG, 
der die Festsetzung des Unterhaltungszeitraums von Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen 
im Zulassungsbescheid vorsieht, entsprechend anzuwenden ist. Dies bedeutet, dass bei
einer nachträglichen Festsetzung im Sinne des Absatzes 1 Nummer 1 Satz 1 auch der_____________________
Unterhaltungszeitraum erst mit dieser Entscheidung festgesetzt wird. LJ | Formatiert: Schriftart: Arial

Zu Nummer 2
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Zu Nummer 2

JEs wird zudem der Zeitraum der Umsetzung von festgesetzten Ausgleichs- und Ersatzmaß-* , 
nahmen flexibilisiert. Demnach steht dem Vorhabenträger nach der-gegebenenfalls nach­
träglich im Sinne des Absatz 1 erfolgten - Festsetzung ein Zeitraum von weiteren drei Jah­
ren zur Verfügung um mit der Umsetzung der Maßnahmen zu beginnen. t
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Zu Nummer 3

Es-wtr-d klargestcllt, dass der § 18 BNatSchG, der dos Verhältnis der Eingriffsrcgclung zum
Baureeht regelt, auch in den Verfahren zur Zulassung von Vorhaben nach § 2 zu bcrück-
siehtigen ist. Die EingriffGrcgclung ist demnach nuF-rtaeh-dcn entsprechenden Maßgaben
anzuwenden.

z«-§-z
Zu § 7 (Maßgaben für die Anwendung des Wasserhaushaltsqesetzes)

Pie Regelung enthält Maßgaben zur Anwendung der betreffenden Vorschriften des Was^ 
serhaushaltsgesetzes (WHG).

In den Nummern 1-3 werden Abweichungen vom Verfahrensrecht geregelt.

Zu Nummer 1

/Jummer 1 bestimmt,dass der Pjan für diepaueryon mindestens einer Woche zur Einsicht- 
auszuiegen ist. Ziel der Regelung ist es, das behördliche Verfahren deutlich zu beschleuni­
gen. Dies ist zur Erreichung des Gesetzeszwecks zwingend geboten. Die in den Anwen­
dungsbereich des Gesetzes fallenden Vorhaben können nur dann unverzüglich realisiert 
werden, wenn ein insgesamt beschleunigtes Zulassungsverfahren die in allen Verfahrens­
schritten notwendigen zeitlichen Raffungen ermöglicht^
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Zu Nummer 2

/lummer 2 verkürzt zudem die von der zuständigen Behörde festzulegende Frist für das*;sc-- | Formatiert: Schriftart: Arial
Erheben von Einwendungen gegen den Plan für jeden, dessen Belange durch das Vorha- ''--r---------- ;—J-------------------
ben berührt werden, auf eine Woche. Die kurze Frist dient auch hier der Straffung des ge- [Formatiert. Text — 
samten Verfahrens und somit der unverzüglichen Realisierung der betreffenden Vorhaben.1 Formatiert: Schriftart: Arial
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.Nach Nummer 3 Satz 1 soll die zuständige Behörde vom obligatorischen Erörterungstermin* 
absehen, da hierdurch dem Ziel der größtmöglichen Verfahrensbeschleunigung Rechnung 
getragen werden kann. Die Möglichkeit des Abhaltens eines Erörterungstermins bleibt der 
zuständigen Behörde jedoch weiterhin erhalten, wenn diese die Durchführung eines Erör­
terungstermin etwa als potentiell befriedend und somit verfahrensbeschleunigend beurteilt.

Nummer 3 Satz 2 eröffnet der Behörde die Möglichkeit, die Art der Durchführung des Erör­
terungstermins frei zu wählen..

Zu_Nummer 4

.Nach Nr. 4 wird durch eine Regelvermutung im Sinne der Verfahrensbeschleunigung klar--' 
gestellt, dass durch die Entnahme und Wiedereinleitung von Wasser zum Zwecke der Re- 
gasifizierung von verflüssigtem Erdgas keine schädlichen, auch durch Nebenbestimmun­
gen nicht vermeidbaren oder nicht ausgleichbaren Gewässerveränderungen im Sinne des 
§ 12 Absatz 1 Nummer 1 WHG zu erwarten sind. Bei der Entnahme und Wiedereinleitung 
von Wasser zu den genannten Zwecken muss insbesondere sichergestellt werden, dass 
Kühlwasserfrei von Schadorganismen (insbesondere Bakterien und Legionellen) bleibt. Zu 
diesem Zwecke muss durch Auflagen zugunsten des betroffenen Gewässers zusätzlich si­
chergestellt werden, dass bei der Vermeidung des Entstehens von Schadorganismen auf 
den Einsatz von Bioziden verzichtet wird und diese durch entsprechende biozidfreie Stoffe 
ersetzt werden. Darüber hinaus sind in den Nebenbestimmungen standortspezifisch Rege­
lungen im Hinblick auf die Gewässertemperatur angezeigt..
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Zt»-§-8

Zu § 8 (Maßgaben für die Anwendung des Enerqiewirtschaftsqesetzes)

per Ausbau der LNGdnfrastruktur Jn peutschland ist ein sehr wichtiges Anliegen und yo-*;>^.-'| Formatiert; Schriftart; Arial
raussetzung für die Äufnahme von LNG in das nationale Leitungsnetz. Die Fernleitungs- '--r.-------:—~------------------
netzbetreiber sind aufgrund der Gasnetzzugangsverordnung verpflichtet, die erforderlichen I ormatiert. ex------------
Leitungen zwischen LNG-Anlagen und dem Fernleitungsnetz zu errichten und die LNG- 
Anlagen an das Fernleitungsnetz anzuschließen. Dies dient dem zentralen Interesse an 
einer sicheren und diversifizierten Gasversorgung in Deutschland.

Um den Beteiligten eine möglichst frühzeitige Rechts- und Planungssicherheit bei der Er­
richtung von LNG-Anschlussleitungen zu ermöglichen, bedarf es der Anpassung der Vor­
gaben des Energiewirtschaftsgesetzes. Die Maßgaben stellen sicher, dass die erfordern- __________________
chen Anbindungsleitungen zeitnah realisiert werden können. ^ . fFÖrmatiert: Schriftart: Arial

Zu Absatz 1 

Zu Nummer 1

.Die spezialgesetzl|chen Vorschriften in den §§ 43 ff. des Energievyirtschaftsgesetzes*;,. -( Formatiert: Schriftart: Arial
(EnWG) ändern die allgemeinen Regelungen über das F’lanfeststellungsverfahren im Ver- ' -r"-------- . _ -------------
waltungsverfahrensgesetz zum Zweck der Verfahrensstraffung und -beschleunigung teil­
weise ab. Der Ablauf des Planfeststellungsverfahrens ist im Wesentlichen in § 73 des
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Verwaltungsverfahrensgesetzes (VwVfG) bzw. in den Verwaltungsverfahrensgesetzen der
Länder festgeschrieben. Diese Vorschrift wird bereits durch § 43a EnWG modifiziert. 4 ( Formatiert; Schriftart: Arial

Zum Zwecke der weiteren Beschleunigung der Errichtung der LNG-Anbindungsleitungen 
nach § 43 Absatz 1 Nummer 6 EnWG bedarf es für die Fälle, in denen nach § 4 UVPG nicht 
durchzuführen ist, einerweiteren Verfahrensbeschleunigung. In diesem Zusammenhang ist 
jedoch zu berücksichtigen, dass es bei Anbindungsleitungen von mehr als 800 mm Durch­
messer und mehr als 40 km Länge in unmittelbarer Anwendung der Vorgaben der Aarhus 
Konvention zur Öffentlichkeitsbeteiligung stets einer Planfeststellung bedarf, die Erteilung 
einer Plangenehmigung nach § 74 Absatz 6 VwVfG ist nicht zulässig.

Im Einzelnen finden sich in Absatz 1 Nummer 1 Maßgaben zu der Vorschrift des § 43a 
EnWG zum Anhörungsverfahren für die Anbindungsleitungen.

Die verkürzte Auslegungs- und Einwendungsfrist auf jeweils eine Woche dient der weiteren 
Verfahrensbeschleunigung. Um das Ziel einer deutlich beschleunigten Realisierung der 
Vorhaben im Anwendungsbereich dieses Gesetzes zu erreichen, sind alle Verfahrens­
schritte soweit wie möglich zu straffen. Auf eine Beteiligung der Öffentlichkeit soll dennoch 
nicht gänzlich verzichtet werden. Ä
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Den Vorgaben nach Artikel 6 in Verbindung mit Anhang I Nr. 14 der der Aarhus Konvention 
zur Öffentlichkeitsbeteiligung wird damit auch nach Wegfall der Pflicht zur Umweltverträg­
lichkeitsprüfung durch § 4 dieses Gesetzes Rechnung getragen. Die Auslegung erfolgt u.a. 
auf der Internetseite der Zulassungsbehörde, so dass die Unterlagen jederzeit - nicht nur 
zu begrenzten Öffnungszeiten - einsehbar sind.

Ein Erörterungstermin findet bislang in den Fällen des § 43a Nummer 3 EnWG nicht statt. 
In der Regel ist ein Erörterungstermin auch wegen der nach § 4 nicht erforderlichen Um­
weltverträglichkeitsprüfung nicht durchzuführen. SewetL-lm Übrigen kanndie zuständigeBe- 
hörde einen Erörterungstermin tm-Übrigen durchführen, soweit sie diesen für erforderlich 
erachtet, kann dieser auch als Vidcokonfcrcnz oder in Präsenz düfebgefährt-werdenhält.

Zu Nummer 2

Zu Nummer 2

j<ampfmittelräumungen, archäologische Untersuchungen und Bergungen stejlen Vorarbei­
ten im Sinne des § 44 EnWG dar. Dies kann zu einer deutlichen Beschleunigung der Rea­
lisierung der Vorhaben führen. Gerade archäologische Bergungen und Kampfmittelbergun­
gen können sich über einen längeren Zeitraum erstrecken oder nur zu bestimmten Jahres­
zeiten durchgeführt werden. In der Praxis ist oftmals eine archäologische Bergung unmit­
telbar im Anschluss an die Voruntersuchung erforderlich, um beispielsweise Raubgrabun­
gen oder witterungsbedingte Schäden zu vermeiden. Mit der Regelung wird sichergestellt, 
dass entsprechende Arbeiten bereits durchgeführt werden können, bevor der Planfeststel­
lungsbeschluss oder die Plangenehmigung ergeht.

Zu NummerG

Zu Nummer 3

Abweichend von § 44b Absatz 1 a EnWG kann der Vorhabenträger bereits nach Ablauf der- ,, 
Einwendungsfrist verlangen, dass eine vorzeitige Besitzeinweisung durchgeführt wird. Es 
ist nicht der Abschluss des Anhörungsverfahrens erforderlich. Es ist davon auszugehen, 
dass die Behörde auch zu einem früheren Zeitpunkt über ausreichende Kenntnisse über 
das Vorhaben verfügt, um eine Prognoseentscheidung zu treffen. Dies gewährleistet eine
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frühzeitige Klarheit über den weiteren Verfahrensgang und ermöglicht damit zugleich die 
zügige bauliche Umsetzung der hier relevanten Vorhaben nach Erlass des Planfeststel­
lungsbeschlusses bzw. der Plangenehmigung., Formatiert: Schriftart: Arial
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Zu Nummer 4

( Formatiert; Text
,Die Ausnahmeregelung zu § 44c EnWG schafft Voraussetzungen für den vorzeitigen Bau-*• fFormatiert: Schriftart: Arial 
beginn von Änbindungsleitungen, die sich an den Vorgaben des § 8a BImSchG bzw. des § ''
17 WHG orientieren. § 8a BImSchG ist für die Vorhaben relevant, die eine immissions­
schutzrechtlichen Genehmigung erfordern. § 17 WHG regelt die Zulassung des vorzeitigen 
Beginns in wasserrechtlichen Erlaubnis- oder Bewilligungsverfahren. Die hier eingefügte 
Ausnahmeregelung ermöglicht eine Synchronisierung des Baus der Anlage mit der Errich­
tung des Netzanschlusses. Für beide gelten die gleichen Voraussetzungen für den vorzei­
tigen Baubeginn.

Bei den Anbindungsleitungen der LNG-Anlagen an das Fernleitungsnetz handelt es sich 
um Vorhaben, die aufgrund eines überragenden öffentlichen Interesses und im Interesse 
der öffentlichen Sicherheit zu realisieren sind. Es sind Vorhaben, die wesentlich zur Versor­
gungssicherheit in Deutschland beitragen. Wlit Blick auf die zukünftige Ermöglichung des 
Transports von Wasserstoff werden die Anbindungsleitungen wasserstofffest ausgebaut.
Für diese Vorhaben bedarf es einer Regelung zur Erleichterung des vorzeitigen Baube­
ginns.

Für die vom Anwendungsbereich dieses Gesetzes erfassten Vorhaben sind - wie bei § 8a 
BImSchG und § 17 WHG - bestimmte Anforderungen einzuhalten. Es muss mit einer Ent­
scheidung zu Gunsten des Antragstellers gerechnet werden können (§ 44c Absatz 1 Satz 
1 Nummer 1 EnWG). Die Behörde muss hierfür eine ausreichende Kenntnis des zu bewer­
tenden Vorhabens haben. Das berechtigte Interesse des Vorhabenträgers bzw, das öffent­
liche Interesse an der Zulassung des vorzeitigen Baubeginns (§ 44c Absatz 1 Satz 1 Num­
mer 2 EnWG) ist bereits aufgrund des überragenden öffentlichen Interesses bzw. des Inte­
resses der öffentlichen Sicherheit gegeben. Der Vorhabenträger verpflichtet sich, alle Schä­
den zu ersetzen, die bis zur Entscheidung im Planfeststellungs- oder Plangenehmigungs­
verfahren durch die Maßnahmen verursacht worden sind, und sofern kein Planfeststel­
lungsbeschluss oder keine Plangenehmigung erfolgt, den früheren Zustand wiederherzu­
stellen (§ 44c Absatz 1 Satz 1 Nummer 5 EnWG).

Die Voraussetzung des § 44c Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 bzw. Satz 2 EnWG kommen in 
diesem Ausnahmefall nur eingeschränkt zur Anwendung. Es gelten die gleichen Voraus­
setzungen wie für die Anlage, die dem Immissionsschutzrecht oder dem Wasserrecht un­
terfällt. Ziel ist es, eine Verfahrenserleichterung zu schaffen. Die Verfahrenserleichterung 
trägt dazu bei, dass die Fernleitungsnetzbetreiber ihre in § 15 Absatz 1 EnWG gesetzlich 
festgeschriebene Aufgabe erfüllen .können und zu einer sicheren Energieversorgung bei­
tragen.

Ebenso kann in diesen Ausnahmefällen auf das Vorliegen der privaten Rechte verzichtet 
werden, so dass § 44c Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 EnWG für Vorhaben nach § 2 Nummer 
3 nicht greift. Der Planfeststellungsbeschluss bzw. die Planfeststellungsgenehmigung ent­
falten eine enteignungsrechtliche Vorwirkung. Spätestens dann liegen alle Voraussetzun­
gen zur Erlangung der erforderlichen privaten Rechte vor.

Mit diesen Maßgaben wird die Möglichkeit geschaffen, bereits vorzeitig, d.h. vor Feststel­
lung des Planfeststellungsbeschlusses mit Teilen der Errichtung eines Vorhabens bzw. mit 
den dazugehörigen Vorarbeiten im Sinne des § 44c EnWG zu beginnen. Zu den
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Vorarbeiten zählen z.B. auch naturschutzrechtliche Maßnahmen, insbesondere des euro­
päischen Arten- und Gebietsschutzes (Maßnahmen zur Schadensbegrenzung, vorgezo­
gene Ausgleichsmaßnahmen nach § 44 Absatz 5 BNatSchG sowie Maßnahmen zur Kohä­
renzsicherung nach§ 34 Absatz 5 BNatSchG), vgl. bereits BR-Drucksache 11/19, S. 70.

Zu Absatz 2

Zur Verfahrensbeschleuniqunq ist für die Verfahren der Zulassung des vorzeitigen Baube­
ginns zusätzlich die Regelung des § 74 Abs. 5 VwVfG anwendbar. Danach können Zustel­
lungen durch öffentliche Bekanntmachung ersetzt werden, wenn außer an den Vorhaben- 
träaerdes Vorhabens mehr als 50 Zustellungen vorzunehmen sind.

Zu Absatz 2

/vbsatz 2 d[ent der Klarstellung, dass durch die- Einfügung von beschleunigenden Verfah-»:,,.- ' ( Formatiert; Schriftart: Arial 
renserleichterungen nicht die allgemeinen Vorschriften des Verwaltungsverfahrensrechts Format'ert: Te t------------

[ Formatiert: Schriftart: Arial
1

Zu-§-9

Zu § 9 (Beschleunigte Vergabe- und Nachprüfunqsverfahren)

Beschaffungen für yorhaben nach § 2 können demyergaberecht gemäß dem Gesetz ge--:, .- - | Formatiert: Schriftart: Arial
gen Wettbewerbsbeschränkungen (GWB) bzw. dem Haushaltsrecht unterliegen, so dass -----------;— ---------------:—
für sie grundsätzlich Ausschreibungsverfahren mit unter anderem entsprechenden Mindest- ( Formatiert: Text------------
fristen zur Auswahl der zu beauftragenden Unternehmen durchzuführen wären. Die dem 
Vertragsschluss vorausgehenden Vergabe- und ggf. Nachprüfungsverfahren können die 
äußerst dringlichen, schnellstmöglich durchzuführenden Vorhaben nach § 2 jedoch nicht 
unerheblich verzögern und somit die nach § 1 und § 3 erforderliche schnellstmögliche Sb 
cherstellung der überragenden öffentlichen Interessen an der Versorgung mit Gas erheblich 
verzögern oder gefährden. Für diese besonderen, durch den Anwendungsbereich des Ge­
setzes stark eingegrenzten, aufgrund der Zeitenwende des russischen Angriffskriegs gegen 
die Ukraine aber für die nationale Unabhängigkeit und Sicherheit überragend wichtigen 
Vorhaben sollen daher vorübergehend erhebliche vergaberechtliche Verfahrenserleichte­
rungen geschaffen werden, soweit dies europa- und verfassungsrechtlich zulässig ist. „ [Formatiert: Schriftart: Arial

Absätze 1 bis 3 regeln für Vorhaben nach § 2 während der Laufzeit gern, § 15 Erleichterun­
gen und Ergänzungen zum GWB-Vergaberecht oberhalb der EU-Schwellenwerte.^ • [ Formatiert; Schriftart: Arial

Absatz 1 betrifft dabei die Durchführung der Vergabeverfahren selbst, einschließlich von
Bestimmungen zur Informations- und Wartepflicht sowie zuf Unwirksamkeit.. .. ( Formatiert: Schriftart: Arial

Absätze 2 und 3 treffen abweichende und ergänzende Regelungen für diesbezügliche
Nachprüfungsverfahren gern. §§ 155ff. GWB.......................................... ............ - ( Formatiert:Schriftart: Arial

Absatz 4 suspendiert den Anwendungsbefehl für die detaillierten Regeln für die Durchfüh­
rung von Vergabeverfahren unterhalb der EU-Schwellenwerte.^ Formatiert: Schriftart: Arial

Absatz 5 betrifft den Rechtsschutz für Beschaffungen von Vorhaben nach § 2, die nicht den _____________________
speziellen vergaberechtlichen Nachprüfungsverfahren unterliegen. ^ . .. [ Formatiert; Schriftart: Arial

Zu Absotz 1
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.Die §§ 97 ff. GWB sowie die aufgrund § 113 GWB erlassenen Vergabeordnungen gelten* 
für die Vergabe öffentlicher Aufträge und Konzessionen (§ 103 bis 105 GWB) durch Auf­
traggeber (§ 98 bis 101 GWB) oberhalb der EU-Schwellenwerte (§ 106 GWB), soweit keine 
Ausnahme vom Vergaberecht (§§ 107 ff. GWB u.a.) vorliegt. Nicht bei allen Vorhaben nach 
§ 2 werden die §§ 97 ff. GWB anwendbar sein, insbesondere falls schon kein öffentlicher 
Auftraggeber oder Sektorenauftraggeber Leistungen beschafft, keine Sektorentätigkeit (ins­
besondere im Bereich Gas oder Häfen) vorliegt, kein Beschaffungscharakter vorliegt, die 
Entgeltlichkeit fehlt oder im Einzelfall besondere Ausnahmen - etwa auch bei wesentlichen 
Sicherheitsinteressen (§ 107 Abs. 2 GWB) - greifen.

Soweit aber öffentliche Aufträge oder Konzessionen für Vorhaben nach § 2 den §§ 97 ff. 
GWB und den entsprechenden untergesetzlichen Anforderungen unterliegen, sind die be­
sonderen Regeln der Absätze 1 bis 3 für die Vergabe- und Nachprüfungsverfahren anzu­
wenden. Für die Laufzeit des Gesetzes gehen diese bei Beschaffungen für Vorhaben nach 
§ 2 wegen äußerst dringlicher Gründe und der Gefährdung überragender öffentlicher Inte­
ressen den allgemeinen Regeln vor (siehe dazu insbesondere auch die Begründungen zu 
§ 1 und § 3).

Angesichts des Zweckes des Gesetzes gemäß § 1 und dem besonderen Interesse gemäß 
§ 3 sehen die Absätze 1 bis 3 für die Vergabe- und Nachprüfungsverfahren Beschleunigun­
gen, Erleichterungen und eine Stärkung des Allgemeininteresses an einer schnellstmögli­
chen Umsetzung der Vorhaben nach § 2 im Rahmen von Interessensabwägungen vor.

Absatz 1 trifft ergänzende und abweichende Regeln für die Durchführung von Vergabever­
fahren. Er regelt dabei auch Abweichungen von § 135 Absatz 1 GWB hinsichtlich der Wirk­
samkeit von Verträgen.

Ziel der Regelungen des Absatzes 1 ist es, das Vergabeverfahren angesichts der äußers­
ten Dringlichkeit der Vorhaben nach § 2 und der Gefährdung überragender öffentlicher In­
teressen rechtssicher zu beschleunigen und die schnellstmögliche, ggf. vorzeitige Durch­
führung der Beschaffungen bei gleichzeitig verringertem Risiko einer enorm verzögernd 
wirkenden potentiellen Rückabwicklung von Verträgen sicherzustellen..

Zu Nummer 1

Formatiert; Schriftart: Arial
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Zu Nummer 1

.Gemäß Nummer 1 findet § 97 Absatz 4 GWB keine Anwendung. Mittelständische Interes-- 
sen müssen bei den eng umgrenzten Vorhaben nach § 2 für den Geltungszeitraum nach 
§ 15 daher nicht vornehmlich berücksichtigt werden. Aufgrund der äußerst dringlichen Um­
setzung der Vorhaben nach § 2 und der Gefährdung überragender öffentlicher Interessen 
treten sie hinter dem Beschleunigungsinteresse zurück. Insbesondere müssen bei Vorha­
ben nach § 2 die Leistungen auch nicht in der Menge oder nach Art oder Fachgebiet in 
Lose aufgeteilt werden. Andernfalls käme es zu einer Vielzahl von Vergabeverfahren, die 
der schnellstmöglichen Umsetzung der Vorhaben nach § 2 entgegenstehen.

Durch die fehlende Anwendung des § 97 Absatz 4 GWB entfallen seine Vorgaben sowohl 
für Vergabeverfahren nach der Vergabeverordnung (VgV), der Sektorenverordnung 
(SektVO), der Konzessionsvergabeverordnung (KonzVgV) und der Vergabeverordnung 
Verteidigung und Sicherheit (VSVgV). Für sie ist anders als für die VOB/A in Nummer 2 
keine gesonderte Regelung zu treffen, da sie das Gebot des § 97 Absatz 4 GWB nicht wie­
derholen. .̂............................. ..................................................................................................

Formatiert: Schriftart: Arial 
Formatiert; Text

Formatiert: Schriftart: Arial



Zu Nummer 2

32
Bearbeitungssland: 05.05.2022 19:29

Zu Nummer 2

J)ie Begründung zu Nummer 1 gilt ebenso für die § 97 Absatz 4 GWB im Wesentlichen* 
wiederholende Regelung in § 5 EU Absatz 2 Nummer 1 der Vergabe- und Vertragsordnung 
für Bauleistungen Teil A (VOB/A). Diese inhaltliche Regelung in der VOB/A wird durch Num­
mer 2 für die Vorhaben nach § 2 materiell abbedungen. Ohne Gebot der Losaufteilung ent­
fällt im Übrigen auch das Begründungsgebot nach § 5 EU Absatz 2 Nummer 2 VOB/A. L

Zu Nummer 3

Zu Nummer 3

.Nummer 3 enthält ejne ergänzende Regelung zur bereits bestehenden Ausnahme von der- , | Formatiert; Schriftart: Arial
Informationspflicht in Fällen, in denen das Verhandlungsverfahren ohne teilnahmeweUbe- ' -j--------- .—'--------------------
werb wegen besonderer Dringlichkeit gerechtfertigt ist (§ 134 Absatz 3 Satz 1 GWB). [ Formatiert: Text-----------

Zum einen wird klargestellt und ausdrücklich geregelt, dass damit nicht nur die Informati­
onspflicht nach § 134 Absatz 1 GWB, sondern auch die Wartepflicht gemäß § 134 Absatz 2 
GWB entfällt. Insbesondere wird aber der Anwendungsbereich für die eng umgrenzten Vor­
haben nach § 2 für die Geltungsdauer des Gesetzes nach § 15 neben Fällen der besonde­
ren Dringlichkeit auf (a.) alle Verhandlungsverfahren ohne Teilnahmewettbewerb sowie (b.) 
auf alle Verfahren, in denen es nur noch einen Bieter und keine weiteren betroffenen Be­
werber gibt, erweitert. Damit wird Gebrauch gemacht von der Möglichkeit des Artikel 2b 
Buchstabe a) und b) der Rechtmittelrichtlinie 89/665/EWG4, Artikel 2b Buchstabe a) und b) 
der Sektorenrechtsmittelrichtlinie 92/13/EWG5 und Artikel 58 Buchstabe a) und b) derVer- 
teidigungs- und Sicherheilsvergaberichtlinie 2009/81/EG6). Diese sind auch für die Ausle­
gung der Nummer 3 heranzuziehen (insbesondere hinsichtlich der betroffenen Bewerber).

Das Entfallen der Informations- und Wartepflicht in diesen Fällen dient angesichts der äu­
ßersten Dringlichkeit der Vorhaben nach § 2 und der Gefährdung überragender öffentlicher 
Interessen der schnellstmöglichen Umsetzung der Vorhaben.

Die mit dem Entfallen einhergehende Möglichkeit von mehr zulässig erteilten Zuschlägen, 
die grundsätzlich nicht aufgehoben werden können (§ 168 Absatz 2 Satz 1 GWB), bevor 
andere interessierte Unternehmen von der Vergabe oder dem beabsichtigten Zuschlag er­
fahren, ist angesichts der äußersten Dringlichkeit der Vorhaben nach § 2 und der Gefähr­
dung überragender öffentlicher Interessen, denen mit diesem Gesetz begegnet wird,

^ Richtlinie 89/665/EWG des Rates vom 21. Dezember 1989 zur Koordinierung der Rechts- und Verwaltungs­
vorschriften für die Anwendung der Nachprüfungsverfahren im Rahmen der Vergabe öffentlicher Lie­
fen- und Bauaufträge (ABI. L 395 vom 30.12.1989, S. 33), zuletzt geändert durch Richtlinie 2014/23/EU 
des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. Februar 2014 über die Konzessionsvergabe (ABI. 
L 94 vom 28.3.2014, S. 1).

5 Richtlinie 92/13/EWG des Rates vom 25. Februar 1992 zur Koordinierung der Rechts- und Verwaltungsvor­
schriften für die Anwendung der Gemeinschaftsvorschriften über die Auftragsvergabe durch Auftrag­
geber im Bereich der Wasser-, Energie- und Verkehrsversorgung sowie im Telekommunikationssektor 
(ABI. L 76 vom 23.3.1992, S. 14), zuletzt geändert durch Richtlinie 2014/23/EU des Europäischen Par­
laments und des Rates vom 26. Februar 2014 über die Konzessionsvergabe (ABI. L 94 vom 28.3.2014, 
S. 1).

6 Richtlinie 2009/81/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 13. lull 2009 über die Koordinierung
der Verfahren zur Vergabe bestimmter Bau-, Liefer- und Dienstleistungsaufträge in den Bereichen Ver­
teidigung und Sicherheit und zur Änderung der Richtlinien 2004/17/EG und 2004/18/EG (ABI. L 216 
vom 20,8.2009, S. 76), zuletzt geändert durch Delegierte Verordnung (EU) 2021/1950 der Kommission 
vom 10. November 2021 zur Änderung der Richtlinie 2009/81/EG des Europäischen Parlaments und 
des Rates im Flinblick auf die Schwellenwerte für Liefer-, Dienstleistungs- und Bauaufträge (ABI. L 398 
vom 11.11.2021, S. 19).
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hinzunehmen. Andere Unternehmen können weiterhin grundsätzlich insbesondere Rechts­
schutz über die Zulässigkeit der Vergabe ohne Teilnahmewettbewerb bzw. ohne Informati­
onsschreiben gemäß § 135 GWB nach Maßgabe von Nummer 4 bis 6 erlangen. ,
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Zu Nummer 4

.Nummer 4 bis 6 regeln abweichend von der bisher alternativlosen Rechtsfolge der von An-« 1 Formatiert: Schriftart: Arial
fang an festzustellenden Unwirksamkeit des § 135 GWB entsprechend der Möglichkeiten ' -------- ;——----------------
der europäischen Rechtmittelrichtlinien alternative Sanktionsmöglichkeiten angesichts der -------------
äußersten Dringlichkeit der Vorhaben nach § 2 und der Gefährdung überragender öffentli­
cher Interessen. Dieses ausnahmsweise Abweichen von der rückwirkenden Unwirksamkeit 
und vollständigen Rückabwicklung ist angesichts der schnellstmöglichen dauerhaften Um­
setzung der Vorhaben nach § 2 überragend wichtig. Eine Rückabwicklung würde die äu­
ßerst dringlichen Verfahren ansonsten konterkarieren und damit überragende öffentliche 
Interessen gefährden. Effektiver Rechtsschutz und abschreckende Wirkung werden durch 
die alternativen Sanktionen und die daneben unberührt bleibende Möglichkeit der Geltend­
machung von Schadensersatz weiterhin gewährleistet, ohne die zwingend benötigte Be-
schleunigung einzuschränken. . .................. ............... .......................................................... ...... Formatiert: Schriftart: Arial

Nummer 4 bis 6 befinden sich als Abweichung von § 135 GWB bei den Maßgaben zu den 
Vergabeverfahren in Absatz 1, da die Unwirksamkeitsfolge des § 135 Absatz 1 GWB im 
Kapitel Vergabeverfahren, Unterabschnitt 2 - Vergabeverfahren und Auftragsausführung 
des 4. Teils des GWB steht. Absatz 2 Nummer 5 und Absatz 3 Nummer 8 stellen über ihren 
Verweis auf Nummer 4 bis 6 klar, dass die Abweichung von der bisherigen zwingenden 
Unwirksamkeitsfolge für im Nachprüfungsverfahren festgestellte Verstöße im Sinne des 
§ 135 Absatz 1 Nummer 1 oder 2 vor allem in den Nachprüfungsverfahren nach Absatz 2 
und Absatz 3 durch die Vergabekammern und Beschwerdegerichte zu beachten ist. Statt 
der automatischen Folge der Unwirksamkeit bei Feststellung eines Verstoßes im Sinne des 
§ 135 Absatz 1 Nummer 1 oder 2 GWB haben die Nachprüfungsinstanzen gemäß Num­
mer 4 zum einen eine Abwägungsentscheidung über ein Absehen von der Unwirksamkeits­
folge zu treffen. In diesem Fall sowie bei der nun gemäß Nummer 5 für Vorhaben nach § 2 
vorgesehenen Unwirksamkeitsfolge allein für die Zukunft haben sie in ihrer Entscheidung
zwingend alternative Sanktionen nach NummerB zu erlassen. t .. | Formatiert: Schriftart: Arial

Nummer 4 Satz 1 setzt Artikel 2d Absatz 3 Unterabsatz 1 der Rechtsmittelrichtlinie 
89/665/EWG, Artikel 2d Absatz 3 Unterabsatz 1 der Sektoren-Rechtsmittelrichtlinie 
92/13/EWG und Artikel 60 Absatz 3 Unterabsatz 1 der Verteidigungs- und Sicherheitsver­
gaberichtlinie 2009/81/EG um. Damit wird den Nachprüfungsinstanzen erstmals ein Ermes­
sen gegeben, von der zwingenden Unwirksamkeitsfolge des § 135 Absatz 1 GWB abzuse­
hen, indem sie eine Abwägungsentscheidung über die Unwirksamkeit oder alternative 
Sanktionen treffen können. In die Abwägung sind angesichts der äußersten Dringlichkeit 
der Vorhaben nach § 2 und der Gefährdung überragender öffentlicher Interessen die zwin­
genden Gründe eines Allgemeininteresses für ein Absehen von der Unwirksamkeit bei Vor­
haben nach § 2 angesichts des Zweckes von § 1 und des besonderen Interesses nach § 3_____________________
einzubeziehen...............................................................................................................................................{ Formatiert: Schriftart: Arial

Satz 2 legt dazu fest, dass das besondere Interesse in der Regel ein Absehen von der 
Unwirksamkeitsfolge rechtfertigt. Für Vorhaben nach § 2 sollten daher angesichts der äu­
ßersten Dringlichkeit der Vorhaben nach § 2 und der Gefährdung überragender öffentlicher 
Interessen außer in besonderen Ausnahmefällen nicht allein die Unwirksamkeit des Ver­
trags in Frage kommen, sondern wegen ihrer Dringlichkeit und dem überwiegenden Inte­
resse an ihrem Fortbestehen gemäß Satz 3 stattdessen alternative Sanktionen nach Num­
mer 6 festgelegt werden, die wirksam, verhältnismäßig und abschreckend sein müssen.
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Satz 4 stellt klar, dass daneben die Möglichkeit des Antragstellers, Schadensersatz geltend 
zu machen (vgl. §§ 156 Absatz 3,179 Absatz 1 181 GWB, insbesondere § 181 Satz 2 GWB 
in Verbindung mit den Grundsätzen der culpa in contrahendo), unberührt bleibt. Die Kom­
pensation des Antragstellers kann in solchen Fällen damit nicht wie allgemein häufig in 
einem möglichen neuen Vergabeverfahren bestehen, sondern in der Möglichkeit, beruhend 
auf der Nachprüfungsentscheidung Schadensersatz im Sekundärrechtsschutz geltend zu 
machen. Aufgrund europarechtlicher Vorgaben darf die Zuerkennung des Schadensersat­
zes nicht als alternative Sanktion vorgesehen werden (Artikel 2e Absatz 2 Unterabsatz 3 
der Rechtsmittelrichtlinie 89/665/EWG, Artikel 2e Absatz 2 Unterabsatz 3 der Sektoren­
rechtsmittelrichtlinie 92/13/EWG, Artikel 61 Absatz 2 Unterabsatz 3 Verteidigungs- und Si­
cherheitsvergaberichtlinie 2009/81/EG). Er muss somit separat verfolgt und erklärt werden. ,---------- -------------------------
r v.......... ............... ............ .................. ............. ....... .................. .................................... ...... 1 Formatier»; Schriftart: Arial
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Zu Nummer 5

Zu Nummer 5

^Selbst wenn eine Nachprüfungsinstanz die Unwirksamkeit eines yertrages ausnahmsweise-1 
trotz der Äbwägungsregeln nach Nummer 4 feststellt, regelt Nummer 5 Satz 1, dass die 
Unwirksamkeit abweichend von § 135 Absatz 1 GWB für die Vorhaben nach § 2 angesichts 
ihrer äußersten Dringlichkeit und der Gefährdung überragender öffentlicher Interessen nur 
für die noch zu erfüllenden Verpflichtungen gilt. Dies setzt Artikel 2d Absatz 2 Unterabsatz 2 
der Rechtsmittelrichtlinie 89/665/EWG, Artikel 2d Absatz 2 Unterabsatz 2 der Sektoren- 
Rechtsmittelrichtlinie 92/13/EWG und Artikel 60 Absatz 2 Satz 2 und 3 der Verteidigungs­
und Sicherheitsvergaberichtlinie 2009/81/EG um.

{ Formatiert: Schriftart: Arial
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Die Unwirksamkeit gilt damit nur für die Zukunft. Sie gilt nicht rückwirkend. Eine Rückab­
wicklung des Vertrages erfolgt somit nicht. Dies ist angesichts der äußersten Dringlichkeit 
der Vorhaben nach § 2 und dem überwiegenden Interesse an ihrem Fortbestand zur Ver­
hinderung der Gefährdung überragender öffentlicher Interessen von herausragender Be­
deutung.

Satz 2 regelt, dass dann neben der Unwirksamkeitsfolge für die Zukunft auch alternative 
Sanktionen nach Nummer 6 festzulegen sind. Diese sind in Umsetzung der Richtlinienvor­
gaben ausdrücklich zusätzlich zur Feststellung der Unwirksamkeit zu treffen, da die Unwirk­
samkeit nach Nummer 5 nur noch die zukünftig zu erfüllenden Verpflichtungen betrifft.

Satz 3 stellt über den Verweis wie auch Nummer 4 Satz 4 klar, dass die Möglichkeit der
Geltendmachung von Schadensersatz als Kompensation daneben unberührt bleibt.* f Formatiert:Schriftart: Arial

Zu Nummer 6

Zu Nummer 6

.Nummer 6 legt die alternativen Sanktionerij die angesichts der äußersten Dringlichkeit der- >.. - -1 Formatiert; Schriftart: Arial
Vorhaben nach § 2 und der Gefährdung überragender öffentlicher Interessen statt (Num- ------ 1---------
mer 4) oder neben (Nummer 5) der gemäß Nummer 5 Satz 1 ex nunc wirkenden Unwirk- (- ormatlert: Text-------------
samkeit im Falle von Verstößen im Sinne des § 135 Absatz 1 Nummer 1 oder 2 anzuwen­
den sind, fest.

Satz 1 setzt Artikel 2e Absatz 2 Unterabsatz 1 und 2 der Rechtsmittelrichtlinie 89/665/EWG,
Artikel 2e Absatz 2 Unterabsatz 1 und 2 der Sektoren-Rechtsmittelrichtlinie 92/13/EWG 
und Artikel 61 Absatz 2 Unterabsatz 1 und 2 der Verteidigungs- und Sicherheitsvergabe­
richtlinie 2009/81/EG um, nach denen alternative Sanktionen die „Verhängung von Geldbu­
ßen oder bzw. -strafen“ gegen den Auftraggeber oder die Verkürzung der Laufzeit des
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Vertrages umfassen. Den Nachprüfungsinstanzen wird hierein weiter Ermessensspielraum 
eingeräumt, damit sie alle relevanten Faktoren berücksichtigen können, einschließlich der 
Schwere des Verstoßes, des Verhaltens des Auftraggebers und ggf. dem Umfang, in dem 
der Vertrag seine Gültigkeit beibehält. Bei der Festlegung gilt aufgrund der europarechtli­
chen Bestimmungen, dass die alternativen Sanktionen wirksam, verhältnismäßig und ab­
schreckend sein müssen. Bei den relevanten Faktoren ist auch die äußerste Dringlichkeit 
der Vorhaben nach § 2 und die Gefährdung überragender öffentlicher Interessen einzube­
ziehen. Zu beachten ist bei der Bewertung der Schwere des Verstoßes und des Verhaltens 
des Auftraggebers insbesondere auch, dass die Auftraggeber aufgrund der äußersten 
Dringlichkeit der Vorhaben nach § 2 und der Gefährdung überragender öffentlicher Interes­
sen unter erheblichem Zeit- und Flandlungsdruck stehen und von teilweise eigens für diese 
Ausnahmesituation geschaffenen gesetzlichen Erleichterungen und Beschleunigungsmög­
lichkeiten Gebrauch machen.

Satz 2 beschränkt die Höhe einer möglichen Geldsanktion auf 15 Prozent des Auftragswer­
tes. Dieses Maß bewegt sich innerhalb vergleichbarer Regelungen in anderen EU-Mitglied- 
staaten. So gilt etwa in Österreich allgemein eine Grenze von 20 % bzw. - unterhalb der 
Schwellenwerte - 10 % des Auftragswertes (siehe § 356 Absatz 10 des Österreichischen 
Bundesvergabegesetzes). Für die Vorhaben nach § 2 eröffnet die Obergrenze von 15 % 
zugleich ausreichend Raum für die Festlegung einer Geldsanktion im Einzelfall, die wirk­
sam, verhältnismäßig und abschreckend ist. Wird ein Vertrag für teilweise unwirksam er­
klärt, ist die Höchstgrenze von jenem Teil der Auftragssumme des Vertrages zu berechnen, 
der dem Teil des Vertrages entspricht, der nicht aufgehoben wurde.

ZB-Nummep-7

Zu Nummer 7

^Nummer 7 Satz 1 legt durch Gesetz fest, dass für Vorhaben nach § 2 angesichts der äu-*: . ifta^ Arial
ßerst dringlichen Gründe für die schnellstmögliche Umsetzung der Vorhaben nach § 2 und 
der Gefährdung überragender öffentlicher Interessen die Tatbestandsvoraussetzungen für 
ein Verhandlungsverfahren ohne Teilnahmewettbewerb wegen besonderer Dringlichkeit 
gemäß § 14 Absatz 4 Nummer 3 VgV (a.) hinsichtlich der äußerst dringlichen zwingenden 
Gründen sowie dem Zusammenhang mit Ereignissen, die der betreffende Auftraggeber 
nicht voraussehen konnte, vorliegen, (b.) in der Regel die Mindestfristen nicht eingehalten 
werden können und (c.) die Umstände zur Begründung der äußersten Dringlichkeit dem 
Auftraggeber in der Regel nicht zuzurechnen sind.

Nummer 7 dreht das Regel-Ausnahme-Verhältnis für die Anwendung dieses Verhandlungs­
verfahrens ohne Teilnahmewettbewerb durch den Auftraggeber ausnahmsweise aufgrund 
der hier für die Realisierung der LNG-Infrastrukturvorhaben gemäß § 2 vorliegenden äu­
ßerst dringlichen, zwingenden Gründe aufgrund unvorhersehbarer Ereignisse gesetzlich 
um. Die Tatbestandsvoraussetzungen des § 14 Absatz 4 Nummer 3 VgV, die Artikel 32 Ab­
satz 2 Buchstabe c) der Vergaberichtlinie 2014/24/EU7 umsetzen, sind zwar grundsätzlich 
im Einzelfall anzuwenden und eng auszulegen. Aufgrund der äußerst dringlichen, zwingen­
den Umstände, die im Zweck gemäß § 1 und im besonderen Interesse nach § 3 für Vorha­
ben nach § 2 gesetzlich dargelegt sind, und der Gefährdung überragender öffentlicher In­
teressen ist es gerechtfertigt, dass der Gesetzgeber für die in § 2 festgelegten Vorhaben 
die Tatbestandsvoraussetzungen der Dringlichkeitsvergabe in wesentlichen Teilen

7 Richtlinie 2014/24/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. Februar 2014 über die öffentliche 
Auftragsvergabe und zur Aufhebung der Richtlinie 2004/18/EG (ABI. L 094 vom 28.3.2014, S. 65), 
zuletzt geändert durch Delegierte Verordnung (EU) 2021/1952 der Kommission vom 10. November 
2021 zur Änderung der Richtlinie 2014/24/EU des Europäischen Parlaments und des Rates Im Hinblick 
auf die Schwellenwerte für die Vergabe öffentlicher tiefer-, Dienstleistungs- und Bauaufträge sowie 
für Wettbewerbe (ABI. L 398 vom 11.11.2021, S. 23).
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verbindlich festlegt. Das Verhandlungsverfahren ohne Teilnahmewettbewerb wegen beson­
derer Dringlichkeit wird damit für die meisten Beschaffungen für Vorhaben nach § 2 im Gel­
tungszeitraum nach § 15 zulässig sein., ______________ _________________ _ ___ ____Formatiert: Schriftart: Artol

Der russische Angriffskrieg gegen die Ukraine und die durch ihn ausgelösten Folgen und 
kurzfristigen Beschaffungsbedarfe waren und sind für die Beschaffungsstellen insgesamt 
und im Einzelnen unvorhersehbar. Der Krieg hat in ihrem Volumen und ihrer Art auch wei­
terhin unvorhersehbare Folgen ausgelöst, auf die Deutschland äußerst dringlich reagieren 
muss, um der Gefährdung überragender öffentlicher Interessen zu begegnen. Angesichts 
der Natur und des Ausmaßes des russischen Angriffs sind äußerst dringliche Aufgaben der 
Sicherheit Deutschlands und seiner Verbündeten entstanden, die insbesondere auch die 
wirtschaftliche und energiepolitische Unabhängigkeit Deutschlands von Russland umfas­
sen,

Vergabeverfahren unter Einhaltung der Mindestfristen sind in diesen Fällen schon allge­
mein regelmäßig nicht möglich, ohne dass dies den Beschaffungsstellen zuzurechnen ist 
oder von ihnen vorherzusehen war. Insbesondere für die überragend wichtigen, schnellst­
möglich zu errichtenden Vorhaben nach § 2 sind solche Verzögerungen aber nicht hin- 
nehmbar, da sie die Unabhängigkeit Deutschlands von den russischen Erdgaslieferungen 
und damit die Versorgungssicherheit Deutschlands, insbesondere für den Winter 
2022/2023, aber auch die gesicherte Produktion wichtiger Wirtschaftszweige in Deutsch­
land, erheblich gefährden würden.

Die in diesem Gesetz geregelte schnellstmögliche Errichtung der LNG-Infrastruktur ist zur 
Abwendung schwerster wirtschaftlicher Schäden sowie einer Unterversorgung der Bevöl­
kerung mit wichtigen Gütern sowie angesichts der Gefährdung der staatlichen Daseinsvor­
sorge und Energieversorgung für die Bürgerinnen und Bürger insbesondere aufgrund der 
dadurch entstehenden Unabhängigkeit von Russland auch für die Sicherheit in Deutschland 
und Europa äußerst dringlich. Die Realisierung der Vorhaben nach § 2 bedarf aus äußerst 
dringlichen, zwingenden Gründen überragender öffentlicher Interessen, insbesondere an 
der Energieversorgung, der schnellstmöglichen Umsetzung. Die schnellstmögliche Reali­
sierung dieser Vorhaben dient dem zentralen Interesse an einer sicheren und diversifizier­
ten Gasversorgung in Deutschland und ist daher aus Gründen eines überragenden öffent­
lichen Interesses.und im Interesse der öffentlichen Sicherheit erforderlich.

Diese besondere Sachlage rechtfertigt es, hinsichtlich der Vorhaben nach § 2 im Geltungs­
zeitraum nach § 15 das Vorliegen der äußerst dringlichen zwingenden Gründe sowie des 
Zusammenhangs mit Ereignissen, die der betreffende Auftraggeber nicht voraussehen 
konnte, gesetzlich festzulegen. Zur weiteren Begründung der nicht vorhersehbaren Ereig­
nisse, der äußerst dringlichen, zwingenden Gründe und der Gefährdung überragender öf­
fentlicher Interessen für die Vorhaben nach § 2 wird im Übrigen zudem ausdrücklich auf die 
Begründungen zu §§ 1 bis 3 Bezug genommen.

Angesichts dieser äußerst dringlichen, zwingenden Gründe für die Vorhaben nach § 2 und 
der Gefährdung überragender öffentlicher Interessen aufgrund des russischen Angriffskrie­
ges gegen die Ukraine und seiner Folgen und zur überragend wichtigen und äußerst dring­
lichen und zwingenden Abwendung der Abhängigkeit von russischen Gaslieferungen wird 
für das Verhandlungsverfahren ohne Teilnahmewettbewerb für Vorhaben nach § 2 aus­
nahmsweise nach Nummer 7 zudem bestimmt, dass in der Regel die verkürzten Mindest­
fristen (siehe Nummer 8) nicht eingehalten werden können und die Umstände zur Begrün­
dung der äußersten Dringlichkeit dem Auftraggeber in der Regel nicht zuzurechnen ist.
Diese Voraussetzungen werden für Vorhaben nach § 2 voraussichtlich nur in wenigen Aus- 
nahmefäilen nicht vorliegen, etwa wenn wegen anderer das Gesamtprojekt noch hemmen­
der Umstände, doch ein verkürzter Teilnahmewettbewerb ohne jegliche zeitliche Verzöge­
rung des Vorhabens insgesamt möglich ist. Für die Frage der Einhaltung der Mindestfristen
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ist auch der notwenige Zeitraum für die Erstellung der Vergabeunterlagen, für die Bekannt­
machung, ggf. für den Teilnahmewettbewerb, für die Angebotsabgabe und -auswertung, 
die Wartefrist und den Zuschlag zu berücksichtigen.

Soweit die Voraussetzungen der Nummer 7 im Einzelfall ausnahmsweise nicht vorliegen, 
schließt dies im Übrigen nicht aus, dass andere Tatbestände für ein Verhandlungsverfahren 
ohne Teilnahmewettbewerb (zum Beispiel wenn gern, § 14 Absatz 4 Nummer 2 von vorn­
herein nur ein bestimmtes Unternehmen in Betracht kommt) oder Ausnahmen vom Verga­
berecht (zum Beispiel wegen wesentlicher Sicherheitsinteressen gemäß § 107 Absatz 2 
GWB) vorliegen.

Die Europäische Kommission hat in Reaktion auf den russischen Angriffskrieg gegen die 
Ukraine ebenfalls allgemein festgestellt, dass für bestimmte Vergaben die Vorschriften für 
die dringende Vergabe öffentlicher Aufträge angewendet werden können (Mitteilung der 
Kommission, Europäische Solidarität mit Flüchtlingen und den Menschen, die vor dem 
Krieg in der Ukraine fliehen, KOM(2022)107 vom 8. März 2022, Seite 5, mit Verweis auf 
ihre Mitteilungen während der Migrationskrise 2015-2016 und der COVID-19-Pandemie).

Für Vergabeverfahren aufgrund Nummer 7 sind zudem folgende Folgeerleichterungen zu 
beachten, die ebenfalls der Beschleunigung des jeweiligen Vergabeverfahrens dienen. Auf­
traggeber können auch im Übrigen alle bereits bestehenden Beschleunigungsmöglichkei­
ten nutzen, um die Beschaffungen für die Vorhaben nach § 2 schnellstmöglich durchzufüh-
ren' a..._____________ ____ ________________________ _______ ___________________ Formatiert: Schriftart: Arial

Die äußerst dringlichen, zwingenden Gründe, im Zusammenhang mit Ereignissen, die der 
betreffende Auftraggeber nicht voraussehen konnte, muss der jeweilige Auftraggeber bei 
Beschaffungen für die Vorhaben nach § 2 nicht gesondert darlegen. Dass die Mindestfristen 
nicht eingehalten werden können und dies nicht dem Auftraggeber zuzurechnen ist, hat der 
jeweilige Auftraggeber nach allgemeinen Regeln grundsätzlich zu dokumentieren. An diese 
Dokumentation sind angesichts des überragend wichtigen Beschleunigungsinteresses ins­
besondere angesichts von § 1 und § 3 keine hohen Anforderungen zu stellen.

Bei der Flerstellung eines Mindestmaßes an Wettbewerb ist die schnellstmögliche Umset­
zung der äußerst dringlichen Vorhaben nach § 2 und ihre grundlegende Bedeutung für die 
Versorgungssicherheit angesichts der Gefährdung überragender öffentlicher Interessen als 
herausragendes Gebot stets zu beachten.

Angebote können im Rahmen eines Verhandlungsverfahrens ohne Teilnahmewettbewerb 
formlos und ohne die Beachtung konkreter Fristvorgaben eingeholt werden. Mit der zurück­
liegenden Neuregelung des § 17 Abs. 6 VgV wurde durch einen entsprechenden Einschub 
klargestellt, dass die Mindestfrist von 30 Kalendertagen für Erstangebote nur für Verhand­
lungsverfahren mit Teilnahmewettbewerb gilt. Für Verhandlungsverfahren ohne Teilnahme­
wettbewerb kann der Auftraggeber somit auch eine kürzere Angebotsfrist wählen, solange 
diese angemessen ist (vgl. § 20 VgV). Aufgrund seines besonderen Ausnahmecharakters 
sind damit beim Verhandlungsverfahren ohne Teilnahmewettbewerb nach Würdigung der 
Gesamtumstände im Dringlichkeitsfall auch sehr kurze Fristen (bis hinzu 0 Tagen) denkbar.

§ 17 Abs. 15 VgV stellt zudem klar, dass der öffentliche Auftraggeber bei der Durchführung 
eines Verhandlungsverfahrens ohne Teilnahmewettbewerb wegen äußerster Dringlichkeit 
nach § 14 Abs. 4 Nummer 3 VgV von nachfolgenden Formanforderungen der VgV befreit 
ist:

37

Formatiert: Text, Einzug: Links: 0 cm, Hängend: 0,5 an ]§§ 9 bis 13 VgV Vorgaben zur (elektronischen) Kommunikation,



_2_____________________ Bearbeitungsstand: 05.05.2022 19:29
- § 53 Abs. 1 VgV Übermittlung von Interessensbekundungen, Interessensbestätigungen, 

Teilnahmeanträge und Angeboten in elektronischer Form,

38

- § 54 VgV Aufbewahrung ungeöffneter Interessensbekundungen, Interessensbestätigun­
gen, Teilnahmeanträge und Angebote,

- § 55 VgV Öffnung der Interessenbestätigungen, Teilnahmeanträge und Angebote.

Gemäß Satz 2 gilt Satz 1 (einschließlich seiner Begründung) entsprechend für die Tatbe-» [ Formatiert: Text 
Standsvoraussetzungen eines Verhandlungsverfahrens ohne Teilnahmewettbewerb wegen 
besonderer Dringlichkeit nach SektVO, KonzVgV, VSVgV.

Gemäß Satz 3 gilt Satz 1 (einschließlich seiner Begründung) materiell entsprechend auch 
für Bauaufträge (Verhandlungsverfahren ohne Teilnahmewettbewerb wegen besonderer
Dringlichkeit gemäß § 3a EU Absatz 3 Nummer 4 VOB/A)^_______ _____ ________________ { Formatiert; Schriftart: Äriä^

Zu Nummer 8

^Satz 1 legt angesichts der äußersten Dringlichkeit der Vorhaben nach § 2 und der Gefähr-- . [Formatiert: Schriftart: Arial
düng überragender öffentlicher Interessen durch Gesetz fest, dass für die Vorhaben nach '-n-—. — ----------
§ 2 angesichts des Zwecks gemäß § 1 und des besonderen Interesses gern. § 3 eine Dring- (Formatiert: Text-------------

. lichkeit hinreichend begründet ist, die die Einhaltung der regulären Angebotsfrist von 30 Ta­
gen unmöglich macht. Die Angebotsfrist im Verhandlungsverfahren mit Teilnahmewettbe­
werb kann somit auf zehn Tage verkürzt werden kann.

In Verhandlungsverfahren ohne Teilnahmewettbewerb gilt schon keine bestimmte Fristvor­
gabe, so dass die Angebotsfrist im Einzelfall bis hin auf null Tage verkürzt werden kann 1 
(siehe Begründung zu Nummer?).

Satz 2 legt eine hinreichend begründete Dringlichkeit für Vorhaben nach § 2 auch für alle 
anderen Fristverkürzungsmöglichkeiten in den verschiedenen Verfahrensarten und den 
verschiedenen Vergabeverordnungen fest. Dies gilt entsprechend auch in den Fällen, in 
denen die Fristverkürzungsmöglichkeit allgemein gilt und nicht auf eine hinreichend begrün­
dete Dringlichkeit beschränkt ist (vgl. etwa in der SektVO). Im Überblick gilt dazu Folgen­
des: Im beschleunigten offenen Verfahren kann die Frist für die Einreichung der Angebote 
auf 15 Tage verkürzt werden. Im beschleunigten nicht offenen Verfahren und im beschleu­
nigten Verhandlungsverfahren können die Fristen für Teilnahmeanträge auf 15 Tage 
(VSVgV: auf zehn Tage bei elektronischen Teilnahmeanträgen) und für die Abgabe von 
Angeboten auf zehn Tage herabgesetzt werden.

Nach Satz 3 gilt das Vorliegen einer hinreichend begründeten Dringlichkeit für die verschie­
denen Fristverkürzungsmöglichkeiten in den Verfahrensarten entsprechend auch für Bau­
aufträge (vgl. §§ 10a EU Absatz 3, 10b EU Absatz 5 VOB/A, auch in Verbindung mit § 10c
EU Absatz 1 VOB/A). [...^...... ................... .................. ................ ............................................. --- j Formatiert: Schriftart: Ariäl^

Zu Nummer 9

^Satz 1 legt angesichts der äußersten Dringlichkeit der Vorhaben nach § 2 und der Gefahr-*;.,.- | Formatiert; Schriftart: Arial
düng überragender öffentlicher Interessen gesetzlich Fälle fest, in denen bei Verhandlungs- r_--------- ;—' T-----------------
verfahren ohne Teilnahmewettbewerb wegen besonderer Dringlichkeit ausnahmsweise [ ormatiert: Text------------
auch nur ein Unternehmen zur Angebotsabgabe aufgefordert werden kann.
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Der Wortlaut entspricht den von der Europäischen Kommission anerkannten Fällen (siehe 
Mitteilung der Kommission, Leitlinien der Europäischen Kommission zur Nutzung des Rah­
mens für die Vergabe öffentlicher Aufträge in der durch die COVID-19-Krise verursachten 
Notsituation, 2020/C 108 1/01, S. 1).

Im Sinne einer effizienten Verwendung von Haushaltsmitteln empfiehlt es sich nach Mög­
lichkeit, mehrere Unternehmen zur Angebotsabgabe aufzufordern. Auch nach der nationa­
len Rechtsprechung ist im Rahmen der §§ 14 Absatz 4 Nummer 3, 17 Absatz 5 VgV grund­
sätzlich so viel Wettbewerb wie möglich zu eröffnen; ein völliger Verzicht auf Wettbewerb 
kommt grundsätzlich nur als ultima ratio in Betracht (vgl. OLG Rostock, Beschluss vom 
11.11.2021, 17 Verg 4/20).

Bei Vorhaben nach § 2 bedingt es aber häufig die in § 1 und § 3 und der jeweiligen Begrün­
dung dargestellte äußerste Dringlichkeit angesichts der Gefährdung überragender öffentli­
cher Interessen, dass nur ein Unternehmen in der Lage sein wird, den Auftrag unter den 
durch die zwingende Dringlichkeit auferlegten technischen und zeitlichen Zwängen zu er­
füllen. Dann ist es den Auftraggebern auch erlaubt, in der Kürze der zur Verfügung stehen­
den Zeit nur mit diesem Unternehmen Verhandlungen zu führen.

Zwar handelt es sich um eine Prognoseentscheidung, ob nur das bestimmte Unternehmen 
unter den durch die äußerste Dringlichkeit bedingten technischen und zeitlichen Zwängen, 
in der Lage sein wird, die Leistung entsprechend zu erbringen. Die Gründe dafür, dass nur 
dieses Unternehmen dazu in der Lage ist, müssen aber grundsätzlich im Zeitpunkt der An­
sprache des einzelnen Unternehmens vorliegen.

Gemäß Satz 2 gilt Satz 1 (einschließlich seiner Begründung) entsprechend für Verhandlun­
gen mit nur einem Unternehmen in Verhandlungsverfahren ohne Teilnahmewettbewerb we­
gen besonderer Dringlichkeit nach SektVO, KonzVgV, VSVgV. Gemäß Satz 3 gilt Satz 1 
(einschließlich seiner Begründung) materiell entsprechend auch für Bauaufträge. Diese 
Verhandlungsmöglichkeit mit nur einem Unternehmen gilt für die Vergabeverordnungen 
und für die VOB/A auch, soweit sich der grundsätzliche Mindestwettbewerb von drei Unter­
nehmen nur aus allgemeinen Grundsätzen ergibt und nicht ausdrücklich oder nicht aus­
drücklich für Verhandlungsverfahren ohne Teilnahmewettbewerb erwähnt ist (vgl. etwa §
21 III 3 VSVgV nur für Verfahren mit Teilnahmewettbewerb). Die Möglichkeit der Verhand­
lung mit nur einem Unternehmen im Ausnahmefall ist insoweit aufgrund der äußersten
Dringlichkeit der Vorhaben nach § 2 und der Gefährdung überragender öffentlicher Interes-_____________________
sen eine materielle Klarstellung. Bereits bestehende Möglichkeiten bleiben unberührt.^____ .- - [Formatiert: Schriftart: Arial
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Zu Absatz 2
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Absatz 2 und 3 treffen Regelungen zum Vergabercchtsschutz. ergänzend zu und abwe[-*;,,. ■{ Formatiert: Schriftart: Arial
chend von §§ 155 ff. GWB. Ziel ist es, die Nachprüfungsverfahren über das bereits geltende ''--r“------- ' -----------—
Beschleunigungsgebot des § 167 GWB hinaus bei Vorhaben nach § 2 angesichts ihrer äu- orma iert: Tex----- - -----
Bersten Dringlichkeit und der Gefährdung überragender öffentlicher Interessen noch erheb­
lich schneller durchzuführen.

Dabei wird am grundsätzlich bewährten zweistufigen Rechtsschutz vor der Vergabekam­
mer und den Vergabesenaten der Oberlandesgerichte festgehalten. Dieser wird jedoch auf 
beiden Stufen weiter erheblich beschleunigt. Daneben werden in den bereits vorgesehenen 
Interessensabwägungen die Berücksichtigung des Zwecks des § 1 sowie des besonderen 
Interesses gemäß § 3 und dessen regelmäßiges Überwiegen angesichts der äußersten 
Dringlichkeit der Vorhaben nach § 2 und der Gefährdung überragender öffentlicher Interes­
sen ergänzt.
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Die Änderungen berücksichtigen, dass im Bereich des Vergaberechtsschutzes der allge­
meine Justizgewährleistungsanspruch (Art. 20 Abs. 1 GG i.V.m. Art. 3 Abs.1 GG) den we­
sentlichen Maßstab darstellt und dem Gesetzgeber ein Ausgestaltungsspielraum zuzubilli­
gen ist (BVerfG, Beschluss vom 13, Juni 2006, 1 BvR 1160/03, BVerfGE 116, 135 (156)).

Absatz 2 enthält Maßgaben für die Nachprüfungsverfahren vorder Vergabekammer gemäß 
§§ 160 ff. GWB. Sie dienen vor allem der Beschleunigung und legen angesichts der äu­
ßersten Dringlichkeit der Vorhaben nach § 2 und der Gefährdung überragender öffentlicher 
Interessen die Berücksichtigung und das regelmäßige Überwiegen des überragend wichti­
gen Interesses an der schnellstmöglichen Umsetzung der Vorhaben fest.^ {Formatiert: Schriftart: Arial

Zu Nummer 1

Zu Nummer 1
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.Nummer 1 trifft gewisse Verfahrenserleichterungen für die Durchführung der Nachprü-- 
fungsverfahren.

Soweit es der Beschleunigung dient, kann die Vergabekammer bei Nachprüfungsverfahren 
über Vergaben für Vorhaben nach § 2 gemäß Satz 1 auch nach Lage der Akten entschei­
den. Die Vergabekammer wird bei ihrer Entscheidung aber auch zu berücksichtigen haben, 
dass eine mündliche Verhandlung im Einzelfall ebenfalls der schnellen Entscheidung die­
nen kann.

Satz 2 ermöglicht es der Vergabekammer ausdrücklich die mündliche Verhandlung im 
Wege der Bild- und Tonüberfragung durchzuführen. Auch diese Möglichkeit soll der Be­
schleunigung im Einzelfall dienen. Entsprechend Absatz 3 Nummer 6 Satz 2 wird dazu auf 
§ 128a der Zivilprozessordnung verwiesen. Entsprechendes gilt aber zum Beispiel auch 
nach § 102a der Verwaltungsgerichtsordnung..

Zu Nummer 2
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Zu Nummer 2

.Um angesichts der äußersten p_ringlichke]t der yorhaben nach § 2 und der Gefährdung; 
überragender öffentlicher Interessen die zügige Durchführung der Nachprüfungsverfahren 
für die im Lichte des § 1 und § 3 äußerst dringenden und schnellstmöglich umzusetzenden 
Vorhaben nach § 2 über den allgemeinen Beschleunigungsgrundsatz hinaus zu gewähr­
leisten, verkürzt Absatz 2 die Entscheidungsfrist für die Hauptsacheentscheidung weiter.

Satz 1 verkürzt die Entscheidungsfrist bei Vorhaben nach § 2 auf drei statt fünf Wochen.

Satz 2 legt fest, dass diese Frist höchstens um zwei Wochen verlängert werden kann und 
stellt klar, dass dies nur einmalig geschehen kann. .

Die verkürzten Fristen bieten der Vergabekammer somit insgesamt dennoch ausreichend 
Zeit, bei diesen äußerst dringenden Vorhaben angesichts der Gefährdung überragender 
öffentlicher Interessen, dennoch angemessen entscheiden zu können, indem vom Grund­
fall (fünf Wochen) nur angemessen abgewichen wird (drei Wochen plus im Ausnahmefall 
zwei Wochen).

Die Auftraggeber von Beschaffungen für Vorhaben nach § 2 sollen die schnelle Entschei­
dung befördern, indem sie insbesondere sicherstellen, dass die Vergabeakte, jedenfalls 
ihre für die Entscheidung der Vergabekammer wesentlichen Teile, unverzüglich der Verga­
bekammer zur Verfügung gestellt wird, T...1
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Zu Nummer 3

Zu Nummer 3

.Nummer 3 stellt klar, dass bei Nachprüfungsverfahren betreffend yorhaben nach § 2 bei­
der Auswahl der geeigneten Maßnahmen zur Beseiiigung der Rechtsverletzung und Ver­
hinderung der Schädigung der betroffenen Interessen der Zweck des § 1 und die besonde­
ren Interessen des § 3 angesichts der äußersten Dringlichkeit der Vorhaben und der Ge­
fährdung überragender öffentlicher Interessen zu berücksichtigen sind. Dies bedeutet, dass 
die Vergabekammer bei der Auswahl der Maßnahmen insbesondere das überragende In­
teresse an der schnellstmöglichen Umsetzung der Vorhaben nach § 2 in der Regel als aus­
schlaggebend berücksichtigen muss. Maßnahmen, die das Vergabeverfahren oder die Um­
setzung des Vorhabens verzögern, verlängern oder sogar vereiteln, sind daher in der Regel 
keine angemessenen Maßnahmen im Sinne der Nummer 3..

[ Formatiert: Schriftart: Arial

Zu Nummer 4

( Formatiert; Text

Formatiert: Schriftart: Arial

.Nummer 4 ergänzt § 169 GWB angesichts der äußersten Dringlichkeit der Vorhaben- 
nach § 2 und der Gefährdung überragender öffentlicher Interessen hinsichtlich der Vorab­
gestattung des Zuschlags durch die Vergabekammer. Sie hat dabei das überragende Inte­
resse an der schnellstmöglichen Umsetzung der Vorhaben zu berücksichtigen, wobei die­
ses Interesse bei Vorhaben nach § 2 in der Regel überwiegt und eine Vorabgestattung des 
Zuschlags erforderlich macht. Dies ist ein Aspekt des für die Beschleunigung der Vorhaben 
nach § 2 besonders wichtigen Elements des vorzeitigen Maßnahmenbeginns bzw. der Ein­
schränkung der aufschiebenden Wirkung von Entscheidungen (siehe dazu insbesondere 
§11).

Nummer 4 wird in der Praxis von Beschaffungen für Vorhaben nach § 2 jedoch nur dann 
zur Anwendung kommen, wenn nicht schon infolge der Zulässigkeit eines Verhandlungs­
verfahrens ohne Teilnahmewettbewerb und des schon bestehenden Entfalls der Informa­
tions- und Wartefrist ein wirksamer Zuschlag erfolgt ist, bevor Konkurrenten einen Nach­
prüfungsantrag stellen. Im Fall eines bereits wirksam erteilten Zuschlags gilt § 168 Absatz 2 
Satz 1 GWB und Rechtschutz ist gemäß § 135 GWB in Gestalt von Absatz 2 Nummer 3 bis 
5 zu gewähren,

Satz 1 und 2 gestalten die Abwägungsentscheidung über die Vorabgestattung des Zu­
schlags näher aus und folgen dabei der bestehenden Regelungssystematik in § 169 Absatz 
2 Satz 1,2 und 3 GWB, nach denen entsprechend der Fälle für verteidigungs- oder sicher­
heitsspezifische Aufträge im Sinne von § 104 GWB besonders zu berücksichtigende As­
pekte des Interesses der Allgemeinheit an einem raschen Abschluss des Vergabeverfah­
rens und der nachteiligen Folgen einer Verzögerung der Vergabe bis zum Abschluss der 
Nachprüfung als Abwägungsinteresse festgelegt werden. Eine entsprechende Systematik 
für die Abwägungsentscheidung ist in Absatz 3 Nummer 3 Satz 2 und Nummer 4 Satz 1 
vorgesehen.

Für Vorhaben nach § 2 sind deshalb nach Satz 1 der Zweck des § 1 und das besondere 
Interesse nach § 3 ergänzend in der Abwägung zu berücksichtigen. Mithin ist das überra­
gende Interesse an der schnellstmöglichen Umsetzung der Vorhaben nach § 2 angesichts 
der äußerst dringlichen Gründe und der Gefährdung überragender öffentlicher Interessen 
in die Entscheidung über die Vorabgestattung des Zuschlags einzubeziehen.
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Satz 2 legt zudem entsprechend der Systematik in § 169 Absatz 2 Satz 3 GWB angesichts 
der äußersten Dringlichkeit der Vorhaben nach § 2 und der Gefährdung überragender öf­
fentlicher Interessen fest, dass das besondere Interesse in der Regel überwiegt.

Satz 3 legt im überragenden Interesse der Beschleunigung und Gefährdungsabwehr fest, 
dass die Entscheidung über die Vorabgestattung unverzüglich und zwar längstens inner­
halb einer Woche zu treffen ist. Diese Regelungssystematik orientiert sich am bestehenden 
§ 176 Absatz 3 Satz 1,1. Halbsatz GWB, Die Frist kann nicht verlängert werden,

Satz 4 legt zudem fest, dass der Zuschlag dann auch unmittelbar und damit tatsächlich 
schneller als bisher nach § 169 Absatz 2 Satz 1 GWB erteilt werden kann, soweit die War­
tepflicht nicht noch läuft. Er setzt Artikel 2 Absatz 3 Satz 2 der Rechtsmittelrichtlinie 
89/665/EWG, Artikel 2 Absatz 3 Satz 2 der Sektoren-Rechtsmittelrichtlinie 92/13/EWG und 
Artikel 56 Absatz 3 Satz 2 der Verteidigungs- und Sicherheitsvergaberichtlinie 2009/81/EG 
um.

Soweit zu der Entscheidung ein isolierter Antrag an das Beschwerdegericht erfolgt, legt 
Satz 5 fest, dass bei der Entscheidung des Beschwerdegerichts dann ebenfalls das über­
ragende Beschleunigungs- und schnellstmögliche Umsetzungsinteresse angesichts der
Gefährdung eines überragenden öffentlichen Interesses nach § 1 und § 3 zu beachten sind.A... [ Formatiert: Schriftart: ÄriäF 

Zu Nummer 5
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Zu Nummer 5

.Nummer 5 stellt klar, dass die Vergabekammer Absatz 1 Nummer 4 bis 6 wegen der Ab-*:.,- - (Formatiert: Schriftart: Arial
weichungen von der bisherigen Ünwirksamkeitsfolge des § 135 Absatz i GWB beachten -
muss, wenn sie im Nachprüfungsverfahren einen Verstoß im Sinne des § 135 Absatz 1 
Nummer 1 oder 2 feststellt.

iFormatiert; Text

Statt der bisher automatischen gesetzlichen Folge der Unwirksamkeit bei Feststellung ei­
nes Verstoßes im Sinne des § 135 Absatz 1 Nummer 1 oder 2 GWB hat die Vergabekam­
mer zum einen gemäß Nummer 4 eine Abwägungsentscheidung über ein Absehen von der 
Unwirksamkeitsfolge gemäß den dortigen Voraussetzungen für die in der Abwägung, ins­
besondere der zu berücksichtigenden äußersten Dringlichkeit der Vorhaben nach § 2 und 
der Gefährdung überragender öffentlicher Interessen, zu treffen. In diesem Fall sowie bei 
der nun gemäß Nummer 5 vorgesehenen Unwirksamkeitsfolge allein für die Zukunft hat die 
Vergabekammer sie in ihrer Entscheidung zwingend alternative Sanktionen nach Num­
mere zu erlassen.

Zu-Absatz-3

Zu Absatz 3

^Absatz 3 trifft Regelungen zur sofortigen Beschwerde vor den Vergabesenaten der Ober--* 
landesgerichte ergänzend zu und abweichend von §§ 171 ff. GWB, Diese sollen jeweils 
unter Wahrung der richterlichen Unabhängigkeit die Verfahren angesichts der äußersten 
Dringlichkeit der Vorhaben nach § 2 und der Gefährdung überragender öffentlicher Interes­
sen erheblich beschleunigen und die Maßstäbe für Abwägungen anpassen und ergänzen. 
Zu den allgemeinen Grundsätzen wird auf die Einführung der Begründung zu Absatz 2 hin­
gewiesen.
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.Nummer 1 stellt lediglich klar, dass die Fiktionsvyirkung nach § 171 Absatz 2 bereits nach-1 
Abläufen der nach Absatz 3 Nummer 2 verkürzten Entscheidungsfrist der Vergabekammer 
von drei Wochen (ggf. verlängert um zwei Wochen) und nicht nach den bisherigen fünf 
Wochen plus etwaiger Verlängerung greift. Soweit die Vergabekammer bei Nachprüfungs­
verfahren über Beschaffungen für Vorhaben nach § 2 nicht Innerhalb der Frist von drei Wo­
chen (oder bei erfolgter Verlängerung von fünf Wochen) entschieden hat, gilt der Nachprü­
fungsantrag als abgelehnt. Diese Vorschrift dient der Beschleunigung der äußerst dringli­
chen Vorhaben angesichts der Gefährdung überragender öffentlicher Interessen. Keines­
falls ermächtigt sie Vergabekammern den Ablauf der Frist abzuwarten und nicht zu ent­
scheiden. Ziel ist es, dass die Vergabekammer innerhalb der gesetzlichen Fristen entschei­
det und zum Rechtsfrieden über die Vorhaben nach § 2 beiträgt..
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Zu Nummer 2

/ur weiteren Beschleunigung der Nachprüfungsverfahren angesichts der äußersten Dring-* 
lichkeit der Vorhaben nach § 2 und der Gefährdung überragender öffentlicher Interessen 
verkürzt Nummer 2 die Frist zur Einlegung der sofortigen Beschwerde auf eine Woche. 
Diese ist als Notfrist nicht verlängerbar. Angesichts des Zweckes nach § 1 und des beson­
deren Interesses nach § 3 ist es auch den Beschwerdeführenden zuzumuten, ihren Antrag 
äußerst eilig zu erstellen. Der Vortrag kann im Laufe des Beschwerdeverfahrens zur Ge­
währleistung effektiven Rechtschutzes grundsätzlich noch ergänzt werden..

Zti-NummcF 3
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Zu Nummer 3

.Nummer 3 ist zur Beschleunigung von Vorhaben nach § 2 in den Fällen besonders wichtig,* , 
in denen noch kein Zuschlag erteilt wurde, die Vergabekammer aber schon zugunsten des 
Auftraggebers in der Hauptsache entschieden hat. . ........

Satz 1 legt angesichts ihrer äußersten Dringlichkeit und der Gefährdung überragender öf­
fentlicher Interessen fest, dass bei Vorhaben nach § 2 die aufschiebende Wirkung der so­
fortigen Beschwerde schon nach einer Woche (statt wie sonst nach zwei Wochen) entfällt. 
Soweit sie durch das Beschwerdegericht verlängert wird, kann dies nur bis zum Ende der 
Entscheidungsfrist über die sofortige Beschwerde, mithin um sechs Wochen, erfolgen (zu­
sammen sieben Wochen aufschiebende Wirkung entspricht fünf Wochen Entscheidungs­
frist plus maximal zwei Wochen Verlängerung nach Nummer 7 Satz 1 und 2). .

Satz 2 legt fest, dass bei der Entscheidung über die Vorabgestattung des Zuschlags zu 
deren Gunsten auch § 1 und § 3 zu berücksichtigen sind, wobei das besondere Interesse 
nach § 3 in der Regel überwiegt. Dies entspricht für die besondere Eilbedürftigkeit der Vor­
haben nach § 2 der bereits bestehenden Regelungssystematik in § 173 Absatz 2 Satz 1,2 
und 3 GWB für die Abwägung bei verteidigungs- und sicherheitsspezifischen Aufträgen. Die 
Entscheidung des Beschwerdegerichtes sollte angesichts der äußersten Dringlichkeit von 
Vorhaben nach § 2 und der Gefährdung überragender öffentlicher Interessen daher regel­
mäßig zugunsten der Vorabgestattung des Zuschlags ausfallen. Eine entsprechende Sys­
tematik für die Abwägungsentscheidung ist in Absatz 2 Nummer 4 Satz 1 und 2 und in Num­
mer 4 Satz 1 vorgesehen. f...l .................................................. ......................................

Zu Nummer 4
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.Nummer 4 ist angesichts der äußersten Dringlichkeit der Vorhaben nach § 2 und der Ge--~, ■' Formatiert: Schriftart: Arial
fährdung überragender öffentlicher Interessen zur Beschleunigung dieser Vorhaben in den -------- . ’ ----------------
Fällen besonders wichtig, in denen noch kein Zuschlag erteilt wurde, die Vergabekammer [Formatiert: Text--------------

aber in der Hauptsache bei Vorhaben nach § 2 ausnahmsweise gegen den Auftraggeber 
entschieden hat. Der unterlegene Auftraggeber kann im Fall einer sofortigen Beschwerde 
dann gemäß § 176 GWB die Vorabentscheidung überden Zuschlag beim Beschwerdege­
richt beantragen.

Entsprechend der Systematik für die Abwägungsentscheidung in Absatz 2 Nummer 4 
Satz 1 und 2 und in Nummer 3 Satz 2 hat das Beschwerdegericht auch in diesen Fällen 
ergänzend zur bisherigen Regelungssystematik in § 176 Absatz 1 Satz 1, 2 und 3 GWB 
gemäß Satz 1 bei der Abwägung den Zweck nach § 1 und das besondere Interesse nach 
§ 3, welches in der Regel übenwiegt, zu berücksichtigen. Diese sind angesichts der äußers­
ten Dringlichkeit der Vorhaben nach § 2 und der Gefährdung überragender öffentlicher In­
teressen gemäß Satz 3 auch zu berücksichtigen, soweit das Beschwerdegericht aus­
nahmsweise die Entscheidungsfrist über den Antrag verlängert.

Satz 2 verkürzt die Entscheidungsfrist von bisher längstens fünf Wochen für Vorhaben nach 
§ 2 auf grundsätzlich eine Woche, um dem überragenden Beschleunigungsinteresse der 
Vorhaben nach § 2 gerecht zu werden. Die Verlängerungsmöglichkeit wird angesichts der 
äußersten Dringlichkeit von Vorhaben nach § 2 und der Gefährdung überragender öffentli­
cher Interessen der richterlichen Unabhängigkeit gerecht.. - | Formatiert: Schriftart: Arial
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Zu Nummer 5

.Nummer 5 bedingt für Vorhaben nach § 2 die Fiktjonsvyirkung des § 177 GWB nach einer«; 
negativen Entscheidung über die Vorabgestattung des Zuschlags ab. Dies trägt zum effek­
tiven Rechtsschutz und zur Wahrung der richterlichen Unabhängigkeit bei, indem nicht au­
tomatisch mit der äußerst schnell zu fällenden Eilentscheidung die Möglichkeit zur Haupt­
sacheentscheidung entfällt............................................................................ ......... .................... ■.......
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Zu Nummer 6

.Nummer 6 enthält angesichts der äußersten Dringlichkeit der Vorhaben nach § 2 und der--,...- 
Gefährdung überragender öffentlicher Interessen bestimmte Verfahrenserleichterungen zur 
Beschleunigung des Nachprüfungsverfahrens vor dem Vergabesenat.

Satz 1 ermöglicht unter bestimmten, im Einzelfall zu prüfenden Punkten eine Entscheidung 
nach Lage der Akten. Dieser Verzicht auf die mündliche Verhandlung erweitert die allge­
meinen Möglichkeiten nach § 175 Absatz 2 iVm § 65 Absatz 1 GWB. Durchführung oder 
Verzicht einer mündlichen Verhandlung über die sofortige Beschwerde sollen vor allem der 
schnellstmöglichen Durchführung des Nachprüfungsverfahrens betreffend ein Vorhaben 
nach § 2 dienen.

Satz 2 ermöglicht klarstellend ausdrücklich die Durchführung einer mündlichen Verhand­
lung im Wege der Bild- und Tonübertragung in Ergänzung zu den allgemeinen Möglichkei­
ten nach §§ 175 Absatz 2, 72 GWB iVm § 128a ZPO. Auch dies soll der Beschleunigung 
dienen. .

Zu-N ummer 7
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JSlummer 7 Satz 1 gibt vor, dass die Beschwerdeentscheidung bei der Nachprüfung von- 
Beschaffungen für Vorhaben nach § 2 angesichts ihrer äußersten Dringlichkeit und der Ge­
fährdung überragender öffentlicher Interessen erheblich beschleunigt, nämlich innerhalb 
einer Frist von fünf Wochen zu treffen ist, Sie hat ihr Vorbild insbesondere in der bereits 
bestehenden Frist für die Beschwerdegerichte zur Vorabentscheidung über den Zuschlag 
gemäß § 176 Absatz 3 GWB und der Entscheidungsfrist für die Vergabekammern nach 
§ 167 Absatz 1 GWB. Die Entscheidung des Beschwerdegerichtes nach § 176 Absatz 3 
GWB ist sogar unverzüglich und längstens innerhalb von fünf Wochen zu treffen. Die Re­
gelung in Satz 1 ist für die Flauptsacheentscheidung aber neu und betrifft die richterliche 
Unabhängigkeit. Sie ist angesichts des Zweckes nach § 1 und des besonderen Interesses 
nach § 3 sowie der insgesamt schnellstmöglichen Umsetzung der Vorhaben nach § 2 we­
gen ihrer äußersten Dringlichkeit und der Gefährdung überragender öffentlicher Interessen 
gerechtfertigt.

Die Frist ist zudem angemessen, da das Beschwerdegericht die Frist nach Satz 2 einmalig 
um zwei Wochen verlängern kann.

Satz 3 schränkt ebenfalls aus Gründen der überragend wichtigen Beschleunigung für Ent­
scheidungen über Vorhaben nach § 2 ein, dass das Beschwerdegericht stets in der Sache 
selbst entscheidet. Es kann daher nicht die Verpflichtung der Vergabekammer ausspre­
chen, unter Berücksichtigung der Rechtsauffassung des Gerichts über die Sache erneut zu 
entscheiden. LJ ............................................................. ....................................

Zu Nummer 8
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Zu Nummer 8

.Gemäß Nummer 8 hat das Beschwordegerichl entsprechend der Regelung für die Verga-- 
bekammern in Absatz 2 Nummer 5 zu beachten, dass es bei Feststellung eines Verstoßes 
im Sinne des § 135 Absatz 1 Nummer 1 oder 2 GWB eine Abwägungsentscheidung nach 
Absatz 1 Nummer 4 Satz 1 und 2 zu treffen und alternative Sanktionen nach Absatz 1 Num­
mer 4 Satz 3 oder Nummer 5 Satz 2, jeweils in Verbindung mit Nummer 6, in seiner Ent­
scheidung zu erlassen hat.. ........................................ ;
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Zu Absatz 4

/rufgrund des Zweckes im Sinne des § 1 und des besonderen Interesses nach § 3 liegen* 
bei Vorhaben nach § 2 besondere Ümstände für den Abschluss von Verträgen über dies­
bezügliche Lieferungen und Leistungen vor (vgl. § 55 Absatz 1 Satz 1 Bundeshaushalts­
ordnung (BHO), § 30 Satz 1 Haushaltsgrundsätzegesetz (HGrG)). Satz 1 regelt daher, dass 
bei öffentlichen Aufträgen des Bundes abweichend von § 55 Absatz 1 Satz 1 BHO bei Vor­
haben nach § 2 unterhalb der EU-Schwellenwerte nach § 106 GWB keine öffentliche Aus­
schreibung oder beschränkte Ausschreibung mit Teilnahmewettbewerb und auch kein 
sonstiger Teilnahmewettbewerb durchzuführen ist. Insbesondere ist damit auch keine Ver­
handlungsvergabe mit Teilnahmewettbewerb durchzuführen. Diese Ausnahme wegen be­
sonderer Umstände im Sinne von § 55 Absatz 1 Satz 1 BHO (bzw. § 30 HGrG) ist für Vor­
haben nach § 2 gerechtfertigt, da mit dem Zweck des § 1 und dem besonderen Interesse 
nach § 3 eine äußerste Dringlichkeit der Vorhaben und eine Gefährdung überragender öf­
fentlicher Interessen vorliegen, die ein Absehen von einem förmlichen Vergabeverfahren 
rechtfertigen.
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Satz 2 stellt klar, dass bei öffentlichen Aufträgen für Vorhaben nach § 2 unterhalb der EU- 
Schwellenwerte auch nicht nach einheitlichen Beschaffungsrichtlinien zu verfahren ist.

Beschaffungsstellen, die dem Bund zuzurechnen sind, haben aufgrund Satz 1 und 2 wäh­
rend der Laufzeit nach § 15 bei Beschaffungen für Vorhaben nach § 2 damit auch nicht die 
in Ziffer 2 derVerwaltungsvorschrift zu § 55 BHO angeordneten detaillierten Verfahrensre­
geln der Unterschwellenvergabeordnung (UVgO) und des ersten Abschnitts der VOB/A an­
zuwenden.

46

Daneben bestehende etwaige Anforderungen, etwa im Einzelfall aufgrund eines grenzüber­
schreitenden Interesses, bleiben unberührt. Gründe für einen Verzicht auf einen öffentli­
chen Teilnahmewettbewerb sind entsprechend der Feststellungen des § 9 Absatz 1 Num­
mer 7 (einschließlich seiner Begründung) aber auch dabei stets zu berücksichtigen.

Die Länder können für ihr Haushaltsvergaberecht entsprechende Regelungen schaffen. 4 

Zu Absatz 5

Zu Absatz 5

.Es ist nicht ausgeschlossen, dass die Vergabe von öffentlichen Aufträgen und Konzessio-* 
nen für Vorhaben nach § 2 nicht einer Nachprüfung gemäß Absatz 2 und 3 unterliegt (etwa 
bei Beschaffungen unterhalb der EU-Schwellenwerte oder soweit Bereichsausnahmen vom 
Vergaberecht vorliegen). In diesen Fällen schreibt Absatz 5 Satz 1 angesichts der äußers­
ten Dringlichkeit der Vorhaben nach § 2 und der Gefährdung überragender öffentlicher In­
teressen dennoch die Berücksichtigung aller möglichen Beschleunigungspotentiale im 
Rechtsschutzverfahren vor. Insbesondere sind bei Abwägungsentscheidungen, etwa im 
vorläufigen Rechtsschutz, der Zweck gemäß § 1 und das besondere Interesse nach § 3 als 
besonderes Allgemeininteresse beziehungsweise öffentliches Interesse zu berücksichti­
gen, um eine schnellstmögliche Realisierung auch dieser Vorhaben wegen ihrer äußersten 
Dringlichkeit und der Gefährdung überragender öffentlicher Interessen zu erleichtern.
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Satz 2 stellt klar, dass Satz 1 für die Geltendmachung von Schadensversatzansprüchen 
keine Anwendung findet. Die Sekundäransprüche können nach den allgemeinen Grunds­
ätzen ohne besonderes Beschleunigungsinteresse verfolgt werden. Dafür sind in der Regel 
die ordentlichen Gerichte zuständig (vgl. §§ 156 Absatz 3,179 Absatz 1 GWB).

Zu § 10

Zu § 10 (Weitere Verfahrensanordnunqen)

jyiit dem Planungssicherstellungsgesetz (PlanSiG) werden formwahrende Alternativen für* , . - -1 Formatiert: Schriftart: Arial 
Verfahrensschritte in Zulassungsverfahren sowie in besonderen Entscheidungsverfahren . —■—*—
zur Verfügung gestellt. Soweit es um die Bekanntmachung von Unterlagen und anderen [Formatiert: Text-------------
Informationen geht, sollen diese über das Internet zugänglich gemacht werden. Als Ersatz 
für durchzuführende Erörterungstermine, mündliche Verhandlungen oder Antragskonferen­
zen wird das Instrument einer Online-Konsultation eingeführt. Durch diese - zeitlich befris­
tete - Form der Beteiligung wird sichergestellt, dass Informationen unmittelbar allen Betei­
ligten zur Verfügung stehen.

Für die Verfahren nach diesem Gesetz sind die Vorschriften für die ortsüblichen und öffent­
lichen Bekanntmachungen (§ 2 PlanSiG), die Auslegung von Unterlagen oder Entscheidun­
gen (§ 3 PlanSiG) sowie Erörterungstermine, mündliche Verhandlungen und Antragskon­
ferenzen (§ 5 PlanSiG) relevant. Damit wird dem Erfordernis der Beschleunigung der
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Zulassungs- und Vergabeverfahren nach diesem Gesetz mit bereits bewährten Vorschriften 
Rechnung getragen., , Formatiert; Schriftart: Arial

Zu-§-ll

Die in § 2 Absatz 1 Salz 1 und § 3 Absatz 1 Satz 1 PlanSiG anaeordnete Einschränkung
auf solche Bekanntmachungen und Auslegungen, deren Frist am 31. Dezember 2022 en­
det. wird durch § 10 Absatz 1 und 2 für Bekanntmachungen und Auslegungen nach diesem 
Gesetz aufgehoben. Darüber hinaus führt die starre Verweisung auf §5 2. 3 und 5 PlanSiG
dazu, dass diese auch über das Außerkrafttreten des PlanSiG hinaus weiterhin Anwendung
finden.

Zu S 11 (Rechtsbehelfef

Zu Absatz 1

J,O.Abs_atzlwird_ diesgfortigeygnzjehun^gesetelichangeqrdnebEshandeJtsjchumVqr-^ 
haben, deren zeitnahe Realisierung für die Gewährleistung der Versorgungssicherheit von 
großer Bedeutung ist. Sie sind gemäß § 2 aus Gründen eines überragenden öffentlichen 
Interesses erforderlich. Teilweise greift bereits eine gesetzliche Anordnung der sofortigen 
Vollziehung (z.B. § 43e EnWG für LNG-Anbindungsleitungen). Diese gesetzliche Anord­
nung wird auf alle Entscheidungen im Zusammenhang mit Vorhaben nach § 2 dieses Ge­
setzes ausgedehnt. Die Vorschrift trägt somit dem Interesse des Vorhabenträgers an Pla­
nungssicherheit Rechnung. Ausreichender Rechtsschutz entsprechend Artikel 19 Absatz 4 
des Grundgesetzes (GG) ist gewährleistet, da den Betroffenen die Möglichkeit bleibt, die 
Anordnung der aufschiebenden Wirkung nach § 80 Absatz 5 der Verwaltungsgerichtsord­
nung (VwGO) zu beantragen.
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Zu Absatz 2

Zu Absatz 2

/Absatz 2 regelt das Vorgehen, falls nachträglich Tatsachen eintreten, die die Anordnung*;, 
der aufschiebenden Wirkung rechtfertigen.

Zu Absatz 3
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Zu Absatz 3

/Absatz 3 stellt klar, dass der bestehende Rechtsschutz im Übrigen durch dieses Gesetz* 
nicht berührt wird. Damit wird auch klargestellt, dass der Rechtsschutz nach Artikel 9 Absatz 
2 des Übereinkommens über den Zugang zu Informationen, die Öffentiichkeitsbeteiligung 
an Entscheidungsverfahren und den Zugang zu Gerichten in Umweltangelegenheiten (Aar- 
hus-Konvention) weiter gewährleistet wird.

Zu Absatz 4

Zu Absatz 4

Jm Anwendungsbereich des § 9 Absatz 2 und 3 gi|t § 11 nicht. § 9 Absatz 2 und 3 sind die*x.. - ( Formatiert: Schriftart: Arial 
spezielle Regelung für die Nachprüfung von öffentlichen Aufträgen und Konzessionen f Formatiert: Text
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durch Auftraggeber oberhalb der EU-Schwellenwerte. Außerhalb des Anwendungsberei­
ches von § 9 Absatz 2 und 3 ist § 9 Absatz 5 zu beachten.^
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Zu § 12

Zu § 12 (Zuständigkeit des Bundesverwaltungsgerichts)

JDurch die mit § 12 geschaffene Zuständigkeit des BundesverwaItungsgehchts wird eine-1.,...• j Formatiert: Schriftart; Arial
einheitliche Befassung und Entscheidungsgeschwindigkeit für Entscheidungen gewährleis- ' --------------- 1-------------------
tet, die Vorhaben nach § 2 betreffen.

Die erstinstanzliche Zuständigkeit des Bundesverwaltungsgerichts stellt eine Ausnahme 
dar. Sie ist aber im vorliegenden Fall geboten. Denn nur auf diese Weise wird eine erhebli­
che Verfahrensbeschleunigung erzielt, indem die Dauer möglicher gerichtlicher Verfahren 
verkürzt wird. Im Vergleich zum Rechtschutzverfahren vordem (Ober-) Verwaltungsgerich­
ten entfällt das Risiko eines anschließenden Revisionsverfahrens beim Bundesverwal­
tungsgericht. In einem Revisionsverfahren ist es möglich, dass das Revisionsgericht das 
Verfahren wieder an das (Ober-) Verwaltungsgericht verweist, um eine weitere Sachaufklä­
rung zu ermöglichen. Dieses kann letztendlich zu einer erheblichen Verzögerung bezüglich 
der Realisierung der erforderlichen LNG-Vorhaben führen.

Indem das Bundesverwaltungsgericht die abschließende Entscheidungsbefugnis über die 
Auslegung und Anwendung des relevanten Rechts für den LNG-Ausbau hat, wird eine ein­
heitliche Rechtsauslegung gewährleistet, was letztendlich der Verfahrensbeschleunigung 
dient. Der LNG-Ausbau ist erforderlich, um die Versorgungssicherheit zu gewährleisten.
Eine sichere Energieversorgung ist von überragender Bedeutung für das gesamtstaatliche 
Gemeinwohl. Deshalb muss schnellstmögliche Rechts- und Planungssicherheit erzielt wer­
den.

Könnte der Planfeststellungsbeschluss für ein solches Vorhaben vor dem Bundesverwal­
tungsgericht angegriffen werden, während der vorzeitige Baubeginn den normalen Instan­
zenzug durchlaufen müsste, könnte der Beschleunigungseffekt der Rechtswegverkürzung 
zunichtegemacht werden. Daher bezieht sich die Zuständigkeit auch auf alle mit dem Vor­
haben zusammenhängenden Entscheidungen.

Dieses Gesetz betrifft eine überschaubare Anzahl von Fällen. Es geht nur um die zeitnah 
zu realisierenden LNG-Vorhaben an maximal sechs Standorten, Diese Vorhaben sind in 
§-^ und in der Anlage abschließend aufgelistet. Nur für diese Vorhaben gilt die erstinstanz- . . ( Formatiert Schriftart: Arial 
liehe Zuständigkeit. Durch die begrenzte Anzahl von Vorhaben wird die Zuständigkeitsbe­
gründung in quantitativer Hinsicht begrenzt. Im Ergebnis ist damit das Regel-Ausnahme- 
Prinzip gewahrt. Nach der derzeit möglichen Prognose ist davon auszugehen, dass durch 
die Verweisung an das Bundesverwaltungsgericht keine unvertretbaren Beeinträchtigun­
gen der Kernaufgaben des Bundesverwaltungsgerichts als Revisionsgericht ausgelöst wer­
den.

Insgesamt ist die ausnahmsweise Verlagerung zum Bundesverwaltungsgericht erforderlich, 
um auch bei der Ausgestaltung des Verwaltungsgerichtsverfahrens einen notwendigen Bei­
trag zur erforderlichen Beschleunigung des Ausbaus der LNG-Infrastruktur zu leisten.
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Zu Absatz 1

Zu S 13 (überqanqsreqelunqen)

Zu Absatz 1

Auch bereits begonnene Zulassungsverfahren für die Errichtung und die Inbetriebnahme* 
von Anlagen für Flüssigerdgas, für die dafür notwendigen Gewässerausbauten oder Ge­
wässerbenutzungen sowie von Leitungen sollen mit Hilfe der in diesem Gesetz geregelten 
Verfahrenserleichterungen weitergeführt werden können. Ein bereits begonnener Verfah­
rensschritt, der noch nicht abgeschlossen wurde, ist in diesem Fall jedoch nach neuem 
Recht zu wiederholen, es sei denn, er kann nach neuem Recht entfallen. Durch den Neu­
beginn des Verfahrensschritts, der nach diesem Gesetz geltenden Regelung, soll gewähr­
leistet werden, dass ein Wechsel auf die nach diesem Gesetz geltenden Verfahrensvor- 
schiften nicht während der Durchführung eines laufenden Verfahrensschrittes zu einer Frist­
verkürzung führt.
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Zu Absatz 2

Zu Absatz 2

J^ach Absatz 2 soll der yerfahrensschritt nach altem Recht vyeitergeführt und beendet vyer-* 
den, wenn dies zur Beschleunigung des Verfahrens beiträgt..
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Zu Absatz 3

/Absatz 3 legt fest, dass Verfahrensschritte, die nach Inkrafttreten dieses Gesetzes bereits­
begonnen, aber noch nicht beendet wurden, weiterhin nach den Vorschriften dieses Geset­
zes durchgeführt werden können. Die Regelung bildet somit das Gegenstück zur Regelung 
des Absatzes 1 Satz 1.,
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Zu Absatz 4

/Absatz 4 stellt klar, dass Fehlervorschriften (z.B. § 4 Abs. 1 UmwRG) keine Anwendung* 
finden, wenn der Verfahrensschritt nach diesem Gesetz vollständig entfallen kann. So kann 
beispielsweise das Fehlen der Umweltverträglichkeitsprüfung nicht gerügt werden, wenn 
sie nach diesem Gesetz entfallen kann..
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Zu Absatz 5

yergabeverfahren werden regelmäßig nach dem Recht zu Ende geführt, das zum Zeitpunkt- 
der Einleitung des Verfahrens galt (vgl. § 186 Absatz 2 GWB). Das ist für Vorhaben nach 
§ 2 angesichts ihrer äußersten Dringlichkeit und der Gefährdung überragender öffentlicher 
Interessen aufgrund des Zweckes des Gesetzes nach § 1 und dem besonderen Interesse 
nach § 3 nicht sachgerecht. Sie sollen daher nach Satz 1, auch wenn sie bereits begonnen 
haben, grundsätzlich mit den Verfahrenserleichterungen und Beschleunigungsvorteilen des 
§ 9 durchgeführt werden können. Für materielle Regelungen, die an diese besondere Dring­
lichkeit anknüpfen (Losverzicht, Dringlichkeitsvergabe), kann dies aber nur für Vorhaben 
gelten, die nach dem Angriff Russlands gegen die Ukraine begonnen haben.
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Satz 2 stellt klar, dass für Vorhaben nach § 2 insbesondere auch die Regelungen zur be­
schränkten Unwirksamkeitsfolge und zum beschleunigten Rechtsschutz Anwendung finden 
müssen, um für sie schnell Rechtssicherheit erreichen zu können, selbst wenn das Verga­
beverfahren bereits vor Inkrafttreten des Gesetzes abgeschlossen war bzw. der Zuschlag 
bereits vorher erfolgt ist.

Es wäre -aber unangemessen, der Vergabekammer oder dem Beschwerdegericht rückwir­
kend beginnende Fristen aufzuerlegen, so dass nach Satz 3 dann mit Inkrafttreten des Ge­
setzes die neuen Fristen laufen, soweit im Sinne der Beschleunigung nicht die bisher gel­
tenden Fristen schon vorher ablaufen.
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Zu-§-14

Zu Absatz 1

Zu § 14 (Inkrafttreten. Außerkrafttreten)

Zu Absatz 1

Aufgrund der Eilbedürftigkeit des Gesetzes ist ein schnellstmögliches Inkrafttreten nach der- „ 
Verkündung erforderlich. t

Zu Absatz 2
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Zu Absatz 2

.Das Gesetz zielt darauf ab, eine drohende yersorgungskrise mit Gas durch beschleunigte*;... - - ( Formatiert: Schriftart: Arial
Verfahren abzuwenden. Aus diesem Grund sowie zur Umsetzung der Klimaschutzziele und - r—------- ;——------------------
der Einhaltung der Maßgaben des Bundes-Klimaschutzgesetzes, ist das Gesetz zu befris- [ orma iert; Text-----------
ten. Zur Sicherstellung, dass alle nach diesem Gesetz begonnenen Verfahrensschritte nach 
den Bestimmungen dieses Gesetzes zu Ende geführt werden, treten die Übergangsvor­
schriften erst zu einem späteren Zeitpunkt außer Kraft.

Um einen einheitlichen Rechtsschutz für alle, auch später eintretende Verfahren nach die­
sem Gesetz zu gewährleisten, treten diesbezügliche Regelungen nicht außer Kraft.

Die Regelung stellt sicher, dass auch § 5 Absatz 2 und § 9 Abs. 2, 3 und 5 nicht Außerkraft- _______________ ______
außer Kraft treten. Dies ist erforderlich, da § 5 Absatz 2 auch nach Außerkrafttreten des .---| Fnmiatiort- ^i-hrirtart- Arial 
Gesetzes weiter Wirkung entfaltet.

Zur-Af>la§e 

Zu der Anlage

Jn der Anlage werden im Hinblick auf die Erfüllung des Gesetzeszwecks besonders geeig-* Formatiert; Schriftart: Arial
net erscheinende Standorte abschließend aufgelistet. Es kann davon ausgegangen wer- ~-----------------
den, dass die darin enthaltenen Vorhaben nach § 2 Absatz 1 einen wesentlichen Beitrag L °-nlatle--------------
zur Sicherung der Versorgung Deutschlands mit LNG leisten können.

Die aufgelisteten Vorhaben umfassen dabei neben den ausdrücklich benannten Anlagen 
nach § 2 Absatz 1 Nummer 1, Nummer 2 und den Leitungen nach § 2 Nummer 3 auch 
damit in unmittelbarem Zusammenhang stehende Gewässerausbauten nach Nummer 4.
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Verbindlichen Festlegungen über die Ausführung eines Vorhabens oder den konkreten Ver­
lauf der Leitungen werden insoweit jedoch nicht getroffen.
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